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Pressemitteilungen 2017
05/2017 „Beginn des neuen Projektes für mehr Intensivierung unserer Verbands-

arbeit und mehr Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen“
06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestags-

wahl 2017“
07/2017 „Spendenaufruf für die Anwalts- und Gerichtskosten in Bezug auf den 

Rechtsstreit der Familie Walte mit der Stadt Duisburg über die Mehrkos-
ten der Pflege der gehörlosen Frau Walte““

08/2017 „Offizielle Bekanntgabe zum erstmaligen staatlichen barrierefreien Notruf 
rund um die Uhr von der Bundeswirtschaftsministerin Brigitte Zypries am 
18.07.2017“

09/2017 „Malu Dreyer, Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz und Vorsitzende 
der Rundfunkkommission der Länder, ist unsere Schirmherrin für die 
Fachtagung „Barrierefreie Medien“

10/2017 „Die Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit 
Antworten der bundespolitischen Parteien“ kann als eine Entscheidungs- 
und Orientierungs-hilfe zur Bundestagswahl dienen.“

11/2017 „Unsere Feier zum 90-jährigen Jubiläum“
12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behinderten- 

und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“
13/2017 „Der Untertitelausbau darf nicht stagnieren und die Gebärdensprache darf 

nicht im Internet „versteckt“ sein – intensiver Austausch bei der Fachta-
gung „Barrierefreie Medien“ über mehr Barrierefreiheit im Fernsehen“

14/2017 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. feierte am 21.10.2017 in Bremen 
sein 90-jähriges Jubiläum.“

15/2017 „Großartige, unvergessliche und erfahrungsreiche Ergebnisse der 3. 
Internationalen Konferenz des Weltverbandes der Gehörlosen, vom 8.-10. 
November 2017 in Budapest“

16/2017 „Schon zum 13ten Mal fand das Seniorenseminar des Deutschen Gehör-
losen-Bundes vom 07. bis 09. November 2017 in Dresden statt.“

Kulturtage- Pressemitteilung 01/2017 „Neue Leitung für die 6. Deutschen Kultur-
tage der Gehörlosen“

Pressemitteilungen 2018
01/2018 „Der CI-Zwang für gehörlose Kinder ist nicht mit der UN-Behinderten-

rechtskonvention vereinbar. – Unsere Aktivitäten bezüglich der aktuellen 
Situation um das Cochlea-Implantat“

02/2018 „Unsere Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreier Notruf“ ist  
endlich da!“

03/2018 „Neue Services der Deutschen Bahn für Gehörlose und andere Menschen 
mit Hörbehinderungen.“

04/2018 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. fordert die Verpflichtung statt die 
Freiwilligkeit zur digitalen Barrierefreiheit im privaten Sektor!“

05/2018 „Aktueller Stand zum Umsetzungsprozess der UN-Behindertenrechtskon-
vention in Deutschland“

06/2018 „Die Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ als ein Instru-
ment zur Aufklärung und Sensibilisierung“

07/2018 „Durch Gebärdensprache gehört jeder ganz natürlich dazu!“ lautet das ge-
meinsame Motto des Internationalen Tages der Gebärdensprachen und der 
Internationalen Woche der Gehörlosen vom 23. bis 30. September 2018“
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08/2018 „Das 2. Staatenprüfverfahren zur UN-Behindertenrechtskonvention in 
Deutschland ist bereits gestartet.“

09/2018 „Der Besuch des österreichischen Bundespräsidenten, Alexander van der 
Bellen, war der Höhepunkt der EUD-Mitgliederversammlung“

10/2018 „Mit dem SQAT-Verfahren können Gehörlose sich an die Schlichtungsstelle 
wenden, wenn ein Konflikt, eine Benachteiligung oder eine kommunikati-
ve Barriere mit Trägern öffentlicher Gewalt des Bundes entstanden ist.“

11/2018 „Hauptziel des Fachtreffens am 20.09.2018 in Hannover: Anerkennung 
und Umsetzung der Deutschen Gebärdensprache als Unterrichtsfach an 
den Förderschulen und als Wahlpflichtfach der Fremdsprache an den all-
gemeinbildenden Schulen“

12/2018 „Deutscher Gehörlosen-Bund hat neues Präsidium gewählt – Helmut 
Vogel bleibt Präsident“

13/2018 „Zwang zu einer CI-Operation als äußerst bedenkliche Entscheidungs-
grundlage“ und „Förderung der bimodal-bilingualen Erziehung mit Ge-
bärdensprache für Kinder mit Hörbehinderungen“ sind die Schwerpunkte 
der Fachtagung des DGB mit dem Thema „Cochlea Implantat – Realitäten 
ohne Zwang“ am 28.11.2018 in Berlin.“

14/2018 „Klare Antwort und Bestätigung der Fachtagung „Cochlea Implantat - 
Realitäten ohne Zwang“: Gegen CI-Zwang und für eine bimodal-bilinguale 
Förderung mit Gebärdensprache zum Wohle aller Kinder mit Hörbehinde-
rung!“

Kulturtage- Pressemitteilung 01/2018 „Personalveränderungen im Organisations-
team der Kulturtage“

Kulturtage- Pressemitteilung 02/2018 „Eröffnung der 6. Deutschen Kulturtage der 
Gehörlosen am 17.05.2018 in Potsdam“

Pressemitteilungen 2019
01/2019 „Vorstellung der politischen Arbeitsstruktur und des Organigramms des 

Deutschen Gehörlosen-Bundes“
02/2019 „Bekanntgabe des Datums und des Mottos zu 7. Kulturtagen 2022 – Auf-

ruf zum Logo-Wettbewerb“
03/2019 „Großer Applaus zum dritten Platz von Benjamin Piwko bei der „Let’s 

Dance“!“
04/2019 „18. Weltkongress des Weltverbandes der Gehörlosen (WFD) eröffnet.“
05/2019 „Eröffnungsfeier des 18. Weltkongresses der Gehörlosen“
06/2019 „Neuer Vorstand des Weltverbandes der Gehörlosen (2019-2023) ge-

wählt“
07/2019 „zur bundesweiten Einführung der DGS-Sprachzertifizierung“
08/2019 „Gebärdensprachrechte für alle!“ – so lautet das Motto des diesjährige 

Internationalen Tages der Gebärdensprachen und der Internationalen 
Woche der Gehörlosen, die vom 23. bis zum 29. September 2019 zum 
zweiten Mal stattfinden.“

09/2019 „Der Forderungskatalog des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. als ein 
wichtiges Handlungsinstrument zur politischen Verbandsarbeit“

10/2019 „Abbau kommunikativer Barrieren als Voraussetzung für soziale Teilhabe 
– E-Learning-Programm für Deutsche Gebärdensprache“

11/2019 „4. Bildungskongress vom 11.-12. September 2020 in Landshut: „Bimo-
dal-bilinguale Bildung verstehen, erleben und voranbringen“

Pressemitteilungen 2020
01/2020 „Menschen mit Hör- und Sprachbehinderungen brauchen mehr staatliche 

Sicherheit und staatlichen Schutz in Notfall- bzw. Gefahrensituationen!“
02/2020 „Krankenhäuser sind seit 01.01.2020 nicht mehr für die Dolmetscherkos-

ten zuständig, sondern die Krankenkassen“
03/2020 „Das Verwenden von Mund-Nase-Masken ohne und mit Sichtfenster 

erschwert die Kommunikation zwischen Hörenden und Gehörlosen. Die 
Möglichkeiten der Kommunikation müssen vielfältiger sein!“

04/2020 „Die Dokumentation zur Fachtagung „Cochlea Implantat – Realitäten 
ohne Zwang“ ist erschienen!“
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Stellungnahmen Jahr 2017
01/2017 „Wir wollen Achterbahn im Freizeitpark „Phantasialand“ mitfahren! Wir 

fordern sofortige Aufhebung des Achterbahn-Verbots für Menschen mit 
Hörbehinderungen!“

02/2017 „Zur aktuellen Diskussion bezüglich des Versuchs, gegen den Willen der 
gehörlosen Eltern gerichtlich durchzusetzen, einem gehörlosen Kind ein 
Cochlea-Implantat einzusetzen“

Stellungnahmen Jahr 2018
01/2018 „Koalitionsverhandlungen: Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. fordert 

Nachbesserungen und die Aufnahme unserer Forderungen in den neuen 
Koalitionsvertrag“

02/2018 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. ist mit der Antwort der Bundes-
regierung bezüglich „Arbeitsassistenz“ nicht zufrieden und strebt weiter 
an, die Teilhabe am Arbeitsleben zu verbessern und die Kommunikation 
sicherzustellen.“

03/2018 „Der bisherige Standard des Behindertengleichstellungsgesetzes darf 
nicht durch die Umsetzung der EU-Richtlinie 2016/2012 für Menschen mit 
Hörbehinderungen verschlechtert werden.“

04/2018 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V und die Gehörlosengemeinschaft 
Sachsen-Anhalt e. V. halten das Verbot der Gebärdensprache auf der 
Bühne bei einer Jugendweihefeier für diskriminierend.“

05/2018 „Behindertenpolitik im Koalitionsvertrag aus der Sicht des Deutschen Ge-
hörlosen-Bundes e. V.“

06/2018 „Der Telefonvermittlungsdienst in Schrift- und Gebärdensprache soll 
für Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderungen ab dem 
01.01.2019 bundesweit kostenfrei genutzt werden können!“

Stellungnahmen Jahr 2019
01/2019 „Vorab-Stellungnahme zur künftig geplanten 7. Versorgungsmedizinischen 

Änderungsverordnung“
02/2019 „Kritik an der neuen Regelung der Bahn für Menschen mit Behinderun-

gen“
03/2019 „Keine gute Aufklärung bzw. Sensibilisierung bei der SOKO München 

Folge „Stille Liebe“!“
04/2019 „Novellierung des Filmförderungsgesetzes“
05/2019 „Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Barrierefreie-Informations-

technik-Verordnung (BITV 2.0)“
06/2019 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund nimmt Stellung zu den Zahlen der 

Schwerbehindertenstatistik – 0,1 Prozent der Gesamtbevölkerung sind 
gehörlos, also ca. 83.000 Menschen in Deutschland“

07/2019 „Stellungnahme zum überarbeiteten Entwurf für einen Medienstaatsver-
trag“

08/2019 „zum Entwurf eines Gesetzes für bessere und unabhängigere Prüfungen 
(MDK-Reformgesetz) BT-Drs. 19/13397 und zur öffentlichen Anhörung zur 
Reform des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) am 
14.10.2019“

Stellungnahme 09/2019 „Musikperformance und Empowerment“

Stellungnahmen Jahr 2020
01/2020 „zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Justizvergü-

tungs- und -entschädigungsgesetztes (JVEG-Änderungsgesetz 2020)“
03/2020 „Fehlender Zugang zu gesundheitlichen Informationen über das Corona-

virus in Gebärdensprache und mit Untertiteln“
04/2020 „Bereitstellung von gesundheitsrelevanten Informationen zur Corona-Kri-

se in Gebärdensprache und mit Untertiteln: zum aktuellen Stand“

Berichte 2019
01/2019 „Monatsbericht des Präsidiums zum Januar 2019“
02/2019 „Monatsbericht des Präsidiums für Februar 2019“
03/2019 „Präsidiumssitzung vom 01. bis 03. März 2019 in Berlin“
04/2019 „Treffen der Arbeitsgruppe „Struktur des DGB“ am 09.03.2019 in Kassel“
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05/2019 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für März und April 
2019“

06/2019 „1. Norddeutschen Gehörlosen-Seniorentreff vom 14.-16. Juni 2019 in 
Hamburg“

07/2019 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Mai und Juni 2019“
08/2019 „Arbeitstagung des Deutschen Gehörlosen-Bundes vom 28.-29.06.2019 in 

Frankfurt/Main“
09/2019 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Juli und August 

2019“
10/2019 „2. Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks und Frei-

zeitunternehmen (VDFU) am 18.07.2019 in Berlin“
11/2019 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für September 2019“
12/2019 „Fachtagung von der Deutschen Gesellschaft der Hörbehinderten: „Ge-

bärdensprache an Schulen jetzt!“ am 18.11.2019 in Berlin“
13/2019 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Oktober, Novem-

ber und Dezember 2019“

Berichte 2020
01/2020 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Januar 2020“
02/2020 „Tagungsbericht über den Weltkongress des WFD“
03/2020 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Februar, März, 

April, Mai und Juni 2020“ 

Life InSight  Artikel
März/April 2017 - Nr. 87 „Im Interview (Teil 1) Dr. Ulrike Gotthardt“
Mai/Juni 2017 - Nr. 88 „Im Interview (Teil 2) Dr. Ulrike Gotthardt“
Juni/Juli 2017 - Nr. 89 „Gebärdensprache Demo in Karlsruhe“
August 2017 - Nr. 90 „Neuigkeiten vom Deutschen Gehörlosenbund e. V.“
November 2017 - Nr. 92 „90 Jahre Deutscher Gehörlosenbund“
März/April 2018 - Nr. 95 „Helmut Vogel im Interview“ 
August 2018 - Nr. 98 „Arbeitsassistenz: Der Deutsche Gehörlosen-Bund will mehr“
August 2018 - Nr. 98 „2. Staatenprüfung Deutschland im September“
Sep./Okt. 2018 - Nr. 99 „Der Regierungsentwurf zur Teilhabe“
Nov. 2018 - Nr. 100 „Fachtreffen: Gebärdensprache als Unterrichtsfach“
Nov. 2018 - Nr. 100 „Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes“
Dez. 18 / Jan. 19 - Nr. 101 „Fachtagung Cochlea Implantat: Realität ohne Zwang“
Februar 2019 - Nr. 102 „Helmut Vogel im Interview“
Mai 2019 - Nr. 104 „Steffen Helbing im Interview“
August 2019 - Nr. 106 „83.000 Gehörlose Menschen leben in Deutschland“
Nov. 2019 - Nr. 108 „Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes“
Mai 2020 - Nr. 112 „Helmut Vogel im Interview“
August 2020 - Nr. 114 „Daniel Büter im Interview“

DGZ Artikel
DGZ 11 - 2017 „Verjährt, nicht versöhnt“
DGZ 01 - 2018 „Herber Schlag“
DGZ 02 - 2018 „Der Druck ist natürlich da“
DGZ 06 - 2018 „Früher war mehr Lametta“
DGZ 10 - 2018 „Beim DGB wird neu gewählt“
DGZ 11 - 2018 „Ein Neuanfang ohne Altlasten“
DGZ 11 - 2018 „Packt die Reformen an!“
DGZ 12 - 2018 „Realitäten ohne Politiker“
DGZ 04 - 2019 „Die Karten auf den Tisch“
DGZ 11 - 2019 „Verteilt auf viele Schultern“
DGZ 04 - 2020 „Wir müssen das gemeinsam aushalten“

Richtlinie für die Förderung der Partizipation von Menschen mit 
Behinderungen 
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Die Partizipationsförderung ist ein neu-
es Instrument in der Behindertenpolitik 
bzw. in der Behindertenselbstvertretung 
und wurde 2016 auf den Weg gebracht. 
Grundlage hierfür war der Paragraf 19 
des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BGG), welcher bei der Novellierung des 
BGG eingefügt wurde. Paragraf 19 er-
möglichte somit die Partizipationsförde-
rung, die dann ab 2017 umgesetzt wurde. 

Den Selbstvertreterorganisationen aus 
dem Bereich der Menschen mit Behinde-
rung wurde damit eine neue Möglichkeit 
gegeben, ihre politische Arbeit auf ver-
schiedenen Wegen und in verschiedenen 
Formen zu intensivieren. Wir, der Deut-
sche Gehörlosen-Bund e.V., erhielten 
dadurch die Chance, unsere Verbands-
arbeit inhaltlich besser und strukturier-
ter umzusetzen sowie insgesamt mehr 
politische Arbeit und Öffentlichkeitsarbeit 
zu betreiben. 

Vorher war es aufwendig und kräfte-
bindend, stets Anträge zu stellen, um 
Mitteln für diverse Projekte einzuwer-
ben, die erst bei zugesicherter Finanzie-
rung durchgeführt werden konnten. Zeit 
und Kraft für tiefergehende Öffentlich-
keits- und politische Arbeit fehlten, denn 
der Fokus lag auf der Finanzierung und 
Umsetzung von Projekten. Das novel-
lierte BGG hatte eben dies im Sinne: die 
politische Arbeit im Behindertenbereich 
zu fördern, genau so, wie die UN-Be-
hindertenrechtskonvention (UN-BRK, 
Artikel 4, Absatz 3) es vorsieht. Und das 
ist tatsächlich das wichtige Instrument, 

denn nur so können wir als Selbstver-
tretungsorganisation unsere Arbeit, 
unser Engagement und vor allem auch 
unsere Erfahrung und Expertise transpa-
rent machen, unser Wissen nach außen 
transportieren und der Öffentlichkeit, 
der Politik, unseren Kooperationspart-
nern zugänglich machen. 

Mitte des Jahres 2017 hatte der Deut-
sche Gehörlosen-Bund e.V. nur zwei 
halbe Stellen in der Bundesgeschäfts-
stelle, mehr nicht. Das Präsidium mit mir 
als Präsident hat sehr viel ehrenamtlich 
geleistet – vor allem auch, um die in 
den Jahren davor bestehende finanzielle 
Krise des DGB zu bewältigen. Unser An-
trag auf Partizipationsförderung wurde 
Mitte 2017 bewilligt, und so erhielten wir 
für drei Jahre Mittel für eine (fast) volle 
Stelle für politische Bildung und Öffent-
lichkeitsarbeit sowie für eine Teilzeit-
stelle für die Assistenz des Präsidiums. 
Ebenso wurde uns ein Dolmetscherbud-
get für ehrenamtlich Tätige zur Verfü-
gung gestellt. So aufgestellt konnten wir 
gut ehren- und hauptamtlich arbeiten, 
unsere Arbeit weiterentwickeln und 
unsere Ressourcen besser nutzen. 

Dieser Abschlussbericht verdeutlicht gut, 
wie umfangreich und umfassend wir uns 
in den drei Jahren in den Bereichen der 
politischen Arbeit und der Öffentlichkeits-
arbeit weiterentwickeln konnten. Auch 
das Präsidium konnte sehr engagiert 
arbeiten, hatte verschiedene Funktionen 
inne, die Fachteams waren ausgespro-
chen aktiv und breit aufgestellt. Das 

VORWORT VON HELMUT VOGEL, 
PRÄSIDENT DES DGB
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lässt sich unter anderem an den vielen 
Pressemitteilungen, Stellungnahmen und 
Tätigkeitsberichten ablesen, die 2017 bis 
2020 verfasst und veröffentlicht wurden. 
Dabei spiegeln sie noch lange nicht alles 
wider, was der DGB umgesetzt hat, denn 
darüber hinaus gab es noch weitere, 
vielfältige Projektarbeit, beispielsweise 
im Rahmen von krankenkassengeför-
derten Projekten und ebenso von den 6. 
Deutschen Kulturtage der Gehörlosen in 
Potsdam 2018. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass es für 
uns absolute Priorität hat, dass wir als 
Dachverband der Gehörlosen- bzw. der 
Gebärdensprachgemeinschaft deren 
Interessen auf Bundesebene gut ver-
treten. Hierfür ist uns ein großes An-
liegen, in einem engen Austausch mit 
unseren 16 Landesverbänden sowie den 
10 bundesweiten Fachverbänden zu 
stehen. Diese unsere Arbeit mit unse-
ren Partnern muss gut koordiniert und 
abgestimmt sein, denn nur so bilden wir 
eine Gemeinschaft, die sich geschlossen 
für die gemeinsamen Ziele einsetzt und 
sich von Herzen dafür engagiert. Dabei 
ist uns Gleichberechtigung und Selbstbe-
stimmung wichtig, ganz im Sinne sowohl 
der UN-BRK als auch der einschlägigen 
Gesetze in Deutschland, sowie Zielstre-
bigkeit beim Verfolgen unsere Ziele.

Der vorliegende Abschlussbericht soll 
verdeutlichen, welchen Stellenwert die 
Partizipationsförderung vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales für 
uns hat. Es soll außerdem klar werden, 

wie bedeutsam eine Weiterführung der 
Förderung ist und welche positiven Aus-
wirkungen es hat, wenn die Förderung 
intensiviert und erweitert wird. 

Wir vom Präsidium bedanken uns sehr 
herzlich bei Daniel Büter, unserem 
Referenten für politische Bildung und 
Öffentlichkeitsarbeit, sowie bei Dr. Anja 
Gutjahr, Assistentin des Präsidiums. Sie 
haben den Maßnahmendurchführungs-
plan von 2017 bis 2020 hervorragend 
umgesetzt bzw. die Umsetzung optimal 
unterstützt. Vom Präsidium für das Pro-
jekt verantwortlich waren außer mir Mi-
chael Wohlfahrt von 2017 bis 2020, Dr. 
Ulrike Gotthardt von 2017 bis 2018 und 
Elisabeth Kaufmann von 2019 bis 2020. 
Sie haben in ehrenamtlicher Tätigkeit 
engagiert dazu beigetragen, dass die ge-
planten Maßnahmen umgesetzt werden 
konnten. Der Gehörlosen- bzw. Gebär-
densprachgemeinschaft eng verbunden 
sind wir stets im Austausch und Kontakt 
mit unseren Partnern und Freunden, den 
politischen Institutionen und unserem 
gesamten Netzwerk. Weiterhin möchten 
wir uns bei den Redaktionen der be-
kannten Zeitschriften „Life InSight“ und 
„Deutsche Gehörlosenzeitung“ bedan-
ken, dass sie uns ihre Artikel in Bezug 
auf den DGB zur Verfügung gestellt und 
somit weitere Einblicke in unsere Arbeit 
ermöglicht haben.

Abschließend kann ich mir nur wünschen, 
dass das insgesamt weiter so bleibt und 
noch viele Jahre folgen, in denen wir so 
konstruktiv arbeiten können. 

98

Projektverantwortliche: Helmut Vogel
Dr. Ulrike Gotthardt (2017-2018)
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D. Büter bekommt seine dienstliche Emailadresse: 
bkz-bueter@gehoerlosen-bund.de (01.07.2017 bis 30.03.2018), 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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Veröffentlichungen: 
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der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  
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• Vorstellung des Arbeitsprogramms bei der Bun-
desversammlung des DGB in Bremen am 
22.10.2017 und in einem Film für die Öffentlich-
keit 

• Teilnahme an der 3. Internationalen Konferenz 
des Weltverbands der Gehörlosen vom 8.-
10.11.2017 in Budapest, Ungarn 

drei Teilen zusammen: Präsidium, Beirat und Geschäftsstelle. Zusätzlich gibt es derzeit 15 Fach-
teams in den Bereichen, die an die Handlungsfelder des aktuellen Nationalen Aktionsplans der 
Bundesregierung (NAP 2.0) angelehnt sind. 
Im Frühjahr 2019 in Kassel hat die Arbeitsgruppe „DGB 2.0“ die Bestandsaufnahme der aktuellen 
Struktur, der Finanzierung, der Stimmenzahlen und der Mitgliederentwicklung vorgestellt und Prob-
leme, Ideen und Lösungsvorschläge in den Bereichen Informationsfluss, Namensstruktur sowie 
Transparenz und Strategieplanung präsentiert. Bei der Arbeitstagung im Sommer 2019 in Frankfurt 
wurde die Arbeit der Arbeitsgruppe „DGB 2.0“ fortgesetzt und es wurde in einem Workshop über 
die vier Themen „Umstrukturierung, Informationsfluss, Strategieplanung und Jugendorganisation“ 
diskutiert. Die Ergebnisse des Workshops wurden bei der Bundesversammlung im Oktober 2019 in 
Augsburg vorgestellt. Die Arbeitsgruppe „DGB 2.0“ wird einen Maßnahmenkatalog zu neun The-
men (Informationsfluss, Strategieplanung, Jugendorganisation, Umstrukturierung, Namensstruktu-
ren, Mitgliedervorteile, Führungsseminar, Personalausbau (Fundraising, Projekt-leitung) und Län-
derrat) erstellen und bearbeiten. 
Wir haben das Organigramm entsprechend aktualisiert. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 15/2017 „Großartige, unvergessliche und erfahrungsreiche Ergebnisse der 3. 

Internationalen Konferenz des Weltverbandes der Gehörlosen, vom 8.-10. November 2017 in 
Budapest“ 

• Pressemitteilung 01/2019 „Vorstellung der politischen Arbeitsstruktur und des Organigramms 
des Deutschen Gehörlosen-Bundes“ 

 
➔ Das Arbeitspaket 4 wurde teilweise erfolgreich abgeschlossen. 
 

5  6. Deutsche Kulturtage der Gehörlosen 17.-
19.5.2018 in Potsdam  
• Unterstützung bei der Programmgestaltung der 

Kulturtage mit dem Organisationsteam 
• Vorstellung des Arbeitsprogramms und Forde-

rungskataloges mit den Handlungsfeldern und 
Diskussion mit dem Publikum bei Kulturtagen 

• Vorträge bzw. Diskussionsrunden von den Bun-
desreferenten zu einzelnen Handlungsfeldern bei 
Kulturtagen 

• Auswertungsberichte mit Fotos erstellen 
 

Juli 2017-Juni 
2018  
12 Monate  

Vorträge, Dis-
kussionsrunden, 
Auswertungs-be-
richte 

D. Büter hat das Programm der Kulturtage unterstützend mitgestaltet und bei der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit (Pressekonferenz, Facebook und Twitter) mitgewirkt. 
Er hat die Moderationen für den Vortrag von Andre Necke (BMAS) über den NAP 2.0 zur UN-BRK 
und für die Podiumsdiskussion „Behindertenpolitik im Koalitionsvertrag“ mit fünf Bundestagsabge-
ordneten (Dr. Bartke (SPD), W. Oellers (CDU), Jens Beeck (FDP), Sören Pellmann (LINKE), Corinna 
Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen)) übernommen. 
Die Fotos und die Videofilme werden auf der Homepage unter www.gehoerlosen-kulturtage.de zur 
Verfügung gestellt. 
 
Veröffentlichungen: 
• Programmheft der 6. Deutschen Kulturtage der Gehörlosen 
• Auswertungsberichte (Das Zeichen, DGZ und Life InSight) 
 
➔ Das Arbeitspaket 5 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
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Auswertungs-be-
richte 

D. Büter hat das Programm der Kulturtage unterstützend mitgestaltet und bei der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit (Pressekonferenz, Facebook und Twitter) mitgewirkt. 
Er hat die Moderationen für den Vortrag von Andre Necke (BMAS) über den NAP 2.0 zur UN-BRK 
und für die Podiumsdiskussion „Behindertenpolitik im Koalitionsvertrag“ mit fünf Bundestagsabge-
ordneten (Dr. Bartke (SPD), W. Oellers (CDU), Jens Beeck (FDP), Sören Pellmann (LINKE), Corinna 
Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen)) übernommen. 
Die Fotos und die Videofilme werden auf der Homepage unter www.gehoerlosen-kulturtage.de zur 
Verfügung gestellt. 
 
Veröffentlichungen: 
• Programmheft der 6. Deutschen Kulturtage der Gehörlosen 
• Auswertungsberichte (Das Zeichen, DGZ und Life InSight) 
 
➔ Das Arbeitspaket 5 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
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6  Koalitionsvertrag der neuen Regierungsfraktio-
nen des Bundestags in der 19. Legislaturperiode 
(2017-2021) 
• Koalitionsvertrag analysieren und bewerten, Stel-

lungnahme schreiben 
• Gespräche mit neuer/m Beauftragen/m der Bun-

desregierung für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen und den behinderten-/sozialpoliti-
schen Sprechern der Bundestagsfraktionen 

November 2017- 
Juni 2018  
8 Monate  

Stellungnahmen, 
Gespräche 

Fünf Monate nach der Bundestagswahl und nach Abbruch der Jamaika-Verhandlungen haben 
CDU/CSU und SPD den Koalitionsvertrag unterschrieben. Wir haben den Koalitionsvertrag analy-
siert und bewertet. Wir haben mit U. Schummer (CDU) am 14.12.2017, mit K. Mindrup (SPD) am 
10.01.2017, mit C. Rüffer (Grüne) am 19.03.2018, mit S. Pellmann (DIE LINKE) am 20.03.2018, 
mit J. Beeck (FDP) am 17.04.2018 und mit K. Tack und Dr. M. Bartke (SPD) am 19.04.2018, mit D. 
Kolbe (SPD) am 05.07.2018 und mit A. Glöckner (SPD) am 12.09.2018 Gespräche geführt und uns 
über die Behindertenpolitik ausgetauscht. 
Außerdem haben wir an dem Gespräch mit dem neuen Bundesbehindertenbeauftragten, Jürgen 
Dusel, am 22.08.2018 teilgenommen. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 01/2018 „Koalitionsverhandlungen: Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. for-

dert Nachbesserungen und die Aufnahme unserer Forderungen in den neuen Koalitionsver-
trag“ 

• Stellungnahme 05/2018 „Behindertenpolitik im Koalitionsvertrag“ 
 
➔ Das Arbeitspaket 6 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

7 Arbeitsprogramm und Forderungskatalog vom 
DGB 
• das in den vorliegenden Arbeitspakete beschrie-

bene dreijährige Arbeitsprogramm fertigstellen 
und veröffentlichen 

• Abstimmung mit dem bestehenden Personal 
• Stellungnahme des DGBs zum NAP 2.0 vom 

18.05.2016 unter Einbeziehung der Forderungen 
zu einzelnen Maßnahmen 

• Ziele und Maßnahmen für die in 12.1.-12.13 be-
schriebenen Handlungsfelder des Forderungska-
talogs definieren, den Forderungskatalog fertig-
stellen und veröffentlichen 

Juli 2017-Juni 
2018 
12 Monate 

Dokumentation 
in Text und DGS 
veröffentlichen  

Wir haben den Katalog mit Fragen und Forderungen zu unseren Wahlprüfsteinen zur Bundestags-
wahl 2017 bearbeitet und veröffentlichtet. Diese orientieren sich an den 13 Handlungsfeldern des 
NAP 2.0 und an den über 60 Empfehlungen des UN-Vertragsausschusses für die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen. 
Wir haben die Fragenliste des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V., im Zusammenhang mit dem 
zweiten Zyklus der Staatenprüfung Deutschlands, mit den Beiräten (Bundesreferenten und -beauf-
tragte), Mitgliederverbänden (Landes- und Fachverbände) und den Experten formuliert. Am 
15.05.2018 wurde die Fragenliste an das Kernteam, bestehend aus dem Deutschen Behinderten-
rat, der BAG der Freien Wohlfahrtspflege, den Fachverbänden für Menschen mit Behinderung und 
der LIGA Selbstvertretung, versendet. 
Dieses Kernteam hat eine Gesamtfragenliste, die inzwischen von über 50 Verbänden mitgetragen 
wird, und das Update an die UN-Berichterstatter nach Genf übersandt. Beide Texte wurden auf der 
Internetseite des „United Nations Human Rights office“ aufgenommen/veröffentlicht. 
D. Büter nimmt an dem nicht öffentlichen Treffen mit dem UN-Fachausschuss für Menschen mit 
Behinderungen über die Beratung der 2. Staatenprüfung zur UN-Behindertenrechtskonvention am 
21.09.2018 in Genf teil. 
Die Fragenliste für Deutschland sollte nun binnen 2 Wochen veröffentlicht werden. Dann hat die 
Bundesregierung ein Jahr Zeit, diese zu beantworten und daraus einen Umsetzungsbericht zu er-
stellen. 
Im Sommer 2018 wurde der Forderungskatalog neu überarbeitet und bei der DGB-Bundesver-
sammlung vom 26.-28. Oktober 2018 in Magdeburg vorgestellt. Dort wurde die Abstimmung über 
die Annahme bzw. Bestätigung des Forderungskatalogs auf die nächste Bundesversammlung 2019 
in Augsburg verschoben. 

 
Projekt: „Intensivierung der Verbandsarbeit und mehr Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen“ 

Förderung der Partizipation nach § 19 BGG 
 
 

Seite 3 von 26 

Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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6  Koalitionsvertrag der neuen Regierungsfraktio-
nen des Bundestags in der 19. Legislaturperiode 
(2017-2021) 
• Koalitionsvertrag analysieren und bewerten, Stel-

lungnahme schreiben 
• Gespräche mit neuer/m Beauftragen/m der Bun-

desregierung für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen und den behinderten-/sozialpoliti-
schen Sprechern der Bundestagsfraktionen 

November 2017- 
Juni 2018  
8 Monate  

Stellungnahmen, 
Gespräche 

Fünf Monate nach der Bundestagswahl und nach Abbruch der Jamaika-Verhandlungen haben 
CDU/CSU und SPD den Koalitionsvertrag unterschrieben. Wir haben den Koalitionsvertrag analy-
siert und bewertet. Wir haben mit U. Schummer (CDU) am 14.12.2017, mit K. Mindrup (SPD) am 
10.01.2017, mit C. Rüffer (Grüne) am 19.03.2018, mit S. Pellmann (DIE LINKE) am 20.03.2018, 
mit J. Beeck (FDP) am 17.04.2018 und mit K. Tack und Dr. M. Bartke (SPD) am 19.04.2018, mit D. 
Kolbe (SPD) am 05.07.2018 und mit A. Glöckner (SPD) am 12.09.2018 Gespräche geführt und uns 
über die Behindertenpolitik ausgetauscht. 
Außerdem haben wir an dem Gespräch mit dem neuen Bundesbehindertenbeauftragten, Jürgen 
Dusel, am 22.08.2018 teilgenommen. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 01/2018 „Koalitionsverhandlungen: Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. for-

dert Nachbesserungen und die Aufnahme unserer Forderungen in den neuen Koalitionsver-
trag“ 

• Stellungnahme 05/2018 „Behindertenpolitik im Koalitionsvertrag“ 
 
➔ Das Arbeitspaket 6 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

7 Arbeitsprogramm und Forderungskatalog vom 
DGB 
• das in den vorliegenden Arbeitspakete beschrie-

bene dreijährige Arbeitsprogramm fertigstellen 
und veröffentlichen 

• Abstimmung mit dem bestehenden Personal 
• Stellungnahme des DGBs zum NAP 2.0 vom 

18.05.2016 unter Einbeziehung der Forderungen 
zu einzelnen Maßnahmen 

• Ziele und Maßnahmen für die in 12.1.-12.13 be-
schriebenen Handlungsfelder des Forderungska-
talogs definieren, den Forderungskatalog fertig-
stellen und veröffentlichen 

Juli 2017-Juni 
2018 
12 Monate 

Dokumentation 
in Text und DGS 
veröffentlichen  

Wir haben den Katalog mit Fragen und Forderungen zu unseren Wahlprüfsteinen zur Bundestags-
wahl 2017 bearbeitet und veröffentlichtet. Diese orientieren sich an den 13 Handlungsfeldern des 
NAP 2.0 und an den über 60 Empfehlungen des UN-Vertragsausschusses für die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen. 
Wir haben die Fragenliste des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V., im Zusammenhang mit dem 
zweiten Zyklus der Staatenprüfung Deutschlands, mit den Beiräten (Bundesreferenten und -beauf-
tragte), Mitgliederverbänden (Landes- und Fachverbände) und den Experten formuliert. Am 
15.05.2018 wurde die Fragenliste an das Kernteam, bestehend aus dem Deutschen Behinderten-
rat, der BAG der Freien Wohlfahrtspflege, den Fachverbänden für Menschen mit Behinderung und 
der LIGA Selbstvertretung, versendet. 
Dieses Kernteam hat eine Gesamtfragenliste, die inzwischen von über 50 Verbänden mitgetragen 
wird, und das Update an die UN-Berichterstatter nach Genf übersandt. Beide Texte wurden auf der 
Internetseite des „United Nations Human Rights office“ aufgenommen/veröffentlicht. 
D. Büter nimmt an dem nicht öffentlichen Treffen mit dem UN-Fachausschuss für Menschen mit 
Behinderungen über die Beratung der 2. Staatenprüfung zur UN-Behindertenrechtskonvention am 
21.09.2018 in Genf teil. 
Die Fragenliste für Deutschland sollte nun binnen 2 Wochen veröffentlicht werden. Dann hat die 
Bundesregierung ein Jahr Zeit, diese zu beantworten und daraus einen Umsetzungsbericht zu er-
stellen. 
Im Sommer 2018 wurde der Forderungskatalog neu überarbeitet und bei der DGB-Bundesver-
sammlung vom 26.-28. Oktober 2018 in Magdeburg vorgestellt. Dort wurde die Abstimmung über 
die Annahme bzw. Bestätigung des Forderungskatalogs auf die nächste Bundesversammlung 2019 
in Augsburg verschoben. 

 
Projekt: „Intensivierung der Verbandsarbeit und mehr Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen“ 

Förderung der Partizipation nach § 19 BGG 
 
 

Seite 5 von 26 

6  Koalitionsvertrag der neuen Regierungsfraktio-
nen des Bundestags in der 19. Legislaturperiode 
(2017-2021) 
• Koalitionsvertrag analysieren und bewerten, Stel-

lungnahme schreiben 
• Gespräche mit neuer/m Beauftragen/m der Bun-

desregierung für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen und den behinderten-/sozialpoliti-
schen Sprechern der Bundestagsfraktionen 

November 2017- 
Juni 2018  
8 Monate  

Stellungnahmen, 
Gespräche 

Fünf Monate nach der Bundestagswahl und nach Abbruch der Jamaika-Verhandlungen haben 
CDU/CSU und SPD den Koalitionsvertrag unterschrieben. Wir haben den Koalitionsvertrag analy-
siert und bewertet. Wir haben mit U. Schummer (CDU) am 14.12.2017, mit K. Mindrup (SPD) am 
10.01.2017, mit C. Rüffer (Grüne) am 19.03.2018, mit S. Pellmann (DIE LINKE) am 20.03.2018, 
mit J. Beeck (FDP) am 17.04.2018 und mit K. Tack und Dr. M. Bartke (SPD) am 19.04.2018, mit D. 
Kolbe (SPD) am 05.07.2018 und mit A. Glöckner (SPD) am 12.09.2018 Gespräche geführt und uns 
über die Behindertenpolitik ausgetauscht. 
Außerdem haben wir an dem Gespräch mit dem neuen Bundesbehindertenbeauftragten, Jürgen 
Dusel, am 22.08.2018 teilgenommen. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 01/2018 „Koalitionsverhandlungen: Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. for-

dert Nachbesserungen und die Aufnahme unserer Forderungen in den neuen Koalitionsver-
trag“ 

• Stellungnahme 05/2018 „Behindertenpolitik im Koalitionsvertrag“ 
 
➔ Das Arbeitspaket 6 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

7 Arbeitsprogramm und Forderungskatalog vom 
DGB 
• das in den vorliegenden Arbeitspakete beschrie-

bene dreijährige Arbeitsprogramm fertigstellen 
und veröffentlichen 

• Abstimmung mit dem bestehenden Personal 
• Stellungnahme des DGBs zum NAP 2.0 vom 

18.05.2016 unter Einbeziehung der Forderungen 
zu einzelnen Maßnahmen 

• Ziele und Maßnahmen für die in 12.1.-12.13 be-
schriebenen Handlungsfelder des Forderungska-
talogs definieren, den Forderungskatalog fertig-
stellen und veröffentlichen 

Juli 2017-Juni 
2018 
12 Monate 

Dokumentation 
in Text und DGS 
veröffentlichen  

Wir haben den Katalog mit Fragen und Forderungen zu unseren Wahlprüfsteinen zur Bundestags-
wahl 2017 bearbeitet und veröffentlichtet. Diese orientieren sich an den 13 Handlungsfeldern des 
NAP 2.0 und an den über 60 Empfehlungen des UN-Vertragsausschusses für die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen. 
Wir haben die Fragenliste des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V., im Zusammenhang mit dem 
zweiten Zyklus der Staatenprüfung Deutschlands, mit den Beiräten (Bundesreferenten und -beauf-
tragte), Mitgliederverbänden (Landes- und Fachverbände) und den Experten formuliert. Am 
15.05.2018 wurde die Fragenliste an das Kernteam, bestehend aus dem Deutschen Behinderten-
rat, der BAG der Freien Wohlfahrtspflege, den Fachverbänden für Menschen mit Behinderung und 
der LIGA Selbstvertretung, versendet. 
Dieses Kernteam hat eine Gesamtfragenliste, die inzwischen von über 50 Verbänden mitgetragen 
wird, und das Update an die UN-Berichterstatter nach Genf übersandt. Beide Texte wurden auf der 
Internetseite des „United Nations Human Rights office“ aufgenommen/veröffentlicht. 
D. Büter nimmt an dem nicht öffentlichen Treffen mit dem UN-Fachausschuss für Menschen mit 
Behinderungen über die Beratung der 2. Staatenprüfung zur UN-Behindertenrechtskonvention am 
21.09.2018 in Genf teil. 
Die Fragenliste für Deutschland sollte nun binnen 2 Wochen veröffentlicht werden. Dann hat die 
Bundesregierung ein Jahr Zeit, diese zu beantworten und daraus einen Umsetzungsbericht zu er-
stellen. 
Im Sommer 2018 wurde der Forderungskatalog neu überarbeitet und bei der DGB-Bundesver-
sammlung vom 26.-28. Oktober 2018 in Magdeburg vorgestellt. Dort wurde die Abstimmung über 
die Annahme bzw. Bestätigung des Forderungskatalogs auf die nächste Bundesversammlung 2019 
in Augsburg verschoben. 
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Dann wurde der Forderungskatalog von den Fachteams, Landes- und Fachverbänden des DGB und 
Experten noch einmal weiter überarbeitet und aktualisiert. 
Auf der Bundesversammlung 2019 in Augsburg haben wir den umfangreichen Forderungskatalog 
vorgestellt, mit den Mitgliedern diskutiert und die gewünschten Änderungen vorgenommen. An-
schließend ist der Forderungskatalog auf der Bundesversammlung einstimmig beschlossen worden. 
Er ist ein wichtiges Handlungsinstrument zur politischen Verbandsarbeit und eine gute gemein-
same Orientierungs- und Argumentationshilfe. Er unterstützt die Umsetzung unserer Forderungen 
auf der Bundes-, Landes- und Kommunalebene. Der Forderungskatalog ist als dynamischer Pro-
zess einer Arbeitsleitlinie für die jeweils kommenden Jahre zu verstehen, der einer kontinuierlichen 
Evaluation und Verbesserung unterzogen wird. Er wird sich an den jeweiligen individuellen, gesell-
schaftlichen und politischen Veränderungen innerhalb und außerhalb der Gehörlosen-/Gebärden-
sprachgemeinschaft orientieren und in der Weiterentwicklung vor allem den Bedarf der taubblin-
den Menschen im Blick haben. 
Der Forderungskatalog wurde durch die Homepage und die sozialen Medien in der Öffentlichkeit 
stark verbreitet. Da das Kostenangebot für die Übersetzung des Forderungskatalogs in DGS mit UT 
sehr hoch ist, wird dies nicht umgesetzt. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 05/2018 „Aktueller Stand zum Umsetzungsprozess der UN-Behinderten-

rechtskonvention in Deutschland“ (03.07.2018), 
• Fragenliste des Deutschen Gehörlosen-Bundes (15.05.2018), 
• Update zur 2. Staatenprüfung Deutschlands vor dem UN-Fachausschuss zur UN-BRK“ 

(20.06.2018) 
• Vorschläge für Fragen des Fachausschusses zur UN-BRK“ (20.06.2018) 
• schriftliches Statement (21.09.2018) 
• Pressemitteilung 8/2018 „Das 2. Staatenprüfverfahren zur UN-Behindertenrechtskonvention in 

Deutschland ist bereits gestartet.“ (02.10.2018) 
• Pressemitteilung 09/2019 „Der Forderungskatalog des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. als 

ein wichtiges Handlungsinstrument zur politischen Verbandsarbeit“ 
• Forderungskatalog des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
 
➔ Das Arbeitspaket 7 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

8  Recherchen zu rechtlichen Grundlagen der UN-
BRK und bisherigen Verbandsarbeiten  
• UN-BRK (2009), NAP 1.0 (2011), 

1. Staatenbericht (2011), 
1. Teilhabebericht (2013), Evaluation des NAP 1.0 
durch Prognos AG (2014), abschließende Empfeh-
lungen vom UN-Fachausschuss zur 1. 

Juli 2017- 
Dezember 2018  
18 Monate  

Informationen in 
Website in Text 
und DGS  

Wir haben alle Unterlagen zu rechtlichen Grundlagen der UN-BRK und bisherigen Verbandsarbeiten 
gesammelt und in Ordnern zusammengestellt. Die Arbeit erfolgte auf der Grundlage dieser Recher-
che. 
 
➔ Das Arbeitspaket 8 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 

 
Projekt: „Intensivierung der Verbandsarbeit und mehr Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen“ 

Förderung der Partizipation nach § 19 BGG 
 
 

Seite 6 von 26 

Dann wurde der Forderungskatalog von den Fachteams, Landes- und Fachverbänden des DGB und 
Experten noch einmal weiter überarbeitet und aktualisiert. 
Auf der Bundesversammlung 2019 in Augsburg haben wir den umfangreichen Forderungskatalog 
vorgestellt, mit den Mitgliedern diskutiert und die gewünschten Änderungen vorgenommen. An-
schließend ist der Forderungskatalog auf der Bundesversammlung einstimmig beschlossen worden. 
Er ist ein wichtiges Handlungsinstrument zur politischen Verbandsarbeit und eine gute gemein-
same Orientierungs- und Argumentationshilfe. Er unterstützt die Umsetzung unserer Forderungen 
auf der Bundes-, Landes- und Kommunalebene. Der Forderungskatalog ist als dynamischer Pro-
zess einer Arbeitsleitlinie für die jeweils kommenden Jahre zu verstehen, der einer kontinuierlichen 
Evaluation und Verbesserung unterzogen wird. Er wird sich an den jeweiligen individuellen, gesell-
schaftlichen und politischen Veränderungen innerhalb und außerhalb der Gehörlosen-/Gebärden-
sprachgemeinschaft orientieren und in der Weiterentwicklung vor allem den Bedarf der taubblin-
den Menschen im Blick haben. 
Der Forderungskatalog wurde durch die Homepage und die sozialen Medien in der Öffentlichkeit 
stark verbreitet. Da das Kostenangebot für die Übersetzung des Forderungskatalogs in DGS mit UT 
sehr hoch ist, wird dies nicht umgesetzt. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 05/2018 „Aktueller Stand zum Umsetzungsprozess der UN-Behinderten-

rechtskonvention in Deutschland“ (03.07.2018), 
• Fragenliste des Deutschen Gehörlosen-Bundes (15.05.2018), 
• Update zur 2. Staatenprüfung Deutschlands vor dem UN-Fachausschuss zur UN-BRK“ 

(20.06.2018) 
• Vorschläge für Fragen des Fachausschusses zur UN-BRK“ (20.06.2018) 
• schriftliches Statement (21.09.2018) 
• Pressemitteilung 8/2018 „Das 2. Staatenprüfverfahren zur UN-Behindertenrechtskonvention in 

Deutschland ist bereits gestartet.“ (02.10.2018) 
• Pressemitteilung 09/2019 „Der Forderungskatalog des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. als 

ein wichtiges Handlungsinstrument zur politischen Verbandsarbeit“ 
• Forderungskatalog des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
 
➔ Das Arbeitspaket 7 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

8  Recherchen zu rechtlichen Grundlagen der UN-
BRK und bisherigen Verbandsarbeiten  
• UN-BRK (2009), NAP 1.0 (2011), 

1. Staatenbericht (2011), 
1. Teilhabebericht (2013), Evaluation des NAP 1.0 
durch Prognos AG (2014), abschließende Empfeh-
lungen vom UN-Fachausschuss zur 1. 

Juli 2017- 
Dezember 2018  
18 Monate  

Informationen in 
Website in Text 
und DGS  

Wir haben alle Unterlagen zu rechtlichen Grundlagen der UN-BRK und bisherigen Verbandsarbeiten 
gesammelt und in Ordnern zusammengestellt. Die Arbeit erfolgte auf der Grundlage dieser Recher-
che. 
 
➔ Das Arbeitspaket 8 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
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Staatenprüfung (2015), Dokumentationen der In-
klusionstage 2014, 2015, 2016, 
NAP 2.0 (2016), 2. Teilhabebericht (2017), etc.  

• Bisherige Forderungskataloge, Stellungnahmen 
und Pressemitteilungen vom DGB zur UN-BRK 

 
9  Netzwerkarbeit und Teilnahme an Gremien  

• Bestehende Kontakte mit Institutionen, Politikern, 
Ministerien und Behindertenverbänden weiterfüh-
ren und vertiefen 

• Teilnahme an Gremiensitzungen, Kongressen, 
Workshops, Seminaren (Verbändekonsultationen 
der UN-BRK, Arbeitsausschusssitzungen des DBR, 
Liga Selbstvertretung - Treffen, DPWV-Fachver-
anstaltungen, BAG Selbsthilfe-Veranstaltungen, 
usw.) und evtl. Mitarbeit 

• Inklusionstage 2017, 2018, 2019 
• Teilnahme an Mitgliederversammlungen der Euro-

pean Union of the Deaf (immer im Mai) und Ver-
anstaltungen des Weltverbandes der Gehörlosen 

• Korrekturarbeiten durch Arbeitsassistenz für Prä-
sidiumsmitglieder 

• Einsatz von Gebärdensprachdolmetscher/innen 
für ehrenamtlich Tätige (Präsidium und Beirat) 

 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

Gespräche, 
Berichte  

Wir haben die Kontaktliste erstellt und aktualisiert, um die Netzwerkarbeit zu stabilisieren. 
In der Bundesrepublik Deutschland besteht die Bundesregierung derzeit aus der Bundeskanzlerin 
und den 14 Bundesministerien. Bis jetzt haben wir bereits zahlreiche Gespräche mit sieben ver-
schiedenen Bundesministerien über verschiedene Themen aus dem Forderungskatalog geführt. 
Vor allem gab es viele Gespräche mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. 
Im 19. Deutschen Bundestag sind insgesamt 709 Abgeordnete aus sieben politischen Parteien 
(CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen) vertreten. Mit schätzungsweise 
70 Abgeordneten haben wir bereits Kontakt aufgenommen und sich ausgetauscht. Wichtige An-
sprechpartner/-innen sind für uns die fünf Sprecher/-innen für Behindertenpolitik: Wilfried Oellers 
(CDU/CSU), Angelika Glöckner (SPD), Jens Beeck (FDP), Sören Pellmann (Die Linke) und Corinna 
Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen). 
 
Teilnahme an den Veranstaltungen: 
• SPD-Diskussionsveranstaltung „Nur eine inklusive Gesellschaft ist eine gerechte Gesellschaft“ 

am 30.08.2017 im DGB-Haus in Berlin 
• Sitzung der Programmbegleitenden Arbeitsgruppe zur Barrierefreiheit (Deutsche Bahn) am 

06. und 09.09.2017 in Münster 
• Matinée zum 50-jährigen Bestehen der BAG Selbsthilfe am 22.09.2017 in Berlin 
• REHACARE von 04.-06.10.2017 in Düsseldorf 
• BBK-Veranstaltung „Selbsthilfe im Wandel“ am 05.10.2017 in Düsseldorf 
• Treffen der LIGA Selbstvertretung am 09.10.2017 in Berlin 
• WFD-Konferenz von 08.-10.11.2017 in Budapest 
• Fachtagung „Selbsthilfeförderung“ am 13.11.2017 in Berlin 
• MDR-Sitzung am 15.11.2017 in Leipzig 
• Fachtagung „Internationaler Tag der Menschen mit Behinderung“ am 30.11.2017 in Berlin 
• DBR-Versammlung am 30.11.2017 in Berlin 
• Eröffnungsfeier der Fachstelle Teilhabeberatung (EUTB) am 01.12.2017 in Berlin 
• European Day of Persons with Disabilities (EP und EC) vom 04.-06.12.2017 in Brüssel 
• Gespräch mit Herrn Dr. Schmachtenberg (BMAS) am 12.12.2017 in Berlin 
• Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks und Freizeitunternehmen e.V. am 

12.01.2018 in Berlin 
• Filmvorführung „Wunder“ am 22.01.2018 im Kleisthaus in Berlin 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 25.01.2018 in Berlin 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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Staatenprüfung (2015), Dokumentationen der In-
klusionstage 2014, 2015, 2016, 
NAP 2.0 (2016), 2. Teilhabebericht (2017), etc.  

• Bisherige Forderungskataloge, Stellungnahmen 
und Pressemitteilungen vom DGB zur UN-BRK 

 
9  Netzwerkarbeit und Teilnahme an Gremien  

• Bestehende Kontakte mit Institutionen, Politikern, 
Ministerien und Behindertenverbänden weiterfüh-
ren und vertiefen 

• Teilnahme an Gremiensitzungen, Kongressen, 
Workshops, Seminaren (Verbändekonsultationen 
der UN-BRK, Arbeitsausschusssitzungen des DBR, 
Liga Selbstvertretung - Treffen, DPWV-Fachver-
anstaltungen, BAG Selbsthilfe-Veranstaltungen, 
usw.) und evtl. Mitarbeit 

• Inklusionstage 2017, 2018, 2019 
• Teilnahme an Mitgliederversammlungen der Euro-

pean Union of the Deaf (immer im Mai) und Ver-
anstaltungen des Weltverbandes der Gehörlosen 

• Korrekturarbeiten durch Arbeitsassistenz für Prä-
sidiumsmitglieder 

• Einsatz von Gebärdensprachdolmetscher/innen 
für ehrenamtlich Tätige (Präsidium und Beirat) 

 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

Gespräche, 
Berichte  

Wir haben die Kontaktliste erstellt und aktualisiert, um die Netzwerkarbeit zu stabilisieren. 
In der Bundesrepublik Deutschland besteht die Bundesregierung derzeit aus der Bundeskanzlerin 
und den 14 Bundesministerien. Bis jetzt haben wir bereits zahlreiche Gespräche mit sieben ver-
schiedenen Bundesministerien über verschiedene Themen aus dem Forderungskatalog geführt. 
Vor allem gab es viele Gespräche mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. 
Im 19. Deutschen Bundestag sind insgesamt 709 Abgeordnete aus sieben politischen Parteien 
(CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen) vertreten. Mit schätzungsweise 
70 Abgeordneten haben wir bereits Kontakt aufgenommen und sich ausgetauscht. Wichtige An-
sprechpartner/-innen sind für uns die fünf Sprecher/-innen für Behindertenpolitik: Wilfried Oellers 
(CDU/CSU), Angelika Glöckner (SPD), Jens Beeck (FDP), Sören Pellmann (Die Linke) und Corinna 
Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen). 
 
Teilnahme an den Veranstaltungen: 
• SPD-Diskussionsveranstaltung „Nur eine inklusive Gesellschaft ist eine gerechte Gesellschaft“ 

am 30.08.2017 im DGB-Haus in Berlin 
• Sitzung der Programmbegleitenden Arbeitsgruppe zur Barrierefreiheit (Deutsche Bahn) am 

06. und 09.09.2017 in Münster 
• Matinée zum 50-jährigen Bestehen der BAG Selbsthilfe am 22.09.2017 in Berlin 
• REHACARE von 04.-06.10.2017 in Düsseldorf 
• BBK-Veranstaltung „Selbsthilfe im Wandel“ am 05.10.2017 in Düsseldorf 
• Treffen der LIGA Selbstvertretung am 09.10.2017 in Berlin 
• WFD-Konferenz von 08.-10.11.2017 in Budapest 
• Fachtagung „Selbsthilfeförderung“ am 13.11.2017 in Berlin 
• MDR-Sitzung am 15.11.2017 in Leipzig 
• Fachtagung „Internationaler Tag der Menschen mit Behinderung“ am 30.11.2017 in Berlin 
• DBR-Versammlung am 30.11.2017 in Berlin 
• Eröffnungsfeier der Fachstelle Teilhabeberatung (EUTB) am 01.12.2017 in Berlin 
• European Day of Persons with Disabilities (EP und EC) vom 04.-06.12.2017 in Brüssel 
• Gespräch mit Herrn Dr. Schmachtenberg (BMAS) am 12.12.2017 in Berlin 
• Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks und Freizeitunternehmen e.V. am 

12.01.2018 in Berlin 
• Filmvorführung „Wunder“ am 22.01.2018 im Kleisthaus in Berlin 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 25.01.2018 in Berlin 
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• DBR-Versammlung am 30.11.2017 in Berlin 
• Eröffnungsfeier der Fachstelle Teilhabeberatung (EUTB) am 01.12.2017 in Berlin 
• European Day of Persons with Disabilities (EP und EC) vom 04.-06.12.2017 in Brüssel 
• Gespräch mit Herrn Dr. Schmachtenberg (BMAS) am 12.12.2017 in Berlin 
• Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks und Freizeitunternehmen e.V. am 

12.01.2018 in Berlin 
• Filmvorführung „Wunder“ am 22.01.2018 im Kleisthaus in Berlin 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 25.01.2018 in Berlin 
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• BGSD-Arbeitstagung zur Novellierung der Berufs- und Ehrenordnung (BEO) am 27.01.2018 in 
Berlin 

• Kranzniederlegung für die Opfer der NS-„Euthanasie“ am 31.01.2018 in Berlin 
• Gespräch der programmbegleitenden Arbeitsgruppe der Deutschen Bahn in Frankfurt am 

01.02.2018 in Frankfurt 
• Tagung „deaf & (self) employment“ am 09.03.2018 in Aachen 
• Mitgliederversammlung des Landesverbandes der Gehörlosen Thüringen mit Vorstandswahl 

am 10.03.2018 in Erfurt 
• Fachtagung „Private Anbieter zur Barrierefreiheit verpflichten – Novellierung des AGG jetzt“ 

am 16.03.2018 in Berlin 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 19.03.2018 in Berlin 
• 16. Deutscher Hörfilmpreis 2018 am 20.03.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Prof. Dr. Mälzer am 20.04.2018 in Berlin 
• Gespräch mit der Schlichtungsstelle BGG am 08.05.2018 in Berlin 
• 6. Deutsche Kulturtage der Gehörlosen von 17.-19.05.2018 in Potsdam 
• Fachtagung „BGG“ (Bundesfachstelle Barrierefreiheit) am 29.05.2018 in Berlin 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 05.06.2018 in Berlin 
• Gespräch mit DBSV über das Projekt Barrierefreier Zugang am 18.06.2018 in Berlin 
• 28. Verbändekonsultation (DIM) am 20.06.2018 in Berlin 
• Besuch von der Palestinian Association of the Deaf am 28.06.2018 in Berlin 
• Treffen der DBR AG Forderungspapier AGG am 19.07.2018 in Berlin 
• NDR-Sitzung am 14.08.2018 in Hamburg 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 11.09.2018 in Berlin 
• MRP-Projekttreffen am 13. und 14.09.2018 in Berlin 
• Treffen mit UN-Fachausschuss am 21.09.2018 in Genf 
• EUD-Mitgliederversammlung vom 04.-07.10.2018 in Wien 
• Fachtagung „Diskriminierung sichtbar machen“ (ADS-Bund) am 15.10.2018 in Berlin 
• Pressekonferenz der Deutsche Bahn am 18.10.2018 in Berlin 
• Telefonkonferenz der programmbegleitenden Arbeitsgruppe der Deutschen Bahn am 

23.10.2018 
• Bundesversammlung des DGB von 26.-28.10.2018 in Magdeburg 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 06.11.2018 in Berlin 
• 29. Verbändekonsultation (DIM) am 07.11.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Thomas Hacker (medienpolitischer Sprecher FDP) am 08.11.2018 in Berlin 
• Mitarbeiterschulung des Landesverbandes der Gehörlosen Thüringen am 10.11.2018 in Erfurt 
• DG-Arbeitstagung vom 09.-11.11.2018 in Eisenach 
• Pressekonferenz im Haus der Bundespressekonferenz am 13.11.2018 in Berlin 
• WDR-Sitzung am 16.11.2018 in Köln 
• Inklusionstage am 19.11. und 20.11.2018 in Berlin 
• Runden Tisch „Barrierefreies Fernsehen“ am 20.11.2018 in Berlin) 
• Gespräch mit Herrn Pauer (Huawei) am 21.11.2018 in Berlin 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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• BGSD-Arbeitstagung zur Novellierung der Berufs- und Ehrenordnung (BEO) am 27.01.2018 in 
Berlin 

• Kranzniederlegung für die Opfer der NS-„Euthanasie“ am 31.01.2018 in Berlin 
• Gespräch der programmbegleitenden Arbeitsgruppe der Deutschen Bahn in Frankfurt am 

01.02.2018 in Frankfurt 
• Tagung „deaf & (self) employment“ am 09.03.2018 in Aachen 
• Mitgliederversammlung des Landesverbandes der Gehörlosen Thüringen mit Vorstandswahl 

am 10.03.2018 in Erfurt 
• Fachtagung „Private Anbieter zur Barrierefreiheit verpflichten – Novellierung des AGG jetzt“ 

am 16.03.2018 in Berlin 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 19.03.2018 in Berlin 
• 16. Deutscher Hörfilmpreis 2018 am 20.03.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Prof. Dr. Mälzer am 20.04.2018 in Berlin 
• Gespräch mit der Schlichtungsstelle BGG am 08.05.2018 in Berlin 
• 6. Deutsche Kulturtage der Gehörlosen von 17.-19.05.2018 in Potsdam 
• Fachtagung „BGG“ (Bundesfachstelle Barrierefreiheit) am 29.05.2018 in Berlin 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 05.06.2018 in Berlin 
• Gespräch mit DBSV über das Projekt Barrierefreier Zugang am 18.06.2018 in Berlin 
• 28. Verbändekonsultation (DIM) am 20.06.2018 in Berlin 
• Besuch von der Palestinian Association of the Deaf am 28.06.2018 in Berlin 
• Treffen der DBR AG Forderungspapier AGG am 19.07.2018 in Berlin 
• NDR-Sitzung am 14.08.2018 in Hamburg 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 11.09.2018 in Berlin 
• MRP-Projekttreffen am 13. und 14.09.2018 in Berlin 
• Treffen mit UN-Fachausschuss am 21.09.2018 in Genf 
• EUD-Mitgliederversammlung vom 04.-07.10.2018 in Wien 
• Fachtagung „Diskriminierung sichtbar machen“ (ADS-Bund) am 15.10.2018 in Berlin 
• Pressekonferenz der Deutsche Bahn am 18.10.2018 in Berlin 
• Telefonkonferenz der programmbegleitenden Arbeitsgruppe der Deutschen Bahn am 

23.10.2018 
• Bundesversammlung des DGB von 26.-28.10.2018 in Magdeburg 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 06.11.2018 in Berlin 
• 29. Verbändekonsultation (DIM) am 07.11.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Thomas Hacker (medienpolitischer Sprecher FDP) am 08.11.2018 in Berlin 
• Mitarbeiterschulung des Landesverbandes der Gehörlosen Thüringen am 10.11.2018 in Erfurt 
• DG-Arbeitstagung vom 09.-11.11.2018 in Eisenach 
• Pressekonferenz im Haus der Bundespressekonferenz am 13.11.2018 in Berlin 
• WDR-Sitzung am 16.11.2018 in Köln 
• Inklusionstage am 19.11. und 20.11.2018 in Berlin 
• Runden Tisch „Barrierefreies Fernsehen“ am 20.11.2018 in Berlin) 
• Gespräch mit Herrn Pauer (Huawei) am 21.11.2018 in Berlin 
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• BGSD-Arbeitstagung zur Novellierung der Berufs- und Ehrenordnung (BEO) am 27.01.2018 in 
Berlin 

• Kranzniederlegung für die Opfer der NS-„Euthanasie“ am 31.01.2018 in Berlin 
• Gespräch der programmbegleitenden Arbeitsgruppe der Deutschen Bahn in Frankfurt am 

01.02.2018 in Frankfurt 
• Tagung „deaf & (self) employment“ am 09.03.2018 in Aachen 
• Mitgliederversammlung des Landesverbandes der Gehörlosen Thüringen mit Vorstandswahl 

am 10.03.2018 in Erfurt 
• Fachtagung „Private Anbieter zur Barrierefreiheit verpflichten – Novellierung des AGG jetzt“ 

am 16.03.2018 in Berlin 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 19.03.2018 in Berlin 
• 16. Deutscher Hörfilmpreis 2018 am 20.03.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Prof. Dr. Mälzer am 20.04.2018 in Berlin 
• Gespräch mit der Schlichtungsstelle BGG am 08.05.2018 in Berlin 
• 6. Deutsche Kulturtage der Gehörlosen von 17.-19.05.2018 in Potsdam 
• Fachtagung „BGG“ (Bundesfachstelle Barrierefreiheit) am 29.05.2018 in Berlin 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 05.06.2018 in Berlin 
• Gespräch mit DBSV über das Projekt Barrierefreier Zugang am 18.06.2018 in Berlin 
• 28. Verbändekonsultation (DIM) am 20.06.2018 in Berlin 
• Besuch von der Palestinian Association of the Deaf am 28.06.2018 in Berlin 
• Treffen der DBR AG Forderungspapier AGG am 19.07.2018 in Berlin 
• NDR-Sitzung am 14.08.2018 in Hamburg 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 11.09.2018 in Berlin 
• MRP-Projekttreffen am 13. und 14.09.2018 in Berlin 
• Treffen mit UN-Fachausschuss am 21.09.2018 in Genf 
• EUD-Mitgliederversammlung vom 04.-07.10.2018 in Wien 
• Fachtagung „Diskriminierung sichtbar machen“ (ADS-Bund) am 15.10.2018 in Berlin 
• Pressekonferenz der Deutsche Bahn am 18.10.2018 in Berlin 
• Telefonkonferenz der programmbegleitenden Arbeitsgruppe der Deutschen Bahn am 

23.10.2018 
• Bundesversammlung des DGB von 26.-28.10.2018 in Magdeburg 
• Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 06.11.2018 in Berlin 
• 29. Verbändekonsultation (DIM) am 07.11.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Thomas Hacker (medienpolitischer Sprecher FDP) am 08.11.2018 in Berlin 
• Mitarbeiterschulung des Landesverbandes der Gehörlosen Thüringen am 10.11.2018 in Erfurt 
• DG-Arbeitstagung vom 09.-11.11.2018 in Eisenach 
• Pressekonferenz im Haus der Bundespressekonferenz am 13.11.2018 in Berlin 
• WDR-Sitzung am 16.11.2018 in Köln 
• Inklusionstage am 19.11. und 20.11.2018 in Berlin 
• Runden Tisch „Barrierefreies Fernsehen“ am 20.11.2018 in Berlin) 
• Gespräch mit Herrn Pauer (Huawei) am 21.11.2018 in Berlin 

2322



 
Projekt: „Intensivierung der Verbandsarbeit und mehr Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen“ 

Förderung der Partizipation nach § 19 BGG 
 
 

Seite 9 von 26 

• Gespräch mit Herrn Hahn (DBSV) am 21.11.2018 in Berlin 
• CI-Fachtagung am 28.11.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Herrn Staatssekretär Dr. Nußbaum (BMWi) am 29.11.2018 in Berlin 
• 2. Workshop „Verbandsklagerecht“ am 30.11.2018 in Berlin 
• Welttag der Menschen mit Behinderungen zum Thema „Armut“ (DBR) am 03.12.2018 in Ber-

lin 
• DBR-Versammlung am 03.12.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Jochen Trauptmann (DLR) am 04.12.2018 
• 70 Jahre allgemeine Aufklärung des Menschenrechts am 07.12.2019 in Berlin 
• Neujahrsempfang (Jürgen Dusel) am 11.12.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Margit Stumpp (medienpolitische Sprecherin) und Corinna Rüffer am 

13.12.2018 in Berlin 
• EUD-Vorstandssitzung vom 14.-16.12.2018 in Sofia 
• 1. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 21.01.2019 in Berlin 
• Festveranstaltung der BIH „Die Hauptfürsorgestellen werden 100“ am 07.02.2019 in Berlin 
• Gespräch über EFRE-Forschungsprojekt „TV-Untertitel für gehörlose und schwerhörige Kin-

der“ am 08.02.2019 in Hildesheim 
• Gespräch mit Frau Motschmann (CDU) am 13.02.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Wilfried Oellers (CDU) am 13.02.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Herrn Dr. Peter Mozet (BMAS) am 26.02.2019 in Berlin 
• 30. Verbändekonsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK am 27.02.2019 
• DGB-Präsidiumssitzung am 02.03.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Jürgen Dusel am 05.03.2019 in Berlin 
• EUD-Vorstandssitzung vom 06.-08.03.2019 in Zypern 
• Fachtagung „Teilhabe am Arbeitsleben“ am 20.03.2019 in Berlin 
• Festakt „10 Jahre UN-BRK in Deutschland“ am 26.03.2019 in Berlin 
• 2. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 01.04.2019 in Berlin 
• Jahresempfang Behindertenbeauftragter am 09.05.2019 in Berlin 
• EUD-Mitgliederversammlung von 15.-19.05.2019 in Bukarest (Rumänien) 
• Podiumsdiskussion „70 Jahre Grundgesetz“ (BMJV) am 23.05.2019 in Berlin 
• Verbändeanhörung Staatenprüfung UN-BRK (BMAS) am 27.05.2019 in Berlin 
• 31. Verbändekonsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK am 05.06.2019 in Berlin 
• 3. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 06.06.2019 in Berlin 
• DGB-Arbeitstagung am 28./29.06.2019 in Frankfurt am Main 
• Gespräch über Notruf-App am 09.07.2019 in Berlin 
• 18. Weltkongress des WFD vom 23.-27.07.2019 in Paris 
• Sitzung der Arbeitsgruppe „Qualitätssicherung für DGS-Filme“ per Zoom-Videokonferenz am 

05.08.2019 
• DGB-Präsidiumssitzung am 24.08.2019 in Hannover 
• Tag der Ein- und Ausblicke des Bundestages am 08.09.2019 in Berlin 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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• Gespräch mit Herrn Hahn (DBSV) am 21.11.2018 in Berlin 
• CI-Fachtagung am 28.11.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Herrn Staatssekretär Dr. Nußbaum (BMWi) am 29.11.2018 in Berlin 
• 2. Workshop „Verbandsklagerecht“ am 30.11.2018 in Berlin 
• Welttag der Menschen mit Behinderungen zum Thema „Armut“ (DBR) am 03.12.2018 in Ber-

lin 
• DBR-Versammlung am 03.12.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Jochen Trauptmann (DLR) am 04.12.2018 
• 70 Jahre allgemeine Aufklärung des Menschenrechts am 07.12.2019 in Berlin 
• Neujahrsempfang (Jürgen Dusel) am 11.12.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Margit Stumpp (medienpolitische Sprecherin) und Corinna Rüffer am 

13.12.2018 in Berlin 
• EUD-Vorstandssitzung vom 14.-16.12.2018 in Sofia 
• 1. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 21.01.2019 in Berlin 
• Festveranstaltung der BIH „Die Hauptfürsorgestellen werden 100“ am 07.02.2019 in Berlin 
• Gespräch über EFRE-Forschungsprojekt „TV-Untertitel für gehörlose und schwerhörige Kin-

der“ am 08.02.2019 in Hildesheim 
• Gespräch mit Frau Motschmann (CDU) am 13.02.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Wilfried Oellers (CDU) am 13.02.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Herrn Dr. Peter Mozet (BMAS) am 26.02.2019 in Berlin 
• 30. Verbändekonsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK am 27.02.2019 
• DGB-Präsidiumssitzung am 02.03.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Jürgen Dusel am 05.03.2019 in Berlin 
• EUD-Vorstandssitzung vom 06.-08.03.2019 in Zypern 
• Fachtagung „Teilhabe am Arbeitsleben“ am 20.03.2019 in Berlin 
• Festakt „10 Jahre UN-BRK in Deutschland“ am 26.03.2019 in Berlin 
• 2. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 01.04.2019 in Berlin 
• Jahresempfang Behindertenbeauftragter am 09.05.2019 in Berlin 
• EUD-Mitgliederversammlung von 15.-19.05.2019 in Bukarest (Rumänien) 
• Podiumsdiskussion „70 Jahre Grundgesetz“ (BMJV) am 23.05.2019 in Berlin 
• Verbändeanhörung Staatenprüfung UN-BRK (BMAS) am 27.05.2019 in Berlin 
• 31. Verbändekonsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK am 05.06.2019 in Berlin 
• 3. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 06.06.2019 in Berlin 
• DGB-Arbeitstagung am 28./29.06.2019 in Frankfurt am Main 
• Gespräch über Notruf-App am 09.07.2019 in Berlin 
• 18. Weltkongress des WFD vom 23.-27.07.2019 in Paris 
• Sitzung der Arbeitsgruppe „Qualitätssicherung für DGS-Filme“ per Zoom-Videokonferenz am 

05.08.2019 
• DGB-Präsidiumssitzung am 24.08.2019 in Hannover 
• Tag der Ein- und Ausblicke des Bundestages am 08.09.2019 in Berlin 
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• Gespräch mit Herrn Hahn (DBSV) am 21.11.2018 in Berlin 
• CI-Fachtagung am 28.11.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Herrn Staatssekretär Dr. Nußbaum (BMWi) am 29.11.2018 in Berlin 
• 2. Workshop „Verbandsklagerecht“ am 30.11.2018 in Berlin 
• Welttag der Menschen mit Behinderungen zum Thema „Armut“ (DBR) am 03.12.2018 in Ber-

lin 
• DBR-Versammlung am 03.12.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Jochen Trauptmann (DLR) am 04.12.2018 
• 70 Jahre allgemeine Aufklärung des Menschenrechts am 07.12.2019 in Berlin 
• Neujahrsempfang (Jürgen Dusel) am 11.12.2018 in Berlin 
• Gespräch mit Margit Stumpp (medienpolitische Sprecherin) und Corinna Rüffer am 

13.12.2018 in Berlin 
• EUD-Vorstandssitzung vom 14.-16.12.2018 in Sofia 
• 1. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 21.01.2019 in Berlin 
• Festveranstaltung der BIH „Die Hauptfürsorgestellen werden 100“ am 07.02.2019 in Berlin 
• Gespräch über EFRE-Forschungsprojekt „TV-Untertitel für gehörlose und schwerhörige Kin-

der“ am 08.02.2019 in Hildesheim 
• Gespräch mit Frau Motschmann (CDU) am 13.02.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Wilfried Oellers (CDU) am 13.02.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Herrn Dr. Peter Mozet (BMAS) am 26.02.2019 in Berlin 
• 30. Verbändekonsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK am 27.02.2019 
• DGB-Präsidiumssitzung am 02.03.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Jürgen Dusel am 05.03.2019 in Berlin 
• EUD-Vorstandssitzung vom 06.-08.03.2019 in Zypern 
• Fachtagung „Teilhabe am Arbeitsleben“ am 20.03.2019 in Berlin 
• Festakt „10 Jahre UN-BRK in Deutschland“ am 26.03.2019 in Berlin 
• 2. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 01.04.2019 in Berlin 
• Jahresempfang Behindertenbeauftragter am 09.05.2019 in Berlin 
• EUD-Mitgliederversammlung von 15.-19.05.2019 in Bukarest (Rumänien) 
• Podiumsdiskussion „70 Jahre Grundgesetz“ (BMJV) am 23.05.2019 in Berlin 
• Verbändeanhörung Staatenprüfung UN-BRK (BMAS) am 27.05.2019 in Berlin 
• 31. Verbändekonsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK am 05.06.2019 in Berlin 
• 3. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 06.06.2019 in Berlin 
• DGB-Arbeitstagung am 28./29.06.2019 in Frankfurt am Main 
• Gespräch über Notruf-App am 09.07.2019 in Berlin 
• 18. Weltkongress des WFD vom 23.-27.07.2019 in Paris 
• Sitzung der Arbeitsgruppe „Qualitätssicherung für DGS-Filme“ per Zoom-Videokonferenz am 

05.08.2019 
• DGB-Präsidiumssitzung am 24.08.2019 in Hannover 
• Tag der Ein- und Ausblicke des Bundestages am 08.09.2019 in Berlin 

2524



 
Projekt: „Intensivierung der Verbandsarbeit und mehr Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen“ 

Förderung der Partizipation nach § 19 BGG 
 
 

Seite 10 von 26 

• MRP-Projektetreffen im Rahmen der Modelhaften Erprobung regionaler Projekte am 
12./13.09.2019 in Berlin 

• Gemeinsam vom Gesetz zur Praxis: „Bilanz und Ausblick zur Umsetzung des Bundesteilhabe-
gesetztes“ am 16./17.09.2019 in Berlin 

• 10 Jahre UN-BRK: Wo stehen wir bei der Inklusion? (Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen) am 23.09.2019 in Berlin 

• Gespräch mit ZDF am 26.09.2019 in Potsdam 
• Schulungstagung VKGD am 28.09.2019 in Heiligenstadt 
• Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Gesundheit zur Reform des Medizinischen Dienstes 

der Krankenversicherung (MDK) am 14.10.2019 in Berlin 
• Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Soziales zu rechtlichen Regelungen für 

Menschen mit Behinderung am 14.10.2019 in Berlin 
• Filmdreh von Sehen statt Hören am 16.10.2019 in Berlin 
• 6. Sitzung des Expertenkreises der Bundesfachstelle Barrierefreiheit am 24.10.2019 in Berlin 
• DGB-Bundesversammlung von 25.-27.10.2019 in Augsburg 
• 32. Konsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK mit den behindertenpolitischen Verbänden 

am 06.11.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Medienstaatssekretärin Heike Raab am 07.11.2019 in Berlin 
• Fotoausstellung „Audismus“ am 08.11.2019 in Berlin 
• Inklusionstage am 11./12.11.2019 in Berlin 
• 7. Runde „Barrierefreies Fernsehen“ am 12.11.2019 in Berlin 
• Symposium „Repräsentativbefragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung und Beein-

trächtigung“ am 12.11.2019 in Berlin 
• 5. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 13.11.2019 in Berlin 
• Abschlussveranstaltung zum Projekt „Unser gutes Recht: Verbandsklagen als strategisches 

Instrument der Selbsthilfe“ am 15.11.2019 in Berlin 
• DG-Mitgliederversammlung/Arbeitstagung mit Neuwahlen von 15.-17.11.2019 in Eisenach 
• Veranstaltung der DG: UN-BRK umsetzen: Gebärdensprachen an Schulen jetzt! am 

18.11.2019 in Berlin 
• 25-jähriges Jubiläum von Loor Ens am 30.11.2019 in Köln 
• Abendveranstaltung „Inklusive Bildung in Deutschland – 10 Jahre UN-BRK“ am 02.12.2019 in 

Berlin 
• DBR-Welttagesveranstaltung „Einmischen, Mitmischen, Aufmischen – Perspektiven politischer 

Partizipation“ am 03.12.2019 in Berlin 
• Fachtagung „10 Jahre UN-BRK: Teilhabe durch Gebärdensprache(n) aus der Perspektive der 

Deaf Studies“ am 07.12.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Corinna Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen) am 09.12.2019 in Berlin 
• Abschlussveranstaltung „Alle dabei – gemeinsam unterwegs“ am 10.12.2019 in Berlin 
• Telefongespräch mit BMWi über barrierefreiem Notruf am 07.01.2020 
• 1. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 16.01.2020 in Berlin 
• Gespräch mit LWL über Gebärdensprach-Avatar 20.01.2020 in Münster 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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• MRP-Projektetreffen im Rahmen der Modelhaften Erprobung regionaler Projekte am 
12./13.09.2019 in Berlin 

• Gemeinsam vom Gesetz zur Praxis: „Bilanz und Ausblick zur Umsetzung des Bundesteilhabe-
gesetztes“ am 16./17.09.2019 in Berlin 

• 10 Jahre UN-BRK: Wo stehen wir bei der Inklusion? (Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen) am 23.09.2019 in Berlin 

• Gespräch mit ZDF am 26.09.2019 in Potsdam 
• Schulungstagung VKGD am 28.09.2019 in Heiligenstadt 
• Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Gesundheit zur Reform des Medizinischen Dienstes 

der Krankenversicherung (MDK) am 14.10.2019 in Berlin 
• Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Soziales zu rechtlichen Regelungen für 

Menschen mit Behinderung am 14.10.2019 in Berlin 
• Filmdreh von Sehen statt Hören am 16.10.2019 in Berlin 
• 6. Sitzung des Expertenkreises der Bundesfachstelle Barrierefreiheit am 24.10.2019 in Berlin 
• DGB-Bundesversammlung von 25.-27.10.2019 in Augsburg 
• 32. Konsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK mit den behindertenpolitischen Verbänden 

am 06.11.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Medienstaatssekretärin Heike Raab am 07.11.2019 in Berlin 
• Fotoausstellung „Audismus“ am 08.11.2019 in Berlin 
• Inklusionstage am 11./12.11.2019 in Berlin 
• 7. Runde „Barrierefreies Fernsehen“ am 12.11.2019 in Berlin 
• Symposium „Repräsentativbefragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung und Beein-

trächtigung“ am 12.11.2019 in Berlin 
• 5. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 13.11.2019 in Berlin 
• Abschlussveranstaltung zum Projekt „Unser gutes Recht: Verbandsklagen als strategisches 

Instrument der Selbsthilfe“ am 15.11.2019 in Berlin 
• DG-Mitgliederversammlung/Arbeitstagung mit Neuwahlen von 15.-17.11.2019 in Eisenach 
• Veranstaltung der DG: UN-BRK umsetzen: Gebärdensprachen an Schulen jetzt! am 

18.11.2019 in Berlin 
• 25-jähriges Jubiläum von Loor Ens am 30.11.2019 in Köln 
• Abendveranstaltung „Inklusive Bildung in Deutschland – 10 Jahre UN-BRK“ am 02.12.2019 in 

Berlin 
• DBR-Welttagesveranstaltung „Einmischen, Mitmischen, Aufmischen – Perspektiven politischer 

Partizipation“ am 03.12.2019 in Berlin 
• Fachtagung „10 Jahre UN-BRK: Teilhabe durch Gebärdensprache(n) aus der Perspektive der 

Deaf Studies“ am 07.12.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Corinna Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen) am 09.12.2019 in Berlin 
• Abschlussveranstaltung „Alle dabei – gemeinsam unterwegs“ am 10.12.2019 in Berlin 
• Telefongespräch mit BMWi über barrierefreiem Notruf am 07.01.2020 
• 1. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 16.01.2020 in Berlin 
• Gespräch mit LWL über Gebärdensprach-Avatar 20.01.2020 in Münster 
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• MRP-Projektetreffen im Rahmen der Modelhaften Erprobung regionaler Projekte am 
12./13.09.2019 in Berlin 

• Gemeinsam vom Gesetz zur Praxis: „Bilanz und Ausblick zur Umsetzung des Bundesteilhabe-
gesetztes“ am 16./17.09.2019 in Berlin 

• 10 Jahre UN-BRK: Wo stehen wir bei der Inklusion? (Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen) am 23.09.2019 in Berlin 

• Gespräch mit ZDF am 26.09.2019 in Potsdam 
• Schulungstagung VKGD am 28.09.2019 in Heiligenstadt 
• Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Gesundheit zur Reform des Medizinischen Dienstes 

der Krankenversicherung (MDK) am 14.10.2019 in Berlin 
• Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Soziales zu rechtlichen Regelungen für 

Menschen mit Behinderung am 14.10.2019 in Berlin 
• Filmdreh von Sehen statt Hören am 16.10.2019 in Berlin 
• 6. Sitzung des Expertenkreises der Bundesfachstelle Barrierefreiheit am 24.10.2019 in Berlin 
• DGB-Bundesversammlung von 25.-27.10.2019 in Augsburg 
• 32. Konsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK mit den behindertenpolitischen Verbänden 

am 06.11.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Medienstaatssekretärin Heike Raab am 07.11.2019 in Berlin 
• Fotoausstellung „Audismus“ am 08.11.2019 in Berlin 
• Inklusionstage am 11./12.11.2019 in Berlin 
• 7. Runde „Barrierefreies Fernsehen“ am 12.11.2019 in Berlin 
• Symposium „Repräsentativbefragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung und Beein-

trächtigung“ am 12.11.2019 in Berlin 
• 5. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 13.11.2019 in Berlin 
• Abschlussveranstaltung zum Projekt „Unser gutes Recht: Verbandsklagen als strategisches 

Instrument der Selbsthilfe“ am 15.11.2019 in Berlin 
• DG-Mitgliederversammlung/Arbeitstagung mit Neuwahlen von 15.-17.11.2019 in Eisenach 
• Veranstaltung der DG: UN-BRK umsetzen: Gebärdensprachen an Schulen jetzt! am 

18.11.2019 in Berlin 
• 25-jähriges Jubiläum von Loor Ens am 30.11.2019 in Köln 
• Abendveranstaltung „Inklusive Bildung in Deutschland – 10 Jahre UN-BRK“ am 02.12.2019 in 

Berlin 
• DBR-Welttagesveranstaltung „Einmischen, Mitmischen, Aufmischen – Perspektiven politischer 

Partizipation“ am 03.12.2019 in Berlin 
• Fachtagung „10 Jahre UN-BRK: Teilhabe durch Gebärdensprache(n) aus der Perspektive der 

Deaf Studies“ am 07.12.2019 in Berlin 
• Gespräch mit Corinna Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen) am 09.12.2019 in Berlin 
• Abschlussveranstaltung „Alle dabei – gemeinsam unterwegs“ am 10.12.2019 in Berlin 
• Telefongespräch mit BMWi über barrierefreiem Notruf am 07.01.2020 
• 1. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 16.01.2020 in Berlin 
• Gespräch mit LWL über Gebärdensprach-Avatar 20.01.2020 in Münster 
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• Gespräch mit Mareike Drygala am 21.01.2020 in Berlin 
• 70. Geburtstag des Sozialverbandes VdK Deutschland am 29.01.2020 in Berlin 
• Gespräch über barrierefreiem Notruf am 30.01.2020 in Berlin 
• Gespräch mit Herrn Staatsekretär Dr. Nußbaum (BMWi) am 12.02.2020 in Berlin 
• Sitzung des Expertenkreises der Bundesfachstelle zur Barrierefreiheit am 17.02.2020 in Berlin 
• Gespräch mit Frau Dr. Tabbara (BMAS) am 25.02.2020 in Berlin 
• 33. Konsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK mit den behindertenpolitischen Verbänden 

am 04.03.2020 in Berlin 
• 2. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 11.03.2020 in Berlin 
• 3. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 17.06.2020 per Zoom-Videokonferenz 
• 34. Konsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK mit den behindertenpolitischen Verbänden 

am 24.06.2020 per Zoom-Videokonferenz 
 
➔ Das Arbeitspaket 9 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

10  Öffentlichkeitsarbeit  
• Berichte und Pressemitteilungen schreiben 
• Filmveröffentlichungen in Gebärdensprache 
• Korrespondenzen über Mail-Verteiler 
• Einträge in Facebook, Twitter und der DGB-

Homepage 
• Film- und Fotodokumentation 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Seit Projektbeginn im Jahr 2017 haben wir insgesamt 44 Pressemitteilungen, 20 Stellungnahmen, 
16 Berichte und zahlreiche Videos in Gebärdensprache und mit Untertiteln verfasst und veröffent-
licht. 
Der Mailverteiler wurde regelmäßig gepflegt und aktualisiert. Seit August 2018 ist der DGB-
Newsletter ein- bis zweimal wöchentlich versendet worden. Insgesamt handelte es sich um 46 
DGB-Newsletter. Im September 2019 wurde der DGB-Newsletter auf die neue Form „Mailchimp“ 
umgestellt. 
Wir haben zahlreiche Einträge auf Facebook, bei Twitter und auf unserer Homepage veröffentlicht. 
Die Anzahl der Fans der Facebook-Seite des DGB hat sich von 5.422 (Stand: 07/2017) auf 8.277 
(Stand: 06/2020) erhöht, während die der Follower des DGB-Twitter-Accounts von 1.071 (Stand: 
07/2017) auf 2.240 (06/2020) zugenommen hat.  
Seit dem 20.12.2018 sammeln wir die Daten der Anfragen unter info@gehoerlosen-bund.de. Bis 
zum 30.06.2020 haben wir 1.424 Anfragen bekommen und beantwortet. Durchschnittlich gibt es 
80 Mails im Monat. 
 
➔ Das Arbeitspaket 10 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

11  Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG)  
• Bewilligungs- und Ablehnungsbescheide von Men-

schen mit Hörbehinderungen sammeln, Wider-
spruchschreiben sammeln 

• Probleme und Defizite aus der Umsetzungspraxis 
sammeln 

• Evaluationsbegleitung mit dem Hinblick auf die 
UN-BRK 

Januar 2018- 
Dezember 2019 
24 Monate  

Dokumentation,  
Berichte  

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) hat die rechtlichen Regelungen für Menschen mit Behinderun-
gen im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) reformiert und zu einem modernen 
Teilhaberecht weiterentwickelt. Das Sozialgesetzbuch IX ist durch das BTHG neu gefasst worden. 
Die Eingliederungshilfe für Behinderte ist aus dem bisherigen Fürsorgesystem der Sozialhilfe nach 
dem SGB XII herausgelöst und in das SGB IX mit eingebunden worden. Das BTHG tritt in vier Stu-
fen zwischen dem 30.12.2016 und dem 01.01.2023 in Kraft. 
 
Reformstufe 1 (ab 01.01.2017/01.04.2017) 
• Änderungen im Schwerbehindertenrecht 

 
Projekt: „Intensivierung der Verbandsarbeit und mehr Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen“ 

Förderung der Partizipation nach § 19 BGG 
 
 

Seite 3 von 26 

Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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• Gespräch mit Mareike Drygala am 21.01.2020 in Berlin 
• 70. Geburtstag des Sozialverbandes VdK Deutschland am 29.01.2020 in Berlin 
• Gespräch über barrierefreiem Notruf am 30.01.2020 in Berlin 
• Gespräch mit Herrn Staatsekretär Dr. Nußbaum (BMWi) am 12.02.2020 in Berlin 
• Sitzung des Expertenkreises der Bundesfachstelle zur Barrierefreiheit am 17.02.2020 in Berlin 
• Gespräch mit Frau Dr. Tabbara (BMAS) am 25.02.2020 in Berlin 
• 33. Konsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK mit den behindertenpolitischen Verbänden 

am 04.03.2020 in Berlin 
• 2. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 11.03.2020 in Berlin 
• 3. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 17.06.2020 per Zoom-Videokonferenz 
• 34. Konsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK mit den behindertenpolitischen Verbänden 

am 24.06.2020 per Zoom-Videokonferenz 
 
➔ Das Arbeitspaket 9 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

10  Öffentlichkeitsarbeit  
• Berichte und Pressemitteilungen schreiben 
• Filmveröffentlichungen in Gebärdensprache 
• Korrespondenzen über Mail-Verteiler 
• Einträge in Facebook, Twitter und der DGB-

Homepage 
• Film- und Fotodokumentation 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Seit Projektbeginn im Jahr 2017 haben wir insgesamt 44 Pressemitteilungen, 20 Stellungnahmen, 
16 Berichte und zahlreiche Videos in Gebärdensprache und mit Untertiteln verfasst und veröffent-
licht. 
Der Mailverteiler wurde regelmäßig gepflegt und aktualisiert. Seit August 2018 ist der DGB-
Newsletter ein- bis zweimal wöchentlich versendet worden. Insgesamt handelte es sich um 46 
DGB-Newsletter. Im September 2019 wurde der DGB-Newsletter auf die neue Form „Mailchimp“ 
umgestellt. 
Wir haben zahlreiche Einträge auf Facebook, bei Twitter und auf unserer Homepage veröffentlicht. 
Die Anzahl der Fans der Facebook-Seite des DGB hat sich von 5.422 (Stand: 07/2017) auf 8.277 
(Stand: 06/2020) erhöht, während die der Follower des DGB-Twitter-Accounts von 1.071 (Stand: 
07/2017) auf 2.240 (06/2020) zugenommen hat.  
Seit dem 20.12.2018 sammeln wir die Daten der Anfragen unter info@gehoerlosen-bund.de. Bis 
zum 30.06.2020 haben wir 1.424 Anfragen bekommen und beantwortet. Durchschnittlich gibt es 
80 Mails im Monat. 
 
➔ Das Arbeitspaket 10 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

11  Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG)  
• Bewilligungs- und Ablehnungsbescheide von Men-

schen mit Hörbehinderungen sammeln, Wider-
spruchschreiben sammeln 

• Probleme und Defizite aus der Umsetzungspraxis 
sammeln 

• Evaluationsbegleitung mit dem Hinblick auf die 
UN-BRK 

Januar 2018- 
Dezember 2019 
24 Monate  

Dokumentation,  
Berichte  

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) hat die rechtlichen Regelungen für Menschen mit Behinderun-
gen im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) reformiert und zu einem modernen 
Teilhaberecht weiterentwickelt. Das Sozialgesetzbuch IX ist durch das BTHG neu gefasst worden. 
Die Eingliederungshilfe für Behinderte ist aus dem bisherigen Fürsorgesystem der Sozialhilfe nach 
dem SGB XII herausgelöst und in das SGB IX mit eingebunden worden. Das BTHG tritt in vier Stu-
fen zwischen dem 30.12.2016 und dem 01.01.2023 in Kraft. 
 
Reformstufe 1 (ab 01.01.2017/01.04.2017) 
• Änderungen im Schwerbehindertenrecht 
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sammeln 
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Dokumentation,  
Berichte  

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) hat die rechtlichen Regelungen für Menschen mit Behinderun-
gen im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) reformiert und zu einem modernen 
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dem SGB XII herausgelöst und in das SGB IX mit eingebunden worden. Das BTHG tritt in vier Stu-
fen zwischen dem 30.12.2016 und dem 01.01.2023 in Kraft. 
 
Reformstufe 1 (ab 01.01.2017/01.04.2017) 
• Änderungen im Schwerbehindertenrecht 
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• Erste Stufe bei Verbesserungen in der Einkommens- und Vermögensheranziehung, insbeson-
dere durch die Erhöhung des Einkommensfreibetrags um bis zu 260 Euro monatlich und des 
Vermögensfreibetrags um 25.000 Euro 

• Verdoppelung des Arbeitsförderungsgeldes von 26 Euro auf 52 Euro monatlich 
• Erhöhung des Schonvermögens für Bezieher von SGB XII-Leistungen von derzeit 2.600 Euro 

auf 5.000 Euro 
• Merkzeichen „TBI“ (taubblind) 
 
Reformstufe 2 (ab 01.01.2018) 
• Einführung SGB IX, Teil 1 (Verfahrensrecht) und 3 (Schwerbehindertenrecht) 
• Vorgezogene Verbesserungen im Bereich der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und im 

Gesamtplanverfahren in der Eingliederungshilfe (im SGB XII) 
• Ergänzende Unabhängige Teilhabeberatung (EUTB) 
 
Reformstufe 3 (ab 01.01.2020) 
• Einführung SGB IX, Teil 2 (Eingliederungshilferecht) 
• Trennung der Fachleistungen der Eingliederungshilfe von den existenzsichernden Leistungen 
• Zweite Stufe bei Verbesserungen in der Einkommens- und Vermögensheranziehung: Der Ver-

mögensfreibetrag steigt auf rund 50.000 Euro. Partnereinkommen und -vermögen wird nicht 
mehr herangezogen 

 
Reformstufe 4 (ab 01.01.2023) 
• Neubestimmung des leistungsberechtigten Personenkreises in der Eingliederungshilfe (Artikel 

25a BTHG, § 99 SGB IX) 
 
Begleitende Untersuchungen (Art. 25 des BTHG) 
• Wirkungsuntersuchung (Art. 25 Abs. 2 Satz 1, 1. Halbsatz BTHG) 
• Modellhafte Erprobung (Art. 25 Abs. 3 BTHG) 
• Finanzuntersuchung (Art. 25 Abs. 4 BTHG) 
• Evaluation der Neuregelung des leistungsberechtigten Personenkreises in der Eingliederungs-

hilfe (Art. 25 Abs. 5 und Art. 25a § 99 BTHG) 
 
D. Büter hat diese begleitenden Untersuchungen (Art. 25 des BTHG) beobachtet und mitverfolgt. 
Der Abschlussbericht im Fall der Umsetzung von Artikel 25a § 99 des Bundesteilhabegesetzes (ab 
2023) zu den rechtlichen Auswirkungen auf den leistungsberechtigten Personenkreis der Eingliede-
rungshilfe (BT-Drucksache 19/4500, 13.09.2018, 131 Seiten) wurde veröffentlicht. 
Bis zum 31.12.2019 wurden Dolmetscherkosten für gehörlose Menschen im privaten und ehren-
amtlichen Bereich nicht übernommen. Ab dem 01.01.2020 wurden die Leistungen zur sozialen Teil-
habe (§ 76 – 84, SGB IX) und zu Assistenzleistungen im Rahmen der dritten Reformstufe refor-
miert, um eine individuelle Lebensführung zu ermöglichen und die volle, wirksame und gleichbe-
rechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern. Seitdem können gehörlose Menschen 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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• Erste Stufe bei Verbesserungen in der Einkommens- und Vermögensheranziehung, insbeson-
dere durch die Erhöhung des Einkommensfreibetrags um bis zu 260 Euro monatlich und des 
Vermögensfreibetrags um 25.000 Euro 

• Verdoppelung des Arbeitsförderungsgeldes von 26 Euro auf 52 Euro monatlich 
• Erhöhung des Schonvermögens für Bezieher von SGB XII-Leistungen von derzeit 2.600 Euro 

auf 5.000 Euro 
• Merkzeichen „TBI“ (taubblind) 
 
Reformstufe 2 (ab 01.01.2018) 
• Einführung SGB IX, Teil 1 (Verfahrensrecht) und 3 (Schwerbehindertenrecht) 
• Vorgezogene Verbesserungen im Bereich der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und im 

Gesamtplanverfahren in der Eingliederungshilfe (im SGB XII) 
• Ergänzende Unabhängige Teilhabeberatung (EUTB) 
 
Reformstufe 3 (ab 01.01.2020) 
• Einführung SGB IX, Teil 2 (Eingliederungshilferecht) 
• Trennung der Fachleistungen der Eingliederungshilfe von den existenzsichernden Leistungen 
• Zweite Stufe bei Verbesserungen in der Einkommens- und Vermögensheranziehung: Der Ver-

mögensfreibetrag steigt auf rund 50.000 Euro. Partnereinkommen und -vermögen wird nicht 
mehr herangezogen 

 
Reformstufe 4 (ab 01.01.2023) 
• Neubestimmung des leistungsberechtigten Personenkreises in der Eingliederungshilfe (Artikel 

25a BTHG, § 99 SGB IX) 
 
Begleitende Untersuchungen (Art. 25 des BTHG) 
• Wirkungsuntersuchung (Art. 25 Abs. 2 Satz 1, 1. Halbsatz BTHG) 
• Modellhafte Erprobung (Art. 25 Abs. 3 BTHG) 
• Finanzuntersuchung (Art. 25 Abs. 4 BTHG) 
• Evaluation der Neuregelung des leistungsberechtigten Personenkreises in der Eingliederungs-

hilfe (Art. 25 Abs. 5 und Art. 25a § 99 BTHG) 
 
D. Büter hat diese begleitenden Untersuchungen (Art. 25 des BTHG) beobachtet und mitverfolgt. 
Der Abschlussbericht im Fall der Umsetzung von Artikel 25a § 99 des Bundesteilhabegesetzes (ab 
2023) zu den rechtlichen Auswirkungen auf den leistungsberechtigten Personenkreis der Eingliede-
rungshilfe (BT-Drucksache 19/4500, 13.09.2018, 131 Seiten) wurde veröffentlicht. 
Bis zum 31.12.2019 wurden Dolmetscherkosten für gehörlose Menschen im privaten und ehren-
amtlichen Bereich nicht übernommen. Ab dem 01.01.2020 wurden die Leistungen zur sozialen Teil-
habe (§ 76 – 84, SGB IX) und zu Assistenzleistungen im Rahmen der dritten Reformstufe refor-
miert, um eine individuelle Lebensführung zu ermöglichen und die volle, wirksame und gleichbe-
rechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern. Seitdem können gehörlose Menschen 
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Gesamtplanverfahren in der Eingliederungshilfe (im SGB XII) 
• Ergänzende Unabhängige Teilhabeberatung (EUTB) 
 
Reformstufe 3 (ab 01.01.2020) 
• Einführung SGB IX, Teil 2 (Eingliederungshilferecht) 
• Trennung der Fachleistungen der Eingliederungshilfe von den existenzsichernden Leistungen 
• Zweite Stufe bei Verbesserungen in der Einkommens- und Vermögensheranziehung: Der Ver-

mögensfreibetrag steigt auf rund 50.000 Euro. Partnereinkommen und -vermögen wird nicht 
mehr herangezogen 

 
Reformstufe 4 (ab 01.01.2023) 
• Neubestimmung des leistungsberechtigten Personenkreises in der Eingliederungshilfe (Artikel 

25a BTHG, § 99 SGB IX) 
 
Begleitende Untersuchungen (Art. 25 des BTHG) 
• Wirkungsuntersuchung (Art. 25 Abs. 2 Satz 1, 1. Halbsatz BTHG) 
• Modellhafte Erprobung (Art. 25 Abs. 3 BTHG) 
• Finanzuntersuchung (Art. 25 Abs. 4 BTHG) 
• Evaluation der Neuregelung des leistungsberechtigten Personenkreises in der Eingliederungs-

hilfe (Art. 25 Abs. 5 und Art. 25a § 99 BTHG) 
 
D. Büter hat diese begleitenden Untersuchungen (Art. 25 des BTHG) beobachtet und mitverfolgt. 
Der Abschlussbericht im Fall der Umsetzung von Artikel 25a § 99 des Bundesteilhabegesetzes (ab 
2023) zu den rechtlichen Auswirkungen auf den leistungsberechtigten Personenkreis der Eingliede-
rungshilfe (BT-Drucksache 19/4500, 13.09.2018, 131 Seiten) wurde veröffentlicht. 
Bis zum 31.12.2019 wurden Dolmetscherkosten für gehörlose Menschen im privaten und ehren-
amtlichen Bereich nicht übernommen. Ab dem 01.01.2020 wurden die Leistungen zur sozialen Teil-
habe (§ 76 – 84, SGB IX) und zu Assistenzleistungen im Rahmen der dritten Reformstufe refor-
miert, um eine individuelle Lebensführung zu ermöglichen und die volle, wirksame und gleichbe-
rechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern. Seitdem können gehörlose Menschen 
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einen Antrag auf Kostenübernahme für Gebärdensprachdolmetscher/-innen im privaten und ehren-
amtlichen Bereich nach §82 SGB IX (Leistungen zur Förderung der Verständigung) bei dem Träger 
der Eingliederungshilfe stellen. Es ist sehr problematisch, dass §82 SGB IX Gehörlosen nur dann 
ein Recht auf diese Leistungen zuspricht, wenn sie aus besonderem Anlass benötigt werden. Dane-
ben wird Kommunikation in §78 als Anlass für Assistenzleistungen erwähnt. Diese Unterscheidung 
ist verwirrend! Daher müssen die Regelungen zu den Leistungen zur Kommunikation vereinfacht 
werden, indem sie in einem Paragrafen zusammengefasst werden. Wir fordern, die Formulierung 
„aus besonderem Anlass“ in §82 SGB IX „Leistungen zur Förderung der Verständigung“ zu strei-
chen. Wir sind der Meinung, dass diese Formulierung ein großes Hindernis für die gehörlosen Leis-
tungsberechtigten darstellt. Zudem sollte auf §99 SGB IX zur Definition des leistungsberechtigten 
Personenkreises verzichtet werden, und §78 SGB IX „Assistenzleistungen“ sollte um notwendige 
Unterstützung durch Dolmetscher/-innen für DGS und Deutsch und andere professionelle Kommu-
nikationshilfen (Taubblindenassistenz) bei ehrenamtlichen und politischen Tätigkeiten ergänzt wer-
den. Wir fordern die Abschaffung der Ein-kommens- und Vermögensabhängigkeit von Leistungen 
zur sozialen Teilhabe. Der Deutsche Gehörlosen-Bund hat am 26.04.2016 eine Stellungnahme 
03/2016 zum Thema BTHG veröffentlicht. Diese Stellungnahme ist immer noch aktuell, da die An-
merkungen bzw. Wünsche des DGB noch nicht angenommen und umgesetzt werden. Übrigens 
gibt es auch einen sehr guten Artikel von Prof. Dr. Ulrich Hase mit dem Titel „Das BTHG im Spekt-
rum der Erwartungen von Menschen mit Hörbehinderungen“, der in „Das Zeichen 106“ (Nr. 106, 
Seite 204-212) erschienen ist. Den Forderungsbereich „gesellschaftliche und politische Teilhabe“ 
hat der DGB in seinem Forderungskatalog (Seite 19-21) beschrieben. Der DGB plant, eine Presse-
mitteilung zu verfassen und zur Sammlung von Ablehnungsbescheiden und Widerspruchsschreiben 
von Gehörlosen und anderen Menschen mit Hörbehinderungen aufzurufen. Die Ergebnisse können 
für die Evaluation verwendet und auch dazu genutzt werden, die Forderungen zu den Nachbesse-
rungen des BTHG neu zu formulieren. 
 
Veröffentlichungen: 

• Stellungnahme 03/2016 zum Referentenentwurf eines Gesetz zur Stärkung der Teilhabe 
und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz) vom 
26.04.2016 

 
➔ Das Arbeitspaket 11 wurde teilweise erfolgreich abgeschlossen. 
 

12  Weiterentwicklungs- und Umsetzungsprozesse 
des NAP 2.0 inkl. Stellungnahme des DGB zum 
NAP 2.0  
• Umsetzung des Arbeitsprogramms bzw. Forde-

rungskatalogs 
• Forderungen in 13 Handlungsfeldern für die Im-

plementierung der UN-BRK in der Praxis prüfen 

Januar 2018- 
Dezember 2019  
24 Monate  

Gespräche, 
Berichte  

Siehe gleiche Antworten bezüglich des Arbeitspakets 7. 
Bei der Bundesversammlung des DGB vom 20.-22.10.2017 in Bremen haben wir uns mit dem 
Schweizerischen Gehörlosen-Bund und dem Österreichischen Gehörlosen-Bund über den 4. inter-
nationalen Bildungs- und Fachkongress 2019 ausgetauscht (Organisation, Schwerpunktthema, Ort, 
Finanzierung, etc.). 
Bei der 6. Deutschen Kulturtagen der Gehörlosen vom 17.-19.05.2018 in Potsdam haben wir mit 
drei nationalen Gehörlosenverbände (Frankreich, Österreich und Schweiz) von den Erfahrungen 
aus der politischen und gesellschaftlichen Arbeit ausgetauscht. 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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einen Antrag auf Kostenübernahme für Gebärdensprachdolmetscher/-innen im privaten und ehren-
amtlichen Bereich nach §82 SGB IX (Leistungen zur Förderung der Verständigung) bei dem Träger 
der Eingliederungshilfe stellen. Es ist sehr problematisch, dass §82 SGB IX Gehörlosen nur dann 
ein Recht auf diese Leistungen zuspricht, wenn sie aus besonderem Anlass benötigt werden. Dane-
ben wird Kommunikation in §78 als Anlass für Assistenzleistungen erwähnt. Diese Unterscheidung 
ist verwirrend! Daher müssen die Regelungen zu den Leistungen zur Kommunikation vereinfacht 
werden, indem sie in einem Paragrafen zusammengefasst werden. Wir fordern, die Formulierung 
„aus besonderem Anlass“ in §82 SGB IX „Leistungen zur Förderung der Verständigung“ zu strei-
chen. Wir sind der Meinung, dass diese Formulierung ein großes Hindernis für die gehörlosen Leis-
tungsberechtigten darstellt. Zudem sollte auf §99 SGB IX zur Definition des leistungsberechtigten 
Personenkreises verzichtet werden, und §78 SGB IX „Assistenzleistungen“ sollte um notwendige 
Unterstützung durch Dolmetscher/-innen für DGS und Deutsch und andere professionelle Kommu-
nikationshilfen (Taubblindenassistenz) bei ehrenamtlichen und politischen Tätigkeiten ergänzt wer-
den. Wir fordern die Abschaffung der Ein-kommens- und Vermögensabhängigkeit von Leistungen 
zur sozialen Teilhabe. Der Deutsche Gehörlosen-Bund hat am 26.04.2016 eine Stellungnahme 
03/2016 zum Thema BTHG veröffentlicht. Diese Stellungnahme ist immer noch aktuell, da die An-
merkungen bzw. Wünsche des DGB noch nicht angenommen und umgesetzt werden. Übrigens 
gibt es auch einen sehr guten Artikel von Prof. Dr. Ulrich Hase mit dem Titel „Das BTHG im Spekt-
rum der Erwartungen von Menschen mit Hörbehinderungen“, der in „Das Zeichen 106“ (Nr. 106, 
Seite 204-212) erschienen ist. Den Forderungsbereich „gesellschaftliche und politische Teilhabe“ 
hat der DGB in seinem Forderungskatalog (Seite 19-21) beschrieben. Der DGB plant, eine Presse-
mitteilung zu verfassen und zur Sammlung von Ablehnungsbescheiden und Widerspruchsschreiben 
von Gehörlosen und anderen Menschen mit Hörbehinderungen aufzurufen. Die Ergebnisse können 
für die Evaluation verwendet und auch dazu genutzt werden, die Forderungen zu den Nachbesse-
rungen des BTHG neu zu formulieren. 
 
Veröffentlichungen: 

• Stellungnahme 03/2016 zum Referentenentwurf eines Gesetz zur Stärkung der Teilhabe 
und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz) vom 
26.04.2016 

 
➔ Das Arbeitspaket 11 wurde teilweise erfolgreich abgeschlossen. 
 

12  Weiterentwicklungs- und Umsetzungsprozesse 
des NAP 2.0 inkl. Stellungnahme des DGB zum 
NAP 2.0  
• Umsetzung des Arbeitsprogramms bzw. Forde-

rungskatalogs 
• Forderungen in 13 Handlungsfeldern für die Im-

plementierung der UN-BRK in der Praxis prüfen 

Januar 2018- 
Dezember 2019  
24 Monate  

Gespräche, 
Berichte  

Siehe gleiche Antworten bezüglich des Arbeitspakets 7. 
Bei der Bundesversammlung des DGB vom 20.-22.10.2017 in Bremen haben wir uns mit dem 
Schweizerischen Gehörlosen-Bund und dem Österreichischen Gehörlosen-Bund über den 4. inter-
nationalen Bildungs- und Fachkongress 2019 ausgetauscht (Organisation, Schwerpunktthema, Ort, 
Finanzierung, etc.). 
Bei der 6. Deutschen Kulturtagen der Gehörlosen vom 17.-19.05.2018 in Potsdam haben wir mit 
drei nationalen Gehörlosenverbände (Frankreich, Österreich und Schweiz) von den Erfahrungen 
aus der politischen und gesellschaftlichen Arbeit ausgetauscht. 
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einen Antrag auf Kostenübernahme für Gebärdensprachdolmetscher/-innen im privaten und ehren-
amtlichen Bereich nach §82 SGB IX (Leistungen zur Förderung der Verständigung) bei dem Träger 
der Eingliederungshilfe stellen. Es ist sehr problematisch, dass §82 SGB IX Gehörlosen nur dann 
ein Recht auf diese Leistungen zuspricht, wenn sie aus besonderem Anlass benötigt werden. Dane-
ben wird Kommunikation in §78 als Anlass für Assistenzleistungen erwähnt. Diese Unterscheidung 
ist verwirrend! Daher müssen die Regelungen zu den Leistungen zur Kommunikation vereinfacht 
werden, indem sie in einem Paragrafen zusammengefasst werden. Wir fordern, die Formulierung 
„aus besonderem Anlass“ in §82 SGB IX „Leistungen zur Förderung der Verständigung“ zu strei-
chen. Wir sind der Meinung, dass diese Formulierung ein großes Hindernis für die gehörlosen Leis-
tungsberechtigten darstellt. Zudem sollte auf §99 SGB IX zur Definition des leistungsberechtigten 
Personenkreises verzichtet werden, und §78 SGB IX „Assistenzleistungen“ sollte um notwendige 
Unterstützung durch Dolmetscher/-innen für DGS und Deutsch und andere professionelle Kommu-
nikationshilfen (Taubblindenassistenz) bei ehrenamtlichen und politischen Tätigkeiten ergänzt wer-
den. Wir fordern die Abschaffung der Ein-kommens- und Vermögensabhängigkeit von Leistungen 
zur sozialen Teilhabe. Der Deutsche Gehörlosen-Bund hat am 26.04.2016 eine Stellungnahme 
03/2016 zum Thema BTHG veröffentlicht. Diese Stellungnahme ist immer noch aktuell, da die An-
merkungen bzw. Wünsche des DGB noch nicht angenommen und umgesetzt werden. Übrigens 
gibt es auch einen sehr guten Artikel von Prof. Dr. Ulrich Hase mit dem Titel „Das BTHG im Spekt-
rum der Erwartungen von Menschen mit Hörbehinderungen“, der in „Das Zeichen 106“ (Nr. 106, 
Seite 204-212) erschienen ist. Den Forderungsbereich „gesellschaftliche und politische Teilhabe“ 
hat der DGB in seinem Forderungskatalog (Seite 19-21) beschrieben. Der DGB plant, eine Presse-
mitteilung zu verfassen und zur Sammlung von Ablehnungsbescheiden und Widerspruchsschreiben 
von Gehörlosen und anderen Menschen mit Hörbehinderungen aufzurufen. Die Ergebnisse können 
für die Evaluation verwendet und auch dazu genutzt werden, die Forderungen zu den Nachbesse-
rungen des BTHG neu zu formulieren. 
 
Veröffentlichungen: 

• Stellungnahme 03/2016 zum Referentenentwurf eines Gesetz zur Stärkung der Teilhabe 
und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz) vom 
26.04.2016 

 
➔ Das Arbeitspaket 11 wurde teilweise erfolgreich abgeschlossen. 
 

12  Weiterentwicklungs- und Umsetzungsprozesse 
des NAP 2.0 inkl. Stellungnahme des DGB zum 
NAP 2.0  
• Umsetzung des Arbeitsprogramms bzw. Forde-

rungskatalogs 
• Forderungen in 13 Handlungsfeldern für die Im-

plementierung der UN-BRK in der Praxis prüfen 

Januar 2018- 
Dezember 2019  
24 Monate  

Gespräche, 
Berichte  

Siehe gleiche Antworten bezüglich des Arbeitspakets 7. 
Bei der Bundesversammlung des DGB vom 20.-22.10.2017 in Bremen haben wir uns mit dem 
Schweizerischen Gehörlosen-Bund und dem Österreichischen Gehörlosen-Bund über den 4. inter-
nationalen Bildungs- und Fachkongress 2019 ausgetauscht (Organisation, Schwerpunktthema, Ort, 
Finanzierung, etc.). 
Bei der 6. Deutschen Kulturtagen der Gehörlosen vom 17.-19.05.2018 in Potsdam haben wir mit 
drei nationalen Gehörlosenverbände (Frankreich, Österreich und Schweiz) von den Erfahrungen 
aus der politischen und gesellschaftlichen Arbeit ausgetauscht. 
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und für den nächsten NAP und den Parallelbericht 
zum 2./3. Staatenbericht weiterentwickeln 

• Begleitung der Beiratsmitglieder zu den Terminen 
mit Politikern und Ministerien 

• Analyse der Instrumente zu diversen Aktionsplä-
nen 

• Erfahrungsaustausch auf internationalen und bila-
teralen Ebenen (Weltverband der GL, European 
Union of the Deaf, Österreichischer GL-Bund, 
Schweizerischer GL-Bund) 

• Vorstellung des Forderungskatalogs und der Um-
setzungsprozesse zur UN-BRK in Deutschland 
beim 18. Weltkongress der Gehörlosen im 23.-
27.7.2019 in Paris, Frankreich 

• Bestandsaufnahme zu Umsetzungsprozessen und 
Forderungskatalog für den nächsten NAP und den 
Parallelbericht zum 2. Staatenbericht zur UN-BRK 
in Deutschland beim 4. Internationalen Bildungs- 
und Fachkongress der Gehörlosen im Herbst 2019 
in Deutschland 

Der 4. Internationale Bildungs- und Fachkongress im deutschsprachigen Raum wird auf Frühjahr 
2021 verschoben. 
 
➔ Das Arbeitspaket 12 wurde teilweise erfolgreich abgeschlossen. 

12.1  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 1: 
Arbeit und Beschäftigung 
• Stärkung der Berufsorientierung und Förderung 

der Ausbildung von Jugendlichen mit Hörbehinde-
rungen 

• Förderung der Beschäftigung von Menschen mit 
Hörbehinderungen auf dem allgemeinen Arbeits-
markt 

• Stärkung der Schwerbehindertenvertretungen 
• Verbesserung des Zugangs von Langzeitarbeitslo-

sen zur beruflichen Rehabilitation und Förderung 
der beruflichen Integration von Menschen mit 
Hörbehinderungen 

• Förderung gesunder Arbeitsbedingungen und ei-
ner barrierefreien Arbeitsumgebung in Unterneh-
men 

• Nationale Konferenz zur „Zukunft inklusiven Ar-
beitens“ (ab 2018, BMAS) 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

D. Büter hat sich mit dem Thema „Arbeit und Beschäftigung“ auseinandergesetzt. 
Bei der Abschlusstagung „DeafExist“ am 09.03.2018 in Aachen hat er seinen Vortrag „Wege in die 
Selbstständigkeit – eine Möglichkeit zur Teilhabe am Arbeitsleben für hörbehinderte Menschen“ ge-
halten und an der Podiumsdiskussion teilgenommen. 
Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam hat Prof. Dr. C. Rathmann einen Vortrag über „Ab-
bau der Barrieren im Arbeitsleben“ gehalten. 
Aufgrund der Gespräche mit behindertenpolitischen Sprechern wurde eine Kleine Anfrage der Bun-
destagsfraktion DIE LINKE bezüglich Arbeitsassistenz an die Bundesregierung verschickt (BT-
Drucksache 19/1972). Die Bundesregierung hat auf diese Kleine Anfrage geantwortet (BT-Drucksa-
che 19/2339). Dann haben wir die Stellungnahme verfasst und am 08.06.2018 veröffentlicht. 
Wir haben die 16 Landesverbände der Gehörlosen angeregt, mit den zuständigen Integrationsäm-
tern der Länder Kontakt aufzunehmen, um zufriedenstellende Antworten auf unsere Fragen zu ge-
ben. 
Anschließend können wir diese der Bundesregierung und dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) vorlegen und werden außerdem ein Gespräch mit dem BMAS darüber führen, wie 
die die Arbeitsassistenzleistungen verbessert werden können. 
Wir haben unsere Anregungen und Vorschläge für die BIH-Empfehlung zur Arbeitsassistenz an die 
Arbeitsgruppe abgegeben. 
Die neuen BIH-Empfehlungen zur Arbeitsassistenz schwerbehinderter Menschen wurden neu über-
arbeitet und bereits veröffentlicht. 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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und für den nächsten NAP und den Parallelbericht 
zum 2./3. Staatenbericht weiterentwickeln 

• Begleitung der Beiratsmitglieder zu den Terminen 
mit Politikern und Ministerien 

• Analyse der Instrumente zu diversen Aktionsplä-
nen 

• Erfahrungsaustausch auf internationalen und bila-
teralen Ebenen (Weltverband der GL, European 
Union of the Deaf, Österreichischer GL-Bund, 
Schweizerischer GL-Bund) 

• Vorstellung des Forderungskatalogs und der Um-
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Forderungskatalog für den nächsten NAP und den 
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in Deutschland beim 4. Internationalen Bildungs- 
und Fachkongress der Gehörlosen im Herbst 2019 
in Deutschland 

Der 4. Internationale Bildungs- und Fachkongress im deutschsprachigen Raum wird auf Frühjahr 
2021 verschoben. 
 
➔ Das Arbeitspaket 12 wurde teilweise erfolgreich abgeschlossen. 
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Hörbehinderungen 

• Förderung gesunder Arbeitsbedingungen und ei-
ner barrierefreien Arbeitsumgebung in Unterneh-
men 

• Nationale Konferenz zur „Zukunft inklusiven Ar-
beitens“ (ab 2018, BMAS) 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

D. Büter hat sich mit dem Thema „Arbeit und Beschäftigung“ auseinandergesetzt. 
Bei der Abschlusstagung „DeafExist“ am 09.03.2018 in Aachen hat er seinen Vortrag „Wege in die 
Selbstständigkeit – eine Möglichkeit zur Teilhabe am Arbeitsleben für hörbehinderte Menschen“ ge-
halten und an der Podiumsdiskussion teilgenommen. 
Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam hat Prof. Dr. C. Rathmann einen Vortrag über „Ab-
bau der Barrieren im Arbeitsleben“ gehalten. 
Aufgrund der Gespräche mit behindertenpolitischen Sprechern wurde eine Kleine Anfrage der Bun-
destagsfraktion DIE LINKE bezüglich Arbeitsassistenz an die Bundesregierung verschickt (BT-
Drucksache 19/1972). Die Bundesregierung hat auf diese Kleine Anfrage geantwortet (BT-Drucksa-
che 19/2339). Dann haben wir die Stellungnahme verfasst und am 08.06.2018 veröffentlicht. 
Wir haben die 16 Landesverbände der Gehörlosen angeregt, mit den zuständigen Integrationsäm-
tern der Länder Kontakt aufzunehmen, um zufriedenstellende Antworten auf unsere Fragen zu ge-
ben. 
Anschließend können wir diese der Bundesregierung und dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) vorlegen und werden außerdem ein Gespräch mit dem BMAS darüber führen, wie 
die die Arbeitsassistenzleistungen verbessert werden können. 
Wir haben unsere Anregungen und Vorschläge für die BIH-Empfehlung zur Arbeitsassistenz an die 
Arbeitsgruppe abgegeben. 
Die neuen BIH-Empfehlungen zur Arbeitsassistenz schwerbehinderter Menschen wurden neu über-
arbeitet und bereits veröffentlicht. 
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und für den nächsten NAP und den Parallelbericht 
zum 2./3. Staatenbericht weiterentwickeln 

• Begleitung der Beiratsmitglieder zu den Terminen 
mit Politikern und Ministerien 

• Analyse der Instrumente zu diversen Aktionsplä-
nen 

• Erfahrungsaustausch auf internationalen und bila-
teralen Ebenen (Weltverband der GL, European 
Union of the Deaf, Österreichischer GL-Bund, 
Schweizerischer GL-Bund) 

• Vorstellung des Forderungskatalogs und der Um-
setzungsprozesse zur UN-BRK in Deutschland 
beim 18. Weltkongress der Gehörlosen im 23.-
27.7.2019 in Paris, Frankreich 

• Bestandsaufnahme zu Umsetzungsprozessen und 
Forderungskatalog für den nächsten NAP und den 
Parallelbericht zum 2. Staatenbericht zur UN-BRK 
in Deutschland beim 4. Internationalen Bildungs- 
und Fachkongress der Gehörlosen im Herbst 2019 
in Deutschland 

Der 4. Internationale Bildungs- und Fachkongress im deutschsprachigen Raum wird auf Frühjahr 
2021 verschoben. 
 
➔ Das Arbeitspaket 12 wurde teilweise erfolgreich abgeschlossen. 

12.1  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 1: 
Arbeit und Beschäftigung 
• Stärkung der Berufsorientierung und Förderung 

der Ausbildung von Jugendlichen mit Hörbehinde-
rungen 

• Förderung der Beschäftigung von Menschen mit 
Hörbehinderungen auf dem allgemeinen Arbeits-
markt 

• Stärkung der Schwerbehindertenvertretungen 
• Verbesserung des Zugangs von Langzeitarbeitslo-

sen zur beruflichen Rehabilitation und Förderung 
der beruflichen Integration von Menschen mit 
Hörbehinderungen 

• Förderung gesunder Arbeitsbedingungen und ei-
ner barrierefreien Arbeitsumgebung in Unterneh-
men 

• Nationale Konferenz zur „Zukunft inklusiven Ar-
beitens“ (ab 2018, BMAS) 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

D. Büter hat sich mit dem Thema „Arbeit und Beschäftigung“ auseinandergesetzt. 
Bei der Abschlusstagung „DeafExist“ am 09.03.2018 in Aachen hat er seinen Vortrag „Wege in die 
Selbstständigkeit – eine Möglichkeit zur Teilhabe am Arbeitsleben für hörbehinderte Menschen“ ge-
halten und an der Podiumsdiskussion teilgenommen. 
Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam hat Prof. Dr. C. Rathmann einen Vortrag über „Ab-
bau der Barrieren im Arbeitsleben“ gehalten. 
Aufgrund der Gespräche mit behindertenpolitischen Sprechern wurde eine Kleine Anfrage der Bun-
destagsfraktion DIE LINKE bezüglich Arbeitsassistenz an die Bundesregierung verschickt (BT-
Drucksache 19/1972). Die Bundesregierung hat auf diese Kleine Anfrage geantwortet (BT-Drucksa-
che 19/2339). Dann haben wir die Stellungnahme verfasst und am 08.06.2018 veröffentlicht. 
Wir haben die 16 Landesverbände der Gehörlosen angeregt, mit den zuständigen Integrationsäm-
tern der Länder Kontakt aufzunehmen, um zufriedenstellende Antworten auf unsere Fragen zu ge-
ben. 
Anschließend können wir diese der Bundesregierung und dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) vorlegen und werden außerdem ein Gespräch mit dem BMAS darüber führen, wie 
die die Arbeitsassistenzleistungen verbessert werden können. 
Wir haben unsere Anregungen und Vorschläge für die BIH-Empfehlung zur Arbeitsassistenz an die 
Arbeitsgruppe abgegeben. 
Die neuen BIH-Empfehlungen zur Arbeitsassistenz schwerbehinderter Menschen wurden neu über-
arbeitet und bereits veröffentlicht. 
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D. Büter nahm an der Festveranstaltung des BIH „Die Hauptfürsorgestellen werden 100“ am 
07.02.2019 teil. 
Wir haben an der delegs-Fachtagung „Teilhabe gehörloser Kolleginnen und Kollegen am Arbeitsle-
ben“ am 20.03.2019 teilgenommen. D. Büter hat die Forderungen des DGB zum Thema Arbeit dort 
vorgetragen. 
Seit mehr als 15 Jahren arbeitet die Salo Bildung und Beruf GmbH in Berlin an der beruflichen In-
klusion von Menschen mit Behinderungen. Daniel Büter nahm an dem Fachtag „Teilhabe am Ar-
beitsleben“ am 22.05.2019 teil. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 2/2018 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. ist mit der Antwort der Bundes-

regierung bezüglich „Arbeitsassistenz“ nicht zufrieden und strebt weiter an, die Teilhabe am 
Arbeitsleben zu verbessern und die Kommunikation sicherzustellen.“ 

• BIH-Empfehlungen zur Arbeitsassistenz schwerbehinderter Menschen 
 

12.2  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 2:  
Bildung  
• Bilinguale Bildungsangebote in Gebärden-, Laut- 

und Schriftsprache für gehörlose Menschen  
• Barrierefreie Zugänglichkeit zu allen Bildungswe-

gen für gehörlose Menschen mit Gebärdensprach-
dolmetscher  

• Verbesserung der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
von pädagogischen Fachkräften  

• Verbesserung der Kenntnisse über Erfolgsfakto-
ren inklusiver Bildung  

• Stärkere Implementierung der Teilhabeforschung 
in Deutschland  

• Verbesserung der Datenlage zur Teilhabebericht-
erstattung  

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Bildung“ zur Bundestagswahl 2017 mit unseren Forderungen formu-
liert. Diese Forderungen wurden nicht in den Koalitionsvertrag aufgenommen. 
Die behindertenpolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, C. Rüffer, hat 
37 Fragen „Zur Situation von hörbeeinträchtigten Menschen in Deutschland“ an die Bundesregie-
rung gestellt. Einige davon beinhalten das Thema Bildung. 
Wir bearbeiten die Stellungnahme bezüglich der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage „Zur Situation von hörbeeinträchtigten Menschen in Deutschland“ noch. 
Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam haben drei gehörlose Lehrerinnen einen Vortrag 
über das Thema „Ist ‚Deutsche Gebärdensprache‘ in Zukunft erlernbar an allen Schulen?“ gehal-
ten. 
Wir haben zusammen mit dem Gehörlosenverband Niedersachsen e. V. das Fachtreffen „Gebär-
densprache in den Schulen – Perspektiven und Strategien“ am 20.09.2018 in Hannover organisiert. 
Zur dreitägigen Fachtagung „Inklusive Bildung durch Gebärdensprache“ des Gehörlosenverbandes 
München und Umland e.V. (GMU) von 17.–19.05.2019in München sind viele Gehörlosen, Eltern 
und Fachleute aus dem bayerischen Raum gekommen. Ebenso waren Vertreter des bayerischen 
Sozial- und Kultusministeriums wie auch einige Professoren für Gehörlosen-/Schwerhörigenpäda-
gogik von deutschen Hochschulen anwesend. An einer abendlichen Diskussionsrunde nahm auch 
Helmut Vogel als Präsident und Leiter des Fachteams „Bildung“ teil. Der GMU hat am 18.06.2019 
eine ausführliche Pressemitteilung veröffentlicht. Demnächst wird ein konkreter Forderungskatalog 
für die bayerische Schulpolitik veröffentlicht. Es war ein großes zweites Treffen nach dem Fachtref-
fen des DGB am 20.09.2018 in Hannover. 
Die Deutsche Gesellschaft der Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachverbände e. V. hat am 
18.11.2019 eine Fachtagung zum Thema „Gebärdensprache an Schulen jetzt!“ veranstaltet. Daran 
nahmen Helmut Vogel und Daniel Büter teil. Das Ziel dieser Fachtagung war es, die Öffentlichkeit 
und Verantwortliche aus der Bildungspolitik und den Bildungsministerien über den Einsatz der 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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D. Büter nahm an der Festveranstaltung des BIH „Die Hauptfürsorgestellen werden 100“ am 
07.02.2019 teil. 
Wir haben an der delegs-Fachtagung „Teilhabe gehörloser Kolleginnen und Kollegen am Arbeitsle-
ben“ am 20.03.2019 teilgenommen. D. Büter hat die Forderungen des DGB zum Thema Arbeit dort 
vorgetragen. 
Seit mehr als 15 Jahren arbeitet die Salo Bildung und Beruf GmbH in Berlin an der beruflichen In-
klusion von Menschen mit Behinderungen. Daniel Büter nahm an dem Fachtag „Teilhabe am Ar-
beitsleben“ am 22.05.2019 teil. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 2/2018 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. ist mit der Antwort der Bundes-

regierung bezüglich „Arbeitsassistenz“ nicht zufrieden und strebt weiter an, die Teilhabe am 
Arbeitsleben zu verbessern und die Kommunikation sicherzustellen.“ 

• BIH-Empfehlungen zur Arbeitsassistenz schwerbehinderter Menschen 
 

12.2  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 2:  
Bildung  
• Bilinguale Bildungsangebote in Gebärden-, Laut- 

und Schriftsprache für gehörlose Menschen  
• Barrierefreie Zugänglichkeit zu allen Bildungswe-

gen für gehörlose Menschen mit Gebärdensprach-
dolmetscher  

• Verbesserung der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
von pädagogischen Fachkräften  

• Verbesserung der Kenntnisse über Erfolgsfakto-
ren inklusiver Bildung  

• Stärkere Implementierung der Teilhabeforschung 
in Deutschland  

• Verbesserung der Datenlage zur Teilhabebericht-
erstattung  

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Bildung“ zur Bundestagswahl 2017 mit unseren Forderungen formu-
liert. Diese Forderungen wurden nicht in den Koalitionsvertrag aufgenommen. 
Die behindertenpolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, C. Rüffer, hat 
37 Fragen „Zur Situation von hörbeeinträchtigten Menschen in Deutschland“ an die Bundesregie-
rung gestellt. Einige davon beinhalten das Thema Bildung. 
Wir bearbeiten die Stellungnahme bezüglich der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage „Zur Situation von hörbeeinträchtigten Menschen in Deutschland“ noch. 
Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam haben drei gehörlose Lehrerinnen einen Vortrag 
über das Thema „Ist ‚Deutsche Gebärdensprache‘ in Zukunft erlernbar an allen Schulen?“ gehal-
ten. 
Wir haben zusammen mit dem Gehörlosenverband Niedersachsen e. V. das Fachtreffen „Gebär-
densprache in den Schulen – Perspektiven und Strategien“ am 20.09.2018 in Hannover organisiert. 
Zur dreitägigen Fachtagung „Inklusive Bildung durch Gebärdensprache“ des Gehörlosenverbandes 
München und Umland e.V. (GMU) von 17.–19.05.2019in München sind viele Gehörlosen, Eltern 
und Fachleute aus dem bayerischen Raum gekommen. Ebenso waren Vertreter des bayerischen 
Sozial- und Kultusministeriums wie auch einige Professoren für Gehörlosen-/Schwerhörigenpäda-
gogik von deutschen Hochschulen anwesend. An einer abendlichen Diskussionsrunde nahm auch 
Helmut Vogel als Präsident und Leiter des Fachteams „Bildung“ teil. Der GMU hat am 18.06.2019 
eine ausführliche Pressemitteilung veröffentlicht. Demnächst wird ein konkreter Forderungskatalog 
für die bayerische Schulpolitik veröffentlicht. Es war ein großes zweites Treffen nach dem Fachtref-
fen des DGB am 20.09.2018 in Hannover. 
Die Deutsche Gesellschaft der Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachverbände e. V. hat am 
18.11.2019 eine Fachtagung zum Thema „Gebärdensprache an Schulen jetzt!“ veranstaltet. Daran 
nahmen Helmut Vogel und Daniel Büter teil. Das Ziel dieser Fachtagung war es, die Öffentlichkeit 
und Verantwortliche aus der Bildungspolitik und den Bildungsministerien über den Einsatz der 
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D. Büter nahm an der Festveranstaltung des BIH „Die Hauptfürsorgestellen werden 100“ am 
07.02.2019 teil. 
Wir haben an der delegs-Fachtagung „Teilhabe gehörloser Kolleginnen und Kollegen am Arbeitsle-
ben“ am 20.03.2019 teilgenommen. D. Büter hat die Forderungen des DGB zum Thema Arbeit dort 
vorgetragen. 
Seit mehr als 15 Jahren arbeitet die Salo Bildung und Beruf GmbH in Berlin an der beruflichen In-
klusion von Menschen mit Behinderungen. Daniel Büter nahm an dem Fachtag „Teilhabe am Ar-
beitsleben“ am 22.05.2019 teil. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 2/2018 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. ist mit der Antwort der Bundes-

regierung bezüglich „Arbeitsassistenz“ nicht zufrieden und strebt weiter an, die Teilhabe am 
Arbeitsleben zu verbessern und die Kommunikation sicherzustellen.“ 

• BIH-Empfehlungen zur Arbeitsassistenz schwerbehinderter Menschen 
 

12.2  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 2:  
Bildung  
• Bilinguale Bildungsangebote in Gebärden-, Laut- 

und Schriftsprache für gehörlose Menschen  
• Barrierefreie Zugänglichkeit zu allen Bildungswe-

gen für gehörlose Menschen mit Gebärdensprach-
dolmetscher  

• Verbesserung der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
von pädagogischen Fachkräften  

• Verbesserung der Kenntnisse über Erfolgsfakto-
ren inklusiver Bildung  

• Stärkere Implementierung der Teilhabeforschung 
in Deutschland  

• Verbesserung der Datenlage zur Teilhabebericht-
erstattung  

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Bildung“ zur Bundestagswahl 2017 mit unseren Forderungen formu-
liert. Diese Forderungen wurden nicht in den Koalitionsvertrag aufgenommen. 
Die behindertenpolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, C. Rüffer, hat 
37 Fragen „Zur Situation von hörbeeinträchtigten Menschen in Deutschland“ an die Bundesregie-
rung gestellt. Einige davon beinhalten das Thema Bildung. 
Wir bearbeiten die Stellungnahme bezüglich der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage „Zur Situation von hörbeeinträchtigten Menschen in Deutschland“ noch. 
Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam haben drei gehörlose Lehrerinnen einen Vortrag 
über das Thema „Ist ‚Deutsche Gebärdensprache‘ in Zukunft erlernbar an allen Schulen?“ gehal-
ten. 
Wir haben zusammen mit dem Gehörlosenverband Niedersachsen e. V. das Fachtreffen „Gebär-
densprache in den Schulen – Perspektiven und Strategien“ am 20.09.2018 in Hannover organisiert. 
Zur dreitägigen Fachtagung „Inklusive Bildung durch Gebärdensprache“ des Gehörlosenverbandes 
München und Umland e.V. (GMU) von 17.–19.05.2019in München sind viele Gehörlosen, Eltern 
und Fachleute aus dem bayerischen Raum gekommen. Ebenso waren Vertreter des bayerischen 
Sozial- und Kultusministeriums wie auch einige Professoren für Gehörlosen-/Schwerhörigenpäda-
gogik von deutschen Hochschulen anwesend. An einer abendlichen Diskussionsrunde nahm auch 
Helmut Vogel als Präsident und Leiter des Fachteams „Bildung“ teil. Der GMU hat am 18.06.2019 
eine ausführliche Pressemitteilung veröffentlicht. Demnächst wird ein konkreter Forderungskatalog 
für die bayerische Schulpolitik veröffentlicht. Es war ein großes zweites Treffen nach dem Fachtref-
fen des DGB am 20.09.2018 in Hannover. 
Die Deutsche Gesellschaft der Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachverbände e. V. hat am 
18.11.2019 eine Fachtagung zum Thema „Gebärdensprache an Schulen jetzt!“ veranstaltet. Daran 
nahmen Helmut Vogel und Daniel Büter teil. Das Ziel dieser Fachtagung war es, die Öffentlichkeit 
und Verantwortliche aus der Bildungspolitik und den Bildungsministerien über den Einsatz der 
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Deutschen Gebärdensprache (DGS) an Schulen in Deutschland aufzuklären und dazu zu bewegen, 
endlich das Unterrichtsfach DGS deutschlandweit als (Fremd-)Sprachenfach einzuführen. 
 
Veröffentlichungen: 
• Die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion Bündnis 

90/Die Grünen „Zur Situation von hörbeeinträchtigten Menschen in Deutschland“ (Drucksache 
19/1620) 

• Pressemitteilung 11/2018 „Hauptziel des Fachtreffens am 20.09.2018 in Hannover: Anerken-
nung und Umsetzung der Deutschen Gebärdensprache als Unterrichtsfach an den Förder-
schulen und als Wahlpflichtfach der Fremdsprache an den allgemeinbildenden Schulen“ 

• Dokumentation der Deutschen Gesellschaft der Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachver-
bände „Gebärdensprache an Schulen jetzt!“ am 18.11.2019 in Berlin 

 
12.3  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 3: 

Rehabilitation, Gesundheit und Pflege 
• Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe zu ei-

nem modernen Teilhaberecht mit Verbesserun-
gen bei der Berücksichtigung von Einkommen 
und Vermögen 

• Weiterentwicklung der medizinischen und medizi-
nisch-beruflichen Rehabilitation für Hörbehinderte 

• Bedarfsgerechte Ausgestaltung der Gesundheits-
versorgung und Pflege für Menschen mit Hörbe-
hinderungen 

• Ausbau des Angebots an ausreichend spezialisier-
ten gynäkologischen Praxen und Ambulanzen für 
Frauen und Mädchen mit Hörbehinderungen 

• Bedarfsgerechte Ausgestaltung der Gesundheits-
versorgung für hörbehinderte Menschen mit Ge-
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Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Rehabilitation, Gesundheit und Pflege“ mit unseren Forderungen 
formuliert. 
Wir haben mit den behindertenpolitischen Sprechern über die Problematik der Dolmetscherkosten-
übernahme im Krankenhaus besprochen. 
Wir haben den Entwurf zur Fortschreibung des Hilfsmittelverzeichnisses im Bereich Kommunikati-
onshilfen (PG 16) und die Stellungnahme des DSB gelesen und analysiert und nahmen an dem Ge-
spräch zum mündlichen Stellungnahmeverfahren beim GKV-Spitzenverband im Herbst 2018 teil. 
Wir haben uns mit dem Thema der 6. Versorgungsmedizinischen Verordnung sehr beschäftigt. 
Daniel Büter nahm als Gast an der öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Gesundheit am 
14.10.2019 teil und verfolgte, wie Dr. Siiri Doka, Referatsleiterin für Gesundheits- und Pflegepolitik 
der BAG Selbsthilfe, die Frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Thema der Kosten des Ge-
bärdensprachdolmetschens im Krankenhaus beantwortete. 
Anlässlich der Ausbreitung des Coronavirus haben wir ein Aufklärungspapier, Stellungnahmen, 
Pressemitteilungen und zahlreiche Videofilme in DGS veröffentlicht und uns für die volle Zugäng-
lichkeit zu gesundheitlichen Informationen über das Coronavirus in Gebärdensprache und mit Un-
tertiteln auf Bundesebene eingesetzt. Zahlreiche Informationsangebote und Nachrichten sowie 
Links zum Thema Coronavirus und Informationszugänglichkeit bzw. Barrierefreiheit haben wir auf 
der DGB-Homepage gesammelt und diese Zusammenstellung regelmäßig aktualisiert. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 07/2017 „Spendenaufruf für die Anwalts- und Gerichtskosten in Bezug auf 

den Rechtsstreit der Familie Walte mit der Stadt Duisburg über die Mehrkosten der Pflege der 
gehörlosen Frau Walte“ 

• Stellungnahme 01/2019 „Vorab-Stellungnahme zur künftig geplanten 7. Versorgungsmedizini-
schen Änderungsverordnung“ 

• Stellungnahme 08/2019 zum Entwurf eines Gesetzes für bessere und unabhängigere Prüfun-
gen (MDK-Reformgesetz) 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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Deutschen Gebärdensprache (DGS) an Schulen in Deutschland aufzuklären und dazu zu bewegen, 
endlich das Unterrichtsfach DGS deutschlandweit als (Fremd-)Sprachenfach einzuführen. 
 
Veröffentlichungen: 
• Die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion Bündnis 

90/Die Grünen „Zur Situation von hörbeeinträchtigten Menschen in Deutschland“ (Drucksache 
19/1620) 

• Pressemitteilung 11/2018 „Hauptziel des Fachtreffens am 20.09.2018 in Hannover: Anerken-
nung und Umsetzung der Deutschen Gebärdensprache als Unterrichtsfach an den Förder-
schulen und als Wahlpflichtfach der Fremdsprache an den allgemeinbildenden Schulen“ 

• Dokumentation der Deutschen Gesellschaft der Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachver-
bände „Gebärdensprache an Schulen jetzt!“ am 18.11.2019 in Berlin 

 
12.3  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 3: 

Rehabilitation, Gesundheit und Pflege 
• Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe zu ei-

nem modernen Teilhaberecht mit Verbesserun-
gen bei der Berücksichtigung von Einkommen 
und Vermögen 

• Weiterentwicklung der medizinischen und medizi-
nisch-beruflichen Rehabilitation für Hörbehinderte 

• Bedarfsgerechte Ausgestaltung der Gesundheits-
versorgung und Pflege für Menschen mit Hörbe-
hinderungen 

• Ausbau des Angebots an ausreichend spezialisier-
ten gynäkologischen Praxen und Ambulanzen für 
Frauen und Mädchen mit Hörbehinderungen 

• Bedarfsgerechte Ausgestaltung der Gesundheits-
versorgung für hörbehinderte Menschen mit Ge-
waltfolgen 

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Rehabilitation, Gesundheit und Pflege“ mit unseren Forderungen 
formuliert. 
Wir haben mit den behindertenpolitischen Sprechern über die Problematik der Dolmetscherkosten-
übernahme im Krankenhaus besprochen. 
Wir haben den Entwurf zur Fortschreibung des Hilfsmittelverzeichnisses im Bereich Kommunikati-
onshilfen (PG 16) und die Stellungnahme des DSB gelesen und analysiert und nahmen an dem Ge-
spräch zum mündlichen Stellungnahmeverfahren beim GKV-Spitzenverband im Herbst 2018 teil. 
Wir haben uns mit dem Thema der 6. Versorgungsmedizinischen Verordnung sehr beschäftigt. 
Daniel Büter nahm als Gast an der öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Gesundheit am 
14.10.2019 teil und verfolgte, wie Dr. Siiri Doka, Referatsleiterin für Gesundheits- und Pflegepolitik 
der BAG Selbsthilfe, die Frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Thema der Kosten des Ge-
bärdensprachdolmetschens im Krankenhaus beantwortete. 
Anlässlich der Ausbreitung des Coronavirus haben wir ein Aufklärungspapier, Stellungnahmen, 
Pressemitteilungen und zahlreiche Videofilme in DGS veröffentlicht und uns für die volle Zugäng-
lichkeit zu gesundheitlichen Informationen über das Coronavirus in Gebärdensprache und mit Un-
tertiteln auf Bundesebene eingesetzt. Zahlreiche Informationsangebote und Nachrichten sowie 
Links zum Thema Coronavirus und Informationszugänglichkeit bzw. Barrierefreiheit haben wir auf 
der DGB-Homepage gesammelt und diese Zusammenstellung regelmäßig aktualisiert. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 07/2017 „Spendenaufruf für die Anwalts- und Gerichtskosten in Bezug auf 

den Rechtsstreit der Familie Walte mit der Stadt Duisburg über die Mehrkosten der Pflege der 
gehörlosen Frau Walte“ 

• Stellungnahme 01/2019 „Vorab-Stellungnahme zur künftig geplanten 7. Versorgungsmedizini-
schen Änderungsverordnung“ 

• Stellungnahme 08/2019 zum Entwurf eines Gesetzes für bessere und unabhängigere Prüfun-
gen (MDK-Reformgesetz) 
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Wir haben den Wahlprüfstein „Rehabilitation, Gesundheit und Pflege“ mit unseren Forderungen 
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Wir haben mit den behindertenpolitischen Sprechern über die Problematik der Dolmetscherkosten-
übernahme im Krankenhaus besprochen. 
Wir haben den Entwurf zur Fortschreibung des Hilfsmittelverzeichnisses im Bereich Kommunikati-
onshilfen (PG 16) und die Stellungnahme des DSB gelesen und analysiert und nahmen an dem Ge-
spräch zum mündlichen Stellungnahmeverfahren beim GKV-Spitzenverband im Herbst 2018 teil. 
Wir haben uns mit dem Thema der 6. Versorgungsmedizinischen Verordnung sehr beschäftigt. 
Daniel Büter nahm als Gast an der öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Gesundheit am 
14.10.2019 teil und verfolgte, wie Dr. Siiri Doka, Referatsleiterin für Gesundheits- und Pflegepolitik 
der BAG Selbsthilfe, die Frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Thema der Kosten des Ge-
bärdensprachdolmetschens im Krankenhaus beantwortete. 
Anlässlich der Ausbreitung des Coronavirus haben wir ein Aufklärungspapier, Stellungnahmen, 
Pressemitteilungen und zahlreiche Videofilme in DGS veröffentlicht und uns für die volle Zugäng-
lichkeit zu gesundheitlichen Informationen über das Coronavirus in Gebärdensprache und mit Un-
tertiteln auf Bundesebene eingesetzt. Zahlreiche Informationsangebote und Nachrichten sowie 
Links zum Thema Coronavirus und Informationszugänglichkeit bzw. Barrierefreiheit haben wir auf 
der DGB-Homepage gesammelt und diese Zusammenstellung regelmäßig aktualisiert. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 07/2017 „Spendenaufruf für die Anwalts- und Gerichtskosten in Bezug auf 

den Rechtsstreit der Familie Walte mit der Stadt Duisburg über die Mehrkosten der Pflege der 
gehörlosen Frau Walte“ 

• Stellungnahme 01/2019 „Vorab-Stellungnahme zur künftig geplanten 7. Versorgungsmedizini-
schen Änderungsverordnung“ 

• Stellungnahme 08/2019 zum Entwurf eines Gesetzes für bessere und unabhängigere Prüfun-
gen (MDK-Reformgesetz) 
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• Pressemitteilung 02/2020 „Krankenhäuser sind seit 01.01.2020 nicht mehr für die Dolmet-
scherkosten zuständig, sondern die Krankenkassen“ 

• Stellungnahme 03/2020 „Fehlender Zugang zu gesundheitlichen Informationen über das 
Coronavirus in Gebärdensprache und mit Untertiteln“ 

• Stellungnahme 04/2020 „Bereitstellung von gesundheitsrelevanten Informationen zur Corona-
Krise in Gebärdensprache und mit Untertiteln: zum aktuellen Stand“ 

• Pressemitteilung 03/2020 „Das Verwenden von Mund-Nase-Masken ohne und mit Sichtfenster 
erschwert die Kommunikation zwischen Hörenden und Gehörlosen. Die Möglichkeiten der 
Kommunikation müssen vielfältiger sein!“ 

 
12.4  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 4: 

Kinder, Jugendliche, Familie und Partnerschaft 
• Förderung der Entwicklung von Kindern mit Hör-

behinderungen von Anfang an 
• Stärkung der Qualität inklusiver frühkindlicher Bil-

dung, Betreuung und Erziehung 
• Schnittstellen in den Leistungssystemen möglichst 

überwinden 
• Verbesserung des Schutzes von Mädchen und 

Jungen mit Hörbehinderung vor (sexualisierter) 
Gewalt in und außerhalb von Einrichtungen 

• Stärkung der Menschen- und Persönlichkeits-
rechte intergeschlechtlicher Menschen 

• Verbesserung der Situation von Müttern und Vä-
tern mit Hörbehinderungen 

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Kinder, Jugendliche und Familie“ mit unseren Forderungen formu-
liert. 
Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam haben S. Bräunlich und Dr. O. Rien einen Vortrag 
über „CI und Gebärde - geht das?“ gehalten. 
Wir haben eine Fachtagung zum Thema „Cochlea Implantat (CI) – Realitäten ohne Zwang“ organi-
siert und durchgeführt, welche am 28.11.2018 im Bundesministerium für Arbeit und Soziales in 
Berlin stattfand. Die Fotos und Videofilme sind auf die DGB-Homepage zur Verfügung gestellt. 
Wir haben die Dokumentation zur Fachtagung „CI – Realitäten ohne Zwang“ abschließend bearbei-
tet und für die Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 02/2017 „Zur aktuellen Diskussion bezüglich des Versuchs, gegen den Willen 

der gehörlosen Eltern gerichtlich durchzusetzen, einem gehörlosen Kind ein Cochlea-Implan-
tat einzusetzen“ 

• Pressemitteilung 01/2018 „Der CI-Zwang für gehörlose Kinder ist nicht mit der UN-Behinder-
tenrechtskonvention vereinbar. – Unsere Aktivitäten bezüglich der aktuellen Situation um das 
Cochlea-Implantat" 

• Pressemitteilung 13/2018 „Zwang zu einer CI-Operation als äußerst bedenkliche Entschei-
dungsgrundlage“ und „Förderung der bimodal-bilingualen Erziehung mit Gebärdensprache für 
Kinder mit Hörbehinderungen“ sind die Schwerpunkte der Fachtagung des DGB mit dem 
Thema „Cochlea Implantat – Realitäten ohne Zwang“ am 28.11.2018 in Berlin“ 

• Pressemitteilung 14/2018 „Klare Antwort und Bestätigung der Fachtagung „Cochlea Implantat 
– Realitäten ohne Zwang“: Gegen CI-Zwang und für eine bimodal-bilinguale Förderung mit 
Gebärdensprache zum Wohle aller Kinder mit Hörbehinderung!“ 

• Pressemitteilung 04/2020 „Die Dokumentation zur Fachtagung ‚Cochlea Implantat – Realitä-
ten ohne Zwang‘ ist erschienen!“ 

• Dokumentation zur Fachtagung „CI – Realitäten ohne Zwang“ 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  
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• Schnittstellen in den Leistungssystemen möglichst 

überwinden 
• Verbesserung des Schutzes von Mädchen und 

Jungen mit Hörbehinderung vor (sexualisierter) 
Gewalt in und außerhalb von Einrichtungen 

• Stärkung der Menschen- und Persönlichkeits-
rechte intergeschlechtlicher Menschen 

• Verbesserung der Situation von Müttern und Vä-
tern mit Hörbehinderungen 

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Kinder, Jugendliche und Familie“ mit unseren Forderungen formu-
liert. 
Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam haben S. Bräunlich und Dr. O. Rien einen Vortrag 
über „CI und Gebärde - geht das?“ gehalten. 
Wir haben eine Fachtagung zum Thema „Cochlea Implantat (CI) – Realitäten ohne Zwang“ organi-
siert und durchgeführt, welche am 28.11.2018 im Bundesministerium für Arbeit und Soziales in 
Berlin stattfand. Die Fotos und Videofilme sind auf die DGB-Homepage zur Verfügung gestellt. 
Wir haben die Dokumentation zur Fachtagung „CI – Realitäten ohne Zwang“ abschließend bearbei-
tet und für die Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 02/2017 „Zur aktuellen Diskussion bezüglich des Versuchs, gegen den Willen 

der gehörlosen Eltern gerichtlich durchzusetzen, einem gehörlosen Kind ein Cochlea-Implan-
tat einzusetzen“ 

• Pressemitteilung 01/2018 „Der CI-Zwang für gehörlose Kinder ist nicht mit der UN-Behinder-
tenrechtskonvention vereinbar. – Unsere Aktivitäten bezüglich der aktuellen Situation um das 
Cochlea-Implantat" 

• Pressemitteilung 13/2018 „Zwang zu einer CI-Operation als äußerst bedenkliche Entschei-
dungsgrundlage“ und „Förderung der bimodal-bilingualen Erziehung mit Gebärdensprache für 
Kinder mit Hörbehinderungen“ sind die Schwerpunkte der Fachtagung des DGB mit dem 
Thema „Cochlea Implantat – Realitäten ohne Zwang“ am 28.11.2018 in Berlin“ 

• Pressemitteilung 14/2018 „Klare Antwort und Bestätigung der Fachtagung „Cochlea Implantat 
– Realitäten ohne Zwang“: Gegen CI-Zwang und für eine bimodal-bilinguale Förderung mit 
Gebärdensprache zum Wohle aller Kinder mit Hörbehinderung!“ 

• Pressemitteilung 04/2020 „Die Dokumentation zur Fachtagung ‚Cochlea Implantat – Realitä-
ten ohne Zwang‘ ist erschienen!“ 

• Dokumentation zur Fachtagung „CI – Realitäten ohne Zwang“ 
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• Pressemitteilung 02/2020 „Krankenhäuser sind seit 01.01.2020 nicht mehr für die Dolmet-
scherkosten zuständig, sondern die Krankenkassen“ 

• Stellungnahme 03/2020 „Fehlender Zugang zu gesundheitlichen Informationen über das 
Coronavirus in Gebärdensprache und mit Untertiteln“ 

• Stellungnahme 04/2020 „Bereitstellung von gesundheitsrelevanten Informationen zur Corona-
Krise in Gebärdensprache und mit Untertiteln: zum aktuellen Stand“ 

• Pressemitteilung 03/2020 „Das Verwenden von Mund-Nase-Masken ohne und mit Sichtfenster 
erschwert die Kommunikation zwischen Hörenden und Gehörlosen. Die Möglichkeiten der 
Kommunikation müssen vielfältiger sein!“ 
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Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Kinder, Jugendliche und Familie“ mit unseren Forderungen formu-
liert. 
Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam haben S. Bräunlich und Dr. O. Rien einen Vortrag 
über „CI und Gebärde - geht das?“ gehalten. 
Wir haben eine Fachtagung zum Thema „Cochlea Implantat (CI) – Realitäten ohne Zwang“ organi-
siert und durchgeführt, welche am 28.11.2018 im Bundesministerium für Arbeit und Soziales in 
Berlin stattfand. Die Fotos und Videofilme sind auf die DGB-Homepage zur Verfügung gestellt. 
Wir haben die Dokumentation zur Fachtagung „CI – Realitäten ohne Zwang“ abschließend bearbei-
tet und für die Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 02/2017 „Zur aktuellen Diskussion bezüglich des Versuchs, gegen den Willen 

der gehörlosen Eltern gerichtlich durchzusetzen, einem gehörlosen Kind ein Cochlea-Implan-
tat einzusetzen“ 

• Pressemitteilung 01/2018 „Der CI-Zwang für gehörlose Kinder ist nicht mit der UN-Behinder-
tenrechtskonvention vereinbar. – Unsere Aktivitäten bezüglich der aktuellen Situation um das 
Cochlea-Implantat" 

• Pressemitteilung 13/2018 „Zwang zu einer CI-Operation als äußerst bedenkliche Entschei-
dungsgrundlage“ und „Förderung der bimodal-bilingualen Erziehung mit Gebärdensprache für 
Kinder mit Hörbehinderungen“ sind die Schwerpunkte der Fachtagung des DGB mit dem 
Thema „Cochlea Implantat – Realitäten ohne Zwang“ am 28.11.2018 in Berlin“ 

• Pressemitteilung 14/2018 „Klare Antwort und Bestätigung der Fachtagung „Cochlea Implantat 
– Realitäten ohne Zwang“: Gegen CI-Zwang und für eine bimodal-bilinguale Förderung mit 
Gebärdensprache zum Wohle aller Kinder mit Hörbehinderung!“ 

• Pressemitteilung 04/2020 „Die Dokumentation zur Fachtagung ‚Cochlea Implantat – Realitä-
ten ohne Zwang‘ ist erschienen!“ 

• Dokumentation zur Fachtagung „CI – Realitäten ohne Zwang“ 
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12.5  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 5:  
Frauen  
• Förderung der Interessenvertretung von Frauen 

mit Hörbehinderungen und Stärkung ihrer  
• Mitwirkungsmöglichkeiten 
• Stärkung des Gewaltschutzes für Frauen mit Hör-

behinderungen 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Frauen“ mit unseren Forderungen formuliert. Die Forderungen sind 
in den Koalitionsvertrag aufgenommen. 
F. Jung und E. Lißeck haben bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam einen Vortrag über 
„Selbstbestimmt leben ohne Gewalt! Wie ist das möglich?“ gehalten. 
Am 02.02.2019 wurde Silvia Gegenfurtner als DGB-Frauenbeauftragte gewählt. Wir haben uns mit 
ihr über den Projektantrag „Frauenseminar im Jahr 2020“ und die EUD-Arbeitsgruppe „Geschlech-
tergleichheit“ ausgetauscht. 
S. Gegenfurtner hat das Amt als Fachteamleiterin für Frauen aus persönlichen Gründen abgeben. 
E. Kaufmann übernahm kommissarisch das Amt. 
 

12.6  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 6:  
Ältere Menschen  
• Förderung barrierefreier Wohnstrukturen  
• Bedarfsgerechte, z.B. barrierefreie, Unterstüt-

zungs- und Beratungsangebote für ältere Men-
schen mit Hörbehinderungen und Menschen mit 
Hörbehinderungen im Alter  

• Bereitstellung der notwendigen Pflegeleistungen 
für ältere Menschen mit Hörbehinderungen  

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Senioren“ mit unseren Forderungen verfasst. 
Wir haben mit der Bundesreferentin B. Schudlik und ihrem Team für die Organisation des 13. Seni-
orenseminars vom 07. bis 09.11.2017 in Dresden zusammengearbeitet. 
B. Schudlik hat das Amt als Bundesreferentin aus gesundheitlichen Gründen abgeben. Kommissa-
risch übernahm B. Siebert das Amt, bis zur Wahl im Jahr 2018. 
Mit B. Siebert haben wir das 14. Seniorenseminar vom 07.-09.11.2018 in Kassel organisiert. Dort 
wurde B. Siebert als DGB-Seniorenbeauftragter offiziell gewählt. Der Gehörlosenverband Hamburg 
hat gemeinsam mit drei weiteren Landesverbänden für gehörlose Menschen den 1. Norddeutschen 
Gehörlosen-Seniorentreff vom 14.-16.06.2019 in Hamburg veranstaltet. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 16/2017 „Schon zum 13ten Mal fand das Seniorenseminar des Deutschen 

Gehörlosen-Bundes vom 07. bis 09. November 2017 in Dresden statt.“ 
 

12.7  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 7: 
Bauen und Wohnen 
• Förderung der barrierefreien Gestaltung von 

Wohnungen 
• Förderung der Gestaltung eines inklusiven Sozial-

raums unter besonderer Berücksichtigung ländli-
cher Räume 

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Das Thema bzw. der Bereich „Bauen und Wohnen“ ist im Forderungskatalog bisher nicht enthalten 
bzw. wird nicht erläutert, weil ein Fachteam „Bauen und Wohnen“ bei Bedarf noch gesucht bzw. 
gefunden werden müsste. 

12.8  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 8: 
Mobilität 
• Verbesserung der Barrierefreiheit in den verschie-

denen Bereichen des Personenverkehrs 
• Forschungsvorhaben zur Verbesserung der Barri-

erefreiheit 
 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte,  

D. Büter nahm an den Sitzungen der Arbeitsgruppe „3. Programm zur Barrierefreiheit der Deut-
schen Bahn AG" teil und hat die Maßnahmen (Mobilitätsservice-Zentrale (Textchat), Gebärden-
sprachavatar, App DB Barrierefrei, etc.) mitgestaltet bzw. mitentwickelt. 
Hans-Jürgen Kleefeldt hat die Leitung für das Fachteam „Mobilität“ übernommen. Er nahm an der 
Sitzung der Arbeitsgruppe Deutsche Bahn am 27.03.2019 teil. 
D. Büter nahm an dem Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks und Freizeitun-
ternehmen e.V. am 12.01.2018 in Berlin teil. 
Wir haben mit dem Deutschen Schwerhörigenbund und der Deutschen Gesellschaft der Hörbehin-
derten – Selbsthilfe und Fachverbände eine Resolution zum barrierefreien Notruf am 24.10.2016 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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12.5  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 5:  
Frauen  
• Förderung der Interessenvertretung von Frauen 

mit Hörbehinderungen und Stärkung ihrer  
• Mitwirkungsmöglichkeiten 
• Stärkung des Gewaltschutzes für Frauen mit Hör-

behinderungen 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Frauen“ mit unseren Forderungen formuliert. Die Forderungen sind 
in den Koalitionsvertrag aufgenommen. 
F. Jung und E. Lißeck haben bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam einen Vortrag über 
„Selbstbestimmt leben ohne Gewalt! Wie ist das möglich?“ gehalten. 
Am 02.02.2019 wurde Silvia Gegenfurtner als DGB-Frauenbeauftragte gewählt. Wir haben uns mit 
ihr über den Projektantrag „Frauenseminar im Jahr 2020“ und die EUD-Arbeitsgruppe „Geschlech-
tergleichheit“ ausgetauscht. 
S. Gegenfurtner hat das Amt als Fachteamleiterin für Frauen aus persönlichen Gründen abgeben. 
E. Kaufmann übernahm kommissarisch das Amt. 
 

12.6  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 6:  
Ältere Menschen  
• Förderung barrierefreier Wohnstrukturen  
• Bedarfsgerechte, z.B. barrierefreie, Unterstüt-

zungs- und Beratungsangebote für ältere Men-
schen mit Hörbehinderungen und Menschen mit 
Hörbehinderungen im Alter  

• Bereitstellung der notwendigen Pflegeleistungen 
für ältere Menschen mit Hörbehinderungen  

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Senioren“ mit unseren Forderungen verfasst. 
Wir haben mit der Bundesreferentin B. Schudlik und ihrem Team für die Organisation des 13. Seni-
orenseminars vom 07. bis 09.11.2017 in Dresden zusammengearbeitet. 
B. Schudlik hat das Amt als Bundesreferentin aus gesundheitlichen Gründen abgeben. Kommissa-
risch übernahm B. Siebert das Amt, bis zur Wahl im Jahr 2018. 
Mit B. Siebert haben wir das 14. Seniorenseminar vom 07.-09.11.2018 in Kassel organisiert. Dort 
wurde B. Siebert als DGB-Seniorenbeauftragter offiziell gewählt. Der Gehörlosenverband Hamburg 
hat gemeinsam mit drei weiteren Landesverbänden für gehörlose Menschen den 1. Norddeutschen 
Gehörlosen-Seniorentreff vom 14.-16.06.2019 in Hamburg veranstaltet. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 16/2017 „Schon zum 13ten Mal fand das Seniorenseminar des Deutschen 

Gehörlosen-Bundes vom 07. bis 09. November 2017 in Dresden statt.“ 
 

12.7  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 7: 
Bauen und Wohnen 
• Förderung der barrierefreien Gestaltung von 

Wohnungen 
• Förderung der Gestaltung eines inklusiven Sozial-

raums unter besonderer Berücksichtigung ländli-
cher Räume 

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Das Thema bzw. der Bereich „Bauen und Wohnen“ ist im Forderungskatalog bisher nicht enthalten 
bzw. wird nicht erläutert, weil ein Fachteam „Bauen und Wohnen“ bei Bedarf noch gesucht bzw. 
gefunden werden müsste. 

12.8  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 8: 
Mobilität 
• Verbesserung der Barrierefreiheit in den verschie-

denen Bereichen des Personenverkehrs 
• Forschungsvorhaben zur Verbesserung der Barri-

erefreiheit 
 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte,  

D. Büter nahm an den Sitzungen der Arbeitsgruppe „3. Programm zur Barrierefreiheit der Deut-
schen Bahn AG" teil und hat die Maßnahmen (Mobilitätsservice-Zentrale (Textchat), Gebärden-
sprachavatar, App DB Barrierefrei, etc.) mitgestaltet bzw. mitentwickelt. 
Hans-Jürgen Kleefeldt hat die Leitung für das Fachteam „Mobilität“ übernommen. Er nahm an der 
Sitzung der Arbeitsgruppe Deutsche Bahn am 27.03.2019 teil. 
D. Büter nahm an dem Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks und Freizeitun-
ternehmen e.V. am 12.01.2018 in Berlin teil. 
Wir haben mit dem Deutschen Schwerhörigenbund und der Deutschen Gesellschaft der Hörbehin-
derten – Selbsthilfe und Fachverbände eine Resolution zum barrierefreien Notruf am 24.10.2016 
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„Selbstbestimmt leben ohne Gewalt! Wie ist das möglich?“ gehalten. 
Am 02.02.2019 wurde Silvia Gegenfurtner als DGB-Frauenbeauftragte gewählt. Wir haben uns mit 
ihr über den Projektantrag „Frauenseminar im Jahr 2020“ und die EUD-Arbeitsgruppe „Geschlech-
tergleichheit“ ausgetauscht. 
S. Gegenfurtner hat das Amt als Fachteamleiterin für Frauen aus persönlichen Gründen abgeben. 
E. Kaufmann übernahm kommissarisch das Amt. 
 

12.6  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 6:  
Ältere Menschen  
• Förderung barrierefreier Wohnstrukturen  
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gefunden werden müsste. 
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schen Bahn AG" teil und hat die Maßnahmen (Mobilitätsservice-Zentrale (Textchat), Gebärden-
sprachavatar, App DB Barrierefrei, etc.) mitgestaltet bzw. mitentwickelt. 
Hans-Jürgen Kleefeldt hat die Leitung für das Fachteam „Mobilität“ übernommen. Er nahm an der 
Sitzung der Arbeitsgruppe Deutsche Bahn am 27.03.2019 teil. 
D. Büter nahm an dem Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks und Freizeitun-
ternehmen e.V. am 12.01.2018 in Berlin teil. 
Wir haben mit dem Deutschen Schwerhörigenbund und der Deutschen Gesellschaft der Hörbehin-
derten – Selbsthilfe und Fachverbände eine Resolution zum barrierefreien Notruf am 24.10.2016 
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verabschiedet, in der die Einrichtung eines bundesweiten barrierefreien Notrufs gefordert wird. Die 
Voraussetzungen dafür werden bereits teilweise erfüllt. 
Seit 01.07.2018 kann der barrierefreie Notruf über die Telefonvermittlungsdienste kostenfrei und 
rund um die Uhr in Gebärdensprache und in Schriftsprache abgesetzt werden. 
Bisher mangelt es noch an einer staatlichen Notruf-App, welche nach der Änderung des § 108 des 
Telekommunikationsgesetzes eingerichtet werden muss. Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie fördert seit Oktober 2017 die Entwicklung eines Prototyps einer Notruf-App, die den 
Notruf direkt vom Smartphone in die örtlich zuständige Leitstelle von Polizei und Feuerwehr bringt. 
Die Bundesregierung möchte „innerhalb der nächsten Monate“ einen Prototyp für eine Notruf-App 
testen. Bisher gibt es für gehörlose Menschen nur zwei kostenfreie Optionen, einen Notruf abzu-
setzen: per Fax oder per Telefonvermittlungsdienst mit Gebärdensprachdolmetschern und Schrift-
dolmetschern. Apps existieren bereits, allerdings sind diese kostenpflichtig. 
Steffen Helbing übernahm die Leitung für die Fachteamgruppe „Notruf/Katastrophenversorgung“. 
Wir haben uns mit Wilfried Oellers, dem behindertenpolitischen Sprecher der Bundestagsfraktion 
CDU/CSU, über Barrierefreien Notruf, besonders über eine bundesweite stattliche Notruf-App, in-
tensiv ausgetauscht. 
Elisabeth Kaufmann nahm an das 2. Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks 
und Freizeitunternehmen (VDFU) am 18.07.2019 in Berlin teil. 
Hans- Jürgen Kleefeldt nahm an der Sitzung der begleitenden Arbeitsgruppe der DB AG am 
06.11.2019 in Berlin teil. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 3/2018 „Neue Services der Deutschen Bahn für Gehörlose und andere Men-

schen mit Hörbehinderungen“ 
• Die Stellungnahme 02/2019 „Kritik an der neuen Regelung der Bahn für Menschen mit Behin-

derungen“ 
• Die Stellungnahme 01/2017 „Wir wollen Achterbahn im Freizeitpark „Phantasialand“ mitfah-

ren! Wir fordern sofortige Aufhebung des Achterbahn-Verbots für Menschen mit Hörbehinde-
rungen!“ 

• Pressemitteilung 08/2017 „Offizielle Bekanntgabe zum erstmaligen staatlichen barrierefreien 
Notruf rund um die Uhr von der Bundeswirtschaftsministerin Brigitte Zypries am 18.07.2017“ 

• Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreier Notruf“ 
• Pressemitteilung 02/2018 „Unsere Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreier Notruf“ ist 

endlich da!“ 
• Pressemitteilung 01/2020 „Menschen mit Hör- und Sprachbehinderungen brauchen mehr 

staatliche Sicherheit und staatlichen Schutz in Notfall- bzw. Gefahrensituationen!“ 
 

12.9  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 9:  
Kultur, Sport und Freizeit  
• Verbesserung der Barrierefreiheit im Kulturange-

bot,  

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Barrierefreie Medien“ mit unseren Forderungen formuliert. Die For-
derungen wurden in den Koalitionsvertrag aufgenommen. 
Wir haben die Fachtagung „Barrierefreie Medien“ am 12.09.2017 in Mainz organisiert. 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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verabschiedet, in der die Einrichtung eines bundesweiten barrierefreien Notrufs gefordert wird. Die 
Voraussetzungen dafür werden bereits teilweise erfüllt. 
Seit 01.07.2018 kann der barrierefreie Notruf über die Telefonvermittlungsdienste kostenfrei und 
rund um die Uhr in Gebärdensprache und in Schriftsprache abgesetzt werden. 
Bisher mangelt es noch an einer staatlichen Notruf-App, welche nach der Änderung des § 108 des 
Telekommunikationsgesetzes eingerichtet werden muss. Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie fördert seit Oktober 2017 die Entwicklung eines Prototyps einer Notruf-App, die den 
Notruf direkt vom Smartphone in die örtlich zuständige Leitstelle von Polizei und Feuerwehr bringt. 
Die Bundesregierung möchte „innerhalb der nächsten Monate“ einen Prototyp für eine Notruf-App 
testen. Bisher gibt es für gehörlose Menschen nur zwei kostenfreie Optionen, einen Notruf abzu-
setzen: per Fax oder per Telefonvermittlungsdienst mit Gebärdensprachdolmetschern und Schrift-
dolmetschern. Apps existieren bereits, allerdings sind diese kostenpflichtig. 
Steffen Helbing übernahm die Leitung für die Fachteamgruppe „Notruf/Katastrophenversorgung“. 
Wir haben uns mit Wilfried Oellers, dem behindertenpolitischen Sprecher der Bundestagsfraktion 
CDU/CSU, über Barrierefreien Notruf, besonders über eine bundesweite stattliche Notruf-App, in-
tensiv ausgetauscht. 
Elisabeth Kaufmann nahm an das 2. Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks 
und Freizeitunternehmen (VDFU) am 18.07.2019 in Berlin teil. 
Hans- Jürgen Kleefeldt nahm an der Sitzung der begleitenden Arbeitsgruppe der DB AG am 
06.11.2019 in Berlin teil. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 3/2018 „Neue Services der Deutschen Bahn für Gehörlose und andere Men-

schen mit Hörbehinderungen“ 
• Die Stellungnahme 02/2019 „Kritik an der neuen Regelung der Bahn für Menschen mit Behin-

derungen“ 
• Die Stellungnahme 01/2017 „Wir wollen Achterbahn im Freizeitpark „Phantasialand“ mitfah-

ren! Wir fordern sofortige Aufhebung des Achterbahn-Verbots für Menschen mit Hörbehinde-
rungen!“ 

• Pressemitteilung 08/2017 „Offizielle Bekanntgabe zum erstmaligen staatlichen barrierefreien 
Notruf rund um die Uhr von der Bundeswirtschaftsministerin Brigitte Zypries am 18.07.2017“ 

• Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreier Notruf“ 
• Pressemitteilung 02/2018 „Unsere Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreier Notruf“ ist 

endlich da!“ 
• Pressemitteilung 01/2020 „Menschen mit Hör- und Sprachbehinderungen brauchen mehr 

staatliche Sicherheit und staatlichen Schutz in Notfall- bzw. Gefahrensituationen!“ 
 

12.9  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 9:  
Kultur, Sport und Freizeit  
• Verbesserung der Barrierefreiheit im Kulturange-

bot,  

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Barrierefreie Medien“ mit unseren Forderungen formuliert. Die For-
derungen wurden in den Koalitionsvertrag aufgenommen. 
Wir haben die Fachtagung „Barrierefreie Medien“ am 12.09.2017 in Mainz organisiert. 
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verabschiedet, in der die Einrichtung eines bundesweiten barrierefreien Notrufs gefordert wird. Die 
Voraussetzungen dafür werden bereits teilweise erfüllt. 
Seit 01.07.2018 kann der barrierefreie Notruf über die Telefonvermittlungsdienste kostenfrei und 
rund um die Uhr in Gebärdensprache und in Schriftsprache abgesetzt werden. 
Bisher mangelt es noch an einer staatlichen Notruf-App, welche nach der Änderung des § 108 des 
Telekommunikationsgesetzes eingerichtet werden muss. Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie fördert seit Oktober 2017 die Entwicklung eines Prototyps einer Notruf-App, die den 
Notruf direkt vom Smartphone in die örtlich zuständige Leitstelle von Polizei und Feuerwehr bringt. 
Die Bundesregierung möchte „innerhalb der nächsten Monate“ einen Prototyp für eine Notruf-App 
testen. Bisher gibt es für gehörlose Menschen nur zwei kostenfreie Optionen, einen Notruf abzu-
setzen: per Fax oder per Telefonvermittlungsdienst mit Gebärdensprachdolmetschern und Schrift-
dolmetschern. Apps existieren bereits, allerdings sind diese kostenpflichtig. 
Steffen Helbing übernahm die Leitung für die Fachteamgruppe „Notruf/Katastrophenversorgung“. 
Wir haben uns mit Wilfried Oellers, dem behindertenpolitischen Sprecher der Bundestagsfraktion 
CDU/CSU, über Barrierefreien Notruf, besonders über eine bundesweite stattliche Notruf-App, in-
tensiv ausgetauscht. 
Elisabeth Kaufmann nahm an das 2. Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks 
und Freizeitunternehmen (VDFU) am 18.07.2019 in Berlin teil. 
Hans- Jürgen Kleefeldt nahm an der Sitzung der begleitenden Arbeitsgruppe der DB AG am 
06.11.2019 in Berlin teil. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 3/2018 „Neue Services der Deutschen Bahn für Gehörlose und andere Men-

schen mit Hörbehinderungen“ 
• Die Stellungnahme 02/2019 „Kritik an der neuen Regelung der Bahn für Menschen mit Behin-

derungen“ 
• Die Stellungnahme 01/2017 „Wir wollen Achterbahn im Freizeitpark „Phantasialand“ mitfah-

ren! Wir fordern sofortige Aufhebung des Achterbahn-Verbots für Menschen mit Hörbehinde-
rungen!“ 

• Pressemitteilung 08/2017 „Offizielle Bekanntgabe zum erstmaligen staatlichen barrierefreien 
Notruf rund um die Uhr von der Bundeswirtschaftsministerin Brigitte Zypries am 18.07.2017“ 

• Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreier Notruf“ 
• Pressemitteilung 02/2018 „Unsere Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreier Notruf“ ist 

endlich da!“ 
• Pressemitteilung 01/2020 „Menschen mit Hör- und Sprachbehinderungen brauchen mehr 

staatliche Sicherheit und staatlichen Schutz in Notfall- bzw. Gefahrensituationen!“ 
 

12.9  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 9:  
Kultur, Sport und Freizeit  
• Verbesserung der Barrierefreiheit im Kulturange-

bot,  

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Barrierefreie Medien“ mit unseren Forderungen formuliert. Die For-
derungen wurden in den Koalitionsvertrag aufgenommen. 
Wir haben die Fachtagung „Barrierefreie Medien“ am 12.09.2017 in Mainz organisiert. 
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• Unterstützung eines verbesserten Zugangs zu 
Medienangeboten (Kino und Film, Rundfunk, In-
ternet),  

• 100 % Untertitel in den Medien und 5 % Gebär-
denspracheinblendung  

• Verbesserung des Zugangs von kulturschaffenden 
Menschen mit Hörbehinderungen zum Kulturbe-
trieb  

• Stärkung der Möglichkeiten ehrenamtlichen Enga-
gements von Menschen mit Hörbehinderungen  

 

Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam hat eine Podiumsdiskussion zum Thema „Wann 
kommt die volle Barrierefreiheit in den Medien?“ stattgefunden. 
Wir haben die Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ als Broschüre und die Presse-
mitteilung 6/2018 „Die Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ als Instrument zur 
Aufklärung und Sensibilisierung veröffentlicht. Außerdem haben wir sechs Forderungen nach barri-
erefreien Medien überarbeitet und aktualisiert. 
Mit der Dokumentation haben wir das Schreiben an Bundes- und Landesregierungen, die Behinder-
tenbeauftragten sowie die behindertenpolitischen und medienpolitischen Sprecher der Bundestags- 
und Landtagsfraktionen per Post und E-Mail zugesendet. 
Wir haben Gespräche mit medienpolitischen Sprechern der Bundestagsfraktionen (T. Hacker 
(FDP), M. Stumpp (Grüne), E. Motschmann (CDU)) geführt. D. Büter hat beim 6. Runden Tisch 
„Barrierefreies Fernsehen“ bei den Inklusionstagen konstruktiv mitdiskutiert, um die Barrierefrei-
heit im Fernsehen auszubauen. 
D. Büter war beim Runden Tisch zum EFRE-Forschungsprojekt „TV-Untertitel für gehörlose und 
schwerhörige Kinder“ am 08.02.2019 in Hildesheim anwesend. 
Am 25.06.2019 hat der NDR zum Treffen mit den Vertretern der Gehörlosenverbände in Hamburg 
eingeladen. Die Gesprächsrunde beim BR fand am 10.07.2019 in München statt. Das Gespräch mit 
dem ZDF fand am 26.09.2019 in Potsdam statt. Wir haben ein Gespräch mit der Medienstaatssek-
retärin Frau Raab am 07.11.2019 geführt, um in einen Austausch über zwei Themen zu kommen: 
den Medienstaatsvertrag und die Fernsehsendung „Sehen statt Hören“. 
Im Rahmen der jährlichen Inklusionstage des BMAS fand am 12.11.2019 zum siebten Mal der 
Runde Tisch „Barrierefreies Fernsehen“ statt. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 9/2017 „Malu Dreyer, Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz und Vorsit-

zende der Rundfunkkommission der Länder, ist unsere Schirmherrin für die Fachtagung „Bar-
rierefreie Medien“.“ 

• Hintergrundinformationen zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ am 12.09.2017 
• Pressemitteilung 13/2017 „Der Untertitelausbau darf nicht stagnieren und die Gebärdenspra-

che darf nicht im Internet „versteckt“ sein – intensiver Austausch bei der Fachtagung „Barrie-
refreie Medien“ über mehr Barrierefreiheit im Fernsehen“ 

• Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ 
• Pressemitteilung 6/2018 „Die Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ als In-

strument zur Aufklärung und Sensibilisierung“ 
• Dokumentation des 6. Runden Tisches „Barrierefreies Fernsehen“ 
• Stellungnahme 04/2019 „Novellierung des Filmförderungsgesetzes“ 
• Stellungnahme 07/2019 „Stellungnahme zum überarbeiteten Entwurf für einen Medienstaats-

vertrag“ 
• Stellungnahme 09/2019 „Musikperformance und Empowerment“ 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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• Unterstützung eines verbesserten Zugangs zu 
Medienangeboten (Kino und Film, Rundfunk, In-
ternet),  

• 100 % Untertitel in den Medien und 5 % Gebär-
denspracheinblendung  

• Verbesserung des Zugangs von kulturschaffenden 
Menschen mit Hörbehinderungen zum Kulturbe-
trieb  

• Stärkung der Möglichkeiten ehrenamtlichen Enga-
gements von Menschen mit Hörbehinderungen  

 

Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam hat eine Podiumsdiskussion zum Thema „Wann 
kommt die volle Barrierefreiheit in den Medien?“ stattgefunden. 
Wir haben die Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ als Broschüre und die Presse-
mitteilung 6/2018 „Die Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ als Instrument zur 
Aufklärung und Sensibilisierung veröffentlicht. Außerdem haben wir sechs Forderungen nach barri-
erefreien Medien überarbeitet und aktualisiert. 
Mit der Dokumentation haben wir das Schreiben an Bundes- und Landesregierungen, die Behinder-
tenbeauftragten sowie die behindertenpolitischen und medienpolitischen Sprecher der Bundestags- 
und Landtagsfraktionen per Post und E-Mail zugesendet. 
Wir haben Gespräche mit medienpolitischen Sprechern der Bundestagsfraktionen (T. Hacker 
(FDP), M. Stumpp (Grüne), E. Motschmann (CDU)) geführt. D. Büter hat beim 6. Runden Tisch 
„Barrierefreies Fernsehen“ bei den Inklusionstagen konstruktiv mitdiskutiert, um die Barrierefrei-
heit im Fernsehen auszubauen. 
D. Büter war beim Runden Tisch zum EFRE-Forschungsprojekt „TV-Untertitel für gehörlose und 
schwerhörige Kinder“ am 08.02.2019 in Hildesheim anwesend. 
Am 25.06.2019 hat der NDR zum Treffen mit den Vertretern der Gehörlosenverbände in Hamburg 
eingeladen. Die Gesprächsrunde beim BR fand am 10.07.2019 in München statt. Das Gespräch mit 
dem ZDF fand am 26.09.2019 in Potsdam statt. Wir haben ein Gespräch mit der Medienstaatssek-
retärin Frau Raab am 07.11.2019 geführt, um in einen Austausch über zwei Themen zu kommen: 
den Medienstaatsvertrag und die Fernsehsendung „Sehen statt Hören“. 
Im Rahmen der jährlichen Inklusionstage des BMAS fand am 12.11.2019 zum siebten Mal der 
Runde Tisch „Barrierefreies Fernsehen“ statt. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 9/2017 „Malu Dreyer, Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz und Vorsit-

zende der Rundfunkkommission der Länder, ist unsere Schirmherrin für die Fachtagung „Bar-
rierefreie Medien“.“ 

• Hintergrundinformationen zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ am 12.09.2017 
• Pressemitteilung 13/2017 „Der Untertitelausbau darf nicht stagnieren und die Gebärdenspra-

che darf nicht im Internet „versteckt“ sein – intensiver Austausch bei der Fachtagung „Barrie-
refreie Medien“ über mehr Barrierefreiheit im Fernsehen“ 

• Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ 
• Pressemitteilung 6/2018 „Die Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ als In-

strument zur Aufklärung und Sensibilisierung“ 
• Dokumentation des 6. Runden Tisches „Barrierefreies Fernsehen“ 
• Stellungnahme 04/2019 „Novellierung des Filmförderungsgesetzes“ 
• Stellungnahme 07/2019 „Stellungnahme zum überarbeiteten Entwurf für einen Medienstaats-

vertrag“ 
• Stellungnahme 09/2019 „Musikperformance und Empowerment“ 
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• Unterstützung eines verbesserten Zugangs zu 
Medienangeboten (Kino und Film, Rundfunk, In-
ternet),  

• 100 % Untertitel in den Medien und 5 % Gebär-
denspracheinblendung  

• Verbesserung des Zugangs von kulturschaffenden 
Menschen mit Hörbehinderungen zum Kulturbe-
trieb  

• Stärkung der Möglichkeiten ehrenamtlichen Enga-
gements von Menschen mit Hörbehinderungen  

 

Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam hat eine Podiumsdiskussion zum Thema „Wann 
kommt die volle Barrierefreiheit in den Medien?“ stattgefunden. 
Wir haben die Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ als Broschüre und die Presse-
mitteilung 6/2018 „Die Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ als Instrument zur 
Aufklärung und Sensibilisierung veröffentlicht. Außerdem haben wir sechs Forderungen nach barri-
erefreien Medien überarbeitet und aktualisiert. 
Mit der Dokumentation haben wir das Schreiben an Bundes- und Landesregierungen, die Behinder-
tenbeauftragten sowie die behindertenpolitischen und medienpolitischen Sprecher der Bundestags- 
und Landtagsfraktionen per Post und E-Mail zugesendet. 
Wir haben Gespräche mit medienpolitischen Sprechern der Bundestagsfraktionen (T. Hacker 
(FDP), M. Stumpp (Grüne), E. Motschmann (CDU)) geführt. D. Büter hat beim 6. Runden Tisch 
„Barrierefreies Fernsehen“ bei den Inklusionstagen konstruktiv mitdiskutiert, um die Barrierefrei-
heit im Fernsehen auszubauen. 
D. Büter war beim Runden Tisch zum EFRE-Forschungsprojekt „TV-Untertitel für gehörlose und 
schwerhörige Kinder“ am 08.02.2019 in Hildesheim anwesend. 
Am 25.06.2019 hat der NDR zum Treffen mit den Vertretern der Gehörlosenverbände in Hamburg 
eingeladen. Die Gesprächsrunde beim BR fand am 10.07.2019 in München statt. Das Gespräch mit 
dem ZDF fand am 26.09.2019 in Potsdam statt. Wir haben ein Gespräch mit der Medienstaatssek-
retärin Frau Raab am 07.11.2019 geführt, um in einen Austausch über zwei Themen zu kommen: 
den Medienstaatsvertrag und die Fernsehsendung „Sehen statt Hören“. 
Im Rahmen der jährlichen Inklusionstage des BMAS fand am 12.11.2019 zum siebten Mal der 
Runde Tisch „Barrierefreies Fernsehen“ statt. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 9/2017 „Malu Dreyer, Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz und Vorsit-

zende der Rundfunkkommission der Länder, ist unsere Schirmherrin für die Fachtagung „Bar-
rierefreie Medien“.“ 

• Hintergrundinformationen zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ am 12.09.2017 
• Pressemitteilung 13/2017 „Der Untertitelausbau darf nicht stagnieren und die Gebärdenspra-

che darf nicht im Internet „versteckt“ sein – intensiver Austausch bei der Fachtagung „Barrie-
refreie Medien“ über mehr Barrierefreiheit im Fernsehen“ 

• Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ 
• Pressemitteilung 6/2018 „Die Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ als In-

strument zur Aufklärung und Sensibilisierung“ 
• Dokumentation des 6. Runden Tisches „Barrierefreies Fernsehen“ 
• Stellungnahme 04/2019 „Novellierung des Filmförderungsgesetzes“ 
• Stellungnahme 07/2019 „Stellungnahme zum überarbeiteten Entwurf für einen Medienstaats-
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• Stellungnahme 09/2019 „Musikperformance und Empowerment“ 
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12.10 Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 10: 
Gesellschaftliche und politische Teilhabe 
• Soziale und gesellschaftliche Akzeptanz unserer 

Sprache und unserer besonderen Kommunikati-
onsbedürfnisse 

• Übernahme der Kosten für Gebärdensprachdol-
metscher, insbesondere im privaten und ehren-
amtlichen Bereich 

• Stärkung der Gleichstellung von Menschen mit 
Hörbehinderungen 

• Verbesserung der Zugänglichkeit zu Informatio-
nen und Kommunikation 

• Förderung von Barrierefreiheit 
• Verbesserung der Datenlage zur Teilhabesituation 

von Menschen mit Hörbehinderungen 
 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Gesellschaftliche und politische Teilhabe“ mit unseren Forderungen 
formuliert. Die Forderungen wurden in den Koalitionsvertrag aufgenommen. 
Der Bundestagsfraktion DIE LINKE hat den Antrag „Menschenrecht auf Barrierefreiheit umsetzen – 
Privatwirtschaft zu Barrierefreiheit verpflichten“ (BT-Drucksache 19/1342) an den Bundestag ge-
stellt. 
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) soll den Referentenentwurf 
für die Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) vorlegen. 
Wir haben an dem DBR-Forderungspapier AGG mitgewirkt und es mitgestaltet. Dieses Forderungs-
papier wurde veröffentlicht. 
H. Vogel und D. Büter nahmen an der Bilanzveranstaltung vom Projekt Umsetzungsbegleitung 
BTHG am 16./17.09.2019 teil. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 3/2018 „Der bisherige Standard des Behindertengleichstellungsgesetzes darf 

nicht durch die Umsetzung der EU-Richtlinie 2016/2102 für Menschen mit Hörbehinderungen 
verschlechtert werden.“ 

• Pressemitteilung 4/2018 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. fordert die Verpflichtung statt 
die Freiwilligkeit zur digitalen Barrierefreiheit im privaten Sektor!“ 

• Pressemitteilung 10/2018 „Mit dem SQAT-Verfahren können Gehörlose sich an die Schlich-
tungsstelle wenden, wenn ein Konflikt, eine Benachteiligung oder eine kommunikative Barri-
ere mit Trägern öffentlicher Gewalt des Bundes entstanden ist.“ 

• Stellungnahme 06/2018 „Der Telefonvermittlungsdienst in Schrift- und Gebärdensprache soll 
für Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderungen ab dem 01.01.2019 bundesweit 
kostenfrei genutzt werden können!“ 

• Stellungnahme 05/2019 zum Entwurf einer Verordnung zur Änderung der BITV 2.0 
 

12.11  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 11: 
Persönlichkeitsrechte 
• Stärkung des Selbstbestimmungsrechts hilfebe-

dürftiger Erwachsener 
• Stärkung des Bewusstseins in der Justiz für die 

Rechte von Menschen mit Hörbehinderungen 
• Umgang mit und Vermeidung von Zwangsmaß-

nahmen in Einrichtungen und der psychiatrischen 
Versorgung 

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche, Be-
richte  

Judith Hartmann nahm als DGB-Vertreterin an dem dritten Workshop des von der Aktion Mensch 
geförderten behinderungsübergreifenden Muster- und Verbandsklageprojekts am 25.06.2019 in 
Berlin teil. Organisatoren waren der deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband e. V. in Koope-
ration mit der Rechtsberatungsgesellschaft „Rechte behinderter Menschen“ gemeinnützige GmbH. 
Thema des Workshops war dieses Mal die Rechtsdurchsetzung barrierefreier Mobilität. Die Hürden 
sind vielfältig. Die Problemlagen sollten anhand von Fällen aus der Beratungspraxis analysiert und 
einer rechtlichen Bewertung zugeführt werden. Im ersten Teil des Workshops ging es dabei um die 
Barrierefreiheit bei der Nutzung des öffentlichen Personenverkehrs –von fehlenden Informationen 
am Bahnsteig über Probleme mit Ein-, Aus- und Umstiegshilfen bei Bahnreisen bis zur verweiger-
ten Mitnahme von Assistenzhunden. Im zweiten Teil des Workshops wurde dann die Barrierefrei-
heit im Straßenraum adressiert –von Problemen mit Ampeln über stufenlose Zugänge bis zur Ge-
staltung öffentlicher Plätze. Ein besonderes Augenmerk wurde daraufgelegt, wie die Rechtsdurch-
setzung mit Muster- und Verbandsklagen sowie weiteren rechtlichen Instrumenten vorangebracht 
werden kann. 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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onsbedürfnisse 

• Übernahme der Kosten für Gebärdensprachdol-
metscher, insbesondere im privaten und ehren-
amtlichen Bereich 

• Stärkung der Gleichstellung von Menschen mit 
Hörbehinderungen 

• Verbesserung der Zugänglichkeit zu Informatio-
nen und Kommunikation 

• Förderung von Barrierefreiheit 
• Verbesserung der Datenlage zur Teilhabesituation 

von Menschen mit Hörbehinderungen 
 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Gesellschaftliche und politische Teilhabe“ mit unseren Forderungen 
formuliert. Die Forderungen wurden in den Koalitionsvertrag aufgenommen. 
Der Bundestagsfraktion DIE LINKE hat den Antrag „Menschenrecht auf Barrierefreiheit umsetzen – 
Privatwirtschaft zu Barrierefreiheit verpflichten“ (BT-Drucksache 19/1342) an den Bundestag ge-
stellt. 
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) soll den Referentenentwurf 
für die Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) vorlegen. 
Wir haben an dem DBR-Forderungspapier AGG mitgewirkt und es mitgestaltet. Dieses Forderungs-
papier wurde veröffentlicht. 
H. Vogel und D. Büter nahmen an der Bilanzveranstaltung vom Projekt Umsetzungsbegleitung 
BTHG am 16./17.09.2019 teil. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 3/2018 „Der bisherige Standard des Behindertengleichstellungsgesetzes darf 

nicht durch die Umsetzung der EU-Richtlinie 2016/2102 für Menschen mit Hörbehinderungen 
verschlechtert werden.“ 

• Pressemitteilung 4/2018 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. fordert die Verpflichtung statt 
die Freiwilligkeit zur digitalen Barrierefreiheit im privaten Sektor!“ 

• Pressemitteilung 10/2018 „Mit dem SQAT-Verfahren können Gehörlose sich an die Schlich-
tungsstelle wenden, wenn ein Konflikt, eine Benachteiligung oder eine kommunikative Barri-
ere mit Trägern öffentlicher Gewalt des Bundes entstanden ist.“ 

• Stellungnahme 06/2018 „Der Telefonvermittlungsdienst in Schrift- und Gebärdensprache soll 
für Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderungen ab dem 01.01.2019 bundesweit 
kostenfrei genutzt werden können!“ 

• Stellungnahme 05/2019 zum Entwurf einer Verordnung zur Änderung der BITV 2.0 
 

12.11  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 11: 
Persönlichkeitsrechte 
• Stärkung des Selbstbestimmungsrechts hilfebe-

dürftiger Erwachsener 
• Stärkung des Bewusstseins in der Justiz für die 

Rechte von Menschen mit Hörbehinderungen 
• Umgang mit und Vermeidung von Zwangsmaß-

nahmen in Einrichtungen und der psychiatrischen 
Versorgung 

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche, Be-
richte  

Judith Hartmann nahm als DGB-Vertreterin an dem dritten Workshop des von der Aktion Mensch 
geförderten behinderungsübergreifenden Muster- und Verbandsklageprojekts am 25.06.2019 in 
Berlin teil. Organisatoren waren der deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband e. V. in Koope-
ration mit der Rechtsberatungsgesellschaft „Rechte behinderter Menschen“ gemeinnützige GmbH. 
Thema des Workshops war dieses Mal die Rechtsdurchsetzung barrierefreier Mobilität. Die Hürden 
sind vielfältig. Die Problemlagen sollten anhand von Fällen aus der Beratungspraxis analysiert und 
einer rechtlichen Bewertung zugeführt werden. Im ersten Teil des Workshops ging es dabei um die 
Barrierefreiheit bei der Nutzung des öffentlichen Personenverkehrs –von fehlenden Informationen 
am Bahnsteig über Probleme mit Ein-, Aus- und Umstiegshilfen bei Bahnreisen bis zur verweiger-
ten Mitnahme von Assistenzhunden. Im zweiten Teil des Workshops wurde dann die Barrierefrei-
heit im Straßenraum adressiert –von Problemen mit Ampeln über stufenlose Zugänge bis zur Ge-
staltung öffentlicher Plätze. Ein besonderes Augenmerk wurde daraufgelegt, wie die Rechtsdurch-
setzung mit Muster- und Verbandsklagen sowie weiteren rechtlichen Instrumenten vorangebracht 
werden kann. 
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onsbedürfnisse 

• Übernahme der Kosten für Gebärdensprachdol-
metscher, insbesondere im privaten und ehren-
amtlichen Bereich 

• Stärkung der Gleichstellung von Menschen mit 
Hörbehinderungen 

• Verbesserung der Zugänglichkeit zu Informatio-
nen und Kommunikation 

• Förderung von Barrierefreiheit 
• Verbesserung der Datenlage zur Teilhabesituation 

von Menschen mit Hörbehinderungen 
 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Wir haben den Wahlprüfstein „Gesellschaftliche und politische Teilhabe“ mit unseren Forderungen 
formuliert. Die Forderungen wurden in den Koalitionsvertrag aufgenommen. 
Der Bundestagsfraktion DIE LINKE hat den Antrag „Menschenrecht auf Barrierefreiheit umsetzen – 
Privatwirtschaft zu Barrierefreiheit verpflichten“ (BT-Drucksache 19/1342) an den Bundestag ge-
stellt. 
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) soll den Referentenentwurf 
für die Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) vorlegen. 
Wir haben an dem DBR-Forderungspapier AGG mitgewirkt und es mitgestaltet. Dieses Forderungs-
papier wurde veröffentlicht. 
H. Vogel und D. Büter nahmen an der Bilanzveranstaltung vom Projekt Umsetzungsbegleitung 
BTHG am 16./17.09.2019 teil. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 3/2018 „Der bisherige Standard des Behindertengleichstellungsgesetzes darf 

nicht durch die Umsetzung der EU-Richtlinie 2016/2102 für Menschen mit Hörbehinderungen 
verschlechtert werden.“ 

• Pressemitteilung 4/2018 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. fordert die Verpflichtung statt 
die Freiwilligkeit zur digitalen Barrierefreiheit im privaten Sektor!“ 

• Pressemitteilung 10/2018 „Mit dem SQAT-Verfahren können Gehörlose sich an die Schlich-
tungsstelle wenden, wenn ein Konflikt, eine Benachteiligung oder eine kommunikative Barri-
ere mit Trägern öffentlicher Gewalt des Bundes entstanden ist.“ 

• Stellungnahme 06/2018 „Der Telefonvermittlungsdienst in Schrift- und Gebärdensprache soll 
für Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderungen ab dem 01.01.2019 bundesweit 
kostenfrei genutzt werden können!“ 

• Stellungnahme 05/2019 zum Entwurf einer Verordnung zur Änderung der BITV 2.0 
 

12.11  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 11: 
Persönlichkeitsrechte 
• Stärkung des Selbstbestimmungsrechts hilfebe-

dürftiger Erwachsener 
• Stärkung des Bewusstseins in der Justiz für die 

Rechte von Menschen mit Hörbehinderungen 
• Umgang mit und Vermeidung von Zwangsmaß-

nahmen in Einrichtungen und der psychiatrischen 
Versorgung 

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche, Be-
richte  

Judith Hartmann nahm als DGB-Vertreterin an dem dritten Workshop des von der Aktion Mensch 
geförderten behinderungsübergreifenden Muster- und Verbandsklageprojekts am 25.06.2019 in 
Berlin teil. Organisatoren waren der deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband e. V. in Koope-
ration mit der Rechtsberatungsgesellschaft „Rechte behinderter Menschen“ gemeinnützige GmbH. 
Thema des Workshops war dieses Mal die Rechtsdurchsetzung barrierefreier Mobilität. Die Hürden 
sind vielfältig. Die Problemlagen sollten anhand von Fällen aus der Beratungspraxis analysiert und 
einer rechtlichen Bewertung zugeführt werden. Im ersten Teil des Workshops ging es dabei um die 
Barrierefreiheit bei der Nutzung des öffentlichen Personenverkehrs –von fehlenden Informationen 
am Bahnsteig über Probleme mit Ein-, Aus- und Umstiegshilfen bei Bahnreisen bis zur verweiger-
ten Mitnahme von Assistenzhunden. Im zweiten Teil des Workshops wurde dann die Barrierefrei-
heit im Straßenraum adressiert –von Problemen mit Ampeln über stufenlose Zugänge bis zur Ge-
staltung öffentlicher Plätze. Ein besonderes Augenmerk wurde daraufgelegt, wie die Rechtsdurch-
setzung mit Muster- und Verbandsklagen sowie weiteren rechtlichen Instrumenten vorangebracht 
werden kann. 
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Am 15.11.2019 fand die Abschlussveranstaltung des Verbandsklageprojekts der gemeinnützige 
GmbH Rechte behinderter Menschen(rbm) in Berlin statt. Für den DGB nahm Judith Hartmann an 
der Veranstaltung teil. Projektleiter Dr. Michael Richter blickte auf die dreijährige Projektlaufzeit 
zurück, die sowohl durch positive Ergebnisse als auch durch nicht erfüllte Erwartungen geprägt ge-
wesen sei. Insgesamt könne die Klagehäufigkeit höher sein, allerdings seien nicht alle an das Pro-
jekt herangetragenen Fallkonstellationen für ein Verbandsklageverfahren geeignet gewesen. Der 
Bereich Öffentlichkeitsarbeit sei in Zukunft stärker in die Arbeit mit einzubeziehen. Die Schlich-
tungsstelle nach dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) stellte auf ihre bisherige Arbeit vor, 
und wies darauf hin, dass zunehmend auch Verbände Schlichtungsanträge stellten. Weiterhin prä-
sentierte sich in einem Vortrag die Deutsche Umwelthilfe (DUH), die über eine deutlich bessere fi-
nanzielle und personelle Ausstattung verfügt und daher Verbandsklagen hochprofessionell ange-
hen kann. Geplant ist, dass die Workshopteilnehmer/-innenkünftig weiterhin über eine Art Netz-
werk verbunden bleiben und dass das Thema Verbandsklage für die Behindertenverbände weiter 
im Fokus bleibt. 
 
Veröffentlichung: 
• Stellungnahme 01/2020 „zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Justizver-

gütungs- und -entschädigungsgesetztes (JVEG-Änderungsgesetz 2020)“ 
 

12.12  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 12:  
Internationale Zusammenarbeit 
• Verbesserung der Beteiligung von Menschen mit 

Hörbehinderungen und ihren Interessensvertre-
tungen in den Prozessen der Entwicklungszusam-
menarbeit und der Humanitären Hilfe 

• Verbesserung der Datenlage zur Situation von 
Menschen mit Hörbehinderungen in den Partner-
ländern 

• Stärkung der Zusammenarbeit mit der Europäi-
schen Union und den Vereinten Nationen 

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam hat R. Grund einen Vortrag über „NAUWU = 
Nothing About Us Without Us (Nichts Über Uns Ohne Uns) in der Entwicklungszusammenarbeit ge-
halten. Auch über „Nachhaltige Entwicklung für Alle“ hat G. Weigt einen Vortrag gehalten. 
Die Bundesregierung überarbeitet in diesem Jahr die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie. Gemein-
sam setzen wir uns mit der ISL und bezev für eine inklusive Umsetzung der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie ein und haben eine stärkere Berücksichtigung von Menschen mit Behinderung bei 
der Umsetzung eingefordert. 
Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie ist die zentrale Strategie der Bundesregierung zur Umset-
zung der Agenda 2030 und der Nachhaltigkeitsziele. 
Steffen Helbing, der 2. Vizepräsident und Leiter des Fachteams „Internationales“, hat an der Sit-
zung beim Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) am 
17.06.2019 in Bonn teilgenommen. Dort traf sich wieder das ‚Expertenteam Inklusion’ zu einer Sit-
zung. Es ging u.a. um einen übersektoralen Konzeptentwurf zur Inklusion von Menschen mit Be-
hinderungen in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Das Expertenteam kämpft mit guten 
Ideen für dieses Ziel! Die Zivilgesellschaft müsse mehr eingebunden werden. Es solle eine Bot-
schaft an die Politik gehen, damit ein Umdenken erreicht und das Thema ‚Menschen mit Behinde-
rung‘ auch bei der Arbeit des BMZ noch mehrberücksichtigt wird, um eine bessere Förderung zu 
ermöglichen. 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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Am 15.11.2019 fand die Abschlussveranstaltung des Verbandsklageprojekts der gemeinnützige 
GmbH Rechte behinderter Menschen(rbm) in Berlin statt. Für den DGB nahm Judith Hartmann an 
der Veranstaltung teil. Projektleiter Dr. Michael Richter blickte auf die dreijährige Projektlaufzeit 
zurück, die sowohl durch positive Ergebnisse als auch durch nicht erfüllte Erwartungen geprägt ge-
wesen sei. Insgesamt könne die Klagehäufigkeit höher sein, allerdings seien nicht alle an das Pro-
jekt herangetragenen Fallkonstellationen für ein Verbandsklageverfahren geeignet gewesen. Der 
Bereich Öffentlichkeitsarbeit sei in Zukunft stärker in die Arbeit mit einzubeziehen. Die Schlich-
tungsstelle nach dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) stellte auf ihre bisherige Arbeit vor, 
und wies darauf hin, dass zunehmend auch Verbände Schlichtungsanträge stellten. Weiterhin prä-
sentierte sich in einem Vortrag die Deutsche Umwelthilfe (DUH), die über eine deutlich bessere fi-
nanzielle und personelle Ausstattung verfügt und daher Verbandsklagen hochprofessionell ange-
hen kann. Geplant ist, dass die Workshopteilnehmer/-innenkünftig weiterhin über eine Art Netz-
werk verbunden bleiben und dass das Thema Verbandsklage für die Behindertenverbände weiter 
im Fokus bleibt. 
 
Veröffentlichung: 
• Stellungnahme 01/2020 „zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Justizver-

gütungs- und -entschädigungsgesetztes (JVEG-Änderungsgesetz 2020)“ 
 

12.12  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 12:  
Internationale Zusammenarbeit 
• Verbesserung der Beteiligung von Menschen mit 

Hörbehinderungen und ihren Interessensvertre-
tungen in den Prozessen der Entwicklungszusam-
menarbeit und der Humanitären Hilfe 

• Verbesserung der Datenlage zur Situation von 
Menschen mit Hörbehinderungen in den Partner-
ländern 

• Stärkung der Zusammenarbeit mit der Europäi-
schen Union und den Vereinten Nationen 

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam hat R. Grund einen Vortrag über „NAUWU = 
Nothing About Us Without Us (Nichts Über Uns Ohne Uns) in der Entwicklungszusammenarbeit ge-
halten. Auch über „Nachhaltige Entwicklung für Alle“ hat G. Weigt einen Vortrag gehalten. 
Die Bundesregierung überarbeitet in diesem Jahr die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie. Gemein-
sam setzen wir uns mit der ISL und bezev für eine inklusive Umsetzung der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie ein und haben eine stärkere Berücksichtigung von Menschen mit Behinderung bei 
der Umsetzung eingefordert. 
Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie ist die zentrale Strategie der Bundesregierung zur Umset-
zung der Agenda 2030 und der Nachhaltigkeitsziele. 
Steffen Helbing, der 2. Vizepräsident und Leiter des Fachteams „Internationales“, hat an der Sit-
zung beim Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) am 
17.06.2019 in Bonn teilgenommen. Dort traf sich wieder das ‚Expertenteam Inklusion’ zu einer Sit-
zung. Es ging u.a. um einen übersektoralen Konzeptentwurf zur Inklusion von Menschen mit Be-
hinderungen in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Das Expertenteam kämpft mit guten 
Ideen für dieses Ziel! Die Zivilgesellschaft müsse mehr eingebunden werden. Es solle eine Bot-
schaft an die Politik gehen, damit ein Umdenken erreicht und das Thema ‚Menschen mit Behinde-
rung‘ auch bei der Arbeit des BMZ noch mehrberücksichtigt wird, um eine bessere Förderung zu 
ermöglichen. 
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Am 15.11.2019 fand die Abschlussveranstaltung des Verbandsklageprojekts der gemeinnützige 
GmbH Rechte behinderter Menschen(rbm) in Berlin statt. Für den DGB nahm Judith Hartmann an 
der Veranstaltung teil. Projektleiter Dr. Michael Richter blickte auf die dreijährige Projektlaufzeit 
zurück, die sowohl durch positive Ergebnisse als auch durch nicht erfüllte Erwartungen geprägt ge-
wesen sei. Insgesamt könne die Klagehäufigkeit höher sein, allerdings seien nicht alle an das Pro-
jekt herangetragenen Fallkonstellationen für ein Verbandsklageverfahren geeignet gewesen. Der 
Bereich Öffentlichkeitsarbeit sei in Zukunft stärker in die Arbeit mit einzubeziehen. Die Schlich-
tungsstelle nach dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) stellte auf ihre bisherige Arbeit vor, 
und wies darauf hin, dass zunehmend auch Verbände Schlichtungsanträge stellten. Weiterhin prä-
sentierte sich in einem Vortrag die Deutsche Umwelthilfe (DUH), die über eine deutlich bessere fi-
nanzielle und personelle Ausstattung verfügt und daher Verbandsklagen hochprofessionell ange-
hen kann. Geplant ist, dass die Workshopteilnehmer/-innenkünftig weiterhin über eine Art Netz-
werk verbunden bleiben und dass das Thema Verbandsklage für die Behindertenverbände weiter 
im Fokus bleibt. 
 
Veröffentlichung: 
• Stellungnahme 01/2020 „zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Justizver-

gütungs- und -entschädigungsgesetztes (JVEG-Änderungsgesetz 2020)“ 
 

12.12  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 12:  
Internationale Zusammenarbeit 
• Verbesserung der Beteiligung von Menschen mit 

Hörbehinderungen und ihren Interessensvertre-
tungen in den Prozessen der Entwicklungszusam-
menarbeit und der Humanitären Hilfe 

• Verbesserung der Datenlage zur Situation von 
Menschen mit Hörbehinderungen in den Partner-
ländern 

• Stärkung der Zusammenarbeit mit der Europäi-
schen Union und den Vereinten Nationen 

 

Januar 2018-De-
zember 2019  
24 Monate  

Gespräche,  
Berichte  

Bei den Kulturtagen der Gehörlosen in Potsdam hat R. Grund einen Vortrag über „NAUWU = 
Nothing About Us Without Us (Nichts Über Uns Ohne Uns) in der Entwicklungszusammenarbeit ge-
halten. Auch über „Nachhaltige Entwicklung für Alle“ hat G. Weigt einen Vortrag gehalten. 
Die Bundesregierung überarbeitet in diesem Jahr die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie. Gemein-
sam setzen wir uns mit der ISL und bezev für eine inklusive Umsetzung der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie ein und haben eine stärkere Berücksichtigung von Menschen mit Behinderung bei 
der Umsetzung eingefordert. 
Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie ist die zentrale Strategie der Bundesregierung zur Umset-
zung der Agenda 2030 und der Nachhaltigkeitsziele. 
Steffen Helbing, der 2. Vizepräsident und Leiter des Fachteams „Internationales“, hat an der Sit-
zung beim Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) am 
17.06.2019 in Bonn teilgenommen. Dort traf sich wieder das ‚Expertenteam Inklusion’ zu einer Sit-
zung. Es ging u.a. um einen übersektoralen Konzeptentwurf zur Inklusion von Menschen mit Be-
hinderungen in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Das Expertenteam kämpft mit guten 
Ideen für dieses Ziel! Die Zivilgesellschaft müsse mehr eingebunden werden. Es solle eine Bot-
schaft an die Politik gehen, damit ein Umdenken erreicht und das Thema ‚Menschen mit Behinde-
rung‘ auch bei der Arbeit des BMZ noch mehrberücksichtigt wird, um eine bessere Förderung zu 
ermöglichen. 
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12.13  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 13: 
Bewusstseinsbildung 
• Steigerung des Bewusstseins für das Thema In-

klusion in  
• den obersten Bundesbehörden durch die Entwick-

lung von Aktionsplänen 
• Durchführung von Veranstaltungen und Fortbil-

dungen für verschiedene Zielgruppen zu unter-
schiedlichen Inklusionsthemen 

 

Januar 2018- 
Dezember 2019 
24 Monate 

Gespräche, Be-
richte  

Die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die 
Grünen „Zur Situation von hörbeeinträchtigten Menschen in Deutschland“ (Drucksache 19/1620) 
zeigt uns deutlich, dass das Bewusstsein der Bundesregierung für die Lebenssituation gehörloser 
Menschen nicht ausreichend vorhanden ist. 
Auch ist das im Koalitionsvertrags verwendete Wort "Gebärdendolmetscher" nicht die richtige Be-
zeichnung. Für den Vertrag angemessen wäre "Dolmetscher für Gebärdensprache" oder „Gebär-
densprachdolmetscher“. 
Wir müssen weiterhin darüber aufklären und dafür sensibilisieren. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 4/2018 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. und die Gehörlosengemein-

schaft Sachsen-Anhalt e. V. halten das Verbot der Gebärdensprache auf der Bühne bei einer 
Jugendweihefeier für diskriminierend.“ 

• Pressemitteilung 7/2018 „Durch Gebärdensprache gehört jeder ganz natürlich dazu!‘ lautet 
das gemeinsame Motto des Internationalen Tages der Gebärdensprachen und der Internatio-
nalen Woche der Gehörlosen vom 23. bis 30. September 2018“ 

• Stellungnahme 03/2019 „Keine gute Aufklärung bzw. Sensibilisierung bei der SOKO München 
Folge "Stille Liebe"!“ 

• Stellungnahme 06/2019 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund nimmt Stellung zu den Zahlen der 
Schwerbehindertenstatistik – 0,1 Prozent der Gesamtbevölkerung sind gehörlos, also ca. 
83.000 Menschen in Deutschland“ 

• Pressemitteilung 07/2019 „zur bundesweiten Einführung der DGS-Sprachzertifizierung“ 
• Pressemitteilung 8/2019 „Gebärdensprachrechte für alle!“ – so lautet das Motto des diesjäh-

rige Internationalen Tages der Gebärdensprachen und der Internationalen Woche der Gehör-
losen, die vom 23. bis zum 29. September 2019 zum zweiten Mal stattfinden.“ 

• Pressemitteilung 10/2019 „Abbau kommunikativer Barrieren als Voraussetzung für soziale 
Teilhabe – E-Learning-Programm für Deutsche Gebärdensprache“ 

 
13.  18. Weltkongress des Weltverbands der Gehör-

losen (WFD) vom 23.-27.7.2019 in Paris  
• Antrag auf die Übernahme der Fahrt- und Über-

nachtungskosten und Teilnahmegebühren für die 
Delegierten und Gebärdensprachdolmetscher/in-
nen bei zuständigen Ministerien stellen 

• Bewerbung für den Vortrag beim Weltkongress 
über die Vorstellung der bisherigen Umsetzungs-
prozesse zur UN-BRK und der Forderungen für 
den Parallelbericht zum 2./3. Staatenbericht in 
Deutschland 

• Abschlussbericht nach dem Weltkongress schrei-
ben 

Juli 2018-De-
zember 2019  
18 Monate  

Bewerbung,  
Abschlussbericht  

Wir haben den Antrag bearbeitet und gestellt. Der Antrag ist bewilligt. Dann haben wir die Fahr-
ten/Flüge, Übernachtungen und Teilnahmegebühren für die fünf Teilnehmern und vier Gebärden-
sprachdolmetscherinnen bereits gebucht. 
Wir haben das Programm für den 18. Weltkongress von Englisch ins Deutsche übersetzt und auf 
die DGB-Homepage gestellt. 
Das Programm wird sechs Hauptthemen behandeln: Gebärdensprache und Deaf Studies (A), Bil-
dung für Gehörlose (B), Internationale Zusammenarbeit und Entwicklung (C), Technologie und Zu-
gänglichkeit (D), Gesundheit (E) sowie Arbeit und Beschäftigung (F). 
Jeder von uns Teilnehmern hat einen Schwerpunktbereich. E. Kaufmann: A, H. Vogel: B, S. 
Helbing: C, U. Gotthardt: E, D. Büter: D und F. 
Nach dem Weltkongress haben wir einen fünfseitigen Abschlussbericht geschrieben und veröffent-
licht. 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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12.13  Prüfung der Forderungen im Handlungsfeld 13: 
Bewusstseinsbildung 
• Steigerung des Bewusstseins für das Thema In-

klusion in  
• den obersten Bundesbehörden durch die Entwick-

lung von Aktionsplänen 
• Durchführung von Veranstaltungen und Fortbil-

dungen für verschiedene Zielgruppen zu unter-
schiedlichen Inklusionsthemen 

 

Januar 2018- 
Dezember 2019 
24 Monate 

Gespräche, Be-
richte  

Die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die 
Grünen „Zur Situation von hörbeeinträchtigten Menschen in Deutschland“ (Drucksache 19/1620) 
zeigt uns deutlich, dass das Bewusstsein der Bundesregierung für die Lebenssituation gehörloser 
Menschen nicht ausreichend vorhanden ist. 
Auch ist das im Koalitionsvertrags verwendete Wort "Gebärdendolmetscher" nicht die richtige Be-
zeichnung. Für den Vertrag angemessen wäre "Dolmetscher für Gebärdensprache" oder „Gebär-
densprachdolmetscher“. 
Wir müssen weiterhin darüber aufklären und dafür sensibilisieren. 
 
Veröffentlichungen: 
• Stellungnahme 4/2018 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. und die Gehörlosengemein-

schaft Sachsen-Anhalt e. V. halten das Verbot der Gebärdensprache auf der Bühne bei einer 
Jugendweihefeier für diskriminierend.“ 

• Pressemitteilung 7/2018 „Durch Gebärdensprache gehört jeder ganz natürlich dazu!‘ lautet 
das gemeinsame Motto des Internationalen Tages der Gebärdensprachen und der Internatio-
nalen Woche der Gehörlosen vom 23. bis 30. September 2018“ 

• Stellungnahme 03/2019 „Keine gute Aufklärung bzw. Sensibilisierung bei der SOKO München 
Folge "Stille Liebe"!“ 

• Stellungnahme 06/2019 „Der Deutsche Gehörlosen-Bund nimmt Stellung zu den Zahlen der 
Schwerbehindertenstatistik – 0,1 Prozent der Gesamtbevölkerung sind gehörlos, also ca. 
83.000 Menschen in Deutschland“ 

• Pressemitteilung 07/2019 „zur bundesweiten Einführung der DGS-Sprachzertifizierung“ 
• Pressemitteilung 8/2019 „Gebärdensprachrechte für alle!“ – so lautet das Motto des diesjäh-

rige Internationalen Tages der Gebärdensprachen und der Internationalen Woche der Gehör-
losen, die vom 23. bis zum 29. September 2019 zum zweiten Mal stattfinden.“ 

• Pressemitteilung 10/2019 „Abbau kommunikativer Barrieren als Voraussetzung für soziale 
Teilhabe – E-Learning-Programm für Deutsche Gebärdensprache“ 

 
13.  18. Weltkongress des Weltverbands der Gehör-

losen (WFD) vom 23.-27.7.2019 in Paris  
• Antrag auf die Übernahme der Fahrt- und Über-

nachtungskosten und Teilnahmegebühren für die 
Delegierten und Gebärdensprachdolmetscher/in-
nen bei zuständigen Ministerien stellen 

• Bewerbung für den Vortrag beim Weltkongress 
über die Vorstellung der bisherigen Umsetzungs-
prozesse zur UN-BRK und der Forderungen für 
den Parallelbericht zum 2./3. Staatenbericht in 
Deutschland 

• Abschlussbericht nach dem Weltkongress schrei-
ben 

Juli 2018-De-
zember 2019  
18 Monate  

Bewerbung,  
Abschlussbericht  

Wir haben den Antrag bearbeitet und gestellt. Der Antrag ist bewilligt. Dann haben wir die Fahr-
ten/Flüge, Übernachtungen und Teilnahmegebühren für die fünf Teilnehmern und vier Gebärden-
sprachdolmetscherinnen bereits gebucht. 
Wir haben das Programm für den 18. Weltkongress von Englisch ins Deutsche übersetzt und auf 
die DGB-Homepage gestellt. 
Das Programm wird sechs Hauptthemen behandeln: Gebärdensprache und Deaf Studies (A), Bil-
dung für Gehörlose (B), Internationale Zusammenarbeit und Entwicklung (C), Technologie und Zu-
gänglichkeit (D), Gesundheit (E) sowie Arbeit und Beschäftigung (F). 
Jeder von uns Teilnehmern hat einen Schwerpunktbereich. E. Kaufmann: A, H. Vogel: B, S. 
Helbing: C, U. Gotthardt: E, D. Büter: D und F. 
Nach dem Weltkongress haben wir einen fünfseitigen Abschlussbericht geschrieben und veröffent-
licht. 
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 Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 04/2019 „18. Weltkongress des WFD eröffnet.“ 
• Pressemitteilung 05/2019 „Eröffnungsfeier des 18. Weltkongresses der Gehörlosen“ 
• Pressemitteilung 06/2019 „Neuer Vorstand des WFD (2019-2023) gewählt“ 
• Tagungsbericht über den Weltkongress des WFD 
 
➔ Das Arbeitspaket 13 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

14.  4. Internationaler Bildungs- und Fachkongress 
der Gehörlosen vom DGB im Herbst 2019 in 
Deutschland  
• Unterstützung bei der Programmgestaltung des 

Fach- und Bildungskongresses mit dem Organisa-
tionsteam  

• Abklärung der Kongressinhalte mit dem österrei-
chischen Gehörlosenverband (ÖGLB) und dem 
schweizerischen Gehörlosenverband (SGB-FSS) 
als Kongresspartner  

• Vorstellung der Bestandsaufnahme zum Forde-
rungskatalog bzgl. UN-BRK in Deutschland und 
der präzisierten Forderungen für den nächsten 
NAP und den Parallelbericht zum 2./3. Staatenbe-
richt  

• Vorträge bzw. Diskussionsrunden mit den Bun-
desreferenten zu jeweiligen Handlungsfeldern des 
Forderungskataloges  

• Auswertungsberichte erstellen 
 

Juli 2018-De-
zember 2019  
18 Monate  

Vorträge,  
Auswertungsbe-
richte  

Der DGB steht schon seit längerer Zeit mit der Hochschule Landshut in Kontakt. Dort arbeitet die 
einzige gehörlose Professorin Deutschlands, Frau Prof. Sabine Fries. Sie leitet zusammen mit Frau 
Prof. Brenner den Studiengang Gebärdensprachdolmetschen. Am 10.07.2019 fand ein Treffen von 
Helmut Vogel und Prof. Fries in Landshut statt, bei dem die Hochschule besichtigt wurde. Vor Ort 
sind gute räumliche und technische Bedingungengegeben. Darüber hinaus besteht eine gute Ver-
bindung zwischen Landshut und dem Flughafen München, was besonders wichtig für die Besucher 
aus Österreich, der Schweiz und Deutschland ist. Dies sind gute Voraussetzungen für die Organisa-
tion und Umsetzung des vierten Bildungskongresses im September 2020. Der DGB, der Österrei-
chische Gehörlosenverband und der Schweizer Gehörlosenverband haben sich bei den drei bisheri-
gen Bildungskongressen mit der Durchführung abgewechselt. 
Seit Sommer 2019 beschäftigt sich Helmut Vogel als Fachteamleiter für Bildung beim DGB mit dem 
4. Bildungskongress. Zunächst ging es um eine überzeugende Projektkonzeption, um eine finanzi-
elle Förderung des Projektes über den Europäischen Gehörlosen-Verband (EUD) zu ermöglichen. 
Nach Begutachtung der Projektbeschreibung wurde die Förderung durch den EUD erfreulicher-
weise genehmigt. Die Projektinhalte (Ziele, Zeitplan, Ablauf des Bildungskongresses) wurden bei 
der Bundesversammlung des DGB Oktober 2019 in Augsburg vorgestellt. Das Projekt, darunter 
dem Motto „Bimodal-bilinguale Bildung verstehen, erleben und voranbringen“ steht, beinhaltet drei 
Teilprojekte: den Bildungskongress, den Medienpark sowie die Erstellung einer neuen Homepage 
zum Thema bimodal-bilinguale Bildung. Aus dem Kreis der Bewerberinnen und Bewerber auf die 
Teilzeitstelle als Projektleiter/-in hat sich das Präsidium für Petra Alaei aus Hamburg entschieden. 
Ihre Arbeit als Projektleiterin für den Bildungskongress des DGB hat am 1. Dezember 2019 begon-
nen. Helmut Vogel und Michael Wohlfahrt wirken als ehrenamtliche Projektverantwortliche und als 
Vertreter des Präsidiums an dem Bildungskongress mit. Zusammen mit Petra Alaei bilden sie die 
Projektsteuerungsgruppe. Deren erste Sitzung fand bereits am 28./29.11.2019 in Frankfurt am 
Main statt. 
Am 27.12.2019 traf sich Helmut Vogel mit Helene Jarmer, der Präsidentin des Österreichischen Ge-
hörlosenbundes (ÖGLB) bei Salzburg/Österreich.  
Am 28.12.2019 fuhr er weiter nach Zürich, um dort Tatjana Binggeli, die Präsidentin des Schweize-
rischen Gehörlosenbundes (SGB-FSS), sowie Rudi Graf, den Regionalleiter für die Deutsch-schweiz 
und Mitglied der Geschäftsleitung im SGB-FSS, zu treffen. Ihnen stellte er nacheinander das Kon-
zept des vierten Bildungskongresses vor, das seit einem halben Jahr entwickelt worden war. Beide 
Verbände teilten ihre Erfahrungen mit der Organisation eines Bildungskongresses mit Helmut Vo-
gel, denn der zweite Bildungskongress fand 2013 in Wien statt, und der dritte Bildungskongress 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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 Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 04/2019 „18. Weltkongress des WFD eröffnet.“ 
• Pressemitteilung 05/2019 „Eröffnungsfeier des 18. Weltkongresses der Gehörlosen“ 
• Pressemitteilung 06/2019 „Neuer Vorstand des WFD (2019-2023) gewählt“ 
• Tagungsbericht über den Weltkongress des WFD 
 
➔ Das Arbeitspaket 13 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
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Verbände teilten ihre Erfahrungen mit der Organisation eines Bildungskongresses mit Helmut Vo-
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chischen Gehörlosenverband (ÖGLB) und dem 
schweizerischen Gehörlosenverband (SGB-FSS) 
als Kongresspartner  

• Vorstellung der Bestandsaufnahme zum Forde-
rungskatalog bzgl. UN-BRK in Deutschland und 
der präzisierten Forderungen für den nächsten 
NAP und den Parallelbericht zum 2./3. Staatenbe-
richt  

• Vorträge bzw. Diskussionsrunden mit den Bun-
desreferenten zu jeweiligen Handlungsfeldern des 
Forderungskataloges  

• Auswertungsberichte erstellen 
 

Juli 2018-De-
zember 2019  
18 Monate  

Vorträge,  
Auswertungsbe-
richte  

Der DGB steht schon seit längerer Zeit mit der Hochschule Landshut in Kontakt. Dort arbeitet die 
einzige gehörlose Professorin Deutschlands, Frau Prof. Sabine Fries. Sie leitet zusammen mit Frau 
Prof. Brenner den Studiengang Gebärdensprachdolmetschen. Am 10.07.2019 fand ein Treffen von 
Helmut Vogel und Prof. Fries in Landshut statt, bei dem die Hochschule besichtigt wurde. Vor Ort 
sind gute räumliche und technische Bedingungengegeben. Darüber hinaus besteht eine gute Ver-
bindung zwischen Landshut und dem Flughafen München, was besonders wichtig für die Besucher 
aus Österreich, der Schweiz und Deutschland ist. Dies sind gute Voraussetzungen für die Organisa-
tion und Umsetzung des vierten Bildungskongresses im September 2020. Der DGB, der Österrei-
chische Gehörlosenverband und der Schweizer Gehörlosenverband haben sich bei den drei bisheri-
gen Bildungskongressen mit der Durchführung abgewechselt. 
Seit Sommer 2019 beschäftigt sich Helmut Vogel als Fachteamleiter für Bildung beim DGB mit dem 
4. Bildungskongress. Zunächst ging es um eine überzeugende Projektkonzeption, um eine finanzi-
elle Förderung des Projektes über den Europäischen Gehörlosen-Verband (EUD) zu ermöglichen. 
Nach Begutachtung der Projektbeschreibung wurde die Förderung durch den EUD erfreulicher-
weise genehmigt. Die Projektinhalte (Ziele, Zeitplan, Ablauf des Bildungskongresses) wurden bei 
der Bundesversammlung des DGB Oktober 2019 in Augsburg vorgestellt. Das Projekt, darunter 
dem Motto „Bimodal-bilinguale Bildung verstehen, erleben und voranbringen“ steht, beinhaltet drei 
Teilprojekte: den Bildungskongress, den Medienpark sowie die Erstellung einer neuen Homepage 
zum Thema bimodal-bilinguale Bildung. Aus dem Kreis der Bewerberinnen und Bewerber auf die 
Teilzeitstelle als Projektleiter/-in hat sich das Präsidium für Petra Alaei aus Hamburg entschieden. 
Ihre Arbeit als Projektleiterin für den Bildungskongress des DGB hat am 1. Dezember 2019 begon-
nen. Helmut Vogel und Michael Wohlfahrt wirken als ehrenamtliche Projektverantwortliche und als 
Vertreter des Präsidiums an dem Bildungskongress mit. Zusammen mit Petra Alaei bilden sie die 
Projektsteuerungsgruppe. Deren erste Sitzung fand bereits am 28./29.11.2019 in Frankfurt am 
Main statt. 
Am 27.12.2019 traf sich Helmut Vogel mit Helene Jarmer, der Präsidentin des Österreichischen Ge-
hörlosenbundes (ÖGLB) bei Salzburg/Österreich.  
Am 28.12.2019 fuhr er weiter nach Zürich, um dort Tatjana Binggeli, die Präsidentin des Schweize-
rischen Gehörlosenbundes (SGB-FSS), sowie Rudi Graf, den Regionalleiter für die Deutsch-schweiz 
und Mitglied der Geschäftsleitung im SGB-FSS, zu treffen. Ihnen stellte er nacheinander das Kon-
zept des vierten Bildungskongresses vor, das seit einem halben Jahr entwickelt worden war. Beide 
Verbände teilten ihre Erfahrungen mit der Organisation eines Bildungskongresses mit Helmut Vo-
gel, denn der zweite Bildungskongress fand 2013 in Wien statt, und der dritte Bildungskongress 
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wurde 2016 in Bern veranstaltet. Gemeinsam wurde überlegt, wie in allen drei Ländern Interes-
sierte, die einen Beitrag zum Bildungskongress leisten können und wollen, am besten erreicht wer-
den können. 
Am 16. Januar 2020 konnte sich die Projektsteuerungsgruppe (mit Petra Alaei als Projektleiterin 
sowie Helmut Vogel und Michael Wohlfahrt vom Präsidium des DGB) zum ersten Mal in der Hoch-
schule in Landshut treffen. Zusammen mit David Dawei Ni, einer tauben Lehrenden der Hoch-
schule, und mit Alina Reidelstütz, einer Studentin des Studiengangs Gebärdensprachdolmetschen, 
besichtigten sie die Räumlichkeiten der Hochschule und besprachen die Programmplanung des 
Kongresses. Die Räumlichkeiten (Hörsaal, Seminarräume, Mensa etc.) sowie der Campus beein-
druckten Petra Alaei und Michael Wohlfahrt sehr. Helmut Vogel hatte sich die Hochschule schon im 
Juli 2019 zusammen mit der Professorin Sabine Fries angeschaut. Die Voraussetzungen für eine 
Umsetzung des Bildungskongresses sind dort ideal. 
Der 4. Bildungskongress, der vom 11. bis 12.09.2020 in Landshut stattfinden sollte, wird auf das 
Frühjahr 2021 wegen der Corona-Krise verschoben. 
 
Veröffentlichung: 
• Pressemitteilung 11/2019 4. Bildungskongress vom 11.-12. September 2020 in Landshut: 

„Bimodal-bilinguale Bildung verstehen, erleben und voranbringen“ 
 
Das Arbeitspaket 14 wurde teilweise erfolgreich abgeschlossen. 
 

15  Debatte im Bundestag und Bundesrat 
• Live-Streamings in Gebärdensprache und mit Un-

tertiteln 
• Relevante Protokolle lesen 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Bisher verfolgen wir die Debatten im Bundestag per Live-Übertragung in Gebärdensprache und mit 
Untertiteln, wenn es um behindertenpolitische Themen geht. 
Es ist jedoch problematisch, dass die Live-Übertragung der Plenardebatte mit Gebärdensprachdol-
metschung und Untertiteln immer nur donnerstags von 9 bis 12 Uhr (Kernzeit) stattfindet. Wir ha-
ben den Bundestag, die Vorsitzenden des Ausschusses für Arbeit und Soziales und die behinder-
tenpolitischen Sprecher, die Bundesbehindertenbeauftragten diesbezüglich bereits kontaktiert. 
Für uns wäre es besser, wenn alle behindertenpolitischen Themen im Bundestag live direkt in Ge-
bärdensprache und mit Untertiteln übertragen würden und nicht nur die Kernzeitdebatten (don-
nerstags 9-12 Uhr). 
Beim Lesen des Plenarprotokolls 19/29 konnten wir feststellen, dass bereits zwei behindertenpoliti-
sche Sprecher der Bundestagsfraktion angesprochen haben, dass die Debatte nicht live in Gebär-
densprache übertragen wird. Die Vizepräsidentin, Claudia Roth, sagte diesbezüglich, dass sie ein-
mal im Ältestenrat oder in anderen Gremien darüber beraten werden, wie sich dies erweitern lässt. 
Mit seiner Pressemitteilung hat Sören Pellmann die Bundesregierung aufgefordert, alle Live-Über-
tragungen und Multimediaangebote des Bundestags mit sofortiger Wirkung barrierefrei anzubieten 
und die Übertragung der Bundestagsdebatten nicht auf bestimmte Uhrzeiten zu beschränken. 
D. Büter hat Debatten per Live-Streaming in DGs und mit UT angeschaut und relevante Protokolle 
gelesen. 
 
Das Arbeitspaket 15 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
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Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Da es anfangs nicht einfach für uns ist, geeignete Bundesreferenten bzw. -beauftragten zu finden 
und mit diesen zusammenzuarbeiten, haben wir die Beiratsordnung geändert und bei der ordentli-
chen Bundesversammlung bzw. Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., 
welche vom 20.-22. Oktober 2017 in Bremen stattfand, vorgestellt und darüber diskutiert. 
D. Büter hat das Arbeitsprogramm bereits bei der Bundesversammlung vorgestellt und auf die Fra-
gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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wurde 2016 in Bern veranstaltet. Gemeinsam wurde überlegt, wie in allen drei Ländern Interes-
sierte, die einen Beitrag zum Bildungskongress leisten können und wollen, am besten erreicht wer-
den können. 
Am 16. Januar 2020 konnte sich die Projektsteuerungsgruppe (mit Petra Alaei als Projektleiterin 
sowie Helmut Vogel und Michael Wohlfahrt vom Präsidium des DGB) zum ersten Mal in der Hoch-
schule in Landshut treffen. Zusammen mit David Dawei Ni, einer tauben Lehrenden der Hoch-
schule, und mit Alina Reidelstütz, einer Studentin des Studiengangs Gebärdensprachdolmetschen, 
besichtigten sie die Räumlichkeiten der Hochschule und besprachen die Programmplanung des 
Kongresses. Die Räumlichkeiten (Hörsaal, Seminarräume, Mensa etc.) sowie der Campus beein-
druckten Petra Alaei und Michael Wohlfahrt sehr. Helmut Vogel hatte sich die Hochschule schon im 
Juli 2019 zusammen mit der Professorin Sabine Fries angeschaut. Die Voraussetzungen für eine 
Umsetzung des Bildungskongresses sind dort ideal. 
Der 4. Bildungskongress, der vom 11. bis 12.09.2020 in Landshut stattfinden sollte, wird auf das 
Frühjahr 2021 wegen der Corona-Krise verschoben. 
 
Veröffentlichung: 
• Pressemitteilung 11/2019 4. Bildungskongress vom 11.-12. September 2020 in Landshut: 

„Bimodal-bilinguale Bildung verstehen, erleben und voranbringen“ 
 
Das Arbeitspaket 14 wurde teilweise erfolgreich abgeschlossen. 
 

15  Debatte im Bundestag und Bundesrat 
• Live-Streamings in Gebärdensprache und mit Un-

tertiteln 
• Relevante Protokolle lesen 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Bisher verfolgen wir die Debatten im Bundestag per Live-Übertragung in Gebärdensprache und mit 
Untertiteln, wenn es um behindertenpolitische Themen geht. 
Es ist jedoch problematisch, dass die Live-Übertragung der Plenardebatte mit Gebärdensprachdol-
metschung und Untertiteln immer nur donnerstags von 9 bis 12 Uhr (Kernzeit) stattfindet. Wir ha-
ben den Bundestag, die Vorsitzenden des Ausschusses für Arbeit und Soziales und die behinder-
tenpolitischen Sprecher, die Bundesbehindertenbeauftragten diesbezüglich bereits kontaktiert. 
Für uns wäre es besser, wenn alle behindertenpolitischen Themen im Bundestag live direkt in Ge-
bärdensprache und mit Untertiteln übertragen würden und nicht nur die Kernzeitdebatten (don-
nerstags 9-12 Uhr). 
Beim Lesen des Plenarprotokolls 19/29 konnten wir feststellen, dass bereits zwei behindertenpoliti-
sche Sprecher der Bundestagsfraktion angesprochen haben, dass die Debatte nicht live in Gebär-
densprache übertragen wird. Die Vizepräsidentin, Claudia Roth, sagte diesbezüglich, dass sie ein-
mal im Ältestenrat oder in anderen Gremien darüber beraten werden, wie sich dies erweitern lässt. 
Mit seiner Pressemitteilung hat Sören Pellmann die Bundesregierung aufgefordert, alle Live-Über-
tragungen und Multimediaangebote des Bundestags mit sofortiger Wirkung barrierefrei anzubieten 
und die Übertragung der Bundestagsdebatten nicht auf bestimmte Uhrzeiten zu beschränken. 
D. Büter hat Debatten per Live-Streaming in DGs und mit UT angeschaut und relevante Protokolle 
gelesen. 
 
Das Arbeitspaket 15 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
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wurde 2016 in Bern veranstaltet. Gemeinsam wurde überlegt, wie in allen drei Ländern Interes-
sierte, die einen Beitrag zum Bildungskongress leisten können und wollen, am besten erreicht wer-
den können. 
Am 16. Januar 2020 konnte sich die Projektsteuerungsgruppe (mit Petra Alaei als Projektleiterin 
sowie Helmut Vogel und Michael Wohlfahrt vom Präsidium des DGB) zum ersten Mal in der Hoch-
schule in Landshut treffen. Zusammen mit David Dawei Ni, einer tauben Lehrenden der Hoch-
schule, und mit Alina Reidelstütz, einer Studentin des Studiengangs Gebärdensprachdolmetschen, 
besichtigten sie die Räumlichkeiten der Hochschule und besprachen die Programmplanung des 
Kongresses. Die Räumlichkeiten (Hörsaal, Seminarräume, Mensa etc.) sowie der Campus beein-
druckten Petra Alaei und Michael Wohlfahrt sehr. Helmut Vogel hatte sich die Hochschule schon im 
Juli 2019 zusammen mit der Professorin Sabine Fries angeschaut. Die Voraussetzungen für eine 
Umsetzung des Bildungskongresses sind dort ideal. 
Der 4. Bildungskongress, der vom 11. bis 12.09.2020 in Landshut stattfinden sollte, wird auf das 
Frühjahr 2021 wegen der Corona-Krise verschoben. 
 
Veröffentlichung: 
• Pressemitteilung 11/2019 4. Bildungskongress vom 11.-12. September 2020 in Landshut: 

„Bimodal-bilinguale Bildung verstehen, erleben und voranbringen“ 
 
Das Arbeitspaket 14 wurde teilweise erfolgreich abgeschlossen. 
 

15  Debatte im Bundestag und Bundesrat 
• Live-Streamings in Gebärdensprache und mit Un-

tertiteln 
• Relevante Protokolle lesen 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  

 Bisher verfolgen wir die Debatten im Bundestag per Live-Übertragung in Gebärdensprache und mit 
Untertiteln, wenn es um behindertenpolitische Themen geht. 
Es ist jedoch problematisch, dass die Live-Übertragung der Plenardebatte mit Gebärdensprachdol-
metschung und Untertiteln immer nur donnerstags von 9 bis 12 Uhr (Kernzeit) stattfindet. Wir ha-
ben den Bundestag, die Vorsitzenden des Ausschusses für Arbeit und Soziales und die behinder-
tenpolitischen Sprecher, die Bundesbehindertenbeauftragten diesbezüglich bereits kontaktiert. 
Für uns wäre es besser, wenn alle behindertenpolitischen Themen im Bundestag live direkt in Ge-
bärdensprache und mit Untertiteln übertragen würden und nicht nur die Kernzeitdebatten (don-
nerstags 9-12 Uhr). 
Beim Lesen des Plenarprotokolls 19/29 konnten wir feststellen, dass bereits zwei behindertenpoliti-
sche Sprecher der Bundestagsfraktion angesprochen haben, dass die Debatte nicht live in Gebär-
densprache übertragen wird. Die Vizepräsidentin, Claudia Roth, sagte diesbezüglich, dass sie ein-
mal im Ältestenrat oder in anderen Gremien darüber beraten werden, wie sich dies erweitern lässt. 
Mit seiner Pressemitteilung hat Sören Pellmann die Bundesregierung aufgefordert, alle Live-Über-
tragungen und Multimediaangebote des Bundestags mit sofortiger Wirkung barrierefrei anzubieten 
und die Übertragung der Bundestagsdebatten nicht auf bestimmte Uhrzeiten zu beschränken. 
D. Büter hat Debatten per Live-Streaming in DGs und mit UT angeschaut und relevante Protokolle 
gelesen. 
 
Das Arbeitspaket 15 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
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16  2./3. Staatenbericht der Bundesregierung  
• Teilnahme an den Veranstaltungen bzgl. des 

nächsten Staatenberichts (voraussichtlich zum 
24.3.2019)  

• Stellungnahme zum Staatenbericht schreiben 
 

Juli 2018-  
Juni 2020  
24 Monate  

Stellungnahme  Die Fragenliste („List of issues prior to reporting – LoIPR“) des UN-Fachausschusses für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen wurde am 21.09.2018 veröffentlicht. Die deutsche Übersetzung 
für die Fragenliste hat das BMAS im Februar 2019 veröffentlicht. 
Wir haben den Analysebericht „Wer Inklusion will, sucht Wege – 10 Jahre UN-BRK in Deutschland“ 
des Deutschen Instituts für Menschenrechte und die Vorschläge des FbJJ zur Verwirklichung der 
UN-BRK gelesen. 
Das BMAS hat uns den Antwortentwurf am 15.05.2019 per Mail zugesendet. Daniel Büter nahm an 
der Verbändeanhörung am 27.05.2019 teil und gab mündlich die DGB-Stellungnahme ab. Am 
04.06.2019 wurde die schriftliche Stellungnahme des DGB an das Ministerium versandt. 
Der Staatenbericht der Bundesregierung ist im Juli 2019 vom Bundeskabinett verabschiedet und 
dem Ausschuss in Genf im September fristgerecht (vor dem 1. Oktober 2019) in der englischen 
Fassung übersandt worden. Die Staatenprüfung findet nicht im Jahr 2020 statt, sondern wird auf 
die Frühjahrs- oder Herbstsitzung 2021 in Genf verschoben. Dort wird der UN-Ausschuss den Staa-
tenbericht prüfen und bewerten. 
 
➔ Das Arbeitspaket 16 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

17  Parallelbericht zum 2./3. Staatenbericht  
• Präzisierung und Berücksichtigung der Forderun-

gen für den nächsten NAP und den Parallelbericht 
bzgl. der Umsetzung der UN-BRK in Deutschland,  

• Abfassung der Stellungnahme für den Parallelbe-
richt 

 

Juli 2019 - Juni 
2020  
12 Monate  

Forderungskata-
log, Stellung-
nahme  

Der Deutsche Behindertenrat hat alle Mitglieder dazu aufgefordert, einen Parallelbericht der Zivil-
gesellschaft zu erstellen und uns einen Zeitplan und zehn Themengruppen zugesandt. 
Seit Ende November 2019 haben wir uns als DGB-Vertreter/-innen an allen zehn Themenbereichen 
zur Parallelberichterstattung beteiligt. 
Laut Zeitplan soll ein Parallelbericht im Frühjahr 2021 nach Genf gesandt werden. Der gesamte Be-
richt darf nicht mehr als 10.700 englische Wörter umfassen. 
 
➔ Das Arbeitspaket 17 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

18  Abschlussbericht zur 3jährigen Arbeit der/s Re-
ferent/in für Politische Bildung und Öffentlich-
keitsarbeit  
• Inhalte: Arbeitsprogramm, Pressemitteilungen, 

Auswertungsberichte, Film- und Fotodokumenta-
tion, Forderungskatalog für nächsten NAP und 
den Parallelbericht  

• Sortierung und Sicherung der Unterlagen  
• Abschlussveranstaltung mit der Vorstellung und 

Veröffentlichung des Abschlussberichts 
 

Januar 2020-Juli 
2020  
6 Monate  

Abschlussbericht  Wir haben den Abschlussbericht zur 3-jährigen Arbeit des Referenten für politische Bildung und 
Öffentlichkeitsarbeit bearbeitet und in der Bundesversammlung des DGB Ende Oktober 2020 in 
Berlin vorgestellt. Er wurde zudem in Papierform und als PDF-Datei online auf der Homepage des 
DGB veröffentlicht. 
 
➔ Das Arbeitspaket 18 wurde erfolgreich abgeschlossen. 

 Projektende 
 

30.06.2020    

 

 
Projekt: „Intensivierung der Verbandsarbeit und mehr Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen“ 

Förderung der Partizipation nach § 19 BGG 
 
 

Seite 3 von 26 

Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 10/2017 ‚Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 

der bundespolitischen Parteien‘ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungshilfe zur Bun-
destagswahl dienen.“ 

• 40-seitige Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der 
bundespolitischen Parteien“ 

• Textausschnitte und eine Übersicht der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2017 
 
➔ Das Arbeitspaket 2 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

3 Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskus-
sion zur Bundestagswahl 2017 am 02.09.2017 in 
Berlin 
• Unterstützung und evtl. Moderation bei der Podi-

umsdiskussion 
• Vorbesprechungen mit zur Podiumsdiskussion 

eingeladenen Bundestagsabgeordneten 
• Abschlussbericht schreiben 

Juli-September 
2017 
3 Monate 

Film, 
Abschlussbericht 
 

Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 hat am 
02.09.2017 stattgefunden. Dazu wurden sechs Gäste eingeladen. D. Büter hat die Moderation 
übernommen. 
Wir haben die Podiumsdiskussion fotografiert und gefilmt. Fotos und Filme wurden bereits auf 
unserer Homepage veröffentlicht. 
 
Veröffentlichungen: 
• Pressemitteilung 06/2017 „Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 

Bundestagswahl 2017“ 
• Plakat 
• Pressemitteilung 12/2017 „Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behin-

derten- und Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine“ (Abschlussbericht) 
 
➔ Das Arbeitspaket 3 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

4 Koordination der Arbeiten im Beirat 
• Koordinierung der dreijährigen Arbeiten des Bei-

rats durch den /die Referent/in für politische Bil-
dung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Leitung der Beiratssitzungen bzw. Fachbeiratssit-
zungen mit ehrenamtlich tätigen Fachbeiratslei-
ter/innen, Bundesreferenten und Bundesbeauf-
tragten durch den /die Referent/in für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Aufgabenbereiche bzw. Handlungsfelder struktu-
rieren 

• Geschäftsordnung mit dem Präsidium und dem 
Beirat erarbeiten 

• Vertiefung der Arbeiten in den Referaten des Bei-
rats nach Absprache mit den Landesreferenten 
der Landesverbände laut dem Arbeitsprogramm 

Juli 2017-Juni 
2020  
36 Monate  
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gen von Mitgliedern geantwortet. Seine Rede wurde mit der Kamera aufgenommen. 
M. Schumacher, H. Vogel und D. Büter haben an der 3. Internationalen Konferenz des Weltverban-
des der Gehörlosen teilgenommen, welche vom 8.-10. November 2017 in Budapest stattfand. 
Seit März 2018 wird das Treffen zur Arbeitsgruppe „Umstrukturierung“ mehrmals gegeben, welche 
das Ziel hat, ein Konzept zu entwickeln, wie der DGB in Zukunft aufgebaut und organisiert werden 
soll. 
Bei der ordentlichen Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. vom 26.-
28.10.2018 in Magdeburg haben wir den Zwischenbericht über das Projekt, das durch das BMAS 
auf der Grundlage der Partizipationsförderung gefördert wird, vorgestellt. 
Nach der Bundesversammlung mit neuer Präsidiumswahl 2018 haben wir die politische Arbeits-
struktur des DGB umgestaltet und das Organigramm erstellt. Das Team des DGB setzt sich aus 
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16  2./3. Staatenbericht der Bundesregierung  
• Teilnahme an den Veranstaltungen bzgl. des 

nächsten Staatenberichts (voraussichtlich zum 
24.3.2019)  

• Stellungnahme zum Staatenbericht schreiben 
 

Juli 2018-  
Juni 2020  
24 Monate  

Stellungnahme  Die Fragenliste („List of issues prior to reporting – LoIPR“) des UN-Fachausschusses für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen wurde am 21.09.2018 veröffentlicht. Die deutsche Übersetzung 
für die Fragenliste hat das BMAS im Februar 2019 veröffentlicht. 
Wir haben den Analysebericht „Wer Inklusion will, sucht Wege – 10 Jahre UN-BRK in Deutschland“ 
des Deutschen Instituts für Menschenrechte und die Vorschläge des FbJJ zur Verwirklichung der 
UN-BRK gelesen. 
Das BMAS hat uns den Antwortentwurf am 15.05.2019 per Mail zugesendet. Daniel Büter nahm an 
der Verbändeanhörung am 27.05.2019 teil und gab mündlich die DGB-Stellungnahme ab. Am 
04.06.2019 wurde die schriftliche Stellungnahme des DGB an das Ministerium versandt. 
Der Staatenbericht der Bundesregierung ist im Juli 2019 vom Bundeskabinett verabschiedet und 
dem Ausschuss in Genf im September fristgerecht (vor dem 1. Oktober 2019) in der englischen 
Fassung übersandt worden. Die Staatenprüfung findet nicht im Jahr 2020 statt, sondern wird auf 
die Frühjahrs- oder Herbstsitzung 2021 in Genf verschoben. Dort wird der UN-Ausschuss den Staa-
tenbericht prüfen und bewerten. 
 
➔ Das Arbeitspaket 16 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

17  Parallelbericht zum 2./3. Staatenbericht  
• Präzisierung und Berücksichtigung der Forderun-

gen für den nächsten NAP und den Parallelbericht 
bzgl. der Umsetzung der UN-BRK in Deutschland,  

• Abfassung der Stellungnahme für den Parallelbe-
richt 

 

Juli 2019 - Juni 
2020  
12 Monate  

Forderungskata-
log, Stellung-
nahme  

Der Deutsche Behindertenrat hat alle Mitglieder dazu aufgefordert, einen Parallelbericht der Zivil-
gesellschaft zu erstellen und uns einen Zeitplan und zehn Themengruppen zugesandt. 
Seit Ende November 2019 haben wir uns als DGB-Vertreter/-innen an allen zehn Themenbereichen 
zur Parallelberichterstattung beteiligt. 
Laut Zeitplan soll ein Parallelbericht im Frühjahr 2021 nach Genf gesandt werden. Der gesamte Be-
richt darf nicht mehr als 10.700 englische Wörter umfassen. 
 
➔ Das Arbeitspaket 17 wurde erfolgreich abgeschlossen. 
 

18  Abschlussbericht zur 3jährigen Arbeit der/s Re-
ferent/in für Politische Bildung und Öffentlich-
keitsarbeit  
• Inhalte: Arbeitsprogramm, Pressemitteilungen, 

Auswertungsberichte, Film- und Fotodokumenta-
tion, Forderungskatalog für nächsten NAP und 
den Parallelbericht  

• Sortierung und Sicherung der Unterlagen  
• Abschlussveranstaltung mit der Vorstellung und 

Veröffentlichung des Abschlussberichts 
 

Januar 2020-Juli 
2020  
6 Monate  

Abschlussbericht  Wir haben den Abschlussbericht zur 3-jährigen Arbeit des Referenten für politische Bildung und 
Öffentlichkeitsarbeit bearbeitet und in der Bundesversammlung des DGB Ende Oktober 2020 in 
Berlin vorgestellt. Er wurde zudem in Papierform und als PDF-Datei online auf der Homepage des 
DGB veröffentlicht. 
 
➔ Das Arbeitspaket 18 wurde erfolgreich abgeschlossen. 

 Projektende 
 

30.06.2020    
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Berlin, 05.07.2017 
 
 
Pressemitteilung 05/2017 
 
 
Beginn des neuen Projektes für mehr Intensivierung unserer Verbands-
arbeit und mehr Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen 
 
 
Das Präsidium des Deutschen Gehörlosen-Bundes (DGB) kann mit Freude mitteilen, dass das 
Bundeskompetenzzentrum sein Team um einen neuen Mitarbeiter erweitern konnte. Ab dem 
1. Juli 2017 ist Daniel Büter als Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit mit 
35 wöchentlichen Arbeitsstunden hauptamtlich angestellt. 
 
Der gebürtige Jenaer hat an der Universität Köln in der Fachrichtung 
Lehramt Sonderpädagogik mit Schwerpunkt Hören/Kommunikation und 
Sozialwissenschaften (Politik, Soziologie und Wirtschaft) studiert. 
Über drei Jahre war er als hauptamtlicher Geschäftsführer beim Landes-
verband der Gehörlosen Baden-Württemberg e.V. tätig. 
Mit der Anstellung als hauptamtlicher Referent ist die dreijährige ehren-
amtliche Tätigkeit von Daniel Büter (Beisitzer im Präsidium, Fachbeirats-
leiter für barrierefreie Technologie, Bundesreferent für barrierefreie 
Medien und Bundesbeauftragter für Deutsche Bahn) beim DGB beendet. 
Das Präsidium bedankt sich herzlich bei ihm für seine ehrenamtlichen 
Tätigkeiten. Insbesondere die Fachtagung zum barrierefreien Notruf im 
letzten November war auf seine Initiative zurückzuführen. Das Präsidium 
hat sich nach der Stellenausschreibung und dem Bewerbungsverfahren 
für Daniel Büter entschieden. 
 
Mitte Juni 2017 hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) unser Projekt 
„Intensivierung und Aktivierung der Verbandsarbeit und mehr Partizipation an politischen 
Entscheidungsprozessen“ bewilligt und die erforderlichen finanziellen Mittel zur Verfügung 
gestellt. Dadurch ist unter anderem die Einstellung eines Referenten für politische Bildung 
und Öffentlichkeitsarbeit möglich. Das Ziel des Projektes ist, die Partizipation von Menschen 
mit Hörbehinderungen an politischen Entscheidungsprozessen zu erleichtern und diese für 
politische Themen durch verstärkte Öffentlichkeitsarbeit zu sensibilisieren. 
 
Das geförderte Projekt erfolgt auf Grundlage der Förderung der Partizipation nach § 19 
Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) vom 19.07.2016 und der Richtlinie für die Förderung 
der Partizipation von Menschen mit Behinderungen und ihrer Verbände an der Gestaltung 
öffentlicher Angelegenheiten vom 26.10.2016. Die Stelle von Daniel Büter wird für die Dauer 
von drei Jahren (07/2017 - 06/2020) größtenteils vom BMAS gefördert. Der Präsident Helmut 
Vogel ist verantwortlich für das Projekt. Ihn unterstützt das Präsidiumsmitglied Dr. Ulrike 
Gotthardt. 
 
Die Aufgabe von Daniel Büter ist es nun, die Arbeiten im Beirat mit ehrenamtlichen Bundes-
referenten und Bundesbeauftragten zu verschiedenen Sachthemen zu koordinieren und 
dadurch mehr Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen zu gewährleisten. 
Dadurch sollen die Beiratsmitglieder vermehrt Kontakte mit den zuständigen Politikern, den 
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Institutionen, der Bundesregierung, den Bundesministerien, Behinderten- und 
Sozialverbänden knüpfen und die Verbandsarbeit intensivieren können. 
 
Auch die Vernetzung der 16 Landesverbände der Gehörlosen wird über den hauptamtlichen 
Referenten und die Beiratsmitglieder auf nationaler Ebene intensiviert und gestärkt. Ziel ist 
es, gemeinsam an den Weiterentwicklungs- und Umsetzungsprozessen des Nationalen 
Aktionsplan 2.0 zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention aktiv mitzuwirken und 
diese mit zu gestalten.  
 
Diese Arbeiten sind mit unserem Arbeitsprogramm und unserem Forderungskatalog mit den 
Handlungsfeldern laut dem NAP 2.0 zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
verbunden. Dadurch wird die Förderung von Kompetenzaufbau und Empowerment nach der 
Förderrichtlinie der Partizipationsförderung erreicht, indem den ehren- und hauptamtlichen 
Kräften vom DGB Kompetenzen und praktische Erfahrungen für die Interessenvertretung auf 
Bundesebene vermittelt werden. 
 
Zum geförderten Projekt gehören ebenso in beschränktem Rahmen der Einsatz von 
Gebärdensprachdolmetscher/innen zwecks Kontakten mit den Behinderten- und 
Sozialverbänden und den Partnern und die Einstellung von Assistenzkräften im Rahmen der 
ehrenamtlich Tätigen von Präsidium und Beirat. Dadurch soll die Teilhabe an der Gestaltung 
öffentlicher Angelegenheiten auf Bundesebene gestärkt und gesichert werden.  
 
In der Bundesgeschäftsstelle des DGB ist das Bundeskompetenzzentrum angesiedelt. Das 
Bundeskompetenzzentrum des DGB ist im April 2014 gegründet und für drei Jahre bis März 
2017 zum großen Teil vom „Aktion Mensch“ finanziert worden. Nach der schweren 
Schuldenkrise des DGB und dem daraus resultierenden Projektschnitt haben von 01/2015 bis 
12/2016 Sven Niklas als Justiziar/Referent für Rechtsfragen und Ludwig Herb als Referent für 
Sozialpolitik und Selbsthilfe für jeweils eine halbe Stelle gearbeitet. Nach dem Weggang von 
Sven Niklas ist das Bundeskompetenzzentrum seitdem nur von Ludwig Herb besetzt. 
 
Zum 1. Juli 2017 wird die Arbeitszeit von Ludwig Herb für das Bundeskompetenzzentrum auf 
wöchentlich 15 Arbeitsstunden bis zum 12/2018 reduziert. Für weitere wöchentlich 25 
Arbeitsstunden wird Ludwig Herb als Projektleiter für die „6. Deutsche Kulturtage vom 17. bis 
19. Mai 2018 in Potsdam“ beim Deutschen Gehörlosen-Bund angestellt sein. 
 
 
 
 
 
 
Kontaktdaten 
Daniel Büter: bkz-bueter@gehoerlosen-bund.de 
Ludwig Herb: bkz-herb@gehoerlosen-bund.de  
 
 
Deutscher Gehörlosen-Bund e.V. 
Bundeskompetenzzentrum 
Prenzlauer Allee 180 
10405 Berlin 
 
Telefon:   030 / 49 90 22 - 66 
E-Mail:   info@gehoerlosen-bund.de  
Internet:  www.gehoerlosen-bund.de 
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 Berlin, 14.07.2017 
 
Pressemitteilung 06/2017 
 
Unsere Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion zur 
Bundestagswahl 2017 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. veranstaltet am Samstag, dem 2. September 2017 im 
Gehörlosenzentrum Berlin, Friedrichstraße 12 eine Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 
2017. 
 
An der Podiumsdiskussion nehmen teil: 
 
• Steffen Helbing (CDU), gehörlos und Kandidat für die Bundestagswahl der CDU-

Landesliste, Listenplatz 12 und 1. Vorsitzender des Landesverbandes der Gehörlosen 
Brandenburg e.V.  

• Mechthild Rawert (SPD), Bundestagsabgeordnete seit 2005 für Berlin-Tempelhof-
Schöneberg; kandidiert auf Listenplatz 5 der SPD-Landesliste Berlin 

• Margit Glasow (DIE LINKE), Inklusionsbeauftragte der Partei DIE LINKE und Mitglied 
im SprecherInnenrat der BAG Selbstbestimmte Behindertenpolitik und freie Journalistin 
mit dem Schwerpunkt Inklusion 

• Corinna Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen), Bundestagsabgeordnete und Sprecherin 
für Behindertenpolitik der Bundestagfraktion seit 2013; kandidiert auf Platz 3 der 
Landesliste Rheinland-Pfalz 

• Helmut Vogel, Präsident des Deutschen Gehörlosen-Bund e.V., Fachbeiratsleiter 
„Soziales“ und Bundesreferent für das Bundesteilhabegesetz 

• Dr. Ulrike Gotthard, Präsidiumsmitglied des Deutschen Gehörlosen Bundes, 
Fachbeiratsleiterin „Gesundheit“ und Bundesbeauftragte für psychische und körperliche 
Gesundheit bei Gehörlosen 

 
Die Moderation übernimmt Daniel Büter, Referent für politische Bildung und 
Öffentlichkeitsarbeit im Bundeskompetenzzentrum des Deutschen Gehörlosen-Bund e.V.. 
 
Hauptthema der Podiumsdiskussion ist die Behinderten- und Sozialpolitik in Bezug auf 
unsere Wahlprüfsteine. Die Wahlprüfsteine orientieren sich an den 13 Handlungsfeldern 
des Nationalen Aktionsplan 2.0 der Bundesregierung (NAP 2.0) zur UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) und an den über 60 Empfehlungen des UN-
Vertragsausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen. Im Moment 
bearbeitet der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. unsere Wahlprüfsteine und formuliert 
wichtige Fragen. Diese werden voraussichtlich im Ende Juli 2017 allen Bundesparteien zur 
Beantwortung und Stellungnahme zugesandt. 
 
Die Wahlkampfveranstaltung mit Podiumsdiskussion wird in Deutscher Gebärdensprache und 
in Deutscher Lautsprache gedolmetscht. Der Eintritt ist frei.  
 
Um Anmeldung wird bis Donnerstag, 24. August 2017 gebeten unter:  

info@gehoerlosen-bund.de 
 
Wir freuen uns auf Ihr zahlreiches Kommen und eine spannende Diskussion! 

Deutscher Gehörlosen-Bund e.V. 
 Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung in Deutschland 

 
  

Podiumsdiskussion 
zur Bundestagswahl 2017 

 
Samstag, 2. September 2017 

Gehörlosenzentrum, Friedrichstraße 12, 10969 Berlin 
 

13:00 Uhr Einlass 
 

14:00 Uhr Podiumsdiskussion über Behinderten- und Sozialpolitik in Bezug auf 
unsere Wahlprüfsteine 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Steffen 
Helbing 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mechthild 

Rawert 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Margit 
Glasow 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Corinna 
Rüffer 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Helmut 
Vogel 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Ulrike 
Gotthardt 

 Moderation: 
Daniel Büter 
Bundeskompetenzzentrum des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. 
 

15:30 Uhr Kaffeepause 
 

16:00 Uhr Fragestunde für das Publikum 
 

17:00 Uhr Ende 
 

 
Die Wahlveranstaltung wird in Deutscher Gebärdensprache und in Deutscher 
Lautsprache entsprechend gedolmetscht. 
 

Der Eintritt ist frei. 
Anmeldeschluss: Donnerstag, 24. August 2017 

Um Anmeldung wird gebeten unter info@gehoerlosen-bund.de 
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Berlin, 19.07.2017 
 
 
Pressemitteilung 07/2017 
 
 
Spendenaufruf für die Anwalts- und Gerichtskosten in Bezug auf den Rechtsstreit 
der Familie Walte mit der Stadt Duisburg über die Mehrkosten der Pflege der 
gehörlosen Frau Walte  
 
 
Eine 74-jährige gehörlose Frau, Eleonore Walte, und ihre beiden Töchter, Anja Bosserhoff 
und Renate Walte, brauchen ihre Hilfe! 
  
Die gehörlose Seniorin lebt in einem Seniorenheim in Duisburg, welches speziell auf die 
Bedürfnisse von gehörlosen Patienten und Patientinnen eingestellt ist. 
 
Die Einrichtung hat sich im Jahr 2012 das Konzept „Sprechende Hände“ von Krankenkasse, 
Sozialamt und Landschaftsverband bewilligen lassen. 
 
Aus diesem Grund müssen die gehörlosen Senioren nun selbst für die Mehrkosten in Höhe 
von 500 Euro monatlich aufkommen, die beispielsweise durch den Einsatz von 
gebärdensprachkompetentem Personal entstehen. 
 
Nach unserem Verständnis müssten diese Kosten nach dem Gleichheitsgrundsatz auf alle 
Bewohner des Heimes verteilt werden. Dies ist jedoch nicht der Fall und die beiden Töchter 
von Frau Walte sollen die Kosten nun selbst übernehmen. 
 
Diese Ungerechtigkeit wollte die Familie Walte nicht hinnehmen und weil sie die Mehrkosten 
nicht bezahlte, wurde sie von der Stadt Duisburg verklagt. Das Sozialamt hat im Namen der 
Familie Walte gegen diese Klage Beschwerde eingelegt und bekam in der ersten Instanz 
Recht. In der zweiten Instanz, vor dem Oberlandesgericht, bekam Familie Walte jedoch 
leider nicht Recht. So stehen sie nun vor der Entscheidung, vor dem Bundesgerichtshof 
Revision einzulegen. 
 
Bis Sonntag, den 23. Juli 2017, muss sich Familie Walte entscheiden, ob sie den nächsten 
Klageweg zum Bundesgerichtshof beschreitet. 
 
Die Entscheidung ist mit einem hohen Risiko verbunden, da die Kosten für das 
Gerichtsverfahren von der Familie Walte selbst übernommen werden müssen, wenn sie 
verlieren. Diese Kosten kann die Familie Walte nicht alleine tragen und bittet um Ihre Hilfe! 
 
Es ist wichtig sich gegen diese Ungerechtigkeit, auch im Namen anderer Gehörloser, zur 
Wehr zu setzen! Es geht auch um die Zukunft und den Wohlstand aller gehörloser Senioren. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. hat überprüft, ob im Zusammenhang mit diesem 
Verfahren eine Verbandsklage möglich ist. Jedoch handelt es sich um eine 
Familienrechtssache, sodass keine Verbandsklage erhoben werden kann. Ebenso wenig kann 
der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. selbst als gemeinnützige Organisation an Privatpersonen 
spenden. 
 

-2- 
 

Deutscher Gehörlosen-Bund e.V., Prenzlauer Allee 180, 10405 Berlin, www.gehoerlosen-bund.de 
Präsidium: Helmut Vogel, Marietta Schumacher, Wolfgang Bachmann Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt und Bianca Demmig 

– 

Dennoch möchte der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. die Familie in ihrer Sache unterstützen 
und ruft zur Spende auf. 
 
Der Förderverein „Zeichen setzen!“ hilft den beiden Töchtern von Frau Walte und hat 
folgendes Spendenkonto eingerichtet: 
 

Förderverein „Zeichen setzen!“ Gehörlosenkultur in Essen e.V. 
Sparkasse Essen 

IBAN: DE77 3605 0105 0000 2568 18 
BIC: SPESDE3EXXX 

Verwendungszweck: Urteil Pflegeheim 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. verfolgt mit Spannung, wie sich die Angelegenheit der 
Familie Walte, auch im Namen aller Gehörloser, weiterentwickelt. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. überlegt, ob er sich mit der Angelegenheit an die 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes wendet und nach möglichen Lösungsansätzen fragt. 
 
 
 
 
Internetquellen: 
 
Taubenschlag: Urteil gegen gehörlose Seniorin in der Pflege. URL: 

http://www.taubenschlag.de/2017/07/urteil-gegen-gehoerlose-seniorin-in-der-pflege/ 
(Abfrage: 18.07.2017) 

 
Sehen statt Hören: Pflege gehörloser Eltern & Armstrong auf dem Mond. URL: 

http://www.ardmediathek.de/tv/Sehen-statt-H%C3%B6ren/Pflege-geh%C3%B6rloser-
Eltern-Armstrong-auf/BR-Fernsehen/Video?bcastId=14912912&documentId=41586786 
(Abfrage: 18.07.2017) 
 

Sehen statt Hören: Pflege im Alter. Höhere Zuzahlung für die Pflege gehörloser Eltern? URL: 
http://www.br.de/br-fernsehen/sendungen/sehen-statt-hoeren/pflege-gehoerlose-
zuzahlung-kinder-100.html (Abfrage: 18.07.2017) 
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Berlin, 20.07.2017 
 
Pressemitteilung 08/2017 
 
Offizielle Bekanntgabe zum erstmaligen staatlichen barrierefreien Notruf rund um 
die Uhr von der Bundeswirtschaftsministerin Brigitte Zypries am 18.07.2017 
 
Bundeswirtschaftsministerin Brigitte Zypries hat ihr Versprechen, welches sie erstmals in der 
Pressemitteilung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zum barrierefreien Not-
ruf vom 11. Februar 2017 angekündigt hat, gehalten. 
 
Auf der Pressekonferenz vom 18. Juli 2017 im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
hat Bundesministerin Brigitte Zypries den Telefonvermittlungsdienst persönlich mit Wolfgang 
Bachmann, 2. Vizepräsident des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V., ausprobiert und ein Te-
lefongespräch in Deutscher Gebärdensprache und Deutscher Lautsprache geführt und kon-
nte sich selbst davon überzeugen, dass das Telefongespräch einwandfrei funktioniert. 
 
Bundesministerin Zypries bewertet das durch die Bundesregierung angepasste Telekommuni-
kationsgesetz als positiv, da der Alltag für Menschen mit Sprach- und Hörbehinderungen 
dadurch wesentlich erleichtert wird. Eine telefonische Kommunikation und damit Teilhabe 
rund um die Uhr, wie sie für Menschen ohne Hör- und Sprachbehinderung selbstverständlich 
ist, werde dadurch ermöglicht. 
 
Verena Bentele, Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen, hat ebenfalls an der Pressekonferenz teilgenommen und das Vorhaben 
unterstützt. 
 

 
 
Unsere bekannte Forderung nach einem kostenfreien Notruf für Menschen mit Sprach- und 
Hörbehinderungen rund um die Uhr hatte Erfolg. Bei unserer Fachtagung „Barrierefreier 
Notruf“ am 29. November 2016 in Berlin haben wir die Umfrage bei den Menschen mit Hör-
behinderung vorgestellt und konnten feststellen, dass die überwältigende Mehrheit von 
gehörlosen Menschen für die barrierefreie Videotelefonie mittels Gebärdensprachdolmetscher 
war und wir somit den Willen der Mehrheit umgesetzt haben. 
 

-2- 
 

Deutscher Gehörlosen-Bund e.V., Prenzlauer Allee 180, 10405 Berlin, www.gehoerlosen-bund.de 
Präsidium: Helmut Vogel, Marietta Schumacher, Wolfgang Bachmann Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt und Bianca Demmig 

– 

Nun ist die Bundesnetzagentur am Zug, denn die Änderungen für die gesetzeskonforme 
Bereitstellung des Telefondienstes werden im Rahmen der Möglichkeiten der Agentur 
umgesetzt. Dies erfolgt im Rahmen eines öffentlichen Ausschreibungsverfahrens. 
 
Bisher ist uns nur der Telefonvermittlungsdienst Tess - Sign & Script - Relay-Dienste für hör-
geschädigte Menschen GmbH auf dem Markt bekannt, welche die Voraussetzungen der Re-
solution vom 24.10.2016 des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V., des Deutschen Schwer-
hörigenbundes e.V. und der Deutschen Gesellschaft der Hörgeschädigten - Selbsthilfe und 
Fachverbände e.V., zum barrierefreien Notruf in Gebärdensprache und Schriftsprache erfüllt. 
 
Diese Firma ist ein Dienstleistungsservice, der sich auf Telefondolmetschen spezialisiert hat 
und dadurch Kommunikationsbarrieren zwischen hörbehinderten und hörenden Menschen, 
über eine Video- oder Schriftverbindung abgebaut und überwunden werden. Professionelle 
Gebärdensprachdolmetscher oder Schriftsprachdolmetscher übersetzen telefonische 
Gesprächsinhalte von entweder von Deutscher Gebärdensprache (DGS) oder lautsprach-
begleitenden Gebärden (LBG) in deutsche Lautsprache oder von Lautsprache in Schrift-
sprache und umgekehrt. Der Dolmetschdienst ist über das Internet mit einer kostenlosen 
MMX Software zu erreichen. Die Telefonvermittlungsdienste funktionieren mit allen Betriebs-
systemen für PC, Laptop, Tablet und Smartphone. Dafür muss nur aus dem Google Playstore 
oder Apple Store die kostenlose Tess-APP heruntergeladen werden. Im Moment ist dieser 
Dienst jeden Tag von 8.00 bis 23.00 Uhr erreichbar. 
 

 
 

Auf die Initiative von Bundeswirtschaftsministerin Brigitte Zypries hin, soll die vom Deutschen 
Bundestag beschlossene Änderung des § 45 TKG soll der Telefondolmetschdienst künftig 
jederzeit bereitgestellt werden. Die geänderte Rechtslage muss nun von der Bundesnetz-
agentur zügig umgesetzt werden, so dass im Laufe des Jahres 2018 der Dienst 24 Stunden 
am Tag und 7 Tage die Woche verfügbar sein wird.  
Bisher hat der Telefonvermittlungsdienst Tess die Kosten für einen Notrufdienst freiwillig 
selbst übernommen. In Zukunft sollen diese Kosten vom Deutschen Staat übernommen 
werden. Dadurch ist es allen Menschen mit Sprach- und Hörbehinderungen möglich, 
jederzeit zu telefonieren und auch einen Notruf abzusetzen. Der Notruf wird weiterhin 
kostenfrei zur Verfügung gestellt. 
 
Endlich hat die Große Koalition, CDU/CSU und SPD, die Notwendigkeit für einen Notrufdienst 
für Menschen mit Sprach- und Hörbehinderung erkannt und den Koalitionsvertrag, in 
Hinsicht auf das Thema „Deutschlands Zukunft gestalten“ (Kapitel 4.4., S.99), erfüllt. 
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Wir vom Deutschen Gehörlosen-Bund e.V. haben Verständnis dafür, dass die Umsetzung 
durch die Bundesnetzagentur noch etwas Zeit braucht. Bis der 24-stündige Service realisiert 
werden kann, muss bezüglich vieler Gesetzesvorschriften noch einiges erledigt werden. Über 
den Erfolg, dass in Zukunft Menschen mit Sprach- und Hörbehinderungen in Deutschland 
einen barrierefreien Zugang zu den Notrufen haben, freuen wir uns sehr. 
 
Des Weiteren wünschen wir uns, dass die Bundesnetzagentur, das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie und die Telefondienstvermittler ihre Gebührenmodelle anpassen und 
sich dabei beispielsweise andere Länder, wie die USA und die Schweiz zum Vorbild nehmen, 
wo Menschen mit Sprach- und Hörbehinderungen kostenfrei und ohne behindertenspezifi-
sche Mehrkosten telefonieren können. 
 
Wir stellen fest, dass sich die Resolution vom 24.10.2016 und die Fachtagung „Barrierefreier 
Notruf“ mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, sowie dem Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales, am 29. November 2016, sich positiv auf die Entwicklung ausge-
wirkt haben. 
 
Wir bedanken uns beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und beim Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales für die Zusammenarbeit und würden uns sehr freuen, 
wenn dies auch in Zukunft so weitergeht, um die Lebenssituationen der Menschen mit 
Sprach- und Hörbehinderungen weiter verbessern zu können.  
Des Weiteren gilt unser Dank dem Deutschen Schwerhörigenbund e.V. und der Deutschen 
Gesellschaft der Hörgeschädigten - Selbsthilfe und Fachverbände e.V, sowie dem CDU-
Bundestagsabgeordneten Hubert Hüppe, der unser Anliegen lange Zeit und mit Nachdruck 
unterstützt hat. 
 
Internetquellen: 
 
Tagesschau 15 Uhr: Bereitschaft rund um die Uhr. Telefondienst für Gehörlose. URL: 

http://www.ardmediathek.de/tv/Tagesschau/tagesschau-15-00-Uhr/Das-
Erste/Video?bcastId=4326&documentId=44496770 (Abfrage: 19.07.2017) - von 
Minute 3:14 bis 5:04. 

Pressemitteilung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie: Zypries demonstriert 
neuen rund-um-die-Uhr-Telefondienst zur Kommunikation mit gehörlosen Menschen. 
URL: http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2017/20170718-zypries-
demonstriert-neuen-rund-um-die-uhr-telefondienst-zur-kommunikation-mit-
gehoerlosen-menschen.html (Abfrage: 19.07.2017) 

Taubenschlag: Rund-um-die-Uhr-Telefondienst kommt. URL: 
http://www.taubenschlag.de/2017/07/rund-um-die-uhr-telefondienst-kommt/ 
(Abfrage: 19.07.2017) 

Deutsche Gehörlosenzeitung: Ab 2018: Tess rund um die Uhr erreichbar. URL. 
http://gehoerlosenzeitung.de/telefonvermittlungsdienst-tess-rund-um-die-uhr-
erreichbar/ (Abfrage: 19.07.2017) 
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 Berlin, 22.08.2017 
 
Pressemitteilung 9/2017 
 
Malu Dreyer, Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz und Vorsitzende der Rundfunk-
kommission der Länder, ist unsere Schirmherrin für die Fachtagung „Barrierefreie 
Medien“. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. organisiert die Fachtagung „Barrierefreie Medien“. 
Diese findet am Dienstag, den 12. September 2017, im ZDF Sendezentrum 1, Kasinogebäude, 
Konferenzraum K3, ZDF-Str. 1, in 55127 Mainz statt. 
 
Ziel der Fachtagung ist eine Änderung des Rundfunkstaatsvertrags, um den Ausbau barrierefreier 
Angebote innerhalb eines zeitlichen Rahmens mit konkreten Mindestanforderungen zu regeln. 
 
Seit 2009 schreibt der Rundfunkstaatsvertrag lediglich vor, dass die Fernsehsender barrierefreie 
Angebote im Rahmen ihrer technischen und finanziellen Möglichkeiten ausbauen sollen. Während 
einige Fernsehanstalten den Anteil von untertitelten Sendungen stark erhöht haben, sind andere, 
insbesondere bei der Gebärdensprache im Fernsehen, weit hinter den Erwartungen zurück 
geblieben. 
 
Als 2013 der Rundfunkbeitrag die GEZ-Gebühr abgelöst hat, haben die Hörbehindertenverbände 
ihre Gebührenbefreiung zugunsten eines stärkeren Ausbaus der barrierefreien Angebote 
aufgegeben. Das Ziel von 100% Untertitel, 5% Gebärdensprache und Clean Audio ist jedoch 
noch längst nicht erreicht. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. hat zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ Entscheidungs-
träger, Politiker, Rundfunkräte und Mitarbeiter der Fernsehanstalten eingeladen. Es werden bis zu 
100 Teilnehmer erwartet. Die Veranstaltung wird in Deutscher Gebärdensprache, in Deutscher 
Schriftsprache und in Deutscher Lautsprache abgehalten und entsprechend von sechs 
Dolmetschern übersetzt. 
 
Unser besonderer Dank gilt der Krankenkasse „DAK Gesundheit“ und dem Zweiten Deutschen 
Fernsehen (ZDF), mit deren freundlicher Unterstützung wir die Fachtagung realisieren können. 
 
Weiteres erfahren Sie in den Anhängen zum Programm der Fachtagung „Barrierefreie Medien“ 
(Änderungen vorbehalten) und in den Hintergrundinformationen zu den barrierefreien Medien für 
Menschen mit Hörbehinderungen. 
 
Ansprechpartner für Rückfragen: 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Email: bkz-bueter@gehoerlosen-bund.de  
Telefon über den Dolmetscherdienst Telesign: 069 - 900 160 333 
 
Deutscher Gehörlosen-Bund e.V. 
Bundeskompetenzzentrum 
Prenzlauer Alle 180 
10405 Berlin 
Internet: www.gehoerlosen-bund.de  
Facebook: Deutscher Gehörlosen-Bund 
Twitter: @gehoerlosenbund 
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Fachtagung „Barrierefreie Medien“ am 12. September 2017 
 

Schirmherrin:  Malu Dreyer (Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz und Vorsitzende der 
Rundfunkkommission der Länder) 

 
Geplantes Programm: (Änderungen vorbehalten) (Stand: 22.08.2017) 
 
10:00 Uhr Einlass 
10:30 Uhr Grußworte 

• Heike Raab 
Staatssekretärin und Bevollmächtigte beim Bund und in Europa, für Medien und 
Digitales 

• Dr. Eckart Gaddum 
Hauptredaktionsleiter Neue Medien ZDF 

• Matthias Rösch 
Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderung des Landes Rheinland-Pfalz 

• Prof. Dr. Ulrich Hase 
Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft der Hörbehinderten – Selbsthilfe und 
Fachverbände e.V. 

• Helmut Vogel 
Präsident des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. 

11:00 Uhr Bisherige Entwicklung und aktuelle Situation in Deutschland 
Bernd Schneider 
Referatsleiter Barrierefreie Medien 
Deutsche Gesellschaft der Hörbehinderten - Selbsthilfe und -Fachverbände e.V. 

11:30 Uhr Ergebnisse zur Mediennutzung von Menschen mit Hörbehinderungen 
Dipl.-Journ. Anne Haage 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin 
Technische Universität Dortmund 

12:00 Uhr Ergebnis der Staatenprüfung zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention in Bezug auf Untertitel und 
Gebärdensprache beim öffentlich-rechtlichen und privaten TV-Sendern 
H.- Günter Heiden 
Publizist und Koordinator der BRK-Allianz (2011-2015) 

12:30 Uhr Mittagspause 
13:30 Uhr Barrierefreie Angebote (Untertitel und Gebärdensprache) 

• Niels Rasmussen (ARD) (angefragt) 
• Jürgen Kleinknecht (ZDF) 
• Jessica Lilienthal (ProSiebenSat. 1 Media SE) (angefragt) 
• Maren Rolfes (Mediengruppe RTL Deutschland GmbH) 

14:30 Uhr Kaffeepause 
15:00 Uhr Podiumsdiskussion 

„Der Weg zu einem barrierefreien Medien-Angebot“ 
Gäste: Niels Rasmussen (ARD), Jürgen Kleinknecht (ZDF), Jessica Lilienthal 
(ProSiebenSat. 1 Media SE) (angefragt), Maren Rolfes (Mediengruppe RTL), Josef 
Dötsch (Medienpolitischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz), 
Daniel Schäffner (Medienpolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Rheinland-
Pfalz), Katrin Werner (Behindertenpolitsche Sprecherin der Fraktion DIE LINKE), 
Bernd Schneider 
Moderation: Daniel Büter 

16:00 Uhr Schlusswort Daniel Büter 
 
Die Fachtagung wird in Deutscher Gebärdensprache, in Deutscher Schriftsprache und in Lautsprache, 
gehalten und entsprechend gedolmetscht. 
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Hintergrundinformationen 
zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ am 12.09.2017 
 
Das Fernsehen und das Internet spielen eine große Rolle im Leben vieler Gehörloser.1 
Ton als Komponente der audiovisuellen Medien kann von Gehörlosen nicht wahrgenommen 
werden. Da für sie der Fernseher immer stumm bleibt, sind gehörlose Menschen darauf 
angewiesen, gesendete Informationen mit den Augen aufzunehmen. Dabei bleiben relevante 
Botschaften oft auf der Strecke. Dieser Informationsmangel kann zum Ausschluss aus der 
Gesellschaft führen. Tatsächlich ist nicht der fehlende Ton die Barriere, sondern die fehlende 
Tonsubstitution.2 Dies bedeutet, dass durch die Visualisierung akustischer Informationen, in 
Form von Untertiteln oder Gebärdensprache, die Möglichkeit besteht Gehörlosen einen 
barrierefreien Zugang zum Fernsehprogramm und somit zu Informationen zu verschaffen. 
Untertitel können demnach als ein Ersatz für den fehlenden Ton betrachtet werden. 
 
Seit 1975 strahlt die Sendung „Sehen statt Hören“ im Dritten Programm wöchentlich ein 
halbstündiges Format in Gebärdensprache, Lautsprache und mit Untertitelung aus. Diese 
Sendung bildet damit einen wichtigen und geradezu historischen Bestandteil der 
Gebärdensprachgemeinschaft und -kultur im deutschsprachigen Raum. Sie hat für die 
Gehörlosen und Schwerhörigen in Deutschland einen ähnlich hohen Stellenwert wie die 
„Tagesschau“ oder das „Heute Journal“. 
 
Im Jahr 1980 wurde von den Sendern ARD und ZDF der Videotext eingeführt. Die erste 
Sendung, die mit Untertiteln ausgestrahlt wurde, war die Krimiserie „Tatort“ der ARD. 
Das Jahr 1981 wurde von der UNO als das internationale Jahr der Behinderten ausgerufen. 
In diesem Jahr begann auch die große Unterschriftenaktion der „Tagesschau“. Insgesamt 
wurden 575.000 Unterschriften gesammelt. Das Ergebnis dieser Aktion war, dass die 
Tagesschau fortan ebenfalls untertitelt wurde. Im Laufe der Jahre haben die öffentlich-
rechtlichen Sender ihr Angebot in diesem Bereich kontinuierlich ausgebaut. Bereits 1985 hat 
die ARD-Textredaktion erstmals Live-Untertitel von Fußballspielen erstellt. Mit dem 
Sendebeginn des Senders „Phoenix“, im Jahr 1997, wurden erstmals die „Tagesschau“ und 
das „Heute Journal“ durch Gebärdensprachdolmetscher simultan in die deutsche 
Gebärdensprache übersetzt. Der Sender „ProSieben“ hat als erster der privaten Sender im 
Jahr 2000 mit der Untertitelung begonnen. Im Oktober 2002 ist „Kabel Eins“ als zweiter 
privater Sender nachgezogen. 
 
Im Jahr 2002, welches auch das Jahr der Anerkennung der Deutschen Gebärdensprache 
durch das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz (B-BGG) ist, wurde die Arbeitsgruppe 
„Untertitel und Gebärdensprachdolmetschereinblendung“ von der Deutschen Gesellschaft der 
Hörgeschädigten – Selbsthilfe und Fachverbände e.V. gegründet. Prof. Dr. Ulrich Hase hat 
Bernd Schneider damit beauftragt, die Arbeitsgruppe zu leiten. Die Ziele der Arbeitsgruppe 
sind die Durchsetzung von 100 % Untertitel, 5 % Gebärdenspracheinblendung und eine 
bessere Untertitelqualität aller Fernsehprogramme. Für Schwerhörige soll auch die 
Tonqualität verbessert werden. 
 
 

                                                
1 Wir definieren: Als „Gehörlos“ werden Personen bezeichnet die aufgrund einer Hörschädigung, Hörbehinderung 
bzw. Hörbeeinträchtigung (Taub oder Schwerhörigkeit) vorwiegend in Gebärdensprache kommunizieren und sich 
der Gebärdensprachgemeinschaft und ihrer Kultur zugehörig fühlen. 
2 Der Begriff Tonsubstitution beinhaltet, dass der nicht wahrnehmbare Ton für Gehörlose mittels Untertitelung 
oder Gebärdensprache „sichtbar“ gemacht wird. 
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Die Arbeitsgruppe „Sign Dialog“ wurde im Juni 2007 gegründet und bestand aus acht 
Personen (Uwe Zelle, Isa Werth, Ege Karar, Bernd Schneider, Kilian Knoerzer, Joachim 
Brüderle, Roland Stirnkorb und Oliver Markwirth). Bei den 4. Deutschen Kulturtagen der 
Gehörlosen in Köln hat die Gruppe, am 23.08.2008, eine Demonstration unter dem Motto 
„Mehr Bildung durch Untertitel“ für den Deutschen Gehörlosen-Bund e.V. organisiert. 
Insgesamt haben 7.000 Gehörlose daran teilgenommen. Die Demonstration war ein großer 
Erfolg! Viele Sender haben im Anschluss ihr Untertitelangebot ausgebaut. 
 
Der nächste große Erfolg war die Übergabe der Sammlung von fast 180.000 Unterschriften 
an Kurt Beck (SPD), den damaligen Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz, Vorsitzenden 
der Rundfunkkommission der Länder und Vorsitzender des Verwaltungsrates des ZDF, am 
20. Oktober 2008. Dieser erklärte, dass die Unterschriftensammlung eine wertvolle 
Unterstützung sei, um die Barrierefreiheit im Fernsehen noch besser verwirklichen zu 
können. Daraufhin wurde am 1. Juni 2009 im 12. Rundfunkstaatsvertrag, unter § 3 der 
Allgemeinen Grundsätze, folgender Zusatz aufgenommen: „(2) Die Anbieter nach Absatz 1 
Satz 1 sollen über ihr bereits bestehendes Engagement hinaus im Rahmen ihrer technischen 
und finanziellen Möglichkeiten barrierefreie Angebote vermehrt aufnehmen“. 
 
Die weiteren Aktionen (neues Untertitelsymbol, Untertitel-Petition, Beschwerdeformular für 
fehlerhafte Untertitel, einheitliche Untertitelrichtlinien, etc.) hat die Arbeitsgruppe „Sign 
Dialog“ des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. durchgeführt. 
 
Bis 2013 waren Gehörlose durch den Schwerbehindertenausweis vom Rundfunkbeitrag 
befreit. Seit dem 1. Januar 2013 zahlen Gehörlose nun ein Drittel der Rundfunkgebühren 
(Ermäßigung gemäß Rundfunkbeitragsstaatsvertrag § 4 (2)). 
Dafür sollen die barrierefreien Angebote (Untertitel und Gebärdensprache) bei den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten weiter ausgebaut werden. Die ARD ist ein 
Zusammenschluss der Landesrundfunkanstalten der Länder, um ein gemeinsames Fernseh- 
und Rundfunkprogramm auszustrahlen. Das ZDF ist eine von allen Ländern getragene 
zentrale Fernsehanstalt. Die Landesrundfunkanstalten haben die Aufgabe, den Rundfunk für 
das jeweilige Land auszustrahlen. Sie unterliegen demnach dem Landesrecht des jeweiligen 
Bundeslandes. Die Regelungen und Maßnahmen der Zugänglichkeit zu den 
Fernsehprogrammen liegen, entsprechend der gesetzlich vorgegebenen 
Kompetenzverteilung, im Zuständigkeitsbereich der Bundesländer. 
 
Mit Untertitelungsquoten zwischen 70 und 90 Prozent gibt es bei den öffentlich-rechtlichen 
Sendern ARD, ZDF sowie bei fast allen Dritten Programmen, in den letzten Jahrzehnten eine 
positive Entwicklung. 
 
Alle zwei Jahre melden die ARD, das ZDF und das Deutschlandradio ihren gesamten 
Finanzbedarf bei der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten 
(KEF). Es ist jedoch nicht Aufgabe der KEF die Rationalität und Zweckmäßigkeit der 
Programmentscheidungen zu überprüfen, da dies wesentliche Aufgabe der mehrfach 
besetzten Organe der Rundfunkanstalten und Ausdruck der verfassungsrechtlich garantierten 
Autonomie der Anstalten ist. Dies bedeutet, dass es Sache der Anstalten und vor allem deren 
Aufsichtsgremien ist, zu entscheiden und zu kontrollieren, wie viele finanzielle Mittel für 
barrierefreie Angebote aufgewendet werden. Der KEF kommt insofern keine Kontrollfunktion 
zu. 
 
Wir haben sowohl den 19. KEF-Bericht (Seite 46-47), als auch den 20. KEF-Bericht (Seite 61-
62) gelesen. Nach der Umstellung auf den neuen Rundfunkbeitrag, seit dem 01.01.2013, 
haben die ARD, das ZDF und das Deutschlandradio ihre barrierefreien Angebote 
(Untertitelung, Gebärdensprache und Audiodeskription) ausgebaut. Dies entspricht den 
staatsvertraglichen Verpflichtungen (§ 3 Abs. 2 RStV). Die Kosten für barrierefreie Angebote 
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sind im Zeitraum von 2009 bis 2017, von 4,2 Mio. Euro auf 16,2 Mio. Euro, erheblich 
gestiegen. In den Jahren von 2018 bis 2020 werden die ARD, das ZDF und das 
Deutschlandradio voraussichtlich zwischen 16,5 Mio. Euro und 17,2 Mio. Euro pro Jahr für 
die barrierefreien Medien ausgegeben. 
 
Auch im privaten Rundfunk werden barrierefreie Angebote, im Rahmen der technischen und 
finanziellen Möglichkeiten, weiterentwickelt und ausgebaut. Da die beiden privaten 
Sendegruppen mit der größten Reichweite (Mediengruppe RTL und ProSiebenSat.1 Media 
AG) sich durch Werbeeinnahmen und Sponsoring-Erlöse finanzieren, erfüllen sie die 
Forderung der Gesamtkonferenz der Landesmedienanstalten. Nach dieser muss mindestens 
eine Sendung pro Abend, in einem der jeweiligen Programme, mit Untertitel für Gehörlose 
gesendet werden. In der Hauptsendezeit des Fernsehprogramms untertitelt die RTL-
Mediengruppe im Schnitt knapp zwei Prozent aller Sendungen und ProSiebenSat.1 knapp 
sieben Prozent. 
 
Auch der Pay-TV-Sender Sky bietet seit dem 1. September 2012 barrierefreie Angebote mit 
Untertitelungen an. Dies geschieht beispielsweise bei Fußball-Übertragungen und aktuellen 
Filmen über deren Video-on-Demand-Plattformen. 
 
Für eine uneingeschränkte Zugänglichkeit zu den TV-Programmen der privaten Sender, ist 
eine alternative Finanzierungsmöglichkeit notwendig. Diese könnte beispielsweise über eine, 
in diesem Schreiben erwähnte, staatliche Ausgleichszahlung erfolgen. 
 
Auf europäischer Ebene haben sich viele Länder selbst eine Untertitelungsquote 
vorgenommen, die innerhalb eines bestimmten Zeitraums umgesetzt werden muss. So hat 
der öffentliche Sender BBC in England bereits 2008 das Untertitelniveau von 100 % erreicht. 
 
In der Richtlinie der Audiovisuellen Mediendienste (Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates, vom 10.03.2010, zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller 
Mediendienste) heißt es: 
 

(23) Für die Zwecke dieser Richtlinie sollte sich der Begriff „audiovisuell“ auf bewegte 
Bilder mit oder ohne Ton beziehen; er sollte somit Stummfilme erfassen, nicht aber 
Tonübertragungen oder Hörfunkdienste. Der Hauptzweck eines audiovisuellen 
Mediendienstes ist zwar die Bereitstellung von Sendungen, die Definition eines 
solchen Dienstes sollte aber auch textgestützte Inhalte umfassen, die diese 
Sendungen begleiten, wie z.B. Untertitel oder elektronische Programmführer. 
Eigenständige textgestützte Dienste sollten nicht in den Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie fallen; die Freiheit der Mitgliedstaaten, solche Dienste auf einzelstaatlicher 
Ebene in Einklang mit dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu 
regeln, sollte unberührt bleiben. 

 
(46) Das Recht von Menschen mit Behinderungen und älteren Menschen auf 
Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben der Union und ihre Integration ist 
untrennbar mit der Bereitstellung zugänglicher audiovisueller Mediendienste 
verbunden. Die Mittel, um die Zugänglichkeit zu erreichen, sollten unter anderem 
Gebärdensprache, Untertitelung, Audiobeschreibung und leicht verständliche 
Menüführung umfassen. 

 
Seit geraumer Zeit kämpfen wir für eine Untertitelquote von 100 % und für eine Quote der 
Gebärdensprache von 5 % in allen Fernsehsendungen. Außerdem setzen wir uns für den 
Erhalt der Fernsehsendung „Sehen statt Hören“ ein, die zukünftig mehr neue Folgen 
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produzieren (mindestens 36 Neusendungen pro Jahr) und dafür weniger Wiederholungen 
ausstrahlen soll. 
 
In Artikel 21e der UN-Behindertenrechtskonvention (Zugang zu Informationen) heißt es: „… 
die Verwendung von Gebärdensprachen anerkennen und fördern“, in Artikel 24 3b (Bildung): 
„…erleichtern sie das Erlernen der Gebärdensprache und die Förderung der sprachlichen 
Identität der Gehörlosen“ und in Artikel 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an 
Erholung, Freizeit und Sport): „…Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigt mit 
anderen Anspruch und Anerkennung und Unterstützung ihrer spezifischen kulturellen und 
sprachlichen Identität, einschließlich der Gebärdensprachen und der Gehörlosenkultur“. 
 
Daher ist eine Untertitelungsquote von 100 Prozent und eine Gebärdensprachquote von 5 
Prozent in Deutschland ein Ziel, welchem sich alle Gesellschaftsgruppen, Politiker, TV-Sender 
sowie hörende und gehörlose Bürger verpflichtet fühlen sollten. Es geht hierbei um die 
Durchsetzung eines Menschenrechts und sollte aus diesem Grund selbstverständlich sein. 
 
Ziel unserer Fachtagung ist es, eine Gesetzesänderung im Rundfunkstaatsvertrag 
anzustoßen, um eine verbindliche und jährlich steigende Quote für Untertitel und 
Gebärdensprache im Fernsehen zu erreichen. Möglicherweise ist auch an eine Modifizierung 
der Rundfunkstaatsverträge oder der Landesmediengesetze zu denken, wobei, ähnlich der 
Regelung in anderen europäischen Staaten, eine gesetzliche Quote zur Untertitelung von 
Sendungen bzw. der Gebärdensprache fixiert werden könnte. 
 
Es existieren leider noch immer keine verbindlichen gesetzlichen Regelungen oder 
Verpflichtungen in Bezug auf den Zeitraum, in welchem die Quoten von Untertiteln und 
Gebärdensprache im Fernsehen erreicht werden müssen. Es wäre gut, wenn die Soll-
Forderung im § 3 Rundfunkstaatsvertrag zu einer „Muss“-Forderung werden würde. 
 
Nach § 5 des Behindertengleichstellungsgesetzes können wir, von dem Deutschen 
Gehörlosen-Bund e.V., dem Deutschen Schwerhörigenbund e.V. und der Deutschen 
Gesellschaft der Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachverbände e.V., die Zielvereinbarungen 
zur Herstellung der Barrierefreiheit mit den zwei großen privaten Sendegruppen 
(Mediengruppe RTL und ProSiebenSat.1 Media AG) beschließen. Eine solche Zielvereinbarung 
könnte ein Mittel für uns sein, für die Weiterentwicklung und den Ausbau der barrierefreien 
Angebote (Untertitel und Gebärdensprache) zu kämpfen. 
 
 
 
 
Ansprechpartner für Rückfragen: 
 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit  
Email: bkz-bueter@gehoerlosen-bund.de  
Telefon über den Dolmetscherdienst Telesign: 069 - 900 160 333 
 
Deutscher Gehörlosen-Bund e.V. 
Bundeskompetenzzentrum 
Prenzlauer Alle 180 
10405 Berlin 
 
Internet: www.gehoerlosen-bund.de  
Facebook: Deutscher Gehörlosen-Bund 
Twitter: @gehoerlosenbund 
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 Berlin, 30.08.2017 
 
Pressemitteilung 10/2017 
 
Die Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten 
der bundespolitischen Parteien“ kann als eine Entscheidungs- und Orientierungs-
hilfe zur Bundestagswahl dienen. 
 
Am Sonntag, den 24. September 2017, wird der 19. Bundestag der Bundesrepublik Deutsch-
land gewählt. Er ist die Volksvertretung der Bundesrepublik Deutschland und als Gesetzge-
bungsgremium ihr wichtigstes Organ. Der Bundestag setzt sich aus Abgeordneten zusam-
men, die in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl auf vier Jahre 
gewählt werden. Grundsätzlich dürfen alle deutschen Staatsbürger, die am Wahltag das 18. 
Lebensjahr vollendet haben, bei der Bundestagswahl mitentscheiden. 
 
Nach einer Schätzung des Statistischen Bundesamtes sind im Bundesgebiet etwa 61,5 Millio-
nen Deutsche wahlberechtigt, davon 31,7 Millionen Frauen und 29,8 Millionen Männer. 
 
Wir vom Deutschen Gehörlosen-Bund e.V. (DGB), haben, die bevorstehende Bundestagswahl 
betreffend, bei verschiedenen Punkten Klärungsbedarf. Aus diesem Grund haben wir unsere 
wichtigsten Fragen in 9 Wahlprüfsteinen formuliert und uns mit diesen an sieben Parteien, 
CDU/CSU, SPD, DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, AfD und DiB, gewendet. 
 
Nun liegen die Antworten von sechs der sieben Parteien vor, die sich zu den Wahlprüfsteinen 
geäußert haben. Die Partei der AfD hat die Möglichkeit nicht genutzt, sich bis Redaktions-
schluss zu unseren Wahlprüfsteinen zu äußern. Die Antworten sind inhaltlich unverändert, 
unkommentiert und ungekürzt aufgeführt. 
 
Nachfolgend haben wir den Fragenkatalog und die vorliegenden Antworten der Parteien zu-
sammengestellt. Mit den Antworten der Parteien möchten wir den gehörlosen Bürgerinnen 
und Bürgern eine Entscheidungshilfe bei der Bundestagswahl anbieten. 
 
Die Broschüre ist eine Arbeitsgrundlage für die Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017, 
welche der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. am Samstag, den 2. September 2017, im Gehör-
losenzentrum Berlin, Friedrichstraße 12, veranstaltet. 
 
Auch die Landesverbände und Vereine der Gehörlosengemeinschaft in Deutschland organi-
sieren Podiumsdiskussionen zur Bundestagswahl 2017. Aus diesem Grund wird ihnen diese 
Broschüre als Orientierung zur Verfügung gestellt. 
 
Wir wünschen viel Spaß bei der Lektüre! Bitte nutzen Sie Ihre Stimme und gehen Sie am 24. 
September wählen. Die Wahlbeteiligung sollte bei dieser Bundestagswahl höher sein, als bei 
der vergangenen. 
 
Deutscher Gehörlosen-Bund e.V. 
Bundeskompetenzzentrum 
Prenzlauer Alle 180 
10405 Berlin 
 
Internet: www.gehoerlosen-bund.de  
Facebook: Deutscher Gehörlosen-Bund 
Twitter: @gehoerlosenbund 
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 Berlin, 06.09.2017 
 
Pressemitteilung 11/2017 
 
Unsere Feier zum 90-jährigen Jubiläum 
 
In diesem Jahr feiert der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. sein 90jähriges Bestehen. 
Aus diesem Anlass laden wir Sie herzlich zu unserer Jubiläumsveranstaltung ein. Diese 
findet am Samstag, den 21. Oktober 2017, im Borgfelder Landhaus, Warfer Landstraße 73, 
in Bremen statt. 
 
Die organisierte Gehörlosenbewegung in Deutschland besteht schon etwa 170 Jahre. 
1848 wurde in Berlin der erste „Taubstummenverein“ gegründet. Seit 1892 gab es deutsch-
landweit Organisationen für „Taubstumme“, in denen sich gebärdensprachlich/bilingual 
orientierte Gehörlose und Schwerhörige lose organisiert hatten. 
 
Am 15./16. Januar 1927 wurde in Weimar der „Reichsverband der Gehörlosen Deutschlands“ 
(kurz: Regede) als eine eigenständige Organisation, an der sich die Landes- und Stadtver-
bände der Gehörlosen angeschlossen haben, gegründet. In der nationalsozialistischen 
Diktatur wurde der Regede gleichgeschaltet, entmachtet und 1944 aufgelöst. 
 
Am 14./15. Januar 1950 erfolgte in Düsseldorf die Wiedergründung der eigenständigen 
Organisation unter dem Namen „Deutscher Gehörlosen-Bund“ als Rechtsnachfolger des 
Regede. Somit steht der DGB, mit seinen 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten 
Fachverbänden, in der heute 90-jährigen Tradition der Verbandsarbeit für die Interessen  
der deutschen Gebärdensprachgemeinschaft.  
 
Gemeinsam wollen wir auf die 90jährige Vergangenheit des DGB zurückblicken. Ebenso 
erinnern wir uns dankbar an die zahlreichen ehrenamtlichen Engagements vieler Gehörloser 
und deren Freunde, für die deutsche Gehörlosengemeinschaft. Kurz gesagt: 90 Jahre 
Zusammenhalt, Engagement und Verantwortung! 
 
Der Einlass ist um 16.30 Uhr, um 18 Uhr wird es Abendessen geben. Von 19-21 Uhr wird das 
Programm dargeboten: Begrüßung, Grußworte von einigen eingeladenen Organisationen, 
künstlerischer Auftritt von Guiseppe Giuranna, dem bekannten Gebärdensprachkünstler, die 
Filmvorführung über 90 Jahre DGB, Ehrungen mit der Karl-Wacker-Plakette an drei Personen 
für ihre hervorragende Gehörlosenarbeit und Gratulationen von diversen Verbänden. Die 
Moderation des Programms übernimmt Conny Khadivi, vorherige Vorsitzende der Deutschen 
Gehörlosen-Jugend. 
 
Alle weiteren Informationen finden Sie auf dem Plakat und dem Anmeldeformular. 
Der Anmeldeschluss ist am 27.09.2017.  
 
Wir freuen uns auf Ihr Kommen und das gemeinsame Begehen des 90jährigen Jubiläums! 
 
Deutscher Gehörlosen-Bund e.V. 
Bundeskompetenzzentrum 
Prenzlauer Alle 180 
10405 Berlin 
 
Internet: www.gehoerlosen-bund.de  
Facebook: Deutscher Gehörlosen-Bund 
Twitter: @gehoerlosenbund 
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 Berlin, 18.09.2017 
 
Pressemitteilung 12/2017 
 
Kandidaten für die Bundestagswahl 2017 diskutieren über Behinderten- und 
Sozialpolitik in Bezug auf unsere Wahlprüfsteine 
 
Ca. 100 Gehörlose kamen zur Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017 am 2. September 
2017 in das Gehörlosenzentrum Berlin. 
Margarethe Lipowski, 1. Vorsitzende des Gehörlosenverbandes Berlin e.V., Gérard-Leonhard 
Toeppich, 2. Vorsitzender der Gesellschaft zur Förderung der Gehörlosen in Berlin e.V. und 
die Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderung Berlin, Christine Braunert-Rümenapf 
hielten ihre Grußworte zu Beginn der Veranstaltung. 
 
Sehr bedauerlich war, dass der auf einen Rollstuhl angewiesene gehörlose Podiumsgast 
Steffen Helbing (CDU) nicht wie geplant an der Diskussion teilnehmen konnte, weil die 
Bühne nicht barrierefrei zugänglich war. Die Gesellschaft zur Förderung der Gehörlosen in 
Berlin e.V., der Gehörlosenverband Berlin e.V. und der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. 
möchten sich dafür bei Herrn Steffen Helbing entschuldigen. 
 
Gäste der Podiumsdiskussion waren: Mechthild Rawert (SPD), Margit Glasow (DIE LINKE), 
Corinna Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen), Helmut Vogel (Präsident des Deutschen Gehör-
losen-Bundes e.V. und Fachbeiratsleiter „Soziales“) und Dr. Ulrike Gotthardt (Präsidiums-
mitglied des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. und Fachbeiratsleiterin „Gesundheit“). 
 
Zu Beginn der Diskussion wurde die Broschüre „Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 
2017 mit Antworten der bundespolitischen Parteien“ kurz präsentiert. Gemeinsam wurde 
entschieden, sich in der Diskussion auf die Wahlprüfsteine „Arbeit und Beschäftigung“, 
„Rehabilitation, Gesundheit und Pflege“, „Senioren“, „Gesellschaftliche und politische 
Teilhabe“ und „Barrierefreier Notruf“ zu konzentrieren.  
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Nach der Kaffeepause nutzte das Publikum rege die Möglichkeit, die Gäste der Podiums-
diskussion zu befragen und die Antworten mit ihnen zu diskutieren. Zu den einzelnen Wahl-
prüfsteinen fanden Fragerunden statt, z.B. zu den Themen Dolmetscherkosten im privaten 
Bereich, Notruf-App, Barrierefreiheit, Seniorenarbeit, politische Teilhabe, Steuerrecht, 
Situation taubblinder Menschen, Wahlversprechen usw.. 
 
Für das gute Gelingen der Veranstaltung möchten wir uns bei den beiden Gebärdensprach-
dolmetschern Carola Otto und Daniel Meixner, bei der Gesellschaft zur Förderung der Gehör-
losen in Berlin e.V. (Räumlichkeiten), bei Christopher Buhr, Marco Strauß und Marietta 
Schumacher (Fotografie und Filmaufnahmen) bedanken. 
 
Wir hoffen, dass diese Wahlkampfveranstaltung allen Teilnehmern gut gefallen hat und 
Ihnen bei ihrer Entscheidung zur Bundestagswahl am 24. September 2017 hilfreich ist. 
 
Machen Sie von Ihrem Wahlrecht Gebrauch! 
 
Videofilme: 
• DGB-Film 12-1/2017 „DGB-Wahlkampfveranstaltung am 02.09.2017 in Berlin – 1.Teil“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=4z3alDZ4-nc (57,50 Minuten) 
• DGB-Film 12-2/2017 „DGB-Wahlkampfveranstaltung am 02.09.2017 in Berlin – 2. Teil“ 

unter https://www.youtube.com/watch?v=w11unvbJJQo (43,27 Mintuten) 
• Film „Fragerunde 1 – Dolmetscherkosten im privaten Bereich“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=ncfYLR5ZpEs&t=36s  (3,53 Minuten) 
• Film „Fragerunde 2 – NotrufApp“ unter https://www.youtube.com/watch?v=d-hKfRaLp-g (3,07 Minuten) 
• Film „Fragerunde 3 – Minderheitskultur“ unter https://www.youtube.com/watch?v=NsKGiG6GkBw&t=37s 

(6,35 Minuten) 
• Film „Fragerunde 4 – Taubblinde“ unter https://www.youtube.com/watch?v=HaH3xe6UMWo (9,09 Minuten) 
• Film „Fragerunde 5 – Barrierefreiheit“ unter https://www.youtube.com/watch?v=wY1J6-xI-i4 (4,44 Minuten) 
• Film „Fragerunde 6 – Seniorenarbeit“ unter https://www.youtube.com/watch?v=6vQP1Bml4BQ&t=4s (8,14 

Minuten) 
• Film „Fragerunde 7 – Notruf“ unter https://www.youtube.com/watch?v=tXHAJ9tXrEc&t=107s (5,35 Minuten) 
• Film „Fragerunde 8 – politische Teilhabe“ unter https://www.youtube.com/watch?v=kcJiJJmb6AQ (15,47 

Minuten) 
• Film „Fragerunde 9 – Steuer, Schule, Arztbesuch“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=bl1n9zILXKw&t=39s (6,43 Minuten) 
• Film „Fragerunde 10 – Wahlversprechen“ unter https://www.youtube.com/watch?v=snszHfOdFuQ (3,59 

Minuten) 
• Film „Fragerunde 11 – Barrierefreiheit im Veranstaltungen“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=35GLZWkDk_E&t=2s (2,12 Minuten) 
• Kompletter Film „Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl 2017“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=HlFtZBRThnI&t=3499s (2 Stunden 57 Minuten) 
 
Fotos: 
• Fotos „PD zur BTW2017 am 02.09.2017 Teil 1“ unter http://www.gehoerlosen-

bund.de/chronik/fotogalerie/pd%20zur%20btw2017%20am%2002.09.2017%20teil%201 
• Fotos „PD zur BTW2017 am 02.09.2017 Teil 2“ unter  

http://www.gehoerlosen-
bund.de/chronik/fotogalerie/pd%20zur%20btw2017%20am%2002.09.2017%20teil%202 
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 Berlin, 26.09.2017 
 
Pressemitteilung 13/2017 
 
Der Untertitelausbau darf nicht stagnieren und die Gebärdensprache darf nicht im 
Internet „versteckt“ sein – intensiver Austausch bei der Fachtagung „Barriere-
freie Medien“ über mehr Barrierefreiheit im Fernsehen 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. organisierte am 12. September 2017 die Fachtagung 
„Barrierefreie Medien“ im ZDF-Kongresszentrum in Mainz, bei welcher über 80 Teilnehmer 
anwesend waren. Unter den Teilnehmern waren Bundestagsabgeordnete, Landtagsabgeord-
nete, ein Landesbehindertenbeauftragter, Vertreter des Bundesministeriums Arbeit und Sozi-
ales, Rundfunkräte, Medienbeauftragte und Vertreter der Hörbehindertenverbände. 

 

 
 

Schirmherrin der Fachtagung war Malu Dreyer, Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz und 
Vorsitzende der Rundfunkkommission der Länder. 
Grußworte sprachen Heike Raab (Staatssekretärin und Bevollmächtigte beim Bund und in Eu-
ropa für Medien und Digitales), Dr. Eckart Gaddum (Hauptredaktionsleiter Neue Medien 
ZDF), Matthias Rösch (Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderung des Landes Rhein-
land-Pfalz), Prof. Dr. Ulrich Hase (Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft der Hörgeschädig-
ten – Selbsthilfe und Fachverbände e.V.) und Helmut Vogel (Präsident des Deutschen Gehör-
losen-Bundes e.V.). 
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Bernd Schneider (Referatsleiter barrierefreie Medien in der Deutschen Gesellschaft) referierte 
über die Entwicklung der Untertitel und der Gebärdensprache im Fernsehen. 

 

 
 

Seit 2013 sind Gehörlose nicht mehr vom Rundfunkbeitrag befreit. Es gab kurzzeitig einen 
starken Anstieg der barrierefreien Angebote, aber seitdem stagniert der Ausbau der Unterti-
telung. Die Verbände fordern eine jährliche Steigerung um 10%, bis 100% erreicht sind, um 
keine weiteren 30 Jahre auf ein vollständig barrierefreies Angebot warten zu müssen. Von 
der Teilhabe am Medienangebot, wie sie in der 2009 von Deutschland ratifizierten „UN-Kon-
vention für Menschen mit Behinderung“ gefordert wird, ist man noch ein gutes Stück ent-
fernt. 
 
Annegret Haage (Wiss. Mitarbeiterin der technischen Universität Dortmund) stellte die reprä-
sentative Studie zur Mediennutzung von Menschen mit Behinderungen vor. Diese wurde im 
Auftrag der Aktion Mensch und der Medienanstalten durch die Technische Universität Dort-
mund und das Hans-Bredow-Institut durchgeführt. 86% der Zuschauer mit Hörbehinderung 
gaben an, dass sie dem Programm nicht immer folgen können. Das lineare Fernsehen ist der 
Ort, an dem gleichberechtigte Teilhabe gewünscht wird. Es reicht nicht aus, Angebote in Ge-
bärdensprache ausschließlich im Internet anzubieten. 

 

 
 

H.- Günter Heiden, Publizist und Koordinator der BRK-Allianz von 2011 – 2015 stellte das Er-
gebnis der Staatenprüfung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in Bezug auf 
Untertitel und Gebärdensprache bei öffentlich-rechtlichen und privaten TV-Sendern dar. Er 
betonte, dass eine Konkretisierung und Verschärfung des Rundfunkstaatsvertrages unbe-
dingt erforderlich ist. Hierzu sollten auch die Landesrundfunkgesetze und Landesmedienge-
setze einbezogen werden. 
 
Nach der Mittagspause stellten Georg Schmolz (ARD), Jürgen Kleinknecht (ZDF), Ferdinand 
Sacksofsky (ProSiebenSat. 1 Media SE) und Maren Rolfes (Mediengruppe RTL Deutschland 
GmbH) die barrierefreien Angebote ihrer Rundfunkanstalt vor. Sie nahmen zusammen mit 
den Medienpolitischen Sprechern Josef Dötsch (CDU) und Daniel Schäffner (SPD) sowie der 
behindertenpolitschen Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Katrin Werner, und Bernd Schnei-
der von der Deutschen Gesellschaft, auf dem Podium Platz und diskutierten den Weg zu ei-
nem barrierefreien Medien-Angebot. 
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Nach dem 21. Geschäftsbericht der KEF (Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der 
Rundfunkanstalten) ist bis 2020 eine jährliche Steigerung von ca. 3,4 % für den Ausbau der 
Barrierefreiheit geplant. Bei Sendern, die bisher noch keine bis wenig Untertitel ausstrahlen 
wie z.B. Phoenix, Arte oder ARD Alpha müssten Gehörlose weitere 30 Jahre warten, bis 
100% erreicht sind. 

 

 
 
Der Bayerische Rundfunk finanziert „Sehen statt Hören“, die einzige vollständig inklusive 
Sendung im linearen TV-Programm, zu über 90% allein. Dadurch steht dem Sender weniger 
Geld für den Ausbau der Untertitelung zur Verfügung. Da erfreulicherweise nahezu alle Drit-
ten Programme der ARD die Sendung übernehmen, sollten sich aus Gründen der Gleichbe-
handlung auch alle ARD-Rundfunkanstalten entsprechend ihrem Anteil an den Gebührenein-
nahmen an der Finanzierung beteiligen. 

 

 
 

Unser besonderer Dank gilt der Krankenkasse „DAK Gesundheit“ und dem Zweiten Deut-
schen Fernsehen (ZDF), mit deren freundlicher Unterstützung wir die Fachtagung realisieren 
konnten. 
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Videofilme: 
 
• DGB-Film 13-1/2017 „Kurzfassung Fachtagung „Barrierefreie Medien“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=Fb7S2_-p39A&t=4s (2:38 Minuten) 
• DGB-Film 13-2/2017 „Grußwort von Heike Raab“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=vfQEMPphOK8&t=5s (11:48 Minuten) 
• DGB-Film 13-3/2017 „Grußwort von Dr. Eckart Gaddum“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=EFCSmuKPMGo&t=8s (10:35 Minuten) 
• DGB-Film 13-4/2017 „Grußwort von Matthias Rösch“ unter https://www.youtube.com/watch?v=ai8Qy-LeRGg 

(11:33 Minuten) 
• DGB-Film 13-5/2017 „Grußwort von Prof. Dr. Ulrich Hase“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=W_c7o1c3Gns&t=95s (10:33 Minuten) 
• DGB-Film 13-6/2017 „Grußwort von Helmut Vogel“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=KDoG8RNmoHE (6:51 Minuten) 
• DGB-Film 13-7/2017 „Vortrag „Bisherige Entwicklung und aktuelle Situation in Deutschland“ von Bernd 

Schneider“ unter https://www.youtube.com/watch?v=5QQ3vwI35vw&t=8s (30:15 Minuten) 
• DGB-Film 13-8/2017 „Vortrag „Ergebnisse zur Mediennutzung von Menschen mit Hörbehinderungen“ von 

Anne Haage“ unter https://www.youtube.com/watch?v=BiS-FqezKIs&t=119s (28:19 Minuten) 
• DGB-Film 13-9/2017 „Vortrag „Ergebnis der Staatenprüfung zur Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention in Bezug auf Untertitel und Gebärdensprache beim öffentlich-rechtlichen und 
privaten TV-Sendern“ von H.- Günter Heiden“ unter 
https://www.youtube.com/watch?v=qc5jLT4AysA&t=495s (23:26 Minuten) 

• DGB-Film 13-10/2017: „Kurzvortrag „Barrierefreie Angebote (Untertitel und Gebärdensprache)“ von Georg 
Schmolz (ARD)“ unter https://www.youtube.com/watch?v=4-98j0JYsmg&t=375s (24:10 Minuten) 

• DGB-Film 13-11/2017: „Kurzvortrag „Barrierefreie Angebote (Untertitel und Gebärdensprache)“ von Jürgen 
Kleinknecht (ZDF)“ unter https://www.youtube.com/watch?v=y9vZh3ktKbw (11:54 Minuten) 

• DGB-Film 13-14/2017: „Podiumsdiskussion "Der Weg zu einem barrierefreien Medien-Angebot" unter 
https://www.youtube.com/watch?v=7kPFV04yZVw&t=1721s (50:01 Minuten) 

• DGB-Film 13-15/2017: „Fragestunde für das Publikum bei der Podiumsdiskussion "Der Weg zu einem 
barrierefreien Medien-Angebot"“ unter https://www.youtube.com/watch?v=4GEhM3Gxau0&t=355s (56:43 
Minuten) 

 
Fotos: 
 
• Fotos „Fachtagung Barrierefreie Medien Teil1“ unter http://www.gehoerlosen-

bund.de/chronik/fotogalerie/fachtagung%20barrierefreie%20medien%20teil%201 (156 Fotobilder) 
• Fotos „Fachtagung Barrierefreie Medien Teil2“ unter http://www.gehoerlosen-

bund.de/chronik/fotogalerie/fachtagung%20barrierefreie%20medien%20teil%202 (53 Fotobilder) 
• Fotos „Fachtagung Barrierefreie Medien Teil3“ unter http://www.gehoerlosen-

bund.de/chronik/fotogalerie/fachtagung%20barrierefreie%20medien%20teil%203 (8 Fotobilder) 
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 Berlin, 03.11.2017 
 
Pressemitteilung 14/2017 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. feierte am 21.10.2017 in Bremen 
sein 90-jähriges Jubiläum. 
 
An der Feier, welche im Borgfelder Landhaus in Bremen stattfand, nahmen insgesamt 180 
Gäste teil und feierten gemeinsam mit uns das 90-jährige Bestehen des Deutschen Gehörlo-
sen-Bundes e.V. Es war ein sehr schöner Abend und alles ist so abgelaufen, wie wir es uns 
vorgestellt haben. 

 

 
 

Die Moderatorin des Abends war Conny Khadivi, die alle Gäste zunächst begrüßte und das 
Programm eröffnete. Sie betonte die Besonderheit unserer Feier und machte auch darauf 
aufmerksam, wie sich die Lebensbedingungen der Gehörlosen im Laufe der letzen 90 Jahre 
verbessert haben und was der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. dazu alles beigetragen hat. 
 
Nach einer kurzen Vorstellung der etwa 80 eingeladenen Gäste, begrüßte zunächst unser 
Präsident, Helmut Vogel, alle Gäste und brachte seine Freude über den vollen Saal zum Aus-
druck. Ebenso herzlich begrüßte er den Schweizer Gehörlosenbund und den einzigen anwe-
senden Politiker an diesem Abend, Hubert Hüppe von der CDU, der von 2009 bis 2013 Bun-
desbehindertenbeauftragter war uns sich durch sein Engagement als besonderer Freund der 
Gehörlosengemeinschaft hervorgetan hat. 

 

 
 

Helmut Vogel beschrieb anschließend, was 90 Jahre Deutscher Gehörlosen-Bund e.V. bedeu-
ten und bezog sich dabei auf die drei Stichworte: Zusammenhalt, Engagement und Verant-
wortung. Diese Worte sind besonders wichtig für unsere Geschichte. Er bedankte sich für die 
nun 90 Jahre währende, ehrenamtliche Zusammenarbeit insbesondere von gehörlosen Men-
schen für die Interessen der Gehörlosengemeinschaft. Das zeige der heutige elfminütige Film 
zur Geschichte des Deutschen Gehörlosen-Bundes, der vom Geschichtsbüro Helmut Vogel 
erstellt wurde. Allerdings enthält dieser weniger Bilder über die Gehörlosen in der früheren 
DDR. Er wünsche sich, dass zum 100-jährigen Jubiläum des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
e.V., die Geschichte des geteilten Deutschlands komplett vereint wird, damit diese weiterge-
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tragen werden kann. Abschließend wies er auf drei Ehrungen mit der Karl-Wacker-Plakette, 
einer ganz wichtigen Auszeichnung des DGB für die überregionale Gehörlosenarbeit, hin und 
wünschte allen, dass sie den Abend genießen. 

 

 
 

Der zweite Redner, der sich mit einem Grußwort an die Gäste richtete, war unser Ehrenprä-
sident und der Vorsitzende der Deutschen Gesellschaft der Hörgeschädigten- Selbsthilfe und 
Fachverbände e.V., Prof. Dr. Ulrich Hase. Er betonte, dass es seit 170 Jahren eine starke 
Gehörlosenbewegung gibt, ohne die er sich ein Leben gar nicht mehr vorstellen kann. Die 
Gehörlosen hätten in dieser Zeit auch viele Erfahrungen mit Diskriminierung, Bevormundung 
durch Hörende und die Unterdrückung der Deutschen Gebärdensprache erdulden müssen. 
Ab den 1980-er Jahren habe dann endlich ein Paradigmenwechsel stattgefunden und es ha-
be allmählich mehr Verständnis für die Wichtigkeit der Anerkennung der Deutschen Gebär-
densprache gegeben. Für die Gehörlosen sei es eine lange Zeit des Leidens gewesen und 
oftmals hätten sie sich geschämt, wenn sie DGS in der Öffentlichkeit verwendeten. Schließ-
lich wurde ein neuer Weg eingeschlagen und heute gebe es für Gehörlose mehr Selbstbe-
stimmung und das Prinzip des Empowerments. Jedoch seien gerade im privaten Bereich 
noch viele Probleme vorhanden, welche die Teilhabe an einer offenen Gesellschaft behinder-
ten. Ulrich Hase ist der Meinung, dass Inklusion für die Gehörlosgemeinschaft nicht nur eine 
Chance ist, sondern auch eine Gefahr darstellen kann, wenn sie falsch verstanden wird. 
Eine weitere Errungenschaft sei das Bundesteilhabegesetz, welches den Gehörlosen in 
Deutschland einige Türen öffnete, beispielsweise im Hinblick auf die Kostenübernahme für 
Dolmetscher im privaten Bereich. 
Schließlich brachte er seine Freude darüber zum Ausdruck, dass der Deutsche Gehörlosen-
Bund e.V. ein starker Partner der Deutschen Gesellschaft der Hörgeschädigten- Selbsthilfe 
und Fachverbände e.V. sei. Die zahlreichen offenen Baustellen, könnten in Zukunft gemein-
sam bearbeitet werden und dafür müsse noch viel getan werden.  

 

 
 

Die dritte Rednerin des Abends war die Präsidentin des Schweizerischen Gehörlosen-Bundes 
(SGB-FSS), Tatjana Binggeli. Sie betonte die ereignisreiche Geschichte der vergangenen 90 
Jahre und die besondere Zusammenarbeit und gute Partnerschaft des Schweizerischen und 
des Deutschen Gehörlosen-Bundes. Als besonderes Geschenk überreichte sie unserem Präsi-
denten einen Scheck im Wert von 700 Euro. 
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Die vierte Rednerin war die Präsidentin des Österreichischen Gehörlosenbundes (ÖGLB), 
Helene Jarmer. Sie konnte leider an diesem Abend nicht persönlich erscheinen, da wir jedoch 
in modernen Zeiten leben, wurde sie per Videobotschaft im Saal begrüßt.  
Die Gehörlosengemeinschaft sei wie eine Fußballmannschaft und müsse zusammenhalten, 
um etwas zu erreichen. Gemeinsam müsse man gegen den Hass, wie er beispielsweise bei 
Facebook verbreitet wird, kämpfen und die Gleichberechtigung aller Menschen durchsetzen.  

 

 
 

Der letzte Redner, der sich mit einem Grußwort an alle richtete, war Karlheinz Kunze vom 
Fördervereins der neuen Bundesländer e.V. 
Er bedankte sich insbesondere bei Helmut Vogel für die gute Zusammenarbeit und den guten 
Austausch der letzten Jahre. Als Dank überreichte er unserem Präsidenten ein dickes Buch 
über die Geschichte der Gehörlosen in der DDR. 
 
Nach den Grußworten wurde, durch den Film vom Geschichtsbüro Helmut Vogel über die 
Geschichte des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V., eine kurze Zeitreise unternommen. An-
schließend veranstaltete Conny ein kleines Quiz mit uns. Wir wurden beispielsweise gefragt, 
wie viele Präsidenten der DGB in seinem 90-jährigen Bestehen schon hatte. Mit Helmut Vogel 
waren es 16, worunter bisher nur eine Frau war. Die richtige Antwort auf die Frage, wie viele 
Mitglieder der DGB hat, lautet 28.000. 
 
Bei unserer Feier wurden drei Personen mit der Karl-Wacker-Ehrenplakette ausgezeichnet. 
Conny erklärte im Vorfeld, warum die Ehrenauszeichnung nach Karl Wacker benannt wurde. 
Dieser war der erste Präsident des Deutschen Gehörlosen-Bundes nach der Nazizeit, und 
insgesamt der fünfte der gesamten Geschichte des DGB, und hob sich durch sein besonderes 
Engagement für die Gehörlosen in Deutschland hervor. Die Plakette wurde das erste Mal 
1983 verliehen und seitdem wurden 29 Personen mit ihr ausgezeichnet. Die Ehrenplakette 
wird an Menschen verliehen, die sich aktiv für die überregionale Gehörlosenarbeit einsetzen. 
 
Die erste Person, die an diesem Abend ausgezeichnet wurde, war der 75-jährige Herr Prof. 
Dr. Siegmund Prillwitz, der 1987 das Institut für Deutsche Gebärdensprache und Kommuni-
kation Gehörloser an der Universität Hamburg begründete und bis 2005 leitete. 
Er hat sich für die Anerkennung der Gebärdensprache als Minderheitensprache und gegen 
den Oralismus eingesetzt und gekämpft. 
Die Laudatio über Herrn Prof. Dr. Siegmund Prillwitz hielt unser Ehrenpräsident Prof. Dr. Ul-
rich Hase. Leider konnte er aus gesundheitlichen Gründen nicht persönlich erscheinen und 
die Ehrenplakette entgegennehmen und hat sich aus diesem Grund im Vorfeld mit einem 
Brief an Helmut Vogel gerichtet. Er bedankte sich für die besondere Ehrung und betonte 
hierbei auch die Leistungen der Gehörlosen selbst, die sich in den vergangenen 30 Jahren 
erfolgreich für die Anerkennung ihrer Sprache eingesetzt haben. Außerdem hat Ulrich Hase 
nicht vergessen zu erwähnen, dass Siegmund Prillwitz ihn gebeten hat, sich für das Amt des 
Präsidenten des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. zu bewerben, um sich stärker auf politi-
scher Ebene für die Anerkennung der Deutschen Gebärdensprache einzusetzen. Ulrich Hase 
und Helmut Vogel werden die Karl-Wacker-Plakette nachträglich an Siegmund Prillwitz über-
reichen. 
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Die zweite Person, die mit der Karl-Wacker-Ehrenplakette ausgezeichnet wurde, war Erhard 
Müller, welcher über Jahrzehnte hinweg hauptamtlich als Sozialberater in der Beratungsstelle 
für Hörgeschädigte und Gehörlose in Erfurt gearbeitet hat. Bereits zu Zeiten der DDR war er 
im damaligen Gehörlosen- und Schwerhörigenverband als Sekretär in der Bezirksorganisation 
Erfurt tätig. Außerdem war er ehrenamtlich als Vorsitzender des Landesverbandes der Ge-
hörlosen Thüringen e.V. (1994-2010) und als Präsidiumsmitglied des Deutschen Gehörlosen-
Bundes e.V. (1999-2009) tätig. Mittlerweile ist er Ehrenvorsitzender des Landesverbandes 
der Gehörlosen Thüringen e.V. und Vorstandsmitglied des Fördervereins der Gehörlosen der 
neuen Bundesländer e.V. Die Laudatio hielt Martin Domke, Ehrenvorsitzender des Landes-
verbandes der Gehörlosen in Sachsen.  
Helmut Vogel übergab die Ehrenplakette feierlich an Erhard Müller, der sich vielmals für die 
Ehrung bedankte. 

 

 
 

Schließlich erhielt als dritte Person Hans-Wolfram Kleefeld die Karl-Wacker-Ehrenplakette, 
welcher im Jahre 1963 mit seiner Vereinsarbeit begonnen hat und anschließend als Schrift-
führer, Vorsitzender und Ehrenvorsitzender des Gehörlosenvereins Nürnberg e.V. tätig war. 
Besonders hervorzuheben ist seine Gründung eines Kraftfahrervereins der Gehörlosen in 
Nürnberg, in dessen Rahmen er viele Kurse über Verkehrssicherheit angeboten hat. Über 
Jahrzehnte hinweg war er als Vorsitzender des Bezirksverbandes der Gehörlosen Mittelfran-
ken e.V. ehrenamtlich tätig. Außerdem war er der erste gehörlose Erzieher in Deutschland 
und hat von 1972 bis 2004 hauptamtlich am Berufsbildungswerk für Hör- und Sprachgeschä-
digte Nürnberg gearbeitet. Des Weiteren führte er zahlreiche LBG-Kurse für Hörende durch. 
Die Laudatio hielt Rudolf Gast, Ehrenvorsitzender des Landesverbandes Bayern der Gehörlo-
sen e.V. 
Helmut Vogel übergab die Ehrenplakette nochmals feierlich an Herrn Kleefeld, der sich über 
die Auszeichnung freute und sich bedankte. 
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Drei besondere Auftritte hatte über den Abend verteilt der Gebärdensprachkünstler Giuseppe 
Giuranna, der uns mit seinen ausdrucksstarken poetischen Bildern beeindruckte, die für Ge-
hörlose mit Musik verglichen werden können. 
 

 
 
Im Anschluss bedankten sich fast alle Delegierten der 26 Mitgliedsverbände des Deutschen 
Gehörlosen-Bundes und einige Ehrengäste für unsere Arbeit und unser Engagement beim 
Deutschen Gehörlosen-Bund e.V. der letzten 90 Jahre. Der Politiker Hubert Hüppe etwa erin-
nerte uns daran, dass der Bund sich ehemals auch als Notgemeinschaft vereinigte, um für 
die Rechte der Gehörlosen in Deutschland zu kämpfen. Er hob besonders unsere Anliegen 
hervor, die gesellschaftliche Teilhabe sowie die Anerkennung der Deutschen Gebärdenspra-
che durchzusetzen und lobte unsere Erfolge der letzten Jahrzehnte. Der Deutsche Gehörlo-
sen-Bund engagiere sich auch besonders auf politischer Ebene, damit irgendwann jedem 
Menschen bewusst werde, dass die Gebärdensprache ein Menschenrecht ist. Hubert Hüppe 
möchte uns auch in den kommenden Jahren bei der Durchsetzung unserer Ziele unterstüt-
zen, weil er glaubt, dass wir noch lange nicht am Ende des Weges angelangt sind und wir 
uns gemeinsam weiter für die Interessen der Gehörlosen in Deutschland und für deren Teil-
habe einsetzen müssen. Er hofft, dass der gute Kontakt zum Deutschen Gehörlosen-Bund 
e.V. bestehen bleibt und ist zuversichtlich, dass wir gemeinsam in den kommenden 10 Jah-
ren viel erreichen werden. 

 

 
 

Renate Reymann, Vorsitzende des Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverbands e.V., 
hielt ebenfalls eine interessante Dankesrede über die Erfahrungen der sehbehinderten Men-
schen in Deutschland, welche mit denen der Gehörlosen zu vergleichen sind. Sie plädierte für 
Chancengleichheit und brachte zum Ausdruck, dass damit sowohl die blinden, als auch die 
gehörlosen Menschen in Deutschland für die gleichen Rechte einstehen. Insbesondere die 
Taubblinden in Deutschland seien aufgrund der schwere ihrer Behinderung oftmals aus der 
Gesellschaft ausgeschlossen. Man habe jedoch mit dem Merkzeichen TBL im Schwerbehin-
dertenausweis schon viel erreicht. Sie wolle die gute Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Gehörlosen-Bund e.V. gerne in den nächsten Jahren weiter fortsetzen. 
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Der Höhepunkt unserer Jubiläumsfeier war, als die letzten 4 noch lebenden Präsidenten des 
Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. (Ulrich Hase, Gerlinde Gerkens, Alexander von Meyenn 
und Rudolf Sailer) und der aktuelle Präsident Helmut Vogel, gemeinsam auf der Bühne stan-
den. Mit ihnen und allen Gästen hat das Präsidium mit einem Glas Sekt auf die Arbeit der 
letzten 90 Jahre und die weitere Zukunft des DGB angestoßen. 
 

 
 
Wir möchten uns recht herzlich bei Sabine Schöning, Petra Sperling und Edgar Zehner vom 
Landesverband der Gehörlosen Bremen e.V. für ihre Mithilfe bei der Organisation bedanken. 
Als Dank überreichten wir dem Landesverband der Gehörlosen Bremen e.V. eine Pflanze, die 
im Gehörlosenzentrum in Bremen erblühen und alle daran erfreuen soll. Außerdem danken 
wir Patrick George und Rita Segelke für ihre Dolmetscherdienste und Conny Khadivi für die 
schöne Moderation des Abends. Beim Borgfelder Landhaus bedanken wir uns für die hervor-
ragende Bewirtung und das gute Essen. Bei Danny Igerski und Tim Krenke bedanken wir uns 
für das Live-Streaming und die Technik im Allgemeinen. Oliver Bardt danken wir für das Fo-
tografieren unserer Feier. Ein großes Dankeschön richten wir auch an Marco Strauß, der 
ebenfalls fotografierte und den Abend filmte. 
Schließlich möchten wir uns bei unseren zahlreich erschienenen Gästen bedanken. Wir hof-
fen, dass Ihnen der Abend gefallen hat und Ihnen für immer in guter Erinnerung bleibt. 
 
Videofilme: 
 
• DGB-Film 15-1/2017 „Kurzfassung“ unter https://www.youtube.com/watch?v=Y3ProjGh8d8  (4:09 Minuten) 
• DGB-Film 15-2/2017 „Begrüßung“ unter https://www.youtube.com/watch?v=rQDCzz636aU  (4:12 Minuten) 
• DGB-Film 15-3/2017 „Eröffnung“ unter https://www.youtube.com/watch?v=r11ohrH21oM (5:45 Minuten) 
• DGB-Film 15-4/2017 „Grußworte“ unter https://www.youtube.com/watch?v=5cuTGOq-4xQ  (24:04 Minuten) 
• DGB-Film 15-5/2017 „Zeitreise“ unter https://www.youtube.com/watch?v=Si8Px1CVlpA (15:07 Minuten) 
• DGB-Film 15-6/2017 „Karl-Wacker-Plakette: Siegmund Prillwitz“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=UJgliu-ssF0  (14:29 Minuten) 
• DGB-Film 15-7/2017 „Karl-Wacker-Plakette: Erhard Müller“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=BNYVxLvOfss  (8:17 Minuten) 
• DGB-Film 15-8/2017 „Karl-Wacker-Plakette: Hans-Wolfram Kleefeld“ unter 

https://www.youtube.com/watch?v=WwD50H5BPRk (22:03 Minuten) 
• DGB-Film 15-9/2017 „Glückwünsche“ unter https://www.youtube.com/watch?v=lBZ8S13wgrQ  (41:11 

Minuten) 
• DGB-Film 15-10/2017: „Gemeinsames Anstoßen“ unter https://www.youtube.com/watch?v=kCPl5-B0eMY 

(9:10 Minuten) 
• DGB-Film 15-11/2017: „Danksagung“ unter https://www.youtube.com/watch?v=oNgWA3m39eU (12:48 

Minuten) 
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 Berlin, 01.12.2017 
 
Pressemitteilung 15/2017 
 
Großartige, unvergessliche und erfahrungsreiche Ergebnisse der 3. Internationa-
len Konferenz des Weltverbandes der Gehörlosen, vom 8.-10. November 2017 in 
Budapest 
 
Der Präsident des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V., Helmut Vogel, reiste zusammen mit 
der 1. Vizepräsidentin, Marietta Schuhmacher, und anderen deutschen Teilnehmern, am 
Mittwoch, den 8. November, morgens nach Budapest. Dort gab es im Novotel Budapest City 
Hotel zunächst ein freudiges Wiedersehen mit Daniel Büter, dem Referenten für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit, der bereits am Sonntag, den 5. November, nach Budapest 
gereist ist, um an einer zweitägigen EUD-Vorstandssitzung teilzunehmen. 
 
Am Anfang der Konferenz fand zunächst von 13-17 Uhr ein WFD-Workshop zum Thema in-
klusive Bildung statt. An diesem nahmen etwa 100 Personen aus 46 Ländern teil und es ging 
vor allem darum, wie der WFD und seine ordentlichen Mitglieder zusammenarbeiten können, 
um sicherzugehen, dass gehörlose Kinder nicht vernachlässigt werden, wenn sich die Regie-
rungen der Länder inklusiven Bildungsformen zuwenden und unter Druck stehen Gehörlo-
senschulen zu schließen. Es sollte betrachtet werden, wie gemeinsame Positionen und juristi-
sche Strategien gegenüber Regierungen und anderen Behindertenorganisationen in diesem 
Kontext definiert werden können. 
 
Insgesamt nahmen an der 3. Internationalen Konferenz, unter dem Motto „Volle Inklusion 
mit Gebärdensprache“, etwa 650 Personen aus 83 verschiedenen Ländern teil. 
Alle Vorträge wurden in International Sign (IS), ungarische Gebärdensprache (HSL) sowie in 
englische und ungarische Lautsprache übersetzt. 
Ziel der Konferenz war es, die Möglichkeit zu geben, sich voll und ganz zu beteiligen, sich 
auszutauschen und zu diskutieren, wie alle Teilnehmer ihre wichtige Arbeit zur Erreichung 
der Menschenrechte gehörloser Menschen, mit der UN-Behindertenrechtskonvention fortset-
zen können. Das Thema der Konferenz war die Überzeugung, dass die vollständige soziale 
Teilhabe gehörloser Menschen möglich ist, wenn die Gebärdensprache in der Gesellschaft 
anerkannt und weit verbreitet ist. 
Der ungarische Gehörlosen- und Schwerhörigenverband SINOSZ übernahm die Organisation 
in diesem Jahr und arbeitete eng mit dem WFD zusammen. 
 

 
Fotograf: Markku Jokinen 

 
Nach dem Workshop wurden alle von 19-21 Uhr mit einem Willkommensempfang begrüßt 
und es konnte bei einem Glas Sekt oder einem Orangensaft die Gelegenheit genutzt werden, 
die anderen Teilnehmer kennenzulernen und sich auszutauschen. 
Die für das Thema der Konferenz sehr inspirierende und weltweite Kampagne "Gebärden-
sprache fördert das Lesen und Schreiben" ist mit Gewinnpreisen von jeweils 25.000 Euro bis 
zu etwa 250.000 Euro ausgeschrieben und läuft noch bis Januar 2018.  
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Insbesondere weil von den schätzungsweise 32 Millionen gehörlosen Kindern auf der ganzen 
Welt nur 2 Prozent eine Ausbildung in Gebärdensprache erhalten, unterstützt der Deutsche 
Gehörlosen-Bund e.V. diese Idee. Die Kampagne zeigt, dass die Zusammenarbeit zwischen 
dem Weltverband der Gehörlosen und dem Weltverband der Gebärdensprachdolmet-
scher/innen (WASLI) vorbildlich umgesetzt wird. Es wird auch zur finanziellen Unterstützung 
des WFD für die menschenrechtspolitische Arbeit aufgerufen.  
 

 
Fotograf: András Àgh 

 
Am Donnerstag, den 9. November, wurde der Tag mit einer Eröffnungszeremonie begonnen, 
bei der einige wichtige Personen, unter anderen Dr. Adam Kosa, Präsident des SINOSZ, 
gastgebender Organisator und Mitglied des Europäischen Parlaments, Colin Allen, Präsident 
des WFD, Zoltán Balog, Vertreter der ungarischen Regierung und Dr. Liisa Kauppinen, die 
Ehrenpräsidentin des WFD, Grußworte hielten. 
Der Saal war beeindruckend und Videofilme von Kindern, welche die Gebärdensprachen der 
verschiedenen Länder der Welt zeigten, wurden auf zwei großen Leinwänden seitlich der 
Bühne projiziert. Zwei Künstler zeichneten live mit Sand auf einem Diaprojektor mehrere 
wunderschöne Bilder. 

 

 
Fotograf: András Àgh 

 
Es wurde deutlich, dass dies ein bedeutender Jahrestag für alle Gehörlosen sein wird, da der 
ungarische Regierungsminister, Zoltán Balog, bei seinem Grußwort verkündete, dass der 9. 
November von nun an der „Tag der ungarischen Gebärdensprache“ ist. 
Es folgte tosender Applaus und alle freuten sich sehr. 

 

 
Fotograf: András Àgh 

 
Von 10-11 Uhr wurde eine ausdruckstarke Keynote-Präsentation von Victoria Manning, Ver-
treterin des neuseeländischen Gehörlosenverbands, zum Thema „Entwicklung der Gebärden-
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sprach-Rechte für die Gehörlosen in Neuseeland“, gezeigt. Im Jahr 2006 wurde die neusee-
ländische Gebärdensprache (NZSL) offiziell zur Amtssprache erklärt. In Neuseeland leben 
etwa 4,8 Millionen Menschen, von denen 2.500-4.000 Menschen gehörlos sind. Victoria Man-
ning teilte einige ihrer Erfahrungen zur Erlangung der offiziellen Anerkennung und informier-
te über die Fortschritte bezüglich der Gebärdensprachrechte. 
Sie verdeutlichte das Problem, dass die NZSL-Gesetze größtenteils nur symbolischer Art sind 
und keine bedeutenden neuen Rechte für die Gehörlosen im Land hervorbrachten. 
Vor allem wurden keine neuen Finanzmittel oder Ressourcen zur Umsetzung des offiziellen 
Status bereitgestellt. Dieser Status Quo setzte sich mit wachsender Unzufriedenheit in der 
Gehörlosengemeinschaft fort, bis zur Veröffentlichung eines Berichts der Menschenrechts-
kommission im Jahr 2013. Dieser übte Druck auf die Regierung aus, mehr Ressourcen be-
reitzustellen, um den offiziellen Status der NZSL zu erreichen. 
Zwei Schlüsselinitiativen, die aus dem Bericht der Menschenrechtskommission hervorgingen, 
waren die Einrichtung eines von Gehörlosen geführten Dienstes, der NZSL Erwerbsunterstüt-
zung für Familien gehörloser Kinder im Vorschulalter bietet, und die Gründung des NZSL-Vor-
standes, um bei der Förderung und Aufrechterhaltung von NZSL zu beraten, einschließlich 
der Zuweisung des NZSL-Fonds von 1,25 Millionen Euro pro Jahr. 
Victoria Manning arbeitete während dieses Prozesses in Schlüsselpositionen, unter anderem 
als Regierungsangestellte, die bei der Entwicklung des NZSL-Gesetzes beriet und als Projekt-
leiterin für den NZSL-Untersuchungsbericht der Menschenrechtskommission. Derzeit arbeitet 
sie als Eröffnungsvorsitzende des NZSL-Vorstands. Sie erläuterte einige Themen für gehörlo-
se Menschen, die mit der Regierung zusammenarbeiten, um Fortschritte zu erzielen und gab 
Einblick in die Herausforderungen der fortschreitenden Gebärdensprachrechte. 

 

 
 

Nach der Pause ging es mit der zweiten Keynote-Präsentation zum Thema „Eine gute gebär-
densprachliche bilinguale Erziehung“ von Dr. Krister Schönström aus Schweden weiter. 
In seinem Vortrag gab er einen Hinweis auf den bilingualen Unterricht und die bilinguale Er-
ziehung. Er verdeutlichte dabei, dass ein Weg zu einer zugänglichen und erfolgreichen Bil-
dung über die gebärdensprachliche bilinguale Erziehung führt. Diese bestehe vor allem aus 
vier Merkmalen, dem Fachunterricht, der Unterrichtssprache, dem Lehrer und dem Schulkon-
text, welche die Modelle der zweisprachigen Erziehung bestimmten.  
Aus globaler Sicht entspricht Zweisprachigkeit bzw. Mehrsprachigkeit der Norm. Die meisten 
Menschen auf der Welt sind zweisprachig. In einigen Ländern, vor allem der westlichen Welt, 
hat die Zweisprachigkeit jedoch keinen besonderen Stellenwert. Für gehörlose Menschen ist 
die Bilingualität, d.h. die Verwendung von mindestens einer gebärdeten und einer gespro-
chenen Sprache, besonders wichtig, um ein erfülltes Leben zu führen und für die Zukunft 
vorzusorgen. Dennoch wurde die gebärdensprachliche Zweisprachigkeit lange Zeit zugunsten 
von einsprachigen mündlichen Bildungskonzepten diskutiert. 
 
Die dritte Keynote-Präsentation wurde von Joni Oyserman und Mathilde de Geus aus Holland 
gezeigt. Sie beschäftigten sich mit „Gebärdensprache in der Familie“ und betonten dabei, 
dass es mehr denn je wichtig sei, sich auf gehörlose Kinder in hörenden Familien zu konzent-
rieren und darauf, welchen Stellenwert die Gebärdensprache in diesen Familien besitzt. 
In den Niederlanden haben fast alle gehörlosen Kinder ein CI und sind in einer Regelschule 
eingeschrieben. Der Gebärdensprachunterricht für Eltern gehörloser Kinder habe seit 1994 
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lange Zeit nur aus Grundkursen bestanden. Wenn Eltern selbst um fortgeschrittenere Gebär-
densprachkurse baten, seien sie oft auf Hindernisse gestoßen.  
 
Seit 2011 gibt es Lehrpläne für Eltern, die sich an der Gemeinsamen Europäischen Referenz 
für Sprachen (GeRS) orientieren. Grundlegend für diesen Ansatz sei das Konzept der Mehr-
sprachigkeit, das Eltern gehörloser Kinder verspricht, nachhaltige und langfristige Kommuni-
kationskompetenzen zu entwickeln, um die alltäglichen familiären Kommunikationsbedürfnis-
sen zu erfüllen. Gebärdensprache müsse den Fortschritt der Bildungsentwicklung der gehör-
losen Kinder unterstützen. Hierzu bedürfe es eines strategischen Essentialismus, um das 
Problem auf politischer Ebene hervorzuheben. 
Zusammengefasst sei es für die Gehörlosengemeinschaft wertvoll und unabdingbar in Eltern 
zu investieren und mit ihnen zusammenzuarbeiten, um eine gute Zukunft für die gehörlosen 
Kinder zu sichern. 

 

 
Fotograf: András Àgh 

 
Die nächsten Vorträge wurden parallel in zwei verschiedenen Räumen gehalten. 
Dabei ging es um zwei Hauptthemen, „Die bilinguale Erziehung, eine bessere Zukunft für ge-
hörlose Kinder“ und „Gebärdensprache in der Familie“ mit insgesamt 20 Unterthemen, über 
die jeweils ein Vortrag von 20 Minuten gehalten wurde. 

 

 
Fotograf: András Àgh 

 
Schließlich wurde von 17-18 Uhr ein zusammenfassendes Abschlusswort gehalten, wobei 
Fragen gestellt und beantwort werden konnten. Damit endete der erste Tag der Konferenz. 
 

 
Fotograf: András Àgh 
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Der zweite Tag hat mit einer sehr interessanten einstündigen Podiumsdiskussion zum Thema 
„Unsere Rechte, unsere Stimmen“ begonnen, die Roberta Cordiano, Präsidentin der Gallau-
det Universität, anleitete. Die vier Diskussionsteilnehmer, Helga Stevens aus Belgien, Dr. 
Gergely Tapolczai aus Ungarn, Colin Allen aus Australien und Jay Bunnac aus Thailand, be-
richteten über ihre Arbeit in Führungspositionen und über gemeinsame Erfahrungen. 

 

 
Fotograf: András Àgh 

 
Anschließend wurden parallel Präsentation zum Thema „Gehörlose Menschen auf dem Ar-
beitsmarkt“ und zum Thema „Kommunikative Barrierefreiheit und Zugänglichkeit von Kom-
munikationstechnologien“ mit jeweils 10 Unterthemen gehalten. 

 

 
Fotograf: András Àgh 

 
Der absolute Höhepunkt der Konferenz war der überraschende Besuch des ungarischen Pre-
mierministers Viktor Orbán, der eine umwerfende Rede für die Gehörlosengemeinschaft hielt, 
die hier im Anhang als deutsche Übersetzung beigefügt ist. Er betonte, dass es für kleine 
Sprachgemeinschaften, wie die ungarische Gemeinschaft und die gebärdensprachlichen Ge-
meinschaften, besonders wichtig ist, für die Rechte auf ihre eigenen Sprachen zu kämpfen. 
Das vereine die ungarische Bevölkerung mit der Gebärdensprachgemeinschaft. Des Weiteren 
hieß er alle Gehörlosen besonders willkommen in dem Land Ungarn, das als erstes Land die 
UN-Behindertenrechtskonvention und sein Fakultativprotokoll unterzeichnet und ratifiziert 
hat, und somit einen großen Beitrag für die Durchsetzung der Rechte gehörloser Menschen 
leistete. 
Die ungarische Regierung unterstütze weiterhin die Initiative des WFD, welcher einen Welt-
tag der Gebärdensprachen durchsetzen möchte. 
 

 
Fotograf: András Àgh 
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Geschlossen wurde die Konferenz mit einem schönen Gala-Abend, an dem sich alle noch ein-
mal über neue Erfahrungen und Anregungen austauschen konnten. Das Kulturprogramm 
wurde vor allem durch den gehörlosen amerikanischen Showmann, John Maucere, und das 
spanische Duo Maloes einzigartig. 

 

 
Fotograf: András Àgh 

 
Wir möchten uns recht herzlich beim ungarischen Gehörlosen- und Schwerhörigenverband 
SINOSZ und dem Weltverband der Gehörlosen (WFD) für die hervorragende Gastfreund-
schaft und den guten Ablauf der Konferenz bedanken. Es war eine tolle Zeit, in der wir viele 
Erfahrungen sammeln, uns weiterbilden und zahlreiche internationale Kontakte knüpfen 
konnten. Es war einmal mehr interessant zu beobachten, wie gut sich die Gehörlosengemein-
schaft auch auf internationaler Ebene, mit den vielen verschiedenen Gebärdensprachen, ver-
steht und miteinander kommunizieren kann. Bei den gesprochenen Sprachen klappt dies 
wahrscheinlich nicht so gut. 
 

 
 
Wir freuen uns bereits auf den 18. Weltkongress des Weltverbandes der Gehörlosen unter 
dem Motto „Gebärdensprachrechte für alle“, welcher vom 23. - 27. Juli 2019 in Paris stattfin-
det. 
Wir können allen empfehlen, sich den Termin schon jetzt im Kalender einzutragen und Vor-
bereitungen für die Reise nach Paris zu treffen. Es lohnt sich! 
 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
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 Berlin, 12.12.2017 
 
Pressemitteilung 16/2017 
 
Schon zum 13ten Mal fand das Seniorenseminar des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
vom 07. bis 09. November 2017 in Dresden statt. 
 
Im Auftrag des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. hat die Bundesreferentin Brigitte Schudlik die 
Einladungen an alle Seniorenbeauftragten und SeniorenleiterInnen der Landesverbände 
Deutschland versendet. Insgesamt haben sich 28 Teilnehmer im Tagungshaus Cityherberge Hotel 
Dresden eingefunden. 
 
Am Anreisetag eröffnete die Seniorenreferentin, Brigitte Schudlik pünktlich um 15 Uhr die 
Veranstaltung und stellte sich zunächst selbst vor. Sie war 7 Jahre in diesem Amt tätig und bereits 
12 x Teilnehmerin beim Seniorenseminar. Das Grußwort hielt der Seniorenbeauftragte des 
Landesverbandes der Gehörlosen Sachsen e.V., Horst Bormann. 
 
Alle Teilnehmer stellten sich mit ihren Namen vor und teilten mit, aus welchem Bundesland sie 
kommen und was für Aufgaben sie in Anspruch nahmen. 
 
Anschließend wurde Herr Dr. Jens Michael Cramer von Frau Schudlik vorgestellt. Herr Dr. Cramer 
berichtete, er sei gehörlos und arbeite heute im Gebärdensprachlabor in der Universität in 
Göttingen. In dem neuen Projekt sollen die Lebensgeschichten gehörloser Menschen dokumentiert, 
für die Zukunft bewahrt und erforscht werden. Aus diesem Grund möchte Herr Dr. Cramer 
deutschlandweit gehörlose SeniorInnen ab 70 Jahren besuchen, interviewen und mit zwei Kameras 
filmen. Dieses Vorhaben ist bisher einzigartig. 

 

  
 

Der Seniorenbeauftragte von Hamburg, Alexander von Meyenn, hielt eine Rede über DGS-
Kompetenz für MitarbeiterInnen in den Altenpflegeheimen und bei Beratungen. 
Er zeigte uns Gebärden - Erklärungen und Beispiele von den Sprachkompetenzen A1 bis 2, B1 bis 
2 und C1 bis 2. Wer noch nicht so gut gebärden kann (Grundlage Anfänger), hat eine Kompetenz 
von A1 und dann steigert sich die Sprachkompetenz bis C2 (Muttersprachler). 
Für die Alten und Pflegeheime braucht man gute AltenpflegerInnen für Hörbehinderte, welche die 
Gebärdensprache beherrschen sollten. Die Ausbildung für die Gebärdensprache wird speziell 
benötigt. 
Der gehörlose Referent & 2.Vizepräsident des DGB, Wolfgang Bachmann, hielt einen Vortrag 
über den barrierefreien Notruf und Erste Hilfe. Heutzutage haben viele Gehörlose ein Handy und 
einen Computer und es gibt bereits einen Notruf über -Tess. 
Beim Bundeswirtschaftsministerium wurde anerkannt, dass die Gebühr ab sofort frei ist. 
Ab 2018 soll es für Notrufe 24 Stunden, also rund um die Uhr, Dolmetscher geben. 
Bisher sind es nur 20 Stunden. Man muss im Internet den Tess Relay-Dienst aufrufen und die 
eigene Adresse einspeichern. Falls etwas passiert, dann muss nur auf dem Handy der Button 
gedrückt werden und der DolmetscherIn leitet den Notruf an den Arzt, die Polizei oder Feuerwehr 
weiter. Es gibt noch andere Leistungen von Tess Privat. Dieser Dienst kostet monatlich 5.-Euro, 
hat aber mit dem Notruf-Tess nichts zu tun. 
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Nach diesem Vortrag überraschte Wolfgang Bachmann, im Auftrag vom Deutschen Gehörlosen-
Bund e.V. und des Präsidenten Helmut Vogel, Brigitte Schudlik mit einem schönen Blumenstrauß 
und einer Flasche Wein, weil sie in den vielen Jahre so aktiv war und immer gute Seminare 
durchgeführt hat. Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. bedankte sich auch bei Rosa Reinhardt und 
Klauspeter Peiker für ihre vielseitigen Unterstützungen. Rosa und Klauspeter bekamen ebenfalls als 
Dankeschön eine Flasche Wein. Da Klauspeter nicht anwesend war, nahm Elisabeth Brockmann 
das Geschenk gerne für Ihn entgegen. Sie versprach, ihn sobald wie möglich zu besuchen. Der 
Präsident des DGB, Helmut Vogel, befand sich zur gleichen Zeit beim Weltkongress der Gehörlosen 
in Budapest. 

 

  
 

Am 08. November 2017 um 9 Uhr begann die gehörlose Andrea Huckemeier zu referieren. Sie 
arbeitet als Fachberaterin und Dozentin für Gehörlose im Kompetenzzentrum des Martineum-
Seniorenheims in Essen. Sie ist für ältere hörbehinderte Menschen und für Demenzkranke auf 
diesem Gebiet spezialisiert. Im Wohnbereich wohnen 15 und im betreuten Wohnen 6 Gehörlose. 
Zu ihren Aufgaben zählen die Beratung Gehörloser und Hausbesuche. Jeder hat ein Recht auf 
diese Beratung. Es geht dabei um Fragen wie: Wo bekommt man die Hilfe? Was ist für mich eine 
gute Lebensqualität? Denn jeder hat das Recht auf gute Lebensqualität. 
Das Thema war: Pflegestärkungsgesetz II, 2017 
Sie klärte uns über die Veränderungen der Pflegestufen ab 2017,  
Pflege-Grade, Mobilität und Pflegedienste auf: 

- Wann ist man pflegebedürftig? 
- Wie viel Hilfe braucht der pflegebedürftige Mensch? 
- Welchen Pflege-Grad bekommt der pflegebedürftige Mensch?  
- Gutachten vom Medizinischen Pflegedienst 
- Pflegeversicherung  
- Verhinderung 
- Betreuungskraft 
- Pflegezeit für Angehörige wegen Auszeit, maximal 10 Tage im Jahr Behandlungspflege 
- Pflegehilfsmittel  
- Pflegegeld 
- Zuschuss für Wohnumbau z.B. ebenerdige Dusche 
- Jede Stadt hat Wohnungsberatung, wegen barrerefreiem Umbau  
- Immer vom Hausarzt verschreiben lassen 

Andrea Huckemeier hat viele wichtige und interessante Beispiele vorgestellt, damit wir z.B. gut 
verstehen, was überhaupt die 5 Grade bedeuten? Früher nannte man die Grade Pflegestufen. 
 
Nachmittags stand eine Besichtigung in der Untersuchungshaft-Gedenkstätte der DDR-Zeit auf 
dem Programm. Das ist der Ort der Erinnerung an die Opfer politischer Gewaltherrschaft in 
Sachsen. Frau Garte, gehörlose Dresdenerin des Stadtverbandes des Gehörlosen Dresden e.V., 
holte uns direkt von der Cityherberge ab und wir fuhren mit der Straßenbahn zur Gedenkstätte. An 
der Kasse standen schon die Dolmetscherin, Frau Jenni Lindner, und der Zeitzeuge, Jürgen 
Gottschalk, der selbst Opfer war. Er führte uns durch alle Räume. Es ist eine traurige Geschichte, 
die man sich heute kaum noch vorstellen kann. 
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Nach der Besichtigung fuhren wir mit der Straßenbahn zum Landesverbandshaus der Gehörlosen 
Sachsen e.V. Wir staunten über die schöne Fassade der Villa. Wir wurden vom 1. Vorsitzenden des 
Stadtverbands der Gehörlosen Dresden e.V., Martin Domke, begrüßt. Er zeigte uns einen Film, wie 
das Verbandhaus entstand. Mit viel Mühe und Fleiß haben die gehörlosen Handwerker das Haus 
aus eigener Kraft saniert. Auch hörende Handwerker von verschiedenen Firmen haben das Haus 
mit in Ordnung gebracht. 
Nach dem Kaffeetrinken wurde es schon langsam dunkel und wir bummelten noch zur 
Frauenkirche. Leider durften wir nicht reingehen, weil dort Gottesdienst war. 
Am Donnerstag, den 9. November, begann um 9 Uhr der Vortrag von Rosa Reinhardt. Das Thema 
war "Gender-Mainstreaming“. Es wurde über die Geschlechter von Mann und Frau referiert. 
Brigitte Schudlik gab bekannt, dass sie das Amt als Bundersreferentin aus gesundheitlichen 
Gründen nicht mehr weiterführen kann. Sie widmet nun auch ihrem kranken Mann mehr Zeit, da 
sie bereits viele Jahre verschiedene Ämter ausgeübt hat.  
Die Seminarist*Innen bedankten sich für ihre besondere Leistung. Sie bedankten sich gleichzeitig 
auch bei Rosa Reinhardt und Klauspeter Peiker, die alle drei das Amt besetzt haben. 
Kommissarisch übernahm Bernd Siebert das Amt, bis zur Wahl im Jahr 2018.  

 

 
 

Für nächstes Jahr 2018 steht nun fest, dass das Seminar in Kassel stattfinden wird. Bernd Siebert 
versprach, die Organisation zu übernehmen. 
 
Vielen Dank für die gute Zusammenarbeit, besonders an Brigitte Schudlik und Rosa Reinhardt! Auf 
Wiedersehen und bis nächstes Jahr in Kassel! 
 
Geschrieben von Elisabeth Brockmann 
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Pressemitteilung KT 01/2017 am 17. Juli 2017 
 
Neue Leitung für die 6. Deutschen Kulturtage der Gehörlosen  
 
Mit großer Freude teilt der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. mit, dass die 6. Deutschen 
Kulturtage der Gehörlosen unter dem Motto "Unsere Kultur mit Gebärdensprache: 
inklusiv und gleichwertig" vom 17.05.2018 bis 19.05.2018 in der Metropolis Halle des 
Filmparks Potsdam-Babelsberg in der Nähe von Berlin stattfinden werden. 
 
Die Deutschen Kulturtage der Gehörlosen verfolgen seit 1993 das Ziel, Sprache, Kultur und Kunst 
der Gehörlosengemeinschaft zu zeigen, zu fördern, zu stärken und traditionsgerecht 
weiterzugeben. Sie bilden die Möglichkeit soziale Kontakte aufzubauen, zu stärken und sich in der 
Peer-Group auszutauschen. Gleichzeitig unterstützen sie im Sinne des Empowerments 
persönliche Stärken und Fähigkeiten.  
Nach Hamburg, Dresden, München, Köln und Erfurt werden gehörlose Künstler_innen und 
Referent_innen ihre Bandbreite der Gehörlosengemeinschaft und ihre Botschaften an Gesellschaft 
und Politik nun auch im Nordosten Deutschlands kundtun. Diese Kulturtage sollen getreu dem 
Motto „Unsere Kultur mit Gebärdensprache: inklusiv und gleichwertig“ die Gleichstellung in der 
Gesellschaft aufzeigen. Durch die Anerkennung der Gebärdensprache im Jahre 2002 und die 
verbesserte Öffentlichkeitsarbeit, wurde ein Weg in die inklusive Gesellschaft geebnet. Um eine 
erfolgreiche Umsetzung zu gewährleisten, muss die Kultur und Gemeinschaft weiterhin gestärkt 
und gefördert werden. Erst dann können alle Bedürfnisse und Ziele eingehalten wie erreicht 
werden. 
 
Eine Besonderheit der kommenden Veranstaltung wird das 25-jährige Jubiläum der Deutschen 
Kulturtage der Gehörlosen sein, das gebührend gefeiert werden soll. 
 
Organisiert werden die „6. Deutschen Kulturtage der Gehörlosen“ neben der 1. Vizepräsidentin 
Marietta Schumacher als Verantwortliche und Ansprechpartnerin der Kulturtage, durch die 
Projektleitung. Diese steht seit dem 01.07.2017 unter der Leitung von Ludwig Herb und Vera 
Koplin. 
 
Ludwig Herb ist bereits seit 01/2015 Referent für Sozialpolitik und Selbsthilfe im 
Bundeskompetenzzentrum des Deutschen Gehörlosen-Bundes. Seine wöchentliche Arbeitszeit 
wird hier von 30 auf 15 Arbeitsstunden reduziert. Im Rahmen der Projektleitung der „6. 
Deutschen Kulturtage der Gehörlosen“ wird er wöchentlich mit 25 Arbeitsstunden zur Verfügung 
stehen. 
 
 
 
 
 

 
 
 
Vera Koplin ist Studentin der Rehabilitationswissenschaften Schwerpunkt Gebärdensprach- und 
Audiopädagogik an der Humboldt-Universität zu Berlin und steht Ludwig Herb mit ihren 
Erfahrungen aus unterschiedlichen Veranstaltungen in dem Bereich der Organisation zur Seite. 
Auch sie hat im Rahmen der Projektleitung als Koordinationsfachkraft eine wöchentliche 
Arbeitszeit von 25 Stunden. Das Präsidium hat sich nach der Stellenausschreibung und dem 
Bewerbungsverfahren für Vera Koplin entschieden.  
 
Unterstützt wird das Leitungsteam durch das Organisationsteam, bestehend aus 25 Mitgliedern, 
das sich in 12 Gruppen den unterschiedlichen Veranstaltungsbereichen widmet. Ein erstes 
Vorbereitungs- und Kennenlerntreffen fand bereits vom 28.05.2017 bis 30.05.2017 statt.  
 
Alle weiteren Informationen zur Veranstaltung, den Tickets und dem Veranstaltungsprogramm 
finden Sie unter: www.gehoerlosen-kulturtage.de  
 
Interessenten für die Ausstellung wenden sich bitte an Ludwig Herb als auch Vera Koplin unter 
den unten genannten Kontaktdaten. Interessenten für das Sponsoring kontaktieren bitte Lisa 
Leonhardt unter der ebenfalls unten genannten Kontaktdaten. 
 
Kontaktdaten von Vera Koplin, Ludwig Herb und Lisa Leonhardt: 
herb@gehoerlosen-kulturtage.de 
koplin@gehoerlosen-kulturtage.de 
sponsoring@gehoerlosen-kulturtage.de
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Berlin, 27.03.2018 
 
Pressemitteilung 1/2018 
 
Der CI-Zwang für gehörlose Kinder ist nicht mit der UN-Behindertenrechtskon-
vention vereinbar. – Unsere Aktivitäten bezüglich der aktuellen Situation um das 
Cochlea-Implantat 
 
Wir möchten Sie zunächst darüber informieren, dass wir die zahlreichen Beiträge, Einreichun-
gen und E-Mails erhalten und zur Kenntnis genommen haben. Den Prozess in Goslar sowie 
alle Neuigkeiten, z.B. einen weiteren Prozess in Trier, wo der Kostenträger statt eine Assis-
tenz für gehörlose Kindergartenkinder zu bezahlen nun über eine Forderung zur CI-Implanta-
tion für die Kinder nachdenkt, verfolgen wir weiterhin mit Interesse und Nachdruck. 
 
Wir haben mit dem EUD und dem WFD Kontakt aufgenommen und sie über die aktuelle Situ-
ation informiert. Von beiden Verbänden haben wir Antwort erhalten und sie haben uns je-
weils ihre Positionspapiere bzw. ihre Pressemitteilung zukommen lassen, die wir anschlie-
ßend auf Deutsch übersetzt haben. Außerdem haben wir zahlreiche Stellungnahmen und Ar-
tikel von diversen Persönlichkeiten und Verbänden/Institutionen erhalten und gesammelt. Im 
Anhang finden Sie die Übersetzungen und Sammlung dieser Stellungnahmen und Artikel. 
 
Im Herbst 2018 plant der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. eine Fachtagung zum Thema 
„Cochlea Implantat (CI) – Realitäten ohne Zwang“ im Bereich Gesundheit. Dabei ist es unser 
Ziel, auch die Aspekte zu beleuchten, die bei überwiegend positiver Betrachtung untergehen. 
Derzeit läuft die Organisation für die Tagung an und es werden u.a. noch Kooperations-
partner gesucht. 
 
Die Stern-Medizinreporterin und Ärztin, Dr. Anika Geisler, hat die betroffene Familie in Goslar 
besucht und dazu einen sehr guten Artikel mit der Überschrift „Hören oder nicht hören“ ver-
fasst. Daraus folgendes Zitat: 
 

Mitte September 2017 trifft bei ihr ein Brief des HNO-Chefarztes Andreas Gerstner 
ein: Er fordert sie dringend zu einem weiteren Gespräch über die CI-Versorgung auf, 
in dem er über die Behandlungsmethode aufklären will. „Das Ergebnis dieser Abklä-
rung ist mit großer Wahrscheinlichkeit, dass die Hörstörung durch ein Cochlea-Im-
plantat geheilt werden kann“, heißt es in dem Brief. Und: Als Garant für das Wohl des 
Kindes stehe der Arzt „ihm gegenüber nämlich in der Pflicht, die Schritte einzuleiten, 
die geboten sind, um potenziell irreparable Schäden von ihm abzuwenden. Falls Sie 
als seine Eltern diese ablehnen, dann muss ich hierzu eine Entscheidung des Famili-
engerichts anregen.“ 

 
Mit dieser stark unter Fachleuten und der gut hörenden Bevölkerung verbreiteten Meinung 
stimmen wir aufgrund unserer eigenen Erfahrungen und der Erfahrungen von Experten, die 
mit Gehörlosen arbeiten, absolut nicht überein. 
 
Ein Cochlea-Implantat ist keine Garantie für das Kindeswohl. Für das Kindeswohl ist jedoch 
eine effektive frühe Eltern-Kind-Interaktion und die möglichst umfassende kognitive, sprach-
liche, psychische und psychosoziale Entwicklung unablässig. Das Cochlea-Implantat ist kein 
Super-Hörgerät, welches dies garantiert. 
 
Bei einer CI-Operation handelt es sich nicht um eine lebensnotwendige Operation. Es gibt 
mögliche Risiken und Nebenwirkungen, z.B. Gleichgewichtsstörungen, Lähmung des Ge-
sichtsnervs, Verlust des Geschmacksinns, Tinnitus, Schwindel, Kopfschmerzen, etc. Auch 
eine Implantation ohne Komplikationen führt nicht zwangsläufig zum gewünschten Erfolg. 
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Das Hauptziel der normal hörenden Eltern, dass ihr Kind einen normalen Lautspracherwerb 
erfährt, die Regelschule besucht und damit möglichst „nicht behindert“ in die hörende Gesell-
schaft inkludiert werden kann, wird in vielen Fällen nicht erreicht. Nicht alle CI-versorgten 
Kinder erreichen eine Hör- und Lautsprachkompetenz, mit der sie langfristig auf der Regel-
schule verbleiben und dort einen Abschluss machen können. Viele Kinder wechseln früher o-
der später auf Schulen für Hörbehinderte bzw. Förderschulen für Hören und Kommunikation, 
wo sie trotz der nach der Implantation bestehenden Höreinschränkungen angemessener ge-
fördert werden können. Ein Cochlea-Implantat verwandelt gehörlose Kinder nicht in hörende 
Kinder, sondern in schwerhörige Kinder. 
 
Da die Lebensdauer eines CIs nur selten langfristig ist, muss im Leben vieler CI-Versorgten 
das Implantat erneuert werden. Dieser muss mit dem Hörtraining damit wieder von vorne 
anfangen und an regelmäßiger und zeitintensiver Nachsorge (Hör- und Sprachtherapie bzw. -
training) teilnehmen. Die CI-versorgte Person bleibt damit öfters langfristig abhängiger, vom 
medizinischen System, u.a. Ärzten und Logopäden. Diese Person muss daher viel Zeit ihrer 
wertvollen Kindheit, ihrer Freizeit und der Zeit mit ihrer Familie für einen z.T. fraglichen Hör-
erfolg opfern. 
 
Dass CI-Implantierte schwerhörig bleiben, kann im Alltagsleben unterschiedliche praktische 
Auswirkungen haben. Viele Betroffene können sich beim Telefonieren nur mit ihnen bekann-
ten Menschen unterhalten, aber nicht mit unbekannten Menschen, an deren Stimmen sie 
nicht gewöhnt sind. Trotz CI sind oftmals Hören und Verstehen mit großen Anstrengungen 
und einer hohen Quote an Missverständnissen einschließlich eines erhöhten Stresslevels ver-
bunden. Die erhöhten psychischen und körperlichen Belastungen führen bei einer ganzen 
Reihe von Betroffenen z.B. zu sozialem Rückzug, Isolation oder auch zum dauerhaften Able-
gen des Sprachprozessors. 
Auch bleiben z.B. CI-versorgte Personen dauerhaft auf Batterien mit häufigerem Wechseln 
angewiesen, müssen darauf achten, die externen Teile z.B. vor Wasser zu schützen und dür-
fen sich bestimmten Untersuchungen, z.B. MRT nicht unterziehen. 
 
Auch wenn es viele CI-Betroffene gibt, die vom CI mehr oder weniger gut profitieren, so blei-
ben sehr oft als Beispiele die o.b. Einschränkungen bestehen und zeigen, dass in keinem Fall 
von einem Hören, wie Hörende es gewohnt sind und wie sie dieses verstehen, ausgegangen 
werden kann. 
 
Typischerweise kristallisieren sich erst mit der Entwicklung der eigenständigen Persönlichkeit 
Beurteilungs- und Entscheidungsfähigkeiten heraus, die sich auch auf das Leben, die Zufrie-
denheiten, aber auch Einschränkungen mit einem CI beziehen. So kann dies z.B. auch die Er-
kenntnis weiterbestehender kommunikativer Einschränkungen betreffen, die zusätzlicher 
kommunikativer Unterstützung bedürfen. 
 
Dies sollte auch bei Kindern besonders bedacht werden, da man als Eltern und Verantwortli-
che diesen ja eigentlich so viel wie möglich für ein gutes Leben mitgeben möchte. In der 
Konsequenz kann dies durchaus auch bedeuten, von einer Implantation abzusehen oder das 
Kind im Falle einer Implantation zumindest bilingual, also einschließlich der Gebärdenspra-
che, zu fördern und zu erziehen. Dabei können sowohl die gehörlosen wie auch die hörenden 
Eltern ihr gehörloses Kind von jeder Seite fördern: die gehörlosen Eltern durch die natürliche 
gebärdensprachliche Sozialisation unter Einbeziehung der hörenden Welt und Lautsprache, 
sowie hörende Eltern durch zusätzlich gemeinsame, bilinguale Kommunikation mit der Ge-
bärdensprache. 
 
Ergänzend dazu folgendes Zitat aus dem Artikel von Dr. Anika Geisler: 
 

Der Leipziger Juraprofessor Drygala und seine Mitautorin kommen zu drei Schlüssen: 
Erstens: Eltern gehörloser Kinder teilweise das Sorgerecht zu entziehen, um eine CI-
Versorgung zwangsdurchzusetzen, ist unzulässig. 
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Zweitens: Die Entscheidung der Eltern gegen die Operation ist vertretbar. Ein staatli-
ches „Optimierungsgebot“ in Bezug auf behinderte Kinder besteht nicht. 
Drittens: Ein behindertes Kind darf nicht zum Zweck einer CI-Versorgung von seinen 
Eltern getrennt werden. Ein „Zwang zu hören“ sei nicht mit der UN-Behinderten-
rechtskonvention vereinbar. 

 
Unserer Lebenserfahrung als erwachsene Gehörlose entsprechend stimmen wir mit den Aus-
sagen des Juraprofessors Dryala und seiner Mitautorin voll überein. 
 
Neben der rein gebärdensprachlichen Alternative zur CI-Operation ist die Versorgung mit gu-
ten Hörgeräten und der Einsatz von Gebärdensprache eine weitere Option. Hier müssen Kin-
der nicht einer z.T. risikobehafteten Operation mit unsicheren Erfolgsaussichten unterzogen 
werden. Wenn das hörbehinderte Kind zweisprachig mit Gebärdensprache und Lautsprache 
aufwächst, ist am ehesten eine vergleichbar umfassende Kommunikation, wie Hörende diese 
von der Lautsprache her kennen, gegeben. Schulversuche haben bewiesen, dass bilingual 
erzogene gehörlose Kinder eine annähernd gleiche Lesekompetenz und ein annähernd glei-
ches Textverständnis erreichen können, wie gleichaltrige hörende Kinder. Die bilingual erzo-
genen Kinder zeigten zudem ein besseres Lautsprachvermögen als rein lautsprachlich geför-
derte gehörlose Kinder. 
 
Wir, der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V., empfehlen auf dem Hintergrund des Gesagten und 
unserer Lebenserfahrung eine bilinguale Erziehung mit Gebärdensprache, da dieser Weg risi-
kofrei und langfristig erfolgversprechend für hörbehinderte Kinder ist. Bei der bilingualen Me-
thode ist keine Gefährdung des Kindeswohls zu erkennen. 
 
Wir würden es sehr begrüßen, wenn gerichtlicherseits der Elternwille, in diesem Fall die Ab-
lehnung einer CI-Operation, gestärkt wird. Wünschenswert ist in dem Zusammenhang, wenn 
die Gerichte, u.a. das Amtsgericht Goslar, aufgrund der zahlreichen Bemühungen um Aufklä-
rung durch die selbst betroffene Gehörlosengemeinschaft erkennen, dass der Zwang zu einer 
CI-Operation die falsche Entscheidung ist, und zugunsten der gehörlosen Eltern urteilen. 
 
Schließlich ist es für uns allen Betroffenen, ob mit oder ohne CI, ganz vordringlich, dass so-
mit kein Präzedenzfall gerichtlicherweise geschaffen wird und der soziale Frieden und der Zu-
sammenhalt in der Gesellschaft gewahrt bleiben. 
 
 
 
 
 
Literaturquellen: 

• EUD-Positionspapier zum Cochlea-Implantat (Mai 2013) 
• WFD-Positionspapier zu den Sprachrechten gehörloser Kinder (7. September 2016) 
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abzulehnen!“ (17.11.2017) 
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Prof. Dr. med. Andreas Gerstner beim Jugendamt Braunschweig wegen Verweigerung 
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• Stellungnahme von Prof. Dr. Christian Rathmann „Entscheidungsprocedere zur CI-
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• Wille Felix Zante: „Beschämend für ein Sozialamt“. erschienen in Deutsche Gehörlo-
senzeitung 1/2018, Seite 21. (20.01.2018) 
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 Berlin, 07.06.2018 
 
Pressemitteilung 2/2018 
 
Unsere Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreier Notruf“ ist endlich da! 

 
Wir freuen uns Ihnen mitteilen zu können, dass die Doku-
mentation zur Fachtagung „Barrierefreier Notruf“ am 
29.11.2016 nun zur Verfügung steht und allen Interessierten 
zugänglich ist. Diese Dokumentation bildet die Grundlage für 
die weitere Arbeit an diesen Themen, um die Notrufsituation 
für Menschen mit Hörbehinderung signifikant zu verbessern. 
Sie können die Dokumentation (PDF, 5,3 MB) herunterladen 
oder kostenfrei bei uns bestellen. 
 
Die Ergebnisse der Umfrage haben deutlich gezeigt, dass 
Gehörlose und hörbehinderte Menschen Notrufe lieber über 
die Videotelefonie in Gebärdensprache absetzen wollen. 
 
Durch die Änderung des § 45 des Telekommunikationsgeset-
zes vom 04.07.2017 kann der barrierefreie Notruf ab 
01.07.2018 kostenfrei und rund um die Uhr (24 Stunden und 

7 Tage pro Woche) in Gebärdensprache und in Schriftsprache über den Telefonvermittlungs-
dienst „Tess Relay Dienste GmbH“ abgesetzt werden. Damit wurde unsere jahrlange Forder-
ung endlich erfüllt. 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) fördert seit Oktober 2017 die Ent-
wicklung des Prototyps einer Notruf-App, welche den Notruf direkt vom Smartphone in die 
örtlich zuständige Leitstelle von Polizei und Feuerwehr sendet. Laut BMWi-Pressemitteilung 
vom 09.02.2018 möchte die Bundesregierung „innerhalb der nächste Monate“ einen Prototyp 
für eine Notruf-App, die für alle gängigen Smartphone-Plattformen verfügbar sein wird, tes-
ten. Die Kommunikation mit der Leitstelle erfolgt anhand eines textbasierten Chatsystems, 
mit dem Nutzer von Smartphones in der Regel bestens vertraut sind. 
 
Es ist für uns Menschen mit Hörbehinderungen lebensnotwendig, dass die Notrufmöglichkeit-
en weiter verbessert werden, um unseren Schutz und unsere Sicherheit zu gewährleisten 
(UN-BRK Artikel 11). 
 
Literaturquellen: 

• Pressemitteilung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie „Zypries: Die Di-
gitalisierung des Notrufs bringt mehr Sicherheit für alle“ (09.02.2018) 

• Pressemitteilung der Tess Relay-Dienste GmbH „Tess ab Juli rund um die Uhr erreich-
bar“ (17.05.2018) 

 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdient mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die derzeit 26 Mit-
gliedsverbände mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, die sich insgesamt 
in mehr als 600 Vereinen zusammengeschlossen haben, zählen. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Bar-
rieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
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 Berlin, 03.07.2018 
 
Pressemitteilung 3/2018 
 
Neue Services der Deutschen Bahn für Gehörlose und andere Menschen mit Hör-
behinderungen 
 
Seit vielen Jahren kommunizieren Menschen mit Hörbehinderungen mit den Mitarbeitern der 
Mobilitätsservice-Zentrale (MSZ) per Fax oder E-Mail über Reiseplanung, z.B. über Buchung 
von Fahrscheinen und kostenfreie Sitzplatzreservierungen, über Information zu Verspätun-
gen, Umbuchungen oder Gleiswechseln. Störungen können auch per SMS mitgeteilt werden. 
 
Seit 2. Juli 2018 bietet die Deutsche Bahn (DB) in einer halbjährlichen Pilotphase zusätzlich 
eine neue Live-Chat-Funktion an. Ab sofort kann der Live-Chat mit der MSZ nun von Montag 
bis Freitag (08:00 bis 18:00 Uhr) unter www.bahn.de/msz-chat getestet werden. 

 

 
Mit freundlicher Genehmigung der Deutsche Bahn 

 
Die Deutsche Bahn hat auf ihrer Internetseite www.bahn.de/gehoerlos außerdem sechs neue 
Gebärdensprachvideos mit einem Avatar eingefügt. 
 
Eindrücke, Bewertungen und Rückmeldungen zum Live-Chat und den Gebärdensprachvideos 
können per E-Mail an mehr-zu-barrierefrei@deutschebahn.com abgegeben werden. Diese 
Rückmeldungen sind für die Deutsche Bahn sehr wichtig, um das Angebot weiterentwickeln 
und verbessern zu können. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdient mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die derzeit 26 Mit-
gliedsverbände mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, die sich insgesamt 
in mehr als 600 Vereinen zusammengeschlossen haben, zählen. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Bar-
rieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 

105104



Deutscher Gehörlosen-Bund e.V. 
 Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung in Deutschland 

 

 
Bankverbindung: IBAN DE98100205000007470400 – BIC BFSWDE33BER 

Präsidium: Helmut Vogel, Marietta Schumacher, Wolfgang Bachmann, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt und Bianca Demmig 

≥ 

 Berlin, 03.07.2018 
 
Pressemitteilung 4/2018 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. fordert die Verpflichtung statt die Freiwillig-
keit zur digitalen Barrierefreiheit im privaten Sektor! 
 
Am 14.06.2018 hat der Bundestag das geänderte Behindertengleichstellungsgesetz (BGG), 
bezüglich des barrierefreien Zugangs zu den Websites und mobilen Anwendungen öffent-
licher Stellen, durch die Umsetzung der EU-Richtlinie 2016/2102 mit dem Änderungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD beschlossen. Darin geht es u.a. um die Beibehaltung 
der graphischen Programmoberfläche und Social Media-Angebote und die Einbeziehung der 
bundeseigenen Unternehmen (Deutsche Flugsicherung, Deutsche Bahn AG, LH Bundeswehr 
Bekleidungsgesellschaft mbH, HIL Heeresinstandsetzungslogistik GmbH, Bundesdruckerei 
GmbH, etc.). Die AfD, die Linken und das Bündnis 90/Die Grünen stimmten dagegen. 
 
Der Entschließungsantrag vom Bündnis 90/Die Grünen wurde abgelehnt. Einen Antrag von 
den Linken, das Menschenrecht auf Barrierefreiheit umzusetzen und die Privatwirtschaft zu 
Barrierefreiheit zu verpflichten, lehnten CDU/CSU, SPD, AfD und FDP ab. Die Linken und das 
Bündnis 90/Die Grünen stimmten dafür. 
 
Das Gesetzgebungsverfahren im Bundestag (1. Lesung, Ausschussberatung, 2./3. Lesung) 
wurde mit unter einem Monat Bearbeitungszeit deutlich beschleunigt. Verbände und Selbst-
hilfeorganisationen haben nur eine Woche Zeit, eine Stellungnahme abzugeben. Dies ist 
unserer Ansicht nach nicht ausreichend und nicht angemessen. Die Möglichkeit Einfluss zu 
nehmen, wurde beschränkt. Wir benötigen mehr Zeit, um uns mit dem Thema digitale 
Barrierefreiheit auseinandersetzen zu können. Die Frist für Stellungnahmen sollte etwas 
länger sein. 
 
Unverändert werden alle öffentlichen Stellen des Bundes dazu verpflichtet, die Videos ihrer 
Webseiten und Apps für Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderungen in 
Gebärdensprache und mit Untertiteln zugänglich zu machen. 
 
Für uns ist immer nicht klar, wer die Inhalte der Videos in Gebärdensprache und mit Unter-
titeln kontrolliern bzw. prüfen soll. Wir möchten keine falschen Übersetzungen sehen und 
fordern Qualitätssicherung. 
 
Mit dem Erwähnungsgrund 34 der EU-Richtlinie 2016/2102 als Empfehlung sollten die Mit-
gliedsstaaten dazu ermutigt werden, die Anwendung dieser Richtlinie auf private Stellen 
auszuweiten, welche Einrichtungen und Dienstleistungen anbieten, die der Öffentlichkeit 
offenstehen bzw. bereitsgestellt werden. Dies gilt u.a. in den Bereichen Gesundheitswesen, 
Kinderbetreuung, soziale Integration und soziale Sicherheit sowie in den Sektoren Verkehr, 
Strom, Gas, Wärme, Wasser, elektronische Kommunikation und Postdienste. 
 
Wir sehen von der großen Koaltion (CDU/CSU und SPD) kein deutliches Signal, die digitale 
Barrierefreiheit im privaten Sektor auszubauen. Dies ist sehr bedauerlich und unverständlich 
für uns.  
 
Die digitale Barrierefreiheit ist für den privaten Bereich in Deutschland noch immer nur 
freiwillig. Die Forderungen des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V., des Deutschen 
Behindertenrates sowie anderer Behindertenverbände, nach digitaler Barrierefreiheit in allen 
Bereichen, wurde erneut ignoriert. Wir empfinden diese Ignoranz als deutlichen Widerspruch 
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zu unserem uneingeschränkten und selbstverständlichem Recht auf Teilhabe, wie es die UN-
Behindertenrechtskonvention vorsieht. 
 
Anders als Deutschland hat unser Nachbarland Österreich gezeigt, dass es mögich ist auch 
die Privatwirtschaft zur Barrierefreiheit zu verpflichten. 
 
Deshalb fordert der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. das Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz (BMJV) auf, einen Referentenentwurf für die Novellierung des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) vorzulegen, die Schaffung einer gestuften 
gesetzlichen Pflicht zur Barrierefreiheit im Privatwirtschaft, verlängerte Klagefristen, die 
Schaffung eines Verbandsklagerechts und die Förderung der Diskriminierungsschutz durch 
angemessene Vorkehrungen im Sinne der UN-BRK (Artikel 2) aufzunehmen bzw. zu 
erweitern. 
 
Am 14.06.2018 haben wir nachts die Debatte über die Um-setzung der EU-Richtlinie im 
Bundestag als Livestream in Gebärdensprache und mit Unter-titeln unter 
https://www.bundestag.de/gebaerdensprache/ verfolgt. Leider gab es einige technische 
Untertitel-Störungen und beide tauben Dolmetscher konnten zeitweise nicht weiter 
übersetzen. Solche technischen Störungen gilt es in Zukunft zu vermeiden, damit die 
Debatten barrierefrei verfolgt werden können. 
 
 
 
 
 
Literaturquellen: 
 
• EU-Richtlinie 2016/2102 über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen 

Anwendungen öffentlicher Stellen (26.10.2016) unter https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32016L2102  

• Forderungen des Deutschen Behindertenrates (DBR) anlässlich der 
Sondierungsgespräche von CDU, CSU und SPD 2018 (17.01.2018) 

• DGB-Stellungnahme 3/2018 - Der bisherige Standard des 
Behindertengleichstellungsgesetzes darf nicht durch die Umsetzung der EU-Richtlinie 
2016/2012 für Menschen mit Hörbehinderungen verschlechtert werden. (13.06.2018) 

• BT-Drucksache 19/1342 - Antrag: Menschenrecht auf Barrierefreiheit umsetzen - 
Privatwirtschaft zu Barrierefreiheit verpflichten. (21.03.2018) 

• BT-Drucksache 19/2072 - Gesetzentwurf (09.05.2018) 
• BT-Drucksache 19/2728 - Beschlussempfehlung und Bericht (13.06.2018) 
• BT-Drucksache 19/2733 - Entschließungsantrag (13.06.2018) 
• BT-Plenarprotokoll 19/39 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdient mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die derzeit 26 Mit-
gliedsverbände mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, die sich insgesamt 
in mehr als 600 Vereinen zusammengeschlossen haben, zählen. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Bar-
rieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
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 Berlin, 03.07.2018 
 
Pressemitteilung 5/2018 
 
Aktueller Stand zum Umsetzungsprozess der UN-Behindertenrechtskonvention in 
Deutschland 
 
Im Jahr 2015 prüfte der UN-Fachausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
den ersten deutschen Staatsbericht zur UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK). 
Die abschließenden Bemerkungen (Concluding Observations) über den ersten Staatsbericht 
Deutschlands wurden am 13. Mai 2015 veröffentlicht. Die Empfehlungen für die Umsetzung 
der UN-BRK wurden durch Bund, Länder und Kommunen angenommen und seither wurde 
daran gearbeitet. Der UN-Fachausschuss fordert den Vertragsstaat nun dazu auf, bis spätes-
tens 24. März 2019 seinen zweiten und dritten Bericht vorzulegen und darin die Informatio-
nen der vorliegenden abschließenden Bemerkungen zur Umsetzung aufzunehmen. 
 
Der Deutsche Gehörlosen Bund e.V. hat im April und Mai 2018, zusammen mit seinen 26 Mit-
gliedsverbänden (Landes- und Fachverbänden) und beteiligten Experten, eine Fragenliste im 
Zusammenhang mit dem zweiten Zyklus der Staatenprüfung Deutschlands formuliert. Am 
15.05.2018 wurde die Fragenliste an das Kernteam, bestehend aus dem Deutschen Behin-
dertenrat, der BAG der Freien Wohlfahrtspflege, den Fachverbänden für Menschen mit Be-
hinderung und der LIGA Selbstvertretung, versendet. 
 
Am 20. Juni 2018 hat dieses Kernteam eine Gesamtfragenliste, die inzwischen von über 50 
Verbänden mitgetragen wird, und ein Update an die UN-Berichterstatter nach Genf über-
sandt. Das gemeinsame Ziel war es, die zivilgesellschaftlichen Kräfte zur 2. Staatenprüfung 
Deutschlands erneut zu bündeln. Von unserer Seite wurden diverse Vorschläge und Begrün-
dungen in diese Gesamtfragenliste aufgenommen. 
 
Die zweite Staatenprüfung Deutschlands soll nach dem sogenannten vereinfachten Verfahren 
am 21. September 2018 in Genf stattfinden. Deutschland wird diesbezüglich nur Stellung zur 
Fragenliste nehmen. Diese Stellungnahme muss binnen sechs Monaten erfolgen. Anschlie-
ßend erfolgt dann die Prüfung vor dem UN-Ausschuss in Genf, die im Frühjahr 2019 zu er-
warten ist. 
 
Im Sommer 2018 wird der Forderungskatalog des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. neu 
überarbeitet und aktualisiert. Er wird für die Diskussion bei der DGB-Bundesversammlung 
vom 26.-28. Oktober 2018 in Magdeburg vorbereitet. 
 
Literaturquellen: 
• Fragenliste des Deutschen Gehörlosen-Bundes (15.05.2018) 
• Update zur 2. Staatenprüfung Deutschlands vor dem UN-Fachausschuss zur UN-Behindertenrechtskonvention vorlegt von 

einem zivilgesellschaftlichen Verbändebündnis (20.06.2018) 
• Vorschläge für Fragen des Fachausschusses zur UN-Behindertenrechtskonvention im Rahmen der 2. Staatenprüfung 

Deutschlands vorlegt von einem zivilgesellschaftlichen Verbändebündnis (20.06.2018) 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdient mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die derzeit 26 Mit-
gliedsverbände mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, die sich insgesamt 
in mehr als 600 Vereinen zusammengeschlossen haben, zählen. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Bar-
rieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
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 Berlin, 18.07.2018 
 
Pressemitteilung 6/2018 
 
Die Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreie Medien“ als ein Instrument zur 
Aufklärung und Sensibilisierung 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. hat die Dokumentation zur 
Fachtagung „Barrierefreie Medien“ am 12.09.2017 in Mainz nun als 
Broschüre veröffentlicht. 
 
Die Dokumentation liefert viele wichtige Impulse und Anregungen für 
die Aufklärungs- und Sensibilisierungsarbeit in der medien- und 
behindertenpolitischen Landschaft. 
 
Die digitale Version (PDF; 4,9 MB; komprimiert) steht als Download 
zu Verfügung. Die Druckversion ist kostenfrei auf unserer Homepage 
bestellbar. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. hat die Forderungen nach 
barrierefreien Medien zusammen mit der Deutschen Gesellschaft der 
Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachverbände e.V. überarbeitet und 
aktualisiert: 
 

1. 100 % Untertitelung und mindestens 5 % Gebärdensprache für alle öffentlich-
rechtlichen und privaten Fernsehsendungen im linearen Fernsehen 

2. Werbesendungen und Wahlwerbungen in Gebärdensprache und mit Untertiteln 
3. Kindersendungen in Gebärdensprache 
4. Erhalt der einzigen vollständig inklusiven Fernsehsendung „Sehen statt Hören“ im 

linearen TV-Programm (mindestens 36 Neusendungen pro Jahr und dafür weniger 
Wiederholungen) 

5. die RedakteurInnen von „Sehen statt Hören“ sollten hörbehindert und/oder 
gebärdensprachkompetent sein 

6. Betroffene Menschen mit Behinderung sollten in den Fernsehräten bzw. 
Rundfunkräten vertreten sein 

 
Der Rundfunkstaatsvertrag und das Behindertengleichstellungsgesetz müssen überarbeitet 
werden und an die UN-Behindertenkonvention (Artikel 9 und 30), die EU-Richtlinie für 
audiovisuelle Mediendienste 2010/13 (Artikel 23 und 46) und unsere Forderungen angepasst 
werden. Dadurch soll die Verpflichtung zu barrierefreien Angeboten (Gebärdensprache, 
Untertitel, Audiodeskription und leicht verständliche Menüführung) im öffentlich-rechtlichen 
und privaten Medienbereichen erreicht werden. Außerdem sollen die finanziellen Ressourcen 
für den Ausbau der barrierefreien Angebote nach Stufenplan (10 % Steigerung pro Jahr) 
erhöht werden. All dies sollte in unserer Gesellschaft eine Selbstverständlichkeit sein! 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die derzeit 26 Mit-
gliedsverbände mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, die sich insgesamt 
in mehr als 600 Vereinen zusammengeschlossen haben, zählen. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Bar-
rieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdient mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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 Berlin, 19.09.2018 
 
Pressemitteilung 7/2018 
 
„Durch Gebärdensprache gehört jeder ganz natürlich dazu!“ 
lautet das gemeinsame Motto des Internationalen Tages der Gebärdensprachen 
und der Internationalen Woche der Gehörlosen vom 23. bis 30. September 2018 
 
Der Weltverband der Gehörlosen (WFD) wurde 1951 in Rom, Italien gegründet und ist eine 
internationale Non-Profit- und Nichtregierungsorganisation mit 135 nationalen Gehörlosen-
verbänden, die schätzungsweise 70 Millionen gehörlose Menschen und ihre Menschenrechte 
weltweit vertritt. 
 
Zum ersten Mal wurde eine Initiative des WFD, und zwar die Internationale Woche der 
Gehörlosen, im Jahr 1958 in Rom, Italien durchgeführt, um auf die Situation der gehörlosen 
Menschen aufmerksam zu machen und das Bewusstsein für Gebärdensprache zu erhöhen. 

 

 
 

Die Internationale Woche der Gehörlosen wird jährlich durch verschiedene Aktivitäten der 
jeweiligen Gehörlosengemeinschaften in der letzten vollen Septemberwoche weltweit veran-
staltet, und zwar in Erinnerung an den ersten Weltkongress des WFD 1951 in Rom, der im 
gleichen Monat abgehalten wurde. In Deutschland wird der Tag der Gehörlosen seit den 
späten 1970er-Jahren veranstaltet, sowohl vom Deutschen Gehörlosen-Bund als auch von 
Landesverbänden der Gehörlosen. Diese Aktivitäten brauchen die Partizipation und Beteili-
gung verschiedener Akteure, zu denen Familien, Peers, staatliche Einrichtungen, professio-
nelle Dolmetscher für Gebärdensprache und Organisationen von Menschen mit Behinderun-
gen gehören. 

 
Der Internationale Tag der Gebärdensprachen wurde von der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen beschlossen. Er wird vom 23. September 2018 an jährlich gefeiert, um den 
Status der Gebärdensprachen und die Rechte von gehörlosen Menschen zu fördern und zu 
schützen. 
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Seit dem 1. Mai 2002 ist mit dem Inkrafttreten des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BGG) die Deutsche Gebärdensprache (DGS) als eigenständige Sprache anerkannt. Ebenso 
wurde an diesem Tag das Recht auf die Verwendung von Gebärdensprache und anderen 
Kommunikationshilfen im Sozial- und Verwaltungsrecht statuiert. Die Gebärdensprache ist 
jedoch bis heute nicht im Sinne der Europäischen Charta als Regional- oder Minderheiten-
sprache in allen Lebensbereichen anerkannt. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. strebt an, dass die Deutsche Gebärdensprache als Min-
derheitensprache im Sinne der Europäischen Charta der Regional- und Minderheitensprachen 
anerkannt wird. 
 
Die gemeinsamen Ziele des Internationalen Tages der Gebärdensprachen und der 
Internationalen Woche der Gehörlosen 2018 sind: 
 

• auf so viele Regierungen wie möglich zuzugehen und Einfluss auszuüben, damit die 
Verpflichtungen zur Förderung des Status der Gebärdensprachen und des sprach-
lichen Menschenrechts von Gehörlosen gesetzlich umgesetzt werden, 

• die Gebärdensprache als Mehrsprachigkeit und die Gehörlosenkultur als sprachliche 
und kulturelle Vielfalt weltweit zu fördern, zu schützen und zu erhalten, 

• deutlich und bewusst zu machen, dass die Gebärdensprachen vollwertige natürliche 
Sprachen sind, während sie sich strukturell von den gesprochenen Sprachen unter-
scheiden, neben welchen sie koexistieren, und dass Gebärdensprachen und gespro-
chene Sprachen gleichwertig sind, 

• zu betonen, dass die Gebärdensprache für gehörlose Menschen eine wichtige Voraus-
setzung für die volle Inklusion und gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft ist, 

• klar zu machen, dass ein frühzeitiger Zugang zur Gebärdensprache und zu Dienst-
leistungen, die in Gebärdensprache angeboten werden, entscheidend für das Heran-
wachsen und die Entwicklung der gehörlosen Person ist, genauso wie für die Errei-
chung der international vereinbarten Nachhaltigkeitsziele, 

• darauf zu drängen, dass das Prinzip „Nichts über uns ohne uns“ bei der politischen 
Arbeit mit dem Deutschen Gehörlosen-Bund und seinen Mitgliedsverbänden berück-
sichtigt und integriert wird. 

 
Über 12.400 Personen haben bisher die Petition „Gebärdensprache umsetzen! Bilingual – 
bimodal – endlich normal!“ von Magdalena Stenzel unter 
www.openpetition.de/!gehoerlosekinder unterschrieben. Wir halten diese für wichtig und 
bitten darum, diese Petition zu unterschreiben und weiterzuleiten. 
 
Das Kampagnenmaterial zur Internationale Woche der Gehörlosen 2018 ist unter folgendem 
Link als Download verfügbar: https://wfdeaf.org/idsl2018/ 
 
Teilen Sie die Informationen in den sozialen Medien mit den empfohlenen Hashtag-Namen: 
 

#IWDeaf2018 #IDSL2018 #SignLanguagesDay #SupportSignLanguage 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessen-
vertretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in 
derzeit 26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, 
zusammengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen 
Barrieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscherinnen und Dolmetschern für Gebärden-
sprache und Deutsch: 01805-83 77 00 
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 Berlin, 02.10.2018 
 
Pressemitteilung 8/2018 
 
Das 2. Staatenprüfverfahren zur UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland 
ist bereits gestartet. 
 
Am Freitag, den 21.09.2018, hat das Verbändebündnis der Zivilgesellschaft (Deutscher Be-
hindertenrat, Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, die Fachverbände für 
Menschen mit Behinderung und die Liga Selbstvertretung) mit einer Delegation von acht Per-
sonen (Dr. Sigrid Arnade, Martina Heland-Gräf, Andrea Fabris, Joachim Busch, Verena Ben-
tele, Dr. Thorsten Hinz und Daniel Büter) an der nicht öffentlichen Sitzung im Palais des Na-
tions in Genf teilgenommen, um mit dem UN-Fachausschuss für Menschen mit Behinderun-
gen (UN-Fachausschuss) die „Prüfungsfragen“ für Deutschland zu beraten. Diese Sitzung 
wurde in Internationale Gebärden (International Sign/IS) und Schriftsprache übersetzt. 
 

 
Foto: Sozialverband VdK 

 
Anfangs haben wir die Redezeit (15 Minuten) genommen und unser Statement vorgetragen. 
 
Eine Information, die besonders für Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderungen 
wichtig ist: 
 

Es gibt in Deutschland einen Zwei-Klassen-Zugang zu Informationen, weil der private 
Rundfunk nicht zur Barrierefreiheit verpflichtet ist. Beim öffentlich-rechtlichen Fernse-
hen gab es in den letzten Jahren eine positive Entwicklung. Im privaten Fernsehen 
sind nur 9-13 % der Sendungen mit Untertiteln versehen. Eine Audiodeskription oder 
der Einsatz von Gebärdensprache finden nicht statt und sind auch nicht geplant. Auch 
Kultur- und Freizeitveranstaltungen sind häufig weder baulich noch sprachlich barrie-
refrei. 
 
Die Deutsche Gebärdensprache ist zwar als Sprache in Deutschland anerkannt, je-
doch nicht im Sinne der europäischen Charta als Regional- oder Minderheitensprache. 
Sie wird nicht regelhaft als Fremdsprache in Schulen angeboten und es gibt kaum 
Lehrer, welche die Deutsche Gebärdensprache ausreichend beherrschen. 
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Anschließend hat der UN-Fachausschuss viele Fragen an uns gestellt. Davon hat Daniel Büter 
zwei Fragen über die Situation der modernen Technologie bzw. über technische Lösungen 
für Gehörlose und angemessene Vorkehrungen, z.B. Untertitel und Gebärdensprachdolmet-
scher für Studenten an der Universität in Bezug auf die UN-BRK Artikel 9, 11, 21, 24, 29 und 
30 beantwortet: Es gibt bei dem Notruf für Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinde-
rungen etwas Positives, nämlich die 24-stündige Verfügbarkeit des Telefonvermittlungsdiens-
tes mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Schriftsprache (Video Relay Service (VRS)), 
und zwar seit dem 01.07.2018. Aber es gibt auch Negatives, vor allem, dass die Bundesre-
gierung bis jetzt noch keine staatliche Notruf-App eingeführt bzw. angeboten hat. Beim Tele-
fonieren müssten die Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderungen die Grund-
gebühr (5 Euro monatlich) und zusätzliche Kosten (0,14 oder 0,28 € pro Minute) zur privaten 
Nutzung der VRS selbst zahlen. Das ist eine deutliche Benachteiligung für uns. 
Beim Studium werden die Dolmetscher für Gebärdensprache und Schriftsprache an den Uni-
versitäten zur Verfügung gestellt. Doch auch das ist problematisch, da die Dolmetscherkos-
ten für den zweiter Studiengang meistens nicht akzeptiert bzw. übernommen wurden. 
 

   
Fotos: H.- Günter Heiden und EDF 

 
Das Update und die Vorschläge für die Fragenliste zur 2. Staatsprüfung Deutschlands von 
einem zivilgesellschaftlichen Verbändebündnis wurden auf der Internetseite des „UN-Fach-
ausschusses“ bereits aufgenommen. 
 
Anschließend wurde vom UN-Fachausschuss mit 18 Mitgliedern die Fragenliste ("List of 
issues prior to reporting - LoIPR") erstellt und veröffentlicht, die die Grundlage für den neuen 
2. Staatenbericht sein wird. Die Bundesregierung muss nun auf diese Fragenliste innerhalb 
eines Jahres antworten und daraus einen Umsetzungsbericht erstellen. 
 
Literaturquelle: 
 

• Statement von einem zivilgesellschaftlichen Verbändebündnis für die nicht öffentliche 
Sitzung am 21.09.2018 in Genf 

• DBR Pressemitteilung „Große Defizite bei der Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention“ (24.09.2018) 

 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessen-
vertretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in 
derzeit 26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, 
zusammengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen 
Barrieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscherinnen und Dolmetschern für Gebärden-
sprache und Deutsch: 01805-83 77 00 
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 Berlin, 12.10.2018 
 
Pressemitteilung 9/2018 
 
Der Besuch des österreichischen Bundespräsidenten, Alexander van der Bellen, 
war der Höhepunkt der EUD-Mitgliederversammlung 
 
An der Mitgliederversammlung der Europäischen Union der Gehörlosen (EUD) vom 4. bis 7. 
Oktober 2018 in Wien nahmen der Präsident des Deutschen Gehörlosen-Bundes, Helmut Vo-
gel, und EUD-Vorstandsmitglied Daniel Büter teil. 
 
Am Donnerstag, den 04.10.2018 hat der EUD-Workshop mit drei Themen zum EUD-Projekt 
„Designs“, zum vorgeschlagenen Entwurf des EUD-Positionspapiers zur Barrierefreiheit und 
zur politischen Strategie begonnen, wo die Vorstände der nationalen Gehörlosenverbände, 
EUD-Vorstandsmitglieder und EUD-Mitarbeiter sich ausgetauscht und Kommentare abgege-
ben haben. Danach haben wir das Schloss Belvedere besucht, die Kulturführung in Gebär-
densprache mitgemacht und ausgewählte Werke des gehörlosen Bildhauers Gustinus Amb-
rosi angeschaut. 
 
Am Freitag, den 05.10.2018 hat die EUD zusammen mit dem Österreichischen Gehörlosen-
bund (ÖGLB) ein Seminar zum Thema „Gemeinsam überwinden wir Barrieren! – Österreichi-
sche beste Beispiele für Europa“ organisiert. Ein besonderes Ereignis in diesem Zusammen-
hang war, dass der Bundespräsident von Österreich, Alexander van der Bellen, und seine 
Frau Doris Schmidauer, uns besuchten, die Eröffnungsrede gehalten und eine Stunde lang 
mitgehört haben. Das war das erste Mal, seit der Gründung der EUD, dass ein Bundespräsi-
dent die EUD-Mitgliederversammlung besucht hat. Das ist eine schöne Ehrung und ein Höhe-
punkt für unsere Gebärdensprachgemeinschaft. 

 

 
Fotos: EUD 

 
Danach gab es acht weitere Eröffnungsreden. Das Seminar ging auf 10 verschiedene Bei-
spiele auf österreichischer und europäischer Ebene ein zu folgenden Themen: „Zero Projekt 
Österreich“, „ESC 2015 in Österreich“, „Arbeit und Perspektiven des Ombudsmans“, „Bimo-
dale bilinguale Bildung in Europa – Ein Überblick“, „Service – Modelle für gehörlose Personen 
über die gesamte Lebensdauer“, „Österreichische Gebärdensprache als UNESCO-Weltkultur-
erbe“, „30 Jahre Gebärdensprache im Parlament der Europäischen Union“, „LOGO! Gebär-
densprachdolmetscher im deutschsprachigen Raum“ und „Kurzfilmvorführung Dokumentar-
film „Seeing Voices“. Es war ein unglaublich erfolgreiches und informatives Seminar mit 120 
registrierten Teilnehmern! 
 
Am Samstag, den 6. Oktober nahmen die Delegierten aus 27 nationalen Gehörlosenverbän-
den an der 32. Mitgliederversammlung teil. Während der Mitgliederversammlung wurde der 
Jahresbericht 2017 zusammen mit einem Finanzbericht und einem Überblick des Arbeitspro-
gramms 2018 vorgestellt. Das Positionspapier zur Barrierefreiheit wurde mit Änderungen an-
genommen. Außerdem wurden drei Anträge diskutiert. Ein Antrag über die Unterstützung für 
die Weiterentwicklung des Projekts DDL zur Verbesserung der Situation von tauben 
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Gebärdensprachdolmetschern in Europa in der Zusammenarbeit mit efsli und elfsliDI von 
dem dänischen Gehörlosenverband wurde mehrheitlich angenommen. Zwei Anträge vom bel-
gischen Gehörlosenverband über eine Strategie für gehörlose Senioren in Europa und die 
Lage der Rechte auf Gebärdensprachdolmetscheinsätze in Europa wurden diskutiert und ab-
gestimmt. 

 

 
Fotos: EUD 

 
Die politische Strategie (European Accessibility Act (EAA), AVMS-Directive revision, European 
Electronic Communications code revision, Social Security coordination regulation revision, 
etc.) und die kommunikativen Strategien der social media (Facebook, Twitter, Instagram) 
wurden präsentiert. 
Die Kooperationspartner, EDF, EDSO, EUDY, efsli und ENSLT, haben jeweils einen kurzen 
Vortrag über die Bedeutung der Zusammenarbeit mit der EUD gehalten. 

 

 
Foto: EUD 

 
Die EUD-Mitgliederversammlung war eine gelungene Veranstaltung, wo die Delegierten aktiv 
beteiligt waren und viele Diskussionen geführt haben. 
Die Organisation durch die europäischen und österreichischen Gehörlosenverbände war sehr 
gut. Am Ende des Tages veranstaltete die EUD eine schöne Abendgala. 
 
Die nächste Mitgliederversammlung findet vom 16.-19. Mai 2019 in Bukarest (Rumänien) 
statt. 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscherinnen und Dolmetschern für Gebärden-
sprache und Deutsch: 01805-83 77 00 

115114



Deutscher Gehörlosen-Bund e. V. 
 Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung in Deutschland 

 

Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung 
der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsver-
bänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. 
Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und 
die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscherinnen und Dolmetschern für Gebärdensprache und 
Deutsch: 01805-83 77 00 
 

≥ 

 Berlin, 17.10.2018 
 
Pressemitteilung 10/2018 
 
Mit dem SQAT-Verfahren können Gehörlose sich an die Schlichtungsstelle wenden, 
wenn ein Konflikt, eine Benachteiligung oder eine kommunikative Barriere mit Trägern 
öffentlicher Gewalt des Bundes entstanden ist. 
 
Durch die Novellierung des § 16 Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG) wurde die unabhängige 
Schlichtungsstelle bei dem Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen im Anfang Dezember 2016 gegründet und aufgebaut. 
Die Schlichtungsstelle hat die Aufgabe, Streitigkeiten zwischen Menschen mit Behinderungen und 
den sogenannten Trägern öffentlicher Gewalt des Bundes, also Ämtern und Behörden auf Bundes-
ebene, wie Rentenversicherung oder Agentur für Arbeit, zum Thema Barrierefreiheit außergericht-
lich zu behandeln, entstandene Konflikte zu lösen, Benachteiligung zu beseitigen bzw. verhindern 
und Barrierefreiheit herzustellen. Einzelpersonen und Verbände können das Angebot der Schlich-
tungsstelle nutzen, wenn sie sich in ihren Rechten nach dem BGG verletzt sehen. Das Schlich-
tungsverfahren ist kostenlos und es muss kein Rechtsbeistand eingeschaltet werden. Die schlich-
tenden Personen sind für eine unparteiische und faire Verfahrensführung verantwortlich und zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. 
 

Mit dem SQAT-Verfahren (Abkürzung für Signing Question and Answer 
Tool) kann ein Gehörloser/eine Gehörlose einen Antrag in Deutscher Ge-
bärdensprache stellen. Zuerst wird ein zweiminütiges Video in Gebärden-
sprache aufgenommen und an die Services abgeschickt. Die Services wer-
den dann den Inhalt von Gebärdensprache in Schriftsprache übersetzen 

und an die Schlichtungsstelle per Mail zusenden. Danach wird die Schlichtungsstelle an die Ser-
vices per Mail antworten. Die Services werden den Inhalt von Schriftsprache in die Gebärdenspra-
che übersetzen und ein Video an den Gehörlosen oder die Gehörlose zurücksenden. Anschließend 
schaut der/die Gehörlose das Video. Das ist der vorgesehene Ablauf der SQUAT-Verfahren. Hier 
kann man sich den Aufklärungsfilm über das SQUAT-Verfahren anschauen. 
 
Laut Jahresbericht 2017 wurden insgesamt 146 Anträgen bei der Schlichtungsstelle eingereicht, 
davon 62 unzulässige und 84 zulässige Anträge. Bisher hat es noch keine Anträge über das SQAT-
Verfahren gegeben. Für Probleme mit den Landesbehörden, der Landesverwaltung, privaten An-
bietern von Gütern und Dienstleistungen kann die Schlichtungsstelle nicht zur Verfügung stehen, 
sondern nur im Falle von Trägern öffentlicher Gewalt des Bundes als Ansprechpartner. Die man-
gelnde Inanspruchnahme kann aber auch am Fehlen der Informationsverbreitung liegen. Deshalb 
bittet der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. in dieser Pressemitteilung alle Gehörlosen und andere 
Menschen mit Hörbehinderungen, sich mit dem SQAT-Verfahren bei der Schlichtungsstelle zu mel-
den, wenn ein Konflikt, eine Benachteiligung oder eine kommunikative Barriere in Bezug auf Trä-
ger öffentlicher Gewalt des Bundes entstanden ist. 
 
Außerdem werden Dr. Rica Werner und Anne Katrin Lutz einen Vortrag über die Schlichtungsstelle 
am Freitag, den 26.10.2018 vom 14:00 bis 15:00 Uhr bei der Bundesversammlung in Magdeburg 
halten und die Delegierten der Mitgliedsverbände des DGB werden informiert. 
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 Berlin, 25.10.2018 
 
Pressemitteilung 11/2018 
 
Hauptziel des Fachtreffens am 20.09.2018 in Hannover: Anerkennung und Umsetzung 
der Deutschen Gebärdensprache als Unterrichtsfach an den Förderschulen und als 
Wahlpflichtfach der Fremdsprache an den allgemeinbildenden Schulen 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. organisierte gemeinsam mit dem Gehörlosenverband Nieder-
sachsen e. V. das Fachtreffen „Gebärdensprache in den Schulen – Perspektiven und Strategien“ 
am 20. September 2018 in Hannover. An diesem Fachtreffen nahmen über 44 Personen, darunter 
Bildungsbeauftragte der Landesverbände der Gehörlosen, Gebärdensprachdozent/-innen, Lehrer/-
innen verschiedener Schulen sowie Gebärdensprachdolmetscher/-innen teil. 

 

 
Fotos: Sandra Gogol 

 
Der niedersächsische Kultusminister, Grant Hendrik Tonne, eröffnete das Fachtreffen und hielt sein 
Grußwort. Weitere Grußworte richteten der Präsident des Deutschen Gehörlosen-Bundes, Helmut 
Vogel, und die zweite Vorsitzende des Gehörlosenverbandes Niedersachsen, Ludmila Schmidt, an 
die Anwesenden. 

 

 
Fotos: Sandra Gogol 

 
Dann hielt der Beauftragter für Bildung und Politik des Gehörlosenverbandes Niedersachsen, Bengt 
Förster, seinen Einführungsvortrag. Danach stellte Magdalena Stenzel die Online-Petition „Gebär-
densprache umsetzen! Bilingual – bimodal – endlich normal!“ vor, mit den Unterschriften gesam-
melt werden sollen, um die Gebärdensprache auf allen Ebenen des Bildungswesens im deutschen 
Raum bezüglich des Artikels 24 der UN-Behindertenrechtskonvention voranzubringen. „Es muss 
doch selbstverständlich sein, dass tauben Kindern und Schülern ihre Gebärdensprache als Unter-
richtsfach angeboten wird. Mit der aus der UN-Behindertenrechtskonvention sich ergebenden 
Gleichstellung folgt dies zwingend!“ wird Prof. Helen Leuninger zitiert! 
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Fotos: Sandra Gogol 

 
Nach einer kurzen Kaffeepause erläuterte Prof. Dr. Claudia Becker (Humboldt-Universität zu Berlin) 
in ihrem Vortrag die Notwendigkeit der Deutschen Gebärdensprache (DGS) als Unterrichtsfach und 
die möglichen Schritte zur Implementierung von DGS als Sprachfach. Eine europaweite Studie zu 
Gebärdensprachen in Deutschland und in Europa wurde vorgestellt. 
 

 
Fotos: Sandra Gogol 

 
Dann informierte Prof. Dr. Christian Rathmann (Humboldt-Universität zu Berlin) über den aktuellen 
Stand der Kultusministerkonferenz zu DGS als Unterrichtsfach und über weitere erforderliche Maß-
nahmen wie den Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen (GER) für Gebärden-
sprachen, das Assessment für die Anerkennung der DGS als Fremdsprache sowie über Qualifizie-
rungsmaßnahmen. Anschließend gab es Diskussionen und Austausch. 

 

 
Fotos: Sandra Gogol 

 
Nach einstündiger Mittagspause brachte Prof. Dr. Barbara Hänel-Faulhaber (Universität Hamburg) 
(neuro-)wissenschaftliche Argumente für die Einführung und den Aufbau eines Rahmenlehrplans in 
DGS vor. In ihrem Beitrag wurden im ersten Teil zunächst wesentliche Erkenntnisse zu Sprachver-
arbeitung und Spracherwerb der DGS in unterschiedlichen Lerngruppen vorgestellt. Im zweiten Teil 
wurde am Beispiel des neuen Hamburger Rahmenlehrplans für das Fach DGS gezeigt, wie die ver-
schiedenen Sprachebenen, Inhalte und Lernpotenziale der DGS berücksichtigt werden können. 
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Die Lehrerin an der Berliner Ernst-Adolf-Eschke-Schule, Sieglinde Lemcke, stellte einige standardil-
lustrierende Beispiele aus dem Rahmenlehrplan DGS Berlin und Brandenburg und Unterrichtsein-
heiten aus dem schulinternen Curriculum vor und berichtete von ihren Erfahrungen, wie man aus 
einem Abschnitt des Rahmenlehrplans ein paar Unterrichtsbeispiele entwickelt. 
 

 
Fotos: Sandra Gogol 

 
Nach kurzer Kaffeepause berichteten drei Schulleiter, Christoph Plickert (LBZH Osnabrück), 
Joachim Budke (LBZH Hildesheim) und Jürgen Rode (Hartwig-Claussen-Schule Hannover) über die 
Entwicklung von DGS als Unterrichtsfach an ihren Schulen. Dana Apel zeigte einen kurzen DGS-
Film über Schüler/-innen, die die Notwendigkeit von DGS in der Schule begründeten. 
 
Nun informierte Katrin Pflugfelder (Bundeselternverband gehörloser Kinder) über den Bundesel-
ternverband und trug die Perspektive der Eltern vor, sich für die Kinder einzusetzen und für deren 
Förderung mit DGS sowie über den Bedarf an Austausch und Beratung der Eltern. Karin Pflugfelder 
berichtete auch über verschiedene Erfahrungen mit diesem Thema und über schulische Biografien. 
 

 
Fotos: Sandra Gogol 

 
Anschließend gab es eine Abschlussdiskussion und einen gemeinsamen fachlichen Austausch. Ein 
großer Dank für die großartige Organisation und hervorragende Zusammenarbeit ging an Bengt 
Förster und Ludmila Schmidt sowie für die schönen Fotos an Sandra Gogol. 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung 
der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsver-
bänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. 
Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und 
die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscherinnen und Dolmetschern für Gebärdensprache und 
Deutsch: 01805-83 77 00 
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Pressemitteilung 12/2018 
 
Deutscher Gehörlosen-Bund hat neues Präsidium gewählt – Helmut Vogel bleibt Präsident 
 
Die Bundesversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes (DGB) hat das neue Präsidium für die 
kommenden vier Jahre, von 2018 bis 2022, am 27.10.2018 in Magdeburg gewählt. 
 
Helmut Vogel wurde als Präsident mit überwältigender Mehrheit wiedergewählt. 
Neu in das Präsidium gewählt wurden 1. Vizepräsidentin Elisabeth Kaufmann, 2. Vizepräsident Steffen 
Helbing und Beisitzer Hans-Jürgen Kleefeldt. Wiedergewählt wurden Schatzmeister Michael Wohlfahrt 
und Beisitzerin Dr. Ulrike Gotthardt. 
 

 
(v.l.n.r.) Dr. Ulrike Gotthardt, Hans-Jürgen Kleefeldt, Michael Wohlfahrt, Helmut Vogel, Steffen Helbing und Elisabeth Kaufmann 

 
Darüber hinaus hat sich das vorherige Präsidium bei der 1. Vizepräsidentin Marietta Schumacher und 
dem 2. Vizepräsidenten Wolfgang Bachmann für ihre Arbeit für den DGB bedankt. Die beiden traten 
nicht wieder an. Insbesondere Marietta Schumacher hat sich durch die Übernahme vieler Aufgaben (u. 
a. früher als Revisorin und aktuell für die Kulturtage in Potsdam) für den DGB über 12 Jahre lang ver-
dient gemacht. Ein Bericht über die dreitägige und gut verlaufene Bundesversammlung folgt. 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung der 
Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsverbänden mit 
ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. Insgesamt zäh-
len dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die 
Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscherinnen und Dolmetschern für Gebärdensprache und 
Deutsch: 01805-83 77 00 
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Pressemitteilung 13/2018 
 
„Zwang zu einer CI-Operation als äußerst bedenkliche Entscheidungsgrundlage“ 
und „Förderung der bimodal-bilingualen Erziehung mit Gebärdensprache für 
Kinder mit Hörbehinderungen“ sind die Schwerpunkte der Fachtagung des DGB 
mit dem Thema „Cochlea Implantat – Realitäten ohne Zwang“ am 28.11.2018 in 
Berlin. 
 
Seit November 2017 entwickelt sich ein erster juristischer Präzedenzfall in Deutschland, 
wonach einem gehörlosen Kleinkind gegen den Willen seiner gehörlosen Eltern ein Cochlea-
Implantat (CI) eingesetzt werden soll. Dieses Thema verfolgt der Deutsche Gehörlosen-Bund 
e. V. bereits seit vielen Jahren mit großer Sorge, insbesondere die derzeitigen Auseinander-
setzungen um die Cochlea-Implantationen. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. veranstaltet die Fachtagung „Cochlea Implantat – Reali-
täten ohne Zwang“ in Kooperation mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 
Diese Tagung findet am Mittwoch, 28. November 2018 im Kleisthaus, Mauerstraße 53, in 
10117 Berlin statt. Für die Fachtagung sind Einladungen an Mitgliedsverbände des DGB, ver-
schiedene Verbände und Einrichtungen sowie Experten verschickt worden. Zudem ist der 
vorhandene Raum auf maximal 90 Personen begrenzt. Deswegen können keine weiteren An-
meldungen mehr entgegengenommen werden. Allerdings wird die Fachtagung gefilmt und 
danach für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 
 
Jürgen Dusel, Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinde-
rungen, übernimmt die Schirmherrschaft für die Fachtagung. 
 
Zur Eröffnung der Fachtagung werden Vanessa Ahuja, Leiterin der Abteilung V im Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales, Jürgen Dusel, Prof. Dr. Ulrich Hase, Vorsitzender der Deut-
schen Gesellschaft der Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachverbände e. V., sowie Helmut 
Vogel, Präsident des Deutschen Gehörlosen-Bund e. V., die Grußworte halten. 
 
Dann werden sechs Betroffene, Tanja Wolters mit ihrer Tochter Isea, Nadine von Deetzen 
mit ihrer Tochter Jette, Tina Ehmann und Julia Probst über ihre Erfahrungen mit CI berich-
ten. 
 
Dr. Ulrike Gotthardt, Präsidiumsmitglied des Deutschen Gehörlosen-Bundes, wird den Einfüh-
rungsvortrag über das Thema „CI-Versorgung aus Sicht des DGBs und Ergebnisse der Um-
frage“ präsentieren. Dann wird Prof. Dr. Christian Rathmann seinen Vortrag „Kognitive, psy-
chosoziale und sprachliche Risiken im Fall eines Sprachentzugs bei Kindern mit Hörbehinde-
rung (‚language deprivation‘)“ halten. Danach wird Prof. Dr. Claudia Becker über „Chancen 
und Formen der bilingualen Sprachbildung mit Laut- und Gebärdensprache bei Kindern mit 
einer Hörbehinderung“ referieren. Über „Ethische Aspekte der CI-Versorgung“ wird anschlie-
ßend Dr. Katrin Bentele einen Vortrag halten. 
 
Nach der Mittagspause gibt es vier Vorträge in dieser Reihenfolge: Prof. Dr. Gisela Szagun 
spricht über „Zweisprachigkeit – der sicherste Weg zur Sprache: empirische Evidenz von Kin-
dern mit CI“, Karin Kestner über „Diagnose gehörlos – was Ärzte Eltern raten“, Simone 
Bräunlich über „Beratungsqualität und deren Informationsmöglichkeiten für Eltern von hörbe-
hinderten Kindern – aus erfahrungsbasierter Perspektive der betroffenen Eltern“ sowie 
Dr. Karen Jahn über „CI-Versorgung bei Kindern und Jugendlichen aus psychologischer Sicht 
– im Spannungsfeld von Individuum, Familie und Gesellschaft“. 
 
 

121120



-2- 

Deutscher Gehörlosen-Bund e.V., Prenzlauer Allee 180, 10405 Berlin, www.gehoerlosen-bund.de 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt und Hans-Jürgen Kleefeldt 

– 

An der anschließenden Podiumsdiskussion „Der Weg zu einem risikominimierten, gesicherte-
ren Langzeiterfolg auf der Grundlage einer bimodal-bilingualen Erziehung mit Gebärdenspra-
che für hörbehinderte Kinder mit und ohne CI“ nehmen die behindertenpolitischen Sprecher 
und Sprecherinnen Angelika Glöckner (SPD-Bundestagsfraktion), Jens Beeck (FDP-Bundes-
tagsfraktion), Corinna Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen-Bundestagsfraktion) und Sören Pell-
mann (DIE LINKE-Bundestagsfraktion) sowie Prof. Dr. Christian Rathmann, Prof. Dr. Gisela 
Szagun und Dr. Ulrike Gotthardt teil. In dieser Runde werden die Problematik, die Chancen 
und Risiken von CIs, die Wahrung der Autonomie der Eltern einschließlich der Frage nach der 
Kindeswohlgefährdung, die gleichberechtigte Einbeziehung der Gebärdensprache sowie be-
troffener Gehörloser als Experten in eigener Sache in die Vor- und Nachsorge erörtert. 
 
Danach wird es eine Abschlussdiskussion mit dem Publikum geben. Beendet wird die Fachta-
gung mit einem Schlusswort des Präsidenten des DGB, Helmut Vogel. 
 
Die Veranstaltung wird in Deutscher Gebärdensprache und in gesprochener und geschriebe-
ner Sprache abgehalten, dem entsprechend wird von sechs Dolmetscherinnen übersetzt. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. stellt in Bezug auf CI die Forderungen nach 
 
• einer verpflichtenden Festschreibung von Angeboten zum Erlernen der Gebärdensprache 

sowie zur Beratung und Begleitung durch gehörlose gebärdensprachkompetente Er-
wachsene mit Gebärdensprachkompetenz im Rahmen der Implantationsvorsorge und -
nachsorge für die CI-Zentren und Reha-Einrichtungen, 

• der Unterstützung für gehörlose Eltern, die in der Ausübung des Sorgerechts über die 
Implantation und über die weitere Behandlung selbst bestimmen dürfen, 

• der öffentlichen Ausschreibung eines Forschungsauftrags zur Untersuchung der phy-
sisch-kognitiven, psychischen und psychosozialen Entwicklung von nach Schule und Aus-
bildung im Berufs- und Familienleben stehenden erwachsenen CI-Träger/-innen, denen 
das CI im Kindesalter implantiert wurde. Dieser Forschungsauftrag sollte durch eine un-
abhängige, im gleichen Verhältnis mit hörenden und gehörlosen Experten besetzte Kom-
mission an eine unabhängige und neutrale Universität bzw. Forschungseinrichtung ver-
geben werden und im weiteren Verlauf von dieser Kommission kontrolliert werden. 

 
Unser besonderer Dank gilt bereits jetzt dem „AOK-Bundesverband GbR“ und dem Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales, mit deren freundlicher Unterstützung wir diese Fachta-
gung realisieren können. 
 
Das Programm der Fachtagung (Änderungen vorbehalten), die Stellungnahme 2/2017 „Zur 
aktuellen Diskussion bezüglich des Versuchs, gegen den Willen der gehörlosen Eltern 
gerichtlich durchzusetzen, einem gehörlosen Kind ein Cochlea-Implantat einzusetzen“ und 
die Pressemitteilung 1/2018 „Der CI-Zwang für gehörlose Kinder ist nicht mit der UN-Behin-
dertenrechtskonvention vereinbar. – Unsere Aktivitäten bezüglich der aktuellen Situation um 
das Cochlea-Implantat“ sind im Anhang beigefügt. 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscherinnen und Dolmetschern für Gebärden-
sprache und Deutsch: 01805-83 77 00 
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 Berlin, 04.12.2018 
 
Pressemitteilung 14/2018 
 
Klare Antwort und Bestätigung der Fachtagung „Cochlea Implantat – Realitäten 
ohne Zwang“: Gegen CI-Zwang und für eine bimodal-bilinguale Förderung mit 
Gebärdensprache zum Wohle aller Kinder mit Hörbehinderung! 
 
Bei der Fachtagung „Cochlea Implantat – Realitäten ohne Zwang“ am 28. November 2018 im 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales begrüßte Vanessa Ahuja, die Abteilungsleiterin V 
der Abteilung für Belange behinderter Menschen, Prävention und Rehabilitation, Soziale Ent-
schädigung und Sozialhilfe, über 110 Teilnehmer/-innen und betonte die große Bedeutung 
des Themas, nicht zuletzt aufgrund des aktuellen Falles in Goslar, aber auch aufgrund allge-
meiner Tendenzen in der heutigen Gesellschaft. In Goslar verhandelt derzeit das Familien-
gericht die Klage des Klinikums Braunschweig gegen die Eltern eines gehörlosen Kindes, die 
sich gegen eine empfohlene CI-Operation bei ihrem Kind entschieden haben. 

 

 
Fotos: DGB / Anton Schneid 

 
Unser Schirmherr, Jürgen Dusel, der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderung, betonte in seinem Grußwort, wie wichtig der Dialog untereinan-
der sei, um sich dem Thema der Fachtagung adäquat zu nähern. Es müsse sensibel ein Weg 
gefunden werden, um das Wohl des Kindes und das Recht der Eltern zur Erziehung gleicher-
maßen zu berücksichtigen. Zum aktuellen Fall in Goslar betont Herr Dusel jedoch: „Mein Herz 
schlägt in diesem Fall für die Eltern“. 
 
Prof. Dr. Ulrich Hase fragte in seinem Grußwort: „Gibt es eigentlich eine Pflicht zum Hören?“ 
Ebenso stellte er die Frage in den Raum, ob das medizinisch Machbare immer das Richtige, 
das Entscheidende ist. „Die einhellige Meinung in unseren Verbänden ist: Wir sind absolut 
gegen jeden Zwang!", so Prof. Hase. Aber er betonte auch, dass ein Nebeneinander von CI 
und Gebärdensprache vernünftig umgesetzt werden sollte, zum Wohle aller hörbehinderten 
Kinder. 

 

 
Fotos: DGB / Anton Schneid 

 
Zum Abschluss hielt Helmut Vogel, Präsident des Deutschen Gehörlosenbundes, sein Gruß-
wort und betonte die Wichtigkeit des Themas Bilingualität, das Leben sowohl mit Deutscher 
Gebärdensprache als auch mit deutscher Sprache, für den DGB. „Der Elternwille ist ein hohes 
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Gut und sollte es auch bleiben", so Vogel. „Wenn Eltern, ob hörend oder gehörlos, sich ge-
gen ein CI für ihr Kind entscheiden, muss dies akzeptiert werden. Es darf kein Zwang ausge-
übt werden.“ 
 
Die nun folgende Podiumsdiskussion leitete Dr. Ulrike Gotthardt vom Präsidium des DGB. 
Teilnehmende der Diskussion waren Tanja Wolters mit ihrer Tochter Isea, Nadine von Deet-
zen mit Tochter Jette, Tina Ehmann und Julia Probst. 

 

 
Fotos: DGB / Anton Schneid 

 
„Isea sollte in die Gesellschaft inkludiert werden", so schilderte Tanja Wolters den Grund für 
die Entscheidung für das CI bei ihrer Tochter. Leider gab es Komplikationen und das CI 
wurde wieder entfernt. Für die Familie ist nun die gebärdensprachliche Kommunikation „un-
ser Weg". 
Tochter Jette ist aufgrund des Eigenengagements der Mutter Nadine von Deetzen mit Laut-
sprache und Gebärdensprache aufgewachsen, parallel zur CI-Implantation gab es einen 
Hausgebärdensprachkurs. Jette sagt heute selbst: „Ich habe so das Gefühl, ohne Gebärden 
würde ich eigentlich gar nicht richtig leben." 
Bei Tina Ehmann ebenso wie bei Julia Probst begann mit der CI-Implantation eher ein „Auf 
und Ab" der Annahme und Ablehnung des CIs, weil das „Hören-Lernen" mit CI als ein an-
strengender Prozess erlebt wurde. 
 
Dr. Ulrike Gotthardt betonte in ihrem anschließenden Vortrag, dass es bisher kaum Erhebun-
gen zu den Langzeitentwicklungen (körperlich, psychosozial, etc.) bei erwachsenen CI-Trä-
gern gibt. 
Eine vom DGB durchgeführte Umfrage, bei der 622 Beteiligte mit Hörschädigung in der Aus-
wertung berücksichtigt werden konnten, deckte auf, dass etwa 50 % der CI-Träger sehr zu-
frieden sind mit dem Verstehen von Lautsprache. Aber auch, dass 50 % von ihnen Mühe o-
der zum Teil große Schwierigkeiten haben, die Lautsprache gut zu verstehen. 
 

 
Fotos: DGB / Anton Schneid 

 
Prof. Dr. Christian Rathmann betonte, dass Studien belegt haben, dass sich die Sprachent-
wicklung bei tauben Kindern mit tauben Eltern sich qualitativ nicht von der Sprachentwick-
lung hörender Kinder mit hörenden Eltern unterscheidet (kognitiv, emotional, psychosozial). 
Diese Entwicklung sei nur dann gefährdet, wenn sprachliche Deprivation (Entzug) stattfinde, 
und nicht, wenn auditive Deprivation stattfinde. Ebenso würden Studien belegen, dass der 
Erwerb von Gebärdensprache den Lautspracherwerb nicht behindere, sondern diesen sogar 
eher noch fördere. 
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Prof. Dr. Claudia Becker stellte zu Beginn ihres Vortrages fest, dass die Schülerschaft mit 
Hörbehinderung in den Schulen so heterogen ist, dass es niemals nur einen Weg gibt bzw. 
geben darf, wie man sie bestmöglich fördern kann. Es sei für alle Kinder ein Gewinn, mit 
mehreren Sprachen aufzuwachsen. Frau Becker plädierte für eine bimodal-bilinguale Förde-
rung für alle Kinder mit Hörbehinderung, ob nun mit CI oder ohne CI. Studien belegen, dass 
man nicht vorhersagen kann, wie sich die Kinder in ihrer Sprachbiographie entwickeln. 
Wichtige Bausteine für eine bimodale-bilinguale Bildung sind u. a. eine Förderung von An-
fang an (bereits in der Frühförderung), das Fach DGS in der Schule, selber hörbehinderte 
Lehrer/-innen, wie auch das gemeinsame Lernen von hörenden und hörbehinderten Kindern. 
Dafür braucht es die entsprechenden rechtlichen Rahmenbedingungen ebenso wie umfas-
sende Qualifizierungsangebote für die hörbehinderten und hörenden PädagogInnen, um eine 
hochwertige bimodal-bilinguale Förderung von der Frühförderung bis zur Berufsschule anbie-
ten zu können. 
 

 
Fotos: DGB / Anton Schneid 

 
Dr. Katrin Bentele betonte in ihrem Vortrag, dass man bei der Entscheidung für oder gegen 
ein CI u. a. die Fragen stellen sollte: „Wie kann der betroffene Mensch am meisten Autono-
mie erlangen? Welche Ziele sollen mit dem CI erreicht werden? Sind diese Ziele erreichbar? 
Sind die gewählten Mittel den Zielen angemessen?" Das alles seien Fragen, die in diesem Zu-
sammenhang wichtig sind. Abschließend betonte Frau Dr. Bentele, dass jede Diskussion des 
Einzelfalls auch wieder in den gesamtgesellschaftlichen Diskurs münden sollte: „Nicht alle 
Menschen kennen z. B. die Gehörlosenkultur, da muss noch viel Wissen über unterschiedli-
che Lebensentwürfe transportiert werden.“ 
 

 
 
In der Diskussion und bei den Fragen aus dem Publikum im Anschluss an die Vorträge vom 
Vormittag wurde u. a. angemerkt, dass die Bedeutung der CI-Beratungsstellen noch einmal 
besonders hervorgehoben werden muss. Diese müssten flächendeckend, offen und interdis-
ziplinär beraten. Ebenso wurde diskutiert, inwieweit man als Eltern die Entscheidung für oder 
gegen ein CI dem Kind überlassen kann - da wurde angemerkt, dass dies schwierig sei, mit 
14, 15 Jahren sei eine Entscheidung für ein CI bezogen auf die Sprachentwicklung nicht opti-
mal. Ein weiterer Diskussionsbeitrag aus dem Publikum führte zu der Frage, ob man - neben 
dem hier bereits eingeforderten Recht auf Gebärdensprache - auch ein „Recht auf Hören" 
habe. Wichtig sei, dass es keine Diskussion um ein „Entweder - oder" zwischen dem „Recht 
auf Hören" und dem „Recht auf Gebärdensprache" gebe, so eine Äußerung auf dem Podium. 
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Nach der Mittagspause begann Prof. Dr. Gisela Szagun ihren Vortrag. „Bei hörbeeinträchtig-
ten Kindern mit CI ist Zweisprachigkeit mit gebärdeter und gesprochener Sprache der si-
cherste Weg in die Sprache. Es darf kein Kind ohne Sprache geben. Und es liegt an uns, da-
für zu sorgen!“ Studien zeigen auf, dass eine CI-Implantation nicht gesichert zu einem guten 
Lautspracherwerb führt. Auch wenn bei einem Kind früh implantiert wird, kann ein guter Er-
werb der Lautsprache nicht sicher prognostiziert werden. 
In anderen Ländern wie Kanada oder Großbritannien wird eine Zweisprachigkeit für Kinder 
mit CI schon lange erfolgreich praktiziert. Prof. Szaguns Fazit ist: „Zweisprachigkeit mit ge-
bärdeter und gesprochener Sprache bringt keine Nachteile, im Gegenteil, nur Vorteile.“ 
Bei einem zu langsamen Lautspracherwerb beim Kind (bei zu wenig Fortschritten) sollte man 
rechtzeitig den Weg der Sprachentwicklung über die Gebärdensprache beginnen. 
 
Anschließend sprach Frau Karin Kestner zum Thema "Elternberatung" und berichtete in ih-
rem Vortrag vor allem aus ihrer Elternarbeit. Sie schilderte Fällen, in denen Eltern stark unter 
Druck gesetzt wurden, weil sie sich gegen ein CI für ihr Kind entscheiden wollten. Diese El-
tern hätten dann Sätze gehört wie: „Sie handeln verantwortungslos. Ihr Kind wird isoliert 
aufwachsen, wollen Sie das?" Eine gute und umfassende Beratung finde nur selten statt. 
Viele Eltern erhielten nach der Diagnose „Hörschädigung" beim Kind gleich eine Überweisung 
in ein CI-Zentrum, ohne dass auf die Situation der Familien adäquat eingegangen oder Alter-
nativen genannt würden. Die meisten HNO-Ärzte würden ausschließlich ein CI empfehlen, 
wobei es durchaus Ausnahmen gäbe. Den Eltern werde oft „Angst gemacht“, dass sie ihrem 
Kind schaden würden, wenn sie sich nicht schnell für ein CI entscheiden. Kestner berichtete 
von Slowenien, wo Eltern nach der Diagnosestellung umfassend beraten werden: Neben der 
Aufklärung über ein CI werden sie über Geschichte und Kultur der Gehörlosen informiert und 
es wird ein umfangreicher Gebärdensprachkurs angeboten. 
 

 
Fotos: DGB / Anton Schneid 

 
Simone Bräunlich gebärdete in ihrem Vortrag über mangelhafte Beratung und Begleitung von 
Eltern, die die Diagnose „Hörschädigung" bei ihrem Kind erhalten hatten; es gäbe wenig psy-
chologische Unterstützung und wenig Informationen. Sie forderte daher u.a.: eine breite und 
umfassende Information, gute psychologische Begleitung, Respekt und Akzeptanz gegenüber 
einer Ablehnung eines CIs, genügend Zeit (1-2 Jahre) für die Entscheidung. Mediziner benö-
tigten hier ein solides Hintergrundwissen, ebenso Jugend- und Sozialamtsmitarbeiter/-innen. 
Es bedürfe eines guten Netzwerks aller Institutionen und ganzheitlich arbeitender Anlaufstel-
len, die interdisziplinär zusammenarbeiten sollten. Für die Vortragende liegt dann Kindes-
wohlgefährdung vor, wenn taube Kinder ohne Gebärdensprache aufwachsen, vor allem in 
Fällen, wo man gar nicht sicher davon ausgehen kann, dass der Lautspracherwerb altersge-
mäß verläuft. 
 
Dr. Karen Jahn ging auf verschiedene Alltagssituationen im Leben von Menschen mit Hörbe-
hinderung ein: Auch wenn man CI-versorgt ist und unter guten Bedingungen der Lautspra-
che gut folgen kann, erlebt man in anderen Situationen keine entspannte Kommunikation in 
Lautsprache. Bezogen auf die Eltern forderte sie, dass Eltern psychologisch gut betreut wer-
den sollen, und zwar von Anfang an. Der Diagnoseschock muss verarbeitet und das Familien-
leben sollte begleitet werden, damit die Eltern-Kind-Bindung, die so zentral ist, nicht negativ 
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von der Hörschädigung beeinflusst werde. Die psychologische Begleitung bzw. Beratung der 
Familien dürfe nicht nach der Frühförderung beendet sein, denn auch im späteren Kindes- 
und Jugendalter würden viele wichtige Entwicklungs- und Identitätsprozesse stattfinden. Kin-
der und Jugendliche (und ihre Eltern) sollten nicht allein gelassen mit Fragen wie: „Ich bin 
anders, warum? Wo finde ich gute Freunde?“ 
 

 
Fotos: DGB / Anton Schneid 

 
In der anschließenden Diskussion mit dem Publikum wurden viele interessante Punkte einge-
bracht. So wurde noch einmal die Rolle der Mediziner bei der Entscheidung für oder gegen 
ein CI reflektiert. Schon im Studium fehle ein fundierter Wissenstransfer über Gebärdenspra-
che. Ein Vorschlag aus dem Publikum war, eine Homepage bereitzustellen, die Eltern bei der 
Entscheidung für oder gegen ein CI mit fundierten, umfassenden und neutralen Informatio-
nen versorgt - so solle die einseitige Beratung durch viele Ärzte etwas ausgeglichen werden. 
Dem konnten viele zustimmen. Man ergänzte aber, dass es nicht nur Wissen, sondern auch 
Begegnungen mit solchen Menschen geben müsse, die bereits Erfahrungen mit dem Thema 
gemacht haben. Eine Art „Notfallkoffer" wäre eine gute Idee, lautete ein Beitrag/laut eines 
Beitrags: Dies wäre dann ein „Rüstzeug" mit umfassenden Informationen zur CI-Implantation 
ebenso wie zur Gebärdensprache und Gehörlosenkultur, mit denen die Beratungsstellen dann 
arbeiten können. Einigkeit herrschte auch bei der Frage, wie Eltern gut zu einer Entschei-
dung kommen: Indem sie genügend Zeit haben, sich diese Zeit nehmen können und dürfen, 
um "in ihr Herz schauen können", wie es in einem Beitrag formuliert wurde. Dies müssten 
alle Experten berücksichtigen. 
 

 
Fotos: DGB / Anton Schneid 

 
Nun folgte die Podiumsdiskussion mit drei behindertenpolitischen Sprechern von verschiede-
nen Parteien (Sören Pellmann, Die Linke; Jens Beeck, FDP und Corinna Rüffer, Bündnis 
90/Die Grünen) sowie mit Prof. Dr. Rathmann, Prof. Dr. Szagun und Dr. Karin Bentele. 
Wilfried Oellers, CDU, hatte sich zuvor für seine Nichtanwesenheit entschuldigt. Eine große 
Enttäuschung war das Nichterscheinen von Angelika Glöckner, SPD. 
Sören Pellmann, Corinna Rüffer sowie Jens Beeck stimmten in der Thematik der Aussage zu, 
dass es zu keinem „Zwang" - in welche Richtung auch immer - kommen dürfe. Wie kann 
man die Qualität der Elternberatung in dieser Thematik erhöhen, wie diese sicherstellen? Wie 
kann sie politisch unterstützt und umgesetzt werden? Auf diese Fragen erwartete das Po-
dium fundierte Antworten von der Politik, die jedoch wenig konkret blieben. 
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Fotos: DGB / Anton Schneid 

 
Einigkeit herrschte auf dem Podium darüber, dass man Eltern in alle Richtungen beraten 
muss, und ihnen alle Angebote macht, die zur Verfügung stehen. Dafür braucht es - politisch 
umgesetzt- klare Richtlinien. Dazu brauche es aber, so Corinna Rüffer, zwingend eine gute 
Öffentlichkeitsarbeit. Öffentlichkeit und Aufklärung über die Bedeutung der Gebärdensprache 
und über die Gebärdensprachgemeinschaft sei so zentral, weil ohne dieses Verständnis man 
für eine Gesetzesänderung keine Mehrheiten im Parlament erlangen würde. Bezüglich des 
Falls in Goslar wurde aus dem Publikum nach einer politischen Stellungnahme gefragt. Nach 
Ansicht der Politiker auf dem Podium kann jedoch nicht in ein "laufendes Verfahren" einge-
griffen werden. Aus dem Plenum kam dann die Frage bzw. die Bitte um Beantragung eines 
Forschungsauftrags zur Untersuchung der Entwicklung von Erwachsenen nach ihrer CI-Im-
plantation im Kindesalter durch eine unabhängige, mit hörenden und gehörlosen Experten 
besetzte Kommission - eine der drei Forderungen des DGB zu diesem Thema. Darauf ant-
worteten die VertreterInnen der Parteien, dass sie gerne diesen Antrag, erneut, weiterleiten 
würden – sie selbst würden dies in jedem Fall unterstützen. Schmerzlich vermisst wurden bei 
diesem Thema Vertreter/-innen der SPD sowie der CDU, denn diese hätten als Angehörige 
der Regierung möglicherweise viel konkretere Antworten geben können. „Was machen Sie in 
Ihren Parteien als behindertenpolitische Sprecher, dass die Gebärdensprache verstärkt mit in 
die Frühförderung und in den gesamten Bildungsbereich eingebunden wird?" fragte das Ple-
num. „Vermutlich noch zu wenig“, gaben die drei Bundestagsabgeordneten zu. 
 
Abschließend bedankte sich der Präsident des DGB e. V., Helmut Vogel, bei allen Referenten, 
bei allen Gästen, beim Publikum und nicht zuletzt beim gesamten Team, das diese Fachta-
gung zu einem so wichtigen Thema so engagiert vorbereitet und durchgeführt hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
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Pressemitteilung DGB-KT 01/2018 am 9. Januar 2018: 
Personalveränderungen im Organisationsteam der Kulturtage 
 
Liebe Leser/innen, 
 
im Namen des Deutschen Gehörlosen-Bundes wünsche ich Ihnen erstmals ein ganz gutes neues  
Jahr! Bleiben Sie recht gesund und viel Erfolg im kommenden Jahr! 

Heute möchte ich über die Personalveränderungen im Organisationsteam bekannt geben. Die 6. 
Deutschen Kulturtage der Gehörlosen vom 17. -19. Mai 2018 in Potsdam sind ein recht großes und 
wichtiges Projekt, bei dem es viel zu klären und zu organisieren gilt. Seit Juli 2017 sind zwei 
hauptamtliche Mitarbeiter/innen beim DGB angestellt: Ludwig Herb als Projektleiter und Vera 
Koplin als Projektkoordinatorin. Sie haben in den bisherigen sechs Monaten verschiedenes 
organisiert. Zum Jahresende haben beide auf eigenen Wunsch ihre Arbeiten beendet. Wir 
bedanken uns sehr bei beiden für ihren engagierten Einsatz. 
 
Zum Jahresanfang sind zwei neue Mitarbeiter/innen angestellt: Petra Alaei als neue Projektleiterin 
kommt aus Hamburg und ist ein CODA (hörende Erwachsene gehörloser Eltern). Daher ist sie 
gebärdensprachkompetent und hat diverse Erfahrungen in der Gehörlosenarbeit gesammelt. 
Benjamin Busch als neuer Projektkoordinator kommt aus München und ist selbst taub. Er hat 
schon diverse Kulturveranstaltungen der Gehörlosen organisiert. Sie werden sich demnächst selbst 
vorstellen. Wir freuen uns, dass sie sich bereit erklärt haben beim DGB für die Kulturtage 
mitzuarbeiten und wünschen ihnen viel Kraft und Freude. 
 
Ebenso haben wir ein großes Organisationsteam auf ehrenamtlicher Basis. Die verschiedenen 
Aufgabenbereiche sind auf der Homepage der Kulturtage beim Organisationsteam zu sehen. Zum 
Jahresende haben folgende Mitarbeiter/innen aus unterschiedlichen Gründen ebenso aufgehört: 
Lisa Leonhardt, Gudrun Sieke, Patrick Mierke, Lisa Schäfer, Robert Grund und Tino Sell. Ebenso ein 
großes Dankeschön für ihre Beiträge in den letzten Monaten! Barbara Niese und Katja Fischer 
haben sich bereit erklärt ab dem neuen Jahr im Organisationsteam mitzuarbeiten. Die restlichen 
Aufgaben werden intern verteilt. Es werden noch neue Personen hinzukommen. 
 
Mit neuen Mitarbeiter/innen setzen wir uns vom Organisationsteam mit Engagement für die große 
Aufgabe: Organisation der Kulturtage weiter ein. Über die neuen ehrenamtlichen Mitarbeiter/innen 
werden Sie in den nächsten Filmen noch erfahren. 
 
Herzliche Grüße 
Helmut Vogel, Präsident des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
 
Info: Pressemitteilung in Gebärdensprache bei www.gehoerlosen-kulturtage.de 
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Pressemitteilung 2/2018 vom 17.05.2018 
 
Eröffnung der 6. Deutschen Kulturtage der 
Gehörlosen am 17.05.2018 in Potsdam 
 
Unter dem Motto: „Unsere Kultur mit Gebärdensprache: inklusiv 
und gleichwertig“ veranstaltet der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. vom 17. - 19. Mai 2018 
in Potsdam - Babelsberg die 6. Deutschen Kulturtage der Gehörlosen. 
 
Die Kulturtage der Gehörlosen sind die größte Begegnungs- und Informationsplattform für 
Gehörlose, Gebärdensprachnutzer bzw. hörbehinderte Menschen Deutschlands. Mit und 
auf dieser Großveranstaltung feiert die Gebärdensprachgemeinschaft, unsere Sprache, 
unsere Kultur. Unsere Sprache und unsere Kultur ist gleichwertig ist wie jede andere 
Sprache und Kultur: Die UN - Behindertenrechtskonvention, Art. 2, 21, 24 und 30 betont 
die Gleichwertigkeit der Gebärdensprache und der Gehörlosenkultur. 
 
Doch leider ist es oft das Wissen über unsere Kultur und Sprache sowie die konkrete 
sozialpolitische Umsetzung dieser „Gleichwertigkeit“, die fehlen. Darin sehen wir ganz 
konkret die Aufgabe der Kulturtage: Zu informieren, Vorbehalte abbauen, gegenseitiges 
Verständnis füreinander entwickeln und über den Dialog der Kulturen eine inklusive und 
barrierefreie Gesellschaft schaffen. Inklusion ist uns ein wichtiges Anliegen. Und so ist es 
uns wichtig, dass die Barrierefreiheit für hörende BesucherInnen mit den 
DolmetscherInnen für Deutsche Gebärdensprache und Deutsch dafür gewährleistet ist. 
 
Die etwa 2.500 Besucher erwartet ein umfangreiches, spannendes und vielfältiges 
Programm! Etwa 90 Referenten zu verschiedenen sozialpolitischen, gesellschaftlichen und 
kulturellen Themen tragen zur Wissenserweiterung und zum Austausch bei. Ein 
umfangreiches Kulturprogramm mit 40 nationalen und internationalen KünstlerInnen aus 
den Bereichen Theater, Tanz, Gebärdensprachpoesie usw. wird die BesucherInnen mit 
Sicherheit faszinieren und unterhalten. Weitere Programmpunkte: etwa 55 Aussteller und 
Infostände, ein Foto- und Filmwettbewerb mit Preisverleihung, eine Kunstausstellung von 
sieben KünstlerInnen, Abendveranstaltungen mit umfangreichen Bühnenprogramm und 
schließlich eine öffentliche Begegnungsveranstaltung „Fest der Hände“ Samstag 
nachmittags in Potsdam/Luisenplatz. Schauen Sie unseren Hashtag: #KTG18! 

Der Deutsche Gehörlosenbund e.V. vertritt die sozialpolitischen, kulturellen, 
beruflichen und gesundheitspolitischen Interessen der Gehörlosen und anderer Menschen 
mit Hörbehinderung in Deutschland mit dem Ziel ihrer Gleichstellung und 
Selbstbestimmung.  

Deutscher Gehörlosen-Bund e. V. 
 Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung in Deutschland 

 

Bankverbindung: IBAN DE98 1002 0500 0007 4704 00 – BIC BFSWDE33BER 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

 Berlin, 23.05.2019 
 
Pressemitteilung 01/2019 
 
Vorstellung der politischen Arbeitsstruktur und des Organigramms des Deutschen 
Gehörlosen-Bundes 
 
Die konkrete Verteilung der Zuständigkeiten und Aufgaben hat bislang im Vordergrund für 
das neugewählte Präsidium gestanden. Die Teammitglieder des Deutschen Gehörlosen-Bun-
des haben schon ihre verschiedenen Aufgaben wahrgenommen. Nun werden die politische 
Arbeitsstruktur und das Organigramm des DGB vorgestellt. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. (DGB) vertritt als Dachverband von derzeit 26 Mit-
gliedsverbänden die Gebärdensprachgemeinschaft. Er besteht mit ca. 28.000 Mitgliedern aus 
16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden. Insgesamt zählen dazu etwa 600 
Gehörlosen- und Gebärdensprachvereine aller Bereiche. 
 
Die Mitgliedschaft im Deutschen Gehörlosen-Bundes: 
 
Die 16 Landesverbände der Gehörlosen und die Deutsche Gehörlosen-Jugend als eigenstän-
dige Jugendorganisation des DGB sind ordentliche Mitglieder. Die Mitgliederzahlen in den 
einzelnen Landesverbänden errechnen sich aus den Mitgliedschaften in den Gehörlosenverei-
nen, die in den verschiedenen Bundesländern an den jeweiligen Landesverband angeschlos-
senen sind. Das sind zusammen 11.000 Mitglieder. Dazu gehören auch gehörlose Kinder und 
Jugendliche/junge Erwachsene (bis 27 Jahre), die als Mitglieder in den Landesverbänden Teil 
der Deutschen Gehörlosen-Jugend sind. 
 
Die neun bundesweiten Fachverbände vertreten ihre spezifischen Interessen auf der Bundes-
ebene und sind als außerordentliche Mitglieder an den DGB angeschlossen. Diese Fachver-
bände haben zusammen 17.000 Mitglieder. 
 
Das Team des Deutschen Gehörlosen-Bundes: 
 
Das Team des DGB setzt sich aus drei Teilen zusammen: das Präsidium, der Beirat und die 
Geschäftsstelle. 
 

1) Den ersten Teil stellt das Präsidium dar. Dieses ist ehrenamtlich tätig und besteht aus 
sieben Personen. Es wurde im Oktober 2018 von der Bundesversammlung des DGB 
für vier Jahre gewählt. Es setzt sich zusammen aus:  

 
• dem Präsidenten Helmut Vogel,  
• der 1. Vizepräsidentin Elisabeth Kaufmann, 
• dem 2. Vizepräsidenten Steffen Helbing, 
• dem Schatzmeister Michael Wohlfahrt, 
• der Beisitzerin Dr. Ulrike Gotthardt, 
• dem Beisitzer Hans-Jürgen Kleefeldt sowie 
• der Beisitzerin für die Deutsche Gehörlosen-Jugend e.V., Katja Hopfenzitz. 

 
Der Präsident sowie die beiden Vizepräsidenten bilden zusammen mit dem Schatzmeister 
den geschäftsführenden Vorstand des Präsidiums. 
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2) Der zweite Teil des Teams des DGB besteht aus dem ehrenamtlichen Beirat. Für vier 
verschiedene Personengruppen gibt es jeweils einen Beauftragten/eine Beauftragte.  

 
• Silvia Gegenfurtner als Beauftragte für „Frauen 
• Bernd Siebert als Beauftragter für „Senioren“ 
• Umut Cucu als Beauftragter für „Migration“ 
• Benjamin Gutwein als Beauftragter für „Taubblinde“ 

 
Sivia Gegenfurtner, Bernd Siebert und Umut Cucu wurden Ende 2018 /Anfang 2019 für zwei 
Jahre von der Vertreterversammlung der jeweiligen Personengruppe zu Beauftragten des 
DGB gewählt. Hingegen wird Benjamin Gutwein nach vorheriger Klärung mit der Bundesar-
beitsgemeinschaft für Taubblinde e. V. (BAT) als Beauftragter ernannt. 
 
Darüber hinaus gibt es spezielle Aufgaben für einzelne Beauftragten, die vom Präsidium er-
nannt wurden: 
 

• Christian Ebmeyer als Beauftragter für Gewaltopfer in Heimen 
• Bernd Schneider als Beauftragter für DGB-Mitgliedsausweise 

 
Christian Ebmeyer ist die Kontaktperson für gehörlose Betroffene und die Mitgliedsverbände 
des DGB, die über die „Stiftung Hilfe und Anerkennung“ mehr erfahren möchten. Seit einiger 
Zeit vergibt der DGB die Mitgliedsausweise an die Mitglieder des DGB, bei Fragen ist Bernd 
Schneider dafür zuständig. 
 

3) Der dritte Teil des DGB wird repräsentiert durch die Bundesgeschäftsstelle. Derzeit 
sind dort drei Personen hauptamtlich tätig: 

 
• Daniel Büter als Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
• Sandra Kühling als Verwaltungsmitarbeiterin 
• Dr. Anja Gutjahr als Assistenz des Präsidiums 

 
Die Fachteams des Deutschen Gehörlosen-Bundes: 
 
Des Weiteren sind die oben genannten Teammitglieder des DGB auch Leiter verschiedener 
Fachteams. Insgesamt gibt es derzeit 15 Fachteams. Die Leitungen sind bereits festgelegt 
und nun dabei, ihr Fachteam aus drei bis fünf Personen zu konstituieren, d.h. ihre Teammit-
glieder zu finden. Die folgende Nennung der Fachteams ist in der Reihenfolge angelehnt an 
die Handlungsfelder des aktuellen Nationalen Aktionsplans (NAP 2.0.) der Bundesregierung: 
 

• Daniel Büter leitet das Fachteam „Arbeit“ 
• Helmut Vogel übernimmt das Fachteam „Bildung“ 
• Dr. Ulrike Gotthardt ist Leiterin des Fachteams „Gesundheit“ 
• Katja Hopfenzitz übernimmt die Leitung des Fachteams „Kinder/Jugendliche“ 
• Silvia Gegenfurtner leitet das Fachteam „Frauen“ 
• Bernd Siebert ist Fachteamleiter des Bereichs „Senioren“   
• Hans-Jürgen Kleefeldt übernimmt das Fachteam „Mobilität“  
• Steffen Helbing übernimmt das Fachteam „Notruf/Katastrophenversorgung“ 
• Elisabeth Kaufmann leitet das Fachteam „Kultur“ 
• Daniel Büter leitet das Fachteam „Medien“  
• Steffen Helbing ist Leiter des Fachteams „Teilhabe“ 
• Umut Cucu leitet das Fachteam „Migration/Flüchtlinge“ 
• Benjamin Gutwein ist Leiter des Fachteams „Taubblinde“  
• Steffen Helbing ist Leiter des Fachteams „Internationales“ 
• Daniel Büter übernimmt das Fachteam „Öffentlichkeitsarbeit“ 
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Zwei Fachteams „Bauen und Wohnen“ und „Justiz“ werden nach Bedarf noch gesucht bzw. 
gefunden. 
 
Die Arbeitsgruppen des Deutschen Gehörlosen-Bundes: 
 
Die Fachteams arbeiten themenzentriert. Er gibt sich aus aktuellem Anlass ein zu bearbeiten-
des Thema, welches zwei oder mehr Fachteams inhaltlich betrifft, kooperieren diese und füh-
ren ihre Aktivitäten in Form einer Arbeitsgruppe zusammen – im Sinne einer bestmöglichen 
Bearbeitung des Themas. Auch für die Arbeitsgruppen können dann Experten sowohl aus 
den Landes- und Fachverbänden des DGB als auch aus anderen Verbänden und von anderen 
Institutionen (wie etwa Universitäten etc.) mit einbezogen werden. Die Arbeitsgruppen ha-
ben einen konkreten Arbeitsauftrag und sind befristet, beispielsweise für die Vorbereitung 
und Planung einer Veranstaltung, das Ausarbeiten einer Stellungnahme oder, die Klärung be-
stimmter Fragestellungen in Form einer Gesprächsrunde. 
 
Das Organigramm des Deutschen Gehörlosen-Bundes: 
 

 
 
Verfasst von Dr. Anja Gutjahr und Helmut Vogel 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, zusammen-
geschlossen haben. Insgesamt zählen dazu etwa 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Bar-
rieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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Pressemitteilung 02/2019 
 
Bekanntgabe des Datums und des Mottos zu 7. Kulturtagen 2022 – Aufruf zum 
Logo-Wettbewerb 
 
Drei Landesverbände der Gehörlosen nahmen an dem Wettbewerb um die Ausrichtung der 
nächsten 7. Deutschen Kulturtage der Gehörlosen 2022 teil. Als es am 27. Oktober 2018 bei 
der Bundesversammlung des DGB in Magdeburg soweit war, bekam der Landesverband der 
Gehörlosen von Baden-Württemberg e.V. den Zuschlag. Die 7. Kulturtage werden nun in 
Friedrichshafen am Bodensee stattfinden. 
 
Seit Januar 2019 tagt nun das Gremium „KT 2022 Friedrichshafen“ und trifft sich allmonatlich 
zusammen zu Sitzungen per Webcam. Das Gremium besteht aus sechs Personen, jeweils 
zwei aus dem DGB (Helmut Vogel und Elisabeth Kaufmann), zwei aus dem Landesverband 
(Wolfgang Reiner und Andreas Frucht) und zwei aus dem Hörgeschädigten-Zentrum Boden-
see-Allgäu-Oberschwaben e.V. (Gerald Schneider und Holger Nagel). 
 
Es wurden bisher vier wichtige Themen behandelt und entschieden: 
 

1. Das Datum der Kulturtage ist festgelegt worden: 08. bis 11. Juni 2022 
 

2. Die Eröffnungsfeier und der Galaabend sowie die künstlerischen Auftritte und die 
Vorträge finden im sehr schönen Graf Zeppelin-Haus am Bodenseeufer statt. 

 
3. Sieben Personen vom Präsidium des DGB und sieben Personen von den Vorstän-

den des Landesverbandes und der südwürttembergischen Gehörlosenvereine ha-
ben ein Motto nach drei Runden ausgesucht und sich dafür entschieden: 

 
"Eine Kultur überwindet Grenzen". 

 
Das bedeutet: Wir leben derzeit in einer Gesellschaft, in der wir jeden Tag erfah-
ren müssen, dass gehörlose Menschen aufgrund ihrer Kommunikationsbarrieren 
und ihrer fehlenden Förderung der Gebärdensprache in unterschiedlichen Lebens-
lagen oftmals an die Grenzen gestoßen sind. Dieses Motto soll daran erinnern, 
dass wir ein Recht auf eine gleichberechtigte und selbstbestimmte Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft haben und dafür kämpfen müssen. Und wir setzen uns 
bei der Vorbereitung und Durchführung der 7. Kulturtage ein, dass verschiedene 
Grenzen in der künstlerischen Arbeit, der Wahrnehmung in der Öffentlichkeit, der 
Barrierefreiheit und dem Austausch der Besucher aus den grenznahen Ländern in 
einer der schönsten Regionen Europas überwunden werden. 

 
4. Es muss noch ein Logo entworfen werden, das auch zum Sinn des Mottos und 

der siebten Durchführung der Kulturtage passen soll. Alle interessierten Künstler 
sind aufgerufen, an dem Logo-Wettbewerb teilzunehmen. Frist ist 15. September 
2019. Bei Fragen und Sendung der Logo-Entwürfe bitte an diese Mail-Anschrift 
schicken: logokt22@gehoerlosen-bund.de 

 
Der Siegerin bzw. dem Sieger winkt ein toller Preis: Freier Eintritt für die Kulturtage und dazu 
eine Zeppelinrundfahrt für eine halbe Stunde. 
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Weiterhin wird die neue Organisationsstruktur der Kulturtage demnächst so aussehen: Sie 
wird in drei Bereichen KT-Gremium, die gGmbH (die als Tochtergesellschaft des DGB noch zu 
gründen ist) und die Gesellschafter der gGmbH vom DGB aufgeteilt. Diese Struktur ist an 
diesen drei Bereichen ausgerichtet, so dass die Organisation der 7. Kulturtage bestens vorbe-
reitet sein wird. 
 
Demnächst steht ein Gespräch mit dem Friedrichshafener Oberbürgermeister Andreas Brand 
an. Das Gremium hat sich zum Ziel gesetzt, dass jeder von ihnen seinen Beitrag einbringt, 
der zum Gelingen der 7. Kulturtage der Gehörlosen in Friedrichshafen notwendig sein wird.  
 
Kontakt: 
Ansprechpartnerin vom DGB für die 7. Kulturtage: Elisabeth Kaufmann, 1. Vizepräsidentin 
und Fachteamleiterin für Kultur 
Ansprechpartner vom LV BW für die 7. Kulturtage: Gerald Schneider 
 
Neue Filme mit Untertiteln vom DGB und LV BW über Kulturtage 2022:  
DGB - Film 3/19 vom 13. Juni 2019 mit Elisabeth Kaufmann über Vorbereitung und Organisa-
tionsstruktur von 5:45 bis 9:45 Min.: 
https://www.youtube.com/watch?time_continue=345&v=J5VNe-AwFYc 
 
LV BW - Film 4/19 vom 20. Juni 2019 mit Horst Nagel über Datum, Motto und Logo-Wettbe-
werb: 
https://m.facebook.com/393686587483137/posts/1114888152029640/  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, zusammen-
geschlossen haben. Insgesamt zählen dazu etwa 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Bar-
rieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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Pressemitteilung 03/2019 
 
Großer Applaus zum dritten Platz von Benjamin Piwko bei der „Let’s Dance“! 
 
Das bezaubernde Tanzpaar Benjamin Piwko und Isabel Edvardsson bei der RTL-Tanzshow 
„Let’s Dance“ hat bis zum Finale am 14. Juni 2019 sehr viele Menschen begeistert. In den 
Medien und sozialen Medien wurde darüber sehr viel berichtet. Im Finale belegten sie den 
hervorragenden dritten Platz! Von unserer Seite gratulieren wir den beiden ganz herzlich! 
 
Während sich Benjamin Piwko als prominenter Tanzpartner trotz der Taubheit so hervorra-
gend entwickeln konnte, konnte sich Isabel Edvardsson als Profitänzerin in die Welt von Ben-
jamin Piwko einfühlsam hineinversetzen. Drei Monate lang hat das Tanzpaar mit unterschied-
lichen Tänzen hart gearbeitet und hat sich gegenseitig großartig unterstützt. Benjamin Piwko 
ist ein bekannter Kampfkunstsportler und Schauspieler.  
 
Zu jeder Staffel seit März 2019 haben darunter viele Gehörlose mit Benjamin Piwko, der sich 
mit Gebärdensprache im Fernsehen stets gezeigt hat, gefiebert und sich bis zum Finale mit 
ihm mitgefreut. Die RTL-Tanzshow war zu unserer Freude jedes Mal untertitelt, das sollte zu-
nehmend eine Selbstverständlichkeit im privaten Fernsehen werden! 
 
Helmut Vogel als Präsident des DGB hatte überraschenderweise die Einladung von Benjamin 
Piwko erhalten. Er konnte das Finale im Coloneum in Köln miterleben und sich danach mit 
dem Tanzpaar treffen. Es ist beeindruckend für ihn gewesen! Viele Zuschauer*innen wollten 
ein Foto mit Benjamin haben. 
 

 
Helmut Vogel, Benjamin Piwko, Ralf Brauns und Isabel Edvardsson (von links) 

Foto: Ralf Brauns 
 
Es ist eine ganz erfreuliche Nachricht für uns alle, dass sich Benjamin Piwko für die Inklusion 
und Barrierefreiheit in Deutschland vermehrt einsetzen möchte und somit Brücken für die 
Gehörlosen und die Hörenden miteinander bauen möchte, wie er es oftmals gesagt hat.  
Er wird sich an einer RTL-Tanztournee im November 2019 in Deutschland mit drei Finalisten 
beteiligen. Mit seiner Popularität wird er viele Menschen sicherlich weiterhin begeistern.  
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Filme über Benjamin Piwko bei der RTL: 
• https://www.rtl.de/cms/let-s-dance-2019-die-highlights-von-benjamin-piwko-

4354380.html 
• https://www.rtl.de/cms/let-s-dance-2019-der-gehoerlose-schauspieler-benjamin-piwko-

stellt-sich-der-tanz-herausforderung-mit-isabel-edvardsson-4290397.html  
 
Weitere Artikeln über Benjamin Piwko: 
• https://www.noz.de/deutschland-welt/medien/artikel/1773736/benjamin-piwko-darum-

ist-sein-jury-tanz-im-finale-so-schwer 
• https://www.goettinger-tageblatt.de/Nachrichten/Medien/Let-s-Dance-Finale-Benjamin-

Piwko-ist-schon-jetzt-voellig-ueberwaeltigt  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, zusammen-
geschlossen haben. Insgesamt zählen dazu etwa 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Bar-
rieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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Pressemitteilung 04/2019 
 
18. Weltkongress des Weltverbandes der Gehörlosen (WFD) eröffnet. 
 
Heute hat der fünftägige 18. Weltkongress des Weltverbandes der Gehörlosen unter der Schirmherrschaft 
des französischen Präsidenten Emmanuel Macron in Paris begonnen, nachdem er vor 48 Jahren schon ein-
mal dort stattgefunden hat. Mehr als 1.800 Teilnehmer*innen aus 120 Ländern der Welt werden erwartet. 
 
Der Weltkongress bekundet mit seinem innovativen Thema „Gebärdensprachrechte für alle“ den Willen zu 
inklusiver Politik und unterstreicht, dass die vollständige Inanspruchnahme von Sprachrechten für die Er-
möglichung einer vollen Inklusion der Gehörlosen-/Gebärdensprachgemeinschaft in die nationale Gesell-
schaft unverzichtbar ist. Das Kongressthema ergänzt das Internationale Jahr der indigenen Sprachen der 
UNESCO, die ihren Hauptsitz in Paris hat, und bietet die Möglichkeit aufzuzeigen, dass allen Gebärdenspra-
chen der gleiche Status wie Lautsprachen zugestanden werden sollte. 
Gebärdensprache ist ein kulturelles und sprachliches Gut des 21. Jahrhunderts. Deshalb ist es wesentlich, 
sie als Menschenrecht anzusehen und umzusetzen. 

 
 
Das Kongressprogramm umfasst sechs Hauptthemen: Gebärdensprache und Deaf Studies, Bildung für Ge-
hörlose, Internationale Zusammenarbeit und Entwicklung, Technologie und Zugänglichkeit/Barrierefreiheit, 
Gesundheit sowie Arbeit und Beschäftigung. An fünf Tagen gibt es insgesamt sieben Plenarvorträge und 93 
Vorträge. 
 
Vier Präsidiumsmitglieder und ein Referent des Deutschen Gehörlosen-Bundes (Helmut Vogel, Elisabeth 
Kaufmann, Steffen Helbing, Dr. Ulrike Gotthardt und Daniel Büter) nehmen an diesem Weltkongress, einem 
der wichtigsten internationalen Treffen der Gehörlosen-/Gebärdensprachgemeinschaft, teil. Der DGB bringt 
vier Gebärdensprachdolmetscherinnen mit, damit die volle Zugänglichkeit/Barrierefreiheit in Deutscher Ge-
bärdensprache für das Präsidium und für zahlreiche Teilnehmer*innen aus Deutschland ermöglicht ist. Der 
DGB dankt dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales für die Finanzierung der Gebärdensprachdol-
metscherinnen aus dem Partizipationsförderung nach dem Behindertengleichstellungsgesetz. 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung der Gebär-
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Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die Wah-
rung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
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Pressemitteilung 05/2019 
 
Eröffnungsfeier des 18. Weltkongresses der Gehörlosen 
 
Ronit Laquerrière-Leven, Vorsitzende des Organisationskomitees, eröffnete den Weltkongress. Sie freute 
sich, bekannt zu geben, dass 2.400 Personen aus 130 Ländern daran teilnehmen. 
 
Im Anschluss gab es zahlreiche Grußworte: von Sophie Cluzel, der Staatsekretärin für Menschen mit Behin-
derung; von Anna Hidalgo, der Bürgermeisterin von Paris, die möchte, dass die Anerkennung der Französi-
schen Gebärdensprache (LSF) in der französischen Verfassung verankert wird; von Bobby Cordano, der 
Präsidentin der weltweit einzigen Universität für gehörlose Menschen, der Gallaudet University; von Ana 
Lucia Arellano, der Vorsitzenden der International Disability Alliance (IDA); von Mark Berry, dem Präsiden-
ten des WFDYS; von Debra Russell, der Ehrenpräsidentin des WASLI; von Vincent Cottineau, dem Präsi-
denten des Französischen Nationalen Gehörlosenverbandes (FNSF); und von Colin Allen, dem Ehrenpräsi-
denten des WFD. 
 
Nach dem schönen und lebhaften Theaterauftritt „Paris I love You“ erhielt Colin Allen den Liisa Kauppinen-
Menschenrechtspreis für seine unermüdliche Arbeit für die Gehörlosen-/Gebärdensprachgemeinschaft auf 
internationaler Ebene. Er bekommt zudem eine neue Professorenstelle am Nationalen Technischen Institut 
für Gehörlose (RIT/NTID) in Rochester, New York, USA. 
 
Professor Dr. Fernand de Varennes hielt einen Plenarvortrag zum Thema „Die Bedeutung von Sprachrech-
ten als Menschenrechte für Gebärdensprachen“. 
Seit August 2017 hat er das Mandat als UN-Sonderberichterstatter für Minderheitenfragen. Er ist als einer 
der weltweit führenden Expert*innen zu internationalen Menschenrechten von Minderheiten bekannt und 
hat einen besonderen Schwerpunkt auf Fragen rund um Sprachen gelegt. 
Er betonte, dass gehörlose Personen das Recht auf ihre Sprachen – Gebärdensprachen – haben, nicht auf-
grund von Behinderung oder weil sie eine Minderheit sind, sondern weil es ein Menschenrecht ist, Zugang 
zur eigenen Sprache zu haben. 
Die slowenische Regierung kündigte an, dass sie die Gebärdensprache als Amtssprache anerkennen wird. 
Hinsichtlich der Bedeutung der Gebärdensprache als vollwertiger Sprache gehörloser Personen ist die Tat-
sache zu begrüßen, dass mehrere Staaten ihren nationalen Gebärdensprachen den Status einer Amtsspra-
che verleihen. Dadurch wird anerkannt, dass es wichtig ist, das Verständnis dafür zu verbessern, wie Ge-
bärdensprachen in allen Staaten geschützt und gefördert werden können. 
 

 
Auf dem Foto von links nach rechts: Helmut Vogel, Dr. Fernand de Varennes und Daniel Büter 
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Pressemitteilung 06/2019 
 
Neuer Vorstand des Weltverbandes der Gehörlosen (2019-2023) gewählt 
 
Nach einem spannenden Rennen zwischen den drei Präsidentschaftskandidaten im Vorfeld 
der Wahl wurde Dr. Joseph Murray aus den USA bei der Generalversammlung am 22. Juli 
2019 in Paris mit 46 Stimmen zum neuen Präsidenten des Weltverbandes der Gehörlosen 
(WFD) gewählt. Auf die anderen Kandidaten entfielen weniger Stimmen: Humberto Insolera 
aus Italien erhielt 26 Stimmen und Bruno Druchen aus Südafrika 9 Stimmen. Der Deutsche 
Gehörlosen-Bund gratuliert Murray sehr herzlich. 
 
Joseph Murray hat insgesamt 16 Jahre lang im Vorstand mitgewirkt, die letzten acht Jahre 
als Vizepräsident. Er bringt seine wertvollen Erfahrungen aus zahlreichen Besuchen bei ver-
schiedenen nationalen Mitgliedsverbänden des WFD und aus der politischen Arbeit bei den 
Vereinten Nationen (UN) in New York und Genf ein. Murray arbeitet als Professor für Deaf 
Studies an der Gallaudet-Universität in Washington, D.C., der einzigen Universität weltweit 
für Gehörlose und Gebärdensprachnutzer*innen. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund dankt dem vorherigen Präsidenten, Collin Allen aus Austra-
lien, für seine hervorragende Leitung des Weltverbandes der Gehörlosen. Es war eine harte 
und ausdauernde Arbeit für ihn und den Weltverband, bei dem nur wenige hauptamtliche 
Mitarbeiter*innen in der Geschäftsstelle in Helsinki, Finnland arbeiten. 
 
Der DGB freut sich mitteilen zu können, dass Steffen Helbing, der 2. Vizepräsident des DGB, 
von der Mitgliederversammlung als einer der neun Beisitzer*innen beim WFD gewählt wor-
den ist. Das DGB-Präsidium gratuliert Steffen Helbing zu seinem neuen Amt und wünscht 
ihm viel Freude und Erfolg. 
Es ist ein gutes Zeichen für die internationale Zusammenarbeit, dass sich nach fast 55 Jahren 
wieder eine Person aus dem DGB bereit erklärt hat, beim WFD-Vorstand mitzuwirken.  
 
 

 
Foto: Florjan Rojba 
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Damals war es der zu dieser Zeit amtierende DGB-Präsident Max Härdtner aus Frankfurt, der 
die Rolle des verantwortlichen Leiters des 3. Weltkongresses des WFD 1959 in Wiesbaden 
übernahm und für einige Jahre, bis 1963, im Präsidium des WFD war. Für Interessierte gibt 
es hier einen Link zum Film des dritten Weltkongresses: https://youtu.be/FRhJmt7k11U  
 
Der Weltverband der Gehörlosen (WFD) wurde am 23. September 1951 in Rom, Italien, ge-
gründet und ist eine internationale Nichtregierungsorganisation, die die Menschenrechte von 
schätzungsweise 70 Millionen gehörlosen Menschen weltweit vertritt und fördert. Der WFD 
ist ein Zusammenschluss von Gehörlosenorganisationen aus 125 Nationen; seine Aufgabe 
besteht in der Förderung der Menschenrechte von gehörlosen Menschen und eines uneinge-
schränkten, hochwertigen und gleichberechtigten Zugangs zu allen Lebensbereichen, ein-
schließlich Selbstbestimmung, Gebärdensprache, Bildung, Beschäftigung und Gemeinschafts-
leben. Der WFD hat einen beratenden Status bei den Vereinten Nationen und ist ein Grün-
dungsmitglied der International Disability Alliance (IDA). 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu etwa 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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Pressemitteilung 07/2019 
zur bundesweiten Einführung der DGS-Sprachzertifizierung 
 
Das Präsidium des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. freut sich mitteilen zu können, dass eine Sprachzer-
tifizierung der Deutschen Gebärdensprache (DGS-Sprachzertifizierung) unter der federführenden Leitung 
der Abteilung Deaf Studies und Gebärdensprachdolmetschen an der Humboldt-Universität zu Berlin voraus-
sichtlich im Jahr 2021 eingeführt wird. 
 
Mittels solch eines bundesweiten Verfahrens zur Sprachstandsfeststellung in Deutscher Gebärdensprache 
(DGS) kann sichergestellt werden, dass die Sprachkompetenzen von Personen, die in DGS kommunizieren 
(d. h. DGS produzieren, rezipieren und in ihr interagieren), klassifiziert werden können. Weiterführende In-
formationen werden von der Abteilung Deaf Studies und Gebärdensprachdolmetschen an der Humboldt-
Universität zu Berlin Mitte 2020 über verschiedene Wege bekannt gegeben. 
 
Diese Sprachzertifizierung ist ein essenzieller Beitrag zur Qualitätssicherung der Deutschen Gebärdenspra-
che und führt zu der so notwendigen Professionalisierung und Weiterentwicklung in zahlreichen Arbeitsfel-
dern wie etwa im Bildungsbereich (DGS im Unterricht an Schulen für hörbehinderte Kinder und Jugendli-
che; DGS als Fremdsprache an allgemeinbildenden Schulen) oder auch auf dem Arbeitsmarkt (Ausbildung 
von Gebärdensprachdolmetscher*innen, Begleitung/Beratung von hörbehinderten Menschen usw.). 
 
Die Abteilung Deaf Studies und Gebärdensprachdolmetschen ist prädestiniert für diese Aufgabe: Ihre Ex-
pertise in diesem Bereich verdankt sie unter anderem der Entwicklung des gemeinsamen europäischen Re-
ferenzrahmens (GER) für Gebärdensprache im Rahmen der Projekte ProSign1 (2012-2015) und ProSign2 
(2015-2019) am Europäischen Fremdsprachenzentrum des Europäischen Rates. Für (Laut-)Fremdsprachen 
besteht ein GER und damit ein einheitlicher Maßstab für den Erwerb von Sprachkenntnissen schon längere 
Zeit, für Gebärdensprachen gibt es dies erst seit einigen Jahren. 
 
Eine Sprachzertifizierung der DGS ist daher ein weiterer wichtiger Schritt auf dem Weg der Gleichstellung 
von deutscher Lautsprache und deutscher Gebärdensprache. In Deutschland ist die DGS 2001 durch das 
Sozialgesetzbuch IX und 2002 durch das Behindertengleichstellungsgesetz auf Bundesebene anerkannt 
worden. Ebenso zentral ist die 2009 ratifizierte UN-Behindertenrechtskonvention mit den entsprechenden 
Artikeln 2,9,21,24 und 30, betonen diese doch die Gleichwertigkeit der Gebärdensprache und der Gehörlo-
senkultur. Diese Gleichwertigkeit konnten Linguist*innen bereits vor 30 Jahren wissenschaftlich belegen. 
Politik und Gesellschaft sind weiter aufgefordert, die Gebärdensprache und die Gehörlosenkultur zu fördern. 
 
Als Dachverband aus sechsundzwanzig Mitgliedsverbänden der Gehörlosen und der Gebärdensprachnut-
zer*innen kann der Deutsche Gehörlosen-Bund solch eine Professionalisierung der DGS-Sprachzertifizierung 
nur begrüßen. Der Deutsche Gehörlosen-Bund wird die Entwicklung des Vorhabens mit großem Interesse 
verfolgen und es unterstützen, wo immer dies möglich ist. 
 
DGB-Film 12/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln: https://youtu.be/phht_HTrA-g  
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung der Gebär-
densprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 
Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu etwa 600 
Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die Wah-
rung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 069 – 900 160 333 
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Pressemitteilung 08/2019 
 
„Gebärdensprachrechte für alle!“ – so lautet das Motto des diesjährige Internati-
onalen Tages der Gebärdensprachen und der Internationalen Woche der Gehörlo-
sen, die vom 23. bis zum 29. September 2019 zum zweiten Mal stattfinden. 
 
Der Internationale Tag der Gebärdensprachen wurde von der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen (durch die Resolution A/C.3/72/L.36/Rev.1) anerkannt. Er wird von 2018 an 
jährlich am 23. September gefeiert, um den Status der Gebärdensprachen und die Rechte 
von gehörlosen Menschen zu fördern und zu schützen. In der „Charta des Weltverbandes der 
Gehörlosen (WFD) zu Gebärdensprachrechten für alle“ vom 27.07.2019 wird betont, dass 
diese Anerkennung förderlich für „die rechtliche Anerkennung nationaler Gebärdensprachen 
als offizielle Sprachen“ ist und diese vorantreibt. 
 
Die Internationale Woche der Gehörlosen wird jährlich von der weltweiten Gehörlosenge-
meinschaft in der letzten vollen Septemberwoche gefeiert, um an den ersten Weltkongress 
des WFD zu erinnern, der in Rom 1951 im gleichen Monat stattfand. 
 

 
 
Dieses Jahr hat der WFD für jeden Wochentag von Montag, 23.09.2019, bis Sonntag, 
29.09.2019, ein Unterthema festgelegt. Die Termine und die entsprechenden Unterthemen 
lauten wie folgt: 
 

• Montag, 23.09.2019: Gebärdensprachrechte für alle! 
• Dienstag, 24.09.2019: Gebärdensprachrechte für alle Kinder 
• Mittwoch, 25.09.2019: Gebärdensprachrechte für gehörlose Seniorinnen und Senio-

ren 
• Donnerstag, 26.09.2019: Gebärdensprachrechte für taubblinde Menschen 
• Freitag, 27.09.2019: Gebärdensprachrechte für gehörlose Frauen 
• Samstag, 28.09.2019: Gebärdensprache für gehörlose LGBT (lesbische, schwule, bi-

sexuelle, transsexuelle, transgender, queere, intersexuelle und asexuelle Menschen) 
• Sonntag, 29.09.2019: Gebärdensprachrechte für gehörlose Flüchtlinge 

 
Seit den späten 1970er Jahren wird sowohl vom Deutschen Gehörlosen-Bund als auch von 
Landesverbänden der Gehörlosen der Tag der Gehörlosen veranstaltet. Solche Aktivitäten 
brauchen die Partizipation und Beteiligung verschiedener Interessengruppen, zu denen Fami-
lien, Peers, Regierungsstellen, professionelle Dolmetscher/-innen für Gebärdensprache und 
Organisationen von Menschen mit Behinderungen gehören. 
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Gebärdensprachen werden jeden Tag von Millionen gehörloser Menschen auf der Welt ge-
braucht. Allerdings haben rund 50 Staaten sie als offizielle Sprachen anerkannt. Diese man-
gelnde Anerkennung bedeutet, dass es nicht möglich ist, einen Zugang zu Bildung in Gebär-
densprachen und die Bereitstellung von Gebärdensprachdolmetscher/-innen in der öffentli-
chen Verwaltung zu garantieren. Darüber hinaus geht mit dem Fehlen einer offiziellen Aner-
kennung das Risiko einer Marginalisierung von Gehörlosen und Gebärdensprachnutzer/-innen 
einher. 
 
Seit dem 1. Mai 2002 ist die Deutsche Gebärdensprache (DGS) mit Inkrafttreten des § 6 Ab-
satz 1 des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG) als eigenständige Sprache anerkannt. 
Ebenso wurde das Recht auf die Verwendung von Gebärdensprache und anderen Kommuni-
kationshilfen im Sozial- und Verwaltungsrecht statuiert. Bis heute ist sie jedoch der deut-
schen gesprochenen Sprache nicht gleichgestellt. Die DGS wird im BGG als eine Kommunika-
tionshilfe in der Amtssprache Deutsch beschrieben. Die DGS ist jedoch keine Kommunikati-
onshilfe! 
 
Die am 05.11.1992 vom Europarat gezeichnete Europäische Charta der Regional- oder Min-
derheitensprachen wurde durch die Bundesregierung 1998 ratifiziert und trat am 01.01.1999 
in Kraft. Durch Hinterlegung beim Europarat verpflichtete sich die Bundesrepublik Deutsch-
land, Minderheiten- und Regionalsprachen zu schützen und zu fördern. Das ist bisher mit Dä-
nisch, Nord- und Saterfriesisch, Nieder- und Obersorbisch, Niederdeutsch sowie Romanes ge-
schehen. Die Deutsche Gebärdensprache ist jedoch bis heute nicht in allen Lebensbereichen 
als Minderheitensprache im Sinne der Europäischen Charta der Regional- und Minderheiten-
sprachen anerkannt. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. (DGB) fordert die gesetzliche Verpflichtung der Bundes-
republik Deutschland, die Deutsche Gebärdensprache als Minderheitensprachen zu schützen 
und zu fördern, sowie die Anerkennung der Deutschen Gebärdensprache als Amtssprache, 
Gerichtssprache und Schulsprache in der deutschen Verfassung oder mittels eines sogenann-
ten Gebärdensprachgesetzes (mit gleichem Status wie gesprochenes und geschriebenes 
Deutsch). 
 
Der DGB unterstützt vorbehaltlos die „Charta des Weltverbandes der Gehörlosen (WFD) zu 
Gebärdensprachrechten für alle“ vom 27.07.2019 und befürwortet die darin enthaltenen Aus-
führungen zur Anerkennung der Bedürfnisse, der Würde und der Menschenrechte Gehörloser 
als einer Behindertengruppe und sprachlichen Minderheit. Eine deutsche Übersetzung der 
„WFD-Charta“ ist unter dem Link hier abrufbar. 
 
Der DGB bittet die Bundesregierung, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, den 
Bundesbehindertenbeauftragten, den Deutschen Behindertenrat, nationale und regionale In-
stitutionen, nationale und regionale Organisationen sowie andere relevante Akteure jedwe-
der Art, die WFD-Charta zu unterzeichnen, um sich dafür zu engagieren, die Menschenrechte 
gehörloser Menschen auf nationaler, regionaler und globaler Ebene zu fördern und zu ver-
bessern. Die Charta kann online unter http://wfdeaf.org/charter/ unterzeichnet werden. 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu etwa 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 069 – 900 160 333 
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Pressemitteilung 09/2019 
 
Der Forderungskatalog des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. als ein wichtiges 
Handlungsinstrument zur politischen Verbandsarbeit 
 
Auf der Mitgliederversammlung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V., die vom 26. bis 
zum 27.Oktober 2019 in Augsburg stattfand, ist ein umfangreicher Forderungskatalog ein-
stimmig angenommen bzw. beschlossen worden. 
 
Die Forderungen des DGB orientieren sich an dem Nationalen Aktionsplan 2.0 der Bundesre-
gierung (NAP 2.0) zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), der 175 
Maßnahmen in 13 Handlungsfeldern enthält und eine Laufzeit bis zum Jahr 2021 hat, an den 
abschließenden Bemerkungen des UN-Fachausschusses für die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen über den ersten Staatenbericht Deutschlands (13.05.2015) sowie an dem zwei-
ten und dritten Staatenbericht zur Umsetzung der UN-BRK (17.07.2019). 
 
Deutschland ist seit dem 26. März 2009 rechtsverbindlich verpflichtet, die UN-BRK vollständig 
umzusetzen und dazu alle geeigneten Maßnahmen zu treffen. Dazu gehört es, die Rechte 
von gehörlosen Menschen als individuelle und kollektive Rechte zu achten und wirksam zu 
schützen. 
 
Der Forderungskatalog ist eine wichtige Grundlage unserer politischen Verbandsarbeit und 
eine gute gemeinsame Orientierungs- und Argumentationshilfe. Er unterstützt die Umsetzung 
unserer Forderungen auf der Bundes-, Landes und Kommunalebene. Die digitale Version 
steht als PDF-Datei zum Download zur Verfügung. 
 
Der Forderungskatalog ist als dynamischer Prozess einer Arbeitsleitlinie für die jeweils kom-
menden Jahre zu verstehen, der einer Evaluation und Verbesserung unterzogen wird. Er wird 
sich an den jeweiligen individuellen, gesellschaftlichen und politischen Veränderungen inner-
halb und außerhalb der Gehörlosen-/Gebärdensprachgemeinschaft orientieren und in der 
Weiterentwicklung vor allem den Bedarf der taubblinden Menschen im Blick haben. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. setzt sich mit seinen 16 Landesverbänden und zehn 
Fachverbänden in der Behinderten- und Sprachpolitik dafür ein, die Lebenssituation von Ge-
hörlosen und Gebärdensprachnutzer/-innen kontinuierlich zu verbessern, kommunikative Bar-
rieren abzubauen und die Rechte der Gehörlosen konsequent und nachhaltig umzusetzen. 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu etwa 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 069 – 900 160 333 
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Pressemitteilung 10/2019 
 
Abbau kommunikativer Barrieren als Voraussetzung für soziale Teilhabe – E-
Learning-Programm für Deutsche Gebärdensprache 
 
Wie im jüngst von der Bundesversammlung verabschiedeten Forderungskatalog des 
Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. (siehe DGB-PM 09/2019) betont, kann gesellschaftliche 
Teilhabe gehörloser/gebärdensprachiger Menschen nur gelingen, wenn kommunikative 
Barrieren im Alltag abgebaut werden. Der Einsatz von Dolmetscher/-innen für Deutsche 
Gebärdensprache (DGS) und deutsche Sprache ist dabei eine Möglichkeit, aber nicht die 
einzige. Mehr gebärdensprachkompetente Menschen im Dienstleistungssektor (Gastronomie, 
Banken etc.), im Gesundheitssektor (Ärzt/-innen, Pflegepersonal, Apotheker/-innen etc.) 
oder im Bildungssektor (Lehrer/-innen, Kolleg/-innen etc.) würden u. a. die Möglichkeit 
sozialer Teilhabe von gehörlosen Menschen deutlich verbessern. 
 
Es gibt zwar immer mehr hörende Menschen, die sich für das Erlernen der Deutschen 
Gebärdensprache interessieren, doch besteht kein ausreichendes bzw. flächendeckendes 
Angebot an qualifizierenden Gebärdensprachkursen. Daher werden nach wie vor der Ausbau 
von Kursen für DGS sowie die Förderung der Gebärdensprachdozent/-innen bzw. 
Gebärdensprachlehrer/-innen als qualifizierte Expert/-innen in eigener Sache angestrebt. 
 
Seit Anfang des Jahres gibt es nun die Möglichkeit, die Deutsche Gebärdensprache auch 
mittels eines E-Learning-Programms der Firma „manimundo“ aus Hamburg online zu 
erlernen. Ein E-Learning-Programm hat den Vorteil, dass es mehr interessierte Menschen 
erreicht und bedarfsorientierter genutzt werden kann: Die Teilnehmer/-innen des Programms 
können ihrem eigenen Zeitbudget und Lernrhythmus folgen – und das ortsunabhängig von 
überall dort aus, wo es einen Internetzugang gibt. 
 
Das Programm wurde von staatlich geprüften Gebärdensprachdozent/-innen konzipiert und 
wird von ihnen durchgeführt und begleitet. Die Kursstruktur und die Inhalte orientieren sich 
am Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Fremdsprachen (GER). Derzeit werden 
Kurse für Deutsche Gebärdensprache in den Stufen A1 und A2 angeboten. Weitere 
Informationen gibt es auf der Webseite www.manimundo.de. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. begrüßt dieses Angebot und sieht darin eine wichtige 
und sinnvolle Ergänzung zu den derzeit bestehenden Möglichkeiten, die Deutsche 
Gebärdensprache vor Ort zu erlernen. Wir werden uns auch in Zukunft dafür einsetzen, dass 
kommunikative Barrieren gehörloser/gebärdensprachiger Menschen auf verschiedenen 
Wegen abgebaut werden und soziale Teilhabe dadurch weiter vorangetrieben wird. 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche 
Interessenvertretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die 
sich in derzeit 26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten 
Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu etwa 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen 
Barrieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscher/-innen für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 069 – 900 160 333 

147146



Deutscher Gehörlosen-Bund e. V. 
 Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung in Deutschland 

 

Bankverbindung: IBAN DE98 1002 0500 0007 4704 00 – BIC BFSWDE33BER 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

  
Berlin, 19.12.2019 
 
Pressemitteilung 11/2019 
 
4. Bildungskongress vom 11.-12. September 2020 in Landshut:  
„Bimodal-bilinguale Bildung verstehen, erleben und voranbringen“ 
 
Am 11./12. September 2020 findet der vierte Bildungskongress des Deutschen Gehörlosen-
Bundes in den Räumlichkeiten der Hochschule Landshut statt. 
Erfreulicherweise wird uns die Hochschule Landshut mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Studiengangs „Gebärdensprachdolmetschen“ als Kooperationspartner bei dieser 
Veranstaltung unterstützen. Diesmal stehen die gelebte Bilingualität von gehörlosen und 
schwerhörigen Menschen und das Thema „bimodal-bilinguale Bildung“ in Bezug auf den Arti-
kel 24 der UN-Behindertenrechtskonvention im Fokus. 
 
Mittels Vorträge, Workshops und Podiumsdiskussionen wollen wir gemeinsam mit Ihnen 
folgende Themenblöcke bearbeiten:  
 
• Frühförderung und Elternarbeit: Familien, die bimodal-bilingual leben oder überlegen 

dies zu tun, möchten wir aufzeigen, welche frühen Hilfen und welche Unterstützungsfor-
men es gibt. Wir wollen darstellen, wie Bilingualität gut verwirklicht, selbstverständlich 
und unkompliziert gelebt werden kann - und das von Anfang an. 

 
• Schulische Bildung: Bimodal-bilinguale Bildung ist eine Chance und ein Mehrwert für 

alle, an Förderschulen ebenso wie an allgemeinbildenden Schulen. Das wollen wir darle-
gen, erörtern und im Austausch weiter voranbringen. 

 
• Berufliche Bildung: Auch im Bereich berufliche Bildung und in der Arbeitswelt muss 

bimodal-bilinguale Bildung ihren Platz finden. Wie und wo dies bereits geschieht, wird 
vorgestellt („Best practise“) 

 
• Gebärdensprache / Deaf Studies: Aktuelle Erkenntnisse aus den verschiedenen Be-

reichen der Deaf Studies und der Gebärdensprachforschung sowie -lehre werden darge-
legt und sollen die zentrale Bedeutung bimodal-bilingualer Bildung auf allen Ebenen her-
vorheben. 

 
• Medien: Um Bilingualität unkompliziert umzusetzen und spielerisch in den Familienalltag 

und in den schulischen Alltag einzubinden, müssen Familien und Pädagogen auf qualita-
tiv gutes und ansprechendes Material zurückgreifen können. Solche Lernmaterialien wol-
len wir im parallel stattfindenden Medienpark präsentieren, ausprobieren und diskutieren. 

 
Seit 2010 haben drei Bildungs- und Fachkongresse im deutschsprachigen Raum stattgefun-
den, den ersten Kongress 2010 hatte der Deutsche Gehörlosen-Bund in Saarbrücken organi-
siert, es folgte 2013 der Kongress in Wien vom Österreichischen Gehörlosen-Bund (ÖGLB) 
und schließlich 2016 vom Schweizerischen Gehörlosen-Bund (SGB-FSS) in Bern. 
 
Ein Schwerpunkt der Bildungs- und Fachkongresse war immer die Thematisierung des bimo-
dal-bilingualen Lebens, mit Gebärdensprache(n) als ebenso vollwertige Sprache wie die 
Deutsche Sprache (Lautsprache und Schriftsprache).  
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Seit Sommer 2019 haben die Vorbereitungsarbeiten beim Fachteam für Bildung unter der 
Leitung von Helmut Vogel vom DGB begonnen. Nach der Bewerbungsphase wurde 
am 1. Dezember 2019 Petra Alaei als hauptamtliche Projektleiterin des Bildungskongresses 
beim DGB angestellt. Der DGB wird bei der Umsetzung dieses Projekts finanziell vom Europä-
ischen Gehörlosenverband (EUD = European Union of the Deaf) unterstützt. 
 
Demnächst folgen weitere Informationen, die Sie auch unserer Homepage 
(www.gehoerlosen-bund.de) entnehmen können.  
 
Wir freuen uns jetzt schon auf einen sicherlich interessanten und spannenden Bildungskon-
gress mit Ihnen! 
 
Das Präsidium des DGB 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kontakt: 
Petra Alaei, Projektleiterin des Bildungskongresses des DGB 2020 
Mail: bildungskongress@gehoerlosen-bund.de  
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, zusammen-
geschlossen haben. Insgesamt zählen dazu etwa 600 Vereine. Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssitua-
tion von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte 
Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
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Pressemitteilung 01/2020 
 
Menschen mit Hör- und Sprachbehinderungen brauchen mehr staatliche Sicherheit und 
staatlichen Schutz in Notfall- bzw. Gefahrensituationen! 
 
Anlässlich des Europäischen Tages des Notrufs 112 informiert der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. 
über den aktuellen Stand des barrierefreien Notrufs. 
 
Die Verpflichtung Deutschlands, einen gleichwertigen Zugang zu Notrufdiensten für Menschen mit 
Hör- und Sprachbehinderungen sicherzustellen, ergibt sich aus Artikel 11 der UN-Behinderten-
rechtskonvention sowie aus drei EU-Richtlinien: der Universaldienstrichtlinie 2002/22/EG, der EU-
Richtlinie 2018/1972 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation („Euro-
pean Electronic Communications Code“, kurz EECC) und der EU-Richtlinie 2019/882 über die Barri-
erefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen (European Accessibility Act, kurz 
EAA). 
 
Bis zum Oktober 2019 haben alle 16 Bundesländer eine Vereinbarung zur Einführung einer Notruf-
App unterzeichnet. Federführend bei der Beschaffung und dem anschließenden Betreiben einer 
bundeseinheitlichen Notruf-App ist das Land Nordrhein-Westfalen (NRW), das derzeit das Vergabe-
verfahren durchführt. 
 
Die Notruf-App soll im gesamten Bundesgebiet eingeführt werden und kostenfrei nutzbar sein. Sie 
soll es ermöglichen, in einer Notsituation schnell Kontakt zur zuständigen Leitstelle aufzunehmen. 
Notrufe in Deutscher Gebärdensprache durch TESS-Relay-Dienst und per App auf dem Smartphone 
und Tablet (Android und iOS) sollen mitberücksichtigt werden. Der aktuelle Standort soll via GPS 
direkt an die örtlich zuständige Leitstelle übersendet werden, und die direkte Kommunikation mit 
der Notrufabfragestelle soll durch textbasierten Chat sichergestellt werden. 
 
Eine Entscheidung für einen konkreten Notruf-App-Anbieter ist noch nicht gefallen. Offen ist auch 
noch, wann und wo genau die Veranstaltung zur Veröffentlichung der Notruf-App im Jahr 2020 im 
Raum NRW stattfindet. 
 
Wir bedauern sehr, dass wir als Selbstvertretungsorganisation nicht in den Mitwirkungs- und Ent-
scheidungsprozess zur Einführung einer Notruf-App im Beirat bzw. in der Expertengruppe Leitstel-
len und Notruf (EGLN) eingebunden wurden. 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) plant, den Referentenentwurf des 
neuen Telekommunikationsgesetzes (TKG) im März/April 2020 zu versenden. Im Rahmen der 
Überarbeitung des TKG werden nach jetzigem Stand Notrufe in deutscher Gebärdensprache und 
auch alternative Notrufmöglichkeiten, z. B. die Notruf-App, berücksichtigt werden. Dann wird der 
Deutsche Gehörlosen-Bund dem BMWi eine Stellungnahme dazu übermitteln. 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung 
der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsver-
bänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und zehn bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen ha-
ben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen 
durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft 
zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter  
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer/-innen erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscher/-innen für Gebärdensprache und Deutsch 
unter der Telefonnummer: 069 – 900 160 333 
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Pressemitteilung 02/2020 
 
Krankenhäuser sind seit 01.01.2020 nicht mehr für die Dolmetscherkosten zu-
ständig, sondern die Krankenkassen 
 
Am 14.12.2019 hat der Bundestag das Gesetz für bessere und unabhängigere Prüfungen 
(MDK-Reformgesetz) beschlossen, das im Bundesgesetzblatt Jahrgang 2019 Teil I Nr. 51 ver-
kündet wurde. Dort ist in Artikel 4 „Änderung des Krankenhausentgeltgesetzes“ und Artikel 6 
„Änderung der Bundespflegesatzverordnung“ festgehalten: 
 

„Nicht zu den Krankenhausleistungen (…) gehören (…) bei der Krankenhausbehand-
lung von Menschen mit Hörbehinderung Leistungen der Dolmetscherassistenz zum 
Ausgleich der behinderungsbedingten Kommunikationsbeeinträchtigungen.“ 

 
Diese fast nebensächlich anmutende Einfügung im Rahmen der Gesetzesänderung ist für ge-
hörlose Menschen jedoch von besonderer Wichtigkeit. Sie bedeutet einen großen Fortschritt 
im Hinblick auf eine gesundheitliche Versorgung, die sich den Möglichkeiten Nichtbehinderter 
annähert und wie sie entsprechend der UN-Behindertenrechtskonvention gefordert wird. Da-
mit ist endlich ein wichtiger Schritt dahin getan, dass nicht nur eine massive Benachteiligung 
und ein großes Ärgernis, sondern auch eine nicht selten erfolgte gesundheitliche Gefährdung 
gehörloser Menschen enden kann. 
 
Zuvor waren die Krankenhäuser verpflichtet, im Rahmen stationärer Behandlungen die Leis-
tungen von Gebärdensprachdolmetschern für die Kommunikation mit gehörlosen Menschen 
zu zahlen. Die Kosten hierfür wurden quasi als eine Durchschnittspauschale in die Kostenkal-
kulation der Krankenhäuser einbezogen, konnten aber im jeweiligen Fall die tatsächlichen 
Kosten keineswegs ausgleichen. So versuchten Kliniken nicht nur, sich der Übernahme dieser 
Kosten zu entziehen; viele kannten diese Verpflichtung nicht, und auch entsprechende Ge-
richtsurteile führten nicht zu einer tatsächlichen Verbesserung der Kommunikation gehörloser 
Menschen im stationären Alltag eines Krankenhauses. So mussten Betroffene in stationärer 
Behandlung sich nicht nur mit ihren teils schweren Erkrankungen befassen, sie mussten auch 
immer wieder für den Einsatz und die Kostenübernahme der Gebärdensprachdolmetscher/-
innen kämpfen – unter z. T. unwürdigen Bedingungen und unter Gefährdung ihrer Gesund-
heit durch Desinformation. In einzelnen Fällen wurden sie sogar von Krankenhäusern abge-
wiesen. 
 
Nach Jahren der Proteste vieler gehörloser Betroffener und Verbände ist es nun dem Deut-
schen Gehörlosen-Bund zusammen mit anderen Behindertenverbänden gelungen, eine Ände-
rung zu erreichen: Dieser absolut untragbare, unmenschliche, gehörlose Menschen und ihre 
Gesundheit gefährdende Zustand ist nun seit dem 01.01.2020 beendet! 
 
In der Praxis wird dies bedeuten, dass gehörlose Menschen nicht nur wie bisher im Rahmen 
ambulanter Behandlungen einen Anspruch auf Übernahme der Kosten für Gebärdensprach-
dolmetscher/-innen durch die Krankenkassen haben. Ein vergleichbarer Anspruch besteht 
nun auch bei stationären Krankenhausbehandlungen, indem auch hier die Krankenkassen 
diese Kosten übernehmen müssen. Es ist zu erwarten, dass es anfangs, z. B. durch Unkennt-
nis aufseiten der Krankenhäuser oder Krankenkassen, mit der Kostenübernahme noch nicht 
reibungslos laufen wird. Es ist jedoch ein wichtiger Schritt getan, insofern mit der Veröffentli-
chung im Bundesgesetzblatt nun die notwendige Argumentationshilfe dafür vorliegt. 
 
Dr. Ulrike Gotthardt als Fachteamleiterin für Gesundheit 
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Pressemitteilung 03/2020 
 
Das Verwenden von Mund-Nase-Masken ohne und mit Sichtfenster erschwert die 
Kommunikation zwischen Hörenden und Gehörlosen. Die Möglichkeiten der Kom-
munikation müssen vielfältiger sein! 
 
Zum Schutz vor einer Infektion durch das Coronavirus machen inzwischen alle Bundesländer 
das Tragen von Mund-Nase-Masken zur Pflicht, z. B. in Bussen, Bahnen und Geschäften. 
Uns haben hierzu viele Presseanfragen erreicht, z. B.: Sind Gehörlose durch Masken benach-
teiligt, weil sie dann nicht von den Lippen lesen können? Was bedeuten die Masken für die 
alltägliche Kommunikation von Gehörlosen? Auch fragen immer mehr gehörlose und stark 
schwerhörige Menschen nach Empfehlungen für Masken, die ihrem Kommunikationsbedürf-
nis entgegen kommen. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. vertritt vor allem die Interessen der Gehörlosen, d. h. 
der gebärdensprachigen Menschen mit Hörbehinderung. Die Deutsche Gebärdensprache 
(DGS) ist seit 2002 als eigenständige und vollwertige Sprache gesetzlich anerkannt. 
 
Das „Lippenlesen“, welches eine Maske mit Sichtfenster ermöglichen sollte, spielt für Gehör-
lose nur eine stark untergeordnete Rolle. „Lippenlesen“ ist sehr anstrengend und führt häufig 
zu Missverständnissen, denn selbst unter optimalen Bedingungen sind nur etwa 30 % des 
Gesprochenen bzw. der Laute anhand der Lippenbewegungen des Sprechers visuell wahr-
nehmbar – 70 % müssen erraten werden! Viele Mundbewegungen sind sich sehr ähnlich, 
z. B. „Mutter“ und „Butter“ oder „aus“ und „Haus“. Vor allem in angespannten Situationen 
(Arztbesuch, Klinikbesuch) ist es unmöglich, allein über das Lippenlesen alles zu verstehen. 
 
In der Praxis haben Masken mit Sichtfenster zudem den Nachteil, dass die Fenster durch die 
Atemluft schnell beschlagen. Dann ist der Mund ohnehin schlecht zu sehen. Alternativ hierzu 
werden aktuell auch immer wieder durchsichtige Voll-Gesichtsschutz-Masken angesprochen 
bzw. von Händlern angeboten. Auch hier ergibt sich ein störendes Beschlagen durch die 
Atemluft, das die Ablese Qualität deutlich herabsetzt. Mehr noch aber enthalten diese Mas-
ken u. a. PVC, das z. B. von den Verbraucherzentralen als gesundheitsschädlich eingestuft 
wird. 
 
Die Mund-Nase-Masken mit Sichtschutz oder aus komplett durchsichtigem Material werden 
aus den genannten Gründen vom Deutschen Gehörlosen-Bund nur unter Vorbehalt empfoh-
len. Die Entscheidung zur Nutzung dieser nur sehr begrenzten Hilfsmittel bleibt letztlich je-
dem gehörlosen und hörbehinderten Menschen entsprechend seinen individuellen Bedürfnis-
sen selbst überlassen. 
 
Bestehen bleibt die Tatsache, dass die Kommunikation für gehörlose und hörbehinderte Men-
schen mit einer/m Gesprächspartner/-in, der/die einen durchsichtigen oder undurchsichtigen 
Mund-Nase-Schutz trägt, stark erschwert ist. 
 
Damit wollen wir aber keineswegs jenen Menschen mit Hörbehinderung widersprechen, die 
eine Mund-Nase-Maske mit Sichtschutz als hilfreich erachten: In der Gruppe der Menschen 
mit Hörbehinderung (von leichtgradig schwerhörig bis zu gehörlos) gibt es unterschiedliche, 
individuelle kommunikative Bedarfe, und manch eine/r profitiert stark vom Mundbild und so-
mit womöglich auch etwas von einer Maske mit Sichtschutz. Wir können daher nur fordern: 
Es sollte jedes Hilfsmittel, welches Menschen mit einer Hörbehinderung bei der 
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Kommunikation mit ihrem Umfeld unterstützt, aufgegriffen und angewandt werden. Wir vom 
Deutschen Gehörlosen-Bund e. V. stehen für Bilingualität, d. h. für ein Leben mit Deutscher 
Gebärdensprache und deutscher Sprache (in Laut- bzw. Schriftsprache). Jeder Weg zu gelin-
gender Kommunikation wird von uns unterstützt.  
 
Auch das Verwenden von Stift und Papier (schriftliche Kommunikation) ist eine hilfreiche und 
praktische Möglichkeit für die Kommunikation, weiterhin gibt es Spracherkennungspro-
gramme als App auf dem Smartphone1, die im Alltag anwendbar sind. Alternativ bzw. ergän-
zend kann bei kurzen Gesprächen das Herunterziehen des Mund-Nase-Schutzes unter Wah-
rung der Abstands- und Hygieneregeln helfen.  
 
Für essenzielle und (vor allem in Corona-Zeiten lebens-) wichtige Gespräche, etwa mit medi-
zinischem Personal, fordern wir jedoch, dass Dolmetscher/-innen für DGS und Deutsch über 
den Vermittlungsdienst Tess2 oder über Videotelefonie bzw. Webcam, mit iPad, Smartphone 
oder Laptop einbezogen werden. Wenn Ärzte und Ärztinnen sowie Pflegekräfte FFP2- oder 
FFP3-Masken tragen, stellt sich die Frage des Sichtfensters ohnehin nicht. 
 
Mit einer/m gebärdensprachkompetenten Gesprächspartner/in ist dagegen die Kommunika-
tion in Gebärdensprache auch mit Schutzmaske (mit oder ohne Sichtschutz) weitestgehend 
möglich, weil die Gebärdensprache aus manuellen Komponenten (Handform, Handstellung, 
Ausführungsstelle und Bewegung) und nichtmanuellen Komponenten (Mimik, Mundbild, 
Mundgesten, Kopf- und Oberkörperhaltung, Blickrichtung) besteht. Über eine Distanz von 
zwei, fünf oder zehn Metern ist die Kommunikation per Gebärdensprache relativ problemlos 
möglich, selbst durch Glasscheiben oder Fenster. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und zehn bundesweiten Fachverbänden, zu-
sammengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der 
Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die Wahrung von Rechten, um eine 
gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer/-innen erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscher/-innen für Gebärdensprache und 
Deutsch unter der Telefonnummer: 069 – 900 160 333 

 
1 Deutsche Gehörlosenzeitung 04/2019, Seite 28-29: Untertitel zum Mitnehmen – Die Spracherkennung ist im An-
marsch. Aber wie gut funktionieren Smartphone-Apps, die Gesprochenes in Text umwandeln? Ein Test. 
2 https://www.tess-relay-dienste.de/ 
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 Berlin, 04.06.2020 
 
Pressemitteilung 04/2020 
 
Die Dokumentation zur Fachtagung „Cochlea Implantat – Realitäten ohne Zwang“ ist 
erschienen! 
 
Am 28.11.2018 fand die vom Deutschen Gehörlosen-Bund e. V. organisierte Fachtagung „Cochlea 
Implantat – Realitäten ohne Zwang“ in Berlin statt. Nun steht die Dokumentation der Fachtagung 
zur Verfügung. Wir freuen uns sehr, dass die interessanten Vorträge und Beiträge dieser Tagung 
nun der gesamten (Fach-)Öffentlichkeit und allen Interessierten zugänglich sind! 
Die Dokumentation (PDF; 5,2 MB; komprimiert) steht als Download auf unserer Webseite zur Ver-
fügung, die Druckversion können Sie ebenfalls dort (bei Übernahme der Portokosten) bestellen. 
 
Die Dokumentation formuliert eine eindeutige Antwort: Gegen CI-Zwang und für eine bimodal-bi-
linguale Förderung mit Gebärdensprache zum Wohle aller Kinder mit Hörbehinderung! 
 

 
 
Auch im „Fall Goslar“, der ein Anlass für die Fachtagung war, gab es eine Entscheidung: 
Im Beschluss vom 29. Januar 2019 hat das Amtsgericht Goslar von familienrechtlichen Maßnah-
men gegen hörbehinderte Eltern abgesehen, die ihr gehörloses Kind keiner Cochlea-Implantation 
unterziehen wollen. Das Amtsgericht sah keine ausreichenden Gründe, um eine Zwangsimplanta-
tion eines CIs richterlich anzuordnen, da das Kindeswohl nicht gefährdet sei. Ein „Zwang zum Hö-
ren“ sei mit der UN-Behindertenrechtskonvention nicht vereinbar. 
 
Über den Bundesverband  
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung 
der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsver-
bänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und zehn bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen ha-
ben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen 
durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft 
zu ermöglichen.  
 
Pressekontakt  
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit  
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer/-innen erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscher/-innen für Gebärdensprache und Deutsch 
unter der Telefonnummer: 069 – 900 160 333 
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Berlin, 06.07.2017 
 
 
Stellungnahme 01/2017 
 
 
Wir wollen Achterbahn im Freizeitpark „Phantasialand“ mitfahren! 
Wir fordern sofortige Aufhebung des Achterbahn-Verbots für Menschen mit Hör-
behinderungen! 
 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozialpolitische, kulturelle, berufliche 
und gesundheitspolitische Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit 
Hörbehinderung in Deutschland. Mit Verwunderung und Besorgnis haben wir aufgrund vieler 
Nachrichten (E-Mails, Facebook, Twitter, Artikel von Taubenschlag, Deutsche Gehörlosenzei-
tung und hearZone) und zwei offener Briefe (Landesverband der Gehörlosen Nordrhein-
Westfallen 1899 e.V. und Verband für Gebärdensprachkultur Köln und Umland e.V.) zur 
Kenntnis genommen, dass Menschen mit Hörbehinderungen im Freizeitpark „Phantasialand“ 
in Brühl bei Köln aus Sicherheitsgründen von einigen Fahrgeschäften ausgeschlossen wer-
den. 
 
In der Stellungnahme hat die Geschäftsführung auf die Sicherheitsvorschriften verwiesen, 
welche durch den Hersteller und den TÜV vorgeschrieben sind. Jedoch hat TÜV Rheinland 
das Sicherheits- und Evakuierungskonzept überprüft und nicht festgelegt, welche Nutzer-
gruppe ausgeschlossen wird. 
 
Im Prinzip sollte man vorher mit den Betroffenenverbänden reden oder sie einbeziehen, be-
vor die Vorschriften festgelegt werden. Viele Menschen mit Hörbehinderungen konnten bis-
lang ohne Probleme mitfahren. Plötzlich geht das am 26. Juni 2017 bei zwei jungen Gehörlo-
sen nicht mehr. Im Vorfeld hat die Geschäftsführung die Betroffenenverbände weder konsul-
tiert noch die Änderung der Teilnahmebedingungen öffentlich kommuniziert. 
 
Laut § 2 UN-Behindertenrechtskonvention liegt hier eine Diskriminierung von Menschen mit 
Hörbehinderungen jede Unterscheidung, Ausschließung oder Beschränkung aufgrund von 
Gehörlosigkeit vor, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass das auf die Gleichberechtigung mit 
anderen gegründete Anerkennen, Genießen oder Ausüben aller Menschenrechte und Grund-
freiheiten im wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, bürgerlichen oder jedem anderen Bereich 
beeinträchtigt oder vereitelt wird. 
 
Dies hier ist zutreffend. Ohne einen sachlichen und klaren Grund fühlen wir uns ungerecht 
behandelt und diskriminiert. 
 
Artikel 30 der UN-Behindertenrechtskonvention geht speziell auf die Freizeit ein und hat zum 
Ziel, Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilnahme an Erholungs-, Freizeit- 
und Sportaktivitäten zu ermöglichen. Demnach müsste das Angebot des Freizeitsparks 
„Phantasialand“ auch für Menschen mit Hörbehinderungen offenstehen. 
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Unsere Empfehlung ist es, das Sicherheits- und Evakuierungskonzept zusammen mit Exper-
ten vom Landesverband der Gehörlosen Nordrhein-Westfallen 1899 e.V. überprüfen und an-
passen zu lassen, um Sicherheitstipps zu geben und Unfallrisiken für Menschen mit Hörbe-
hinderungen zu minieren. Das können zum Beispiel sein: Zwei-Sinne-Prinzip (akustische und 
visuelle Signale), mehrsprachige Infotafeln, Lichtblitze, Rundumleuchten oder Signallampen, 
eine sicher fühlbare Vibration oder eine prägnante Kurzinformation auf Displays. 
 
Wir würden uns sehr freuen, wenn die Geschäftsführung des Freizeitsparks „Phantasialand“ 
die Verbote der Nutzung dieser Fahrgeschäfte für Menschen mit Hörbehinderungen aufheben 
und künftig ähnliche Handlungen wie das jüngst erfolgte Verbot unterlassen könnte. 
 
 
 
 
Internetquellen: 
 
Taubenschlag: Phantasialand: Achterbahn-Verbot für taube Menschen. URL: http://www.tau-

benschlag.de/2017/06/phantasialand-achterbahn-verbot/ (Abfrage: 29.06.2017) 
 
Taubenschlag: Achterbahn-Verbot ist nicht wirklich neu. URL: http://www.tauben-

schlag.de/2017/06/achterbahn-verbot-ist-nicht-wirklich-neu/ (Abfrage: 29.06.2017) 
 
Taubenschlag: Achterbahn-Verbot: TÜV Rheinland meldet sich zu Wort. URL: 

http://www.taubenschlag.de/2017/06/achterbahn-verbot-tuev-rheinland-meldet-sich-
zu-wort/ (Abfrage: 29.06.2017) 

 
Deutsche Gehörlosenzeitung: Keine Achterbahn für Gehörlose: Phantasialand verbietet Mit-

fahrt. URL: http://gehoerlosenzeitung.de/keine-achterbahn-fuer-gehoerlose-phantasial-
and-verbietet-mitfahrt/ (Abfrage: 29.06.2017) 

 
hearZone: Achterbahn-Verbot für Gehörlose. URL: https://www.hearzone.net/aktuelles/ach-

terbahn-verbot-fuer-gehoerlose-9309.html (Abfrage: 29.06.2017) 
 
Landesverband der Gehörlosen Nordrhein-Westfallen 1899 e.V.: Offener Brief an die Ge-

schäftsleitung und Eigentümer des Freizeitparks Phantasialand. Betreff: Nutzungsver-
bot der Achterbahn für taube Menschen. URL: http://www.glhaus.de/data/Offener-
BriefPhantasialand2017.pdf (Abfrage: 29.06.2017) 

 
Verband für Gebärdensprachkultur Köln und Umland e.V.: Phantasialand: Attraktionen – Ver-

bot für taube Menschen. URL: http://vgku.de/wp-content/uploads/2017/06/Phantasial-
and-28.6.17.pdf (Abfrage: 29.06.2017) 

 
 
 
 
Deutscher Gehörlosen-Bund e.V. 
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 Berlin, 17.11.2017 
 
Stellungnahme 2/2017 
 
Zur aktuellen Diskussion bezüglich des Versuchs, gegen den Willen der gehörlo-
sen Eltern gerichtlich durchzusetzen, einem gehörlosen Kind ein Cochlea-
Implantat einzusetzen 
 
Der Deutsche Gehörlosen Bund e.V., der als Dachverband der Gehörlosenverbände und de-
ren Gehörlosenvereine die Interessen der Gebärdensprachgemeinschaft in Deutschland ver-
tritt, verfolgt mit großer Sorge die derzeitige Auseinandersetzung um die Cochlea Implantati-
on eines gehörlosen Kleinkindes gegen den Willen der gehörlosen Eltern, in Südniedersach-
sen. Dabei betrachtet der Deutsche Gehörlosen-Bund die Bemühungen, eine Entscheidung 
zur Operation des Kindes gegen den ausdrücklichen Willen der Eltern durchzusetzen, als 
inakzeptabel. 
 
Ausgangspunkt ist hierbei eine medizinisch-technische Methode, die Cochlea Implantation 
(CI), die fachlich gesehen einen Wahleingriff und keine lebensnotwendige Maßnahme dar-
stellt. Sie ist medizinisch-psychologisch nicht unumstritten und weist ebenso erhebliche kör-
perliche und psychische Nebenwirkungen auf. Bei der Argumentation der CI-Fachleute wird 
ausschließlich die positive Zielsetzung, d.h. das Hören Können, in den Vordergrund gerückt. 
Nicht berücksichtigt werden bei dieser Argumentation die vielfältigen Nachteile und Gefah-
ren, denen ein Teil der implantierten Personen dadurch ausgesetzt wird. Zudem wird ver-
schwiegen, dass kein Implantierter je ein Gehör, wie Hörende dieses kennen, erhalten kann 
und die Betroffenen mindestens schwerhörig bleiben. Trotz intensiver Hör- und Sprachthera-
pie erreichen zudem viele implantierte junge Menschen keinen vollständigen Spracherwerb. 
 
Daher ist das Angebot einer bimodalen und bilingualen Sprachentwicklung von Kindern mit 
einer Hörbehinderung zur Sicherstellung der ausreichenden Entwicklung ihrer sprachlichen 
und kognitiven Fähigkeiten, gerade in der frühkindlichen Phase, von großer Bedeutung. 
Durch das ausschließliche Verlassen auf die Hörverbesserung durch das Cochlea-Implantat 
wird diese Entwicklung nicht selten gestört. Ebenso werden die Alternativen und positiven 
Aspekte des Lebens gehörloser Menschen außer Acht gelassen. Durch die bimodale bilingua-
le Sprachkompetenz, einschließlich der deutschen Laut-/Schriftsprache und der Deutschen 
Gebärdensprache, kann ein kommunikativ, bildungstechnisch, beruflich, sozial und emotional 
gleichwertiges Leben ermöglicht werden. Nicht umsonst lassen aufgrund unterschiedlichster 
Irritationen nicht wenige Betroffene nach einigen Jahren ihre Cochlea-Implantate wieder 
explantieren. 
 
Dazu muss angemerkt werden, dass die meisten im Rahmen der Implantationen Tätigen 
keine oder nur sehr wenige Informationen über die Gehörlosen-/Gebärdensprachgemein-
schaft und kaum Erfahrungen mit diesen haben. Diese sehen in der Gehörlosigkeit nicht 
selten etwas Negatives und Auszumerzendes. Um in der Vor- und Nachsorge sowie bei der 
Förderung von CI-implantierten Kindern alle Aspekte berücksichtigen zu können, u.a. durch 
die Vermittlung positiver gehörloser Vorbilder, wurde seit Jahren wiederholt von 
Gehörlosenverbänden den verschiedenen CI-Zentren das Angebot einer Zusammenarbeit, 
z.B. in der Elternberatung, gemacht. Bislang ist es jedoch nirgendwo zu einer anhaltenden 
Zusammenarbeit gekommen, was der Deutsche Gehörlosen-Bund außerordentlich bedauert. 
Dies, wie auch viele Berichte Betroffener, zeigen auch, dass die ärztliche Aufklärung und 
Versorgung oftmals die Verpflichtung zur ausgewogenen und die möglichen Alternativen 
ausreichend berücksichtigenden Beratung vermissen lässt. 
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Auf dem Hintergrund dieser relativen Behandlungsmethode ist es aus unserer Sicht umso 
kritischer zu betrachten, dass mit juristischen Mitteln versucht wird, das hohe Gut des elterli-
chen Willens zu übergehen. Dabei macht besonders betroffen, dass dieses gerade bei Eltern 
versucht wird, die als selbst Betroffene noch besser um die Situation ihres gehörlosen Kindes 
wissen. Insbesondere gehörlose Eltern können ihrem gehörlosen Kind zahlreichere und bes-
sere Lebenswerkzeuge, einschließlich der Gebärdensprache und einer voll funktionsfähigen 
familiären Einbeziehung und Entwicklung, vermitteln und ermöglichen. Die Abwägung von 
Förderungswegen für ihre Kinder, die ihre berechtigten und z.T. schwerwiegenden Vor- und 
Nachteile haben, kann und muss auch gehörlosen Eltern vorbehalten bleiben.  
 
Im Zusammenhang mit dem aktuellen Fall ist es vielen gehörlosen und hörbehinderten Men-
schen nicht zu verdenken, wenn sie sich an längst überwunden geglaubte behindertenfeind-
liche Tendenzen erinnert fühlen. Daher sollte vor einer abschließenden Beurteilung, neben 
anderen, auch die Frage stehen, ob das Bestreben einer Implantation gegen den Elternwillen 
auch erfolgen würde, wenn die betroffenen Eltern hörend wären.  
 
Der Deutsche Gehörlosen Bund e.V. wird dieses Verfahren, wie auch insgesamt die Entwick-
lung der Cochlea-Implantationen, vor allem im Hinblick auf die Akzeptanz und Berücksichti-
gung von Gehörlosigkeit und Gebärdensprache, weiterhin kritisch verfolgen. 
 
Weitere Informationen zu den Positionen des DGB können den Stellungnahmen zur CI-
Diskussion auf der Homepage des DGB entnommen werden. Auch wenn diese bereits älter 
sind, besitzen sie nach wie vor ihre Gültigkeit. Sie finden diese unter den untenstehenden 
Links (Internetquellen). Für weitere Informationen können Sie auf der Homepage des DGB 
unter http://www.gehoerlosen-bund.de/publikationen%20-%20projekte/bestellung, die drei Broschüren, 
Mein Kind (2011), Sprachen bilden (2016) und Bilingual aufwachsen 2. Auflage (2016), 
finden. 
 
 
Internetquellen: 
 
Stellungnahme des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. zum Cochlea-Implantat (CI) (2006) 

URL: http://www.gehoerlosen-bund.de/browser/752/dgb_stellungnahme_ci.pdf 
 
Stellungnahme des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. zu den Kommentaren zum Cochlea 

Implantat von Sabine Fries und Thomas Geißler vom 29. Mai 2008 anlässlich des 3. 
Deutschen CI-Tags 2008 und den darauf erfolgten Reaktionen (18.06.2008) 
URL: http://www.gehoerlosen-bund.de/browser/755/dgbstellungnahmecifriesgeissler.pdf 

 
Stellungnahme des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. zu dem Artikel „Haben gehörlose 

Kleinkinder ein Recht auf ein Cochlea-Implantat?“ von S. Müller und A. Zaracko, 
erschienen in der Zeitschrift Nervenheilkunde Heft 4/2010, Seite 244–249 (22.06.2010) 
URL: http://www.gehoerlosen-bund.de/browser/683/dgb_stellungnahme_2010_02.pdf 

 
Resolution der Deutschen Gesellschaft der Hörgeschädigten-Selbsthilfe und Fachverbände 

e.V., zur einseitigen Beeinflussung von Eltern hörbehinderter Kinder zum CI 
(13.11.2010) 
URL: http://www.gehoerlosen-bund.de/browser/568/DG_resolution.pdf 
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Stellungnahme von Prof. Dr. Christian Rathmann zur Pressemitteilung der MHH vom 04. April 
2016  „Hören und Denken sind eng verbunden: MHH-Forscher belegen Zusammenspiel 
von Sinnen und Kognition (04.04.2016) 
URL: https://www.idgs.uni-hamburg.de/images/stellungsnahme-rathmann/rathmann-stellungsnahme-04-
2016.pdf 

 
Pressemitteilung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. 1/2016: Cochlea-Implantate und 

Gebärdensprache (08.02.2016) 
URL: http://www.gehoerlosen-bund.de/browser/735/pm01-2016_stellungnahme_ciunddgs_160208.pdf  

 
Karin Kestner: Kein fiktiver Fall! Eine Richterin soll über beidseitige Implantation eines 

zweijährigen gehörlosen Kindes gehörloser Eltern entscheiden. (10.11.2017) 
URL: http://www.kestner.de/n/verschiedenes/presse/2017/Zwang_zur_CI_Implantation.htm 

 
Taubenschlag: Zwangsimplantation in Braunschweig? (10.11.2017) 

URL: http://www.taubenschlag.de/2017/11/zwangsimplantation-in-braunschweig/  
 
Deutsche Gehörlosenzeitung: Die Pforte zum CI-Zwang? (14.11.2017) 

URL: http://gehoerlosenzeitung.de/zwang-cochlea-implantat-familiengericht/ 
 
Stellungnahme des Gehörlosenverbandes Niedersachsen e.V.: Würde der tauben und 

schwerhörigen Menschen beachten (15.11.2017) 
URL: http://www.gehoerlosenverband-
niedersachsen.de/index.php/home.html?file=files/dateien/anhang/ueberuns/Position%20zu%20DGS%20C
I%20Sorgerecht.pdf  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Deutscher Gehörlosen-Bund e.V. 
Bundeskompetenzzentrum und Bundesgeschäftsstelle 
Prenzlauer Alle 180 
10405 Berlin 
 
E-Mail: info@gehoerlosen-bund.de  
Internet: www.gehoerlosen-bund.de  
Facebook: Deutscher Gehörlosen-Bund 
Twitter: @gehoerlosenbund 
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Berlin, 30.01.2018 
 
Stellungnahme 1/2018 
 
Koalitionsverhandlungen: Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. fordert Nachbesserun-
gen und die Aufnahme unserer Forderungen in den neuen Koalitionsvertrag 
 
Vier Monate nach der Bundestagswahl und nach Abbruch der Jamaika-Verhandlungen haben 
CDU/CSU und SPD die Koalitionsverhandlungen aufgenommen. Bis 4. Februar soll noch verhandelt 
werden. 
 
Im 28-seitigen Sondierungspapier "Ergebnisse der Sondierungen von CDU, CSU und SPD. Finale 
Fassung" vom 12.01.2018 wird kaum über die Behindertenpolitik geschrieben bzw. aufgezeigt, was 
verändert und verbessert werden soll. Es ist uns unverständlich, wie die Parteien, mit einer derarti-
gen Missachtung der Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen in Deutschland, in die Ver-
handlungen gegangen sind. 
 
Im Namen des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. fordern wir Nachbesserungen dieser Sondie-
rungsergebnisse von CDU/CSU und SPD vom 12.01.2018. Wir fordern ein umfassendes Wunsch- 
und Wahlrecht und umfangreiche Änderungen am Bundesteilhabegesetz. Die zukünftige Bundesre-
gierung sollte sich zudem stärker für die Umsetzung des Menschenrechts auf Barrierefreiheit und 
Diskriminierungsschutz einsetzen. 
 
Wir unterstützen ausdrücklich die vierzehn Forderungen des Deutschen Behindertenrates (DBR) 
anlässlich der Sondierungsgespräche von CDU, CSU und SPD 2018 vom 17.01.2018 sowie die Um-
setzung der über 60 dringlichen Handlungsempfehlungen des UN-Vertragsausschusses für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13.05.2015. Beides sollte unbedingt auch im neuen 
Koalitionsvertrag der 19. Legislaturperiode eingetragen werden. 
 
Im Sommer 2018 plant der UN-Fachausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
eine Frageliste („List of Issues“) an Deutschland zu verabschieden und damit den zweiten Zyklus 
der Staatenprüfung Deutschlands zu eröffnen. Auch aufgrund dieser erneuten Befragung nach der 
Lebensqualität behinderter Menschen in Deutschland, muss die deutsche Bundesregierung die An-
forderungen der UN-Behindertenrechtkonvention endlich mit Nachdruck durchsetzen, um Verbes-
serungen der Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderungen zu erreichen. 
 
Wir bitten nachdrücklich darum, unsere Forderungen aus dem von uns veröffentlichten Dokument 
„Unsere Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 mit Antworten der bundespolitischen Parteien“ 
vom September 2017 in den neuen Koalitionsvertrag aufzunehmen. Dazu zählen auch die gesell-
schaftliche Teilhabe betreffenden Bedürfnisse gehörloser und hörbehinderter Menschen, welche in 
allen Lebensbereichen nicht ignoriert und vergessen werden dürfen. 
 
Wir beobachten mit Sorge die derzeitigen Entwicklungen der Koalitionsverhandlungen und bitten 
Sie herzlich darum, die Menschen mit Behinderungen in Deutschland nicht zu enttäuschen und mit 
der Aufnahme unserer Forderungen einen Schritt in die richtige Richtung zu tun. 
 
Deutscher Gehörlosen-Bund e.V. 
Präsidium und Bundeskompetenzzentrum 
Prenzlauer Allee 180 
10405 Berlin 
E-Mail: info@gehoerlosen-bund.de  
Internet: www.gehoerlosen-bund.de 
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Berlin, 08.06.2018 
 
Stellungnahme 2/2018 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. ist mit der Antwort der Bundesregierung be-
züglich „Arbeitsassistenz“ nicht zufrieden und strebt weiter an, die Teilhabe am 
Arbeitsleben zu verbessern und die Kommunikation sicherzustellen. 
 
Auf die Antwort der Bundesregierung zur Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE über 
„Probleme bei der Gewährung des Rechtsanspruchs auf Arbeitsassistenzleistungen“ (Druck-
sache 19/2339) nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
1. Die 1.923 bewilligten Anträge zur Kostenübernahme einer notwendigen Arbeitsassistenz 

aus dem Jahr 2008 sind im Jahr 2017 mit 3.690 Anträgen fast um das Doppelte gestie-
gen. Uns fehlt jedoch ein Gesamtüberblick der gestellten, abgelehnten oder zurückge-
zogenen Anträge. Außerdem sind wir dennoch überrascht über diese Anzahl, da wir an-
nahmen, dass es mehr Menschen mit Behinderungen gibt, die Arbeitsassistenzleistungen 
erhalten. In Deutschland leben laut Bericht zur Statistik der schwerbehinderten Menschen 
des statistischen Bundesamtes 2014 insgesamt 315.799 Menschen mit Sprach- und 
Hörbeeinträchtigungen. 

 
2. Der Gesamtbetrag der Integrationsämter für Arbeitsassistenzleistungen ist von 12,31 

Mio. Euro im Jahr 2008 auf 32,35 Mio. Euro im Jahr 2017 fast um das Dreifache gestie-
gen. Uns fehlt die Aufteilung der Arbeitsassistenzformen (Gebärdensprachdolmetscher, 
Schriftdolmetscher, Kommunikationsassistenz, Mobilitätsassistenz, etc.), die Klärung der 
Honorar- bzw. Stundensätze für Formen der Arbeitsassistenz und die Aufteilung der Be-
hinderungsarten der LeistungsempfängerInnen. 

 
3. Die Integrationsämter der Länder richten sich im Hinblick auf die Vergütung der Gebär-

densprachdolmetscherInnen nicht immer nach dem Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetz (JVEG), weil Gebärdensprachdolmetscher nur bei der Ausführung von Sozi-
alleistungen nach dem JVEG bezahlt werden, wenn sie selbst die Sozialleistung nicht sind 
(Urteil des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz vom 30.05.2016 - 7 A 10583/15). 
Das ist absurd, da Dolmetscherleistungen für uns immer noch Sozialleistungen sind. Die 
Begründung der Bundesregierung ist nicht nachvollziehbar und unzutreffend. 
Die Formulierung „aufgrund gesetzlicher Vorgaben in §19 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 4 SGB X 
i.V. mit dem JVEG“ aus der alten BIH-Empfehlung seit 2008 wurden aus der aktuellen 
BIH-Empfehlung (14.09.2014) entfernt. Im Jahr 2013 wurde das JVEG durch das 2. 
KostRModG reformiert, worin der Stundensatz von 55 Euro auf 75 Euro erhöht wurde. 
Wir befürchten, dass die GebärdensprachdolmetscherInnen vermehrt Angebote mit Ver-
gütungen nach dem JVEG in anderen Bereich annehmen. Die Konsequenz wäre, dass es 
für die Gehörlose und Menschen mit Hörbehinderungen sehr schwierig ist, eine/n Gebär-
densprachdolmetscher/in im Bereich Arbeit zu bekommen. Im schlimmsten Fall könnten 
viele Betroffene arbeitslos werden, da die kommunikativen Barrieren nicht beseitigt wer-
den können. Wir fordern eine gerechte, einheitlich vorgegebene und angemessene Ver-
gütung der GebärdensprachdolmetscherInnen in allen Bereichen. 

 
4. Man stelle sich vor, ein Gehörloser erhält die Zusage für eine neue Arbeit und beantragt 

die Leistung „Arbeitsassistenz“. Sein Chef bzw. Arbeitgeber beobachtet ihn während der 
Probezeit. Ohne Arbeitsassistenz wird die Arbeit dieses Gehörlosen nicht annährend so 
verrichtet werden können, wie die eines hörenden Bewerbers. Wenn die Bewilligung erst 
eintritt, nachdem aufgrund der Kommunikationsprobleme der Arbeitsplatz bereits ver-
loren ist, nutzt selbst ein positiver Bescheid vom Integrationsamt dem wieder arbeits-
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– 

losen Hörbehinderten nichts. Er hatte somit keine Chance, seine ganze Arbeitsleistung zu 
erbringen und seine Fähigkeiten unter Beweis zu stellen. 
Oft bringen lange Bearbeitungszeiten, wiederholte Rückfragen und unberechtigte Ableh-
nungen für ArbeitnehmerInnen mit Hörbehinderungen erhebliche Schwierigkeiten mit 
sich, die weit über den Arbeitsplatz hinauswirken. 
Wir halten es für notwendig, die Dauer der Bearbeitung von Anträgen auf Arbeits-
assistenz zu beschleunigen und einen Pauschalbetrag ab der Antragstellung bis zur Bewil-
ligung zur Verfügung zu stellen. Damit würde die erste Kommunikationshürde genommen 
werden, bevor nach Wochen oder auch Monaten ein Bewilligungsbescheid vorliegt. Je 
schneller der Antrag bearbeitet wird, umso weniger muss die Pauschale in Anspruch ge-
nommen werden. 
Die Kappungsgrenze von 50% des gezahlten Arbeitgeberbruttos und von 50% der Ar-
beitszeit sollten abgeschafft werden. Der Bewilligungszeitraum sollte außerdem zwei 
Jahre betragen. 

 
Im Koalitionsvertrag der 19. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages zwischen der 
CDU, der CSU und der SPD steht: 
 

Gemeinsam mit der Bundesagentur für Arbeit werden wir die Ursachen der über-
durchschnittlich hohen Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen genau ana-
lysieren und passgenaue Unterstützungsangebote entwickeln. 

 
Im Hinblick auf die Verbesserung der Teilhabechancen von hörbehinderten Menschen, darauf 
die Inklusion im Arbeitsleben zu verwirklichen und damit eine Forderung der UN-BRK (Artikel 
27) zu erfüllen, messen wir der Leistung Arbeitsassistenz eine besonders hohe Bedeutung 
bei. Erst durch eine Arbeitsassistenz kann auch eine höhere Beschäftigungsquote der gehör-
losen Menschen auf dem ersten Arbeitsmarkt erreicht werden. 
 
In diesem Zusammenhang sollte auch darauf hingewiesen werden, dass in bestehenden Ar-
beitsverhältnissen und damit verbundenen bzw. dafür notwendigen Fortbildungsmaßnahmen 
die Nichtakzeptanz von begleitenden Arbeitsassistenzleistungen durch Arbeitgeber oder Ver-
anstalter (z.B. die Ablehnung von Dolmetscheranwesenheit bei privaten Unternehmen) ver-
stärkt geahndet wird. Die IA/IFDs erhalten hierbei mehr Handlungsspielraum, um davon be-
troffene behinderte Menschen zu unterstützen oder eine Ahndung in die Wege zu leiten. Be-
troffene bleiben in solchen Situationen nicht selten hilf- und unterstützungslos zurück. 
 
Wir werden unsere Anregungen und Vorschläge an die Arbeitsgruppe, welche im November 
2018 eine neue BIH-Empfehlung zur Arbeitsassistenz abgeben wird, weiterreichen und 
außerdem die 16 Landesverbände der Gehörlosen dazu anregen, die mit den zuständigen In-
tegrationsämtern der Länder Kontakt aufnehmen werden, zufriedenstellende Antworten auf 
unsere Fragen abzugeben. 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die derzeit 26 Mit-
gliedsverbände mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, die sich insgesamt 
in ca. 600 Vereinen zusammengeschlossen haben, zählen. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Bar-
rieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdient mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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 Berlin, 13.06.2018 
 
Stellungnahme 3/2018 
 
Der bisherige Standard des Behindertengleichstellungsgesetzes darf nicht durch die Umset-
zung der EU-Richtlinie 2016/2102 für Menschen mit Hörbehinderungen verschlechtert wer-
den. 
 
Morgen soll das Gesetz zur Umsetzung der EU-Richtlinie 2016/2102 über den barrierefreien Zugang zu den 
Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen (BT-Drucksache 19/2072) mit der 2. und 3. 
Lesung im Bundestag verabschiedet werden. 
 
Wir sehen in dieser Umsetzung der EU-Richtlinie keine deutliche Verbesserung der digitalen Barrierefreiheit 
für Menschen mit Hörbehinderungen. Die bisherige Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung (BITV 
2.0) nach dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGG), vom 12.09.2011, stellt im internationalen Vergleich 
einen hohen Standard dar, z.B. im Hinblick auf Übersetzungen in Gebärdensprache und mit Untertiteln. 
 
Ein weiterer kritischer Punkt ist, dass die bisherige Regelung „Internetauftritte und -angebote“ gestrichen 
werden soll. Stattdessen sollen nur Webseiten öffentlicher Stellen des Bundes (ab 23.09.2019) und mobile 
Anwendungen (ab 23.06.2021) im neuen BGG aufgenommen werden. Es besteht die Gefahr, dass die EU-
Richtlinie hinter den bisherigem BGG zurückfällt. Dies sollte unbedingt vermieden werden. 
 
Unsere Forderung bleibt unverändert und nachdrücklich, dass alle Webseiten und mobile Anwendungen 
öffentlicher Stellen in Gebärdensprache und mit Untertiteln barrierefrei gestaltet werden müssen, um die 
Verständlichkeit für Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderung sicherzustellen. 
 
Nicht nur Träger öffentlicher Gewalt, sondern auch andere Unternehmen, wie z.B. die Flugzeugsicherheit 
GmbH, die Deutsche Bahn AG, die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, Entsorgungsfirmen, Wasser-
werke, Energieversorger etc., sollen in das BGG miteinbezogen werden, um die digitale Barrierefreiheit für 
Menschen mit Behinderungen weiter auszubauen. 
 
Die Rechtsschutzmöglichkeiten (Schlichtungsverfahren und Klagemöglichkeiten) und der Feedbackmecha-
nismus müssen für die Behindertenverbände ausgebaut und verbessert werden, z.B. im Hinblick auf Leis-
tungsklagen statt Feststellungsklagen und verkürzte Antwortfristen (1 Monat ist zu lang). 
 
Da die EU-Richtlinie zwar nicht verpflichtet, digitale Barrierefreiheit im privaten Sektor vorzuschreiben, un-
terstützen wir deshalb den Antrag der Fraktion DIE LINKE (BT-Drucksache 19/1342) uneingeschränkt und 
teilen das Ziel dieses Antrags, private Anbieter von Waren und Dienstleistungen im Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG) und im Behindertengleichstellungsrecht (BGG) zur Barrierefreiheit zu verpflichten. 
 
Es ist sehr erfreulich, dass der Deutsche Bundestag die morgige Debatte über die Umsetzung der EU-
Richtlinie 2016/2102 als Livestream in Gebärdensprache und mit Untertiteln auf seiner Webseite unter  
https://www.bundestag.de/gebaerdensprache/ übertragen wird. 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung der Gebär-
densprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die derzeit 26 Mitgliedsverbände mit ca. 28.000 Mitglie-
dern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, die sich insgesamt in ca. 600 Vereinen zusammengeschlossen haben, 
zählen. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die Wah-
rung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdient mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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14.06.2018 
 
Gemeinsame Stellungnahme 4/2018 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V und die Gehörlosengemeinschaft Sachsen-An-
halt e.V. halten das Verbot der Gebärdensprache auf der Bühne bei einer Jugend-
weihefeier für diskriminierend. 
 
Christina Bendigs, Autorin der regionalen Tageszeitung Volksstimme, berichtete kürzlich, 
dass der Verein „Junge Humanisten Magdeburg e.V.“, ein Veranstalter für Jugendweihefei-
ern, einer Dolmetscherin für deutsche Gebärdensprache und deutsche Sprache verweigert 
hat, sich auf die Bühne der Johanniskirche in Magdeburg zu stellen. Außerdem musste die 
gehörlose Familie die Eintrittskarte zur Feier für die Gebärdensprachdolmetscherin selbst be-
zahlen. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. und die Gehörlosengemeinschaft Sachsen-Anhalt e.V. 
nehmen hier zur Sache gemeinsam Stellung und betonen, dass dieses Verbot unverständlich 
und diskriminierend ist. Wir können die Begründung des Vereins „Junge Humanisten Magde-
burg e.V.“ nicht nachvollziehen. 
 
Mit dem Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (§ 6 und § 9 BGG) und 
dem Gesetz des Landes Sachsen-Anhalt zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 
(§ 6 und § 14 BGG LSA) wurde die Deutsche Gebärdensprache (DGS) 2002 als eigenständige 
Sprache anerkannt. 
 
Ziel des BGG LSA (§ 1) ist es, in Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
vom 13. Dezember 2006 über die Rechte von Menschen mit Behinderungen Benachteiligun-
gen von Menschen mit Behinderungen im Land Sachsen-Anhalt zu verhindern und zu beseiti-
gen, gleichwertige Lebensbedingungen und Chancengleichheit sowie die gleichberechtigte 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten und eine selbstbestimmte Lebens-
führung zu ermöglichen. Geschlechtsspezifische Diskriminierungen von Menschen mit Behin-
derungen sind abzubauen und zu verhindern. 
 
Deutschland hat sich mit der Ratifikation der UN-Behindertenrechtskonvention dazu ver-
pflichtet, Menschen mit Hörbehinderungen den gleichberechtigten Zugang zu Information 
und die Möglichkeiten zur barrierefreien Kommunikation zu gewährleisten (Artikel 9 und 30). 
 
Seit 1997 bietet die staatliche Hochschule Magdeburg-Stendal den Studiengang Gebärden-
sprachdolmetschen an, wodurch zahlreiche Studierende seitdem erlernen konnten, professio-
nell zu dolmetschen. 
 
Es wäre für uns sehr wünschenswert, wenn der Verein „Junge Humanisten Magdeburg e.V.“ 
umdenken würde und GebärdensprachdolmetscherInnen zu den nächsten Jugendweihfeiern 
auf der Bühne zulassen könnte. 
 
Literaturquellen: 
• Christina Bendigs: „Jugendweihe. Gebärdensprache auf Bühne verboten.“ erscheinen in Volks-

stimme (08.06.2018) 
• Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz - 

BGG) vom 27.04.2002 
• Gesetz des Landes Sachsen-Anhalt zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behin-

dertengleichstellungsgesetz Sachsen-Anhalt - BGG LSA) vom 16. Dezember 2010 
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 Berlin, 28.08.2018 
 
Stellungnahme 5/2018 
 
Behindertenpolitik im Koalitionsvertrag aus der Sicht des Deutschen Gehörlosen-
Bundes e. V. 
 
Am 12.03.2018 haben CDU, CSU und SPD den Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode 
unterzeichnet. Der Vertrag mit dem Titel „Ein neuer Aufbruch für Europa – Eine neue Dyna-
mik für Deutschland – Ein neuer Zusammenhalt für unser Land“ ist die Grundlage der Bun-
desregierungsarbeit. 
 
Bei den 6. Deutschen Kulturtagen der Gehörlosen vom 17. bis 19.05.2018 in Potsdam haben 
 
• Wilfried Oellers (Heinsberg, Behindertenbeauftragter der CDU/CSU-Bundestagsfraktion), 
• Dr. Matthias Bartke (Hamburg, Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Arbeit und 

Soziales, SPD), 
• Jens Beeck (Lingen/Ems, Teilhabepolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion der FDP), 
• Sören Pellmann (Leipzig, Behindertenpolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion DIE 

LINKE) und 
• Corinna Rüffer (Trier, Behindertenpolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion Bündnis 

90/Die Grünen) 
 
als Gäste an der Podiumsdiskussion „Behindertenpolitik im Koalitionsvertrag“ teilgenommen 
und sich über die Themen Teilhabe an Arbeit, Barrierefreiheit und inklusive Bildung ausge-
tauscht. 

 

 
Foto: DGZ/Norbert Richter 
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Wir haben die entsprechenden Passagen des Koalitionsvertrags analysiert und bewertet. 
 
Koalitionsvertrag Sicht des Deutschen Gehörlosen-Bun-

des e.V. 
Seite 94-95: 
2. Teilhabe von Menschen mit Behin-
derungen 
Menschen mit Behinderungen haben einen 
Anspruch auf gleichberechtigte Teilhabe in 
allen Bereichen unserer Gesellschaft. 
Mit dem Bundesteilhabegesetz haben wir 
einen wichtigen Schritt zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention getan. 
Seine Umsetzung werden wir in den kom-
menden Jahren intensiv begleiten und 
gleichzeitig die Teilhabe weiter fördern. 
 

 
 
 
Wir begrüßen, dass sich die Große Koalition 
für die Gestaltung einer inklusiven Gesell-
schaft und die Umsetzung der Ziele der 
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) 
einsetzen will. Die UN-BRK ist in Deutsch-
land bereits seit dem 26.03.2009 geltendes 
Recht. 

Teilhabe an Arbeit 
Wir prüfen die Einführung eines Budgets für 
Ausbildung. Wir wollen zudem die Assis-
tierte Ausbildung um zwei Jahre verlängern 
und weiterentwickeln. Darüber hinaus wol-
len wir gemeinsam mit den Akteuren der 
Arbeitsmarktpolitik klären, wie Teilqualifizie-
rungen einen Beitrag leisten können, auch 
Menschen mit Beeinträchtigungen, die als 
nicht ausbildungsfähig gelten, einen schritt-
weisen Einstieg in eine anerkannte Ausbil-
dung nach § 66 Berufsbildungsgesetz 
(BBIG) oder § 42m Handwerksordnung 
(HwO) zu ermöglichen. Inklusionsbetriebe 
werden wir weiter fördern. Wir wollen die 
Werkstätten für behinderte Menschen unter-
stützen, ihr Profil entsprechend neuer An-
forderungen weiterzuentwickeln und dem 
Wunsch der Menschen mit Behinderungen 
nach Selbstbestimmung Rechnung zu tra-
gen. 
 
Gemeinsam mit der Bundesagentur für 
Arbeit werden wir die Ursachen der über-
durchschnittlich hohen Arbeitslosigkeit von 
Menschen mit Behinderungen genau analy-
sieren und passgenaue Unterstützungsange-
bote entwickeln. Wir wollen die Meldepflicht 
an die Arbeitsagenturen für offene Stellen 
im öffentlichen Dienst, die von einem Men-
schen mit Schwerbehinderung besetzt 
waren, wiedereinführen. Das betriebliche 
Eingliederungsmanagement wollen wir stär-
ken. Für alle Menschen mit Behinderungen, 
ob im allgemeinen Arbeitsmarkt oder in 
Werkstätten beschäftigt, wollen wir den 

 
Menschen, die ausschließlich gehörlos sind, 
werden in den meisten Fällen nicht in Werk-
stätten für Behinderte beschäftigt. Dort sind 
jedoch sehr häufig Gehörlose mit anderen 
Behinderungen, zum Beispiel psychischen 
Erkrankungen oder geistigen Beeinträchti-
gungen, tätig. Jedoch bleiben viele gehör-
lose Betroffene dauerhaft dort beschäftigt, 
auch wenn sie die Fähigkeit haben, in 
Integrationsfirmen oder auf dem ersten 
Arbeitsmarkt tätig zu werden. 
Es muss mehr getan werden, um den Über-
gang von dieser Beschäftigungsform in den 
ersten Arbeitsmarkt zu fördern und zu eb-
nen. 
 
 
 
 
 
 
Seit Oktober 2000 haben wir einen Rechts-
anspruch auf Kostenübernahme einer not-
wendigen Arbeitsassistenz (§ 49 und § 185 
SGB IX). Hier gibt es erhebliche Probleme: 
Betroffene berichten von viel zu langen 
Bearbeitungszeiten der Anträge auf Gewäh-
rung dieses Rechtsanspruches, pauschalen 
Kürzungen des Bedarfes und oft wechseln-
den Zuständigkeiten für die Sachbearbei-
tung. 
 
Dazu ein plastisches Beispiel: Eine Gehör-
lose erhält die Zusage für eine neue Arbeit 
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vollen Zugang zu medizinisch-beruflicher 
Rehabilitation verbessern. Wir sehen dabei 
insbesondere für Menschen mit psychischer 
Erkrankung einen Nachholbedarf. 
 

und beantragt die Leistung „Arbeitsassis-
tenz“. Ihr Chef bzw. Arbeitgeber beobachtet 
sie während der Probezeit. Ohne Arbeitsas-
sistenz wird die Arbeit der gehörlosen 
Mitarbeiterin nicht annähernd so sein 
können, wie die eines/einer hörenden Be-
werbers/Bewerberin. Wenn die Bewilligung 
erst eintrifft, nachdem aufgrund der 
Kommunikationsprobleme der Arbeitsplatz 
bereits verloren ist, nutzt selbst ein positiver 
Bescheid des Integrationsamtes der wieder 
arbeitslosen Hörbehinderten nichts mehr. 
Sie hatte nie eine Chance, ihre ganze 
Arbeitsleistung und ihre Fähigkeiten zu zei-
gen. 
 
Wir messen deshalb der Leistung Arbeits-
assistenz eine besonders hohe Bedeutung 
im Hinblick auf die Verbesserung der Teilha-
bechancen von hörbehinderten Menschen 
bei. Sie hilft, Inklusion im Arbeitsleben zu 
verwirklichen und damit eine Forderung der 
UN-BRK zu erfüllen. 
 
Die Arbeitslosenquote gehörloser Menschen 
ist im Vergleich zu jener von Arbeit- 
nehmerInnen ohne Hörbehinderungen 
höher. Viele Firmen zahlen lieber die Aus-
gleichsabgabe, als gehörlose Menschen ein-
zustellen. Der Zugang zu Arbeit und der 
Erhalt von Arbeit sind dadurch erschwert. 
Daraus resultiert das eingeschränkte Wohl-
befinden vieler Gehörloser am Arbeitsplatz. 
 

Barrierefreiheit 
Wir wollen behinderungsgerechten, barrie-
refreien Wohnungsbau und barrierefreie 
Mobilität fördern, damit Menschen mit Be-
hinderungen eine Wahl haben, wo und wie 
sie leben wollen. Wir wollen darüber hinaus 
Initiativen zu mehr Barrierefreiheit in Städ-
ten und Gemeinden stärken. Wir wollen 
Anreize auch durch Förderprogramme zur 
Verbesserung der Barrierefreiheit in den 
Kommunen setzen (z. B. Einsatz leichter 
Sprache und Gebärdendolmetscher, mobile 
sanitäre Anlagen, barrierefreie Veranstaltun-
gen). 
 
Im Rahmen der Weiterentwicklung des All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
(AGG) werden wir prüfen, wie Private, die 

 
Wir begrüßen sehr, dass die Barrierefreiheit 
in den Kommunen durch Förderprogramme 
verbessert werden soll. 
 
Im Hinblick aufzutreffende Fachbezeichnun-
gen bitten wir, statt "Gebärdendolmetscher" 
die korrekte Bezeichnung „Dolmetscher/-in 
für Gebärdensprache und Deutsch" zu ver-
wenden. 
 
 
 
 
 
Aus unserer Sicht genügt es nicht, den be-
schriebenen Sachverhalt nur zu prüfen! 
Wir fordern, dass Unternehmen, die Dienst-
leistungen für die Allgemeinheit erbringen, 
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Dienstleistungen für die Allgemeinheit er-
bringen, angemessene Vorkehrungen um-
setzen können. Ein erster Schritt wird den 
Gesundheitssektor betreffen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Digitalisierung eröffnet neue Teilha-
bechancen insbesondere für sinnesbehin-
derte und mobilitätseingeschränkte Men-
schen. Hier wollen wir einen Schwerpunkt 
im Nationalen Aktionsplan setzen. 
 
 
 
 
 
 
 
Wir werden darauf hinwirken, dass die Pro-
duzenten der Medien ihren Verpflichtungen 
nachkommen, zugängliche und barrierefreie 

angemessene Vorkehrungen im Sinne der 
UN-BRK (Artikel 2) treffen müssen. Es ist 
gesetzlich klarzustellen, dass die Verweige-
rung von angemessenen Vorkehrungen eine 
Diskriminierung bedeutet. Ebenso sind in 
das Behindertengleichstellungsgesetz um-
fassende Regelungen für Barrierefreiheit 
und eine diesbezügliche gesetzliche Ver-
pflichtung aufzunehmen – einschließlich 
einer verbindlichen Frist bzw. eines verbind-
lichen Stufenplans zur Umsetzung der Barri-
erefreiheit, sowohl für den öffentlich-rechtli-
chen als auch den privatrechtlichen Bereich. 
 
Barrierefreiheit hat einen starken kollektiven 
Charakter und bezieht sich auf den Zugang 
und die Nutzbarkeit von Angeboten, Leis-
tungen und Informationen für alle Men-
schen gleichermaßen. 
Mit „angemessenen Vorkehrungen“ sollen 
hingegen individuelle Einschränkungen aus-
geglichen und damit Diskriminierungen ver-
hindert werden. 
 
Im Jahr 2016 wurde das Bundesgleichstel-
lungsgesetz novelliert. Ignoriert wurde da-
bei die Forderung der Menschen mit Behin-
derung, auch die Privatwirtschaft zur Barrie-
refreiheit zu verpflichten. Da auch das Le-
ben gehörloser Menschen zu einem großen 
Teil mit der Privatwirtschaft verflochten ist, 
wird ihnen damit eine echte und umfas-
sende Teilhabe vorenthalten. Diese ist in 
anderen Ländern, etwa in Österreich und in 
den USA, längst Realität. 
 
Gerade für Gehörlose ist jede Verbesserung 
der kommunikativen Möglichkeiten vor-
dringlich. Dazu gehören unter anderem ein 
schnelleres Internet, die Vernetzung der 
Schulen, die zügige Schließung bestehender 
Funklöcher und weiße Flecken beim Mobil-
funk und mobilen Internet sowie kostenlose 
WLAN-Hotspots in Bahnhöfen und Zügen. 
Das Datenvolumen im Mobilfunk darf nicht 
beschränkt oder durch zusätzliche Kosten 
belastet werden. 
 
Fernsehen und Internet spielen eine große 
Rolle im Leben Gehörloser. Diese audiovisu-
ellen Medien bestehen aus zwei Komponen-
ten: Ton und Bild. Ersterer kann von Gehör-
losen nicht wahrgenommen werden. Da für 
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Angebote in Film, Fernsehen und Print an-
zubieten. Dabei haben die öffentlichen Me-
dien eine Vorbildfunktion. 
 

sie der Fernseher immer stumm bleibt, sind 
gehörlose Menschen darauf angewiesen, 
gesendete Informationen mit den Augen 
aufzunehmen. Nur durch die Visualisierung 
akustischer Informationen in Form von Un-
tertiteln oder Gebärdensprache erhalten Ge-
hörlose also einen barrierefreien Zugang 
zum Fernsehprogramm und somit zu Infor-
mationen. 
 
Mit Untertitelungsquoten zwischen 70 und 
98 Prozent gab es bei den öffentlich-rechtli-
chen Sendern ARD und ZDF sowie bei fast 
allen Dritten Programmen eine positive Ent-
wicklung in den letzten fünf Jahren. 
Dagegen bleiben die Spartensender, wie 
Phoenix oder Arte, weit hinter den Erwar-
tungen zurück. Auch die großen Privatsen-
der schließen Gehörlose mit nur etwa einer 
untertitelten Sendung pro Tag noch weitge-
hend vom Programmangebot aus. 
 
Um für Menschen mit Hörbehinderungen 
den gleichberechtigten Zugang zu Informa-
tion sowie Möglichkeiten zur barrierefreien 
Kommunikation zu garantieren, müssen un-
ter anderem in den Medien 100 Prozent Un-
tertitelungen durchgängig verfügbar sein 
und Inhalte konsequenter in die Deutsche 
Gebärdensprache übersetzt werden. 
 

Unabhängige Teilhabeberatung 
Unabhängige Teilhabeberatung wollen wir 
durch eine Weiterführung der Finanzierung 
verlässlich schützen. 
 

 
Wir begrüßen die geplante dauerhafte 
Finanzierung der ergänzenden unabhängi-
gen Teilhabeberatung nach § 32 SGB IX an-
stelle der derzeit im Bundesteilhabegesetz 
festgelegten fünf Jahre. 
 

Politische Partizipation 
Unser Ziel ist ein inklusives Wahlrecht für 
alle. Wir werden den Wahlrechtsausschluss 
von Menschen, die sich durch eine Vollbe-
treuung unterstützen lassen, beenden. Wir 
empfehlen dem Deutschen Bundestag, in 
seinen aktuellen Beratungen zu Änderungen 
am Wahlrecht, dieses Thema entsprechend 
umzusetzen. 
 

 
Wir unterstützen ausdrücklich, das Wahl-
recht für alle Menschen mit Behinderungen. 
Bevor Gehörlose wählen gehen, ist es für 
sie jedoch sehr wichtig, die Inhalte der 
Wahlprogramme zu verstehen. Dazu sind 
eine Untertitelung und die Übersetzung in 
Gebärdensprache notwendig. 
 

Schutz vor Gewalt 
Menschen mit Behinderungen werden be-
sonders häufig Opfer von Gewalt in unter-
schiedlichster Form. Wir wollen die Aufklä-
rung und Stärkung der Menschen fördern 

 
Die geplante Förderung der Aufklärung und 
Stärkung von Menschen mit Behinderungen 
im Hinblick auf gegen sie verübte Gewalt 
begrüßen wir besonders. Dies vor allem, da 
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sowie Gewaltschutzkonzepte in Einrichtun-
gen und eine Verbesserung der Unterbrin-
gungsmöglichkeiten nach Übergriffen, z. B. 
in barrierefreien oder mit speziell geschul-
tem Personal besetzten Frauenhäusern. 
 

Gehörlose, zum Beispiel gehörlose Frauen, 
in einem größeren Ausmaß von Gewalt be-
troffen sind. Gewaltschutzkonzepte in Ein-
richtungen und Verbesserungen bei der Un-
terbringung nach Übergriffen sollten speziell 
auch den kommunikativen, psychosozialen 
und kulturellen Notwendigkeiten Gehörloser 
Rechnung tragen. 
 

Seite: 29 
Inklusive Bildung 
Mit der Investitionsoffensive Schule und 
dem Digitalpakt Schule tragen wir auch zur  
inklusiven Bildung bei. In der Bildungsfor-
schung soll die inklusive Bildung entlang der  
gesamten Bildungsbiographie zu einem 
Schwerpunkt gemacht werden. 

 
 
Wir begrüßen, dass das Kooperationsverbot 
im Bildungsbereich aufgehoben wird. Wir 
fordern, dass inklusive Bildung unter bera-
tender Einbeziehung der Betroffenen quali-
tativ verbessert wird. 
Im geplanten Nationalen Bildungsrat müs-
sen die Behindertenverbände vertreten 
sein. 
 
Dieser mangelnde Ehrgeiz zeigt sich nun 
auch im Entwurf für den Koalitionsvertrag: 
Union und SPD wollen sich ganz offensicht-
lich nicht darum kümmern, dass im Bil-
dungsbereich an den richtigen Stellen Geld 
zur Verfügung steht, um ein funktionieren-
des inklusives Bildungssystem auf- und aus-
zubauen. 
 
Deutschland hat sich verpflichtet, das Erler-
nen der Gebärdensprache und die sprachli-
che Identität der Gehörlosen zu fördern 
(Artikel 24 UN-BRK). 
Das Bildungsangebot ist für Gehörlose in 
Deutschland nicht ausreichend. Gerade 
gehörlose Kinder benötigen eine zweispra-
chige und barrierefreie Förderung in Deut-
scher Gebärdensprache sowie in deutscher 
Laut- bzw. Schriftsprache. Dies ist selbst in 
Förderschulen für Hören und Kommunika-
tion oftmals noch nicht die Regel. Deutsche 
Gebärdensprache als Unterrichtsfach wird 
derzeit nur in wenigen Bundesländern ange-
boten. Eine Anerkennung als gleichwertiges 
(Fremd-) Sprachenfach für Abschlussprü-
fungen, wie zum Beispiel im Abitur, hat die 
KMK noch nicht umgesetzt. Auch für 
erwachsene gehörlose Menschen gibt es im 
Vergleich zu Angeboten für Hörende zu 
wenig Bildungsangebote. So werden in 
Deutschland nur für den ersten Bildungs-
weg teilweise Dolmetscher/-innen für Ge-
bärdensprache bezahlt. 
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Die inklusive Beschulung von Schülerinnen 
und Schülern mit und ohne Hörbehinderun-
gen erfordert Maßnahmen, die weit über 
bauliche Veränderungen hinausgehen. Es 
fehlen verbindliche Konzepte für inklusive 
Beschulung, vor allem hinsichtlich einer 
bimodalen und bilingualen Beschulung 
(Gebärdensprache, Schrift-/Lautsprache) 
von gehörlosen Kindern und Jugendlichen in 
Regelschulen, die mit Konzepten für andere 
bilinguale Schulen (etwa Englisch/Deutsch) 
vergleichbar sind. Außerdem brauchen wir 
Dolmetscher/-innen für Gebärdensprache 
und die gehörlosengerechte Förderung in 
der Ganztagsbetreuung an Regelschulen. 
Wirkliche Inklusion gelingt nur durch den 
gleichberechtigten Einsatz der Deutschen 
Gebärdensprache und der Laut-/Schriftspra-
che im Unterricht. 
 

 
Insgesamt konnten wir feststellen, dass zahlreiche Prüfaufträge in den Koalitionsvertrag auf-
genommen wurden. Wir fordern nun konkrete politische Handlungen, um diese zu erfüllen 
und um die Lebenssituation von Menschen mit Hörbehinderungen im Sinne der UN-Behinder-
tenrechtskonvention signifikant zu verbessern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Bar-
rieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
Prenzlauer Alle 180, 10405 Berlin 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscherinnen und Dolmetschern für Gebärden-
sprache und Deutsch: 01805-83 77 00 
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 Berlin, 04.10.2018 
 
Stellungnahme 6/2018 
 
Der Telefonvermittlungsdienst in Schrift- und Gebärdensprache soll für Gehörlose 
und andere Menschen mit Hörbehinderungen ab dem 01.01.2019 bundesweit 
kostenfrei genutzt werden können! 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. unterstützt den offenen Brief der Deutschen Gesellschaft 
der Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachverbände e. V. (DG) „Vermittlungsdienst für 
gehörlose und hörgeschädigte Menschen §§ 45 Abs. 3 und 108 Telekommunikationsgesetz 
(TKG)“ vom 13.09.2018, der sich an das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, die 
Bundesnetzagentur, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, den Bundesbehinderten- 
beauftragten sowie den zuständigen Bundestagsabgeordneten gerichtet hat. 
In dem offenen Brief wird die Forderung erhoben, die monatliche Grundgebühr (5 Euro) und die 
Gesprächsgebühren (0,14 Euro bzw. 0,28 Euro pro Minute) zur privaten Nutzung des Vermitt-
lungsdienstes ab dem 01.01.2019 komplett abzuschaffen und die bisher geltenden gesetzlichen 
Regelungen zum barrierefreien Notruf für Menschen mit Hörbehinderungen durch § 108 TKG 
sowie die Notrufverordnung anzupassen bzw. zu ändern. 
 
Diese wichtigen Forderungen der DG vollzieht der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. nach und 
begrüßt diese sehr, um einen besseren und kostenfreien Zugang zum Telefonvermittlungsdienst 
in Schrift- und Gebärdensprache zu ermöglichen und die Notrufsituation für Menschen mit 
Sprach- und Hörbehinderungen zu verbessern. 
 
Die neue öffentliche Ausschreibung von der Bundesnetzagentur für den Zeitraum vom 
01.01.2019 bis 31.12.2022 zeigt erfreulicherweise, dass die monatliche Grundgebühr (5 Euro) 
zur privaten Nutzung abgeschafft werden soll. Jedoch sollen die Gesprächsgebühren (0,14 Euro 
und 0,28 Euro pro Minute) noch unverändert bestehen bleiben. 
 
Laut Quelle von CSMG 2012 über die internationale Bereitstellung von Video Relay Services 
(Seite 9) werden die Kosten zur Nutzung der Video-Relay-Dienste (VRS) in anderen Ländern, 
z. B. Amerika, Schweden, Australien, Frankreich, Neuseeland, Norwegen etc., von der Regierung 
und/oder den Telekommunikationsanbietern finanziert. 
 
Wie wir festgestellt haben, ist Deutschland im Vergleich mit diesen oben genannten Ländern das 
einzige Land, in dem gehörlose und hörbehinderte Nutzer die behindertenspezifischen Mehrkos-
ten selbst zahlen müssen. Das stellt eine deutliche Benachteiligung und Ungleichbehandlung 
dar. Deshalb schließt sich der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. der Forderung der DG ausdrück-
lich an, dass der Telefonvermittlungsdienst in Schrift- und Gebärdensprache ab dem 01.01.2019 
bundesweit kostenfrei genutzt werden kann. Die Bundesregierung und die Telekommunikations-
unternehmen sollen die Kosten des Telefonvermittlungsdienstes in vollem Umfang übernehmen. 
 
Als die gehörlose Pinky Gehrcke, geboren und aufgewachsen in den USA, nach Deutschland zog, 
war sie sehr erschrocken über diese Zustände. So erzählte sie es auf der Bühne vor 2.500 Zu-
schauern bei den 6. Deutsche Kulturtagen der Gehörlosen vom 17. bis 19.05.2018 in Potsdam. 
Schon seit einigen Jahren setzt sie sich ein für dieses Thema und fordert: „Keine Mehrkosten für 
die Telefonvermittlungsdienste in Deutschland!“ 
 
Die Facebook-Gruppe „Unterschriftenaktion Tess-Bundesnetzagentur ohne Grundgebühr und zu-
sätzliche Telefonminuten“ von Lars Neuhaus und Danny Canal hat die Initiative ergriffen und ein 
Protestschreiben gepostet. Schon haben viele Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinde-
rungen dieses Protestschreiben ausgedruckt, unterschrieben und per Post an die Bundesnetz-
agentur abgeschickt. 
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Foto: Pinky Gehrcke 
 
Das zeigt uns ganz deutlich, dass alle Menschen mit Sprach- und Hörbehinderungen die kosten-
freie Nutzung zum Telefonieren und Notrufabsetzen über die Vermittlungsdienste in Schrift- und 
Gebärdensprache dringend benötigen, um die Benachteiligung auszugleichen und ihre Selbst-
ständigkeit, Selbstbestimmung bzw. Unabhängigkeit zu fördern und zu stärken. 
 
Die „Tess – Sign & Script – Relay-Dienste für hörgeschädigte Menschen GmbH“ bietet eine sehr 
wichtige Dienstleistung an für Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderungen. Ohne 
diese Vermittlungsdienst können wir nicht telefonieren, einen barrierefreien Notruf absetzen 
oder einen Ferndolmetscher/eine Ferndolmetscherin beauftragen. Das muss in Übereinstimmung 
mit der UN-Behindertenrechtskonvention weiter ausgebaut werden, und zwar ohne behinderten-
spezifische Mehrkosten. 
 
Literaturquellen: 
 
• Offener Brief „Vermittlungsdienst für gehörlose und hörgeschädigte Menschen §§ 45 Abs. 3 

und 108 Telekommunikationsgesetz (TKG)“ der Deutschen Gesellschaft der Hörbehinderten 
– Selbsthilfe und Fachverbände e. V. (13.09.2018) 

• Ausschreibung des Vermittlungsdienstes für gehörlose und hörgeschädigte Menschen nach § 
45 Abs. 3 S. 3 TKG für 2019-2022 durch die Bundesnetzagentur (01.08.2018) 

• Verfügung 80/2018, Amtsblatt Nr. 12 v. 27.06.2018 der Bundesnetzagentur 
• Internationale Bereitstellung von Video Relay Services (CSMG, Final Report, Oktober 2012) 
• Protestschreiben an die Bundesnetzagentur 
• Dokumentation zur Fachtagung „Barrierefreier Notruf“ vom 29.11.2016 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvetretung 
der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitglieds-
verbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, zusammengeschlossen ha-
ben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen  
Barrieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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 Berlin, 01.02.2019 
 
Stellungnahme 01/2019 
 
Vorab-Stellungnahme zur künftig geplanten 7. Versorgungsmedizinischen Ände-
rungsverordnung 
 
Bearbeitet von Dr. Ulrike Gotthardt und Lela Finkbeiner (Bereich Gesundheit) 
 
In dieser, derzeit in Entwicklung befindlichen, 7. Änderungsverordnung, steht das Thema 
„Hören“ im Fokus. 
 
Dazu gibt es bereits jetzt unterschiedliche Vorabinformationen, die sich jedoch noch nicht auf 
einen konkreten Entwurf zur 7. Änderungsverordnung berufen können. 
 
Ungeachtet dieser derzeit noch unklaren Informationslage ist es dem DGB ein wichtiges An-
liegen, zu seinen Grundpositionen bzgl. der Versorgung Gehörloser bzw. Hörbehinderter mit 
technischen Hilfsmitteln, einschließlich CI, in Verbindung mit dem Grad der Behinderung 
(GdB) und der Wertmarke Stellung zu beziehen. 
 
GdB in Abhängigkeit von genutzter Technik 
 
Gehörlosigkeit/Taubheit und Hörbehinderung sind bzgl. ihrer Potentiale wie auch ihren Ein-
schränkungen bzgl. der Kommunikationsfähigkeit, der psychosoziale Entwicklung und ande-
ren unterschiedliche Aspekten bei den einzelnen Hörbehinderten nicht vorhersehbar, nicht 
einfach kategorisierbar und für Außenstehende in ihrer Komplexität kaum beurteilbar. 
 
Betroffene mit Resthörvermögen können heute zwar technisch weiterentwickelte Hörgeräte 
nutzen, jedoch sich hierbei mit Hörgeräten kein Hören erzielen, wie es Hörende kennen. D.h. 
die Betroffenen bleiben trotz Hörgeräten stark schwerhörig. Zudem sind sie damit abhängig 
von einer Technik, auf die man sich selten sicher verlassen kann, die heute komplexer und 
damit technisch anfälliger und für den Einzelnen kaum noch steuerbar ist. Zudem werden 
Geräte auf den Markt gebracht oder vom Markt genommen, wie sie den industriellen Interes-
sen und nicht den individuellen Notwendigkeiten des einzelnen Hörbehinderten entsprechen. 
Oder es können z.B. viele Betroffene die Geräte nicht länger als einige Stunden im Ohr las-
sen, da es z.B. zu Entzündungen kommt. Somit sind Hörgeräteträger bei technischen Ausfäl-
len oder medizinischen Komplikationen, die teilweise Tage und Wochen betragen können, 
wie auch bei der notwendigen Herausnahme der Geräte, z.B. nachts, weiterhin genauso taub 
oder schwerhörig wie ohne die Hilfsmittel. 
 
Genauso liegt die Situation bei gehörlosen/tauben bzw. hörbehinderten Personen mit einer 
CI-Versorgung. Auch mit diesen Geräten ist oftmals kein durchschlagener Hörerfolg, wie Hö-
rende es kennen, zu erzielen. Die Betroffenen bleiben trotz CI hörbehindert mit einer großen 
Bandbreite unterschiedlicher akustischer Einschränkungen, die kaum zu kategorisieren sind. 
Auch CIs sind anfällig mit z.B. tagelangen technischen Ausfällen oder medizinischen Neben-
wirkungen, auch werden sie z.B. nachts abgelegt. Dann sind die Betroffenen genauso taub 
oder schwerhörig wie ohne CI-Versorgung. 
 
Aus der Sicht des DGB ist es daher unabdingbar, dass sich ungeachtet des technischen 
Fortschritts bei weiter bestehenden Einschränkungen der Geräte selbst, nicht vorhersehbaren 
Problemen bzw. Nebenwirkungen und Ausfällen der technischen Hilfsmittel, sich die Einstu-
fung des GdB alleine am Ausmaß der primären Hörbehinderung orientieren muss. 
Ein Abzug des GdB aufgrund einer bestehenden Versorgung mittels Hörhilfen (Hörgerät, CI 
u.a.) ist abzulehnen. Dies, da Hörhilfen u.a. aufgrund eines nicht erreichbaren Hörvermögens 
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wie es dem Hörender entspricht, wie auch der bestehenden, in ihrem Ausmaß nicht vorher-
sehbaren und für die Betroffenen nicht steuerbaren, Einschränkungen keinen konstanten und 
sicheren, dem normalen Hören vergleichbaren Ausgleich der Hörbehinderung bieten können. 
 
Nachteilsausgleich, hier: WERTMARKE 
 
Für gehörlose/taube bzw. hörbehinderte Menschen, die Gebärdensprachnutzer*innen sind, 
hat der persönlich-kommunikative Austausch mit anderen Gebärdensprachnutzern eine über-
ragende Bedeutung für die Lebensqualität auf allen Ebenen. Nicht nur für sozialen Austausch 
untereinander, auch für das berufliche und Alltagsleben, einschließlich kultureller Veranstal-
tungen, wie Treffen und Aktivitäten der Gehörlosenvereine und Gehörlosensportvereine, Ge-
bärdensprachfestivals, Kulturtage etc. müssen und werden weite Wege in Kauf genommen. 
Hinzu kommt, dass es vermehrt gehörlosengerecht-gebärdensprachliche medizinische (z.B. 
Praxen von Zahnärzten, Psychotherapeuten, stationäre und ambulante psychiatrische Ange-
bote, Gesundheitstage für Gehörlose, z.B. in Bayern), soziale (EUTB für Gehörlose/Hörbehin-
derte), wirtschaftliche (z.B. Frisöre) u.a. Angebote gibt. Diese finden sich allerdings weit ver-
streut und zumeist in Ballungsgebieten, was wiederum für den einzelnen Betroffenen meist 
weite Anfahrtswege bedeutet. 
 
Ein wichtiger Aspekt, der immer wieder als Gegenargument genutzt wird, ist, dass es ortsnah 
Gebärdensprachdolmetscher gebe. Zum einen ist deren Zahl immer noch zu gering, so dass 
es oft lange Wartezeiten für Einsätze gibt. Vor allem aber ermöglicht dieses nicht, das oft ge-
wünschte oder auch primär für notwendig angesehene, z.B. im ärztlich-psychotherapeuti-
schen Setting, 4-Augen-Gespräch. Insofern kann hier argumentativ die Möglichkeit von Ge-
bärdensprachdolmetschern nicht die Vorrangigkeit des direkten Kontakts mit anderen Men-
schen bzw. Dienstleistern ersetzen. 
 
Moderne Medien, wie Skype, Facebook u.a. können das Leben der modernen Menschen, so-
wohl der Hörenden wie der Gehörlosen und Hörbehinderten (=Gebärdensprachnutzer*in-
nen), erleichtern. Zudem bleiben aufgrund der oftmals eingeschränkten Lese- und Schreibfä-
higkeiten schriftliche Medien vielen Gehörlosen und Hörbehinderten damit trotzdem weiterhin 
verschlossen. Videoübertragungsmöglichkeiten erleichtern Vieles, ersetzen jedoch weder bei 
Hörenden noch bei den Gehörlosen den zwischenmenschlichen persönlichen Kontakt und 
Austausch, den Gehörlose gebärdensprachlich in der näheren Umgebung ohnehin nur sehr 
eingeschränkt finden können. 
 
Aufgrund der o.g. Aspekte sind Gehörlose und Hörbehinderte trotz moderner technischer 
Weiterentwicklungen weiterhin darauf angewiesen die oft weiten Entfernungen durch ÖPNV 
oder das eigene Auto zu überwinden. Hinzu kommt, dass Gehörlose und Hörbehinderte öf-
ters arbeitslos sind oder in schlechter bezahlten, z.T. vom Wohnsitz auch weit entfernten, 
Tätigkeiten unterkommen müssen. Insofern fordert der DGB für alle Gehörlosen und 
Hörbehinderte mindestens das Fortbestehen der heutigen Kriterien der Zuerken-
nung der Wertmarke. Eine Einschränkung der Zuerkennungskriterien bis hin zum befürch-
teten Wegfall der Wertmarke wird erhebliche Konsequenzen mit sich ziehen, deren Ausmaß 
nach heutigen Erkenntnissen massiv sein werden:  emotional-soziale Isolation der betroffe-
nen Gehörlosen und Hörbehinderten, Einschränkungen in Gesundheit und Pflege, wirtschaft-
liche Verluste, etc. 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
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Stellungnahme 02/2019 
 
Kritik an der neuen Regelung der Bahn für Menschen mit Behinderungen 
 
In der Vergangenheit hat die Mobilitätsservice-Zentrale (MSZ) der Deutschen Bahn die Fahr-
gäste mit Mobilitätseinschränkungen unterstützt, auch wenn sie mit anderen Eisenbahnver-
kehrsunternehmen (EVU) fahren. Dies gilt seit dem 1. Februar 2019 nicht mehr. Das heißt, 
dass die Fahrgäste künftig bei den verschiedenen EVUs die jeweiligen MSZ in Anspruch neh-
men müssen. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund ist nicht einverstanden damit, dass die Deutsche Bahn nicht 
mehr zentral für Menschen mit Behinderungen zuständig sein soll. Es muss weiterhin eine 
zentrale Stelle geben, die als Vermittler zwischen den Behinderten und den anderen EVUs 
auftritt bzw. deren Interessen vertritt. Es kann nicht sein, dass z. B. ein Rollstuhlfahrer, wenn 
er mit zwei oder drei verschiedenen Eisenbahnverkehrsunternehmen durch Deutschland reist, 
die notwendigen Hilfen bei jedem einzelnen Unternehmen per Handy, Email oder SMS anfra-
gen muss. Das Gleiche gilt auch für gehörlose und hörbehinderte Fahrgäste, die ohnehin mit 
der Kommunikation erhebliche Probleme haben, und auch für ältere Fahrgäste, die damit oft 
völlig überfordert sind. 
Außerdem ist die Bekanntgabe der Ankündigung zur neuen Regelung seit dem 1. Februar 2019 
zu kurzfristig. Auf diese Weise wird den Betroffenen nicht die Möglichkeit zur ausreichenden 
Vorbereitung und Suche nach Alternativmöglichkeiten gegeben.  
 
Wir vom Deutschen Gehörlosen-Bund fordern, dass die Deutsche Bahn weiter die zentrale 
Rolle als Ansprechpartner und Vermittler bei erforderlichen Hilfeleistungen bei Reisen behin-
derter Menschen mit unterschiedlichen EVU übernimmt. Es ist nicht zumutbar, dass die behin-
derten Fahrgäste sich selbst um die Koordinierung der Hilfeleistungen der verschiedenen EVUs 
kümmern müssen. 
 
Da sie ein staatliches Unternehmen ist, sehen wir die Deutsche Bahn in der Pflicht, sich dieser 
Personengruppe besonders anzunehmen. Gerade im 10. Jahr der UN-Behindertenrechtskon-
vention sollte es möglich sein, dass alle Menschen mit Behinderungen und Mobilitätseinschrän-
kungen mit allen Öffentlichen Verkehrsmitteln barrierefrei und ohne zusätzliche organisatori-
sche Hürden fahren können. 
 
Literaturquellen: 
 

• Mobilitätsservice-Zentrale (MSZ) der Deutsche Bahn (Link hier) 
• Sachthema „Deutsche Bahn“ (Link hier) 

 
Bearbeitet von Hans-Jürgen Kleefeldt, Präsidiumsmitglied des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
mit dem Schwerpunkt „Verkehr und Mobilität“ 
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Stellungnahme 03/2019 
 
Keine gute Aufklärung bzw. Sensibilisierung bei der SOKO München Folge „Stille 
Liebe“! 
 
Zum Film „Stille Liebe“ innerhalb der Serie SOKO München (ausgestrahlt am 11.02.2019) 
nimmt der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. im Folgenden Stellung: 
Dieser Film führte zu einer riesigen Enttäuschung bei vielen Gehörlosen und gebärdensprach-
lich orientierten Menschen mit und ohne Hörbehinderung in Deutschland! 
 
Grundsätzlich spricht natürlich nichts dagegen, einen Film über die Themen Gehörlosenkultur 
und Gebärdensprache zu drehen. Diese Idee ist sogar sehr zu begrüßen, da ja durchaus ein 
zunehmendes Interesse an der Gebärdensprache vorliegt. 
 
Unsere Kritik bezieht sich auf das Ergebnis der Dreharbeiten, und zwar sowohl auf den Inhalt 
des Films, vor allem aber auf dessen Realisierung, die zu einem sehr schiefen Bild über die 
Lebenssituation der Gehörlosen innerhalb der hörenden Gesellschaft führen. 
Dies liegt unter anderem auch und vor allem daran, dass der Regisseur in dem Film die zu 
spielenden gehörlosen Charaktere mit hörenden Schauspielern besetzt hat, die noch nicht 
einmal die Gebärdensprache beherrschen oder die Ausdrucksmöglichkeiten der Gebärden-
sprache kennen. Es gelang diesen Schauspielern nicht, die Tiefe der Rolle eines gehörlosen 
Menschen innerhalb der hörenden Gesellschaft auszuloten und zu vermitteln. Das Ergebnis 
war, dass der Regisseur, der Autor und eben die Schauspieler dieses Films die Gebärden-
sprache und das Leben der Gehörlosen innerhalb der hörenden Gesellschaft auf das nied-
rigstmögliche Kommunikationsniveau reduzierten, was schlicht und einfach nicht zu akzeptie-
ren ist. Wer die Gebärdensprache nur einigermaßen kennt oder sogar beherrscht, weiß, zu 
welcher subtilen Aussagekraft sie den befähigt, der sie erlernt hat. 
 
Dazu fallen noch Aussagen, die das Leben von Gehörlosen völlig falsch beschreiben. Wie 
zum Beispiel, dass es einen Verein gäbe, der Gehörlosen einen Assistenten vermittelt, um 
ihnen dabei zu helfen, rund um die Uhr den Alltag zu bewältigen und dass Gehörlose ohne 
einen solchen Assistenten aufgeschmissen wären. Gemeint sind sicherlich die Einsätze der 
Dolmetscher für Gebärdensprache und Deutsch. Ebenso wären ja auch die hörenden Men-
schen ohne solche Dolmetscher aufgeschmissen. Und ferner wird behauptet, dass wir Gehör-
losen ausgegrenzt würden, da wir nicht der Gesellschaftsnorm entsprechen. 
 
Wir möchten hier nur anmerken, dass die Gehörlosen keineswegs Probleme haben damit, in 
einem hörenden Umfeld die entsprechenden Gespräche mit Dolmetscher/-innen für Gebär-
densprache und Deutsch zu führen, und dass sie auch nicht rund um die Uhr auf Assistenten 
angewiesen sind. 
 
Es ist einfach sehr schade, dass hier versäumt wurde, für den Film echte gehörlose Schau-
spieler, von denen es viele in Deutschland gibt, zu engagieren oder zumindest einen gehörlo-
sen Schauspieler oder eine Schauspielerin zur Beratung hinzuzuziehen. Man sollte sich ein 
Beispiel u. a. an dem Tatort „Totenstille“ nehmen, an dessen Drehbuch eine gehörlose Per-
son mitgearbeitet hat und wo die drei gehörlosen Rollen mit echten gehörlosen Schauspie-
lern besetzt wurden. Dieser Film wirkt authentischer und das Thema Gehörlosenkultur und 
Gebärdensprache wurde korrekt behandelt und beschrieben. 
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So steht es auch im Leitfaden für Medienschaffende in Bezug auf die Darstellung von Men-
schen mit Behinderung. Darin wird festgestellt, dass die reale Perspektive eines behinderten 
Menschen ihr fiktionales Format authentischer macht, wenn die Figuren mit Behinderung je-
weils durch Schauspieler/-innen mit Behinderung besetzt werden oder sich gegebenenfalls 
im Hinblick auf die Darstellungsweise umfassend beraten lassen. Dieser Leitfaden wurde von 
der Koordinierungsstelle für die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention beim Be-
auftragten der Bundesregierung für Menschen mit Behinderungen herausgegeben. 
 
Es wäre sehr zu empfehlen, falls wieder einmal ein Film über das Thema Gehörlosigkeit bzw. 
Gebärdensprache gedreht wird, dass man sich vorab an den Deutschen Gehörlosen Bund, an 
das Deutsche Gehörlosen-Theater e. V. oder an andere Gehörlosen Theatervereine wendet. 
Denn diese verfügen in Deutschland über einen Pool an fähigen gehörlosen Schauspieler/-
innen. Ferner kann von dort auch ein gehörloser Coach für die hörenden Schauspieler, die 
die gehörlosen Charaktere spielen, vermittelt werden. Außerdem ist anzumerken, dass je 
mehr gehörlose Schauspieler/-innen und Menschen mit Behinderung in Serien und Filmen 
mitspielen, ohne dass ihre Behinderung eigens thematisiert wird, dies umso normaler wird 
für die Gesellschaft und für deren Vorstellung von Behinderten deren Inklusion. Leider gibt 
es im deutschen Fernsehen in Serien und Filmen bis jetzt kaum gehörlose Schauspieler bzw. 
Schauspieler mit anderen Behinderungen. Aber vielleicht ändert sich das ja auch bald. Nur so 
kann die Inklusion besser klappen, was auch für Nichtbehinderte eine echte Bereicherung 
darstellen würde. 
 
 
Bearbeitet von Elisabeth Kaufmann, 1. Vizepräsidentin des Deutschen Gehörlosen Bundes e. 
V. mit dem Schwerpunkt Kultur 
 
 
Literatur- bzw. Internetquellen: 
 
Deutsche Gehörlosenzeitung: Kritik an SOKO München: Hörende Schauspieler in tauben Rol-

len (15.02.2019) 
URL: https://gehoerlosenzeitung.de/kritik-zdf-soko-muenchen-taube-rollen-hoerende-schauspieler/ 
 
Beauftragte der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen: Auf Augenhöhe. 

Leitfaden zur Darstellung von Menschen mit Behinderung für Medienschaffende. 
URL: http://www.behindertenbeauftragte.de/SharedDocs/Publikationen/DE/AufAugenhoehe.pdf?__blob=publicationFile  
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Stellungnahme 04/2019 
 
Novellierung des Filmförderungsgesetzes 
 
Vorbemerkung 
 
Seit 2013 müssen alle von der Deutschen Filmförderungsanstalt (FFA) oder vom Deutschen 
Filmförderfonds (DFFF) geförderten Filme barrierefrei sein, und seit 2017 können Kinos För-
derhilfen zur Herstellung von Barrierefreiheit erhalten. 
 
Es würde den Zielen der UN-Behindertenrechtskonvention Artikel 9 (Zugänglichkeit) und Arti-
kel 30 (Teilhabe am kulturellen Leben) entsprechen, wenn Menschen mit Hörbehinderung je-
derzeit ein Kino besuchen könnten und dabei dem Film auch problemlos folgen können. 
 
Leider sieht die Praxis aber anders aus: 
Die Kinofilme werden sehr selten mit „offenen Untertiteln“ (fest im Bild) ausgestrahlt. Ein 
hörbehinderter Kinobesucher ist hier auf technische Hilfsmittel (Smartphone mit Untertitel-
App oder Untertitelbrille) angewiesen. Der Filmbesuch wird auch dadurch für Menschen mit 
Hörbehinderung zu einem Problem, weil es kaum Informationen sowohl zu barrierefreien Fil-
men als auch zur barrierefreien Ausstattung von Kinos gibt. 
 
Wir sehen daher im neuen Filmförderungsgesetz noch einen deutlichen Verbesserungsbedarf 
in der Untertitelqualität und der Definition, was denn unter einem barrierefreien Kino zu ver-
stehen ist. 
 
Untertitelqualität 
 
In § 40 (Begriffsbestimmungen) wird eine barrierefreie Fassung eines Films als Endfas-
sung des Films mit deutschen Untertiteln für Menschen mit Hörbehinderung in marktge-
rechter und kinogeeigneter Qualität beschrieben. Dazu hat die FFA mit Stand Juli 2017 
„Empfehlungen für Standards barrierefreier Filmfassungen“ herausgegeben. 
 
Obwohl Filme nicht nur im Kino, sondern entsprechend der Verwertungskette auch auf DVD, 
Internet, Fernsehen ausgestrahlt werden, weichen die Untertitelstandards für Kinos erheblich 
von den entsprechenden Standards für Fernsehsender ab. Infolgedessen können die Unterti-
tel für DVD oder Fernsehen nicht einfach vom Kino übernommen werden, sondern sie müs-
sen neu produziert werden. 
 
Wir plädieren für eine Anpassung der beiden Untertitelrichtlinien. 
 
Barrierefreies Kino 
 
In § 47 (Barrierefreie Fassung) werden Förderhilfen für Kinos nur gewährt, wenn barriere-
freie Fassungen in geeigneter Weise und in angemessenem Maße zugänglich gemacht 
werden. 
 
Es gibt jedoch sehr unterschiedliche Meinungen darüber, was unter „geeignet“ und „ange-
messen“ zu verstehen ist. Sie reichen von offenen Untertiteln bis hin zu einer Smartphone-
basierten App, die vom Kinobesucher mitzubringen ist.  
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Hörbehinderte Kinobesucher sehen in offenen Untertiteln die Ideallösung, da sie sich um die 
technische Ausstattung keine Gedanken machen müssen. Gleichwohl ist uns bewusst, dass 
es (nichthörbehinderte) Kinobesucher gibt, die sich durch offene Untertitel gestört fühlen. 
 
Ein fairer Kompromiss könnte darin bestehen, dass sich ein Kino dazu verpflichtet, einen Film 
an einem Tag in der Woche mit offenen Untertiteln zu zeigen und dem Besucher an den 
restlichen Tagen eine technische Lösung (Untertitel-App oder Untertitelbrille) zur Herstellung 
von Barrierefreiheit zur Verfügung zu stellen. 
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Stellungnahme 05/2019 
 
zum Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Barrierefreie-Informationstech-
nik-Verordnung (BITV 2.0) 
 
Im Sommer 2018 wurde das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) durch die Umsetzung 
der EU-Richtlinie 2016/2102 über den barrierefreien Zugang zu den Webseiten und mobilen 
Anwendungen öffentlicher Stellen geändert. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. (DGB) sieht den vorgelegten Entwurf als einen notwen-
digen und richtigen Schritt an, die betreffenden Angebote der Webseiten und mobilen An-
wendungen öffentlicher Stellen des Bundes für Gehörlose und andere Menschen mit Hörbe-
hinderungen in Gebärdensprache und Untertiteln zugänglich zu machen. 
 
Der neue Entwurf ist viel schlüssiger und gegenüber der alten Verordnung vom 25.11.2016 
nachgebessert. 
 
 
Aus der Sicht des DGBs besteht Änderungsbedarf in drei Punkten: 
 
 
1. § 4 Erläuterungen in Deutscher Gebärdensprache und Leichter Sprache 
 
Die Beschreibung der Webseiten („2. Hinweise zur Navigation“) hält der DGB nicht für sinn-
voll, weil sie der Version BITV 2.0 aus dem Bereich blinder Menschen entlehnt wurde und 
dort sicherlich sinnvoll erscheint. Gehörlose Menschen aber sind visuell orientiert und können 
Webseiten optisch gut erfassen. Hier bedarf es keiner diesbezüglichen Erklärung. 
 
Ein früherer Abteilungsleiter vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) hat sich dazu so geäußert: 
 

„Es ist wie ein gut in Leder gebundenes Buch mit Goldverzierungen, von außen macht 
sich das gut. Schlägt man es auf, stößt man auf ein Inhaltsverzeichnis und dann nur 
noch auf leere Seiten, weil es keine Inhalte gibt.“ 

 
Es gibt genau das wieder, was wir auch von gehörlosen Bürgern als Rückmeldung erhalten. 
 
Der DGB plädiert daher für das konkrete Benennen von Inhalten, die angeboten werden sol-
len. 
 
Alle aktuellen Informationen, z. B. bei den Neujahrsansprachen, bei Podcasts von Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel, bei Pressemitteilungen aller öffentlichen Stelle des Bundes, sol-
len zu 100 % in Deutscher Gebärdensprache und mit Untertiteln übersetzt werden. 
Da Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderungen den gleichen Zugang brauchen 
wie Hörende bzw. Menschen ohne Hörbehinderungen, auch da alle Informationen gleich 
sind. Das ist eine volle Barrierefreiheit und Zugänglichkeit! 
 
Weiterhin plädiert der DGB für den Einsatz von Übersetzungen in die Gebärdensprache bei 
den sozialen Medienkanälen (Facebook, Twitter, Instagramm). Hier erkennt der DGB eine 
starke Tendenz der Bundesministerien, dort zu veröffentlichen. 
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Entwurf der Verordnung zur Änderung der 
BITV 2.0 

Unser Vorschlag 

 
§ 4 

Erläuterungen in Deutscher Gebärdensprache 
und Leichter Sprache 

 
Auf der Startseite einer Website einer öffentli-
chen Stelle sind gemäß Anlage 2 folgende Erläu-
terungen in Deutscher Gebärdensprache und in 
Leichter Sprache bereitzustellen: 
 
1. Informationen zu den wesentlichen 

Inhalten, 
2. Hinweise zur Navigation, 
3. eine Erläuterung der wesentlichen 

Inhalte der Erklärung zur Barrierefreiheit, 
4. Hinweise auf weitere in diesem Auftritt vor-

handene Informationen in Deutscher Gebär-
densprache oder in Leichter Sprache. 

 

 
§ 4 

Erläuterungen in Deutscher Gebärdensprache 
und Leichter Sprache 

 
1) Auf der Startseite einer Website einer öffent-

lichen Stelle sind gemäß Anlage 2 folgende 
Erläuterungen in Deutscher Gebärdensprache 
und in Leichter Sprache bereitzustellen: 

 
1. Alle Informationen über die Organisation 

und zu den wesentlichen Inhalten, 
2. Übersetzung von wesentlichen Inhalten, 
3. eine Erläuterung der wesentlichen Inhalte 

der Erklärung zur Barrierefreiheit, 
4. Hinweise auf weitere in diesem Auf-tritt 

vorhandene Informationen in Deutscher 
Gebärdensprache oder in Leichter Spra-
che. 

 
2) Weitere Videos zu aktuellen Inhalten und 

Themen können von den Vorgaben der An-
lage 2 abweichen. Ziel ist eine Erhöhung der 
Anzahl der Gebärdensprachvideos auf den 
Websites des Bundes. 

 
 
 
2. Anlage 2 (zu § 4 Teil 1) 
 
Aus Sicht des DGB sollen die öffentlichen Stellen des Bundes mehr Gebärdensprachvideos 
mit Untertiteln produzieren. Die in der Anlage 2 genannten Anforderungen sollen künftig wei-
terhin für alle Punkte von §4 gelten. Es sollte aber dann zulässig sein, dass weitere Gebär-
densprachvideos auch weniger strengen Maßstäben folgen können, so dass auch neue For-
mate entstehen können und somit die Produktion von Gebärdensprachvideos erleichtert 
wird. 
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3. § 6 Erklärung zur Barrierefreiheit und § 7 Überwachungsverfahren 
 
Die Erklärung zur Barrierefreiheit sollte durch den EU-Durchführungsbeschluss 2018/1523 
vom 11.10.2018 von Deutschland als Mitgliedstaat der EU als barrierefreies und maschinen-
lesbares Format jährlich bereitgestellt werden. Der Feedbackmechanismus und die Einbezie-
hung bzw. Partizipation von den Verbänden und Organisationen von Menschen mit Behinde-
rungen in den Überwachungsverfahren werden mitbetrachtet bzw. mitgestaltet. 
Der DGB befürwortet diese positiven Änderungen der BITV 2.0. 
 
Daher fordert der DGB, dass die Erklärung zur Barrierefreiheit und der Bericht in Deutscher 
Gebärdensprache und mit Untertiteln bereitgestellt wird. 
 
Für uns ist immer noch nicht klar, wer die Inhalte der Videos in Gebärdensprache und mit 
Untertiteln kontrollieren bzw. prüfen soll. Der DGB möchtet keine falschen Übersetzungen se-
hen und fordert Qualitätssicherung. 
 
In Bezug auf die Artikel 9 und 21 der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) hat 
Deutschland sich verpflichtet, die Zugänglichkeit von Informations- und Kommunikations-
diensten für Menschen mit Hörbehinderungen sicherzustellen. 
 
Private Anbieter von digitalen Angeboten sind in Deutschland bisher nur indirekt über die 
UN-BRK zur Barrierefreiheit verpflichtet. Das heißt, über die BITV 2.0 und BGG sind private 
Träger im Bereich der Informationstechnik nicht verpflichtet, ihre Angebote barrierefrei zu 
gestalten. Bisher ist das Angebot der Barrierefreiheit nur auf freiwilliger Basis für private Trä-
ger gedacht, wobei sie gebeten sind, sich an der BITV 2.0 zu orientieren. 
 
In den USA gilt seit 1990 der Americans with Disabilities Act (ADA). Der ADA verbietet bun-
desstaatsübergreifend die Diskriminierung von Menschen mit Behinderung durch private Un-
ternehmen und staatliche Institutionen. 
 
In Österreich sind auch private Träger, die der Öffentlichkeit Waren oder Dienstleistungen 
anbieten, ganz allgemein verpflichtet, Barrierefreiheit herzustellen und angemessene Vorkeh-
rungen zu treffen. 
 
In dem Koalitionsvertrag von der CDU, CSU und SPD für die 19. Legislaturperiode sollten 
durch Förderprogramme Anreize zur Verbesserung der Barrierefreiheit in den Kommunen ge-
setzt werden. Daher fordert der DGB, dass das finanzielle Förderungsprogramm des Bundes, 
der Länder und der Kommunen zu Abbau und Erweiterung der Angebote von Gebärdenspra-
che und Untertitel im privaten Sektor zur Verfügung gestellt werden sollte, um die Zugäng-
lichkeit, Verständlichkeit und Teilhabe für Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinde-
rung sicherzustellen. 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, zusammen-
geschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen, durch den Abbau von kommunikativen Bar-
rieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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Stellungnahme 06/2019 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund nimmt Stellung zu den Zahlen der Schwerbehin-
dertenstatistik – 0,1 Prozent der Gesamtbevölkerung sind gehörlos, also ca. 
83.000 Menschen in Deutschland 
 
Es gibt immer wieder neue Anfragen, wie viele Gehörlose in ganz Deutschland leben. In dem 
Artikel der Deutschen Gehörlosenzeitung (08/2018, Seite 17) „Vom Mythos der 80.000“ wird 
dies beschrieben. Auf diese Frage gibt es scheinbar keine einfache Antwort, denn es werden 
immer wieder unterschiedliche Statistiken dazu veröffentlicht. Doch in Deutschland gibt es 
keine offizielle Statistik, die alle Personen in Deutschland, die eine Hörbehinderung haben 
bzw. gehörlos sind, erfasst. 
 
Seit vielen Jahren gibt der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. bekannt, dass ca. 80.000 gehör-
lose Personen in Deutschland leben. Gerechnet wird im Allgemeinen mit einem Gehörlosen-
Anteil von 0,1 % in Bezug auf die Gesamtbevölkerung, sowohl auf nationaler als auch auf in-
ternationaler Ebene. Diese Annahme von einem Promille wird durch wissenschaftliche Quel-
len bestätigt. 
Laut dem Statistischen Bundesamt (Stand: 31.12.2018) leben insgesamt 83.019.200 Men-
schen in Deutschland. Demnach wäre von ca. 83.000 Gehörlosen auszugehen. 
 
Nun gibt es aber auch andere Angaben, die dieser Zahl (auf den ersten Blick) widersprechen: 
Ende 2017 gab es laut Schwerbehindertenstatistik 28.228 Gehörlose und zusätzlich 20.139 
gemeldete Personen mit Taubheit in Kombination mit Störungen der Sprachentwicklung und 
entsprechenden Störungen der geistigen Entwicklung, also 48.367 gehörlose Menschen in 
Deutschland. 
 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 13, Reihe 5.1.2017 

 
Um aber diese Zahlen richtig zu interpretieren, müssen die Gründe bekannt sein, warum die 
obige Statistik zu abweichenden Zahlen kommt. Der erste Grund dafür ist, dass „Gehörlosig-
keit“ (wie jede andere Behinderung) nicht meldepflichtig ist. Niemand muss eine „Behinde-
rung“ bzw. „Schwerbehinderung“ melden, und so werden viele Menschen mit Hörbehinde-
rung gar nicht gezählt, d. h. es gibt eine große Dunkelziffer. Der zweite Grund ist, dass es 
unterschiedliche Definitionen des Begriffs „Gehörlosigkeit“ bzw. „Schwerhörigkeit“ gibt, 
wodurch dann auch unterschiedliche statistische Angaben entstehen. 
Dieselbe Statistik gibt zum Beispiel an, dass es insgesamt 262.539 schwerhörige Menschen 
gibt. Davon sind 53.569 in einem Maße schwerhörig, dass es an Taubheit grenzt, und haben 
einen Grad der Behinderung von 90 oder mehr. Würden diese 53.569 und die genannten 
48.367 Gehörlosen zusammengefasst, ergäbe sich eine Zahl von 101.036. Dass mehr als 0,1 
% der deutschen Gesamtbevölkerung gehörlos sind, ist also auch mit der Schwerbehinder-
tenstatistik belegbar. Wir stellen fest, dass sehr viele an Taubheit grenzende Schwerhörige 
an den Aktivitäten der Gehörlosenvereine bzw. -verbände, die sich an unseren Dachverband 
angeschlossen haben, teilnehmen. 
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Eine andere Statistik kommt ebenfalls zu diesem Ergebnis: Laut den Angaben des deutschen 
Zentralregisters für kindliche Hörstörungen (DZH) kann in Deutschland von einer Prävalenz 
(= Anteil einer Population, auf den einer bestimmter Zustand zutrifft) beidseitiger kindlicher 
Hörstörungen von 1,2 von 1.000 Geburten ausgegangen werden (Gross et al. 2000, 879). 
Davon sind 41 % bei der Geburt hochgradig schwerhörig oder gehörlos mit mehr als 70 dB 
Hörverlust auf dem besseren Ohr (Flinck-Krämer et al. 2000, 121; Rohlfs et al. 2010, 1347). 
Das ist eine Prävalenz von 0,05. Wenn davon ausgegangen wird, dass es weit über 10 % 
progredient verlaufende kindliche Hörschädigungen und eine erhebliche Anzahl von erwor-
bene Hörschädigungen gibt (Gross et al. 2000, 880 f.) und eine erhebliche Anzahl von erwor-
benen Hörschädigungen, erscheint die Annahme von Gehörlosigkeit bei mindestens 0,1 % 
der Bevölkerung ab dem Schulalter ebenfalls plausibel. 
 
Es gibt zwei große Untersuchungen zur Prävalenz von Schwerhörigkeit in der Gesamtbevöl-
kerung, HÖRSTAT und „Wie hört Deutschland?“, die sogar eine noch weitaus höhere Prä-
valenz nahelegen, als die offizielle Statistik nachweist (Gablenz et al. 2017): So wird dort von 
einem Anteil von 5,5 % aller Menschen ausgegangen, die eine Hörstörung von 40 dB Hörver-
lust und mehr auf dem besseren Ohr haben, während es nach der offiziellen Statistik des 
Bundesamtes insgesamt nur 0,36 % mit einer Hörstörung von 40 dB Hörverlust sind. 
Zwar sind mittelgradig schwerhörige Menschen sicherlich überproportional häufig Teil der 
Dunkelziffer, aber dennoch wird sich dies auch in der Kategorie der hochgradig schwerhöri-
gen und gehörlosen Menschen auswirken. Insgesamt legen die beiden letztgenannten Stu-
dien einen Anteil von 0,2 % gehörloser Personen nahe, bei erheblichen methodischen Ein-
schränkungen in Bezug auf diese Teilgruppe aufgrund der geringen Fallzahlen (Gablenz & 
Holube 2015, Gablenz et al. 2017). Auf der Grundlage dieser Daten ist ebenfalls davon aus-
zugehen, dass die Annahme eines Gehörlosenanteils von 0,1 % sinnvoll ist. 
 
Abschließend muss noch einmal hervorgehoben werden, dass unterschiedliche Definitionen 
von Gehörlosigkeit auch zu unterschiedlichen Zahlen führen: Das Statistische Bundesamt ver-
wendet eine medizinische Definition von Gehörlosigkeit unter Zuhilfenahme der von HNO-
Ärzten gemeldeten Angaben der Versorgungsämter als Grundlage seiner Statistiken. 
Aus Sicht des Deutschen Gehörlosen-Bundes wird Gehörlosigkeit jedoch nicht nur über einen 
angeborenen oder erworbenen Verlust des Hörvermögens definiert, sondern auch über das 
Merkmal bzw. den Status der sprachkulturellen Minderheit. Gehörlose bzw. hochgradig 
schwerhörige Personen kommunizieren vorwiegend in Gebärdensprache und fühlen sich der 
Gebärdensprachgemeinschaft und ihrer Kultur zugehörig. Das ist eine soziale und menschen-
rechtliche Definition! 
 
Verfasst von Daniel Büter 
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Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu etwa 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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Stellungnahme 07/2019 
 
zum überarbeiteten Entwurf für einen Medienstaatsvertrag 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. bedankt sich für die Möglichkeit, im Rahmen der Anhö-
rung zum überarbeiteten Entwurf für einen Medienstaatsvertrag Stellung nehmen zu können. 
 
Wir setzen uns in unserer Stellungnahme zu den leider bislang im Medienstaatsvertrag 
selbst, aber auch in den eingearbeiteten bisherigen Stellungnahmen offensichtlich nur unzu-
reichend thematisierten Fragen der Barrierefreiheit des Medienangebots auseinander. 
 
Grundlage hierfür stellen insbesondere Erwägungsgrund 23 und Artikel 7 der Richtlinie (EU) 
2018/1808 vom 14. November 2018 zur Änderung der Richtlinie 2010/13/EU dar. 
Diese Richtlinie muss bis zum 19. September 2020 in deutsches Recht umgesetzt werden. 
 
Die Bundesregierung verweist in ihrem 2. und 3. Staatenbericht zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention (UN-BRK) auf Anfrage des UN-Fachausschusses für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen unter Frage 22. (Seite 41 ff. zu Artikel 21 UN-BRK) darauf, 
dass Fernsehen in der Bundesrepublik Deutschland bei Menschen mit Beeinträchtigungen das 
meistgenutzte Medium sei. Sie behauptet, dass in der ARD „alle Erstsendungen“ mit Unterti-
telung angeboten würden. Ebenso hätten die neun ARD-Landesrundfunkanstalten die Zahl 
der untertitelten Sendungen in den vergangenen Jahren gesteigert. Es würde darüber hinaus 
eine „stetig wachsende Zahl“ von Sendungen mit Gebärdensprache „zum zeitsouveränen Ab-
ruf“ angeboten. Auch für das ZDF werden hohe Zahlen von Untertitelungen angeführt. 
Es wird – weniger konkret – zudem hervorgehoben, dass „Personen mit Hörbehinderungen“ 
Inhalte mittels „Gebärdensprache live in der ZDF Mediathek verfolgen.“ 
 
Um so mehr überrascht es uns, dass die Aspekte der Barrierefreiheit und Zugänglichkeit des 
Fernsehens im überarbeiteten Entwurf des Medienstaatsvertrages nur am Rande in § 3 Ab-
satz 2 und 3 sowie in § 52e Absatz 5 Nummer 4 eine Rolle spielen. 
 
Das entspricht weder der gesellschaftlichen Bedeutung von Barrierefreiheit noch den rechtli-
chen Vorgaben, die wir dem Benachteiligungsverbot des Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 GG, der 
AVMD-Richtlinie, der UN-BRK und den Behindertengleichstellungsgesetzen des Bundes und 
der Länder entnehmen. 
 
Das Grundgesetz verbietet in Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 GG ganz grundsätzlich die Benachteili-
gung von Menschen mit Behinderungen wegen der Behinderung. In Artikel 21 der UN-BRK 
wird dieser Grundsatz konkretisiert, indem die Vertragsstaaten dazu aufgefordert werden, 
„alle geeigneten Maßnahmen“ zu treffen, um (unter anderem) zu gewährleisten, dass Men-
schen mit Behinderungen das Recht (und die Möglichkeit) haben, sich „Informationen und 
Gedankengut zu beschaffen.“ Dabei sollen Menschen mit Behinderungen ihr Recht auf Infor-
mationserhalt „gleichberechtigt mit anderen“ Menschen ausüben können. 
 
Eine weitere Spezifizierung erfolgt durch Artikel 21 lit. c) und d) der UN-BRK, der verlangt, 
dass die Vertragsstaaten private Rechtsträger, die Dienste für die Allgemeinheit anbieten, 
„dringend dazu auffordern, Informationen (…) in Formaten zur Verfügung zu stellen, die für 
Menschen mit Behinderungen zugänglich und nutzbar sind“, und „Massenmedien (…) dazu 
auffordern, ihre Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen zugänglich zu gestalten“. 
Es reicht daher nicht aus, wenn die Länder als politisch Verantwortliche die Anbieter privater 
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Medien anlässlich der Vertragsverhandlungen über den Medienstaatsvertrag lediglich dazu 
auffordern, ihre Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen zugänglich zu gestalten – 
im Rahmen des Medienstaatsvertrages wird ja gerade eine Regulierung vorgenommen, die 
grundsätzlich auch für private Rechtsträger und ihre Angebote konkrete Verpflichtungen ent-
hält. Hier ist es vielmehr Aufgabe der Länder „alle geeigneten Maßnahmen“ zu treffen, um 
der Gewährleistungsverpflichtung aus Artikel 21 der 1 UN-BRK nachzukommen. Denn wenn 
Menschen mit Behinderungen keine Möglichkeit haben, die in Deutschland ausgestrahlten 
Fernsehsendungen wahrzunehmen, werden sie benachteiligt und von der gesellschaftlichen 
Teilhabe in dem Umfang, in dem diese Barriere zugelassen wird, ausgeschlossen: Auch Sen-
dungen privater Medien prägen kulturelle Entwicklungen nachhaltig und beeinflussen den ge-
sellschaftlichen Diskurs und die gesellschaftliche Wahrnehmung erheblich – je nach Alters-
gruppe sogar in zunehmendem Maße. 
 
Angesichts dessen wird die pauschale Soll-Vorschrift in § 3 Absatz 2 des überarbeiteten Ent-
wurfs des Medienstaatsvertrages dem Recht von Menschen mit Behinderungen auf benach-
teiligungsfreien Zugang zu medial verbreiteten Informationen und (künstlerischem und un-
terhaltsamem) Gedankengut nicht gerecht, zumal sie so allgemein formuliert ist, dass 
Anbieter*innen von Medien in dreifacher Hinsicht entlastet werden: Durch das „sollen“ wird 
ihnen ein Ermessensspielraum eingeräumt, der außerdem noch durch die nicht konkretisierte 
Berücksichtigung ihrer „technischen und finanziellen Möglichkeiten“ relativiert und abschlie-
ßend durch das nicht näher qualifizierte schlichte „vermehrt“ vollends unüberprüfbar ausge-
staltet wird. Diese Sichtweise, die barrierefreien Zugang lediglich als einen Kostenfaktor be-
trachtet, ist nicht nur verfassungsrechtlich bedenklich, sondern lässt auch außer Acht, dass 
ein barrierefreier Zugang zu Medienangeboten ermöglicht, dass mehr Menschen diese nutzen 
und damit auch beispielsweise Adressat*innen für gesellschaftliche, kulturelle und Werbean-
gebote erreicht werden. 
 
Auch die neue AVMD-Richtlinie hat eine andre grundsätzlichere Sichtweise auf Barrierefrei-
heit und stellt in Erwägungsgrund 22 unter Verweis auf die UN-BRK1 fest, dass „die Gewähr-
leistung der Barrierefreiheit (…) eine wesentliche Anforderung“ ist. Daraus folgt, dass „die 
Mitgliedstaaten ohne unangemessene Verzögerung sicherstellen“ sollen, „dass die sich die 
ihrer Rechtshoheit unterworfenen Mediendienstanbieter aktiv darum bemühen, ihre Inhalte 
für Menschen mit Behinderungen, insbesondere für Menschen mit Seh- und Hörstörungen, 
zugänglich zu machen.“ Maßstab ist dabei das ausdrücklich benannte Ziel der vollständigen 
Barrierefreiheit, bei deren Erreichung „praktische und unvermeidbare Einschränkungen, die 
beispielsweise im Fall von live übertragenen Sendungen (…) eine vollständige Barrierefreiheit 
verhindern könnten, zu berücksichtigen sind. Dies bedeutet nicht, dass bei live übertragenen 
Sendungen Barrierefreiheit nicht anzustreben ist. Die Live-Übersetzung von Kommentierun-
gen zum Beispiel eines Fußballspiels in Deutscher Gebärdensprache (DGS) ist genauso mög-
lich wie die einer Talkrunde über Hassreden. 
 
Die Maßnahmen aus Erwägungsgrund 22 haben in der neuen Fassung des Artikel 7 der 
AVMD-Richtlinie ihren Niederschlag gefunden, der in Artikel 3 Absatz 2 und 3 des überarbei-
teten Entwurfs des Medienstaatsvertrages jedoch nur unzureichend berücksichtigt wird. 
Während der neue Artikel 7 der AVMD-Richtlinie eine Verpflichtung enthält, die sicherstellt, 
dass die Mediendienstanbieter den Zugang zu Diensten „stetig und schrittweise“ tatsächlich 
verbessern, schränkt Artikel 3 Absatz 2 des überarbeiteten Entwurfs des Medienstaatsvertra-
ges diese Verpflichtung für die privaten Mediendiensteanbieter, wie oben dargelegt, unange-
messen ein – und enthält darüber hinaus keine Verpflichtung zu einer Stetigkeit der schritt-
weisen Verbesserung – und schon gar nicht das Ziel aus Erwägungsgrund 22 und das aus 
Artikel 21 UN-BRK zu beziehende Kriterium und Ziel der „vollständigen Barrierefreiheit“. 

 
1 Hier ist zu beachten, dass die EU selbst Vertragspartei der UN-BRK ist und von daher auch ihrerseits gehalten 
ist, ihre Richtlinie und Verordnungen UN-BRK-konform auszugestalten. 
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Dass die Verpflichtungen aus Artikel 7 Absatz 3 bis 5 der AVMD-Richtlinie (neu) im überarbei-
teten Entwurf keine Entsprechung finden, stellt überdies einen Verstoß gegen Artikel 11 der 
UN-BRK dar. 
 
Weiterhin möchten wir – insbesondere mit Blick auf die Stellungnahme der Bundesregierung 
im 2. und 3. Staatenbericht – darauf hinweisen, dass Untertitelungen für viele Menschen mit 
schweren Hörbeeinträchtigungen nicht immer hilfreich sind, weil es sich bei ihnen lediglich 
um eine Umsetzung der deutschen Lautsprache in deutsche Schriftsprache handelt, die sich 
in Aufbau, Wortwahl und Grammatik teilweise erheblich von der DGS unterscheidet, die für 
die meisten gehörlosen Menschen Muttersprache ist. Untertitelungen sind daher keinesfalls 
ein Ersatz für die Einblendung von DGS-Dolmetscher*innen. Gerade bei Untertitelungen be-
obachten wir zudem zum Teil erhebliche Qualitätsprobleme, die auch die Wahrnehmung der 
entsprechenden Medien beeinträchtigen. Wir regen deshalb an, dass die Medienanbieter zur 
Durchführung von Qualitätssicherungsmaßnahmen verpflichtet werden. 
 
Des Weiteren stellen wir fest, dass ein zentraler Grundsatz der UN-BRK, nämlich das in Arti-
kel 4 Absatz 3 der UN-BRK enthaltene Gebot der Einbeziehung von Menschen mit Behinde-
rungen im Rahmen enger Konsultationen und aktiver Einbeziehung („Nicht über uns ohne 
uns“) sowohl bei der Erarbeitung des Medienstaatsvertrages als auch im Medienstaatsvertrag 
mit Blick auf die Sicherstellung und Einhaltung der Verpflichtungen hinsichtlich der Einhal-
tung und des Ausbaus des Medienstaatsvertrages nicht beachtet wurde. 
 
Insofern fordern wir Sie auf, folgende Ergänzungen und Änderungen des überarbeiteten Ent-
wurfes vorzunehmen: 
 
 
 
§ 2 Absatz 2 wird um einen vierten Absatz ergänzt: 
 
Barrierefrei sind Rundfunkangebote, wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der all-
gemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe 
auffindbar, zugänglich und nutzbar sind. Hierbei ist die Nutzung behinderungsbedingt not-
wendiger Hilfsmittel zulässig.2 
 

 
 
 
§ 3 Absatz 1 wird wie folgt ergänzt: 
 
(…) haben in ihren Angeboten die Würde des Menschen zu achten und zu schützen, die 
sittlichen und religiösen Überzeugungen der Bevölkerung sind zu achten. Die Angebote 
sollen dazu beitragen, die Achtung vor Leben, Freiheit und körperlicher Unversehrtheit, vor 
Glauben und Meinungen anderer zu stärken; sie sollen auch das Bewusstsein für Men-
schen mit Behinderungen schärfen und Diskriminierungen entgegenwirken.3 Weiterge-
hende landesrechtliche Anforderungen (…) 
 

 
 
 
 
 

 
2 Vgl. § 4 BGG 
3 Vgl. Art. 8 lit. a) UN-BRK 
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§ 3 Absatz 2 und 3 werden wie folgt geändert und in einem eigenen Paragrafen 
(§ 4 oder § 3 a) unter der Überschrift „Barrierefreiheit“ zusammengefasst: 
 
(1) Die Veranstalter nach § 3 Absatz 1 Satz 1 sorgen dafür, dass der Zugang zu ihren Me-
dienangeboten für Menschen mit Behinderungen durch geeignete Maßnahmen stetig und 
schrittweise verbessert wird, um so dem Recht von Menschen mit Beeinträchtigungen und 
von älteren Menschen auf Teilnahme am gesellschaftlichen und kulturellen Leben der 
Union und der diesbezüglichen Inklusion Rechnung zu tragen. Das Ziel dieser Maßnahmen 
ist umfassende Zugänglichkeit audiovisueller Mediendienste. Geeignete Maßnahmen sind 
insbesondere der Ausbau des Angebots an gebärdensprachlichen Übersetzungen unter an-
derem bei Live-Übertragungen von gesellschaftlich, kulturell oder politisch bedeutenden 
Ereignissen und in Kinderprogrammen sowie die Ausweitung von Untertitelungen auch in 
Sparten- und Zielgruppenprogrammen.4 
 
(2) Um die stetige Verbesserung der Zugänglichkeit der Mediendienste zu erreichen sollen 
die Mediendiensteanbieter unter aktiver Beteiligung der maßgeblichen Organisationen der 
Menschen mit Behinderungen Aktionspläne für Barrierefreiheit erarbeiten. Die Aktionspläne 
sind den jeweils zuständigen Landesmedienanstalten, im Fall der ARD den zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten, beim ZDF und dem Deutschlandradio den jeweili-
gen Aufsichtsgremien zu übermitteln. Hat ein Veranstalter nach Absatz 1 Satz 1 bis zum 1. 
November 2021 keinen entsprechenden Aktionsplan vorgelegt, informiert er die nach Ab-
satz 3 Satz 2 zuständigen Stellen darüber, teilt die Gründe dafür mit und erklärt, wie die 
Verbesserung der Zugänglichkeit der angebotenen Mediendienste stattdessen erreicht 
werden soll. Die zuständigen Landesmedienanstalten können private Veranstalter darauf-
hin verpflichten, in einer bestimmten Frist einen erneuten Versuch zu unternehmen, einen 
entsprechenden Aktionsplan für Barrierefreiheit zu entwickeln. Die Informationen nach 
Satz 2 bis 4 sind von den zuständigen Stellen an den Beauftragten der Bundesregierung 
für die Belange von Menschen mit Behinderungen zu übermitteln.5 
 
(3) Die Veranstalter bundesweit verbreiteter privater Fernsehprogramme erstatten der je-
weils zuständigen Landesmedienanstalt, die ARD den zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio den jeweiligen Aufsichtsgremien 
alle drei Jahre, beginnend mit dem 1. November 2022, Bericht über die getroffenen Maß-
nahmen zum stetigen Ausbau der Barrierefreiheit. Die Berichte werden anschließend der 
Europäischen Kommission und dem Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen übermittelt. 
 
(4) Bei der Schlichtungsstelle nach § 16 BGG wird für Menschen mit Behinderungen eine 
leicht zugängliche und öffentlich verfügbare Online-Anlaufstelle eingerichtet, über die In-
formationen bereitgestellt und Beschwerden entgegengenommen werden, die die in dieser 
Vorschrift behandelten Fragen der Barrierefreiheit betreffen.6 
 
 

 
4 Vgl. Art. 7 und Erwägungsgrund  23 AVMD-RL (neu), Art. 7 Abs. 1 und 9 Abs. 1 lit. b)  UN-BRK 
5 Vgl. Art. 7 Abs. 2 und 3 AVMD-RL (neu) i. V. m Art. 4 Abs. 1 lit. e), Art. 4 Abs. 3 UN-BRK 
6 Vgl. Art. 7 Abs. 4 AVMD-RL (neu). Diese Schlichtungsstelle wird durch den organisatorischen Ort der Einrichtung 
nicht zwangsläufig eine Angelegenheit des Bundes. Die Verfahrensordnung sollte der in § 16 BGG entwickelten 
Verfahrensordnung, die sich bislang bewährt hat, entsprechen, soweit das sinnvoll und möglich ist. Die 
Verfahrensordnung könnte in einer Anlage des Medienstaatsvertrages niedergelegt werden. 
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(5) Die Veranstalter nach § 3 Absatz 1 Satz 1 stellen sicher, dass Notfallinformationen, ein-
schließlich öffentlicher Mitteilungen und Bekanntmachungen im Fall von Naturkatastro-
phen, die der Öffentlichkeit mittels audiovisueller Mediendienste zugänglich gemacht wer-
den, so bereitgestellt werden, dass sie für Menschen mit Behinderungen zugänglich sind. 
Dafür hören sie die maßgeblichen Verbände der Menschen mit Behinderungen an und 
stimmen sich untereinander ab. 
 

 
 
 
§ 7 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt: 
 
Rundfunkwerbung ist Teil des Programms. Sie soll daher auch für Menschen mit Behinde-
rungen zugänglich sein. 
 

 
 
 
§ 52e Absatz 2 ist wie folgt zu ergänzen:  
 
Die Benutzeroberflächen sind auch für Menschen mit Behinderungen zugänglich zu gestal-
ten. Gleichartige Angebote (…) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, zusammen-
geschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter  
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch unter 
Telefon: 01805-83 77 00 
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Stellungnahme 08/2019 
 
zum Entwurf eines Gesetzes für bessere und unabhängigere Prüfungen 
(MDK-Reformgesetz) BT-Drs. 19/13397 und zur öffentlichen Anhörung zur Re-
form des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) am 14.10.2019 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. vertritt die Interessen der deutschen gehörlosen und 
hörbehinderten Gebärdensprachnutzer/-innen. Zu diesen gehört neben den rund 83.000 Ge-
hörlosen auch ein sehr großer und zunehmender Anteil von Hörbehinderten mit Hörrestigkeit 
und CI-Trägern, deren akustisches Verstehen trotz technischer Hilfen kaum dem entspricht, 
was Hörende als selbstverständlich empfinden. Diese Betroffenen sind zur Kommunikation 
mit Hörenden auf den Einsatz von Gebärdensprachdolmetscher/-innen angewiesen. 
 
In der ärztlich-medizinischen und psychotherapeutischen Versorgung bevorzugen Gehörlose, 
wie Hörende auch, die direkte und ungefilterte Kommunikation mit den Behandler/-innen 
und dem Behandlungsteam. Die hierfür notwendige Gebärdensprachkompetenz des Perso-
nals ist in Deutschland bei nur sehr wenigen Diagnostik- und Behandlungsangeboten gege-
ben. So gibt es einzelne ambulant tätige Psychotherapeut/-innen und im stationären Kran-
kenhausbereich neben einzelnen rehabilitativ ausgerichteten Kliniken zwei psychiatrisch-psy-
chotherapeutische Behandlungszentren in Erlangen und Lengerich. 
 
In Anbetracht dieses sehr geringen Angebots für Gehörlose sind sie in nahezu der gesamten 
ambulanten und stationären somatischen Versorgung, sowie in einem Großteil der ambulan-
ten psychiatrisch-psychotherapeutischen und einem kleineren Anteil der stationären psychiat-
risch-psychotherapeutischen Versorgung auf Gebärdensprachdolmetscher/-innen angewie-
sen. Mittlerweile hat sich die Möglichkeit, im gesamten ambulanten Bereich Gebärdensprach-
dolmetscherhilfe mit unkomplizierter, direkter Kostenübernahme durch die Krankenkassen zu 
erhalten, als sehr effektiv und praktikabel erwiesen. Hierdurch erfahren Gehörlose mittler-
weile eine ambulante Gesundheitsversorgung, die mit der von Hörenden vergleichbar ist. 
Dies hat den Rückmeldungen der Gehörlosen und unseren Beobachtungen zufolge den Ge-
sundheitszustand der Gehörlosen in den zurückliegenden Jahren deutlich verbessert. 
 
Demgegenüber bestehen jedoch im stationären Bereich – und hier vor allem im somatischen 
Bereich - immer noch erhebliche und untragbare Versorgungslücken für gehörlose Patient/-
innen! Zwar ist im Rahmen der Kostenkalkulation mit dem Operationen- und Prozeduren-
schlüssel (OPS) über die Fallpauschalen theoretisch die Inanspruchnahme von Gebärden-
sprachdolmetscher/-innen bei stationärer Leistungserbringung berücksichtigt, in der Praxis ist 
dies jedoch kaum umzusetzen: Immer wieder müssen Betroffene im Krankenhaus über diese 
Regelungen sowie die Bedeutung und ihren Bedarf an Gebärdensprachdolmetscher/-innen 
informieren, dies rechtfertigen und regelrechte Kämpfe gegen Unverständnis und Untätigkeit 
austragen. Oftmals ist dies so nervenaufreibend, dass die Betroffenen vorzeitig aufgeben o-
der bereits ohne ausreichende Informationen zur Diagnose und notwendigen Behandlung 
aus der stationären Behandlung entlassen sind, bevor sich die Klinik zum Einsatz von Dol-
metscher/-innen durchringt. So sehen wir immer wieder unzureichend informierte gehörlose 
Patient/-innen, die notwendigen Behandlungen unverschuldet nicht wahrnehmen und infolge 
dieser Hilf- und Kommunikationslosigkeit die so notwendigen Kontakte zum Gesundheitswe-
sen vermeiden. Auch sind Fälle bekannt geworden, bei denen Kliniken betroffene Gehörlose 
gerade deshalb, weil Dolmetscher/-innen erforderlich waren, zur elektiven Behandlung an 
andere Kliniken verwiesen haben. Selbst wenn die Rechtslage eindeutig ist, ist es im statio-
nären somatischen Bereich für die zusätzlich durch Erkrankungen gehandicapten Gehörlosen 
nahezu unmöglich, ihre Rechte einzufordern und durchzusetzen. 
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In Anbetracht dieser untragbaren, z. T. unmenschlichen Situationen begrüßt es der Deutsche 
Gehörlosen-Bund ausdrücklich, dass mit dem Entwurf des Gesetzes für bessere und unab-
hängigere Prüfungen (MDK-Reformgesetz) eine diesbezügliche Änderung herbeigeführt wer-
den soll. Demnach sollen laut Artikel 4 (Änderung des Krankenhausentgeltgesetzes) Nummer 
1 (§ 2) die „...Leistungen von Gebärdensprachdolmetscherinnen und Gebärdensprachdolmet-
schern bei der Krankenhausbehandlung von Menschen mit Hörbehinderung (…) nach § 17 
Absatz 2 SGB I von den zuständigen Leistungsträgern (finanziert werden) (…), das heißt ins-
besondere von den Krankenkassen und den Unternehmen der privaten Krankenversiche-
rung.“ In Bezug auf die Ausführungen zum Änderungsantrag 29 der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD heben wir ergänzend hervor, dass dies für sämtliche stationär-medizinischen Fach-
bereiche gelten sollte und zwar sowohl für stationäre somatische als auch für psychiatrische, 
psychotherapeutische und psychosomatische Behandlungen. 
 
Ergänzend wird angemerkt, dass gerade die Bereiche der psychiatrischen, psychotherapeuti-
schen und psychosomatischen Behandlungen sehr kommunikationsintensiv sind und der be-
sonderen Berücksichtigung der sozialen und kulturellen Hintergründe sowie eines angemes-
senen Behandlungsmilieus bedürfen, damit effektive Behandlungen durchgeführt werden 
können. Diese Erfahrung bestätigt auch die Berechtigung der bestehenden gehörlosenge-
rechten Behandlungszentren, die bei entsprechend ausgebildetem Personal die direkte ge-
bärdensprachliche Kommunikation ebenso das notwendige, entsprechende Stationsmilieu an-
bieten. Finanziert wird die besondere fachliche Qualifikation und Ausstattung zurzeit über ei-
nen Aufschlag zu den Tagessätzen, der sich jedoch bislang nicht im künftigen PEPP (Pau-
schalierendes Entgeltsystem Psychiatrie und Psychosomatik) abbildet. Zwei bisher erfolgte 
und durch den Deutschen Gehörlosen-Bund unterstützte Anträge an das InEK im Rahmen 
der OPS (Operationen- und Prozedurenschlüssel) für eine Komplexbehandlungsziffer für Ge-
hörlose, um diese von den Krankenkassen bisher anerkannten Behandlungsangebote sicher-
stellen zu können, fanden bislang keine Resonanz. 
 
Wir erbitten daher dringend Ihre Unterstützung 
 

• in Bezug auf das MDK-Reformgesetz dabei, dass künftig die Leistungen von Ge-
bärdensprachdolmetscher/-innen bei der Krankenhausbehandlung von Ge-
hörlosen und Menschen mit Hörbehinderung ohne Ausnahme eines medizinischen 
Fachbereichs von den zuständigen Leistungsträgern finanziert werden. 

 
• in Bezug auf das neue Entgeltsystem Psychiatrie und Psychosomatik dabei, 

dass die Anerkennung einer OPS-Ziffer zur Komplexbehandlung Gehörloser 
durch das InEK entsprechend den bisher vorliegenden Anträgen erfolgt. 

 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbände und 10 bundesweite Fachverbände, zusammen-
geschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter  
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch unter 
Telefon: 01805-83 77 00 
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Stellungnahme 09/2019 
 
Musikperformance und Empowerment 
 
Hintergrund 
Das Thema Musikperformance beschäftigt unsere Gehörlosen-/Gebärdensprachgemeinschaft 
(sprich: taube, schwerhörige und hörende Gebärdensprachnutzer/-innen) – und das zu Recht, 
denn die Anzahl der in Musikkonzerten performenden hörenden Dolmetscher/-innen für Deutsche 
Gebärdensprache und Deutsche Sprache nimmt zu. Dies stellt alle unmittelbar Beteiligten, insbe-
sondere die gehörlosen Menschen, aber auch ihre Umgebung, vor erhebliche Herausforderungen. 
Die Begeisterung darüber, wie die Liedtexte, Rhythmen, Melodien und Tanzeinlagen durch die Ge-
bärdensprache sichtbar werden, ist riesengroß. 
 
Auf einmal entsteht in der Öffentlichkeit der Eindruck, dass auch gehörlose Menschen Zugang zur 
Musik haben. Was die Dolmetscher/in auf der Bühne angeblich dolmetschen, ist keine Übersetzung 
des Liedtextes, sondern vielmehr eine Performance. Somit sind vorhandene Liedtexte nicht wirklich 
für Gehörlose verständlich. Fragen über die Gebärdensprache und Gehörlosenkultur von Veranstal-
ter/-innen und hörenden Konzertteilnehmer/-innen wurden nach Konzerten von einigen hörenden 
Dolmetscher/-innen, die selber nicht betroffen sind, beantwortet. 
 
Martin Vahemäe-Zierold brachte mit einem Beitrag in der taz die Debatte um das Thema Dolmet-
schen und Musik ins Rollen („Eine optische Täuschung“ in taz, 25.08.2018). Aus der Sicht einer 
tauben Person äußerte er sich wie folgt: „Beim Übersetzungsvorgang sind die Dolmetscher/-innen 
sowohl Sprachmittler/-innen als auch Kulturmittler/-innen. Übersetzungen etwa von spanischspra-
chigen Liedtexten ins Englische werden in der Regel von englischen Muttersprachler/-innen erar-
beitet. Warum kommen im Bereich des gebärdensprachlichen Musikdolmetschens trotzdem kaum 
taube Muttersprachler/-innen zum Zuge? Die Auftraggeber/-innen wissen es meist nicht besser. 
Wer es aber besser wissen könnte und sollte – das sind die hörenden Dolmetscher/-innen.“ 
 
Es wurde ein Unterschied zwischen der Verdolmetschung von Liedtexten in Gebärdensprache und 
Musikperformance festgestellt. Die Aufgabe eines/einer Dolmetscher/-in ist klar definiert, und zwar 
übersetzt er/sie eine Ausgangssprache in eine Zielsprache und überwindet auf diesem Weg 
Sprachbarrieren zwischen Menschen. Nicht mehr und nicht weniger. Da ist die Definition klar. An-
ders ist es bei einer Verdolmetschung von Liedtexten in Gebärdensprache: Hierbei werden die Lie-
der nicht nur Wort für Wort übersetzt, sondern sie müssen auch interpretiert werden, und es muss 
den Gefühlen Ausdruck verliehen werden. Damit bewegt man sich schon in Richtung Musikperfor-
mance. Bei einer intensiven Auseinandersetzung und Zusammenarbeit mit dem/der Musiker/-in, 
den Liedern, der Bühne und den Instrumenten geht es um die Suche nach einer eigenständigen 
künstlerischen Ausdrucksform. Diese Chance bzw. Möglichkeit wurde tauben Performer/-innen bis-
lang mehr oder weniger verwehrt. Aus diesem Grund hat der Deutsche Gehörlosen-Bund eine Ar-
beitsgruppe „Deaf Performance“ ins Leben gerufen. Diese Arbeitsgruppe möchte auf verschiedene 
Weise die künstlerischen Fähigkeiten gehörloser Performer/-innen durch Konzerte, Musicals und 
verschiedene Musik- und Tanzprojekte entwickeln. Denn die Musikperformance bietet viele Mög-
lichkeiten für die Ausbildung aller Fähigkeiten, bei denen der Schwerpunkt darauf liegt, konzeptu-
elle Interpretationen und musikalische Strukturen zu bilden. 
 
Der Leitgedanke der Inklusion und der UN-Behindertenrechtskonvention „Nichts über uns ohne 
uns“ ist in diesem Zusammenhang zu betonen. Denn die Kehrseite dieser Begeisterung über die 
Verdolmetschung von Liedertexten in Gebärdensprache und Musikperformances ist, dass die ge-
hörlosen Menschen auf schmerzhafte Weise erleben und erfahren müssen, wie ihre eigene 
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Gehörlosenkultur durch eine andere kulturelle und sprachliche Gruppe, zum Teil auch nicht au-
thentisch, vertreten wird. Die Folge ist, dass gehörlose Menschen wieder marginalisiert und ihre 
eigenen Stimmen und Meinungen nicht gehört werden. Dies lässt in der Öffentlichkeit ein Bild ent-
stehen, wonach gehörlose Menschen nicht in der Lage sind, sich selbst darzustellen und ihre ei-
gene Kultur und vor allem die Gebärdensprache zu vertreten.  
 
Es gibt jetzt eine Gruppe namens „Deaf Performance Now“, um die es hier auch geht. Diese 
Gruppe von tauben und hörenden Aktivisten*innen entstand, nachdem sie lange mitansehen 
mussten, wie sich einige hörende Dolmetscher an den kulturellen Errungenschaften von der 
sprachlichen Minderheit wie die Gebärdensprache und Gehörlosenkultur bedienen. Die eigentlichen 
Urheber/-innen der Gebärdensprache erfahren nichts von Glamour und Erfolg. Der Deutsche Ge-
hörlosenbund versteht ihren Protest als ein Aufbegehren gegen Marginalisierung ihrer Gehörlosen-
kultur.  
 
UN-Behindertenrechtskonvention 
Begriffe wie Würde, Barrierefreiheit, Chancengleichheit, Inklusion, Selbstbestimmung, Empower-
ment und Partizipation können als zentrale Leitbegriffe der UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderung verstanden werden. 
 
Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen die Möglich-
keit zu geben, ihr kreatives, künstlerisches und intellektuelles Potenzial zu entfalten und zu nutzen, 
nicht nur für sich selbst, sondern auch zur Bereicherung der Gesellschaft. (Artikel 30 Abs. 2 der 
Konvention). 
 
In einem Essay zur UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen stellt H. 
Bielfeldt klar, dass „Menschenrechtskonventionen dem ‚Empowerment‘ der Menschen dienen. Sie 
leisten dies, indem sie Ansprüche auf Selbstbestimmung, Diskriminierungsfreiheit und gleichbe-
rechtigte gesellschaftliche Teilhabe formulieren, sie rechtsverbindlich verankern und mit möglichst 
wirksamen Durchsetzungsinstrumenten verknüpfen.“ (Deutsches Institut für Menschenrechte, H. 
Bielfeldt 2009) 
 
In seinem Artikel führt H. Bielfeldt aus, dass es „im Wortlaut an die im Rahmen des Europarats 
entwickelten Standards zur Anerkennung der kulturellen Identität von nationalen Minderheiten“ er-
innere, wenn gefordert wird, „(…) die ‚linguistische Identität der Community der Gehörlosen‘ anzu-
erkennen und zu fördern“ (Deutsches Institut für Menschenrechte, 2009). 
 
Die Gebärdensprachgemeinschaft will einen anderen Zugang zum Thema Musikperformance eröff-
nen und ihre eigenen Potenziale in den Blick der Konzertveranstalter/-innen rücken. Das Ziel von 
Empowerment ist, für gehörlose Menschen die Möglichkeiten zu schaffen und zu er-weitern, über 
ihr eigenes Leben und ihre eigene Kultur zu bestimmen und ihr Potenzial zu nutzen. Die Gebärden-
sprache ist ihr Menschenrecht. 
 
Taube Performer/-innen 
Taube Performer/-innen und Musiker/-innen sind unter anderem „handverlesen“ mit zahlreichen 
tauben Performer/-innen, wie die tauben Gebärdensolistinnen C. Schönfeld und K. Wedel für H. 
Oehring Konzert, den Komponisten L. Beethoven oder Deaf Kat Night. Auf internationaler Ebene 
sind Signmark, die Perkussionistin E. Glennie, Rosa Lee Tim und MixitMusik zu nennen. Mit „VIER – 
ein Visuelles Musical“ kommen demnächst Auftritte in Gebärdensprache mit vier tauben Perfor-
mer/-innen. Für taube Performer/-innen bietet sich eine Chance, ihr Leben zu leben, Karriere zu 
machen und ihrer Berufung zu folgen, indem sie ihre Sprache, die Gebärdensprache, zum Beruf 
machen. 
 
Bei zahlreichen kleinen oder größeren Veranstaltungen, bei Musikvideos und sogar beim Eurovision 
Song Contest (ESC) etc. war die Zusammenarbeit zwischen tauben Performer/-innen und tauben 
und hörenden Dolmetscher/-innen bereits erfolgreich. 
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Daraus sollten sich in Zukunft Möglichkeiten für Konzertveranstaltungen entwickeln – und nicht nur 
dafür, sondern auch in anderen kulturellen Bereichen wie Theater, Tanz und Film. Notwendig sind 
darüber hinaus Sensibilisierungskurse, die die Beteiligten ermutigen, sich gegenseitig zu vertrauen 
und die jeweils eigenen Ressourcen einzusetzen und zu nutzen. 
 
Dadurch wird die Gebärdensprache durch taube Personen auf unterschiedliche Weise präsentiert 
und diese fungieren als Vorbilder für Gehörlose aller Generationen, die aufgrund von Barrieren und 
ihren Diskriminierungserfahrungen keine oder wenig Möglichkeiten haben. Sie bekommen eine 
Chance, sich weiterzuentwickeln und ihr Leben in allen Lebenslagen zu verbessern. Dadurch wird 
ihr Selbstbewusstsein gestärkt und sie können selbstbestimmt ein unabhängiges Leben führen. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. begrüßt es, wenn gehörlose Performer/-innen, Konzert-ver-
anstalter/-innen und taube und hörende Dolmetscher/-innen aufeinander zugehen, um in einem 
gemeinsamen Prozess alle Seiten der Musikbranche zu beleuchten, zu diskutieren und eine Lösung 
für die Zukunft im Sinne der Gehörlosen-/Gebärdensprachgemeinschaft zu finden.  
Dazu können taube und schwerhörige gebärdensprachige Expert/-innen Beratungen sowie Vor-
träge, Seminare und Workshops anbieten. 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. folgt dem Leitgedanken aus Artikel 30, Absatz 4 der UN-BRK: 
„Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigt mit anderen Anspruch auf Anerkennung und 
Unterstützung ihrer spezifischen kulturellen und sprachlichen Identität, einschließlich der Gebär-
densprachen und der Gehörlosenkultur.“ Die sprachlich-kulturelle Identität der Gehörlosen-/Gebär-
densprachgemeinschaft kann nur bewahrt und gestärkt werden, wenn Gehörlose selbst ihre Ge-
bärdensprache und ihre Gehörlosenkultur präsentieren und darüber sprechen sowie darüber auf-
klären. Wenn Inklusion in der Musikperformance gelingen soll, liegt es auf der Hand, dass hier ge-
meinsame Lösungen gefunden werden müssen. In diesem Fall ist eine Zusammenarbeit von Deaf 
Performer/-innen, tauben und hörenden Dolmetscher/-innen vonnöten.  
 
Bearbeitet von Elisabeth Kaufmann, 1. Vizepräsidentin und Fachteamleiterin für Kultur 
 
Literaturquellen:  
 
Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen 
URL: https://www.behindertenbeauftragte.de/SharedDocs/Publikationen/UN_Konven-
tion_deutsch.pdf?__blob=publicationFile&v=2  
 
TAZ „Eine optische Täuschung“ 
URL: https://taz.de/Debatte-Barrierefreiheit-in-der-Musik/!5525817/  
 
Institut für Menschenrechte „Zum Innovationspotenzial der UN-Behindertenrechtskonvention“ 
URL: https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/uploads/tx_commerce/essay_no_5_zum_inno-
vationspotenzial_der_un_behindertenrechtskonvention_aufl3.pdf  
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung 
der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsver-
bänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und zehn bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen ha-
ben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen 
durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft 
zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter  
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer/-innen erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscher/-innen für Gebärdensprache und Deutsch 
unter Telefon: 01805-83 77 00 
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Berlin, 28.02.2020 
 
Stellungnahme 01/2020 
 
Zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbrau-
cherschutz: 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Justizvergütungs- und Entschädi-
gungsgesetzes (JVEG-Änderungsgesetz 2020 – JVEG-ÄndG 2020) 
 
I. Einführung 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. (DGB) versteht sich als sozialpolitische, kulturelle und berufli-
che Interessenvertretung der Gehörlosen in Deutschland und als Dachverband für die Gehörlosen-
/Gebärdensprachgemeinschaft. Insgesamt haben sich 26 Mitgliedsverbände, darunter 16 Landes-
verbände und 10 bundesweite Fachverbände, im Deutschen Gehörlosen-Bund zusammengeschlos-
sen. Die Bereiche Förderung der (kommunikativen) Barrierefreiheit, Verbesserung der Bildungs-
möglichkeiten für Menschen mit Hörbehinderung sowie Förderung der Bilingualität (Deutsche Ge-
bärdensprache und deutsche Sprache) bilden Schwerpunktthemen der Arbeit des DGB. 
 
Inzwischen gibt es etwa 800 taube und hörende Gebärdensprachdolmetschende in Deutschland, 
das macht eine/n Dolmetschende/n für 100 Gehörlose (ca. 80.000 Gehörlose in Deutschland). Da-
her können in vielen Bundesländern nicht flächendeckend Dolmetschende eingesetzt werden. Bei 
diesem Mangel Abhilfe zu schaffen und die Unterversorgung abzubauen ist ein wichtiges Ziel für 
den Deutschen Gehörlosen-Bund und dessen Landesverbände. 
 
II. Zum Referentenentwurf eines JVEG-Änderungsgesetzes 2020  
 
Gehörlose Menschen verständigen sich hauptsächlich in Deutscher Gebärdensprache (DGS) und 
sind daher in Lebenssituationen, die Kommunikation erfordern, zumeist auf Dolmetschdienstleis-
tungen angewiesen. Zu nennen ist beispielsweise der Einsatz von Dolmetschenden für Deutsche 
Gebärdensprache und Deutsch im Bereich der Justiz, wo gehörlose Menschen in verschiedenen 
Rollen an den unterschiedlichsten gerichtlichen Verfahren und Verfahrensstadien beteiligt sind. 
 
Der geplanten Erhöhung der in § 9 JVEG festgelegten Honorarhöhe auf 95 Euro pro Stunde für von 
Gerichten heranzuziehende Dolmetschende wird seitens des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. 
nicht widersprochen. Es wäre nicht nachvollziehbar, wenn Dolmetschende für Deutsche Gebärden-
sprache und Deutsch in gerichtlichen Verfahren für die gleiche Tätigkeit wie Fremdsprachdolmet-
schende ein geringeres Honorar erhalten würden.1 
 
Die nicht unerhebliche Erhöhung der Stundenhonorare für Dolmetscher sollte allerdings mit einer 
Qualitätssicherung verbunden werden. Bislang ziehen Gerichte leider immer wieder Gebärden-
sprachdolmetschende heran, die für diese Aufgabe nicht hinreichend qualifiziert sind, etwa weil be-
stimmte Sprachkompetenzen fehlen oder keine Kenntnisse im Bereich Justizdolmetschen vorhan-
den sind. Des Weiteren werden oft keine Dolmetschende für andere Gebärdensprachen oder 
                                                
1 Zu der vom BMJV in Auftrag gegebenen sog. Marktanalyse wird angemerkt, dass – anders als bei Dolmetschenden für 
die verschiedenen gesprochenen Sprachen – die Honorare von Dolmetschenden für Deutsche Gebärdensprache und 
Deutsch von diesen tatsächlich zu einem sehr großen Teil nicht frei ausgehandelt werden können. Auftraggeber bzw. 
Kostenträger für Gebärdensprachdolmetschleistungen sind überwiegend staatliche Stellen und Sozialversicherungsträger. 
Sie haben über gesetzliche Verweisregelungen an das JVEG gekoppelte feste Honorarsätze, sodass für diese spezielle 
Gruppe der Dolmetschenden für Deutsche Gebärdensprache eine Art „Einheitspreis“ besteht, wie die Marktanalyse 
deutlich zum Ausdruck bringt. Das bedarf weiterer kritischen Klärung im Zuständigkeitsbereich des anderen Ressorts, wie 
das Bundesministeriums für Arbeit und Soziales. Vgl. Marktanalyse zum JVEG, 2019, Tabelle 85, S. 102. 
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Dolmetschende, die für kognitiv-beeinträchtigte Menschen mit Hörbehinderungen oder Taubblinde 
qualifiziert sind, bestellt. Schließlich werden Schriftdokumente, die für einen bestimmten Personen-
kreis von gehörlosen Menschen nicht verständlich sind, in der Regel nicht in die Deutsche Gebär-
densprache übersetzt. Taube Übersetzende werden ebenfalls kaum angefragt. 
 
Letztendlich geht eine möglicherweise mangelhafte Dolmetschleistung zu Lasten von gehörlosen 
Beteiligten an gerichtlichen Verfahren. Die Auswirkungen von Dolmetschfehlern können für Be-
troffene enorm sein und von wirtschaftlichen Nachteilen wegen verlorener Verfahren über nachtei-
lige familiengerichtliche Entscheidungen bis hin zu unberechtigtem Freiheitsentzug wegen fehler-
haften Verdolmetschungen reichen. 
 
Hieran ändert auch das im Jahr 2021 in Kraft tretende Gerichtsdolmetschergesetz (GDolmG) we-
nig, da es nur die Voraussetzungen für eine allgemeine Beeidigung regelt. Hingegen schreibt es 
den Gerichten nicht ausdrücklich vor, dass nur oder vorrangig Dolmetschende mit einer allgemei-
nen Vereidigung oder bestimmten formalen beruflichen Qualifikationen oder konkret nachgewiese-
nen sehr guten Sprachkenntnissen mit einem bestimmten Mindestniveau (C1) nach dem Gemein-
samen Europäischen Referenzrahmen (GER) für eine Dolmetschertätigkeit heranzuziehen sind. Der 
GER für DGS regelt, wie die Sprachausbildung in verschiedenen Bildungsbereichen – auch in den 
Studiengängen für Gebärdensprachdolmetscher/-innen – weiterentwickelt werden. Er dient der 
Qualitätssicherung für das Sprachenlernen, wie sie bei den Landessprachen üblich ist.2 
 
Im Hinblick auf die Qualitätssicherung bei den Dolmetschleistungen und auf die Notwendigkeit von 
Kommunikationshilfen für hörbehinderte Menschen könnte für den Justizbereich eine nach § 186 
Abs. 3 GVG durch das BMJV zu erlassende Rechtsverordnung diese Problematik aufgreifen und be-
stimmte fachliche Standards vorgeben. 
 
Es wäre hierbei zu berücksichtigen, dass die Gruppe der gehörlosen und stark hörbehinderten 
Menschen nicht homogen ist und die sprachlichen Bedürfnisse innerhalb dieser Gruppe unter-
schiedlich sein können. Beispielsweise ist bei gehörlosen Migrant/-innen der Einsatz von tauben 
Gebärdensprachdolmetschenden erforderlich, die zwischen der deutschen Gebärdensprache und 
anderen nationalen Gebärdensprachen bzw. den internationalen Gebärden dolmetschen. 
 
Besonders zu berücksichtigen wären beim Erlass einer entsprechenden Rechtsverordnung zudem 
die Kommunikationsbedürfnisse sowohl mehrfachbehinderter bzw. kognitiv beeinträchtigter gehör-
loser als auch taubblinder Menschen. Diese benötigen jeweils spezielle, auf ihre Zusatzbeeinträchti-
gungen angepasste Formen von Verdolmetschung durch geeignete taube bzw. hörende Dolmet-
scher/-innen. Außerdem brauchen sie zum Teil persönliche Assistenz, deren Einsatz im Justizbe-
reich bislang ebenfalls nicht gesetzlich geregelt ist. 
 
Ebenso sollte die Übersetzung von Gerichtsdokumenten durch taube Übersetzende geregelt wer-
den. Eine Erweiterung der Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten für Gebärdensprachdolmet-
schende (Schwerpunkt: Justiz) und der Sensibilisierungsschulungen („Deaf Awareness Training“) 
für den Justizbereich würden ebenso zur Qualitätssicherung beitragen3. 
 
Es geht darum, den gleichberechtigten Zugang für alle gehörlose Menschen im Justizbereich zu ge-
währleisten, anstatt sie der Gefahr auszusetzen, dass sie in ihren Teilhabemöglichkeiten einge-
schränkt werden. Das hängt mit der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention zusammen. 
Um eben solch eine Entwicklung im Bereich Justizdolmetschen für gehörlose Menschen zu sichern 
und voranzubringen, würden wir vom Deutschen Gehörlosen-Bund e. V. einen regelmäßigen Aus-
tausch und Kontakt mit den BMJV sehr begrüßen! 
 
                                                
2 Quelle: https://www.idgs.uni-hamburg.de/forschung/forschungsprojekte/ger-dgs.html  
3 vgl. auch Forschungsprojekte zu Qualitätssicherung und -management: http://www.justisigns.com/JUSTISIGNS_Pro-
ject/About.html		

Deutscher Gehörlosen-Bund e. V. 
 Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung in Deutschland 

 

Bankverbindung: IBAN DE98 1002 0500 0007 4704 00 – BIC BFSWDE33BER 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

  
Berlin, 06.03.2020 
 
Stellungnahme 03/2020 
 
 
Fehlender Zugang zu gesundheitlichen Informationen über das Coronavirus 
in Gebärdensprache und mit Untertiteln 
 
 
Viele Gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderungen sind derzeit wegen des 
Coronavirus besorgt und verunsichert. Sie stoßen durchgehend auf Barrieren, angefangen 
bei der Ansteckung. Ganz nach dem Vorbild der Ansteckungskette handelt es sich um eine 
regelrechte Barrierekette! Ein Videofilm von der Aktionsgruppe „Blitzaktion Corona“ unter der 
Initiative von Lela Finkbeiner1 gibt dem Protest Ausdruck. Der Film mit dem Titel „Coronavi-
rus – Risiken durch Ignoranz in punkto Aufklärung in Gebärdensprache“ in Deutscher Gebär-
densprache und mit Ton und Untertiteln findet weite Verbreitung.2 
 
Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) hat auf seiner Website über das Coronavirus 
informiert und Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat am 04.03.2020 eine Regierungs-
erklärung zur Bekämpfung des Coronavirus abgegeben.3 Das Robert-Koch-Institut (RKI) klärt 
auf seiner Website ausführlich über COVID-19 auf.4 Auch die Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (BZgA) hat Antworten auf häufig gestellte Fragen zum neuartigen Coronavi-
rus auf ihrer Website veröffentlicht.5 Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe (BBK) hat auf seiner Website den „Ratgeber für Notfallvorsorge und richtiges Han-
deln in Notsituationen“ veröffentlicht.6 Das Auswärtige Amt (AA) stellt auf seiner Website In-
formationen über das Coronavirus für Reisende bereit.7 
 
All diese sehr wesentlichen Gesundheitsinformationen sind jedoch nur in deutscher Schrift-
sprache und deutscher Lautsprache verfügbar. Sie sind nicht barrierefrei bzw. für Gehörlose 
und andere Menschen mit Hörbehinderungen nicht zugänglich, da die deutsche Schrift- und 
Lautsprache für sie eine Fremdsprache ist. Dies widerspricht der Notwendigkeit, dass sie in 
der Lage sein müssen, rechtzeitig zugängliche Informationen in Deutscher Gebärdensprache, 
ihrer Muttersprache, und mit Untertiteln zu erhalten, um bestmöglich für die eigene Gesund-
heit zu sorgen und die Ausbreitung von Infektionen zu minimieren. 
 
Durch das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG), die Barrierefreie-Informationstechnik-
Verordnung (BITV 2.0), die EU-Richtlinie 2016/2102 über den barrierefreien Zugang zu den 
Webseiten und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen und durch die Artikel 8, 9, 11, 21 
und 25 der UN-Behindertenrechtskonvention hat Deutschland sich verpflichtet, die Zugäng-
lichkeit zu gesundheitlich relevanten Informationen in Deutscher Gebärdensprache und mit 
Untertiteln sicherzustellen. Alle fünf Bundesbehörden (BMG, RKI, BZgA, BBK und AA) dürfen 
laut BGG nicht benachteiligen bzw. diskriminieren. Dies tun sie jedoch in unserem aktuellen 
Fall. Sie müssen sich umgehend mit der Bundesfachstelle für Barrierefreiheit in Verbindung 
setzen und für Abhilfe sorgen. 

 
1 In der ursprünglich veröffentlichten Fassung wurde der Videofilm versehentlich dem Verein GIBDA e. V. zugeschrieben. 
Wir bitten, den Fehler zu entschuldigen. 
2 https://www.youtube.com/watch?v=I5_nHar6JEs&feature=youtu.be  
3 https://www.bundesgesundheitsministerium.de/coronavirus.html  
4 https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/nCoV.html  
5 https://www.infektionsschutz.de/coronavirus-sars-cov-2.html  
6 https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/BBK/DE/2020/02/Fragen_zu_Coronavirus_Zustaendig-
keit_liegt_bei_RKI.html 
7 https://www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/covid-19/2296762  
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Andere Länder, z. B. Italien, Österreich und die USA haben bereits umgesetzt, dass Gebär-
densprachdolmetscher/-innen vor Ort bei Pressekonferenzen eingesetzt und live im Fernse-
hen bzw. Internet übertragen werden. Das sind vorbildhafte Beispiele. 
 
Daher appelliert der Deutsche Gehörlosen-Bund an alle öffentlichen Stellen des Bundes8, alle 
lebenswichtigen Informationen in Deutscher Gebärdensprache und mit Untertiteln auf den 
Webseiten sowie über die sozialen Medienkanäle (Facebook, Twitter, Instagram) zur Verfü-
gung zu stellen und alle übertragenen öffentlichen Ankündigungen, z. B. Pressekonferenzen, 
mit Live-Untertiteln zu versehen. Diese Informationen müssen zudem von qualifizierten Ge-
bärdensprachdolmetscher/-innen vor Ort bereitgestellt werden. 
 
Wir haben fünf Bundesbehörden in den letzten Tagen bereits angerufen und kontaktiert, 
doch stehen die konkreten Antworten zugunsten der besorgten gehörlosen Mitbürger/-innen 
bisher noch aus. Mit dieser Stellungnahme möchten wir auf unsere verbrieften Rechte hin-
weisen. Ansonsten sehen wir uns gezwungen, Anträge auf die Einleitung eines Schlichtungs-
verfahrens bei der Schlichtungsstelle nach § 16 des Gesetzes zur Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderungen (BGG) einzureichen, um weitere Abhilfe zu erreichen. 
 
Adressaten: 
• Bundesministerium für Gesundheit 
• Robert Koch-Institut 
• Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
• Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenschutz 
• Auswärtiges Amt 
 
Zur Kenntnisnahme: 
• Bundeskanzleramt 
• Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
• Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
• Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, 

Jürgen Dusel 
• Bundesfachstelle für Barrierefreiheit 
• alle gesundheits- und behindertenpolitischen Sprecher/-innen der Bundestagsfraktionen 
• Deutscher Behindertenrat 
• BAG Selbsthilfe 
• Deutsches Institut für Menschenrechte 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und zehn bundesweiten Fachverbänden, zu-
sammengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der 
Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die Wahrung von Rechten, um eine 
gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer/-innen erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscher/-innen für Gebärdensprache und 
Deutsch unter der Telefonnummer: 069 – 900 160 333 

 
8 Das gilt insbesondere für Dienststellen und sonstige Einrichtungen der Bundesverwaltung einschließlich der bundesunmittelba-
ren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts (§ 1 Absatz 1a BGG). 
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Stellungnahme 04/2020 
 
Bereitstellung von gesundheitsrelevanten Informationen zur Corona-Krise in Gebär-
densprache und mit Untertiteln: zum aktuellen Stand 
 
In Bezug auf die Stellungnahme des Deutschen Gehörlosen-Bundes (DGB) vom 06.03.20201 wei-
sen wir auf den aktuellen Stand der Entwicklungen in der Frage der Barrierefreiheit bzw. vollen Zu-
gänglichkeit zu gesundheitlichen Informationen zur Ausbreitung des Coronavirus in Deutscher Ge-
bärdensprache und mit Untertiteln auf Bundesebene hin. 
 
Der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, Jürgen 
Dusel2, fünf behindertenpolitische Sprecher/-innen der Bundestagsfraktionen, Wilfried Oellers 
(CDU/CSU), Angelika Glöckner (SPD), Jens Beeck (FDP)3, Sören Pellmann (DIE LINKE)4 und Co-
rinna Rüffer (Bündnis 90/Die Grünen)5, der Deutsche Behindertenrat6 und die BAG Selbsthilfe7 un-
terstützen die DGB-Stellungnahme vom 06.03.2020. Wir bedanken uns bei ihnen allen. 
 
Wir haben fünf Anträge bei der Schlichtungsstelle des Bundes (§ 16 BGG) eingereicht. Der Rechts-
anwalt Dr. Oliver Tolmein vertritt uns. Die Bundesfachstelle Barrierefreiheit hat sich mit den Bun-
desbehörden beraten und eine kurze Handreichung veröffentlicht, die einen schnellen Überblick 
über barrierefreie Formate und Informationsmöglichkeiten bietet.8 
 
Auf Grundlage des Verbots der Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen durch die Trä-
ger der öffentlichen Gewalt (§ 7 BGG) haben wir einige Forderungen an das Bundeskanzleramt, 
das Bundesministerium für Gesundheit (BMG), das Robert Koch-Institut (RKI), die Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung (BZgA), das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen-
hilfe (BKK) sowie das Auswärtige Amt (AA) gerichtet. Wir fassen sie hier zu drei Kernforderungen 
zusammen: 
 

1. Tagesaktuelle Informationen öffentlicher Stellen des Bundes über das Coronavirus bzw. die 
Corona-Krise müssen über Videofilme in Deutscher Gebärdensprache (DGS) und mit Unter-
titeln auf den Websites und in den sozialen Medien zur Verfügung gestellt werden. 

 
2. Ein simultanes Dolmetschen für DGS und Deutsch/Englisch muss bei der Bundespressekon-

ferenz und bei Pressekonferenzen im Bundeskanzleramt und in den Bundesministerien, be-
sonders im BMG sowie bei nachgeordneten Behörden wie dem RKI, bereitgestellt werden, 
sofern diese Veranstaltungen live übertragen werden. Die Videos müssen zudem mit Unter-
titeln versehen werden. Auch die von der Bundeskanzlerin abgegebenen Erklärungen, die 
sie allein und unabhängig von Pressekonferenzen an die Bevölkerung richtet, müssen si-
multan und im gleichen Bild gedolmetscht werden, sodass alle Medien, die diese Erklärung 
verbreiten, damit auch die live gebärdete Übersetzung ausstrahlen. 

 
3. Direkte Kommunikation und die Erreichbarkeit von Hotlines zum Coronavirus müssen si-

chergestellt werden (Fax, E-Mail, Telefonnummer des BMG, Notrufnummer 110/112 und 
die Nummer des ärztlichen Bereitschaftsdienstes 116117 über Tess oder über Videotelefo-
nie per Webcam mit Dolmetscher/-innen für DGS und Deutsch). 

 
1 http://gehoerlosen-bund.de/browser/3909/dgb_03_2020_stellungnahme.pdf  
2 https://www.behindertenbeauftragter.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2020/PM6_Barrierefrei_f%C3%BCr_alle.html  
3 https://www.jensbeeck.de/post/geb%C3%A4rdensprachdolmetschung  
4 https://www.soeren-pellmann.de/home/home/detail/news/gehoerlose-werden-bei-versorgung-mit-informationen-ueber-corona-virus-
benachteiligt/  
5 https://www.corinna-rueffer.de/regierungsbefragung-coronavirus/  
6 https://www.deutscher-behindertenrat.de/ID248838  
7 https://www.bag-selbsthilfe.de/aktuelles/nachrichten/detail/news/notfallinformationen-corona-krise-barrierefrei-anbieten/  
8 https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/Veroeffentlichungen/handreichung-barrierefreie-
kommunikation-corona-virus.pdf?__blob=publicationFile&v=6  
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Über die Schlichtungsstelle des Bundes und unseren Rechtsanwalt haben wir Antworten von den 
Bundesministerien und nachgeordneten Bundesbehörden erhalten und geben dazu unsere Ein-
schätzungen ab: 
 
1. Bundesregierung bzw. Bundeskanzleramt unter Bundeskanzlerin Angela Merkel 
Der Staatssekretär und Sprecher der Bundesregierung Steffen Seibert hat in einem freundlichen 
Schreiben betont, dass kein Mensch mit Behinderung von Informationen ausgeschlossen werden 
dürfe, vor allem wenn sich diese aktuell als lebenswichtig erweisen könnten. Deshalb lege die Bun-
desregierung besonderen Wert darauf, Informationen auch barrierefrei anzubieten und dieses An-
gebot Schritt für Schritt auszubauen. 
 
Es ist sehr erfreulich, dass seit dem 11.03.2020 insgesamt 18 Videofilme in DGS auf der Website9 
zur Verfügung gestellt werden. 
 
Die Ansprache der Bundeskanzlerin vom 18.03.2020 war an alle Bürger/-innen gerichtet. Es waren 
Dolmetscher/-innen für DGS und Deutsch vor Ort, die diese wichtige Ansprache nicht direkt und 
simultan übersetzen konnten. Die Ansprache wurde um 19:20 Uhr im ZDF, d. h. im linearen Fern-
sehen, ausgestrahlt, und zwar ohne Gebärdensprache. Nach der Tagesschau wurde sie um 20:15 
Uhr auf Tagesschau24 im linearen Fernsehen übertragen und simultan in Gebärdensprache über-
setzt. Nachträglich wurde die Ansprache der Kanzlerin in Gebärdensprache auf der Website der 
Bundesregierung veröffentlicht.10 In der ZDF-Mediathek war die Ansprache dann ebenfalls in Ge-
bärdensprache verfügbar. 
 
Wir stellen erstens fest, dass drei verschiedene Gebärdensprachdolmetscher/-innen die Ansprache 
der Bundeskanzlerin dreimal übersetzt haben. Zweitens konnten gehörlose Personen diese Anspra-
che der Kanzlerin im linearen Programm Tageschau24 erst um 20:15 Uhr ansehen. Zuerst erhiel-
ten also hörende Personen Zugang, erst geraume Zeit danach auch gehörlose Personen. 
 
Es ist stattdessen klar zu bevorzugen, barrierefreie Formate (Ton, DGS, UT) für eine solche An-
sprache vor der Ausstrahlung fertigzustellen und dann live im Fernsehen zu übertragen. So kön-
nen alle Bürger/-innen die Ansprache in Deutsch, in Gebärdensprache und mit Untertiteln gleich-
zeitig wahrnehmen. 
 
Bis jetzt findet die Pressekonferenz der Bundeskanzlerin noch nicht in Anwesenheit eines Gebär-
densprachdolmetschers / einer Gebärdensprachdolmetscherin vor Ort statt. 
 
2. Bundesministerium für Gesundheit (BMG) unter Bundesgesundheitsminister Jens 

Spahn 
Wir haben ein Antwortschreiben vom BMG erhalten. Es sei dem BMG ein großes Anliegen, die ge-
samte Bevölkerung mit stets aktuellen Informationen zum Coronavirus zu versorgen. Damit diese 
Informationen auch jene Menschen erreichen, die auf Gebärdensprache angewiesen sind, stelle 
das Ministerium bereits zusätzliche Informationen zur Verfügung: 
 

• Die bereits bestehenden Beratungsservices für Gehörlose und Hörgeschädigte seien thema-
tisch um Fragen rund um das Coronavirus erweitert worden: Fax: 030 / 340 60 66 07, E-
Mail: info.deaf@bmg.bund.de / info.gehoerlos@bmg.bund.de, Gebärdentelefon (Videotele-
fonie): https://www.gebaerdentelefon.de/bmg/ 

 
Das Gebärdentelefon des BMG gibt jedoch keine Informationen zu Coronavirus, es gibt – wie auch 
das 115-Gebärdentelefon11 –nur zu allgemeinen Themen und Leistungen der öffentlichen Verwal-
tung Auskunft! Die betreibenden Stellen haben zudem nur begrenzte Geschäftszeiten, und ent-
sprechend begrenzt ist auch die Erreichbarkeit. Wir halten diesen Weg für falsch und fordern das 

 
9 https://www.bundesregierung.de/breg-de/mediathek/videos?f=992740%3AisInSignLanguage  
10 https://www.bundesregierung.de/breg-de/mediathek/ansprache-in-gebaerdensprache-1732122  
11https://www.115.de/SharedDocs/Publikationen/DE/flyer_gebaerdentelefon_barrierefrei2.pdf;jsessionid=F50D4E5106F9EC496C917FF9
46B9483F.1_cid340?__blob=publicationFile&v=3  
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BMG dazu auf, eine eigene, tatsächlich auf die Virus-Problematik spezialisierte Corona-Hotline für 
gehörlose Menschen einzurichten. Dies ist als barrierefreier Zugang zum Versorgungssystem not-
wendig. Diese Hotline muss bei Verdacht auf eine Infektion einen Videochat in Gebärdensprache 
ermöglichen, sodass direkt Fragen zum Coronavirus gestellt und die erforderlichen Antworten ein-
geholt und Hilfen koordiniert werden können. 
 

• Auf seinem YouTube-Kanal stelle das BMG Erklärvideos zu häufigen Fragen rund um das 
Coronavirus mit Untertiteln zur Verfügung. 

 
Es ist als positiv zu bewerten, dass seit dem 14.03.2020 insgesamt 13 Videofilme in DGS bereitge-
stellt werden. Es wäre allerdings wünschenswert, wenn diese Videofilme in DGS, wie andere Infor-
mationen des Ministeriums auch, auf dessen eigener Website angezeigt würden. So weist auf der 
Seite selbst nur der an sich mit Corona nicht verbundene Gebärdensprache-Button auf die Corona-
Informationen für gehörlose Menschen hin. Ein weiterer Verweis auf die Gebärdensprachvideos fin-
det sich unter „Tagesaktuelle Informationen“. Das Video, zu dem dieser Link führt, enthält jedoch 
keine tagesaktuelle Information, sondern einen mehrere Wochen alten Film, in dem Bundesge-
sundheitsminister Spahn „Informationen für das Krankenhauspersonal“ gibt. Dies ist kein inklusiver 
Ansatz. Inklusion erfordert, dass aktuelle Information des Ministeriums auch für Menschen, die 
nicht hören können, dort zu finden sind, wo auch hörende Menschen sie finden. Nur so wird ge-
zeigt, dass Menschen, die in Gebärdensprache kommunizieren, genauso behandelt werden wie 
Menschen, die Lautsprache benutzen. Die Videos nur auf dem „YouTube“-Kanal zu zeigen ermög-
licht es Gehörlosen und anderen Menschen mit Hörbehinderung zwar, bestimmte Informationen zu 
erhalten (deutlich weniger als Menschen, die hören können), allerdings nur auf einer gesonderten 
Seite. 
 

• Das BMG bemühe sich darüber hinaus, Pressekonferenzen künftig in Gebärdensprache zu 
übersetzen. 

 
Dieser Satz macht nicht deutlich, ob Pressekonferenzen des BMG und/oder die Bundespressekon-
ferenz in Gebärdensprache simultan in Echtzeit gedolmetscht und dann live im Fernsehen übertra-
gen werden. Wir lehnen eine Nachbearbeitung von Videoaufnahmen und deren zeitverzögerte Aus-
strahlung mit DGS generell ab! Alle Menschen – ob gehörlos, mit oder ohne Hörbehinderungen – 
müssen die Informationen in Deutsch und Gebärdensprache gleichzeitig bekommen. 
 
3. Robert Koch-Institut (RKI) 
Das RKI hat sich ebenfalls bei uns zurückgemeldet. Es setzt seit dem 17.03.2020 eine Gebärden-
sprachdolmetscherin bei seinen Pressebriefings ein. Diese Briefings umfassen die tagesaktuellen 
Informationen, die das RKI der breiten Öffentlichkeit zum Thema bereitstellt. Das RKI verweist auf 
die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA), die Gebärdensprachvideos über Infor-
mationen zum Thema Coronavirus zur Verfügung stelle. 
 
Am 17.03.2020 wurde bei der Pressekonferenz des Robert Koch-Instituts zum ersten Mal mit einer 
Dolmetscherin für DGS und Deutsch zusammengearbeitet.12 Einige TV-Sender, zum Beispiel Phoe-
nix, haben diese Pressekonferenz in DGS und mit UT live in Echtzeit ausgestrahlt. Dies halten wir 
für vorbildlich und es stellt für uns die beste Lösung dar – es ist ein Best-Practice-Beispiel, das un-
seren Vorstellungen entspricht. 
 
Am nächsten Tag (18.03.2020) strahlte Phoenix die Pressekonferenz des RKI wieder in DGS und 
mit UT aus.13 Allerdings war das Bild mit DGS ziemlich klein und ganz rechts oben positioniert. Es 
wäre ideal, wenn das Bild mit DGS etwas größer und ganz links unten platziert wäre. 
 
Bis jetzt hat das RKI insgesamt sechs Pressekonferenzen in Anwesenheit einer Gebärdensprachdol-
metscherin durchgeführt. Das ist sehr positiv! 
 

 
12 https://www.youtube.com/watch?v=eKfiyuNaBew  
13 https://www.youtube.com/watch?v=RDUBQL5eJLI  
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4. Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) 
Die BZgA hat uns geantwortet und sieben Videofilme in DGS zum Coronavirus auf einmal am glei-
chen Tag (18.03.2020) auf ihrem YouTube-Kanal zur Verfügung gestellt. Später hat sie diese Vi-
deofilme deaktiviert, weil durch die sich schnell verändernde Sachlage einzelne Aussagen nicht 
mehr stimmten. Die BZgA, so heißt es im Schreiben, arbeite unter Hochdruck an einer neuen Aus-
gabe und benachrichtige uns, sobald die Aktualisierung vorliege. 
 
Wir halten dies weder für nachvollziehbar noch für akzeptabel. Um überhaupt Informationen für 
gehörlose Menschen vorzuhalten, sollten unserer Auffassung nach, diese Videofilme so lange ver-
fügbar sein, bis neue zur Verfügung stehen. Seitdem sind viele Tage vergangen und die angekün-
digte neue Ausgabe in DGS ist immer noch nicht vorhanden. 
 
 
5. Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) 
Der Präsident des BBK Christoph Unger hat zu dem geschilderten Sachverhalt Stellung bezogen. Es 
seien ja bereits zwei Videos in DGS auf der Website des BBK vorhanden: eines über die Aufgaben 
des BBK und eines mit Informationen und Hinweisen zur Navigation.14 Diese Antwort verfehlt das 
Thema und ignoriert unsere Belange. Denn unser ausdrückliches Interesse ist es, Zugang zu Vi-
deos in DGS über aktuelle Informationen zum Thema Coronavirus auf der Website des BBK zu be-
kommen. 
 
Das BBK plane, den Ratgeber für Notfallvorsorge und richtiges Handeln in Notsituationen (68 Sei-
ten) in Deutsche Gebärdensprache übersetzen zu lassen und auf der BBK-Website zu veröffentli-
chen. Das wird allerdings unseren gegenwärtigen Forderungen nicht gerecht. Alle aktuellen Mel-
dungen und Pressemitteilungen aus dem BBK15, z. B. „Covid-19: Handlungsempfehlungen Betrei-
ber KRITIS“ (31.03.2020) müssen unseres Erachtens zeitnah in DGS übersetzt werden. 
 
 
6. Auswärtiges Amt (AA) 
Das Auswärtige Amt hat uns per Mail geschrieben. Es sei sehr problematisch und nicht realisierbar, 
die aktuellen Reise- und Sicherheitshinweise zu den einzelnen Ländern in DGS bereitzustellen, weil 
sie sehr häufig aktualisiert bzw. geändert würden. 
 
Wir halten die Auskunft, dass die bereitgestellten Informationen zum Coronavirus für Reisende auf 
der Website des Auswärtigen Amtes nur in deutscher Schrift- und Lautsprache zur Verfügung ge-
stellt werden sollen, für inakzeptabel. Von reise- und sicherheitsrelevanten aktuellen Informationen 
sehen sich gehörlose und andere Menschen mit Hörbehinderungen damit komplett ausgeschlos-
sen. Das ist eine Ungleichbehandlung und Diskriminierung, und wir sehen unserer Recht auf 
Gleichbehandlung (§ 7 BGG) verletzt. 
 
 
Weiterhin haben wir eine Überblicksliste über die Bereitstellung von gesundheitsrelevanten Infor-
mationen zur Corona-Krise in Deutscher Gebärdensprache und mit Untertiteln im Medienbereich 
auf der Bundesebene entwickelt zum besseren Verständnis.16 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
14 https://www.bbk.bund.de/DE/Servicefunktionen/Gebaerdensprache/gebaerdensprache_node.html  
15 https://www.bbk.bund.de/DE/AktuellesundPresse/aktuelles_und_presse_node.html  
16 http://gehoerlosen-bund.de/browser/3918/%C3%9Cbersicht_Infos_DGS_UT_final.pdf  
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Am 18.03.2020 haben der Weltverband der Gehörlosen (WFD) und der Weltverband der Gebär-
densprachdolmetscher/-innen (WASLI) Leitlinien zur Bereitstellung des Zugangs zu Informationen 
zur öffentlichen Gesundheit in nationalen Gebärdensprachen während der Coronavirus-Pandemie 
veröffentlicht.17 Wir unterstützen diese Leitlinien und die Richtlinien für die Positionierung von Ge-
bärdensprachdolmetschern in Konferenzen, einschließlich Web-Streaming von der AICC18 uneinge-
schränkt und halten sie für sehr empfehlenswert, um Barrierefreiheit in nationalen Gebärdenspra-
chen umzusetzen. Eine deutsche Übersetzung dieser Leitlinien stellen wir auf unserer Homepage 
bereit.19 
 
Der Europäische Gehörlosenverband (EUD) hat in der Europäischen Union, in Island, Norwegen, 
der Schweiz und dem Vereinigten Königreich Informationen über die Zugänglichkeit von Informati-
onen in nationalen Gebärdensprachen in Bezug auf das Coronavirus gesammelt und auf seiner 
Website veröffentlicht.20 
 
Fast 30.000 Personen haben die am 14.03.2020 ins Leben gerufene Petition „Corona-Infos auch in 
Gebärdensprache für Gehörlose“ von Katja Fischer, Sabine Heinecke und Julia Probst bereits unter-
schrieben.21 Wir haben diese Aktion von Anfang an als Kooperationspartner unterstützt und bitten 
Sie, diese wichtige Petition zu unterschreiben und an Freunde, Bekannte und Familienmitglieder 
weiterzuleiten. 
 
Fast jeden Tag aktualisieren wir die Sammlung bzw. Auflistung der Informationsfilme mit Deut-
scher Gebärdensprache, Pressemitteilungen, Stellungnahmen etc. zum Thema Coronavirus auf un-
serer Homepage unter www.gehoerlosen-bund.de/coronavirus. 
 
Wir von unserem Team veröffentlichen alle zwei bis drei Tage einen Film über unsere Arbeiten. Wir 
wollen den Zusammenhalt in der Gebärdensprach-/Gehörlosengemeinschaft in diesen ernsten Zei-
ten bewahren und das Zusammengehörigkeitsgefühl weiter stärken. 
 
Über die erreichten Verbesserungen im Medienbereich hinaus halten wir Folgendes für ganz drin-
gend geboten: Die Zugänglichkeit von Informationen in Gebärdensprache muss in allen Bereichen 
(Medien, Gesundheit, Senioren, Arbeit, Bildung usw.) weiter ausgebaut werden, damit Gehörlose 
während der Corona-Krise (und auch danach) gleich behandelt werden, wie es das Benachteili-
gungsverbot besagt. 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung 
der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsver-
bänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und zehn bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen ha-
ben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen 
durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft 
zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter  
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer/-innen erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetscher/-innen für Gebärdensprache und Deutsch 
unter der Telefonnummer: 069 – 900 160 333 

 
17 http://2tdzpf2t7hxmggqhq3njno1y-wpengine.netdna-ssl.com/wp-content/uploads/2020/03/WFD-WASLI-Guidelines-SL-access-FINAL-
18March20-1.pdf  
18 https://aiic.net/page/7821/guidelines-positioning-of-sign-language-interpreters-in-conferences/lang/1 
19 http://gehoerlosen-bund.de/browser/3920/WFD-WASLI-Guidelines-SL-access-FINAL-18March20_DE.pdf  
20 https://www.eud.eu/news/covid-19/  
21 http://chng.it/S2FZvTVgwY  
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Monatsbericht des Präsidiums zum Januar 2019 
 
Kulturtage in Potsdam 2018: 
Zum 31.12.2018 hat Petra Alaei ihre Tätigkeit als Projektleiterin der 6. Deutschen Kulturtage der 
Gehörlosen 2018 beendet. Die Projektverantwortlichen der Kulturtage, Präsident Helmut Vogel und 
die ehemalige 1. Vizepräsidentin Marietta Schuhmacher haben sich bei ihr bei einem Abschlussge-
spräch in Hamburg Mitte Dezember 2018 für ihre ausgezeichnete Arbeit bedankt. Sie war eine von 
zwei hauptamtlichen Mitarbeitern der Kulturtage der Gehörlosen in Potsdam im Jahr 2018. Benja-
min Busch als Projektkoordinator hatte seine Arbeit schon im August 2018 beendet. Nach den Kul-
turtagen in Potsdam hatte Petra Alaei auch die Bewerbungsverfahren bzgl. Der Ausrichtung der 
nächsten Kulturtage in 2022 mitgestaltet. Dieses Verfahren wurde bei der Bundesversammlung des 
DGB in Magdeburg mit der Entscheidung für den Landesverband der Gehörlosen Baden-Württem-
berg mit dem Ausrichtungsort Friedrichshafen abgeschlossen. Weiterhin hatte Petra Alaei im 
Herbst 2018 Checklisten nach Abstimmung mit dem Organisationsteam der Kulturtage in Potsdam 
erarbeitet. Die Checklisten werden eine große Hilfe bei der Planung der 7. Kulturtage in Friedrichs-
hafen sein. 
 

 
 
Inklusionsbeirat: 
Bei der konstituierenden Sitzung am 11. Januar 2019 traf sich der Inklusionsbeirat bei dem Beauf-
tragten der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen. Der Inklusionsbei-
rat gehört der staatlichen Koordinierungsstelle nach Artikel 33 der UN-Behindertenrechtskonven-
tion an. Im Inklusionsbeitrat sind 16 verschiedene Organisationen (meist Behindertenverbände) 
vertreten, darunter der DGB. Seit dem Ende des letzten Jahres ist nach der Ernennung vom Bun-
desbehindertenbeauftragten Dusel erstmals auch der DGB vertreten. Für den DGB ist dies ein wei-
terer gemeinsamer Schritt beim Voranbringen der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
und bei der Netzwerkarbeit auf der Bundesebene für die Gebärdensprachgemeinschaft. Hier das 
Foto vom Inklusionsbeirat mit Helmut Vogel. 
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Neue Entwicklung aus Brasilien für die Gehörlosen: 
Am 12. Januar 2019 gab es in der Bundesgeschäftsstelle des DGB in Berlin eine interessante Be-
gegnung mit einem gehörlosen Brasilianer namens Alexsandro Garde. Daran nahmen der Präsident 
Helmut Vogel und der 2. Vizepräsident Steffen Helbing persönlich sowie die 1. Vizepräsidentin Eli-
sabeth Kaufmann per Webcam teil. Im Austausch mit Garde erfuhren wir von aktuellen Fortschrit-
ten für Gehörlose und die Gebärdensprachgemeinschaft in Brasilien. Eine gehörlose Frau leitet 
jetzt das Büro für Menschenrechtsfragen in der Regierung und eine andere gehörlose Frau hat den 
zuständigen Posten für Gehörlosenpädagogik im Bildungsministerium inne. Diese Entwicklung steht 
im aktuellen Zusammenhang mit dem Einsetzen des neugewählten brasilianischen Präsidenten Jair 
Bolsonaro: Denn seine Frau Michelle Bolsonaro ist gebärdensprachkompetent. Sie ist seit langem 
gut in Kontakt mit Gehörlosen und den Gehörlosenverbänden. Bei der Einsetzung ihres Mannes zu 
Anfang Januar 2019 hat Michelle Bolsonaro bei ihrer Rede bewusst die Brasilianische Gebärden-
sprache benutzt. Dieses Vorgehen ist sicherlich erstmalig auf der Welt und sorgt für Beachtung. 
Das Präsidium des DGB hat Interesse an einem Austausch zu verschiedenen Lebensbereichen der 
Gehörlosen in Brasilien und Deutschland. Vogel und Helbing überreichten Garde eine Gratulations-
urkunde an das Präsidentenpaar, um diesen für ihr Engagement für Gehörlose und Gebärdenspra-
che in Brasilien zu danken und Interesse an einem künftigen Austausch in den Angelegenheiten im 
Sinne der Gebärdensprachgemeinschaft zu zeigen. 
 

 
 
Taubblinde: 
Am 18. Januar 2019 fand ein Besuch von Helmut Vogel und Steffen Helbing zum Thema „Taub-
blinde Menschen“ im EUTB-Büro in Essen von der deutschen Gesellschaft für Taubblindheit statt. 
Dort arbeitet Uwe Zelle, der vor einige Jahren Beauftragter für Taubblinde im DGB war. Ebenfalls 
anwesend war Dieter Zelle, der Vorsitzende der Bundesarbeitsgemeinschaft der Taubblinden 
(BAT). Die Themen waren insbesondere Netzwerkarbeit für taubblinde Menschen und Taubblin-
denassistenten. Nach Absprache mit BAT wollen wir demnächst eine/n Beauftragte/n in DGB für 
taubblinde Menschen ernennen. Der/die Beauftragte/r mit dem neu zu bildenden Mitarbeiterteam 
wird unter anderem wichtige Aufklärungsarbeit für den DGB mit seinen Mitgliedsverbänden leisten, 
damit die Themen der gebärdensprachlich orientierten Taubblinde mitberücksichtigt werden kön-
nen und sollen. 
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Migranten/Flüchtlinge: 
Ebenso am 18. Januar 2019 gab es im Gehörlosenzentrum im Essen eine Versammlung für vier 
Stunden zum Thema „Gehörlose Migranten und Flüchtlinge“. Ege Karar, der ehemalige Bundesre-
ferent für Migration und Flüchtlinge beim DGB, hat die Versammlung vorbereitet und geleitet. Acht 
aktive gehörlose Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für die Migranten und Flüchtlinge sowie Helmut 
Vogel und Steffen Helbing vom Präsidium haben teilgenommen. Zuerst wurde über die bisherigen 
Arbeiten berichtet, bevor die Anwesenden sich über zukünftige Arbeiten und Projekte austausch-
ten. Danach wurde Umut Cucu als neuer Beauftragter für Migration und Flüchtlinge des DGB ein-
stimmig gewählt. Umut setzt sich schon seit vielen Jahren im Landesverband der Gehörlosen und 
Gebärdensprachgemeinschaft Nordrhein-Westfalen e.V. aktiv für gehörlose Migranten und Flücht-
linge ein. Als Teammitarbeiter haben sich Ege Karar und danach Louisa Pethke aus Hamburg be-
reit erklärt. 
 

 
 
Gesundheit: 
Für den Bereich Gesundheit ist Präsidiumsmitglied Dr. Ulrike Gotthardt zuständig. Für diesen Be-
reich hat das Präsidium Lela Finkbeiner aus Göttingen als Teammitarbeiterin ernannt. Zurzeit gibt 
es ein wichtiges Thema im Bereich „Gesundheit“: Die 6. Versorgungsmedizinische Verordnung, 
durch die das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) Änderungen plant. Es besteht Un-
klarheit in Sachen „Grad der Behinderung“: Beispielsweise haben Menschen mit mindestens 80 
Grad „GdB“ aktuell freie Fahrt im öffentlichen Nahverkehr. 
Wird es hier neue Vorgaben geben, ist nicht absehbar, was das für behinderte Menschen individu-
ell bedeutet. Deswegen hat es am 22. Januar 2019 eine Gesprächsrunde zwischen Frau Ahuja, Ab-
teilungsleiterin im BMAS, und Vertretern aus verschiedenen Behindertenverbänden gegeben, unter 
anderem mit Lela Finkbeiner für den DGB. Im Anschluss haben Ulrike Gotthardt und Lela Finkbei-
ner eine Vorab-Stellungnahme über die künftig geplante 7. Versorgungsmedizinische Änderungs-
verordnung in Bezug auf das „Hören“ für den DGB ausgearbeitet. Die Stellungnahme wird auf der 
DGB-Homepage veröffentlicht. Der DGB verfolgt diese Entwicklung aufmerksam und setzt sich da-
für ein, dass eine mögliche Verschlechterung der Situation gehörloser Menschen verhindert wird. 
 
Neujahrsempfänge bei Landesverbänden: 
Zu Anfang des Jahres nahm die 1. Vizepräsidentin Elisabeth Kaufmann an verschiedenen Neujahrs-
empfängen teil, und zwar am 19. Januar 2019 in Frankenthal vom Landesverband der Gehörlosen 
Rheinland-Pfalz und am 23. Januar 2019 in Stuttgart vom Landesverband der Gehörlosen in Ba-
den-Württemberg. Dort traf sie auch verschiedene Politikerinnen und Politiker von der Bundes- 
und der Landesebene. Sie hielt Grußworte für den DGB. 
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Gedenkveranstaltung: 
Am 28. Januar 2019 nahm Steffen Helbing, der 2. Vizepräsident, an der Gedenkveranstaltung des 
Bundesbehindertenbeauftragten für die Opfer der nationalsozialistischen „Euthanasie“-Morde teil. 
Zwischen 1933 und 1945 wurden unter dem NS-Regime hunderttausende kranke Menschen und 
Menschen mit Behinderung grausam ermordet. Die Trauerfeier am Gedenkort für die Opfer der 
NS-Euthanasie-Morde in Berlin-Tiergarten hat ihn sehr berührt. So etwas darf sich nicht wiederho-
len! 

 
 
18. Weltkongress vom Weltverband der Gehörlosen in Paris 
Alle vier Jahren veranstaltet der WFD einen Weltkongress. Vom 23.-27. Juli 2019 findet der 18. 
Weltkongress im Palais des Congrès de Paris (Porte Maillot) in Paris, Frankreich, statt. Es ist eines 
der wichtigsten internationalen Treffen der Gehörlosen- bzw. Gebärdensprachgemeinschaft. Es 
werden bis zu 3.000 Teilnehmern aus den 135 nationalen Mitgliedsverbänden des WFD aus der 
ganzen Welt erwartet. Das Kongressthema „Gebärdensprache für alle“ unterstreicht, dass die un-
eingeschränkte Wahrnehmung der sprachlichen Rechte entscheidend ist für die vollständige Einbe-
ziehung der Gehörlosengemeinschaft in die Gesellschaft. 
Das Kongressprogramm wird diese sechs im Folgenden aufgeführten Hauptthemen behandeln: Ge-
bärdensprache und Deaf Studies; Gehörlosenbildung; Internationale Entwicklungszusammenarbeit; 
Technologie und Barrierefreiheit; Gesundheit; Arbeit und Beschäftigung.  
Das englischsprachige Programm für 18. WFD-Kongress mit den Vorworten von Vincent Cottineau, 
Präsident des französischen Gehörlosenverbandes (FNSF), Colin Allen, Präsident des Weltverban-
des der Gehörlosen und Ronit Laquerrière-Leven, Vorsitzende des Organisationskomitees sind in 
Deutsch übersetzt worden. Siehe mehr auf der DGB-Homepage! 
 
Vorschau: 
02.02.2019: Workshop und Versammlung der Frauenbeauftragten in Kassel 
09.03.2019: Treffen der Arbeitsgruppe „Struktur des DGB“ in Kassel 
23.-27.7.2019 WFD-Kongress in Paris 
25.-27.10.2019 Ordentliche Bundesversammlung in Augsburg 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung 
der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsver-
bänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. 
Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und 
die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Februar 2019 
 
1. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses 
An der ersten Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses im Jahr 2019 am 24.01.2019 nahm Daniel Bü-
ter für den Deutschen Gehörlosen-Bund teil. Der Deutsche Behindertenrat (DBR) ist ein Aktions-
bündnis der Behindertenverbände, Selbsthilfe- und Selbstvertretungsorganisationen in Deutschland 
und engagiert sich seit 20 Jahren für die Rechte von Menschen mit Behinderungen. Im DBR haben 
sich über 140 Organisationen behinderter und chronisch kranker Menschen vereinigt. Das Bündnis 
repräsentiert über 2,5 Millionen Betroffene. Für das Jahr 2019 hat die Interessenvertretung Selbst-
bestimmt Leben in Deutschland e. V. (ISL) den Vorsitz im Sprecherrat des DBR übernommen. Vor-
sitzender des Sprecherrats ist ISL-Vorstandsmitglied Horst Frehe. Bei dieser Sitzung wurden ver-
schiedene Themen der Behindertenpolitik auf Bundesebene für das Jahr 2019 besprochen und das 
weitere Vorgehen miteinander abgesprochen. 
 

 
 

Workshop für Frauen und Versammlung mit Wahl der Frauenbeauftragten 
Am 2.Februar 2019 trafen sich gehörlose Frauen aus einigen Bundesländern zur diesjährigen Frau-
enversammlung in Kassel zum Thema „Wahl einer Frauenbeauftragten im Deutschen Gehörlosen 
Bund“. Da kam das Ziel, dass die gehörlosen Frauen sich für die Frauenversammlung vorgenom-
men haben, genau richtig: die Einbeziehung der Interessenvertretung der Frauen in die Verbands-
arbeit des DGB und die Beratung gehörloser Frauen zu fördern. In den Zeiten der UN-Behinderten-
rechtskonvention ist etwas dringend notwendig. So wurde Frau Silvia Gegenfurtner einstimmig zur 
Frauenbeauftragten gewählt. Mit ihr und ihrem Team haben wir eine gut geschulte Frauenbeauf-
tragte, die unter anderem Maßnahmen gegen die Diskriminierung der gehörlosen Frauen ergreifen 
wird. Über den Veranstaltungsablauf haben die anwesende 1. Vizepräsidentin Elisabeth Kaufmann 
und die Beisitzerin Dr. Ulrike Gotthardt auf der DGB-Homepage berichtet. 
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Festveranstaltung der BIH „Die Hauptfürsorgestellen werden 100“ 
Die Hauptfürsorgestellen werden Anfang 2019 100 Jahre alt. Die Gründung der heutigen „Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen“ (BIH) beruht auf einer Ver-
ordnung vom 08.02.1919, mit der die soziale Kriegsbeschädigten- und Kriegshinterbliebenenfür-
sorge im Deutschen Reich als staatliche Aufgabe anerkannt wurde. 
Dieses Ereignis hat die BIH gemeinsam mit vielen Ehrengästen und dem 2. Vizepräsidenten Steffen 
Helbing sowie mit Daniel Büter als Vertretung des DGB in einem feierlichen Rahmen am 
07.02.2019 in der Heilig-Geist-Kirche in Berlin begangen. 
 

 
 
Runder Tisch zum EFRE-Forschungsprojekt „TV-Untertitel für gehörlose und schwerhö-
rige Kinder“ 
Beim Runden Tisch am 08.02.2019 in Hildesheim war Daniel Büter für den DGB und die Vertreter 
der Fernsehanstalten anwesend. An der Hauptstudie haben ca. 180 Kindern teilgenommen. Die Er-
gebnisse des Forschungsprojekts von der Universität Hildesheim (01.03.2017 bis 28.02.2019) und 
die Beantwortung der zentralen Fragestellung „Wie müssen Untertitel in TV-Sendungen gestaltet 
sein, dass gehörlose und schwerhörige Kinder zwischen 8 und 12 Jahren die Untertitel gut lesen 
können, der Sendung inhaltlich folgen können und die Untertitel akzeptieren?“ wurden vorgestellt 
und diskutiert. Der Richtlinienkatalog für Untertitelstandards, das neues Folgeprojekt und die Fra-
gestellungen werden weiterentwickelt. 
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Gespräch mit Elisabeth Motschmann (CDU) 
Am 13.02.2019 nahmen Steffen Helbing, Daniel Büter und Bernd Schneider von der Deutschen Ge-
sellschaft der Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachverbände e. V. an dem Gespräch mit Elisabeth 
Motschmann, der medienpolitischen Sprecherin der Bundestagsfraktion CDU/CSU, teil. Es wurde 
über barrierefreie Medien (Gebärdensprache und Untertitel) gesprochen. Selbst für Frau Motsch-
mann war das Thema Gehörlosigkeit etwas Neues. Sie war sehr interessiert und wunderte sich, 
dass es kaum Einblendungen in Gebärdensprache im Fernsehen gibt. Sie wünschte sich, dass ge-
rade die großen öffentlich-rechtlichen Sender, wie das ZDF, hier mit gutem Beispiel vorangehen 
müssten. Eine barrierefreie Zukunft sieht so aus, dass auch Gehörlose, z. B. als Experten, in die 
Sendungen geladen werden und ein Teil der Fernsehlandschaft sind. Besonders für Kinder ist es 
von großer Bedeutung, bilingual aufzuwachsen und schon im Kinderfernsehen Gebärdensprachein-
blendungen mit Untertitelungen zu bekommen. Frau Motschmann wird sich persönlich dafür ein-
setzen und mit dem ZDF besprechen, dass hier Handlungsbedarf besteht. 
 

 
 
Gespräch mit Wilfried Oellers (CDU) 
Am gleichen Tag (13.02.2019) haben Steffen Helbing und Daniel Büter sich mit Wilfried Oellers, 
dem behindertenpolitischen Sprecher der Bundestagsfraktion CDU/CSU, über Barrierefreien Notruf, 
besonders über eine bundesweite staatliche Notruf-App, intensiv ausgetauscht. Die Bundesregie-
rung hat die Kleine Anfrage der Bundestagesfraktion DIE LINKE beantwortet (Drucksache 19/6880, 
28.01.2019). Nun werden wir das Gespräch mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
(BMWi) nochmals suchen. Im Dezember 2018 haben wir uns mit dem Staatsekretär, Herrn Nuss-
baum, über die öffentliche Sicherheit und den notwendigen Schutz für gehörlose, hörbehinderte 
und taubblinde Menschen sowie für jeden Menschen besprochen. 
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Sitzung des Expertenkreise der Bundesfachstelle Barrierefreiheit 
Am 25.02.2019 fand die fünfte Sitzung des Expertenkreiseses für die Bundesfachstelle Barrierefrei-
heit beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales in Berlin statt. 
Zweimal im Jahr treffen sich diverse Vertreter/-innen der Behindertenverbände und einiger anderer 
Institutionen als Experten, darunter Helmut Vogel als Präsident für den DGB. 
Nach der Einführung von Volker Sieger, dem Leiter der Bundesfachstelle, berichteten die Mitarbei-
ter/-innen aus verschiedenen Bereichen der Bundesfachstelle über ihre Arbeiten im letzten Jahr 
und im kommenden Jahr im Zusammenhang mit dem Arbeitsprogramm 2019. Unter anderem wird 
das Programm der ersten Regionalkonferenz zum Thema „Mobilität“ im Rahmen der Initiative Sozi-
alraum Inklusiv (ISI) am 01.04.2019 in Braunschweig vorgestellt. 
Übrigens ist die Bundesfachstelle per Webcam auch in Gebärdensprache erreichbar, denn dort ar-
beitet Sven Niklas, der gebärdensprachkompetente Jurist für die Bereiche Kommunikation und 
Recht. 
 
Gespräch mit Herrn Dr. Peter Mozet (BMAS) 
Das Gespräch fand am 26.02.2019 im Bundesministerium für Arbeit und Soziales statt. 
Ministerialrat Dr. Peter Mozet übernahm die Vertretung für die Abteilungsleiterin der Abt. V: Teil-
habe, Belange behinderter Menschen, Soziale Entschädigung, Sozialhilfe, Vanessa Ahuja, die nicht 
kommen konnte. 
Der Präsident des DGB, Helmut Vogel, und Daniel Büter haben sich mit ihm über verschiedene 
Themen intensiv ausgetauscht: Beschluss vom Amtsgericht Goslar zum Thema „CI-Zwang-Fall“, 
die Antworten der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN „Zur Situation von hörbeeinträchtigten Menschen in Deutschland“ (Drucksache 
19/1620, 12.04.2018), die Antworten der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Bundestags-
fraktion DIE LINKE „Probleme bei der Gewährung des Rechtsanspruchs auf Arbeitsassistenzleistun-
gen“ (Drucksache 19/2339, 22.05.2018), die 6. Versorgungsmedizin-Verordnung und die Vorab-
Stellungnahme des DGB zur künftigen 7. Versorgungsmedizinischen Verordnung. 
Es bedarf weiterer Sensibilisierungsarbeit für diverse Bundesministerien, da die Bundesregierung 
die Antwort vom 12.04.2018 recht kurzfristig zusammengestellt hatte und es für uns sehr unbefrie-
digend war. 
Demnächst werden wir den Forderungskatalog mit den Mitgliedsverbänden des DGB noch überar-
beiten und uns künftig bei Gesprächen mit diversen Bundesministerien auf bestimmte Themen 
konzentrieren, um weitere Verbesserungen für die Gebärdensprachgemeinschaft anzustoßen. 
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30. Verbändekonsultationen der Monitoring-Stelle UN-BRK 
Daniel Büter nahm an dem Treffen zu den 30. Konsultationen der Monitoring-Stelle UN-Behinder-
tenrechtskonvention mit den behindertenpolitischen Verbänden am 27.02.2019 in Berlin teil. Es 
ging um die Frageliste des UN-Fachausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen, 
um die Arbeitsübersetzung von der Allgemeinen Bemerkung Nr. 7 und um den neuen Inklusions-
beirat beim Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen. 
 
 
DGB-Stellungnahmen: 
• Stellungnahme 01/2019: „Vorab-Stellungnahme zur künftig geplanten 7. Versorgungsmedizini-

schen Änderungsverordnung“ (Dr. Ulrike Gotthardt und Lela Finkbeiner) 
• Stellungnahme 02/2019: „Kritik an der neuen Regelung der Bahn für Menschen mit Behinde-

rungen“ (Hans-Jürgen Kleefeldt) 
• Stellungnahme 03/2019: „Keine gute Aufklärung bzw. Sensibilisierung bei der SOKO München 

Folge „Stille Liebe!“ (Elisabeth Kaufmann) 
 
 
Vorschau: 
09.03.2019 Treffen der Arbeitsgruppe „Struktur des DGB“ in Kassel 
23.-27.07.2019 Weltkongress des Weltverbandes der Gehörlosen (WFD) in Paris 
25.-27.10.2019 Ordentliche Bundesversammlung des DGB in Augsburg 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung 
der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsver-
bänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. 
Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und 
die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 

Deutscher Gehörlosen-Bund e. V. 
 Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung in Deutschland 

 

Bankverbindung: IBAN DE98 1002 0500 0007 4704 00 – BIC BFSWDE33BER 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

 Berlin, 19.03.2019 
 
Bericht 03/2019 
 
Präsidiumssitzung vom 01. bis 03. März 2019 in Berlin 
 
Am 1. März traf sich das gesamte Präsidium außer Katja Hopfenzitz zu einer Sitzung im 
Tagungsraum des DGB. 
Eingeladen wurden auch Thomas Zander und Petra Alaei als Projektleiterin der letzten 
Kulturtage. Das Thema der Sitzung war die Aufarbeitung und Analyse der 1. bis 6. Kulturtage 
in verschiedenen Städten. Viele Erinnerungen von damals wurden geweckt und besprochen. 
Die bisherigen Kulturtage des DGB bedeuten eine große Verantwortung. Für die nächsten 7. 
Kulturtage brauchen wir eine gute Vorbereitung. 
Am nächsten Tag ging die Sitzung im Tagungsraum im Hotel weiter. Die Themen waren 
vielfältig und anspruchsvoll und vieles konnte abgestimmt werden. Daniel Büter präsentierte 
seine Arbeit im politischen Bereich und seine Öffentlichkeitsarbeit. Auch wurde über die 
konkrete Verteilung der Zuständigkeiten und Aufgaben gesprochen und abgestimmt. 
 

Fotos: Steffen Helbing und Dr. Ulrike Gotthardt 
 
Gegen Mittag gab es eine kleine Überraschung. Das Team hatte ohne Helmut Vogel und 
Hans Jürgen Kleefeldt etwas vorbereitet und überreichte beiden eine Geburtstagstorte mit 
der Aufschrift „Helmut 50 und Hans 65“. 
Am Abend ging das Präsidium in ein türkisches Restaurant, um mit den Geburtstagskindern 
zu feiern. Helmut Vogel und Hans Jürgen Kleefeldt waren sehr überrascht und bedankten 
sich herzlich. 
Am dritten und letzten Tag wurden noch die restlichen Themen besprochen. Alle stellten 
fest, dass die drei Tage mit Begeisterung, Ansporn und hervorragender Zusammenarbeit im 
Team gelaufen sind. 
 

Fotos: Steffen Helbing und Dr. Ulrike Gotthardt 
 
Hans-Jürgen Kleefeldt 
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Bericht 04/2019 
 
Treffen der Arbeitsgruppe „Struktur des DGB“ in Kassel 
 
Am Samstag, den 09.03.2019 hat die Arbeitsgruppe "Struktur des DGB" (DGB 2.0) ihre Zwi-
schenergebnisse im Gehörlosenzentrum Kassel vorgestellt. 
 
Die Veranstaltung wurde von Katja Fischer aus Berlin moderiert. Neben den Vertretern der 
verschiedenen Landes- und Fachverbände und den Interessierten waren Helmut Vogel, Elisa-
beth Kaufmann, Steffen Helbing und Michael Wohlfahrt vom Präsidium des Deutschen Ge-
hörlosen-Bundes anwesend. 
 
Am Vormittag wurden die Mitglieder der Arbeitsgruppe sowie die Ziele und eine Bestandsauf-
nahme der aktuellen Struktur, Finanzierung, Stimmenzahlen und Mitgliederentwicklung des 
Gehörlosenbundes, der Landesverbände sowie anderer Verbände z.B. VDK vorgestellt. 
 
Am Nachmittag folgten Probleme, Ideen und Lösungsvorschläge in den Bereichen Informati-
onsfluss, Namensstruktur sowie Transparenz und Strategieplanung. Jan Eichler stellte seine 
Version der neuen DGB-Struktur vor. Anschließend stellte das Präsidium das neue Organi-
gramm (Präsidium, Beirat und Geschäftsstelle) und geplanten Länderrat vor. 
 

 
Foto: DGZ/Wille Felix Zante 

 
Bernd Schneider, Vorsitzender des Landesverbandes Bayern der Gehörlosen, leitet die Ar-
beitsgruppe, da der Antrag des Landesverbandes Bayern auf die Einrichtung der Arbeits-
gruppe im letzten Jahr von der Bundesversammlung in Magdeburg angenommen wurde. Die 
Arbeitsgruppe wird nun Vorschläge für eine konkrete Umsetzung erarbeiten und auf der Ar-
beitstagung am 28./29. Juni 2019 in Frankfurt vorstellen. 
 
Eine Live-Übertragung war aus personellen Gründen leider nicht möglich. 
Die komplette Veranstaltung finden Sie auf YouTube unter diesen Links: 
 
Teil 1 von 10:00 - 12:00 Uhr: https://youtu.be/EBmNrd1OZrs 
Teil 2 von 13:00 - 15:00 Uhr: https://youtu.be/wad3R2IGDR4 
Teil 3 von 15:30 - 17:30 Uhr: https://youtu.be/7Dpryc5-Lms 
 
Bernd Schneider 
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Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für März und April 2019 
 
Sitzung des DGB-Präsidiums (01.-03.03.2019) 
Am 01.03.2019 traf sich das gesamte Präsidium außer Katja Hopfenzitz zu einer Sitzung im Tagungs-
raum des DGB. Eingeladen wurden auch Thomas Zander und Petra Alaei als Projektleiterin der letzten 
Kulturtage. Das Thema der Sitzung war die Aufarbeitung und Analyse der 1. Bis 6. Kulturtage in ver-
schiedenen Städten. Viele Erinnerungen von damals wurden geweckt und besprochen. Die bisherigen 
Kulturtage des DGB bedeuten eine große Verantwortung. Für die nächsten 7. Kulturtage brauchen wir 
eine gute Vorbereitung. Am nächsten Tag ging die Sitzung im Tagungsraum im Hotel weiter. Die The-
men waren vielfältig und anspruchsvoll und vieles konnte abgestimmt werden. Daniel Büter präsen-
tierte seine Arbeit im politischen Bereich und seine Öffentlichkeitsarbeit. Auch wurde über die kon-
krete Verteilung der Zuständigkeiten und Aufgaben gesprochen und abgestimmt. Es wurden diverse 
Fachteams in Anlehnung an den nationalen Aktionsplan 2.0 eingerichtet. 
Am dritten und letzten Tag wurden noch die restlichen Themen besprochen. Alle stellten fest, dass 
die drei Tage mit Begeisterung, Ansporn und hervorragender Zusammenarbeit im Team gelaufen 
sind. 

 
Foto: Steffen Helbing 

 
Gesprächsrunde über Musikdolmetschen/Musikperformance (03.03.2019) 
Im August 2018 veröffentlichte eine Tageszeitung aus Berlin einen Artikel mit dem Titel „Eine opti-
sche Täuschung“ von Martin Vahemäe Zierold. Dieser Artikel löste eine heftige Diskussion bei den an 
diesem Thema Interessierten (Gehörlose bzw. Gebärdensprachdolmetscher/-innen) aus. Dadurch 
wurde die Debatte über kulturelle Aneignung ausgelöst. Nach der Podiumsdiskussion, die die „Gesell-
schaft für Gebärdensprache und Kommunikation Gehörloser e.V.“ (GGKG) am 01.12.2018 in Köln zu 
diesem Thema veranstaltet hat, hat Helmut Vogel, Präsident des DGB, eine gemeinsame Gesprächs-
runde mit den Vorsitzenden vom Bundesverband der GebärdensprachdolmetscherInnen Deutschlands 
e.V. (BGSD) und vom Berufsverband der tauben GebärdensprachdolmetscherInnen e.V. (tGSD) ver-
einbart. Am 3. März 2019 fand die Gesprächsrunde beim DGB in Berlin unter dem Thema „Barriere-
freies Musikdolmetschen/Musikperformance“ statt. Dort waren Helmut Vogel und Elisabeth Kaufmann 
vom DGB, zwei Vertreterinnen jeweils von beiden GS-Dolmetscherverbänden und zwei Experten Asha 
Rajashekhar und Fabian Rombach, die sich am 01.12.2018 in Köln engagiert haben, unter der Mode-
ration von Thomas Zander vertreten. Das Ziel dieser Arbeitsgruppe ist, zu erreichen, dass ein gemein-
samer Konsens für alle Teilnehmer zu diesem sensiblen Thema gefunden wird. Es war eine konstruk-
tive und emotionale Gesprächsrunde. Beide GS-Dolmetscherverbände haben ihre Bereitschaft gezeigt, 
ein gemeinsames Positionspapier mit dem DGB zu erstellen. Der Wunsch vom DGB ist es, für die Ge-
hörlosengemeinschaft eine alle zufrieden stellende barrierefreie Musikverdolmetschung mit den tau-
ben und hörenden engagierten Gebärdensprachdolmetscher/-innen und gehörlosen Musikperfor-
mancer/-innen zu erreichen. 
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Foto: Thomas Zander 

 
Gespräch mit Bankhaus Löbbecke (04.03.2019) 
Am 04.03.2019 waren Michael Wohlfahrt, DGB-Schatzmeister, und Steffen Helbing, DGB-Vizepräsi-
dent, zu einem Treffen mit Herrn Heinrich Wittig vom Bankhaus Löbbecke geladen. Es war ein sehr 
interessanter und wichtiger Termin für uns. Herr Wittig erzählte uns zunächst viel über die Geschichte 
der Bank, die bis zu ihrer Unabhängigkeit zur Dresdener Bank gehörte. Danach war es an uns, über 
die Geschichte, Aufgaben und Bedeutung des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V. zu berichten. Herr 
Wittig betonte, wie wichtig der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. und seine Aktivitäten seien und dass 
er hier gerne unterstützen möchte. Die Idee von Steffen Helbing ist es, zur Absicherung der Zukunft 
aller Verbände der Gehörlosen, die Immobilien der Zentren ins Eigentum von diesen zu bringen oder 
andere Immobilien zu finden, um diese zu kaufen. Hintergrund ist, dass wir uns nie auf die Hilfe 
staatlich finanzierter Einrichtungen verlassen können und eine Unabhängigkeit gegenüber dem Staat 
für uns erreicht werden muss. Wir sollten hier tätig werden, bevor wir Opfer irgendwelcher Sparmaß-
nahmen werden und die Kultur gehörloser Menschen gefährdet wird. Um hier gemeinsam für unsere 
Unabhängigkeit einstehen zu können, sollen alle Vertreter der Landesverbände zu einem gemeinsa-
men Termin eingeladen werden. Bei dieser Versammlung möchte Steffen Helbing allen seinen Vor-
schlag unterbreiten und gemeinsam mit Herrn Wittig vom Bankhaus Löbbecke über Möglichkeiten der 
Umsetzung diskutieren. Er wird uns an seinen Erfahrungen teilhaben lassen und wir werden gemein-
sam überlegen, wie das Ziel zu erreichen ist. Zum Beispiel sollte man gezielt auf Firmen zugehen und 
ihnen erklären, dass sie Gelder, die sie für die Steuer aufwenden müssten, besser in Spenden für den 
Deutschen Gehörlosen-Bund e.V. investieren könnten. Neben seinem Erfahrungsschatz stellte uns 
Herr Wittig auch die finanzielle Unterstützung des Bankhauses in Aussicht. Wir sind gespannt auf die 
kommende Zusammenarbeit! 
 

 
Foto: Steffen Helbing 

 
Gespräch mit Jürgen Dusel (05.03.2019) 
Am 05.03.2019 waren Steffen Helbing und Daniel Büter zu einem Gespräch mit Jürgen Dusel 
(Behindertenbeauftragter der Bundesregierung). Hierbei wurden folgende Themen besprochen: 
Die Kritik am Jahresempfang beim Behindertenbeauftragten des Bundes am 11.12.2018, mit einer 
vermeintlich gebärdenden Person auf der Bühne nahm sich Herr Dusel zu Herzen und versprach hier 
ein Verbesserung insofern, dass diese Rolle selbstverständlich inkludierend von einer Gehörlosen 
übernommen wird. Hier ist zum nächsten Jahresempfang Elisabeth Kaufmann in der Verantwortung 
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für unsere Kultur einzustehen. Des Weiteren ging es darum, dass wir als Gehörlosenbund darüber in-
formiert werden sollten sobald ein gehörloses Kind geboren wird, um dem Kind und seinen Eltern 
vom ersten Tag an unsere Hilfe und Unterstützung gewährleisten zu können. Dazu gehört auch das 
ein Gebärdensprachkurs für die Eltern von der Krankenkasse übernommen werden muss. Herr Dusel 
möchte auch hierzu eine Lösung finden. Zum Thema wurde auch, dass es bei dem momentan stei-
genden Arbeitsaufkommen und immer mehr politischer Tätigkeit im Deutschen Gehörlosen Bund e. V. 
nötig wird, hier mehr Arbeitsplätze für Gehörlose zu schaffen. Herr Dusel und wir schlugen vor, dar-
aus direkt das „Projekt Teilhabe“ zu machen, um diese Forderungen durchzusetzen. Zum „Projekt 
Teilhabe“ wird es ein weiteres Treffen mit Herrn Dusel, Helmut Vogel und Steffen Helbing geben. 
 

 
Foto: Steffen Helbing 

 
Treffen der Arbeitsgruppe „Struktur des DGB“ (09.03.2019) 
Am Samstag, den 09.03.2019 hat die Arbeitsgruppe „Struktur des DGB“ (DGB 2.0) ihre Zwischener-
gebnisse im Gehörlosenzentrum Kassel vorgestellt. Die Veranstaltung wurde von Katja Fischer aus 
Berlin moderiert. Neben den Vertretern der verschiedenen Landes- und Fachverbände und den Inte-
ressierten waren Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing und Michael Wohlfahrt vom 
DGB-Präsidium anwesend. Am Vormittag wurden die Mitglieder der Arbeitsgruppe sowie die Ziele und 
eine Bestandsaufnahme der aktuellen Struktur, Finanzierung, Stimmenzahlen und Mitgliederentwick-
lung des DGB, der Landesverbände sowie anderer Verbände, z. B. des VDK, vorgestellt. Am Nachmit-
tag folgten Probleme, Ideen und Lösungsvorschläge in den Bereichen Informationsfluss, Namens-
struktur sowie Transparenz und Strategieplanung. Jan Eichler stellte seine Version der neuen DGB-
Struktur vor. Anschließend stellte das Präsidium das neue Organigramm (Präsidium, Beirat und Ge-
schäftsstelle) und den geplanten Länderrat vor. Bernd Schneider, Vorsitzender des Landesverbandes 
Bayern der Gehörlosen, leitet die Arbeitsgruppe, da der Antrag des Landesverbandes Bayern auf die 
Einrichtung der Arbeitsgruppe im letzten Jahr von der Bundesversammlung in Magdeburg angenom-
men wurde. Die Arbeitsgruppe wird nun Vorschläge für eine konkrete Umsetzung erarbeiten und auf 
der Arbeitstagung am 28./29. Juni 2019 in Frankfurt vorstellen. 
 

 
Foto: DGZ/Wille Felix Zante 

 
EUD-Vorstandssitzung (07.-10.03.2019) 
Am 08.03.2019 fand in Nikosia, Zypern, die erste Sitzung des EUD-Vorstands im Jahr 2019 statt, an 
der Daniel Büter teilnahm. Während des 4-tägigen Aufenthalts hatte der EUD-Vorstand Gelegenheit, 
die Spende von Huawei in Höhe von 500.000 USD für die EUD ausführlich zu diskutieren. Darüber 
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hinaus besprachen die Mitglieder des EUD-Vorstands die Agenda der EUD-Generalversammlung, die 
im Mai dieses Jahres in Bukarest (Rumänien) stattfinden wird. Die EUD traf sich mit dem Präsidenten 
des zyprischen Gehörlosenverbands, Andreas Constantinou, und hatte Gelegenheit, die zukünftige Zu-
sammenarbeit zwischen dem nationalen Gehörlosenverband in Zypern und der EUD zu diskutieren. 
Am 09.03.2019 fand das Seminar in Nikosia, Zypern, statt, bei dem der EUD-Vorstand die Arbeit der 
EUD präsentierte. Darüber hinaus hatten die Mitglieder der lokalen Gehörlosengemeinschaft Zyperns 
die Möglichkeit, während der Diskussion über die Arbeit und die Renten mit den Mitgliedern des EUD-
Vorstands in Kontakt zu treten. Die Veranstaltung wurde mit 100 Teilnehmern gut besucht. 
 

 
Foto: EUD 

 
Gespräch mit Wilfried Oellers (11.03.2019) 
Am 11.03.2019 traf Steffen Helbing sich erneut mit Herrn Wilfried Oellers, dem behindertenpoliti-
schen Sprecher der CDU-Bundestagsfraktion, zu einem Gespräch über verschiedene Themen. Herr 
Oellers ist sehr offen für die Themen und Belange von Menschen mit Behinderung. Gerade in Europa 
möchte Steffen Helbing sich besonders für taube Menschen engagieren, mit dem Hintergrund, dass 
es wichtig ist und einen Unterschied macht, wenn er sich als selbst Betroffener für die Belange von 
anderen Gehörlosen einsetzt, als wenn Hörende an der Realität und den Problemen, Wünschen und 
Bedürfnissen tauber Menschen vorbei agieren. Er hat in der Vergangenheit viele negative Erfahrun-
gen gemacht und finde es keine gute Idee, wenn Menschen ohne Behinderung für Menschen mit Be-
hinderung/ Einschränkungen oder besonderen Bedürfnissen, Anträge auf Projektförderung stellen. 
Wenn überhaupt, sollten solche Projekte inklusiv beantragt und umgesetzt werden, um gerade den 
Betroffenen die Chance zu geben, sich für ihre Interessen einzusetzen, sich dafür stark zu machen 
und ihre Erfahrungen mit einzubringen. Zudem bieten solche Projekte die Möglichkeit, Arbeitsplätze 
zu schaffen und Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Ein weiteres Ziel, das Steffen Helbing erreichen 
möchte, ist, dass die Deutsche Gebärdensprache in Deutschland offiziell als Amtssprache anerkannt 
wird. Dies ist dringend nötig, um gehörlosen Menschen eine barrierefreie Teilhabe in allen Bereichen 
zu ermöglichen. Kommunikation ist ein Menschenrecht, verstehen können und verstanden werden – 
dafür wird er weiterkämpfen! Barrierefreiheit für alle! Auch das Thema „Ehrenamt muss unterstützt 
werden“ liegt ihm weiter sehr am Herzen. Dies und mehr sind die Themen, für die er sich weiter stark 
machen wird! 

 
Foto: Steffen Helbling 
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Besichtigung in Friedrichshafen (15.03.2019) 
Am 15. März 2019 haben Helmut Vogel und Elisabeth Kaufmann für den DGB zusammen mit dem 
Landesverband der Gehörlosen Baden-Württemberg e. V. das Graf-Zeppelin-Haus und die Messe in 
Friedrichshafen für die 7. Deutschen Kulturtage der Gehörlosen im Jahr 2022 besichtigt. Weiterhin ha-
ben sie sich mit diversen Vertreter/innen der Gehörlosenvereine in Baden-Württemberg getroffen. Die 
Vorbereitungen haben also schon begonnen! Bei der Bundesversammlung des DGB im Oktober 2018 
in Magdeburg hatte der Landesverband der Gehörlosen Baden-Württemberg den Zuschlag für die 
Ausrichtung der Kulturtage von den Mitgliedsverbänden des DGB erhalten. 
 

 
Foto: Holger Nagel 

 
Deutscher Hörfilmpreis 2019 (19.03.2019) 
Der Deutsche Hörfilmpreis wurde seit 2002 vom Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverband 
(DBSV) jedes Jahr vergeben. Hörfilme ermöglichen es blinden und sehbehinderten Menschen, Filme 
als Ganzes wahrzunehmen und zu genießen. Diese Filme sind mit einer Audiodeskription (AD) verste-
hen, die in knappen Worten zentrale Elemente der Handlung sowie Gestik, Mimik und Dekor be-
schreibt. Den DGB vertraten Steffen Helbling und Thomas Zander. 
 

 
Foto: Steffen Helbing 

 
Delegs-Fachtagung (20.03.2019) 
Ca. 60 Gehörlose und Hörende trafen sich auf der Fachtagung „Teilhabe gehörloser Kolleginnen und 
Kollegen am Arbeitsleben“ am 20.03.2019 in Berlin. Es ging u. a. um die Weiterentwicklung und Ver-
breitung der Fachgebärden in der Deutschen Gebärdensprache. Das ist eine wichtige Voraussetzung 
dafür, um die berufliche Teilhabe Gehörloser in qualifizierten Berufen zu verbessern. Der 2. Vizepräsi-
dent des DGB, Steffen Helbing, hat die Veranstaltung eröffnet und begeisterte mit einem lebhaften 
und humorvollen Beitrag. Die Leiterin der Abteilung V im Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
Vanessa Ahuja, stellte danach mit einem Fachvortrag vor, wie die Bundesregierung die Teilhabe be-
hinderter und insbesondere gehörloser Menschen fördert. Daniel Büter hat die Forderungen des DGB 
zum Thema Arbeit vorgestellt. Dr. Matthias Bartke (MdB, SPD, Vorsitzender der Ausschusses Arbeit 
und Soziales) hat sich den Fragen und Anregungen in der abschließenden Podiumsdiskussion, unter 
anderem mit Daniel Büter, gestellt. Weitere Themen waren die Forderung nach einer verbesserten 
Verfügbarkeit von Dolmetscher/-innen und deren leistungsgerechtere Vergütung. Dies könne, z. B. 
sozial gerecht über eine Anhebung der Ausgleichsabgabe insbesondere für Betriebe ohne Behinder-
tenanteil erreicht werden. 
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Foto: Steffen Helbling 

 
Festakt 10 Jahre UN-BRK (26.03.2019) 
Vor zehn Jahren, am 26.03.2009, ist in Deutschland die UN-Behindertenrechtskonvention in Kraft ge-
treten. Aus diesem Anlass hatte Bundesminister Hubertus Heil zu einem Festakt eingeladen, an dem 
rund 350 Menschen mit und ohne Behinderung aus allen Teilen des gesellschaftlichen Lebens teilnah-
men. Im Rahmen dieses Festaktes hat Bundesminister Heil Frau Prof. Dr. Theresia Degener für ihre 
Arbeit im UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen gedankt. 
Steffen Helbing und Daniel Büter waren dort anwesend. 
Wie der ironische Titel der Veranstaltung vermuten lässt musste Steffen Helbing immer wieder in Ge-
sprächen darauf hinweisen das sicherlich schon einige Schritte in die richtige Richtung unternommen 
wurden, aber noch lange nicht von einer Umsetzung der Konvention gesprochen werden kann. Für 
einen Festakt ist es, seiner Meinung nach, bei Weitem noch zu früh. 
 

 
Foto: Steffen Helbing 

 
Sitzung der Arbeitsgruppe DB (27.03.2019) 
Nach der Begrüßung und Vorstellung aller Beteiligten teilte Frau Tanya Stötzer mit, dass sie die Ar-
beitsgruppe leitet, da Frau Engel-Kuhn erkrankt war. Anwesend waren 6 Rollstuhlfahrer, 1 Sehbehin-
derter, 2 Blinde, 2 Hörgeschädigte mit zwei Dolmetscherinnen und verschiedene Personen von der 
Deutschen Bahn. Für den DGB vertrat Hans-Jürgen Kleefeldt. Das erste Thema war die Vorstellung 
des neuen Eurocity-Nachfolger „ECx“, der 2023 in Dienst gestellt werden soll. Es durfte in diesem 
Raum nicht fotografiert werden, da dies vom Hersteller verlangt wurde. Die Berichte mit den Fotos 
aus der Presse stammen von der Entwicklung aus dem Computer. Es ist noch kein Zug dieser Bauart 
hergestellt worden. Es wurde viel darüber diskutiert, wie die Innenausstattung insbesondere im Sani-
tärbereich gestaltet werden soll. Kritikpunkte waren die Toiletten, wo die Waschbecken zu klein oder 
falsch aufgestellt sind. Diese Kritikpunkte kamen direkt von den Rollstuhlfahrern. Die Einrichtung die-
ser Abteile gibt es nur in der 1. Klasse, die als Standard geführt werden soll, soll nur für den gesam-
ten Zug ausgestattet sein. Es sollte auch überlegt werden, auch einen zweiten Waggon in der 2. 
Klasse einzuführen. Für Gehörlose und Hörgeschädigte sollen bei Ansagen im Zug die Texte auf den 
Monitoren zu lesen sein. Nach der Mittagspause wurde über die Weiterentwicklung des Bahnsteighö-
henkonzepts gesprochen. Es sollen drei verschiedenen Höhen bestehen, wobei bei kleinen Bahnhöfen 
auf dem Lande die Bahnsteighöhe 55 cm betragen sollen und in größeren Bahnhöfen 96 (mehr bei S-
Bahnen) bzw. 78 cm. Diese Höhen sollen für die neuen Züge angepasst werden. Des Weiteren wurde 
auch über die Fahrgastinformationen in den Bahnhöfen auf dem Lande besprochen. Diese sollen ab 
2020 testweise und ab 2023 überall installiert werden. Die Anzeigen sind zwei- bzw. dreizeilig und 
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werden mit LED beleuchtet. Es wurde ein Testgerät vorgestellt. Die LED-Anzeige leuchtet sehr inten-
siv, und für Blinde wird akustisch die Anzeige angesagt, wenn man auf den Knopf drückt. Zum 
Schluss wurde nur kurz der Service für mobillitätseingeschränkte Fahrgäste angesprochen und das 
aktuelle Ergebnis mitgeteilt. Leider waren zu diesem Zeitpunkt aber die Hälfte der Beteiligten bereits 
auf dem Heimweg. Die Deutsche Bahn versucht, weiterhin mit den Drittbahnen eine Kooperation zu 
bilden, damit alle mobilitätseingeschränkten Reisenden weiterhin kostenfreie Hilfeleistungen für die 
gesamte Reise abrufen können. 
 
Pulse of Europe (31.03.2019) 
Am 31.03.19 war Steffen Helbing bei der Veranstaltung ‚Pulse of Europe‘ - auf dem Gendarmenmarkt 
in Berlin. Er hielt dort einen kleinen Vortrag, in dem er u. a. betonte, dass Europa für ihn ein wichti-
ges Länderbündnis ist, um Menschen mit und ohne Behinderung ein barrierefreies und selbstbe-
stimmtes Leben zu bieten und Inklusion real (er)lebbar zu machen! Ebenso steht Europa für ihn für 
die Durchsetzung von Frauen- und Menschenrechten. Europa muss für seine Bürger und Bürgerinnen 
und deren Anliegen und Wünsche ein verlässlicher Partner sein. Menschen mit und ohne Behinderung 
sollen das Gefühl haben, mit ihren Bedürfnissen wahrgenommen zu werden, und erleben, dass The-
men nicht nur auf dem Papier stehen bleiben, sondern angegangen und umgesetzt werden. Es gab 
viel positive Resonanz auf seinen Beitrag, was ihn natürlich sehr freut! Steffen Helbing bewirbt sich 
um den Sitz des Europäischen Parlaments bei der Europawahl am 26. Mai 2019 und kandidiert über 
die Liste der Berliner CDU, dazu drücken wir ihm fest die Daumen! 
 

 
Foto: Steffen Helbing 

 
1. Regionalkonferenz „Mobilität in einem inklusiven Sozialraum“ (01.04.2019) 
Am 01.04.2019 hat der Bundesminister für Arbeit und Soziales Hubertus Heil die erste Regionalkonfe-
renz der InitiativeSozialraumInklusiv in Braunschweig eröffnet. Damit wurde die bundesweite Konfe-
renzreihe gestartet, die in insgesamt sechs Regionalkonferenzen das Thema „Inklusiver Sozialraum“ 
beleuchten und gute Beispiele aus den Regionen zeigen will. Hans-Jürgen Kleefeldt war dorthin ge-
kommen, um sich zum Thema Mobilität in einem inklusiven Sozialraum zu informieren. Das Motto lau-
tete: Von guten Beispielen auf kommunaler Ebene lernen. Im Fokus standen dabei die drei Hand-
lungsfelder „Nahverkehrsplanung – Barrierefreiheit bis 2022“, „Inklusive Mobilität im ländlichen 
Raum“ und „Chancen der Digitalisierung für eine inklusive Mobilität“. Die Bezeichnung „Barrierefrei-
heit“ ist ein dehnbarer Begriff, der noch nicht überall Anwendung findet, und deshalb versuchte man 
in dieser Regionalkonferenz, ihn stärker zu vermitteln. Die nächsten Regionalkonferenzen werden zei-
gen, ob bis zum Jahr 2022 die Barrierefreiheit ernst genommen wird. 
 

 
Foto: Thomas Rafalzyk/BMAS 
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2. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses (01.04.2019) 
Am 01.04.2019 nahm Daniel Büter an der 2. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses teil. Über die Arbeit 
des DBR-Sekretariats hat die Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e. V. (ISL) 
kurz berichtet. Wahlrecht, Europawahlen, Partizipation, Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung 
2.0, Bundesteilhabegesetz, Welttagsveranstaltung am 03.12.2019, AGG-Reform, Versorgungsmedizin-
Verordnung, Elektronische Kleinstfahrzeuge, E-Scooter, Mobilität-Servicezentrale, Betreuungsrecht, 
etc. waren Themen auf der Tagesordnung, die wir diskutiert haben. 
 

 
Foto: DBR 

 
Mitgliederversammlung der BAG Selbsthilfe (06.04.2019) 
Am 6. April 2019 fand die Bundesmitgliederversammlung der BAG Selbsthilfe in Bonn statt, an der Eli-
sabeth Kaufmann teilgenommen hat. Bei dieser Bundesversammlung wurden viele wichtige Punkte 
vorgetragen wie zum Beispiel der Gesamtplan und Teilhabeplan – die Stärkung der Antragsteller bei 
Bedarfsfeststellung und die Leistungsbewilligung. Die Rednerin war Prof. Dr. Helga Seel. Es ging da-
rum, dass die Ausgestaltung von Teilhabeplan und Gesamtplan auf Kooperation, Koordination und die 
Übereinstimmung von Zielvorgaben angewiesen ist. Bei dem weiteren Vortrag, bei dem Frau Natalie 
Tauchert sprach, handelte es sich darum, ob die EUTB in der Beratungslandschaft angekommen ist. 
In ihrem Vortrag betont Frau Tauchert ihr Ziel, Menschen mit Behinderung zu unterstützen und deren 
Recht auf Teilhabe selbstbestimmt zu verwirklichen. Zum Schluss hielt der Bundesgeschäftsführer der 
BAG Selbsthilfe eine zusammenfassende Rede über die Perspektiven für die verbandliche Arbeit für 
die BAG Selbsthilfe. Es waren geballte Informationen an einem einzigen Tag und sehr aufschluss-
reich! 
 

 
Foto: Elisabeth Kaufmann 

 
Bundesversammlung der Deutschen Gehörlosen-Jugend (06.-07.04.2019) 
Vom 6. bis 7. April 2019 fand die Bundesjugendversammlung der Deutschen Gehörlosen Jugend e.V. 
in Frankfurt am Main statt. Auf Einladung kam Elisabeth Kaufmann, Vizepräsidentin des DGB, am 
Sonntag für eine kurze Ansprache zur Versammlung. Sie hielt eine Rede bei der Versammlung, bei 
der es um die Neustrukturierung des DGB und um die Wiedereinführung des Beirats und dessen Be-
auftragte ging. In den Beirat soll ein Beauftragter/eine Beauftragte für Kinder und Jugend integriert 
werden, am besten eine Person von der DGJ, da die DGJ gut vernetzt ist mit anderen Jugendverbän-
den. Es gab danach auch eine Diskussion, wie in Zukunft die gegenseitige Zusammenarbeit aussehen 
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könnte, da dadurch auch die Wertschätzung ihrer Arbeiten steigen könnte. Es soll kein Von-oben-Her-
abschauen der „Alten“ auf die „Jungen“ vorherrschen. Optimal wäre, dass die Landesverbände ihre 
eigenen Jugendvertreter zur BJV (Bundesjugendversammlung) delegieren und diesen auch den ent-
sprechenden Freiraum zur Gestaltung ihrer Projekte geben. 
Danach wurde noch über Social Media (Facebook, Instagram und Twitter) lange diskutiert. Elisabeth 
Kaufmann nahm dankbar Tipps im Umgang und zur Verwendung der Social Media an. 
Insgesamt war es ein schöner und ideenreicher Austausch auf verschiedenen Ebenen, und diese Zu-
sammenarbeit soll weitergeführt werden. 
 

 
Foto: Elaine Kollien 

 
DGB-Stellungnahmen: 
• Stellungnahme 04/2019: „Novellierung des Filmförderungsgesetzes“ 
• Stellungnahme 05/2019 zum Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Barrierefreie-Informati-

onstechnik-Verordnung (BITV 2.0) 
 
Vorschau: 
17.-19.05.2019 EUD-Mitgliederversammlung in Rumänien 
28.-29.06.2019 Arbeitstagung des DGB in Frankfurt am Main 
23.-27.07.2019 Weltkongress des Weltverbandes der Gehörlosen (WFD) in Paris 
25.-27.10.2019 Ordentliche Bundesversammlung des DGB in Augsburg 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung der 
Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsverbänden 
mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. Insgesamt 
zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die 
Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de  
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 

225224



Deutscher Gehörlosen-Bund e. V. 
 Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung in Deutschland 

 

Bankverbindung: IBAN DE98 1002 0500 0007 4704 00 – BIC BFSWDE33BER 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

 Berlin, 18.07.2019 
 
Bericht 06/2019 
 
1. Norddeutschen Gehörlosen-Seniorentreff vom 14.-16. Juni 2019 in Hamburg 
 
Der Beauftragte für Senioren Bernd Siebert ist im Auftrag des Deutschen Gehörlosen-Bund 
e.V. dort gewesen. 
 
Am ersten Tag (Freitag) hielt ich für das DGB-Präsidium eine kurze an die gehörlosen Senio-
ren aus Hamburg, Bremen, Schleswig-Holstein und Niedersachsen gerichtete Begrüßungs-
rede. Alle Teilnehmer waren erstaunt, dass auch der DGB dabei war. Der Leiter der Veran-
staltung, Alexander von Meyenn, hatte mich eingeladen. Es kamen über 190 Teilnehmer. Die 
Veranstaltung fand im Gehörlosen-Clubheim statt. 
Am Abend gab es eine Quizshow, die von den Quizshow-Leitern Simon Kollien und Stefan 
Palm-Ziesenitz geführt wurde. Vier Länder nahmen teil und die meisten Punkte bekam Nie-
dersachsen. 
 

      
Fotos: Alexander von Meyenn 

 
Am zweiten Tag (Samstag) fand die Eröffnung der Fachtagung im Hamburg-Haus statt. Der 
1. Vorsitzende Ralph Raule leitete diese Veranstaltung. Das DGB-Präsidiumsmitglied Hans-
Jürgen Kleefeldt hielt eine kurze Rede, in der er betonte, dass diese großartige Veranstaltung 
ein Vorbild auch für andere Bundesländer sein solle. 
 
Das erste Thema lautete „Was wir gemeinsam tun können“. Die Referentin Frau Darboven 
vom LAG Hamburg sagte zu uns: „Wir gehörlosen Senioren sollen immer fordern, was wir für 
unseren Bedarf brauchen“. 
 
Das zweite Thema war die „Versorgungssituation von gehörlosen Menschen im Alter – Am 
Beispiel Demenz“. Referiert wurde von Frau Lisa Stockleben von der Universität Köln. Sie gab 
gute Empfehlungen, wie man mit einem Arzt und Gebärdendolmetschern klare Rücksprachen 
über die eigene Lebenssituation halten soll, damit möglichst frühzeitig eine Diagnose erstellt 
wird. Sie sprach auch von Erfahrungen aus der Praxis in der Seniorenarbeit. 
 
Das letzte Thema betraf die Altenpflege. Der Diplom-Pflegewirt David Demke sprach dar-
über, dass es in Zukunft auch ein wichtiges Netzwerk für Senioren geben soll. So soll z. B. 
künftig mit verschiedenen Landesverbänden zusammen eine Statistik erarbeitet werden. Im 
hörenden Bereich gebe es dies schon lange. Die Statistik soll neu erstellt werden, damit die 
Behörde sehen kann, wie die Situation unter gehörlosen Senioren ist. 
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Am Nachmittag ging eine Gruppe zur Hafenrundfahrt, die voll ausgebucht war. Viele staun-
ten über die großen Containerschiffe und die Stimmung an Bord war super. Eine andere 
Gruppe besuchte mit Frau Bergmann ein Museum. Dort informierten sich die Teilnehmer 
über die Speicherstadt und die HafenCity. Alle Senioren waren glücklich über das gute Wet-
ter. 
 
Am Abend ging es weiter ins Hamburg-Haus, wo zwei Theaterstücke von dem Berliner Tau-
ben-Theater und Panto-Magie aus Leipzig aufgeführt wurden. Es gab viel Applaus, weil auch 
viel gelacht wurde. 
 

 
Foto: Alexander von Meyenn 

 
Am dritten Tag (Sontag) gab es eine Podiumsdiskussion mit den Referent*innen aus den vier 
Ländern, wobei Siegfried Lepper aus Hamburg die Leitung übernahm. 
 
Der Gehörlosen-Seniorentreff soll alle zwei Jahre stattfinden, und es wurde abgesprochen, 
dass das Land Niedersachsen den 2. Norddeutschen Gehörlosen-Seniorentreff 2021 ausrich-
ten wird. Der Ort wird noch bekannt gegeben. Die Referentin Frau Dettmer aus Niedersach-
sen wird die Durchführung übernehmen. Seniorenleiter Siegfried Lepper teilte mit, dass das 
Land Mecklenburg-Vorpommern an dem nächsten Seniorentreff teilnimmt. 
 
Für einige Teilnehmer gab es eine Stadtrundfahrt mit zwei Dolmetscher*innen unter Führung 
des Hamburger Gehörlosen-Seniorenkreises und weitere Museumsbesuche mit Frau Berg-
mann. Dort war ich allerdings nicht dabei.  
 
Bericht geschrieben von dem DGB-Beauftragten für Senioren Bernd Siebert 
Korrigiert von Hans-Jürgen Kleefeldt und Daniel Büter 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
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Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Mai und Juni 2019 
 
Neue Filme in Gebärdensprache und mit Untertitelung über Monatsberichte 2019 
Im Februar 2019 hat der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. erstmals den Monatsbericht in Deutsch ver-
öffentlicht. Danach haben wir positive Rückmeldungen zu diesem neuen Format bekommen. Im Mai 
berichtete Elisabeth Kaufmann als 1. Vizepräsidentin erstmals über ihre Arbeiten in Gebärdensprache 
mit Untertitelung (DGB Film 3/2019). Im Juli berichtete Daniel Büter von der Geschäftsstelle über 
seine Arbeiten auf dem gleichen Weg (DGB Film 4/2019 bis 9/2019). Es wird zunehmend solche Filme 
vom Präsidium, vom Beirat und von der Geschäftsstelle geben. Das ist ein wichtiger Schritt für mehr 
Transparenz in der politischen Arbeit des DGB neben dem alle ein bis zwei Wochen erscheinenden 
DGB-Newsletter der Bundesgeschäftsstelle. Für viele Gehörlose und Gebärdensprachnutzer*innen ist 
die Vermittlung in der Gebärdensprache wichtig! An dieser Stelle bedanken wir uns bei dem BKK 
Dachverband für die Förderung des barrierefreien Zugangs zu Informationen des DGB. (HV) 
 
Inklusionsbeiratssitzung am 08.05.2019 
Die Koordinierungsstelle für die UN-Behindertenrechtskonvention hat die 16 Beiratsmitglieder zur 
zweiten Sitzung des neuen Jahres eingeladen. Diese Stelle ist dem Behindertenbeauftragten Dusel 
beigeordnet. Der Deutsche Gehörlosen-Bund als Vertreter der Gehörlosen- bzw. Gebärdensprachge-
meinschaft war durch Helmut Vogel vertreten. Die Koordinierungsstelle hat die Geschäftsordnung 
ausgearbeitet, und der Beirat hat diese nach gemeinsamen Diskussionen angenommen. Sie wird 
demnächst einen Expertenkreis mit den bisherigen und mit neuen Experten zu verschiedenen The-
men bzgl. des Lebens von Menschen mit Behinderungen einrichten. (HV) 
 
2. Jahresempfang des Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von Menschen 
mit Behinderungen, Jürgen Dusel am 09.05.2019 
Über 400 Gäste aus Politik, Zivilgesellschaft und Wissenschaft, darunter Daniel Büter als Vertretung 
im Namen des DGB, nahmen an diesem 2. Jahresempfang am 09.05.2019 in Berlin teil und hörten 
bzw. sahen die Festrede von der Juristin und Professorin für Recht und Disability Studies, Theresia 
Degener, sowie von Olaf Scholz, Bundesminister der Finanzen und Vizekanzler. 
Die Veranstaltung stand auch im Zeichen des 10-jährigen Jubiläums der Ratifizierung der UN-BRK in 
Deutschland und der anstehenden Staatenprüfung Deutschlands zur Umsetzung der UN-BRK. 
Jürgen Dusel betonte in seiner Eröffnung, dass Inklusion in Deutschland noch lange keine Selbstver-
ständlichkeit sei - auch wenn sich schon viel bewegt habe. „Im Jahr des Jubiläums der UN-BRK zeigt 
sich, dass Menschen mit Behinderungen noch immer häufig mit zahlreichen Hürden kämpfen müssen. 
Sei es bei der steuerlichen Gleichstellung oder auch bei der Suche nach bezahlbarem barrierefreiem 
Wohnraum, führte Dusel aus. Ein wichtiges Thema sei auch die medizinische Versorgung von Men-
schen mit schweren Behinderungen und hohem Unterstützungsbedarf. 
 

     
Fotos: Konrad Schmidt 
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So gebe es bei der Kostenübernahme von Assistenz im Krankenhaus eine gesetzliche Regelungslücke 
zulasten der betroffenen Menschen. Diese führe im schlimmsten Fall dazu, dass Menschen trotz 
schwerwiegender gesundheitlicher Probleme nicht behandelt werden könnten. Das sei eines moder-
nen Sozialstaats im 21. Jahrhundert nicht würdig. „Deutschland wird in diesem Jahr von der Staaten-
gemeinschaft zum zweiten Mal auf den Inklusions-Prüfstand gestellt. Und ich kann jetzt schon sagen: 
Wir werden sicher an einigen Stellen nacharbeiten müssen. Denn bei der Inklusion geht es um die 
Umsetzung fundamentaler Grundrechte.“ 
Auch die Teilhabe am Arbeitsleben müsse verbessert werden. Es sei inakzeptabel, dass rund ein Vier-
tel aller beschäftigungspflichtigen Arbeitgeber gar keine Menschen mit Behinderung beschäftige. Ne-
ben Anpassungen der Ausgleichsabgabe schlug Dusel vor, dass Arbeitgeber, die Menschen mit Behin-
derung einstellen wollen, nur noch das Integrationsamt als alleinigen Ansprechpartner haben sollten, 
denn Leistungen aus einer Hand beschleunigten und vereinfachten Prozesse. 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz zeigte sich in seiner Rede zuversichtlich, dass die Forderung nach 
einer Verdopplung des Pauschbetrags für behinderte Menschen im Einkommenssteuerecht erfüllt 
werde. Diese werde derzeit geprüft und brauche die Zustimmung der Länder. 
 

 
Fotos: Konrad Schmidt und Daniel Büter 

 
Dazwischen haben Kassandra Wedel mit Partnerin Rosalie Wanka auf der Bühne wunderschön ge-
tanzt. Beide trugen dabei lange Kleider und keine Schuhe, sie bewegten sich beim Tanzen synchron. 
Dieser Jahresempfang war eine der schönsten Veranstaltung. (DB) 
 
DeafMentoring – Abschlussveranstaltung am 10.05.2019 in Köln 
Zahlreiche Mitarbeiter*innen der Universität Köln unter der Leitung von Prof. Dr. Thomas Kaul und 
der Rheinisch-Westfälischen Hochschule Aachen unter der Leitung von Prof. Dr. Klaus Willmes von 
Hinckeldey sind seit 2015 im Rahmen des Projekts „DeafMentoring“ tätig. Diese Mitarbeiter*innen ha-
ben etwa 100 Gehörlose und Schwerhörige in diversen Städten in Deutschland unterrichtet und ge-
coacht. Die Teilnehmer*innen haben ihre Erfahrungen an interessierte gehörlose und schwerhörige 
Jugendliche und Erwachsene weitergegeben und sie für ihr weiteres Leben fördern können, insbeson-
dere in der Arbeit, im Ehrenamt und in der Freizeit. Nach der erfolgreichen Qualifizierung haben bis-
her etwa 60 das Zertifikat als DeafMentor*innen erhalten. Das erfuhren viele Teilnehmer*innen der 
ganztägigen Abschlussveranstaltung an der Universität Köln am 10. Mai. Dort hielt unter anderem 
Helmut Vogel als DGB-Präsident ein Grußwort. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat das 
Projekt aus den Mitteln des Ausgleichsfonds gefördert. Das Projekt wird im Herbst 2019 enden. (HV) 
 

 
Foto: Nina Hoffmann, SignGes RWTH Aachen 
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Maiempfang des Pankower Bundestagsabgeordneten Klaus Mindrup am 10.05.2019 
Am 10.05.2019 war Daniel Büter eingeladen zum Maiempfang. In gemütlicher Atmosphäre hatte er 
Gelegenheit, sich mit Vertretern des Bezirks Pankow, des Landes Berlin, mit Bundestagsabgeordneten 
und Vertretern anderer Vereine auszutauschen. (DB) 
 
Fachtagung „Inklusive Bildung durch Gebärdensprache“ von 17.–19.05.2019 in München 
Zur dreitägigen Fachtagung „Inklusive Bildung durch Gebärdensprache“ des Gehörlosenverbands 
München und Umland e.V. (GMU) sind viele Gehörlosen, Eltern und Fachleute aus dem bayerischen 
Raum gekommen. Ebenso waren Vertreter des bayerischen Sozial- und Kultusministeriums wie auch 
einige Professoren für Gehörlosen-/Schwerhörigenpädagogik von deutschen Hochschulen anwesend. 
An einer abendlichen Diskussionsrunde nahm auch Helmut Vogel als Präsident und Leiter des Fach-
teams „Bildung“ teil. Der GMU hat am 18.06.2019 eine ausführliche Pressemitteilung veröffentlicht. 
Demnächst wird ein konkreter Forderungskatalog für die bayerische Schulpolitik veröffentlicht. Es war 
ein großes zweites Treffen nach dem Fachtreffen des DGB am 20.09.2018 in Hannover. Im Frühjahr 
2020 wird es erneut ein DGB-Fachtreffen mit Bildungsbeauftragten der Landesverbände und Stadt-
verbände geben. (HV) 
 

 
Foto: Hatice Yildirim-Dähne 

 
EUD Workshop, Seminar und Mitgliederversammlung von 16.–19.05.2019 in Bukarest 
An der Mitgliederversammlung der Europäischen Union der Gehörlosen (EUD) vom 16. bis 19. Mai 
2019 in Bukarest nahmen der 2. Vize-Präsident des Deutschen Gehörlosen-Bundes, Steffen Helbing, 
und EUD-Vorstandsmitglied Daniel Büter teil. 
Der EUD-Workshop fand am Donnerstag, 16.05.2019 statt. „European Accessibility Act“ (EAA), „Audi-
ovisual Media Services Directive“ (AVMSD) und „European Electronic Communications Code“ (EECC) 
waren drei politische Themenpunkte, die die Vorträge und Diskussionen beschäftigten. Dafür war die 
Grundlage durch die Mitgliederversammlung vorbereitet worden. 
Am Freitag, 17.05.2019 hat die EUD gemeinsam mit dem rumänischen Gehörlosenverband ein Semi-
nar „Übersicht über die europäischen Organisationen“ durchgeführt. Alle 26 nationalen Gehörlosen-
verbänden gaben kurze Vorträge über den Vorstand und die Geschäftsführung mit der Angabe von 
Männern und Frauen, Hörenden und Gehörlosen, über finanzielle Einnahmen und Hauptziele des Ver-
bandes. Es war ein sehr interessantes und informatives Seminar. 
 

     
Foto: David Hay (EUD) 
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An der 33. EUD-Mitgliederversammlung am Samstag, 18.05.2019 nahmen Delegierte aus 27 nationa-
len Verbänden der Gehörlosen teil. Dann wurde der Jahresbericht 2018 zusammen mit einem Finanz-
bericht und einem Überblick über das Arbeitsprogramm 2019 vorgestellt. Die politische Strategie, die 
Kommunikations- und Medienstrategie sowie Berichte der Kooperationspartner wurden präsentiert. 
Die EUD und das europäische Netzwerk für Gebärdensprachlehrer/-innen (ENSLEY) haben eine Ko-
operationserklärung unterzeichnet. (DB) 
 
Neues Fachteam für Taubblinde mit dem Beauftragten Benjamin Gutwein 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Taubblinden e. V. (BAT) und der DGB stehen seit einigen Jahren 
vermehrt in intensiverem Kontakt wegen des Einsatzes für das Merkzeichen „Taubblind“ und das bes-
sere Bundesteilhabegesetz. Die BAT ist die Interessenvertretung für die gebärdensprachlich orientier-
ten Taubblinde und ist Mitglied im Europäischen Taubblindenverband (EDBU). In diversen Vereinen 
und Verbänden des DGB sind auch viele Taubblinden und Usher-Betroffene als Mitglieder vertreten. 
Manche Vorstände kennen die Bedürfnisse der Taubblinden nicht. Bei der DeafMentoring-Abschluss-
veranstaltung am 10.05.2019 in Köln haben sich Dieter Zelle, Uwe Zelle, Helmut Vogel und Benjamin 
Gutwein nach dem Gespräch am 18.01.2019 wieder getroffen. In Absprache mit der BAT hat das Prä-
sidium ein neues Fachteam Taubblinde einberufen, dem die folgenden Personen angehören: B. Gut-
wein (Balingen), Sabine Springer (Berlin) und Barbara Niese (Weilheim). B. Gutwein hat sich bereit 
erklärt, ehrenamtlich als Taubblindenbeauftragter und Leiter des Fachteams zu wirken. Er arbeitet be-
ruflich als Berater bei EUTB-Beratungsstellen in Rottweil (für Taubblinde) und in Stuttgart (für Gehör-
lose). Bei Fragen der Mitgliedsverbände des DGB ist B. Gutwein als Ansprechpartner da. (HV) 
 

 
Foto: Marion Nistor 

 
GFTB-Tagung für Taubblinde am 21.05.2019 in Kassel 
Zweimal im Jahr trifft sich der Gemeinsame Fachausschuss für Taubblinde (GFTB). In diesem Fach-
ausschuss kommen diverse Vertreter*innen aus den Einrichtungen und Verbänden zusammen. Die 
BAT und der DGB gehören ebenfalls diesem Fachausschuss an. Der Fachausschuss befasst sich mit 
der Lebenssituation der lautsprachlich und gebärdensprachlich orientierten Taubblinden und ist vor 
etwa zehn Jahren vom Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverband e. V. (DBSV) gegründet wor-
den. Bei der Tagung waren der Vorsitzende Dieter Zelle und die 2. Vorsitzende Inna Shevchuk von 
der BAT sowie Benjamin Gutwein und Helmut Vogel anwesend. Insbesondere wurde die Ausbildung 
der Taubblindenassistenz besprochen. Weiterhin wurde Rainer Delgado vom DBSV als Vorsitzender 
des GFTB für die nächsten drei Jahre wiedergewählt. Der DGB und die BAT wünschen Rainer Delgado 
viel Erfolg bei dieser wichtigen Aufgabe. (HV) 
 

 
Foto: Lars Neuhaus 
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SALO-Fachtag am 22.05.2019 
Seit mehr als 15 Jahren arbeitet die Salo Bildung und Beruf GmbH in Berlin an der beruflichen Inklu-
sion von Menschen mit Behinderungen. Daniel Büter nahm an dem Fachtag „Teilhabe am Arbeitsle-
ben“ am 22.05.2019 teil. (DB) 
 
70 Jahre Grundgesetz (BMJV) am 23.05.2019 
Am 23.05.2019 wird das Grundgesetz siebzig Jahre alt. Bis heute gilt es für viele als das wichtigste 
Regelwerk der Nachkriegszeit. Bei der Podiumsdiskussion „70 Jahre Grundsetz: Eine Erfolgsgeschichte 
mit Zukunft?“ mit der Bundesjustizministerin Katarina Barley und Prof. Dr. Bernhard Schlink hat Da-
niel Büter vor Ort mitgesehen. (DB) 
 

 
Foto: photothek 

 
Verbändeanhörung zu dem Entwurf des 2./3. Staatenberichts der Bundesrepublik 
Deutschland zum Umsetzungsstand der UN-BRK am 27.05.2019 
Die Fragenliste („List of issues prior to reporting – LoIPR“) vom UN-Fachausschuss wurde am 
21.09.2018 veröffentlicht. Deutschland muss den Staatenbericht im nun anstehenden kombinierten 
zweiten und dritten Berichtszyklus dem UN-Fachausschuss bis zum 1. Oktober 2019 vorlegen. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat uns den Antwortentwurf am 15.05.2019 per Mail 
zugesendet. Der Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit, Daniel Büter, nahm an der 
Verbändeanhörung am 27.05.2019 teil und gab mündlich die Stellungnahme des Deutschen Gehörlo-
sen-Bundes e. V. ab. 
 

 
Foto: DGB 

 
Am 04.06.2019 wurde bereits die schriftliche Stellungnahme des DGB an das Ministerium versandt. In 
den nächsten Wochen wird das Ministerium den Staatenbericht finalisieren. Die finale Fassung soll im 
Juli dem Ausschuss zum Nationalen Aktionsplan vorgelegt werden. Ende Juli soll der Bericht im Kabi-
nett verabschiedet werden. Er wird dann ins Englische übersetzt und im Herbst an den UN-Ausschuss 
in Genf geschickt. (DB) 
 
Frühere Gewaltopfer in Heimen – neuer Beauftragter des DGB ist Christian Ebmeyer 
Menschen mit Behinderungen haben ab den 1950er Jahren in Heimen und psychiatrischen Einrichtun-
gen Prügel und Übergriffe erlitten. Es gibt verschiedene Gewaltformen. Das haben viele Gehörlose 
selbst erlebt. Vor diesem Hintergrund gibt es seit 2017 die Stiftung Anerkennung und Hilfe mit Anlauf-
stellen in jedem Bundesland (www.stiftung-anerkennung-und-hilfe.de) 
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In diesem Bereich war Christian Ebmeyer aus Hamburg schon länger auf freiwilliger Basis aktiv. Das 
Präsidium hat ihn Anfang Mai zum ehrenamtlichen Beauftragten des DGB für frühere gehörlose Ge-
waltopfer ernannt. Ebmeyer möchte insbesondere die Landesverbände bei diesem Thema unterstüt-
zen, damit diese den gehörlosen Opfern in ihren Bundesländern beim Gang zu den Anlaufstellen und 
bei der Antragstellung helfen können. Bis Ende 2020 können sie eine Entschädigungszahlung von bis 
zu 14.000 Euro von der Stiftung bekommen. Der Staat möchte auch die verschiedenen Formen der 
Gewalt an Menschen mit Behinderungen als Teil der Gesellschaftsgeschichte annehmen. 
 

 
 
Die Stiftung hat am 13.05.2019 eine bundesweite Veranstaltung mit dem Titel „Zeit, über das Leid zu 
sprechen“ durchgeführt. Die Stiftung hat sich beim DGB dafür entschuldigt, keine Einladung ausge-
sprochen zu haben. Auch sonst hat fast niemand aus den Verbänden des Deutschen Behindertenrates 
eine solche bekommen. Das ist bei einer derart wichtigen Veranstaltung bedauerlich. Es wird einen 
weiteren Austausch zwischen dem DGB und der Stiftung geben. (HV) 
 
Kommunikationsforum: „Soziale Isolierung der älteren Gehörlosen“ am 01.06.2019 
Viele Zuschauer*innen, darunter Daniel Büter, sahen einen beeindruckenden Vortrag zum Thema 
„Soziale Isolierung der älteren Gehörlosen“ von Marcus Willam am 01.06.2019 im vollen Raum des 
Gehörlosenzentrums Berlin. Sie wurden über Sorgen, Ängste und Alarmglocken für die Zukunft der 
Gehörlosen im Seniorenalter sowie die mangelhafte Versorgung, Pflege und Unterbringung gehörloser 
Senioren informiert und gewarnt. Das Seniorenheim „De Gelderhorst“ in Holland ist vorbildlich und 
das beste Beispiel. Die zukünftige Situation der gehörlosen Senioren soll verbessert und die soziale 
Isolierung vermieden werden. Es war eine lebhafte Veranstaltung. (DB) 
 

 
Foto: Martin Vahemäe-Zierold 

 
Sponsoring-Gespräch mit Herrn Salo am 04.6.2019 in Berlin 
In der Niederlassung des Salo in der Prenzlauer Allee in Berlin trafen sich Herr Salo, Firmeninhaber 
aus Hamburg und langjähriger Sponsor des DGB, und der Präsident Helmut Vogel. Die Sponsoring-
kontakte zwischen dem DGB und dem Salo haben in den 90er Jahren unter dem damaligen Präsiden-
ten Ulrich Hase begonnen und werden bis heute fortgeführt. Salo hat dem DGB in der schweren Krise 
im Jahr 2014 beigestanden und dem DGB einen Raum in der Berliner Niederlassung zur Verfügung 
gestellt. Seit 2015 hat der DGB dort seine Bundesgeschäftsstelle. 
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Foto: Daniel Büter 

 
Beim Gespräch am 04.06.2019 war der 18. Weltkongress des Weltverbandes der Gehörlosen, der 
vom 23. bis zum 27. Juli 2019 in Paris stattfindet, ein besonderes Thema. Der Weltkongress mit mehr 
als 100 Vorträgen ist von hoher Bedeutung für die politische Arbeit des DGB und die Gehörlosen. Herr 
Salo erklärt sich bereit, die Finanzierung der Teilnahme von vier Präsidiumsmitgliedern (H. Vogel, E. 
Kaufmann, S. Helbing und U. Gotthardt) und die des Referenten (D. Büter) beim Weltkongress zu un-
terstützen. Herr Salo wird ebenfalls am Weltkongress teilnehmen. Bei den Berichten über den Welt-
kongress seitens des DGB wird Salo als Sponsor erwähnt. Der DGB unterstützt gerne die verschiede-
nen beruflichen Angebote von Salo für Menschen mit Hörbehinderungen, sowohl im Inland als auch 
im Ausland. (HV) 
 
31. Konsultationen der Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention mit den be-
hindertenpolitischen Verbänden am 05.06.2019 
Daniel Büter nahm an der Verbändekonsultation am 05.06.2019 teil. Als Schwerpunkt wurde über „10 
Jahre UN-Behindertenrechtskonvention: Ist ihre Umsetzung in Deutschland ein Erfolg?“ diskutiert. Die 
Aussprache erfolgte auf der Basis des Berichts der Monitoring-Stelle „Wer Inklusion will, sucht Wege: 
Zehn Jahre UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland“. Der Bericht befasst sich mit neun The-
menfeldern, die die Alltagsgestaltung von Menschen mit Behinderungen stark berühren (Wohnen, 
Mobilität, Bildung und Arbeit) und ihre Persönlichkeitsrechte betreffen (gleiche Anerkennung vor dem 
Recht, Wahlrecht, Gleichstellungsrecht) sowie mit der Frage, inwiefern die deutsche Politik im In- und 
Ausland die Umsetzung der Konvention systematisch mitdenkt (Aktionspläne zur UN-BRK, 
Inklusion in der Entwicklungszusammenarbeit). (DB) 
 
3. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 06.06.2019 
An dieser Sitzung am 06.06.2019 nahm Daniel Büter als Vertretung des DGB teil. Wichtige Tagesord-
nungspunkte waren die Staatenberichtsprüfung, der ESF-Beirat, die Geschäftsordnung der PatV, die 
Schlichtungsverfahren, das Bundesteilhabegesetz, der 3. Teilhabebericht, die Welttagsveranstaltung 
am 03.12. etc. (DB) 
 

 
Foto: DBR – Franziska Vu 

 
Verbändetreffen zum Dolmetschen am 15.6.2019 in Recklinghausen 
Nach zwei Jahren hat das Verbändetreffen im Gehörlosenzentrum Recklinghausen wieder stattgefun-
den. Der Vorstand um Alexandra Lorenz und Andrea Knipping vom Bundesverband der Gebärden-
sprachdolmetscher/innen Deutschlands e.V. hat diverse Verbände, die allesamt Nichtmitglied im Bun-
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desverband sind, eingeladen. Es sind die Vertreter*innen von den überregionalen Dolmetscherver-
bänden wie die von Bayern, Bremen, Norddeutschland, dem Berufsverband der tauben Gebärden-
sprachdolmetscherInnen, dem Bundesverband der Schriftdolmetscher und dem Taubblinden-Assisten-
ten-Verband und dem DGB gekommen. 
 

      
Fotos: Sandra Gogol 

 
In den Jahren 2016 und 2017 war die neue Umsatzsteuerregelung das beherrschende Thema bei den 
vier Verbändetreffen. Diesmal wurden neben diesem Thema verschiedene Themen behandelt: Neue 
Marktanalyse bezüglich des JVEG, Dolmetschereinsätze im Krankenhaus und in der Polizei, taube Ge-
bärdensprachdolmetscher, Musikperformance („Musikdolmetschen“) usw. Mit mehr Auswahlmöglich-
keiten können und sollen diverse Bedürfnisse der tauben und taubblinden Kunden besser erfüllt wer-
den. Für das nächste Verbändetreffen sind verschiedene Aufgaben verteilt worden, damit die Ver-
bände ihre Arbeiten effektiv weiterführen können. (HV) 
 
Sitzung zur Entwicklungszusammenarbeit am 17.06.2019 in Bonn 
Steffen Helbing, der 2. Vizepräsident und Leiter des Fachteams „Internationales“, hat an der Sitzung 
beim Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) in Bonn teilge-
nommen. Dort traf sich wieder das ‚Expertenteam Inklusion’ zu einer Sitzung. Es ging u. a. um einen 
übersektoralen Konzeptentwurf zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen in der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit. Das Expertenteam kämpft mit guten Ideen für dieses Ziel! Die Zivilgesell-
schaft müsse mehr eingebunden werden. Es solle eine Botschaft an die Politik gehen, damit ein Um-
denken erreicht und das Thema ‚Menschen mit Behinderung‘ auch bei der Arbeit des BMZ noch mehr 
berücksichtigt wird, um eine bessere Förderung zu ermöglichen. Nur so kann Inklusion gelebt wer-
den! (SH) 
 

 
Foto: Steffen Helbling 

 
3. Workshop im Verbandsklageprojekt am 25.06.2019 
Judith Hartmann nahm als DGB-Vertreterin an dem dritten Workshop des von der Aktion Mensch ge-
förderten behinderungsübergreifenden Muster- und Verbandsklageprojekts am 25.06.2019 in Berlin 
teil. Organisatoren waren der deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband e. V. in Kooperation mit 
der Rechtsberatungsgesellschaft „Rechte behinderter Menschen“ gemeinnützige GmbH. 
Thema des Workshops war dieses Mal die Rechtsdurchsetzung barrierefreier Mobilität. 
Die Hürden sind vielfältig. Die Problemlagen sollten anhand von Fällen aus der Beratungspraxis analy-
siert und einer rechtlichen Bewertung zugeführt werden. Im ersten Teil des Workshops ging es dabei 
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um die Barrierefreiheit bei der Nutzung des öffentlichen Personenverkehrs – von fehlenden Informati-
onen am Bahnsteig über Probleme mit Ein-, Aus- und Umstiegshilfen bei Bahnreisen bis zur verwei-
gerten Mitnahme von Assistenzhunden. Im zweiten Teil des Workshops wurde dann die Barrierefrei-
heit im Straßenraum adressiert – von Problemen mit Ampeln über stufenlose Zugänge bis zur Gestal-
tung öffentlicher Plätze. Ein besonderes Augenmerk wurde daraufgelegt, wie die Rechtsdurchsetzung 
mit Muster- und Verbandsklagen sowie weiteren rechtlichen Instrumenten vorangebracht werden 
kann. (DB) 
 
NDR-Sitzung am 25.06.2019 in Hamburg 
Am 25. Juni 2019 hatte der Norddeutsche Rundfunk (NDR) zum Treffen mit den Vertretern der Ge-
hörlosenverbände in Hamburg eingeladen. 
Die Verbände wurden durch Ralph Raule und Stefan Palm-Ziesenitz (Gehörlosenverband Hamburg e. 
V.), Cortina Bittner (Gehörlosen-Verband Schleswig-Holstein e.V.), Jürgen Dietze und Marion Berger 
(Gehörlosen Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V.), Ludmila Schmidt (Gehörlosenverband 
Niedersachsen e.V.) und Bernd Schneider (DG/DGB) vertreten. 
ARD und NDR haben das Untertitelangebot weiter ausgebaut. Die UT-Quoten liegen aktuell bei: Das 
Erste 98 % / MDR 88 % / NDR 85 % / RB 83 % / BR 79% / SWR 77% / HR 78%/ RBB 77 % / WDR 
74% und SR 68% (Stand: März 2019). 
 

 
Foto: Bernd Schneider 

 
Die ARD strahlt bereits die Sendungen „Hart aber fair“, „Anne Will“ sowie die Politmagazine mit Ge-
bärdensprache aus und wird zukünftig auch den „Brennpunkt“ mit Gebärdensprache ausstrahlen. Die 
Verbände begrüßen den Ausbau, kritisierten jedoch, dass die Angebote in Gebärdensprache nur im 
Internet und nicht im Fernsehen zu sehen sind. Auf dem Smartphone lassen sich die Sendungen nicht 
genießen, da die Gebärdenspracheinblendungen die Größe einer Briefmarke haben und das Datenvo-
lumen bei Videos sehr schnell verbraucht ist. Wer die Sendungen mit Gebärdensprache im Fernsehen 
sehen möchte, braucht zwingend einen HbbTV-tauglichen Fernseher und einen Internetanschluss. 
Der NDR hat in den letzten Jahren viele Wünsche der Gehörlosenverbände umgesetzt. Er arbeitet zur-
zeit an einem Konzept, um die Sendungsankündigungen und -vorschauen ebenfalls zu untertiteln. 
Auch wenn wir unsere Ziele mit 100% Untertitel und 5% Gebärdensprache im TV noch nicht erreicht 
haben, sind wir auf einem sehr guten Weg und danken dem NDR für den konstruktiven Austausch! 
(BS)  
 
Trauerfeier von Karin Kestner am 28.06.2019 in Baunatal bei Kassel 
Am 4. Juni 2019 ist Karin Kestner nach langem Krebsleiden von uns gegangen. Sehr viele haben sich 
in Nachrufen bei ihr für ihr großartiges Engagement bzgl. der Elternberatung, der Herausgabe zwei-
sprachiger Lernmaterialien, juristischer Auseinandersetzungen für die inklusive bimodal-bilinguale Bil-
dung usw. bedankt (www.kestner.de/n/verlag/karin/Karin-Kestner-Trauer.htm). 
Der DGB hat ebenfalls einen Nachruf auf seiner Homepage, in sozialen Medien und in der DGZ veröf-
fentlicht. An der Fachtagung des DGB über CI-Zwang im November 2018 hat Karin Kestner als Refe-
rentin teilgenommen. Es war ein ganz guter Abschluss für ihr jahrelanges Engagement, so hat sie 
rückblickend bei der „Sehen statt Hören“-Sendung im Februar 2019 gesagt. Sie hat von 2006 bis 
2007 als Referentin für Elternfragen für den DGB ehrenamtlich gewirkt. 
Zur Trauerfeier am 29. Juni 2019 in Baunatal bei Kassel sind etwa 250 Trauergäste aus ganz 
Deutschland gekommen. Vom DGB waren Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Mi-
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chael Wohlfahrt und Daniel Büter anwesend. Die Trauerfeier war mit verschiedenen Trauerreden wür-
devoll verlaufen. Karin Kestner hat eine große Lücke in der Gehörlosen-/Gebärdensprachgemeinschaft 
hinterlassen und bleibt in unseren Herzen als engagierte Kämpferin für die (inklusive) Zweisprachig-
keit der Gehörlosen und für die Barrierefreiheit. (HV) 
 

 
Foto: Michael Wohlfahrt 

 
DGB-Pressemitteilungen: 

• Pressemitteilung 01/2019 "Vorstellung der politischen Arbeitsstruktur und des Organigramms 
des Deutschen Gehörlosen-Bundes" 

• Pressemitteilung 02/2019 "Bekanntgabe des Datums und des Mottos zu 7. Kulturtagen 2022 – 
Aufruf zum Logo-Wettbewerb" 

• Pressemitteilung 03/2019 "Großer Applaus zum dritten Platz von Benjamin Piwko bei der „Let’s 
Dance“!" 

 
DGB-Stellungnahme: 

• Stellungnahme 06/2019: "Der Deutsche Gehörlosen-Bund nimmt Stellung zu den Zahlen der 
Schwerbehindertenstatistik – 0,1 Prozent der Gesamtbevölkerung sind gehörlos, also ca. 
83.000 Menschen in Deutschland" 

 
DGB-Filme: 

• DGB-Film 02/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über die Pressemitteilung 01/2019 
"Vorstellung der politischen Arbeitsstruktur und des Organigramms des Deutschen Gehörlo-
sen-Bundes" 

• DGB-Film 3/2019 in Gebärdensprache und mit Untertitel „Ausgewählte Kurzberichte aus dem 
Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für März und April 2019 (14.05.2019) von 
der 1. Vize-Präsidentin Elisabeth Kaufmann" 

• DGB-Film 4/2019 bis 9/2019 in Gebärdensprache und mit Untertitel "Ausgewählte Kurzbe-
richte aus dem Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Mai und Juni 2019 vom 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit, Daniel Büter" 

 
Vorschau: 
23.-27.07.2019 Weltkongress des Weltverbandes der Gehörlosen (WFD) in Paris 
23.09.2019 Internationaler Tag der Gebärdensprachen 
23.-29.09.2019 Internationale Woche der Gehörlosen 
25.-27.10.2019 Ordentliche Bundesversammlung des DGB in Augsburg 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung der 
Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsverbänden 
mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. Insgesamt 
zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die 
Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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 Berlin, 02.09.2019 
 
Bericht 08/2019 
 
Arbeitstagung des Deutschen Gehörlosen-Bundes vom 28.-29.06.2019 in Frankfurt/Main 
 
Bei der Arbeitstagung des DGB im Gehörlosen- und Schwerhörigenzentrum waren vierzehn Vertre-
ter*innen aus elf Mitgliedsverbänden, drei Fördermitglieder, sechs Präsidiumsmitglieder und der DGB-
Referent Daniel Büter anwesend. 
 
Es wurde eine Gedenkminute für Karin Kestner eingelegt. Anschließend erläuterte der Präsident Hel-
mut Vogel die Arbeitsverteilung innerhalb des DGB (Präsidium, Beirat und Bundesgeschäftsstelle). In 
Anlehnung an die Handlungsfelder des Nationalen Aktionsplans 2.0 hat das Präsidium 15 Fachteams 
gebildet. Jede Leitung des jeweiligen Fachteams ist für die eigene Arbeit selbst verantwortlich. Da-
nach stellten die anwesenden Leiter*innen der Fachteams ihre jeweiligen Forderungen vor und erhiel-
ten wichtige Rückmeldungen von den Teilnehmer*innen. Der Forderungskatalog des DGB wird derzeit 
noch weiterbearbeitet. 

 

 
Fotos: Hans-Jürgen Kleefeldt 

 
Darüber hinaus gab Daniel Büter einen Einblick in die Organisationen der 26 nationalen Gehörlosen-
verbände im Europäischen Gehörlosenverband (EUD). 
 
Im Anschluss berichtete die Arbeitsgruppe „DGB 2.0“ unter der Leitung von Bernd Schneider vom 
Landesverband Bayern über ihre Arbeiten seit der letzten Bundesversammlung in Magdeburg 2018. 
Die Arbeitsgruppe, die derzeit aus sieben Personen besteht, hat die Landesverbände nach ihren Be-
darfen gefragt. Dabei hat sie die Vorstellungen der anderen Arbeitsgruppe aus den Jahren 2016 bis 
2018 über die Umstrukturierung des DGB miteinbezogen. Die Tagungsteilnehmer*innen entschieden 
sich für die vier Themen Umstrukturierung, Informationsfluss, Strategieplanung und Jugendorganisa-
tion und diskutierten in den Workshops darüber. Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe werden als Nächs-
tes bei der Bundesversammlung des DGB Ende Oktober 2019 in Augsburg vorgestellt. 
 
Insgesamt war die zweitägige Arbeitstagung in Frankfurt wichtig für den Austausch zwischen dem 
DGB und den Mitgliedsverbänden. Sie unterscheidet sich auch von der nach Tagesordnungspunkten 
ablaufenden Bundesversammlung. Bei der Arbeitstagung im nächsten Jahr sollten mehr Vertreter*in-
nen aus den 26 Mitgliedsverbänden des DGB kommen. Die vier Videofilme über die Arbeitstagung in 
Frankfurt wurden auf der Homepage des DGB veröffentlicht, um mehr Informationen über den Dach-
verband DGB bereitzustellen und aktives Engagement zu ermöglichen. 
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Fotoeindrücke: 

 
 

 
 

 
Fotos: Hans-Jürgen Kleefeldt und Dr. Ulrike Gotthardt 

 
Videofilme: 
 

• DGB-Film 11-1/2019 „Einleitung – DGB-Arbeitstagung in Frankfurt“ 
https://www.youtube.com/watch?v=aW-mKPAb6i8 (1 Stunde 17 Minuten) 

• DGB-Film 11-2/2019 „Forderungskatalog – DGB-Arbeitstagung in Frankfurt“ 
https://www.youtube.com/watch?v=YO5FaFJA_HQ (2 Stunden 42 Minuten) 

• DGB-Film 11-3/2019 „EUD – DGB-Arbeitstagung in Frankfurt“ 
https://www.youtube.com/watch?v=Ri80QV8f-5Y (49 Minuten) 

• DGB-Film 11-4/2019 „DGB 2.0 – DGB-Arbeitstagung in Frankfurt“ 
https://www.youtube.com/watch?v=H_xzXu5QEwQ (1 Stunde 42 Minuten) 

 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung der 
Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsverbänden 
mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. Insgesamt 
zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die 
Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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Berlin, 06.09.2019 
 
Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Juli und August 2019 
 
Kennenlerngespräch mit dem Oberbürgermeister am 10.07.2019 in Friedrichsha-
fen 
Da die nächsten Kulturtage der Gehörlosen im Jahr 2022 in Friedrichshafen am Bodensee ge-
plant sind, war es für uns ein selbstverständliches Anliegen mit dem dortigen Oberbürger-
meister Herrn Andreas Brand ein Gespräch zu führen. Dies war für uns auch deshalb von be-
sonderer Bedeutung, da wir wohl mit Recht annehmen konnten, dass Herr Brand über die 
besondere Situation und die Anliegen der Gehörlosen in der hörenden Gesellschaft nicht in-
formiert ist. Unsere naheliegende Vermutung war auch, dass sich Herr Brand noch nicht aus-
führlich mit der Gebärdensprache und der Gehörlosenkultur befasst hat. So war unsere erste 
Begegnung eine schöne und zugleich wichtige Gelegenheit uns kennenzulernen. An dem Ge-
spräch nahmen Wolfgang Reiner, Vorsitzender des Landesverbandes der Gehörlosen in Ba-
den Württemberg, Gerald Schneider in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Hörgeschä-
digtenzentrums Bodensee-Allgäu-Oberschwaben e.V. und Elisabeth Kaufmann, erste Vizeprä-
sidentin des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V., teil. 
Zu Beginn unseres Gesprächs gaben wir Herrn Oberbürgermeister Brand einen Überblick 
über die Struktur der Kulturtage 2022, deren wichtigste Säulen das Gremium, die Gesell-
schafter/-innen und die demnächst zu gründende gGmbH sind. Beim ersten Gespräch mit 
dem Oberbürgermeister wollten wir nicht mit der Tür ins Haus fallen und zu hohe Erwartun-
gen oder überzogene Vorstellungen über mögliche Fördergelder und unsere Ziele zum Aus-
druck bringen. Wichtig für uns war es, klarzustellen, welchen Erkenntnisgewinn Herr Ober-
bürgermeister Brand von unserer Organisationsarbeit und der Durchführung der Kulturtage 
in seiner Stadt erwarten kann. Wir erklärten ihm auch das Motto der Kulturtage 2022, „Eine 
Kultur überwindet Grenzen“, und führten aus, was das für unsere Gehörlosenkultur und un-
ser Leben als Gehörlose in der Gesellschaft bedeutet. 
Herr Oberbürgermeister Brand zeigte sich von unseren Darstellungen beeindruckt und be-
tonte, dass es für ihn selbstverständlich sei, uns bei der Durchführung der Kulturtage in 
Friedrichshafen zu unterstützen. Schließlich sei er stolz darauf, dass die Kulturtage der Ge-
hörlosen in seiner schönen Stadt Friedrichshafen stattfinden. 
Es war ein sehr aufschlussreiches und konstruktives Gespräch – weitere Gespräche werden 
sicher noch folgen. (EK) 
 

 
Foto: Markus Frank 
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Experteninterview über Notruf-Apps am 09.07.2019 in Berlin 
Rouven Samson – ein Student, der seine Masterarbeit zum Thema „Notruf-Apps für Hörbe-
einträchtigte“ schreibt, führte am 09.07.2019 ein Experteninterview mit dem Vizepräsidenten 
und Fachteamleiter „Notruf/Katastrophenversorgung“ Steffen Helbing, Andreas Muchow 
(HandHelp) und Daniel Büter durch. Es wurde berichtet, dass der „Kampf“ für die Umsetzung 
eines barrierefreien Notrufs sich schon viel zu lang hinziehe. Dabei muss beachtet werden, 
dass es um Menschen geht, die in einer Notlage allein gelassen werden. Der DGB arbeitet 
mit dem Partner HandHelp an einer funktionierenden barrierefreien Notruf-App. Das BMWi 
hat zudem eine eigene Expertengruppe (Expertengruppe Notruf/EGN) initiiert und 200.000 
Euro für die Entwicklung einer entsprechenden App zur Verfügung gestellt. Allerdings wurde 
der DGB als Gremium nicht in die Arbeitsgruppe einbezogen. Es geht um die gleiche Behand-
lung für alle, und es ist an der Zeit, nicht mehr länger zu warten und tatenlos zuzuschauen. 
Die Digitalisierung soll gesellschaftlich weiter fortschreiten, beim barrierefreien Notruf bleibt 
es jedoch bei Lippenbekenntnissen aus der Politik, ohne dass sich messbare Erfolge einstel-
len. Der DGB ist deshalb der Ansicht, dass endlich etwas umgesetzt werden muss, und for-
dert, dass Videotelefonie und die Notruf-App als Notrufmeldewege zugelassen werden. (DB) 
 
Gesprächsrunde beim Bayrischen Rundfunk am 10.07.2019 in München 
Seit mehreren Jahren besteht eine Gesprächsrunde mit den Redaktionsleitungen für Barriere-
freiheit und „Sehen statt Hören“ beim Bayerischen Rundfunk. Am 10. Juli 2019 nahmen Hel-
mut Vogel – als Vertretung für Daniel Büter, den Leiter des Fachteams Medien – und Gab-
riele Hollweck vom Gehörlosenverband München und Umland e.V. (GMU) an der Gesprächs-
runde teil. Vertreter/-innen des Landesverbandes der Gehörlosen in Bayern sowie der Deut-
schen Gesellschaft für Hörbehinderte konnten dieses Mal nicht teilnehmen. Herr Reuß, Pro-
grammleiter für die Abteilung Geisteswissenschaften, berichtete über verschiedene Neuerun-
gen im Bereich des Fernsehens. Bei dem Gespräch über die Untertitelung im Bayrischen 
Rundfunk kristallisierte sich heraus, dass dieses Thema für die bayerischen Verbände beson-
ders wichtig ist. Für den Deutschen Gehörlosen-Bund ist dagegen die bundesweite Sendung 
„Sehen statt Hören“ von großer Bedeutung, auch wenn diese Sendung zu über 90 Prozent 
vom Bayrischen Rundfunk finanziert wird. Es wurde der Wunsch geäußert, dass in Zukunft 
auch andere Rundfunkanstalten zur Finanzierung der Sendung herangezogen werden. Für 
den DGB und für gehörlose bzw. gebärdensprachige Zuschauer/-innen ist es außerdem wich-
tig, dass Wiederholungen der Sendung „Sehen statt Hören“ einen möglichst geringen Anteil 
ausmachen, sondern stets neue Folgen der Sendung gezeigt werden. Dafür bedarf es eines 
verstärkten Engagements und der Aktivität der anderen Landesverbände, die ihre regionalen 
Rundfunkanstalten darüber aufklären müssen, wie wichtig es den gehörlosen und gebärden-
sprachigen Zuschauern ist, dass stets aktuelle Sendungen von „Sehen statt Hören“ ausge-
strahlt werden. (HV) 
 

 
Foto: Gabriele Hollweck 
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Besuch der Hochschule Landshut am 10.07.2019 
Der DGB steht schon seit längerer Zeit mit der Hochschule Landshut in Kontakt. Dort arbeitet 
die einzige gehörlose Professorin Deutschlands, Frau Prof. Sabine Fries. Sie leitet zusammen 
mit Frau Prof. Brenner den Studiengang Gebärdensprachdolmetschen. Am 10. Juli fand ein 
Treffen von Helmut Vogel und Prof. Fries in Landshut statt, bei dem die Hochschule besich-
tigt wurde. Vor Ort sind gute räumliche und technische Bedingungen gegeben. Darüber hin-
aus besteht eine gute Verbindung zwischen Landshut und dem Flughafen München, was be-
sonders wichtig für die Besucher aus Österreich, der Schweiz und Deutschland ist. Dies sind 
gute Voraussetzungen für die Organisation und Umsetzung des vierten Bildungskongresses 
im September 2020. Der DGB, der Österreichische Gehörlosenverband und der Schweizer 
Gehörlosenverband haben sich bei den drei bisherigen Bildungskongressen mit der Durchfüh-
rung abgewechselt. (HV) 
 

 
Foto: Helmut Vogel 

 
Wiedereröffnung des Beratungs- und Inklusionszentrums des Fördervereins der 
Gehörlosen/Hörbehinderten e. V. am 16.08.2019 in Berlin 
Am 16.08.2019 hat der Förderverein der Gehörlosen/Hörbehinderten e.V. (BRD) seine neuen 
Vereinsräumlichkeiten in der Zingsterstraße 8 in Berlin eröffnet und den Deutschen Gehörlo-
sen-Bund eingeladen. Der neue Standort des Fördervereins ist sehr gelungen. Es gab tatkräf-
tige Unterstützung von ehrenamtlich tätigen Menschen, jung und alt, die den Verein dabei 
aktiv und motiviert unterstützt haben. Für dieses Engagement möchte sich der Deutsche Ge-
hörlosen-Bund noch einmal bedanken. Unser 2. Vize-Präsident Steffen Helbing sprach auf 
der Eröffnungsveranstaltung in einer schönen Rede ebenfalls allen Beteiligten seinen Dank 
und Respekt aus. Er brachte seine Freude über die gute Zusammenarbeit der jungen und äl-
teren Generation zum Ausdruck und blickte in seiner Rede auf tolle Theatervorstellungen zu-
rück, die es in der DDR regelmäßig gab. Da die Räumlichkeiten für neue Projekte perfekt 
sind, würde er sich freuen, wenn hier ebenfalls ein Theaterprojekt für Talente jeder Alters-
klasse entstehen könnte und bald vielleicht sogar erste Vorstellungen besucht werden kön-
nen. (SH) 
 
Filmdreh von Huawei am 21.08. in Berlin 
Ende letzten Jahres hat Huawei Westeuropa die StorySign-App für mehr als zehn Gebärden-
sprachen in westeuropäischen Ländern vorgestellt. Die Entwicklung der App erfolgte durch 
Huawei Westeuropa mit der Unterstützung des Europäischen Gehörlosenverbandes (EUD). 
Grundlage der StorySign-App ist ein gebärdender Avatar, der auf Basis der künstlichen Intel-
ligenz entwickelt wurde. Die App soll es erleichtern, dass gehörlose Kinder zusammen mit ih-
ren Familien lesen, und so die Sprachkompetenz in beiden Sprachen, der deutschen Sprache 
und der Gebärdensprache, fördern. Am 21. August besuchte das mehr als zehnköpfige 
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Filmteam im Auftrag von Huawei die Geschäftsstelle des DGB in Berlin. Der leitende Regis-
seur des Filmteams, Chris Overton, ist ein bekannter Regisseur, der 2017 für seinen Film 
„Silent Child“ einen Oscar für den besten Kurzfilm erhalten hat. An diesem Tag wurde Helmut 
Vogel von dem Filmteam zum Thema Lesekompetenz und Bilingualität interviewt. Vogel be-
tonte die Bedeutung von Lesekompetenz und Sprachförderung in beiden Sprachen von An-
fang an. Der Kurzfilm soll im Laufe des Monats September von Huawei veröffentlicht werden. 
(HV) 
 

 
Foto: Daniel Büter 

 
Sitzung des DGB-Präsidiums am 24.08.2019 in Hannover 
Am 24. August fand eine eintägige Präsidiumssitzung in Hannover statt, an der vier Präsidi-
umsmitglieder (Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Michael Wohlfahrt und Dr. Ulrike Gott-
hardt) sowie der Referent Daniel Büter teilnahmen. Die anderen Präsidiumsmitglieder konn-
ten leider nicht anwesend sein. Bei der Sitzung standen die Vorbereitungen auf die ordentli-
che Bundesversammlung im Vordergrund, die vom 25. Bis zum 27. Oktober 2019 in Augs-
burg stattfindet, da die Einladungen für die Bundesversammlung in der darauffolgenden Wo-
che versendet werden mussten. Der Ablauf der dreitägigen Versammlung sowie die Tages-
ordnungspunkte wurden besprochen. Weiterhin gab es einen Austausch über den aktuellen 
Stand der sechs Arbeitsgruppen wie auch über die Personalplanung und die geplanten Aktivi-
täten des DGB für das Jahr 2020 (Seminar, Demonstration, Bildungskongress). (HV) 
 

 
Foto: Daniel Büter 
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4. Kinder-Gebärdensprach-Festival am 24. August 2019 
Am 24. August 2019 fand das 4. Kinder-Gebärdensprach-Festival in Dörnfeld an der Ilm bei 
Erfurt statt. Seit Jahren organisiert der Verein Biling e.V. mit seinem Vorstand unter dem 
Vorsitzenden Manuel Löffelholz dieses Festival. Der Präsident Helmut Vogel übermittelte ein 
Grußwort per Video. Helmut Vogel hat für den Deutschen Gehörlosen-Bund e.V. die Schirm-
herrschaft dieser wertvollen Veranstaltung übernommen. 
Da der Präsident selbst nicht vor Ort sein konnte, vertrat Daniel Beilborn von der Deutschen 
Gehörlosen-Jugend e.V. den DGB. Beilborn hielt auch das Grußwort und nahm an der Podi-
umsdiskussion über Barrieren im Alltag teil. Im Laufe des Tages waren Kinder aus unter-
schiedlichen Altersgruppen mit gebärdensprachlichen Auftritten zu sehen. Außerdem gab es 
einen Vortrag von Prof. Johannes Hennies und Kristin Hennies, die die ersten Forschungser-
gebnisse der Begleitforschung zur bimodal-bilingualen inklusiven Beschulung am Roten Berg 
in Erfurt präsentierten.  
Der Biling e.V. verfolgt eine klare Philosophie von Bilingualität in Deutscher Gebärdensprache 
und deutscher Sprache (Laut- und Schriftsprache). Der Biling e.V. stellt viele Informationen 
zur Verfügung und vermittelt den heranwachsenden Kindern und den Familien vielfältige Per-
spektiven. Ein Video des Grußworts von Helmut Vogel mit Untertiteln auf der Homepage des 
Biling e.V. zu sehen: https://youtu.be/Z9_isSThgQ8 (HV) 
 

 
Foto: Dirk Lawin 

 
Veranstaltung „Gedenk- und Informationsort für die Opfer der nationalsozialisti-
schen „Euthanasie“-Morde“ am 30.08.2019 in Berlin 
Am 30. August 2019 nahm unser 2. Vizepräsident Steffen Helbing stellvertretend für den 
DGB an der Veranstaltung „Gedenk- und Informationsort für die Opfer der nationalsozialisti-
schen ‚Euthanasie‘-Morde“ auf dem Potsdamer Platz teil. Über 200.000 Menschen mit einer 
Behinderung wurden im Nationalsozialismus ermordet. Steffen Helbing brachte seine Trauer 
und tiefe Betroffenheit darüber zum Ausdruck, was Menschen mit einer Behinderung in der 
Vergangenheit widerfahren ist. Herr Helbing machte deutlich, dass so etwas im Hinblick auf 
die Menschenrechte nicht noch einmal geschehen darf. Jeder Mensch muss gleichbehandelt 
werden und verdient Respekt. Er appellierte an die Politik: Hört den Menschen mit Behinde-
rungen zu! Alle Menschen haben das gleiche Recht! Es war eine sehr emotionale Veranstal-
tung und eine bedrückende Stimmung. Im Gedenken an die Opfer wurden Blumensträuße an 
der T4-Gedenkstätte platziert. (SH) 
 

-6- 

Deutscher Gehörlosen-Bund e.V., Prenzlauer Allee 180, 10405 Berlin, www.gehoerlosen-bund.de 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

– 

 
Foto: Steffen Helbing 

 
DGB-Pressemitteilungen: 

• Pressemitteilung 04/2019 „18. Weltkongress des Weltverbandes der Gehörlosen 
(WFD) eröffnet.“ 

• Pressemitteilung 05/2019 „Eröffnungsfeier des 18. Weltkongresses der Gehörlosen“ 
• Pressemitteilung 06/2019 „Neuer Vorstand des Weltverbandes der Gehörlosen (2019-

2023) gewählt“ 
 
DGB-Stellungnahme: 

• Stellungnahme 07/2019: „Stellungnahme zum überarbeiteten Entwurf für einen Medi-
enstaatsvertrag“ 

 
DGB-Bericht 

• Bericht 06/2019: „Bericht über den 1. Norddeutschen Gehörlosen-Seniorentreff vom 
14.-16. Juni 2019 in Hamburg“ 

 
Vorschau: 
23.09.2019 Internationaler Tag der Gebärdensprachen 
23.-29.09.2019 Internationale Woche der Gehörlosen 
25.-27.10.2019 Ordentliche Bundesversammlung des DGB in Augsburg 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 069 – 900 160 333 
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Berlin, 04.10.2019 
 
Bericht 10/2019 
 
2. Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks und Freizeitunter-
nehmen (VDFU) am 18.07.2019 in Berlin 
 
Kurze Hintergrundgeschichte: 
Das Phantasialand in Brühl hat zwei Gehörlosen die Fahrt in der Achterbahn verboten mit der 
Begründung, die Fahrgäste müssten schnell und ohne Hilfe in Sicherheit gelangen können, 
was bei den Gehörlosen nicht möglich sei, da sie wichtige Durchsagen nicht mitbekämen. Bei 
diesem Ausschluss von der Nutzung von Fahrattraktionen handelte es sich schlichtweg um 
einen Fall v Diskriminierung. 
 
Am 12.01.2018 fand das erste Expertengespräch in Berlin statt, an dem Daniel Büter und An-
dreas Kammerbauer als Vertreter der großen Verbände Deutschlands teilnahmen. Bei diesem 
ersten Teil des Expertengesprächs wurde das Thema behandelt, dass die Nutzung von Fahr-
attraktionen diskriminierungsfrei erfolgen muss. Es soll deswegen ein Verfahren entwickelt 
werden, um die Nutzungsbedingungen transparent und nachvollziehbar festzulegen. Zur Auf-
gabenerfüllung gehören unter anderem auch Gutachten zu Rechtspflichten des Freizeitparks, 
die Sicherheit von Fahrgeschäften und Bauverordnungen. Die Teilnehmer beschlossen zum 
Abschluss dieses Gesprächs, dass die Frage des diskriminierungsfreien Zugangs zu Attraktio-
nen geklärt werden sollte und dass die Behindertenverbände bei solchen Entscheidungen 
eingebunden werden müssten. 
 
Nun fand das zweite Expertengespräch statt, an dem die erste Vizepräsidentin des Deut-
schen Gehörlosen-Bundes Elisabeth Kaufmann teilnahm. Der Präsident des Verbandes Deut-
scher Freizeitparks und Freizeitunternehmen e.V. Klaus-Michael Machens sowie der Beauf-
tragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen Jürgen Dusel 
begrüßten die Runde. 
 
Man ist zu der Einsicht gelangt, dass viele Mitarbeiter/-innen der Freizeitparks hinsichtlich 
des Umgangs mit behinderten Menschen nicht sensibilisiert sind. Weiterhin wurde vorgetra-
gen, dass eine Bewusstseinsbildung sowohl bei den Arbeitgeber/-innen als auch bei den Ar-
beitnehmer/-innen von Freizeitparks von nöten sei. Allerdings trage das zur Sorge der Haf-
tung bei. Einige Freizeitparks haben jedoch konkrete Maßnahmen umgesetzt so zum Beispiel 
der Movie Park der eine entsprechende Tabelle online gestellt hat, und der Europapark Rust, 
dessen Guide barrierefrei sein soll. Außerdem soll ein Portal errichtet werden, um Informatio-
nen aus verschiedenen Quellen zu sammeln. Nutzer/-innen werden relevante Informationen 
über die Personalisierung, Navigation und Benutzerverwaltung der Freizeitparks präsentiert. 
Zusätzlich koordiniert das Portal die Suche nach Informationen und deren Präsentation und 
soll die Sicherheit gewährleisten. Elisabeth Kaufmann schlug vor, dass solche Portale, wenn 
sie schon eingerichtet werden, auch in Deutscher Gebärdensprache präsentiert werden soll-
ten. Die Möglichkeiten der Umsetzung sollten mit den Betroffenenverbänden abgestimmt 
werden. Über die folgenden umzusetzenden Punkte wurde diskutiert: 
 
• Es soll untersucht werden, wo die Anlagen keinen barrierefreien Zugang haben 

und wo zum Beispiel Notausgänge sichtbar installiert werden sollten 
• Es soll eine Gefahrenanalyse durchgeführt werden. 
• Es soll die Frage geklärt werden, ob die Risikoanalysen für die Allgemeinheit oder 

nur speziell für behinderte Menschen gelten 
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• Mitarbeitende müssen besser geschult werden 
• Da große Freizeitparks bereit sind, diese Herausforderungen anzunehmen, sollen 

sie die kleineren Freizeitparks unterstützen. Das Problem ist, dass sich mittlere 
Freizeitparks nur ungerne an die Spezialisierungen anpassen wollen. 

 
Als Fazit wurde festgehalten, dass weiterhin Dialoge mit allen Betroffenenverbänden geführt 
werden müssen. Zum Schluss wollte Elisabeth Kaufmann noch wissen, ob das Verbot für die 
Gehörlosen zur Benutzung der Achterbahn inzwischen aufgehoben ist. Herr Machens versi-
cherte, dass sich der Ausschluss von der Nutzung der Achterbahn, wie im Phantasialand in 
Brühl geschehen, nicht wiederholen werde. Weiterhin brachte Elisabeth Kaufmann den 
Wundsch nach einer Einbeziehung der Betroffenenverbände zum Ausdruck. Bei den Entschei-
dungen, der Betreiber über barrierefreie Zugangsmöglichkeiten zu Freizeitparks müssen Be-
troffene mitbestimmen. 
 

 
Foto: Elisabeth Kaufmann 

 
Bericht geschrieben von Elisabeth Kaufmann 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen.  
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 069 – 900 160 333 
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 Berlin, 18.10.2019 
 
Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für September 2019 
 
Tag der Ein- und Ausblicke des Deutschen Bundestages am 08.09.2019 
Rund 23.000 Gäste haben am Sonntag, dem 8. September 2019, den 15. „Tag der Ein- und Ausbli-
cke“ des Deutschen Bundestages in Berlin besucht. Das Programm, das Informationen über Arbeit 
des Bundestages vermittelte und einen Blick hinter die Kulissen von Parlament und Politik erlaubte, 
wurde auch in Deutscher Gebärdensprache angeboten. 
 
Daniel Büter besichtigte während des Rundgangs nicht nur das Reichstagsgebäude, sondern auch das 
Paul-Löbe-Haus und das Marie-Elisabeth-Lüders-Haus. Die Parlamentsgebäude beherbergen interes-
sante Kunstwerke, Architektur und eindrucksvolle Spuren der Geschichte. Auf den Besuchertribünen 
des Plenarsaals berichteten die Vizepräsidentinnen und -präsidenten über die Arbeit des Parlaments, 
beantworteten Fragen der Gäste und gaben Gelegenheit zu Bürgergesprächen. (DB) 

 

 
Foto: Bundestag 

 
Gespräch mit der Stiftung Pro Kommunikation am 09.09.2019 in Stuttgart 
Die Vizepräsidentin des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. Elisabeth Kaufmann, der Landesvorsit-
zende des Landesverbandes der Gehörlosen Baden-Württemberg e. V. Wolfgang Reiner und der Be-
auftragte für die Kulturtage des Landesverbandes der Gehörlosen Baden-Württemberg e. V. Gerald 
Schneider haben sich mit dem Vorstand der Stiftung Pro Kommunikation getroffen, um sich über eine 
Zusammenarbeit und finanzielle Förderung für die 7. Deutschen Kulturtage der Gehörlosen 2022 aus-
zutauschen. (EK) 
 

 
Foto: LVGLBW 

 
Bundesfachstelle Barrierefreiheit in der Jury für den Bundesteilhabepreis am 12.09.2019 
Hans-Jürgen Kleefeldt hat in der Jury für den Bundesteilhabepreis zum Schwerpunktthema „Inklusive 
Mobilität“ mitgewirkt und über die Preisvergabe mitentschieden. Mit dem Preis sollen Vorbilder der 
gelungenen inklusiven Sozialraumgestaltung ausgezeichnet werden. Die Preisverleihung findet bei 
den Inklusionstagen am 11. und 12. November 2019 in Berlin statt. (DB) 
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Gesprächsrunde zum Thema bilinguale Bildung am 13.09.2019 in Dresden 
Die Situation einer Familie mit zwei tauben Kindern an der Dresdner Förderschule für Hören ist schon 
längere Zeit bekannt: Die deutsche Gehörlosen-Zeitung hat im Juli 2019 darüber berichtet, ebenso 
gab es einen Fernsehbericht im "Sachsenspiegel“ (MDR) am 21. August 2019. Der gehörlose Vater, 
Rene Mittländer, hat seit drei Jahren bilingualen Unterricht für seine zwei Kinder gefordert. Schließlich 
hat er den Rat der (mittlerweile verstorbenen) Karin Kestner beherzigt und hat den Rechtsweg be-
schritten. Mit Hilfe des Rechtsanwalts Kroll klagt er das Recht auf Chancengleichheit in der Bildung für 
seine Kinder ein. Mit Erfolg: Das Sozialgericht Dresden hat am 6. September 2019 in einem Eilverfah-
ren beschlossen, dass die tauben Kinder der Familie Mittländer ein Recht auf Gebärdensprachdolmet-
scher/-innen haben, da die Hörgeschädigtenpädagog/-innen an der Förderschule nicht ausreichende 
Gebärdensprachkompetenz aufweisen. Derzeit beantragen auch andere betroffene Familien bei ihren 
Sozialämtern Gebärdensprachdolmetscher/-innen für den Einsatz an den Schulen ihrer gehörlosen 
Kinder. 
 
Am 13. September abends fand eine Gesprächsrunde im Gehörlosenzentrum Dresden statt. Die El-
terninitiative „bilingual erleben“ unter der Initiatorin Magdalena Stenzel hat sich mit den betroffenen 
Familien solidarisiert. Die Vertreter/-innen des Stadtverbandes der Gehörlosen Dresden, des Landes-
verbands der Gehörlosen Sachsen und des Deutschen Gehörlosen-Bundes setzten sich gemeinsam 
mit den betroffenen Familien an einen Tisch. Sie bekamen einen guten Einblick in das nervenaufrei-
bende Engagement der Eltern für ihre Kinder. Dabei wurden und werden die Familien von der sozia-
len Beratungsstelle des Stadtverbandes der Gehörlosen Dresden unterstützt. Für den DGB nahm Hel-
mut Vogel, der als Fachteamleiter für Bildung für den DGB seit längerer Zeit diese Thematik verfolgt, 
teil. Es ist ganz notwendig, dass man nur gemeinsam kämpfen und vorankommen kann, auf dem 
Weg zu guter bilingualer Bildung an den Schulen gehörloser Kinder. (HV) 
 

 
Foto: Phillipp Wendisch 

 
Projektetreffen der modellhaften Erprobung nach Artikel 25 Absatz 3 BTHG vom 12. bis 
zum 13.09.2019 
Daniel Büter nahm an dem zweiten bundesweiten Projektetreffen der modellhaften Erprobung nach 
Artikel 25 des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) am 12. und 13. September 2019 in Berlin teil. 
 
Deutschlandweit werden 29 Modellprojekte gefördert, die bis zu sieben unterschiedliche Regelungsbe-
reiche beinhalten (Einkommens- und Vermögensanrechnung, Assistenzleistungen in der Sozialen Teil-
habe, Umsetzung des Rangverhältnisses zwischen Leistungen der Eingliederungshilfe und Leistungen 
der Pflege, Prüfung der Zumutbarkeit und Angemessenheit, gemeinschaftliche Leistungserbringung, 
Abgrenzung der neuen Leistungen der Eingliederungshilfe und Bezüge zu anderen Leistungen der so-
zialen Sicherung). Noch vor Inkrafttreten (01.01.2020) testen die Modellprojekte die Wirkung der 
neuen Regelungen. Die meisten von ihnen haben zum 01.01.2018 begonnen und ihre Förderungs-
dauer ist auf den 31.12.2021 befristet. Die modellhafte Erprobung wird von der Kienbaum Consul-
tants International GmbH wissenschaftlich begleitet und evaluiert. 
 
Am ersten Tag wurden die Ergebnisse der Evaluation der Modellprojekte vorgestellt, bevor der Fokus 
am zweiten Tag in vier verschiedenen Workshops zu unterschiedlichen Regelungsbereichen auf die 
weitere Arbeit in den Modellprojekten gerichtet wurde. 
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Kritisch ist zu sehen, dass viele Modellprojekte verzögert gestartet sind, sodass der vorgesehene Zeit-
plan kaum einzuhalten sein wird. Insgesamt hat sich auf dem Projektetreffen gezeigt, dass die Um-
setzung des BTHG noch gewaltige Hürden vor sich hat. Einige Landesrahmenverträge fehlen noch. 
Die Leistungen sollen genauer definiert werden. Dies führt zu Unsicherheiten in der Erprobung. Der 
Deutsche Gehörlosen-Bund wird die modellhafte Erprobung nach Artikel 25 BTHG kritisch und auf-
merksam begleiten, um alle Möglichkeiten für Korrekturen am BTHG zu prüfen und zu nutzen. (DB) 
 

 
Foto: gsub 

 
Gemeinsam vom Gesetz zur Praxis: Bilanz und Ausblick zur Umsetzung des Bundesteilha-
begesetzes vom 16. bis zum 17.09.2019 in Berlin 
Am 16. und 17. September 2019 zogen 280 Vertreter/-innen aller Bereiche des sozialrechtlichen Drei-
ecks (Leistungsberechtigte, Leistungserbringer und zuständige öffentliche Leistungs- und Kostenträ-
ger) eine Bilanz zum Umsetzungsstand des BTHG. Nach Berlin eingeladen wurden Helmut Vogel und 
Daniel Büter als Vertretung des Deutschen Gehörlosen-Bundes vom Projekt Umsetzungsbegleitung 
BTHG. Im Zentrum der Bilanzveranstaltung standen drei zentrale Fragen: Wie kommt die Umsetzung 
des Gesetzes voran? Was bleibt zu tun, um „Leistungen wie aus einer Hand“ zu ermöglichen? Und wie 
geht es politisch weiter mit dem BTHG? 

 

 
Foto: Daniel Büter 

 
Dr. Rolf Schmachtenberg, Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Soziales, erläuterte 
den Teilnehmenden in seinem Eröffnungsvortrag den Paradigmenwechsel von der historisch gewach-
senen fürsorglichen Fremdbestimmung hin zu einem modernen selbstbestimmten Teilhaberecht. Der 
dafür notwendige „Kraftakt“ wurde in der anschließenden Podiumsdiskussion mit der ASMK-Vorsitzen-
den und Sozialministerin in Mecklenburg-Vorpommern, Stefanie Drese, sowie Vertreter/-innen von 
Kommunen, Leistungserbringern und Betroffenen diskutiert: Zur Sprache kamen dabei unter anderem 
der ambitionierte Zeitplan für die Umsetzung, die Systemunterschiede zwischen den Bundesländern, 
die Verhandlung von Landesrahmenverträgen vor dem Hintergrund unterschiedlicher Vorstellungen 
von Teilhabe sowie die Suche nach und Schulung von Personal für die Eingliederungshilfe. 
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Beispielsweise wurde der Landesrahmenvertrag thematisiert, der von besonderer Bedeutung ist. Er ist 
losgelöst vom Sozialhilfegesetz und wurde dem Sozialgesetzbuch IX übergeleitet. Bisher haben erst 
neun Bundesländer den Landesrahmenvertrag verabschiedet, während sieben Bundesländer dies 
noch nicht getan haben. Das heißt, die Entwicklung stagniert an diesem Punkt und manche Länder 
sind gegenüber anderen im Rückstand. Darüber fand ein Austausch statt, und es wurde sich beraten, 
wie es weitergehen kann. Regierungsvertreter hielten Vorträge, und in zahlreichen Workshops fand 
eine vertiefende Auseinandersetzung mit bestimmten Themen statt, beispielsweise mit der Bedarfser-
mittlung auf Grundlage der ICF und dem diesbezüglichen aktuellen Entwicklungsstand. Ein anderer 
Workshop beschäftigte sich mit der „Sozialen Teilhabe“ und damit, wie diese definieren werden kann. 
Weiterhin gab es einen Workshop zum Thema „Arbeitsleben“ sowie einen Workshop zum Thema Bil-
dung, wie Teilhabe in diesem Zusammenhang umgesetzt wird, welche Finanzierungsmöglichkeiten 
bestehen und wie sich dies in Zukunft gestalten lässt. Vier Workshops aus diesen verschiedenen The-
menfeldern besuchte Helmut Vogel, und an vier anderen Workshops nahm Daniel Büter teil. 
 
Einig waren sich die Diskutierenden darin, dass es eines umfassenden Bewusstseinswandels bedürfe, 
für den mit dem BTHG die rechtliche Grundlage geschaffen worden sei. Dass dieser Bewusstseins-
wandel nicht nur die Eingliederungshilfe, sondern alle Rehabilitationsträger betreffen muss, war Ge-
genstand der ersten Podiumsdiskussion des zweiten Veranstaltungstages. Vertreter/-innen des GKV-
Spitzenverbandes, der Bundesagentur für Arbeit, der Deutschen Rentenversicherung und der Unfall-
kassen besprachen, was notwendig ist, damit die Komplexität des Sozialsystems nicht zu lasten der 
Menschen mit Behinderungen geht. Für Leistungen „wie aus einer Hand“, ein zentrales Ziel des 
BTHG, soll die „Gemeinsame Empfehlung Reha-Prozess“ der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabili-
tation eine Grundlage bilden. Die Podiumsteilnehmer/-innen machten jedoch deutlich, dass neue Pro-
zesse und Strukturen nur durch intensive Kommunikation und Schulung bei den Mitarbeitenden ankä-
men. Dass in Bezug auf die Zusammenarbeit der Rehabilitationsträger in der Praxis noch viel Nach-
holbedarf besteht, wurde in der Diskussion mit den Teilnehmenden deutlich. 

 

 
Foto: Daniel Büter 

 
Zum Abschluss der Bilanzveranstaltung diskutierten die behindertenpolitischen Sprecher/-innen 
Wilfried Oeelers (CDU/CSU), Jens Beeck (FDP), Sören Pellmann (DIE LINKE) und Corinna Rüffer 
(Bündnis 90/Die Grünen) die Weiterentwicklung des BTHG. Dass der Mensch im Mittelpunkt des Ver-
waltungshandelns stehen müsse und dies vielerorts nicht der Fall sei, war Konsens zwischen den Poli-
tiker/-innen. Die Tücken des gegliederten Sozialsystems würden durch das BTHG besonders deutlich, 
und das System sei noch komplexer geworden. Auftrag der Politik sei es, das BTHG weiterzuentwi-
ckeln, wo gesetzliche Regelungen erforderlich seien, und Druck auszuüben, wo geltendes Recht nicht 
eingehalten werde. (HV und DB) 
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REHACARE vom 18. bis zum 21.09.2019 in Düsseldorf 
38.600 Besucher/-innen kamen zur Fachmesse REHACARE 2019, die vom 18. bis 21. September 2019 
auf dem Düsseldorfer Messegelände stattfand. Für zwei Tage stand Sandra Kühling am Informations-
tand und beriet die Gäste zum Thema Gebärdensprache, Gehörlosigkeit und Gehörlosenkultur. Die 
nächste Fachmesse REHACARE findet zwischen dem 23.09. und dem 26.09.2020 in Düsseldorf statt. 
(DB) 
 

 
Foto: BAG Selbsthilfe 

 
Tag der Gehörlosen am 21.09.2019 in Oldenburg 
In Vertretung des Präsidiums des Deutschen Gehörlosen-Bundes nahm Dr. Ulrike Gotthardt am 21. 
September 2019 an dem Tag der Gehörlosen des Gehörlosenverbandes Niedersachsen in Oldenburg 
teil. In der Weser-Ems-Halle überbrachte sie die Grußworte des DGB und hielt einen Vortrag. In die-
sem Vortrag informierte sie über die Struktur des DGB, indem sie auf das Präsidium, den Beirat, die 
Arbeitsgruppen und die Geschäftsstelle, sowie auf deren Organisation und Aufgaben einging. Das 
Programm des Tages war sehr vielfältig und beeindruckend: Bei herrlichem Sonnenschein zog eine 
Gebärdenparade durch die Stadt, es gab eine Theatershow und die Podiumsdiskussion „Bildungschan-
cen in Gebärdensprache“. Parallel dazu fand die Deafmesse statt. (UG) 
 
Tag der Gehörlosen beim Gehörlosenverband Berlin am 21.09.2019 
Wie jedes Jahr veranstaltete der Gehörlosenverband Berlin e. V. den traditionellen Tag der Gehörlo-
sen am 21.09.2019 im Berliner Gehörlosenzentrum. Dort hielt Daniel Büter einen Vortrag über den 
„Internationalen Tag der Gebärdensprache“ und erläuterte dessen Ursprung. Weiterhin ging er auf 
das Motto „Gebärdensprachrechte für alle!“ und die „Internationale Woche der Gehörlosen“ sowie auf 
die Charta des Weltverbandes der Gehörlosen ein. Anschließend gab es eine Diskussionsrunde. (DB) 
 
Konferenz der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen „Die inklusive Gesellschaft ge-
stalten – 10 Jahre UN-Behindertenrechtskonvention“ am 23.09.2019 in Berlin 
Knapp 300 Menschen, darunter Daniel Büter, kamen zur Konferenz „Die inklusive Gesellschaft gestal-
ten – 10 Jahre UN-Behindertenrechtskonvention“ der grünen Bundestagsfraktion am 23. September 
2019. Nach einem Grußwort der Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt eröffnete die Sprecherin 
für Behindertenpolitik Corina Rüffer die Veranstaltung und erläuterte die Zielsetzung „Die UN-Behin-
dertenrechtskonvention stellt klar, dass Teilhabe ein Menschenrecht ist und alle Lebensbereiche um-
fasst.“ Im Verlauf der Diskussionen an diesem Tag wurde deutlich, dass Deutschland zehn Jahre nach 
dem Beitritt zur Behindertenrechtskonvention längst nicht so inklusiv ist, wie es sein sollte. Noch im-
mer gilt: Teilhabe muss erkämpft werden. 
 
Inklusive Bildung, vorgeburtliche Bluttests und der Zusammenhang von Armut und Behinderung wa-
ren neben weiteren Aspekten zentrale Themen der Tagung. 
 
In einer inklusiven Gesellschaft müssen Staat und Gesellschaft so strukturiert sein, dass behinderte 
Menschen selbst entscheiden können, wo, wie und mit wem sie leben, lernen und arbeiten möchten 
und wer sie dabei unterstützt. Teilhabeleistungen müssen vollständig von der Gesellschaft finanziert 
werden. Das sind die Schritte, die wir zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention gehen müs-

-6- 
 

Deutscher Gehörlosen-Bund e.V., Prenzlauer Allee 180, 10405 Berlin, www.gehoerlosen-bund.de 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

– 

sen. Die Bundesregierung muss nun endlich handeln. Menschenrechte gelten für alle. Die UN-Behin-
dertenrechtskonvention formuliert keine Sonderrechte für bestimmte Menschen. Sie zeigt auf, was 
gegeben sein muss, damit behinderte Menschen ihre Menschenrechte auch wahrnehmen können. Die 
Veranstaltung hat gezeigt, dass das noch immer nicht der Fall ist. Höchste Zeit also, das Tempo zu 
beschleunigen. 
 
In einer Schlussrunde wurde die Ergebnisse der Workshops zusammengefasst, bevor Helene Jarmer, 
die erste gehörlose Abgeordnete im österreichischen Nationalrat (2009 – 2017), zum Abschluss eine 
Rede hielt. Daniel Büter fand die gesamte Veranstaltung interessant und die Redebeiträge der Teil-
nehmenden sehr aufschlussreich. (DB) 

 

 
Foto: Mareike Drygala 

 
Festakt zur Verleihung des Jakob-Muth-Preises am 25.09.2019 in Berlin 
Der Jakob-Muth-Preis macht seit 2009 – also seit mittlerweile 10 Jahren – auf gelungene Beispiele in-
klusiver Schulen und Verbünde aufmerksam und liefert Impulse für die Weiterentwicklung von Inklu-
sion im deutschen Bildungssystem. Auf Initiative des Beauftragten der Bundesregierung für die Be-
lange von Menschen mit Behinderungen wurde der Preis in Kooperation mit der Bertelsmann Stiftung 
und der Deutschen UNESCO-Kommission in diesem Herbst erneut vergeben. 
 
Bei dem Festakt am 25.9.2019 in der Zitadelle Spandau kamen die verschiedenen Preisträger und 
viele eingeladene Personen zusammen. Es waren fünf Schulen aus ganz Deutschland ausgewählt 
worden, die inklusive Bildung mit ihrem jeweiligen Schulkonzept auf einen guten Weg gebracht ha-
ben. Über dreißig Schulen diverser Schulformen hatten sich für den Einzelschulpreis und den Ver-
bundpreis beworben. Helmut Vogel vom DGB nahm als Mitglied der Jury an diesem Festakt teil. (HV) 
 

 
Foto: Thomas Kunsch 
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Informationsveranstaltung „Aufarbeiten, was geschah – Stiftung Anerkennung und Hilfe“ 
am 25.09.2019 in Dortmund 
Der DGB-Beauftragte für Gewaltopfer in Heimen, Christian Ebmeyer, nahm an der Informationsveran-
staltung zum Thema „Aufarbeiten, was geschah – Stiftung Anerkennung und Hilfe“ am 25.09.2019 in 
Dortmund teil. Die Veranstaltung war für die ca. 40 Besucher/-innen in den Räumen des Zentrums für 
Gehörlosenkultur e.V. Dortmund sehr informativ und gewinnbringend. Anträge und Informationsma-
terial waren in großer Menge vorhanden. Die Referent/-innen erläuterten anschaulich Sinn und Zweck 
der Stiftung Anerkennung und Hilfe und gingen auf die Zugangsmöglichkeiten und Voraussetzungen 
für eine Beantragung von Entschädigungsleistungen ein. Bei der Antragstellung sollten alle geforder-
ten Unterlagen möglichst vollständig eingereicht werden, um die Bearbeitungsdauer zu verkürzen. Die 
Bearbeiter/-innen der Beratungsstelle wissen aber sehr wohl, dass es oftmals schwierig ist, die Unter-
lagen nach vielen Jahren noch bereitzustellen. In diesem Zusammenhang ist es wichtig, eine Voll-
macht auszustellen, so dass die Bearbeiter/-innen selbst weitere Recherchen anstellen können, um so 
ggf. noch an Unterlagen zu gelangen. 
 
Die Anlauf- und Beratungsstelle in Münster umfasst fünf Stellen, die bisher ca. 2.400 Anträge bearbei-
tet haben. Die Berater/-innen sind demzufolge stark überlastet und die Bearbeitungszeiten entspre-
chend lang. Die durchschnittliche Wartezeit auf einen persönlichen Termin liegt zur Zeit bei 13 Mona-
ten. (CE) 
 

 
 
 
Gespräch mit dem ZDF am 26.09.2019 im ZfK in Potsdam 
Bernd Schneider, Thomas Zander und Daniel Büter haben an einem konstruktiven Gespräch mit Frau 
Foltys und Herrn Ehrlich über barrierefreie Medienangebote (Untertitel und Gebärdensprache), Gebär-
densprach-Avatare, den Medienstaatsvertrag und die Planungen für das Jahr 2020 teilgenommen. Die 
zukünftige Zusammenarbeit mit dem ZDF soll das Prinzip der UN-BRK „Nichts über uns ohne uns“ be-
rücksichtigen und verbessert werden. Im Anschluss an das Gespräch besichtigten wir die Räumlich-
keiten und Produktionsstätten im ZfK, in denen Sendungen mit Gebärdensprache für mehrere Sender 
produziert werden. Frau Foltys ist die Nachfolgerin von Herrn Kleinknecht. Wir bedanken uns bei 
Herrn Kleinknecht für die langjährige gute Zusammenarbeit. (DB) 
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Internationale Konferenz „TISLR13“ an der Uni Hamburg am 26.09.2019 
Bei der Eröffnungsfeier der 13. Internationalen Konferenz für Gebärdensprachlinguistik an der Univer-
sität Hamburg am 26. September 2019 hielt Steffen Helbing, Vorstandsmitglied des Weltverbandes 
der Gehörlosen und 2. Vizepräsident des Deutschen Gehörlosen-Bundes, das Grußwort. Die TISLR-
Konferenz fand zum ersten Mal seit ihrer erstmaligen Ausrichtung 1986 in Deutschland statt. Sie ist 
von vier Professor/-innen gemeinsam organisiert worden: Prof. Annika Herrmann, Professorin für Ge-
bärdensprachen und Gebärdensprachdolmetschen an der Universität Hamburg, Prof. Barbara Hänel-
Faulhaber, Professorin für Pädagogik bei Beeinträchtigung des Hörens/Gebärdensprache an der Uni-
versität Hamburg, Prof. Christian Rathmann, Professor für Deaf Studies und Gebärdensprachdolmet-
schen an der Humboldt-Universität Berlin, und Prof. Markus Steinbach, Professor für Gebärdenspra-
chen an der Georg-August-Universität Göttingen. Veranstalter der Konferenz war die internationale 
Gesellschaft der Gebärdensprachlinguistik (SLLS), die die TISLR-Konferenz alle drei Jahre ausrichtet. 
Etwa 450 Teilnehmer/-innen aus aller Welt erlebten bei der Konferenz in Hamburg drei Tage lang 
spannende Vorträge und tauschten sich untereinander aus. (SH) 

 

 
Foto: Katja Fischer 

 
 

Fachtag Hören und Sehen am 30.09.2019 in München 
Zum zweiten Mal fand am 30.09.2019 der Fachtag Hören und Sehen in der Ludwig-Maximilian-Univer-
sität (LMU) in München statt, diesmal zum Thema „Bildungszugang und Inklusion“. Die Veranstaltung 
wurde gemeinsam vom Bayerischen Kultusministerium, dem Lehrstuhl für Gehörlosen- und Schwer-
hörigenpädagogik der LMU und dem Sehbehinderten- und Blindenzentrum Südbayern gestaltet. Auf 
Einladung von Prof. Dr. Annette Leonhardt nahmen Helmut Vogel als Präsident des DGB, Bernd 
Schneider als Vorsitzender des Landesverbands Bayern der Gehörlosen sowie Andreas Bethke als Ge-
schäftsführer des Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverbandes daran teil. Der Fachtag sollte die 
Netzwerkarbeit zwischen den einzelnen inklusiven Schulsettings befördern und die Qualität inklusiver 
Bildung in Bayern verbessern. Leider wurde das Thema „bimodal-bilinguale Bildung“ bei diesem Fach-
tagung kaum aufgegriffen. Prof. Leonhardt sagte jedoch zu, dass dieses Thema beim nächsten Fach-
tag stärker berücksichtigt werden soll. (HV) 
 

 
Foto: Helmut Vogel 
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DGB-Pressemitteilungen: 
• Pressemitteilung 07/2019 „zur bundesweiten Einführung der DGS-Sprachzertifizierung“ 

(04.09.2019) 
• Pressemitteilung 08/2019 „‚Gebärdensprachrechte für alle!‘ – so lautet das Motto des diesjäh-

rigen Internationalen Tages der Gebärdensprachen und der Internationalen Woche der Gehör-
losen, die vom 23. bis zum 29. September 2019 zum zweiten Mal stattfinden.“ (19.09.2019) 

 
DGB-Stellungnahme: 

• Stellungnahme 08/2019 „zum Entwurf eines Gesetzes für bessere und unabhängigere Prüfun-
gen (MDK-Reformgesetz) BT-Drs. 19/13397 und zur öffentlichen Anhörung zur Reform des 
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) am 14.10.2019“ (10.10.2019) 

 
DGB-Bericht 

• Bericht 07/2019 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Mai und Juni 2019“ 
(19.07.2019) 

• Bericht 08/2019 „Arbeitstagung des Deutschen Gehörlosen-Bundes vom 28.-29.06.2019 in 
Frankfurt/Main“ (02.09.2019) 

• Bericht 09/2019 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Juli und August 2019“ 
(06.09.2019) 

• Bericht 10/2019 „2. Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Freizeitparks und Freizeit-
unternehmen (VDFU) am 18.07.2019 in Berlin“ (04.10.2019) 

 
DGB-Filme: 

• DGB-Film 10/2019: Stellungnahme 06/2019: „Der Deutsche Gehörlosen-Bund nimmt Stellung 
zu den Zahlen der Schwerbehindertenstatistik – 0,1 Prozent der Gesamtbevölkerung sind ge-
hörlos, also ca. 83.000 Menschen in Deutschland“ (26.08.2019) 

• DGB-Film 11-1/2019: Einleitung – DGB-Arbeitstagung in Frankfurt (02.09.2019) 
• DGB-Film 11-2/2019: DGB-Forderungskatalog – DGB-Arbeitstagung in Frankfurt (02.09.2019) 
• DGB-Film 11-3/2019: Übersicht der nationalen Gehörlosenverbände als Vollmitglieder der eu-

ropäischen Union der Gehörlosen (EUD) – DGB-Arbeitstagung in Frankfurt (02.09.2019) 
• DGB-Film 11-4/2019: DGB 2.0 – DGB-Arbeitstagung in Frankfurt (02.09.2019) 
• DGB-Film 12/2019: Pressemitteilung 07/2019 zur bundesweiten Einführung der DGS-Sprach-

zertifizierung (04.09.2019) 
• DGB-Film 13/2019: Pressemitteilung 08/2019 „Gebärdensprachrechte für alle!“ – so lautet das 

Motto des diesjährigen Internationalen Tages der Gebärdensprachen und der Internationalen 
Woche der Gehörlosen, die vom 23. bis zum 29. September 2019 zum zweiten Mal stattfin-
den.“ (25.09.2019) 

• DGB-Film 14/2019: Bericht 10/2019: „2. Expertengespräch mit dem Verband Deutscher Frei-
zeitparks und Freizeitunternehmen (VDFU) am 18.07.2019 in Berlin“ (05.10.2019) 

• DGB-Film 15/2019: „Unsere 1. Vize-Präsidentin, Elisabeth Kaufmann, erklärt das Motto der 7. 
Deutschen Kulturtage der Gehörlosen 2022 in Friedrichshafen: „Eine Kultur überwindet Gren-
zen“.“ (11.10.2019) 

 
Vorschau: 
25.-27.10.2019 Ordentliche Bundesversammlung des DGB in Augsburg 
18.11.2019  Fachtagung der DG „Gebärdensprache an Schulen jetzt!“ 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung der 
Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsverbänden 
mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. Insgesamt 
zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die 
Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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 Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung in Deutschland 
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Berlin, 13.12.2019 
 
Bericht 12/2019 
 
Fachtagung von der Deutschen Gesellschaft der Hörbehinderten: 
„Gebärdensprache an Schulen jetzt!“ am 18.11.2019 in Berlin 
 
 
In der Deutschen Gesellschaft der Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachverbände e. V. (DG) 
als Dachverband der 26 Mitgliedsverbände gibt es bereits seit mehreren Jahren den Fachaus-
schuss Bildung, in dem folgende Personen aus verschiedenen Mitgliedsverbänden mitwirken: 
Prof. Dr. Christian Rathmann und Prof. Dr. Claudia Becker aus dem wissenschaftlichen Kreis, 
Susanne Keppner und Dietmar Schleicher aus dem Kreise der Pädagogen, Kathrin Pflugfelder 
vom Bundeselternverband gehörloser Kinder e. V. und Ines Helke vom Schwerhörigen-Bund 
e. V. Der momentane Schwerpunkt des Fachausschusses mit Prof. Dr.  Christian Rathmann 
als Sprecher liegt in der Einführung und Etablierung des Unterrichtsfaches „Deutsche Gebär-
densprache“ (DGS) an Förderschulen für Gehörlose und Schwerhörige sowie an Regelschu-
len. 
 
Es wurde für diese Thematik bereits eine Arbeitsgruppe bei der Kultusministerkonferenz 
(KMK) initiiert. In dieser Arbeitsgruppe ist es leider noch nicht zu einem Konsens gekommen, 
da nicht alle anwesenden Landesvertreter eine Einführung der DGS als Unterrichtsfach in den 
Schulen ihres Bundeslandes befürwortet haben. 
 
Deswegen führte die Deutsche Gesellschaft der Hörbehinderten eine Fachtagung unter dem 
Motto „Gebärdensprache an Schulen jetzt!“ am 18. November 2019 in der Landesvertretung 
Schleswig-Holstein in Berlin durch. Im Fokus der Veranstaltung „Berliner Sinnphonie 2019“ 
stand die Umsetzung einer konkreten Forderung der UN-Behindertenrechtskonvention (Arti-
kel 24, Absatz 3 und 4), nämlich die Implementierung des Unterrichtsfachs Deutsche Gebär-
densprache. 
 
Zuerst begrüßte der Vorsitzender der DG, Professor Dr. Ulrich Hase, die etwa hundert Ta-
gungsbesucher, darunter zahlreiche Lehrerinnen und Lehrer und pädagogische Fachkräfte. 
Die drei Grußworte hielten der Bundesbeauftragte für die Belange von Menschen mit Behin-
derungen, Jürgen Dusel, der Ministerialrat der Kultusministerkonferenz, Sönke Asmussen so-
wie der Präsident des Deutschen Gehörlosen-Bundes, Helmut Vogel. 
 
Die folgenden Vorträge von Prof. Dr. Christian Rathmann, von Prof. Dr. Claudia Becker und 
Prof. Dr. Barbara Hänel-Faulhaber zur Bedeutung der Implementierung des Unterrichtsfaches 
DGS sowie zu den aktuellen Bestrebungen in der Wissenschaft machte deutlich, wie zentral 
eine solche Einführung für  die Entwicklung und Kommunikationsfähigkeit hörbehinderter 
Schülerinnen und Schüler wäre. Die danach folgenden Beiträge aus der Praxis von Ulrike 
Witte und Christian Borgwardt von der Elbeschule Hamburg konnten den Tagungsbesuchern 
u.a. aufzeigen, wie eine Unterrichtseinheit des Faches Gebärdensprache gestaltet werden 
kann. Dabei war die vorgestellte Unterrichtseinheit über gehörlose Juden in der nationalsozi-
alistischen Zeit äußert beeindruckend - inhaltlich wie didaktisch – aufbereitet und umgesetzt. 
 
Im Laufe der Tagung stellten auf dem „Markt der Möglichkeiten“ im Foyer der Landesvertre-
tung die Elbeschule Hamburg und die Ernst Adolf Eschke-Schule Berlin ihre Unterrichtsmate-
rialien für das Fach DGS vor und regten die Teilnehmer/-innen zum Austausch an. In der ab-

257256



-2- 
 

Deutscher Gehörlosen-Bund e.V., Prenzlauer Allee 180, 10405 Berlin, www.gehoerlosen-bund.de 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

– 

schließenden Podiumsdiskussion sicherte Sönke Asmussen zu, dass sich die in der KMK ein-
gerichtete Arbeitsgruppe zur Implementierung des Unterrichtsfaches DGS weiter ernsthaft 
mit dem Anliegen auseinandersetzen werde. Auf Grundlage des Forderungskataloges der 
Deutschen Gesellschaft zur Implementierung des Unterrichtsfachs DGS, welches im An-
schluss vorgelegt wurde, kann dies noch konkreter gelingen. 
 
Die etwa hundert Tagungsteilnehmer/-innen hatten eine lebhafte und äußerst interessante 
Fachtagung erlebt. Es wäre eine noch erfolgreichere Fachtagung gewesen, hätten sich mehr 
Politikerinnen und Politiker an diesem Tag in der „Berliner Sinnphonie 2019“ eingefunden, 
um den politischen Handlungsbedarf dieses Anliegens weiterzutragen. Jedoch machten sich 
sicherlich manche Lehrer/-innen und pädagogische Fachkräfte mit neuen Erkenntnissen auf 
den Weg, um sich für die Einführung des Unterrichtsfaches DGS in ihren Schulen einzuset-
zen. 
 
 
 
Bericht geschrieben von Helmut Vogel, Präsident und Fachteamleiter für Bildung 
 
 
Das Grußwort vom Präsidenten des DGB bei der Fachtagung ist dem Anhang gesondert bei-
gefügt. 
 
Film des DGB über die Fachtagung, zu sehen unter: https://youtu.be/c-jWD5jeIkM  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenver-
tretung der Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 
26 Mitgliedsverbänden mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusam-
mengeschlossen haben. Insgesamt zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barri-
eren und die Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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 Berlin, 20.12.2019 
 

Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
für Oktober, November und Dezember 2019 

 
Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Gesundheit zur Reform des Medizinischen 
Dienstes der Krankenversicherung (MDK) am 14.10.2019 
Die Bundesregierung hat plant, den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) 
organisatorisch von den Krankenkassen zu trennen und künftig als eigenständige Körperschaft des 
öffentlichen Rechts zu führen. Ziel des geplanten MDK-Reformgesetzes ist es zudem, die Prüfung der 
Krankenhausabrechnung einheitlicher und transparenter zu gestalten. 
 

 
Foto: Daniel Büter 

 
Geplant ist außerdem, die Leistungen von Gebärdensprachdolmetscher/-innen in Krankenhäusern 
nicht mehr durch Fallpauschalen zu vergüten, sondern unmittelbar zwischen den 
Gebärdensprachdolmetscher/-innen und den Kostenträgern abzurechnen. 
Wir haben die DGB-Stellungnahme 08/2019 zum Entwurf eines Gesetzes für bessere und 
unabhängigere Prüfungen (MDK-Reformgesetz) verfasst und veröffentlicht. Daniel Büter nahm als 
Gast an der öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Gesundheit am 14.10.2019 teil und verfolgte, 
wie Dr. Siiri Doka, Referatsleiterin für Gesundheits- und Pflegepolitik von der BAG Selbsthilfe, die 
Frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Thema der Kosten der Gebärdensprachdolmetschung 
im Krankenhaus beantwortete. (DB) 
 
Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Soziales zu rechtlichen Regelungen 
für Menschen mit Behinderung am 14.10.2019 
Die Bundesregierung will gesetzliche Unklarheiten im SGB IX und SGB XII beseitigen, die 
insbesondere die Regelungen für die Unterkunftskosten der besonderen Wohnform nach § 42a des 
SGB XII (Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) betreffen. Es ist vorgesehen, dass 
Leistungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen ab dem 1. Januar 2020 
personenzentriert ausgerichtet werden. Eine Unterscheidung nach ambulanten, teilstationären und 
stationären Leistungen soll es dann nicht mehr geben. 
Für den Bereich des Bundesteilhabegesetzes sind weitere Änderungen geplant. So soll unter anderem 
klargestellt werden, dass die für Werkstätten für behinderte Menschen geltenden Vergünstigungen 
der Anrechenbarkeit von Aufträgen auf die Ausgleichsabgabe und der bevorzugten Vergabe von 
Aufträgen der öffentlichen Hand für andere Leistungsanbieter nicht gelten sollen. 
An einer öffentlichen Anhörung am 14.10.2019 nahm Daniel Büter als Gast teil. Zahlreiche 
Sachverständige stellten ihre Position dar. 
Dr. Sigrid Arnade vom Verein „Selbstbestimmt Leben in Deutschland“ kritisierte die Erschwerung der 
politischen Partizipation von Menschen mit Behinderungen wegen „viel zu kurzer“ Fristen für 
Stellungnahmen zu Gesetzentwürfen und der mangelnden barrierefreien Bereitstellung der 
Dokumente. 
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Foto: Daniel Büter 

 
Ottmar Miles-Paul monierte als Einzelsachverständiger, dass das Bundesteilhabegesetz zwar 
„spannende Ansätze“ zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention enthalte – so etwa die 
Trennung der Existenzsicherung und der Fachleistung sowie der Personenzentrierung –, dass es aber 
in der Praxis den Menschen nicht wirklich mehr Teilhabe verschaffe. So enthalte das Gesetz 
„kontraproduktive Regelungen“ wie den Mehrkostenvorbehalt oder das Zwangspooling. Solche 
Regelungen hätten nichts mit Teilhabe und Selbstbestimmung zu tun. (DB) 
 
Filmdreh von Sehen statt Hören am 16.10.2019 
Am 16.10.2019 fanden die Dreharbeiten für die bekannte Fernsehsendung „Sehen statt Hören“ in der 
Bundesgeschäftsstelle des Deutschen Gehörlosen-Bundes statt. 
 

 
Foto: BR 

 
Dort führte Thomas Zander ein Interview mit dem Präsidenten Helmut Vogel und dem Referenten für 
politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit Daniel Büter über den Forderungskatalog, die politische 
Arbeit und die Vorbereitung der Bundesversammlung 2019 in Augsburg. (DB) 
 
6. Sitzung des Expertenkreises der Bundesfachstelle Barrierefreiheit am 24.10.2019 
In Vertretung des DGB-Präsidenten nahm Daniel Büter am 24.10.2019 an der 6. Sitzung des 
Expertenkreises der Bundesfachstelle Barrierefreiheit teil. Zunächst begrüßten Herr Gülker als Mitglied 
der Geschäftsführung der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und Herr Dr. Sieger 
als Leiter der Bundesfachstelle Barrierefreiheit die Anwesenden. Die Bundesfachstelle berichtete über 
die bisherigen Aktivitäten in der Forschungsbegleitung, in der Öffentlichkeit (Twitter, Newsletter, 
Webseite), in der Arbeitsgruppe „Leitfaden Barrierefreies Bauen“, in der Initiative Sozialraum Inklusiv 
(ISI) etc. 
Im Anschluss wurde eine Studie vorgestellt und präsentiert: „Barrierefreies Arbeiten für Menschen mit 
psychischen Beeinträchtigungen“. Zuletzt wurde der Europäische Rechtsakt zur Barrierefreiheit 
(„European Accessibility Act“, kurz EAA) vorgestellt und erläutert. (DB) 
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Sitzung der begleitenden Arbeitsgruppe der DB AG am 06.11.2019 in Berlin 
Nach der Begrüßung durch Frau Ellen Engel-Kuhn stellten sich die jeweiligen Behindertenverbände 
vor. Für den DGB übernahm dies Hans-Jürgen Kleefeldt, Beisitzer und Fachteamleiter für Mobilität 
beim DGB. Der Vorsitzende der Programmbegleitenden Arbeitsgruppe Herr Karl-Hermann Haack 
begrüßte die Anwesenden und wünschte ihnen einen guten Verlauf und reichliche Diskussionen. 
 

 
Fotos: H-J. Kleefeldt 

 
Erstes stellten Herr Christian Scheller und Frau Vera Nottebom, beide aus dem Bereich 
Produktmanagement Reisezentrum, per PowerPoint ein Pilotprojekt vor: Das Reisezentrum Leipzig 
soll völlig neu gestaltet werden. Die Wartezeit soll verkürzt werden und das Reisezentrum soll für 
behinderte Personen barrierefrei gestaltet werden. Wenn dieses Pilotprojekt gut aufgenommen wird, 
soll es auch in anderen Städten durchgeführt werden. 
Leider war der Vorsitzende der DB Herr Dr. Richard Lutz verhindert. Stattdessen gab es einen 
Austausch zwischen Herrn Berthold Huber, Vorstand Personenverkehr, und den anwesenden 
Verbänden. Es gab Kritik und Diskussionen in allen Bereichen, etwa beim wie Mobilitätsservice, in 
Bezug auf die Pünktlichkeit oder die Züge. 
Auch mit Herrn Bastian Arning, dem Leiter der Dienstleistungs- und Betriebsmanagement für die DB 
Station & Service AG, fanden Besprechungen über Perspektiven im Mobilitätsservice statt. Er zeigte 
Statiken dazu, wie oft der Service abgelehnt wurde – dies war im letzten Jahr sehr häufig 
vorgekommen. Diese Statistiken seien nötig, um künftig die Mitarbeiter besser zu schulen und den 
Service zu verbessern. 
 

 
Foto: H-J. Kleefeldt 

 
Nach dem Mittagsimbiss berichtete uns Herr Mathias Semrau, Produktmanagement Intercity, über die 
Beschaffung gebrauchter KISS-Fahrzeuge für den Intercity. Diese doppelstöckigen Wagen sollen 
gebraucht gekauft und als IC-Züge umgebaut werden, die modern und barrierefrei ausgestaltet 
werden sollen. Auch in diesem Zusammenhang gab es viele Diskussionen und Kritik, vor allem mit 
Bezug auf Rollstuhlfahrer/-innen. 
Zum Schluss hielt der 1. Vorsitzende Herr Haack eine Schlussrede und wünschte allen eine gute 
Heimreise. (HJK) 
 
 
 

261260



-4- 
 

Deutscher Gehörlosen-Bund e.V., Prenzlauer Allee 180, 10405 Berlin, www.gehoerlosen-bund.de 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

– 

32. Konsultation der Monitoring-Stelle UN-BRK mit den behindertenpolitischen 
Verbänden am 06.11.2019 
An der Verbändekonsultation am 06.11.2019 beteiligte sich Daniel Büter, um die Auseinandersetzung 
mit dem kombinierten 2. und 3. Staatenbericht der Bundesregierung zum Umsetzungsstand der UN-
Behindertenrechtskonvention zu verfolgen. 
 

 
Foto: Daniel Büter 

 
Der Staatenbericht der Bundesregierung ist im Juli 2019 vom Bundeskabinett verabschiedet und im 
September dem Ausschuss in der englischen Fassung nach Genf übersandt werden. Der 
Staatenbericht wird nicht mehr im Jahr 2020, sondern voraussichtlich im Frühling oder Herbst 2021 
vom UN-Ausschuss überprüft und bewertet. 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte gab eine grobe Einschätzung zum Inhalt des 
Staatenberichts ab: 
 

• nicht behandelte Themen/Problemlagen, 
• keine problemorientierte Berichterstattung, 
• fehlende Daten und Statistiken zum Stand der Umsetzung des jeweiligen Rechts, 
• Länderantworten stark zusammengefasst, wenig aussagekräftig und 
• menschenrechtliche Probleme werden nicht oder anders gesehen. 

 
Die Zivilgesellschaft ist nun aufgerufen, einen Parallelbericht zu erstellen. Der gesamte Bericht darf 
nicht mehr als 10.700 englische Wörter umfassen. (DB) 
 
Gespräch mit Medienstaatssekretärin Heike Raab am 07.11.2019 
Bernd Schneider, Referatsleiter für barrierefreie Medien in der Deutschen Gesellschaft der 
Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachverbände e. V., und Daniel Büter, Referent für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit und Fachteamleiter für Medien beim DGB, haben ein Gespräch mit 
der Medienstaatssekretärin Frau Raab in der Vertretung des Landes Rheinland-Pfalz beim Bund und 
bei der Europäischen Union geführt, um in einen Austausch über zwei Themen zu kommen: den 
Medienstaatsvertrag und die Fernsehsendung „Sehen statt Hören“. Das Gespräch war für uns positiv 
und kann als erfolgreich angesehen werden. 
 

 
Foto: yomma 
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Medienstaatsvertrag 
Aus der DGB-Stellungnahme wurden drei Punkte berücksichtigt. Folgender Satz (§ 3 Allgemeine 
Grundsätze Nr. 2) wird aus dem Gesetzentwurf gestrichen: „Barrierefreie Angebote sollen im Rahmen 
ihrer technischen und finanziellen Möglichkeiten ausgebaut werden.“ Ein neuer Paragraf speziell zur 
Barrierefreiheit soll in den Gesetzentwurf aufgenommen werden. Die Barrierefreiheit soll stetig und 
schrittweise verbessert werden – genau nach dem Vorbild des Artikels 7 der europäischen Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste. Der zweite Punkt ist, dass ab 2023 alle drei Jahre Berichte zur 
barrierefreien Umsetzung abgegeben werden müssen. In Bezug auf den dritten Punkt steht leider 
noch kein Ergebnis fest. Wir wünschen uns die Einbeziehung der Schlichtungsstelle nach § 16 des 
Behindertengleichstellungsgesetzes. Der DBSV möchte eine Beschwerdestelle und Frau Raab schlug 
eine Schiedsgerichtsstelle vor. Der dritte Punkt ist somit noch ungeklärt. Die zwei anderen Punkte 
hingegen sind beschlossene Sache. Am 5. Dezember soll der neue Medienstaatsvertrag von allen 
Bundesländern beschlossen werden. Der Vertrag wird im Frühjahr des kommenden Jahres 
unterzeichnet werden und im September 2020 in Kraft treten. 
 
Fernsehsendung „Sehen statt Hören“ 
Zurzeit werden viele Wiederholungen gezeigt. Wir wünschen uns mehr Neuproduktionen. Aktuell wird 
die Sendung zum größten Teil vom Bayerischen Rundfunk finanziert – zu fast 90 % – und nur zu 
einem wesentlich geringeren Teil von anderen Rundfunkanstalten. Eine höhere und gleichmäßige 
finanzielle Beteiligung von allen Rundfunkanstalten wäre wünschenswert. Wenn mehr Geld vorhanden 
ist, kann „Sehen statt Hören“ neue Inhalte produzieren. Frau Raab will den neuen Vorsitzenden der 
ARD, Herrn Buhrow, treffen, um dies zu besprechen. (DB) 
 
Fotoausstellung „Audismus“ am 08.11.2019 
Die Eröffnungsveranstaltung der Fotoausstellung „Audismus – Augen auf!“ fand am 08.11.2019 in 
Berlin statt. Daniel Büter war anwesend und schaute sich die Fotos an. Gebärdensprache wird oft 
gering geschätzt. Stattdessen stehen Hören und Sprechen im Mittelpunkt, und hörende Menschen 
nehmen gegenüber tauben Menschen oft eine verurteilende Geisteshaltung ein. Die Fotoausstellung 
zeigt die fotografische Auseinandersetzung tauber Menschen mit Audismus. (DB) 
 
Vergabe des Kulturpreises „Goldene Krone“ am 09.11.2019 in Leipzig 
Im festlichen Rahmen des City-Hochhauses Leipzig wurde am 09. November 2019 der Kulturpreis des 
Fördervereins der Gehörlosen der neuen Bundesländer e.V. und des Gehörlosen Magie-Clubs e.V. 
vergeben. Der Preis wird in vielen Kategorien verliehen, zum Beispiel Magie, Film, Presse, 
Lebenswerk, Theater, Gebärden-Chor, Bildende Kunst, Gebärden-Poesie, Fotografie, Pantomime und 
Nachwuchs. Mit dieser wichtigen Veranstaltung der gehörlosen Menschen in den neuen 
Bundesländern sollte die Möglichkeit geschaffen werden, die auf sozialem, kulturellem und 
gesellschaftlichem Gebiet ehrenamtlich Tätigen in die Ehrung einzubeziehen.  
 

 
Foto: Angela Winkler-Ruppert 

 
Lutz Köhler, amtierender Vorsitzender des Fördervereins begrüßte die Anwesenden mit warmen 
Worten und gab einen kurzen Rückblick auf die Vorbereitungen. Er bedankte sich für das ihm 
entgegengebrachte Vertrauen und erklärte, dass er die Vorbereitungen mit dem Vorstand und den 
anderen Freiwilligen mit viel Spaß und Freude getroffen habe. Karlheinz Kunze, Projektkoordinator 
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und Mitglied des Fördervereins, ließ es sich nicht nehmen, die Gäste der Veranstaltung trotz seiner 
angeschlagenen Gesundheit per Videobotschaft zu begrüßen. Die beiden betonten, dass Menschen, 
die ehrenamtlich tätig sind, und vor allem jene, die schon lange dabei sind, durch diese Arbeit einen 
großen Lerneffekt und immensen Erfahrungsschatz haben. Sie alle verdienten das Lob und die 
Anerkennung des Fördervereins der Hörbehinderten der neuen Bundesländer. Beide Sprecher sagten 
Danke für ihr Engagement. Die an diesem Abend geehrten Menschen waren Eberhard Deininger für 
Magie, Thow&Show für Theater, das Redaktionsteam der Schülerzeitung der Ernst-Adolf-Eschke-
Schule Berlin in der Kategorie Presse, Holger Ruppert für Medien und Jason und Janos-Calvin 
Giuranna in der Kategorie Nachwuchs. Weiterhin wurden Rudolf Gast und Martin Domke für ihr 
Lebenswerk ausgezeichnet, und zum Schluss erhielten Robert Grund und Joachim Liebig die 
Sonderpreise. Die Samuel Heinicke-Medaille bekamen Uwe Schönfeld und Reinhard Müller, die 
Ehrenpreise gingen an Ilona Lange, Monika Seifert und Frank Kuhnert. Zwischendurch stärkten sich 
die Gäste in der Pause am leckeren Buffet. Es war insgesamt eine gelungene Veranstaltung mit viel 
Liebe zum Detail. (EK) 
 
Inklusionstage vom 11.-12.11.2019 
Seit 2013 organisiert das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Inklusionstage – eine der 
bundesweit größten regelmäßigen Veranstaltungen der Politik für Menschen mit Behinderungen. 
Am 11. und 12. November 2019 fanden die Inklusionstage im Berlin Congress Center statt. 
Im Mittelpunkt dieser Inklusionstage standen die Themen „Kultur, Freizeit, Sport und Tourismus“. 
Über 500 Gäste aus den Sozial-, Wohlfahrts- und Behindertenverbänden, der Wissenschaft, von 
Unternehmen, den Ländern und den Bundesressorts sowie Menschen mit unterschiedlichen 
Behinderungen nahmen daran teil. Helmut Vogel, Präsident, Sandra Kühling, 
Verwaltungsmitarbeiterin und Daniel Büter nahmen daran teil dort und tauschten sich über 
Barrierefreiheit und Teilhabe aus. 
 

 
Foto: yomma 

 
Neben Impulsvorträgen und Gesprächsrunden im Plenum wurde mit den Teilnehmenden in 14 
verschiedenen Foren über Kultur-, Freizeit-, Sport- und Tourismus-Möglichkeiten und -Grenzen, über 
Probleme, aber auch über gute Beispiele und Fortschritte diskutiert. 
Die betroffenen Experten, z. B. Bernd Schneider, Marco Lipski, Rafael Grombelka, Felicitas Merker 
und Petra Brandt, wurden in das Programm einbezogen. 
Zum ersten Mal wurde bei den Inklusionstagen 2019 der Bundesteilhabepreis der 
„InitiativeSozialraumInklusiv“ für vorbildliche Beispiele eines inklusiven Sozialraums verliehen. 
Es ist sehr erfreulich und wir waren gerührt, dass Hubertus Heil einen Satz in Deutscher 
Gebärdensprache vorgestellt hat: „Ich bin Arbeitsminister“. 
Im Frühjahr 2020 wird eine Dokumentation der Inklusionstage 2019 auf der Webseite 
www.gemeinsam-einfach-machen.de bereitgestellt. 
Die nächsten Inklusionstage finden am 30. November 2020 und am 1. Dezember 2020 statt, wieder 
im Berlin Congress Center. Das Schwerpunktthema ist dann „Arbeit“. (DB) 
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Symposium „Repräsentativbefragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung und 
Beeinträchtigung“ am 12.11.2019 
Anlässlich der Inklusionstage 2019 beteiligte Daniel Büter sich am 12.11.2019 an dem Symposium 
„Repräsentativbefragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung und Beeinträchtigung“. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat das Institut für angewandte 
Sozialwissenschaften (infas) aus Bonn beauftragt, von 2017 bis 2021 die erste umfassende 
„Repräsentativbefragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung“ in Deutschland durchzuführen. 
Nach dem ersten Zwischenbericht ist nun der zweite Zwischenbericht der Studie auf der Homepage 
des BMAS veröffentlicht worden. Der Bericht gibt Einblick in die Vorgehensweise und die 
methodischen Besonderheiten der Studie. Er vermittelt einen Überblick über die Befragungsinhalte 
und die Konzeption des Fragebogens, die Einbindung betroffener Personen bei Fragebogentests und 
den Pretest zur Erfassung der Haushaltssituation. Ziel ist es, anhand der Ergebnisse bestehende 
Diskriminierungen zu beseitigen und Teilhabemöglichkeiten zu fördern. 
Die Hauptbefragung (von 21.000 Menschen mit und ohne Behinderung) ist noch nicht abgeschlossen: 
Aktuell werden immer noch Interviews durchgeführt. Die anderen Teilbereiche der Studie (z. B. die 
Befragung von schlecht erreichbaren Personengruppen, Menschen in Einrichtungen) starten gerade 
erst. Die Ergebnisse sollen nach Abschluss der Studie im Jahr 2021 veröffentlicht werden. 
Daniel Büter hat sich mit Herrn Steinwede darüber ausgetauscht und Unterstützung bzw. eine 
Kooperation bzw. Unterstützung angeboten, um die Befragungsmethode, z. B. Interviewgespräche 
mit gehörlosen Personen, barrierefrei zu gestalten. 
Damit möchten wir erreichen, dass im nächsten Teilhabebericht mehr korrekte und ausführliche 
Informationen über die Situation von Gehörlosen sowie die Benennung von Problemen und 
Verbesserungsvorschlägen enthalten sind. (DB) 
 
7. Runder Tisch „Barrierefreies Fernsehen“ am 12.11.2019 
Im Rahmen der jährlichen Inklusionstage des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) 
fand am 12.11.2019 zum siebten Mal der Runde Tisch „Barrierefreies Fernsehen“ statt. 
Vertreter/-innen der öffentlich-rechtlichen und privaten Sendeanstalten, vier Behindertenverbände 
(Deutscher Blinden- und Sehbehindertenverband e. V., Gesellschaft der Hörbehinderten – Selbsthilfe 
und Fachverbände e. V., Deutscher Schwerhörigenbund e. V., Deutscher Gehörlosen-Bund e. V.), 
Behindertenbeauftragte und das BMAS setzten sich mit dem Ausbau der Barrierefreiheit im Fernsehen 
auseinander. Daniel Büter stieß erst später zu der Runde hinzu. Erfreulicherweise diskutierte ein 
Vertreter der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz, der die Rundfunkangelegenheiten koordiniert, mit uns 
konstruktiv über den neuen Medienstaatsvertrag. Am 05.12.2019 verabschiedeten die 
Ministerpräsident/-innen der Länder den Medienstaatsvertrag. (DB) 
 
5. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 13.11.2019 
Daniel Büter nahm am 13.11.2019 an der 5. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses teil. Die 
Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e. V. (ISL) berichtete über die Arbeit des 
DBR-Sekretariats und die Organisation für die Welttagsveranstaltung. 
 

 
Foto: DBR 

 
Im Anschluss wurden verschiedene Themen diskutiert, darunter die aktuellen 
Rechtssetzungsverfahren (Angehörigenentlastungsgesetz, RISG, GKV-Richtlinie), der Parallelbericht, 
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die Versorgungsmedizin-Verordnung, Kurzberichte der DBR-Arbeitsgruppen, 25 Jahre 
Grundgesetzänderung sowie barrierefreie Arztpraxen. (DB) 
 
Abschlussveranstaltung zum Projekt „Unser gutes Recht: Verbandsklagen als 
strategisches Instrument der Selbsthilfe“ am 15.11.2019 
Am 15.11.2019 fand die Abschlussveranstaltung des Verbandsklageprojekts der gemeinnützige GmbH 
Rechte behinderter Menschen (rbm) in Berlin statt. Für den Deutschen Gehörlosen-Bund e.V. nahm 
Judith Hartmann an der Veranstaltung teil. 
Projektleiter Dr. Michael Richter blickte auf die dreijährige Projektlaufzeit zurück, die sowohl durch 
positive Ergebnisse als auch durch nicht erfüllte Erwartungen geprägt gewesen sei. Insgesamt könne 
die Klagehäufigkeit höher sein, allerdings seien nicht alle an das Projekt herangetragenen 
Fallkonstellationen für ein Verbandsklageverfahren geeignet gewesen. Der Bereich 
Öffentlichkeitsarbeit sei in Zukunft stärker in die Arbeit mit einzubeziehen. 
Die Schlichtungsstelle nach dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) stellte auf ihre bisherige 
Arbeit vor, und wies darauf hin, dass zunehmend auch Verbände Schlichtungsanträge stellten. 
Weiterhin präsentierte sich in einem Vortrag die Deutsche Umwelthilfe (DUH), die über eine deutlich 
bessere finanzielle und personelle Ausstattung verfügt und daher Verbandsklagen hochprofessionell 
angehen kann. 
Geplant ist, dass die Workshopteilnehmer/-innen künftig weiterhin über eine Art Netzwerk verbunden 
bleiben und dass das Thema Verbandsklage für die Behindertenverbände weiter im Fokus bleibt. (JH) 
 
Arbeitstagung und Mitgliederversammlung der Deutschen Gesellschaft der 
Hörbehinderten – Selbsthilfe und Fachverbände e. V. mit Neuwahlen vom 15.-17.11.2019 
in Eisenach 
Wie jedes Jahr fand die Mitgliederversammlung der Deutschen Gesellschaft der Hörbehinderten – 
Selbsthilfe und Fachverbände e. V. mit etwa dreißig anwesenden Delegierten von mehr als 20 
Mitgliedsverbänden, darunter Helmut Vogel und Daniel Büter für den Deutschen Gehörlosen-Bund, im 
Haus Hainstein in Eisenach statt. 
Am ersten Tag der Versammlung stellte der Fachausschuss Bildung seine ausgearbeiteten 
Forderungen nach einem Fach „Deutsche Gebärdensprache“ in den Regelschulen und in den 
Förderschulen für Gehörlose und Schwerhörige vor. Die Forderungen wurden mit sehr großer 
Mehrheit angenommen. Danach berichtete der Vorstand ausführlich von diversen Tätigkeiten im 
zurückliegenden Jahr. Neu ist, dass die Deutsche Gesellschaft vom September 2019 bis zum Beginn 
des nächsten Jahres an vier Wochenenden eine Fortbildung zur Vermittlung von Grundlagen der 
Verbandsarbeit für Menschen mit Hörbehinderung angeboten hat bzw. anbieten wird. 
Die Wahlen des neuen Vorstandes für die nächste vierjährige Amtszeit ergaben Folgendes: Die 
bisherige stellvertretende Vorsitzende der DG, Renate Welter, stellte sich nicht mehr zur Wahl und 
wurde unter großem Applaus der Delegierten zur Ehrenvorsitzenden der DG ernannt. Der seit 1999 
amtierende Vorsitzende der DG, Prof. Dr. Ulrich Hase, erklärte sich bereit, das Amt noch einmal für 
vier Jahre auszuüben, und wurde einstimmig wiedergewählt. Als neuer stellvertretender Vorsitzender 
der DG wurde Bernd Schneider gewählt. Er fungiert seit mehr als 15 Jahren als Sprecher des 
Fachausschusses „Barrierefreie Medien“ der DG. Wiedergewählt wurde auch der bisherige 
stellvertretende Vorsitzende Andreas Kammerbauer. 
 

 
Foto: Daniel Büter 
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Am dritten Tag der Versammlung wurde berichtet, dass der Deutsche Schwerhörigenbund (DSB) und 
die Deutsche Cochlea Implantat Gesellschaft (DCIG) einen neuen Verbund gründen wollen. Bisher 
konnten der DSB und die DCIG aufgrund der unterschiedlichen Verbändestrukturen nicht 
zusammengeschlossen werden, wie es ursprünglich geplant war. Derzeit wird stattdessen ein 
Verbund angestrebt. Dabei würden der DSB und die DCIG juristisch eigenständig bleiben, aber 
vermehrt inhaltlich kooperieren. 
Darüber hinaus gibt es die „Bundesjugend – Verband junger Menschen mit Hörbehinderung“ und die 
„Deutsche Hörbehinderten Selbsthilfe“. Die vier Verbände umfassen mehrere Tausend Mitglieder, die 
lautsprachlich orientiert sind, aber auch Gebärdensprache mehr oder weniger gut beherrschen. Es 
gibt jedoch keine einzige bundesweite Selbstvertretungsorganisation, wie es bei dem DGB als 
Dachverband der Gehörlosen mit etwa 25.000 Mitgliedern der Fall ist. Der geplante neue Verbund für 
die DCIG und den DSB kann sich als ein Schritt in die richtige Richtung für die weitere Verbandsarbeit 
schwerhöriger Menschen erweisen. (HV) 
 
4. Jugendfestival der Deutschen Gehörlosen-Jugend vom 15.-16.11.2019 in München 
Was war das für ein schönes Jugendfestival unter dem Motto „stark, bunt und digital“, das am 
Freitag, dem 15.11.2019 begann und am Samstag, dem 16.11.2019 endete. Zwei Tage lang gehörte 
der Showpalast in Fröttmaning/München der jungen Deaf Community, und wie immer ist es dann viel 
zu schnell vorbeigegangen. Das Kulturspektakel ist ein alle vier Jahre stattfindendes Jugendfestival, 
das von der Deutschen Gehörlosen-Jugend ehrenamtlich organisiert wird. Den jungen gehörlosen 
Engagierten gilt unser Respekt. Das Event fand schon zum vierten Mal statt und hat sich in ganz 
Deutschland etabliert. 
 

 
 
Einen Wow-Effekt lieferten die spektakulären Videoprojektionen auf der riesigen Leinwand, die unter 
anderem die letzten drei Festivals und das Engagement der jungen Gehörlosen Revue passieren 
ließen. Die 1. Vize-Präsidentin Elisabeth Kaufmann hielt ein kurzes Grußwort. Es war eine wundervolle 
Zeitreise in frühere Jahre – zwei Tage mit großartigen Showeinlagen, leckerem Essen und 
verschiedenen Vorträgen mit allen interessanten Themen, die uns bewegen, zum Beispiel Klima, 
Informatik, Deaf Performance, Ehrenamt, Austauschstudent/-innen, künstliche Intelligenz, 
Feminismus und Kunst. Im Rahmen des tollen umfangreichen Programms. Es wurde auch ein 
wichtiger Preis verliehen, und zwar die höchste Auszeichnung der Deutschen Gehörlosen-Jugend, der 
Jugendpreis. Ludwig Leonhardt und Conny Tiedemann erhielten verdientermaßen diese höchste 
Auszeichnung. Das Festival endete mit einem furiosen Finale und wir freuen uns schon auf das 
nächste, das fünfte Kulturspektakel der Deutschen Gehörlosen-Jugend, das in Hamburg stattfinden 
wird. (EK) 
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Konferenz der Bundestagsfraktion DIE LINKE „Teilhabe mit Links – Gute Arbeit für 
Menschen mit Behinderungen“ am 29.11.2019 im Bundestag in Berlin 
Sören Pellmann, der Sprecher für Inklusion und Teilhabe, suchte den Austausch mit den Teilnehmer/-
innen der Konferenz, darunter Elisabeth Kaufmann vom DGB, zwecks zur Überarbeitung eines 
Antragsentwurfs, bevor dieser endgültig in den Bundestag eingebracht wird. Die bestehenden 
Menschenrechtsverträge schützen Menschen mit Behinderungen nicht ausreichend. Das Ziel ist nach 
wie vor eine gesetzliche Verpflichtung bzw. rechtliche Verbindlichkeit. Gemäß dem Prinzip „Nichts 
über uns ohne uns“ sind Menschen mit Behinderungen und ihre Verbände bei 
behinderungspolitischen Projekten umfassend einzubeziehen und zu beteiligen. Daher müssen 
entsprechende verbindliche und transparente Beteiligungsstandards erarbeitet werden. 
 

 
Foto: Elisabeth Kaufmann 

 
Zentrale Themen an diesem Tag waren: 
 

• Menschen mit Behinderung schaffen den Sprung in den regulären Arbeitsmarkt meist nicht. 
Der Fehler liegt im Werkstattsystem. Fakt ist, dass Inklusion trotz aller Gesetze auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt noch nicht stattgefunden hat. 

• Die Beschäftigungsquote soll von 5 % auf 6 % erhöht werden, und zugleich sollen auch die 
Beiträge zur Ausgleichsabgabe erhöht werden. Das Problem ist, dass die meisten Firmen lieber 
eine Strafe zahlen als Menschen mit Behinderung einzustellen. 75 % aller Arbeitgeber/-innen 
ignorieren die Beschäftigungsquote. 

• Das beschäftigungspolitische Rahmenprogramm muss besser ausgebaut werden. Es soll 
weniger Sonderarbeitswelten geben. Ein Beispiel: Kleine Firmen würden gerne Menschen mit 
Behinderungen einstellen – das Problem ist nur die lange Einarbeitungszeit. 

• In ihrem Vortrag zeigte Frau Sylvia Helbig, Referentin für berufliche Rehabilitation und 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung, dass schwerbehinderte Menschen in Deutschland 
immer noch überdurchschnittlich oft arbeitslos sind. Eine Behinderung ist noch immer ein 
großer Nachteil am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Ein wichtiger Schwerpunkt der 
Bundesregierung sollte sein, die dauerhaft überdurchschnittlich hohe Arbeitslosigkeit 
schwerbehinderter Menschen abzubauen. Traurige Tatsache ist auch: Je älter eine Person ist, 
desto schwerer ist es für sie. Es müssen ausreichende Mittel für die Förderung von 
arbeitslosen schwerbehinderten Menschen bereitgestellt werden! 

• Frauenbeauftragte in Werkstätten: In Werkstätten für behinderte Menschen soll es in Zukunft 
Frauenbeauftragte geben. Denn Frauen mit Beeinträchtigungen, die in Einrichtungen der 
Behindertenhilfe leben oder arbeiten, erfahren besonders häufig Gewalt. Frauenbeauftragte 
können dem entgegenwirken, indem sie den Betroffenen als Ansprechpartnerinnen zur 
Verfügung stehen und sie dabei in Form von Peer-Support unterstützen. (EK) 
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Vorbereitungsarbeiten für den 4. Bildungskongress 2020 
Seit Sommer 2019 beschäftigt sich Helmut Vogel als Fachteamleiter für Bildung beim DGB mit dem 4. 
Bildungskongress, der im September 2020 stattfinden soll. Zunächst ging es um eine überzeugende 
Projektkonzeption, um eine finanzielle Förderung des Projektes über den Europäischen Gehörlosen-
Verband (EUD) zu ermöglichen. Nach Begutachtung der Projektbeschreibung wurde die Förderung 
durch den EUD erfreulicherweise genehmigt. 
Die Projektinhalte (Ziele, Zeitplan, Ablauf des Bildungskongresses) wurden bei der 
Bundesversammlung des DGB Ende Oktober in Augsburg vorgestellt. Das Projekt, das unter dem 
Motto „Bimodal-bilinguale Bildung verstehen, erleben und voranbringen“ steht, beinhaltet drei 
Teilprojekte: den Bildungskongress, den Medienpark sowie die Erstellung einer neuen Homepage zum 
Thema bimodal-bilinguale Bildung.  
Aus dem Kreis der Bewerberinnen und Bewerber auf die Teilzeitstelle als Projektleiter/-in hat sich das 
Präsidium für Petra Alaei aus Hamburg entschieden. Sie war bereits im Leitungsteam der letzten 
Kulturtage der Gehörlosen des DGB in Potsdam 2018 und bringt dadurch u. a. viel Erfahrung mit 
Eventplanung und -durchführung mit. Ihre Arbeit als Projektleiterin für den Bildungskongress des 
DGB hat am 1. Dezember 2019 begonnen. 
 

 
Foto: Michael Wohlfahrt 

 
Helmut Vogel und Michael Wohlfahrt wirken als ehrenamtliche Projektverantwortliche und als 
Vertreter des Präsidiums an dem Bildungskongress mit. Zusammen mit Petra Alaei bilden sie die 
Projektsteuerungsgruppe. Deren erste Sitzung fand bereits am 28. und 29. November in Frankfurt am 
Main statt. Es werden Gespräche mit der Hochschule Landshut, dem Österreichischen Gehörlosen-
Bund und dem Schweizerischen Gehörlosen-Bund folgen. Mehr über die Inhalte des 
Bildungskongresses, der vom 11. bis zum 12. September 2020 in Landshut stattfindet, können 
Interessierte der Pressemitteilung 11/2019 vom 19.12.2019 entnehmen. (HV) 
 
25-jähriges Jubiläum von Loor Ens am 30.11.2019 in Köln 
Am 30.11.1994 wurde die Kölner „Loor Ens“ (Kölsch: „schau mal“) als erste Firma in ganz 
Deutschland gegründet, die Gebärdensprachkurse und Dolmetschen auf dem Markt anbot. Nun 
feierte Loor Ens am 30.11.2019 sein 25-jähriges Jubiläum in Köln mit dem Schatzmeister Michael 
Wohlfahrt und Daniel Büter als Vertretung des DGB, vielen Gästen, tollem Essen, einem grandiosen 
Programm und guter Stimmung. Die Jubiläumsfeier war sehr schön. (DB) 
 

 
Fotos: Loor Ens 
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Abendveranstaltung „Inklusive Bildung in Deutschland – 10 Jahre UN-
Behindertenrechtskonvention“ am 02.12.2019 
Anlässlich des zehnjährigen Bestehens der UN-Behindertenrechtskonvention nahm Daniel Büter am 
Montag, dem 02.12.2019 an der abendlichen Festveranstaltung des Expertenkreises Inklusive Bildung 
der Deutschen UNESCO-Kommission und der Aktion Mensch im Kleisthaus in Berlin teil. 
Der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, Jürgen 
Dusel, die Berliner Senatorin für Bildung, Jugend und Familie, Sandra Scheeres, sowie die Bremer 
Senatorin für Kinder und Bildung, Dr. Claudia Bogedan, hielten ein Grußwort.  
Wo stehen wir nach zehn Jahren UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland? Wie sieht es mit 
inklusiver Bildung in der Praxis aus? Wie muss es weitergehen? Diese Fragen diskutierten Expert/-
innen aus Praxis, Wissenschaft und Politik. 
 

 
Foto: Daniel Büter 

 
Im Bundesschnitt sank die Quote der Schüler/-innen, die Förderschulen besuchen, von 4,9 % im 
Schuljahr 2008/2009 auf 4,3 % im Schuljahr 2017/2018, doch noch immer lernt die Mehrheit der 
Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf separiert, statt den Unterricht an allgemeinen 
Schulen zu besuchen. Die Vorsitzende des Expertenkreises Inklusive Bildung der Deutschen UNESCO-
Kommission, Ute Erdsiek-Rave, betonte, dass die Bilanz ernüchternd ausfalle, auch wenn sich seit der 
Ratifikation der UN-BRK in Deutschland bei der inklusiven Bildung schon viel getan habe. Es muss für 
Strukturen gesorgt werden, in denen Schüler/-innen gemeinsam lernen können, um dadurch 
Begegnungen zu ermöglichen. Denn wenn Schüler/-innen mit und ohne Behinderung von Anfang an 
gemeinsam lernen und aufwachsen, entstehen Vorurteile im Erwachsenenalter gar nicht erst. (DB) 
 
DBR-Welttagsveranstaltung „Einmischen, Mitmischen, Aufmischen – Perspektiven 
politischer Partizipation“ am 03.12.2019 
Anlässlich des Internationalen Tags der Menschen mit Behinderungen fand am 03.12.2019 in Berlin 
die Veranstaltung des Deutschen Behindertenrates „Einmischen, mitmischen, aufmischen – 
Perspektiven politischer Partizipation“ statt. Etwa 100 Gäste aus ganz Deutschland, darunter Daniel 
Büter, diskutierten über die Perspektiven und Erfolgsfaktoren von Partizipations- und 
Mitbestimmungsmöglichkeiten.  
Der Vorsitzende des DBR-Sprecherrates Horst Frehe begrüßte die Anwesenden. Prof. Dr. Theresia 
Degener brachte es in ihrer Videobotschaft auf den Punkt: „Partizipation ist nicht nur ein Verfahren, 
sondern ein Menschenrecht.“ Sie verweis dabei auf die Allgemeine Bemerkung Nr. 7 des UN-
Fachausschusses zur UN-BRK, die sich speziell dem Thema Partizipation widmet. 
 

 
Foto: yomma 
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Dann hielt Prof. Dr. Ulrike Lembke (HU, Öffentliches Recht und Geschlechterstudien) einen Vortrag 
zum Thema „Partizipation: Perspektiven und Konzepte“. Anschließend gab es eine Talkrunde zum 
Thema „Erfolgsfaktoren von Partizipation“ mit Prof. Dr. Ulrike Lembke, Dr. Rolf Schmachtenberg 
(Staatssekretär im BMAS), Jürgen Dusel (Bundesbehindertenbeauftragter) und Horst Frehe. 
Nach der Mittagspause referierte Roman Baumgartner über sein Forschungsvorhaben und stellte 
erste Ergebnisse aus der Online-Umfrage zur „Politischen Teilhabe von Menschen mit Behinderungen“ 
vor. 
Martina Scheel (Inklusionsbotschafterin), Sascha Ubrig (Selbstvertreter der Lebenshilfe) und Thomas 
Künneke (Kellerkinder e. V.) sprachen in der anschließenden zweiten Talkrunde über Partizipation 
konkret vor Ort. Anschließend tauschten sich die Teilnehmenden darüber aus, wie Partizipation 
zukünftig aussehen kann. 
Traditionell wird auf dieser Veranstaltung der Staffelstab für den Vorsitz des Sprecherrates 
weitergegeben. Für 2020 übergab Horst Frehe von der Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in 
Deutschland e. V. den Stab an die neue Sprecherratsvorsitzende Verena Bentele, Präsidentin des 
Sozialverbands VdK, die die Koordination der politischen Arbeit fortführen wird. 
„Wir müssen Bündnisse schmieden, und behinderte Menschen sind von Anfang an bei allen Prozessen 
einzubeziehen“, kündigte Bentele ihr Vorhaben in Zusammenarbeit mit den Mitgliedsverbänden des 
Rates für das nächste Jahr an. Zu den Themen werden die barrierefreie Gesundheitsversorgung, die 
Umsetzung der Antidiskriminierungsrichtlinie, ein inklusiver Arbeitsmarkt, eine höhere 
Ausgleichsabgabe für Unternehmen und die Anpassung der Steuerpauschbeträge für behinderte 
Menschen gehören. (DB) 
 
Fachveranstaltung „10 Jahre UN-Behindertenrechtskonvention: Teilhabe durch 
Gebärdensprache(n) aus der Perspektive der Deaf Studies“ am 07.12.2019 in Berlin 
Die Abteilung „Deaf Studies und Gebärdensprachdolmetschen“ der Humboldt-Universität Berlin 
organisierte am 7. Dezember 2019 eine interessante Fachveranstaltung unter dem Motto „10 Jahre 
UN-Behindertenrechtskonvention: Teilhabe durch Gebärdensprache(n) aus der Perspektive der Deaf 
Studies“.  
In diesem Jahr feiern wir zehn Jahre Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention in 
Deutschland. Bei verschiedenen Veranstaltungen im politischen Berlin wurde jedoch das Thema 
Gebärdensprache nicht so umfassend aufgegriffen und besprochen wie es notwendig wäre. Auch in 
der Teilhabeforschung wird die Lebenssituation gehörloser Menschen nicht ausreichend 
berücksichtigt. 
Daher kamen auf Einladung der Abteilung „Deaf Studies und Gebärdensprachdolmetschen“ unter der 
Leitung von Prof. Dr. Christian Rathmann wissenschaftlich Forschende und Lehrende zusammen, um 
ihre Erkenntnisse zum Thema in Form von Impulsvorträgen einzubringen. In den anschließenden acht 
Workshops wurden die Aspekte dann aufgegriffen und weitergeführt. Etwa 240 Teilnehmer/-innen, 
darunter viele Studierende, konnten erfahren, wie sich die verschiedenen Lebenslagen gehörloser und 
gebärdensprachiger Menschen derzeit abbilden und wo noch Grenzen der Teilhabe verlaufen. Bei der 
Podiumsdiskussion am Ende der Fachveranstaltung wurde deutlich, dass die Teilhabeforschung noch 
ausbaufähig ist und die Forschungen im interdisziplinären Fach Deaf Studies in Deutschland 
vorangetrieben werden sollen. 

 

 
Foto: BerlinDeafStudiesTalks 
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Helmut Vogel als Präsident des DGB betonte in seinem Grußwort, dass die Erkenntnisse aus der 
Teilhabeforschung auch wichtig für die politische Arbeit und die Selbstvertretung gehörloser 
Menschen seien. Ebenso hob er hervor, dass die Förderung der Partizipation, wie sie bereits auf 
Bundesebene mittels Bundesgleichstellungsgesetz umgesetzt wird, auch auf Länderebene mittels 
Landesgleichstellungsgesetzen eingeführt werden müsse. Mit hauptamtlich Tätigen in den 
Landesverbänden der Gehörlosen könne politische Teilhabe noch wirksamer werden.  
Das Grußwort von Helmut Vogel ist auf der Homepage des DGB veröffentlicht worden und ist unter 
dem Link hier zu finden. (HV) 
 
Gespräch mit Corinna Rüffer am 09.12.2019 
Am 09.12.2019 führte Daniel Büter als Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit ein 
intensives und fast zweistündiges Gespräch mit Corinna Rüffer, Sprecherin für Behindertenpolitik der 
Grünen-Bundestagsfraktion, in ihrem Abgeordnetenbüro. 
 

 
Foto: Daniel Büter 

 
Besprochen wurden die Planungen für 2020 und der Forderungskatalog des Deutschen Gehörlosen-
Bundes mit 13 verschiedenen Themenbereichen. Es ist schön, dass Corinna Rüffer unseren 
Forderungskatalog gründlich gelesen hat. Sie hält den Katalog für eine gute Arbeitsgrundlage für ihre 
politische Arbeit und setzt sich zum Ziel, die Forderungen unserer Gehörlosen- bzw. 
Gebärdensprachgemeinschaft anzunehmen und umzusetzen, z. B. vorerst durch eine Kleine Anfrage 
an die Bundesregierung. (DB) 
 
Abschlussveranstaltung „Alle dabei – gemeinsam unterwegs“ am 10.12.2019 
Die Abschlussveranstaltung „Alle dabei – gemeinsam unterwegs“ fand am 10.12.2019 im Kleisthaus 
statt. Steffen Helbing, 2. Vize-Präsident des DGB, und Daniel Büter nahmen daran teil. 
Der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, Jürgen 
Dusel, besuchte mit seinem Team verschiedene Regionen in Deutschland, um sich mit Menschen mit 
Behinderungen und Expert/-innen über inklusive Projekte auszutauschen, Erfahrungen zu sammeln 
und Ergebnisse festzuhalten. Dann wurden die wichtigen Teilhabempfehlungen formuliert und 
veröffentlicht. Bei der Abendveranstaltung wurden die Teilhabeempfehlungen zu den Themen 
gesundheitliche Versorgung, Kinder und Jugendliche mit Behinderungen, Wohnen, Teilhabe am 
Arbeitsleben und Digitalisierung vorgestellt und diskutiert. Außerdem wurde ein Ausblick auf die 
Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes gegeben. Anschließend übergab Jürgen Dusel seine 
Teilhabeempfehlungen an die Bundesregierung. Dr. Franziska Giffey, Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend, Dr. Markus Kerber, Staatssekretär im Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat sowie Dorothee Bär, MdB, Staatsministerin bei der Bundeskanzlerin und 
Beauftragte der Bundesregierung für Digitalisierung, waren vor Ort und nahmen die Empfehlungen 
entgegen. Jürgen Dusel machte deutlich, dass Inklusion eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe sei – 
und damit auch eine gemeinsame Aufgabe aller Ressorts der Bundesregierung. Er forderte darüber 
hinaus, dass das geplante Bundesprogramm für Barrierefreiheit mit ausreichenden Mitteln 
ausgestattet werden müsse, um mehr Barrierefreiheit und Teilhabe für alle Menschen in allen 
Lebensbereichen und überall in Deutschland zu verwirklichen. Insbesondere die Verpflichtung privater 
Anbieter zur Barrierefreiheit müsse endlich ernsthaft angegangen werden, z. B. in Bezug auf 
barrierefreie Arztpraxen, beim Wohnungsbau und bei digitalen Angeboten. (DB) 
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Gespräch mit Herrn Salo am 16.12.2019 in Frankfurt 
Am Abend des 16. Dezember 2019 gab es ein freudiges Wiedersehen zwischen Herrn Rolf Salo und 
Helmut Vogel, dem Präsidenten des DGB in Frankfurt am Main. 
 

 
Foto: Helmut Vogel 

 
Wir hatten uns das letzte Mal im Juni in der Salo-Niederlassung in Berlin getroffen, wo sich die 
Geschäftsstelle des DGB befindet. Herr Salo hatte damals seine Unterstützung für den DGB zugesagt. 
Durch seine Spende konnten die Reisekosten der fünf Vertreterinnen und Vertreter des DGB zum 
Weltkongress der Gehörlosen im Juli 2019 in Paris finanziert werden. Diese konnten mit dem im 
Rahmen des Weltkongresses gewonnenen Wissen ihre politische Arbeit in verschiedenen Bereichen 
weiterentwickeln. Herr Salo steht seit vielen Jahren – schon seit Prof. Dr. Ulrich Hase in den 90er 
Jahren Präsident war – in gutem Kontakt zum DGB und hat uns seitdem jedes Jahr finanziell 
unterstützt. (HV) 
 
 
 
DGB-Pressemitteilungen: 

• Pressemitteilung 09/2019 „Der Forderungskatalog des Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. als 
ein wichtiges Handlungsinstrument zur politischen Verbandsarbeit“ (15.11.2019) 

• Pressemitteilung 10/2019 „Abbau kommunikativer Barrieren als Voraussetzung für soziale 
Teilhabe – E-Learning-Programm für Deutsche Gebärdensprache“ (27.11.2019) 

• Pressemitteilung 11/2019 „4. Bildungskongress vom 11.-12. September 2020 in Landshut: 
"Bimodal-bilinguale Bildung verstehen, erleben und voranbringen“ (19.12.2019) 

 
DGB-Stellungnahme: 

• Stellungnahme 09/2019 „Musikperformance und Empowerment“ (17.12.2019) 
 
DGB-Bericht 

• Bericht 11/2019 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für September 2019“ 
(18.10.2019) 

• Bericht 12/2019 „Fachtagung von der Deutschen Gesellschaft der Hörbehinderten: 
"Gebärdensprache an Schulen jetzt!" am 18.11.2019 in Berlin“ 

• Bericht 13/2019 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Oktober, November 
und Dezember 2019“ (20.12.2019) 

 
DGB-Filme: 

• DGB-Film 16-1/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über den Weltkongress in Paris 
(20.10.2019) 

• DGB-Film 17/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über das Gespräch mit Frau Raab 
(10.11.2019) 

• DGB-Film 18/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über die Inklusionstage 2019 
„Kultur, Freizeit, Sport und Tourismus“ (14.11.2019) 
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• DGB-Film 19/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über die Fachtagung „Gemeinsam 
vom Gesetz zur Praxis: Bilanz und Ausblick zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes“ 
(22.11.2019) 

• DGB-Film 20/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über die Ergebnisse des Gesprächs 
mit Frau Raab (24.11.2019) 

• DGB-Film 21/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über den Forderungskatalog des 
Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V. als ein wichtiges Handlungsinstrument zur politischen 
Verbandsarbeit (26.11.2019) 

• DGB-Film 22/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über das 4. Jugendfestival 
(10.12.2019) 

• DGB-Film 23/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über die Fachtagung 
„Gebärdensprache an Schulen jetzt!“ (13.12.2019) 

• DGB-Film 24/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über die Stellungnahme 
„Musikperformance und Empowerment“ (17.12.2019) 

• DGB-Film 25/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über die DBR-
Welttagsveranstaltung 2019 (19.12.2019) 

• DGB-Film 26/2019 in Gebärdensprache und mit Untertiteln über die Weihnachts- und 
Neujahrsgrüße (20.12.2019) 

 
 
 
Vorschau: 
21.02.2020 Öffentliche Veranstaltung des DGB zum Tag der Muttersprache 

„Gebärdensprache als Minderheitssprache“ in Berlin oder Potsdam 
 
07.05.2020  Europäischer Protesttag mit eigener Demonstration des DGB zum Motto 

„Gebärdensprachrechte für alle“ in Berlin 
 
11./12.09.2020 4. Bildungskongress zum Motto „Bimodal-bilinguale Bildung verstehen, erleben 

und voranbringen“ in Landshut 
 
23.09.2020  Internationaler Tag der Gebärdensprachen 
 
21.-27.09.2020 Internationale Woche der Gehörlosen 
 
30.10./01.11.2020 Ordentliche Bundesversammlung des DGB in Berlin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung der 
Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsverbänden 
mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. Insgesamt 
zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die 
Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 

Deutscher Gehörlosen-Bund e. V. 
 Interessenvertretung der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung in Deutschland 

 

Bankverbindung: IBAN DE98 1002 0500 0007 4704 00 – BIC BFSWDE33BER 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

  
Berlin, 18.02.2020 
 
 

Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
für Januar 2020 

 
 
Telefongespräch über barrierefreien Notruf am 07.01.2020 
Am 07.01.2020 hat Daniel Büter ein langes Telefongespräch mit Frau Husch und Herrn Röske vom 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie geführt. In dem angenehmen und informativen Ge-
spräch ging es um den aktuellen Sachstand in Bezug auf die Notruf-App und den Referentenentwurf 
des neuen Telekommunikationsgesetzes. (DB) 
 
1. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 16.01.2020 
Der Sozialverband VdK Deutschland übernimmt das Sekretariat des Deutschen Behindertenrats (DBR) 
für ein Jahr. Verena Bentele, Präsidentin des Sozialverbandes VdK, eröffnete die erste Sitzung des 
DBR-Arbeitsausschusses am 16. Januar 2020. 
Die Mitglieder und Gäste blickten auf die DBR-Welttagesveranstaltung 2019 zurück und tauschten 
sich intensiv über weitere Themen aus: die Veranstaltung der Uni Innsbruck zur Umsetzung der UN-
BRK und zur Staatenberichtsprüfung am 13.02.2020, das Intensivpflege- und Rehabilitationsstär-
kungsgesetz, die Positionierung des DBR zum geplanten Medienstaatsvertrag, die Umsetzung des 
Bundesteilhabegesetzes, die Reform des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes etc. Daran nahm 
Daniel Büter teil. (DB) 
 

 
Foto: Sozialverband VdK 

 
Gespräch mit dem LWL über Gebärdensprach-Avatare am 20.01.2020 in Münster 
Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) hat das Projekt „Inklusives Internet“ durchgeführt, 
um seine Internetseiten barrierefrei zu gestalten und mehr Angebote in DGS bereitzustellen. 
Da es bei Twitter Kritik und Diskussionen in Bezug auf Gebärdensprach-Avatare gab, haben Ralf 
Kirchhof als 1. Vorsitzender des Landesverbandes der Gehörlosen NRW und Daniel Büter am 20. Ja-
nuar 2020 in Münster an einem runden Tisch mit fünf Vertreter/-innen des LWL konstruktiv über Ge-
bärdensprach-Avatare und dessen Vorteile und Nachteile diskutiert. Mit Besorgnis stellten wir fest, 
dass dies aktuell dazu führt, dass eine vollständige Wahrnehmung und ein umfassendes Verständnis 
aufseiten Gehörloser nicht optimal gewährleistet sind. Wir müssen den Gebärdensprach-Avatar mehr-
mals anschauen, um die Inhalte und Informationen richtig verstehen zu können. Deshalb stehen wir 
Gebärdensprach-Avataren sehr skeptisch gegenüber. Gebärdensprach-Avatare wirken unnatürlich und 
nicht authentisch. 
Der LWL wird eine Mischform umsetzen, sodass der Avatar nur für kurze Sachinformationen mit be-
grenztem Wortschatz genutzt wird, während wichtige Sachinformationen von menschlichen Gebär-
densprachdolmetscher/-innen bereitgestellt werden. (DB) 
 

275274



-2- 
 

Deutscher Gehörlosen-Bund e.V., Prenzlauer Allee 180, 10405 Berlin, www.gehoerlosen-bund.de 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

– 

 
Neujahrsempfang der Evangelischen Gehörlosengemeinde am 19.01.2020 
Am Sonntag, dem 19. Januar 2020 war Steffen Helbing, der 2. Vizepräsident des Deutschen Gehörlo-
sen-Bundes, zum Gottesdienst und Neujahrsempfang der Evangelischen Gehörlosengemeinde in der 
St.-Lukas-Kirche in Berlin (Kreuzberg) eingeladen. Viele Menschen waren vor Ort und auch viele Ge-
hörlose besuchten den Gottesdienst. Pfarrer Krusche hielt eine beeindruckende Predigt zum Neujahrs-
empfang, und ein aus vier Personen bestehender Gebärdenchor trug verschiedene Gebärdenlieder 
vor. In der Pause war Zeit für interessante Unterhaltungen und leckere belegte Brötchen. 
Im Anschluss gab es einen gedolmetschten Vortrag. Darin ging es um die Frage, wie man die drei Re-
ligionen Islam, Christentum und Judentum miteinander verbinden könnte. Jede Religion verdient Res-
pekt und die Menschen sollen friedvoll miteinander leben. 
 

 
Fotos: DGB 

 
Die Botschaft des Vortrages war: Es ist wichtig, den Menschen an sich zu sehen. Das Bild eines Men-
schen sollte nicht durch Vorurteile geprägt sein. Jeder Mensch an sich ist wertvoll, jeder Mensch ver-
dient Respekt und alle sollten gleichwertig behandelt werden. Die Gesellschaft sollte das verstehen, 
und die Menschen sollten ohne Krieg und in Frieden miteinander leben. 
Alles in allem war es ein schöner Nachmittag und Steffen hat von dem Neujahrsempfang viel für seine 
zukünftige Arbeit mitnehmen können. (SH) 
 
 
Workshop „Teilhabe von Menschen mit Behinderung“ am 24.01.2020 
Am 24. Januar 2020 fand ein Workshop mit dem Thema „Teilhabe von Menschen mit Behinderung – 
was und wie wird da geforscht?“ statt. Bei diesem Workshop wurden zwei Schwerpunkte behandelt: 
Einerseits ging es um kleinwüchsige Menschen im Alter und andererseits um barrierefreies Arbeiten 
für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen. 
 

 
Foto: DGB 

 
Zuerst wurde zu den Rahmenbedingungen von Teilhabe und Teilhabeforschung Stellung genommen, 
und die beiden Begriffe Teilhabe und Partizipation wurden erklärt. Da wir im Zeitalter der Partizipation 
leben, erscheinen diese beiden Begriffe – Teilhabe und Partizipation – als Leitbegriffe in unserer Ge- 
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sellschaft. Darunter verstehen wir das Recht aller Menschen, vor allem von Menschen mit Behinde-
rungen, unabhängig von ihren Fähigkeiten, Merkmalen oder ihrer Herkunft gleichberechtigt in der Ge-
meinschaft zu leben und mitzubestimmen. 
Vor dem Hintergrund des Grundsatzes „Nichts über uns ohne uns“ ist die Beteiligung von Menschen 
mit Behinderung an der Ausgestaltung des Inklusionsprozesses essenziell und eine klare Forderung 
der UN-Behindertenrechtskonvention. Eben dieser Grundsatz „Nichts über uns ohne uns“ muss auch 
in der Wissenschaft gelten. Menschen mit Behinderungen dürfen nicht allein Objekte der Forschung 
bleiben, sondern sollen im Forschungsprozess selbstbestimmt als Partner/-innen handeln können. 
Denn die Ergebnisse dieser Forschung können konkrete Auswirkungen auf das Leben von Menschen 
mit Behinderungen haben. Und wenn Menschen mit Behinderungen als Expert/-innen in eigener Sa-
che rechtzeitig und umfassend einbezogen werden, können Fehlplanungen vermieden und Kosten ge-
senkt werden. (EK) 
 
 
70. Geburtstag des Sozialverbandes VdK Deutschland e. V. am 29.01.2020 
Der Sozialverband VdK Deutschland hat am 29. Januar 2020 in Berlin mit Gästen aus Politik, Wirt-
schaft, der Sozialgerichtsbarkeit, Verbänden und Institutionen seinen 70. Geburtstag gefeiert. 
Die Präsidentin des Sozialverbandes VdK, Verena Bentele, hielt eine starke Rede. Die Festrede hielt 
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel. 
Der Sozialverband VdK hat sich vom ehemaligen Kriegsopferverband zu einem modernen Sozialver-
band für alle Menschen und alle Generationen entwickelt und kämpft für soziale Gerechtigkeit, gute 
Renten, gute Löhne, Barrierefreiheit, eine würdevolle Pflege und eine faire, bezahlbare Gesundheits-
versorgung. 
Der 2. Vize-Präsident des DGB, Steffen Helbing, und Daniel Büter haben mitgefeiert und sind beein-
druckt von der VdK-Erfolgsgeschichte. (DB) 

 

 
Foto: Sozialverband VdK 

 
 
Gespräch über barrierefreien Notruf am 30.01.2020 
Über den aktuellen Stand des barrierefreien Notrufes und der Notruf-App haben Andreas Muchow, 
Thomas Bosse und Uwe Schönfeld vom Anbieter „HandHelp“ und Steffen Helbing und Daniel Büter 
vom DGB-Fachteam „Notruf“ sich am 30. Januar 2020 in der Geschäftsstelle des Deutschen Gehörlo-
sen-Bundes ausgetauscht. Der DGB hat anlässlich des Europäischen Tages des Notrufs 112 eine Pres-
semitteilung verfasst und diese am 11.02.2020 veröffentlicht. Zudem strebt der DGB ein Gespräch mit 
dem Innenministerium des Landes NRW an. (DB) 
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Verabschiedung von Sandra Kühling 
Helmut Vogel und Daniel Büter haben Sandra Kühling am 31.01.2020, ihrem letzten Arbeitstag, ver-
abschiedet. Seit dem 01.02.2020 arbeitet sie nicht mehr bei uns als Verwaltungsmitarbeiterin. Wir be-
danken uns bei ihr für ihre Arbeitsleistung und die zweijährige Zusammenarbeit und wünschen ihr al-
les Gute für ihre berufliche Zukunft. (DB) 
 

 
Foto: DGB 

 
 
 
Vorschau: 
 
07.05.2020  Europäischer Protesttag mit eigener Demonstration des DGB zum Motto 

„Gebärdensprachrechte für alle“ in Berlin 
 
11./12.09.2020 4. Bildungskongress zum Motto „Bimodal-bilinguale Bildung verstehen, erleben 

und voranbringen“ in Landshut 
 
23.09.2020  Internationaler Tag der Gebärdensprachen 
 
21.-27.09.2020 Internationale Woche der Gehörlosen 
 
30.10./01.11.2020 Ordentliche Bundesversammlung des DGB in Berlin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung der 
Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsverbänden 
mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. Insgesamt 
zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die 
Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer/-innen erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 01805-83 77 00 
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Tagungsbericht über den Weltkongress des WFD 
 
Vom 23. Juli bis zum 27. Juli 2019 traf sich die (gebärdensprachige) Welt in Paris zum fünftägigen 
Weltkongress des Weltverbandes der Gehörlosen (World Federation of the Deaf, WFD). 
Der Kongress, der alle vier Jahre stattfindet, stand unter dem Motto „Gebärdensprachrechte 
für alle“. Im Palais des Congrès de Paris fanden sich 2.536 Teilnehmer/-innen aus 137 Nationen 
ein, um einem äußerst interessanten, spannenden und umfangreichen Programm zu folgen, aber 
auch, um viele bekannte und neue Gesichter der großen Gebärdensprachgemeinschaft zu sehen. 
Kurzum: Es ging darum, beeindruckend viel Neues zu erfahren und zu lernen, aber auch darum, 
sich zu begegnen, sich auszutauschen und gemeinsam Spaß zu haben – über alle Landes- und 
Kommunikationsgrenzen hinweg! 
 

 
 
Vom Deutschen Gehörlosen-Bund e. V. nahmen dieses Mal Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, 
Steffen Helbing und Dr. Ulrike Gotthardt vom Präsidium sowie Daniel Büter als Referent für politi-
sche Arbeit und Öffentlichkeitsarbeit teil. Mit dabei waren auch vier hörende Gebärdensprachdol-
metscher/-innen, um für kommunikative Barrierefreiheit für das Team des DGB sowie für die ca. 
50 angereisten Teilnehmer/-innen aus Deutschland zu sorgen. Sie dolmetschten die Beiträge, die 
in „International Sign“ gehalten oder übersetzt wurden, in DGS. Parallel dazu wurden alle Beiträge 
von dem Münchner Unternehmen VerbaVoice, durchgehend in Englisch untertitelt, was hervorra-
gend gelang. Viele Länderdelegationen hatten ihre eigenen Gebärdensprachdolmetscher/-innen 
mitgebracht, die von „International Sign“ in die jeweilige Landesgebärdensprache übersetzten.  
 
Bevor das offizielle Programm des Weltkongress beginnt, findet stets die Generalversammlung der 
WFD statt. Auf der diesjährigen Generalversammlung am 21. und 22. Juli 2019 wurde es span-
nend: Es kündigte sich ein Führungswechsel an. Die nationalen Mitgliedsorganisationen – darunter 
der Deutsche Gehörlosen-Bund (DGB) – waren bei der Generalversammlung vertreten. Jede Orga-
nisation hat dort eine Stimme. 
 
Der Australier Colin Allen, der nach acht Jahren WFD-Präsidentschaft sein Amt abgegeben hatte, 
hielt eine beeindruckende Eröffnungsrede, in der er über die Aktivitäten des WFD berichtete. Im 
Mittelpunkt stand dabei der Grundsatz des Kongresses: „Gebärdensprache ist Menschenrecht“. 
 
Die Tagesordnung wurde abgearbeitet, verschiedenste Anträge wurden gestellt und es wurde dar-
über abgestimmt. Beispielsweise hatte Frankreich (im Namen einer Arbeitsgruppe) ein Konzept für 
eine eigene „WFD-Flagge“ eingereicht, dieser Antrag wurde bei der Abstimmung allerdings nicht 
angenommen. Des Weiteren gab es zwei Beitrittsanträge aus Ländern, die nicht Mitglieder der UN 
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sind, nämlich von der Palästinensischen Union der Gehörlosen und von der Kosovarischen Vereini-
gung der Gehörlosen. Die Delegierten der Generalversammlung nahmen ihre Anträge an, und so 
hat der WFD nun 125 ordentliche Mitglieder. 
 
Mit Spannung wurde auch die Wahl des Gastgebers des nächsten Weltkongresses erwartet: Von 
den vier Bewerberländern Griechenland, Neuseeland, Ruanda und Südkorea konnte Südkorea mit 
einer beeindruckenden Präsentation überzeugen. Somit wird der 19. Weltkongress 2023 in Jeju in 
Südkorea veranstaltet. 
 
Der Höhepunkt der Generalversammlung war die Wahl des Präsidenten, des Vizepräsidenten sowie 
der neun Vorstandsmitglieder – schließlich gibt das Präsidium die Richtung für die politische Arbeit 
der nächsten vier Jahre vor. Für das Amt des Präsidenten stellten sich Dr. Joseph Murray (USA), 
Dr. Humberto Insolera (Italien) und Bruno Drachen (Südafrika) zur Wahl. Dr. Joseph Murray ge-
wann deutlich mit 46 der 81 abgegebenen Stimmen, Vizepräsident wurde Kasper Bergmann aus 
Dänemark. Bei der darauf folgenden Wahl der neun Vorstandsmitglieder wurde Steffen Helbing 
vom Deutschen Gehörlosen-Bund e. V. mit 77 Stimmen auf den fünften Platz gewählt. So ist nach 
56 Jahren wieder ein Mitglied des DGB im WFD-Vorstand vertreten, was die bilaterale Beziehung 
zwischen DGB und WFD mit Sicherheit stärken wird. 

 

 
 

Am Dienstag, dem 23. Juli 2019 wurde der WFD-Kongress mit einer feierlichen Zeremonie eröff-
net. Die Eröffnungsrede, die von Prof. Dr. Fernand de Varennes gehalten wurde, führte wunderbar 
in das Motto des Kongresses ein und verdeutlichte, welche Botschaft nach außen in die (Welt-)Öf-
fentlichkeit gesendet werden soll: Der UN-Sonderberichtserstatter für Minderheitenfragen plädierte 
für mehr Vielfalt in der Gesellschaft und forderte mehr Akzeptanz und Respekt gegen-
über Minderheiten. Die Würde von Minderheiten zu respektieren bedeutet nach de Varennes, 
sie als wichtigen Teil der Gesellschaft anzuerkennen und ihre Rechte ebenso zu achten wie die 
Rechte der Mehrheit. Für gehörlose Menschen heißt das, dass das Recht auf ihre Sprache, die Ge-
bärdensprache, in erster Linie ein Menschenrecht darstellt und nicht nur im Zusammenhang mit 
einer Behinderung zu sehen ist. Ein Bewusstsein dafür zu schaffen, dass Gebärdensprache 
ein Menschenrecht ist, das ist das große Ziel! 
Auf diese eindrucksvolle Rede folgten zahlreiche Grußworte, unter anderem von der Pariser Bür-
germeisterin Anne Hidalgo in französischer Gebärdensprache. 
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Das an den folgenden Tagen dargebotene Programm des WFD-Kongresses umfasste eine Fülle an 
Beiträgen: Es gab sechs Hauptvorträge und 93 halbstündige Vorträge zu sechs Themenbereichen: 
„Gebärdensprache und Deaf Studies“, „Gehörlosenbildung“, „Internationale Zusammenarbeit und 
Entwicklung“, „Technologie und Zugänglichkeit“, „Gesundheit“ sowie „Beschäftigung“. Die teilneh-
menden Mitglieder des DGB hatten im Vorfeld intensiv das Programmheft studiert und sich bereits 
untereinander abgesprochen, um so vielen Beiträgen wie möglich folgen zu können. Im Folgenden 
werden Beiträge aus ausgewählten Themenbereichen kurz vorgestellt: 
 
Im Themenfeld „Gebärdensprache und Deaf Studies“ setzten die Studien unterschiedliche 
Schwerpunkte, allen gemein ist aber das Ergebnis, dass die Gebärdensprachen der verschiedenen 
Länder in ihrer Wertigkeit und in ihrer Bedeutung den Lautsprachen der Welt in nichts nachstehen. 
Sie sind unverzichtbar für gehörlose Menschen, um gleichberechtigt an allen Lebensbereichen der 
Gesellschaft teilnehmen zu können. In vielen Ländern werden derzeit Wörterbücher und Gebär-
densprachlexika entwickelt, um das Wissen über die eigene (Gebärden-)Sprache in dem jeweiligen 
Land zu manifestieren und damit auch das Selbstbewusstsein der dort lebenden gehörlosen Men-
schen zu befördern. 
 
Auch im Themenfeld „Bildung“ zeigten Forschungsprojekte, wie zentral Bilingualität von Anfang 
an ist, wie bedeutsam der Einsatz von gehörlosem und hörendem Fachpersonal in zweisprachigen 
Lernumgebungen ist und welche Wirkung dies auch auf die Identitätsbildung gehörloser Kinder 
hat. Nur 8 Prozent der gehörlosen Kinder auf der Welt haben derzeit überhaupt Zugang zu gebär-
densprachlicher Bildung, so eine Studie von der Gallaudet Universität (Cordano und Holmes). In 
vielen Ländern ist die Verwirklichung des Mottos des Kongresses, „Gebärdensprachrechte für alle“, 
also noch sehr weit entfernt – vor allem in Bezug auf gehörlose Kinder. 
 
Die Beiträge zu „Internationaler Zusammenarbeit“ und zu „Technologie“ hoben hervor, 
dass Gebärdensprachgemeinschaften längst nicht mehr von Gebärdensprachdolmetscher/-innen 
„abhängig“ sind. Immer mehr und immer bessere Technologien werden angeboten und entwickelt, 
um kommunikative Barrieren überwinden zu können. Aber auch die Zunahme von Partnerschaften 
und die zunehmende Zusammenarbeit unter gehörlosen Menschen wie auch zwischen gehörlosen 
und hörenden Menschen, intensive Netzwerkarbeit und das Loslösen von den Kategorien „hörend“ 
und „gehörlos“  haben das Potenzial, eine gesteigerte Inklusion in der Gesellschaft zu fördern. 
 
Es gibt Länder, in denen der Zugang zur Gesundheitsversorgung für viele Menschen gefährdet ist. 
Für Menschen mit einer Hörbehinderung trifft dies besonders zu: Kommunikative Barrieren verhin-
dern oft qualitativ gute medizinische und therapeutische Beratung, Hilfe und Versorgung und ris-
kieren damit die Gesundheit und manchmal sogar das Leben der Menschen. Sowohl diese wichti-
gen Themen als auch weitere wie „Genforschung“ und Ideologien hinsichtlich Cochlea-Implantatio-
nen sowie Reproduktionstechnologien wurden im Themenfeld „Gesundheit“ vorgestellt und dis-
kutiert. 
 
Im Themenfeld „Arbeit“ zeigten die Beiträge, dass sich in den letzten Jahren einiges zum Positi-
ven verändert hat: In vielen Ländern haben gehörlose Menschen einen verbesserten Zugang zu 
höherer Bildung sowie zu Hochschulbildung, und neue Gesetze verbessern die Beschäftigungsaus-
sichten gehörloser Menschen. Dennoch ist eine gleichberechtigte Arbeitsmarktsituation mit glei-
chen Aufstiegschancen und Entwicklungsmöglichkeiten noch lange nicht erreicht, und es besteht 
eindeutig noch großer Handlungsbedarf. 
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Die Teilnehmer/-innen des DGB waren sich nach Beendigung des inhaltlichen Programms einig: 
Die fast 100 Beiträge, die auf dem WFD-Kongress dargeboten wurden, bergen wahrlich einen 
Schatz an Wissen zur aktuellen Forschungs- und Studienlage über die Gebärdensprachgemein-
schaften der Welt und ihre Mitglieder. Die Ergebnisse und Erkenntnisse werden sicherlich an der 
einen oder anderen Stelle in die Verbandsarbeit des DGB – in Projekte, Veranstaltungen kulturel-
ler, sozialer und politischer Art usw. – einfließen.  
 
Für die Arbeit der politischen Selbstvertretung des DGB sowie für ihre Außenwirkung hatte der 
Weltkongress schon wenige Monate später spürbar positive Auswirkungen: Steffen Helbing, neues 
Mitglied des Vorstands des WFD, hatte auf dem Kongress seine internationalen Kontakte intensi-
vieren können: Noch im November 2019 besuchte er Mosambik, um sich dort mit Regierungsver-
tretern und Bildungsbeauftragten zum Thema "Verbesserung der Bildungsmöglichkeiten für Kinder 
und Jugendliche mit Behinderung in Mosambik“ auszutauschen. Er konnte dazu beitragen, dass 
eine durch Wirbelstürme im März 2019 zerstörte Gehörlosenschule nun wiederaufgebaut wird so-
wie einen Erweiterungsbau erhält, der den Jugendlichen auch eine Ausbildungsstätte bieten kann. 
Ebenfalls erfolgreich verlief ein Besuch Helbings Ende 2019 in Indien (Neu Delhi und Chandigarh). 
Durch Regierungsgespräche im indischen Parlament gelang es Helbing, dem Gehörlosenverband 
MENTOR SKILLS INDIA eine Förderung für das Jahr 2020 durch die Regierung zuteil werden zu 
lassen. Auch wurde eine intensivere Zusammenarbeit zwischen Indien und Deutschland mittels ei-
nes vorläufigen Vertrages vereinbart, um die Lebenssituation gehörloser Menschen in Indien zu 
verbessern. 
 
Bei der Abschlussfeier des Kongresses gab es dieses Jahr noch eine Besonderheit : Nach dem fest-
lichen Drei-Gänge-Gala-Dinner mit vielen schönen Begegnungen mit anderen Teilnehmer/-innen 
wurde eine „Charta der Gebärdensprachrechte für alle“ verkündet. Die Unterzeichner/-innen 
des dreiseitigen Papiers unterstützen das Engagement des WFD, taube Menschen und ihre Bedürf-
nisse in die Gesellschaft einzubeziehen. Die Charta fordert den Wechsel der wissenschaftlichen 
Grundauffassung von der medizinischen Sichtweise der Hörbehinderung zur Anerkennung als Men-
schenrecht im Einklang mit der Behindertenrechtskonvention. Der WFD ruft Verbände, Organisati-
onen und Institutionen weltweit dazu auf, die Charta online zu unterzeichnen.  
 
Ebenfalls bedingt durch den Kongress hat der DGB das Thema „Gebärdensprache für alle“ erneut 
aufgegriffen. Die „Charta der Gebärdensprache für alle“ wurde vom DGB ins Deutsche übersetzt 
und auf der eigenen Webseite veröffentlicht. Damit unterstützt der DGB das starke Engagement 
des WFD und knüpft thematisch daran an, um diese Forderungen noch stärker öffentlich zu ma-
chen, vor allem auf politischer und gesellschaftlicher Ebene in Deutschland. 
Mittlerweile konnten schon viele Personen und Organisationen aus Deutschland motiviert werden, 
die WFD mittels ihrer Unterschrift bei ihrem Vorhaben zu unterstützen. 
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In thematischer Hinsicht könnte die Charta nicht besser auf den nächsten, den 19. Weltkongress 
der Gehörlosen in Jeju (Südkorea) vorbereiten, denn das Motto im Jahr 2023 wird lauten: „Be-
kenntnis zu den Menschenrechten gehörloser Menschen!“ Man kann sich schon jetzt auf 
dieses spannende, interessante und vor allem für die Gebärdensprachgemeinschaften der Welt 
wichtige Ereignis freuen! 
 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. dankt dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales für die 
Finanzierung der Gebärdensprachdolmetscherinnen im Rahmen der Partizipationsförderung nach 
dem Behindertengleichstellungsgesetz. 
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Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
für Februar, März, April, Mai und Juni 2020 

 
Vorbereitungen für den Bildungskongress im Dezember 2019 und Januar 2020 
Am 27. Dezember 2019 traf sich Helmut Vogel mit Helene Jarmer, der Präsidentin des Österreichi-
schen Gehörlosenbundes (ÖGLB) bei Salzburg/Österreich. 
 

 
Fotos: DGB 

 
Am 28. Dezember 2019 fuhr er weiter nach Zürich, um dort Tatjana Binggeli, die Präsidentin des 
Schweizerischen Gehörlosenbundes (SGB-FSS), sowie Rudi Graf, den Regionalleiter für die Deutsch-
schweiz und Mitglied der Geschäftsleitung im SGB-FSS, zu treffen. Ihnen stellte er nacheinander das 
Konzept des vierten Bildungskongresses vor, das seit einem halben Jahr entwickelt worden war. 
Beide Verbände teilten ihre Erfahrungen mit der Organisation eines Bildungskongresses mit Helmut 
Vogel, denn der zweite Bildungskongress fand 2013 in Wien statt, und der dritte Bildungskongress 
wurde 2016 in Bern veranstaltet. Gemeinsam wurde überlegt, wie in allen drei Ländern Interessierte, 
die einen Beitrag zum Bildungskongress leisten können und wollen, am besten erreicht werden kön-
nen. 
 

 
Foto: DGB 

 
Am 16. Januar 2020 konnte sich die Projektsteuerungsgruppe (mit Petra Alaei als Projektleiterin sowie 
Helmut Vogel und Michael Wohlfahrt vom Präsidium des DGB) zum ersten Mal in der Hochschule in 
Landshut treffen. Zusammen mit David Dawei Ni, einer tauben Lehrenden der Hochschule, und mit 
Alina Reidelstütz, einer Studentin des Studiengangs Gebärdensprachdolmetschen, besichtigten sie die 
Räumlichkeiten der Hochschule und besprachen die Programmplanung des Kongresses. Die Räumlich-
keiten (Hörsaal, Seminarräume, Mensa etc.) sowie der Campus beeindruckten Petra Alaei und Michael 
Wohlfahrt sehr. Helmut Vogel hatte sich die Hochschule schon im Juli 2019 zusammen mit der Profes-
sorin Sabine Fries angeschaut. Die Voraussetzungen für eine Umsetzung des Bildungskongresses sind 
dort ideal. (HV) 
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Feier „15 Jahre Deutsche Gehörlosen-Jugend“ am 08.02.2020 
Am Samstag, dem 8. Februar 2020 fand nachmittags im Bremer Gehörlosen-Zentrum die „15 Jahre 
DGJ“-Feier mit einem schönen Programm statt. An drei Tagen, von Freitag bis Sonntag, gab es neben 
dem Jubiläumsprogramm verschiedene Vorträge zum Thema „Identität“. Der bekannte Performer 
Rafael Grombelka richtete am Freitagnachmittag und Samstagmittag einen Workshop zu „Deaf Slam“ 
für sechs jugendliche Teilnehmer/-innen aus. Für das Präsidium kam Helmut Vogel zu der Feier und 
übermittelte im Namen des DGB herzlichste Glückwünsche. Er betonte, dass die DGJ sich vor allem 
durch ihre gute und kontinuierliche Arbeit über 15 Jahre auszeichnet: In dieser Zeit hat die DGJ 14 
Jugendcamps, 16 Kindercamps, acht Deaf-Youth-Ways-Veranstaltungen und vier Jugendfestivals or-
ganisiert. Er unterstrich, wie wichtig diese ehrenamtliche Arbeit für taube Kinder und Jugendliche für 
die Gebärdensprachgemeinschaft war und ist. Ebenso ging er auf die besondere Bedeutung der Ver-
netzung mit europäischen und internationalen Gehörlosen-Jugendorganisationen (EUDY/WFDYS) ein. 
Sehr interessant war die Rede von Stefan Goldschmidt zur Geschichte der DGJ – von der Vorge-
schichte des seit 1997 bestehenden Fachausschusses Jugend im DGB bis zur Gründung der DGJ im 
Jahr 2004. Goldschmidt war einer der Gründerväter bzw. Initiatoren der DGJ. Er erzählte auch von 
seiner Amtszeit als erster Vorsitzender der DGJ von 2004 bis 2010. Zwischen den verschiedenen Re-
den gab es sechs schöne Darbietungen von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Workshops 
von Rafael Grombelka. Es war beeindruckend, wie schnell diese nach so kurzer Zeit umsetzen konn-
ten, was sie unter der Anleitung von Grombelka gelernt hatten. Abschließend ist festzuhalten, dass 
die beiden Vorsitzenden Antonia Ricke und Katja Hopfenzitz die DGJ seit Ende 2017 auf hervorra-
gende Weise leiten. (HV) 

 

 
Fotos: Lena Krächan (DGJ) 

 
Gespräch mit Herrn Staatssekretär Dr. Nussbaum am 12.02.2020 
Am 12. Februar 2020 trafen Steffen Helbing und Daniel Büter sich mit Herrn Staatssekretär Nußbaum 
und Frau Husch vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi), um sich über den barrie-
refreien Notruf auszutauschen. Sie signalisierten Verständnis und werden Kontakt zum Innenministe-
rium des Landes NRW aufnehmen, damit wir als Selbstvertretungsorganisation in den Prozess zur Ein-
führung einer Notruf-App einbezogen und zum Gespräch eingeladen werden. 
Im März/April 2020 wird das BMWi den Referentenentwurf des neuen Telekommunikationsgesetzes 
(TKG) versenden. Im Rahmen der Überarbeitung des TKG werden nach jetzigem Stand Notrufe in 
Deutscher Gebärdensprache und auch alternative Notrufmöglichkeiten, z. B. die Notruf-App, berück-
sichtigt werden. Das Gespräch verlief gut und war sehr angenehm. (DB) 
 

 
Foto: DGB 
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Tagung „Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in Österreich und Deutsch-
land“ am 13.02.2020 in Innsbruck 
Bei der Tagung wurden die aktuellen Staatenberichte Österreichs und Deutschlands sowie die Staa-
tenberichtsprüfung behandelt. Auch wurde der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in 
den Bereichen Rechtssubjektivität und Zugang zu Recht, Bildung und Arbeit nachgegangen. 
Die Veranstaltung war eine Zusammenarbeit der Leopold-Franzens-Universität Innsbruck und der Uni-
versität Kassel. Das erste Thema war das Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW). Dieses ist das wichtigste Menschenrechtsinstru-
ment für die Rechte von Frauen. Die Referentin erklärte, dass es eine Schönrederei sei, wenn tatsäch-
lich nichts geschehen sei. Maßnahmen würden als besonders erfolgreich geschildert, und am Ende 
erführe man von der Zivilgesellschaft, insbesondere von Frauenorganisationen, dass diese oft sogar 
kontraproduktiv und somit für Frauen schädlich seien. Die Arbeitsmarktintegration von Frauen mit Be-
hinderungen werde besonders beobachtet. Ein weiteres Thema war die De-Institutionalisierung. Da-
bei ging es vor allem um den Zusammenhang mit dem Wohnen von Menschen mit Behinderungen. Es 
stellten sich einige Fragen, zum Beispiel in Bezug auf die Sorgen über diese Entwicklung und die 
Pläne für die Umsetzung und Zugänglichkeit zu allgemeinen Einrichtungen für behinderte Menschen. 
Es wurde ein Fallbeispiel in Salzburg angeführt: Trotz der Proteste wird eine Einrichtung für Kinder 
und Erwachsene mit Behinderungen gebaut. Als Handlungsempfehlung wurde genannt, der Staat 
solle sicherstellen, dass die Bundesregierung und die Landesregierung ihre Anstrengungen verstär-
ken, um die De-Institutionalisierung voranzutreiben. Der Gesamteindruck ist, dass nicht alles umge-
setzt wird, sondern nur teilweise. Die Probleme liegen in der Dominanz des medizinischen Modells, in 
Vorurteilen und einem fehlenden Bewusstsein der Zivilgesellschaft wie auch im Föderalismus und feh-
lenden Ressourcen begründet. 
Es war insgesamt ein spannendes Programm mit Vorträgen und Arbeitsgruppen zu den einzelnen Ar-
tikeln der UN-BRK. An diesem Tag standen das Recht auf Bildung, das Recht auf Arbeit und die 
Rechtssubjektivität sowie der Zugang zum Recht im Mittelpunkt. (EK) 
 

 
Fotos: DGB 

 
7. Sitzung des Expertenkreises der Bundesfachstelle Barrierefreiheit am 17.02.2020 
Am 17.02.2020 fand die 7. Sitzung im Kleisthaus des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
statt, an der Daniel Büter teilnahm. Die Bundesfachstelle Barrierefreiheit berichtete über die Ergeb-
nisse der bisherigen Arbeit und präsentierte ihr zehn Punkte umfassendes Arbeitsprogramm für das 
Jahr 2020: Mustervorlage §8 Absatz 3 BGG – Barrierefreiheit von Bestandsgebäuden, Begleitung der 
„Machbarkeitsstudie zur ambulanten Pflege im Bad“, European Accessibility Act (EAA), Durchführung 
von zwei Regionalkonferenzen im Rahmen der InitiativeSozialraumInklusiv (ISI), Auslobung des Bun-
desteilhabepreises im Rahmen von ISI, Bundesprogramm für mehr Barrierefreiheit, Digitale Barriere-
freiheit, Öffentlichkeitsarbeit, Fach- und fachübergreifende Gremien und Forschungsbegleitung. 
Anschließend hielt Dr. Jacob Steinwede vom Institut für angewandte Sozialwissenschaft (infas) einen 
Vortrag zum aktuellen Stand der Repräsentativbefragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rung. Ziel der Befragung ist eine repräsentative Erhebung der Lebenslagen von Menschen mit und 
ohne Behinderungen und ihrer Möglichkeit der Teilhabe in verschiedenen Lebensbereichen. (DB) 
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Foto: Bundesfachstelle Barrierefreiheit 

 
Sitzung der AG Sprachliche Minderheit am 21.02.2020 in Berlin 
Am 21. Februar 2020 trafen sich Prof. Dr. Christian Rathmann (Leiter der Abteilung „Deaf Studies" an 
der Humboldt-Universität), Dina Tabbert-Zander (Vertreterin des Bundeselternverbands gehörloser 
Kinder e.V. ), Sven Niklas (Jurist) sowie Steffen Helbing und Helmut Vogel vom DGB bei einer Sitzung 
der Arbeitsgruppe „Sprachliche Minderheit“ in Berlin. Es ging um die Anerkennung der Gebärdenspra-
che als Minderheitensprache. Im Jahr 2019 hat Eeva Tupi, die frühere politische Referentin des Welt-
verbandes der Gehörlosen (WFD), für die finnische Regierung ein Gutachten zu der Möglichkeit ver-
fasst, Gebärdensprachen in die Charta der Regional- und Minderheitensprachen aufzunehmen. Der 
Europarat in Straßburg behandelte den Antrag von Finnland in diesem Jahr jedoch nicht weiter. Die 
Arbeitsgruppe möchte das Thema mit verschiedenen politischen Vertreterinnen und Vertretern auf 
der Bundesebene aufgreifen, besprechen und weiter vorantreiben. Helmut Vogel gab die Leitung der 
Arbeitsgruppe ab. Christian Rathmann sowie Dina Tabbert-Zander erklärten sich bereit, die Leitung 
der Arbeitsgruppe für den DGB gemeinsam fortzuführen. (HV) 
 
Austauschtreffen am 22.02.2020 in Frankfurt 
Der DGB hat Ende Februar eine Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für 
Justiz und Verbraucherschutz bzgl. der Novellierung des JVEG abgegeben. Dafür hat es ein Aus-
tauschtreffen am 22. Februar 2020 in Frankfurt am Main gegeben, an dem etwa 15 Vertreter/-innen 
der Mitgliedsverbände des DGB teilgenommen haben. Verschiedene Sachfragen wurden besprochen. 
Aus diesen Diskussionen über die Stellungnahme zum JVEG hat sich ergeben, dass die Qualität der 
Dolmetschdienstleistungen im Bereich der Gerichte im Vordergrund stehen sollte. Daher hat der DGB 
im finalen Verfahren eine Stellungnahme hierzu erstellt. Andere Sachfragen, insbesondere zur Kom-
munikationshilfeverordnung des BGG und der LGG, werden beim nächsten Treffen besprochen. (HV) 
 

 
Foto: Günter Freßmann 
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Gespräch mit Dr. Annette Tabbara am 25.02.2020 in Berlin 
Am 25. Februar 2020 trafen sich Helmut Vogel und Daniel Büter vom DGB mit Dr. Annette Tabbara, 
die seit Oktober 2019 die neue Leiterin der Abteilung V (Teilhabe für Menschen mit Behinderungen) 
beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) ist. Sie ist die Nachfolgerin von Dr. Ahuja, die 
bei der Cochlear-Implantant-Fachtagung Ende November 2018 das Grußwort gehalten hat. Der DGB 
berichtete ihr bei diesem ersten Treffen über den DGB-Forderungskatalog. 
Des Weiteren besprachen die beiden mit Frau Dr. Tabbara die folgenden Themen: Vonseiten des DGB 
wurde betont, wie essenziell die Einführung einer flächendeckenden staatlichen Notruf-App für 
Deutschland besonders für gehörlose und hörbehinderte Menschen ist. Darüber hinaus wurde die Be-
deutung der Finanzierung der Kommunikationshilfen (darunter Gebärdensprachdolmetscher) laut der 
Kommunikationshilfeverordnung (KHV) besprochen. Dies ist umso wichtiger, da die geplante Novellie-
rung des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes (JVEG) ansteht. 
Schließlich war der Internationale Tag der Gebärdensprache am 23.09.2020 Thema, denn die Öffent-
lichkeit sollte mit Unterstützung des BMAS mehr über diesen Tag erfahren. Beim letzten Mal zeigte 
der Arbeits- und Sozialminister Hubertus Heil die „I love you“-Gebärde. (HV) 
 

 
Foto: DGB 

 
33. Konsultation der Monitoring-Stelle UN-BRK mit den behindertenpolitischen Verbän-
den am 04.03.2020 
Der Leiter der Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention, Valentin Aichele, begrüßte die An-
wesenden und eröffnete die Verbändekonsultation am 04.03.2020 bei der Stadtmission am Haupt-
bahnhof in Berlin. Die Monitoring-Stelle berichtete über ihre Arbeit, z. B. über die UN-BRK in der be-
treuungsgerichtlichen Praxis, die Beratung mit der Berliner Senatsverwaltung zur Novellierung des 
Landesgleichberechtigungsgesetzes (LGBG) und die Evaluierung des Aktionsplans zur Umsetzung der 
UN-BRK im Land Bremen. Im Anschluss wurde über zwei Schwerpunkte diskutiert: einerseits über die 
inklusive Berufsbildung, konkret über die Phase von der Beendigung der Schule bis zur Aufnahme ei-
ner Ausbildung, und andererseits über Blindenführhunde bzw. Assistenzhunde. Danach brachte Daniel 
Büter zwei wichtige Punkte zur Sprache: die Bundes-Notruf-App und den barrierefreien Zugang zu ge-
sundheitsrelevanten Informationen zum Thema Coronavirus. (DB) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

-6- 
 

Deutscher Gehörlosen-Bund e.V., Prenzlauer Allee 180, 10405 Berlin, www.gehoerlosen-bund.de 
Präsidium: Helmut Vogel, Elisabeth Kaufmann, Steffen Helbing, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike Gotthardt, 

Hans-Jürgen Kleefeldt und Katja Hopfenzitz 

– 

Neue Mitarbeiterin in der DGB-Geschäftsstelle 
Seit dem 5. März 2020 ist Ngoc Mai Nguyen als neue Verwaltungsmitarbeiterin mit 20 Wochenstun-
den in der Geschäftsstelle des Deutschen Gehörlosen-Bundes beschäftigt. Nebenbei absolviert sie ihr 
Bachelorstudium im Fach Sportmanagement und Sportkommunikation an der Deutschen Sporthoch-
schule Köln, wohnt aber in Berlin. Sie befindet sich in der letzten Phase des Studiums und schreibt 
gerade ihre Bachelorarbeit. Wir heißen sie im Team des DGB herzlich willkommen und freuen uns auf 
die Zusammenarbeit. (DB) 
 

 
Foto: Ngoc Mai Nguyen 

 
Telefongespräch mit Prof. Dr. Günter Huhle über Emergency Eye am 10.03.2020 
Bei einem Telefongespräch am 10.03.2020 hat sich Daniel Büter intensiv mit Prof. Dr. Günter Huhle 
ausgetauscht. Dabei hat er einen interessanten Einblick in die barrierefreie Notruf-Software 
„Emergency Eye“ bekommen, die Günter Huhle und seine Firma Corevas aus Grevenbroich entwickelt 
haben. 
Die Leitstellen können die Software auf ihre Rechner herunterladen und nutzen, um sich im Notfall 
auf die Handys von Anrufern zu schalten. Der Anrufer bzw. die Anruferin am Notfallort braucht dafür 
keine spezielle App, sondern nur ein Handy mit Kamera und Internetverbindung. Gehörlose können 
einfach einen Notruf durch Eintippen von „112*112#“ absetzen. Dann weiß die Leitstelle Bescheid, 
dass der/die Anrufer/-in gehörlos ist, und kann mit den gehörlosen Anrufern chatten. 
Durch das Vergabeverfahren des Innenministeriums des Landes NRW zur Bundes-Notruf-App fühlt 
sich die Firma Corevas ungerecht behandelt – sie hat deshalb eine Klage bei der Vergabekammer in 
Köln eingereicht. Das Telefongespräch war angenehm und interessant. (DB) 
 
2. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 11.03.2020 
In der Bundesgeschäftsstelle des Sozialverbandes VdK Deutschland fand am 11.03.2020 die zweite 
Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses statt. An dieser Sitzung nahm Daniel Büter als Vertretung des 
DGB teil. Zu den Tagesordnungspunkten gehörten unter anderem die Vorstellung des neuen Positi-
onspapiers zur Novellierung des Personenbeförderungsgesetzes, Kriterien der Barrierefreiheit in Arzt-
praxen, die barrierefreie Notruf-App, der fehlende Zugang bzw. die fehlende Barrierefreiheit zu ge-
sundheitlichen Informationen mit Deutscher Gebärdensprache und die EU-Ratspräsidentschaft. Dar-
über wurde diskutiert, und der DBR-Arbeitsausschuss hat uns seine Unterstützung zugesichert und 
beschlossen, eine Pressemeldung zur fehlenden Barrierefreiheit der Berichterstattung über die Ent-
wicklung der Corona-Krise zu verfassen und veröffentlichen. (DB) 
 

 
Foto: DGB 
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Situation in der Corona-Krise ab Mitte März 2020 
Aufgrund der Ausbreitung des Coronavirus haben wir die Verbandsarbeit des Deutschen Gehörlosen-
Bundes größtenteils stilllegen müssen, z. B. in Bezug auf den DGB-Newsletter, den DGB-Monatsbe-
richt, die Dokumentation zur Fachtagung CI, den Parallelbericht zur UN-BRK, den Jahresbericht des 
DGB, das Protokoll der Bundesversammlung des DGB, die Stellungnahme zu Gebärdensprach-Avata-
ren etc. 
Ab dem 16.03.2020 mussten alle drei Mitarbeiter/-innen, Ngoc Mai Nguyen, Dr. Anja Gutjahr und Da-
niel Büter, zu Hause bleiben und im Homeoffice arbeiten. Wir beschäftigten uns mit dem Thema 
Coronavirus, wobei wir insbesondere mit dem Präsidenten Helmut Vogel, der 1. Vizepräsidentin Elisa-
beth Kaufmann und dem Präsidiumsmitglied Dr. Ulrike Gotthardt zusammenarbeiteten, die sich eh-
renamtlich einsetzten. Wir haben ein Aufklärungspapier, Stellungnahmen, Pressemitteilungen und 
zahlreiche Videofilme in DGS veröffentlicht und uns für die volle Zugänglichkeit zu gesundheitlichen 
Informationen über das Coronavirus in Gebärdensprache und mit Untertiteln auf Bundesebene einge-
setzt. Zahlreiche Informationsangebote und Nachrichten sowie Links zum Thema Coronavirus und In-
formationszugänglichkeit bzw. Barrierefreiheit haben wir auf der DGB-Homepage gesammelt und 
diese Zusammenstellung regelmäßig aktualisiert. 
Die Organisation der Demonstration inklusive der Kundgebung am 07.05.2020 in Berlin konnten wir 
nicht fortsetzen – sie musste abgesagt werden. Der 4. Bildungskongress, der vom 11. bis 12.09.2020 
in Landshut stattfinden sollte, wird auf das Frühjahr 2021 verschoben. Viele weitere Veranstaltungen 
und Sitzungen im März, April und Mai 2020 mussten ausfallen. Erst Anfang Juni ist Ngoc Mai Nguyen 
wieder an den Arbeitsplatz zurückgekehrt, Daniel Büter erst ab Mitte Juni. (DB) 
 
Telefongespräch mit dem NRW-Innenministerium am 13.05.2020 
Da das geplante Gespräch am 23.04.2020 in Düsseldorf wegen der Corona-Krise ausgefallen war, 
führte Daniel Büter am 13.05.2020 ein Telefongespräch mit dem Ministerium des Innern des Landes 
NRW, um die aktuelle Entwicklung der Notruf-App des Bundes zu besprechen. 
Bei der Vergabekammer Köln wurden zahlreiche Klagen eingereicht, und eine endgültige Entschei-
dung ist noch nicht gefallen. Vor diesem Hintergrund ist eine Bundes-Notruf-App immer noch nicht 
zur Verfügung gestellt worden. Wenn das Vergabenachprüfungsverfahren abgeschlossen und die Ein-
spruchsfrist abgelaufen ist, wird das NRW-Innenministerium voraussichtlich der Firma „bevuta IT 
GmbH“ aus Köln, die die Notruf-App „Salus“ entwickelt, den Zuschlag erteilen. 
Das NRW-Innenministerium und die bevuta IT GmbH sind nicht bereit, uns die Abschlussergebnisse 
des Förderprojektes „Notruf-App Salus“ zukommen zu lassen, und begründen dies mit dem Schutz 
von Geschäftsgeheimnissen. Wir kennen die Inhalte und die Funktionalität der App „Salus“ nicht und 
haben dem NRW-Innenministerium ein Gespräch im Juni 2020 in Düsseldorf vorgeschlagen, um die 
App „Salus“ anzuschauen, zu testen bzw. zu überprüfen. 
Über den Prozess der Einführung einer bundeseinheitlichen Notruf-App und die Nichteinbeziehung des 
Deutschen Gehörlosen-Bundes im Beirat bzw. in der Expertengruppe Leitstellen und Notruf (EGLN) 
sind wir nicht glücklich. 
Wenn die Notruf-App bis September 2020 nicht bereitgestellt wird, muss Deutschland aufgrund der 
Verletzung der EU-Richtlinie und der Nichteinhaltung der Frist eine hohe Geldstrafe an die EU zahlen. 
Es ist noch offen, ob Deutschland es schafft, endlich eine Bundes-Notruf-App zur Verfügung zu stel-
len. (DB) 
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3. Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses am 17.06.2020 
Wegen der Corona-Maßnahmen fand die dritte Sitzung des DBR-Arbeitsausschusses zum ersten Mal 
in zwei Blöcken als Online-Videokonferenz per Zoom statt. Daniel Büter nahm daran teil und folgte 
der Verdolmetschung in DGS auf dem Bildschirm. Zu den Tagesordnungspunkten gehörten unter an-
derem die Diskussion und Abstimmung gemeinsamer Forderungen und Positionen im Zusammenhang 
mit der Corona-Pandemie, die Finanzierung und die Anforderungen des DBR-Sekretariats, der Euro-
pean Accessibility Act (EAA) und der Medienstaatsvertrag. Die Videokonferenz verlief gut und funktio-
nierte reibungslos. (DB) 

 

 
Foto: DBR 

 
DGB-Pressemitteilungen: 

• Pressemitteilung 01/2020 „Menschen mit Hör- und Sprachbehinderungen brauchen mehr 
staatliche Sicherheit und staatlichen Schutz in Notfall- bzw. Gefahrensituationen!“ 
(11.02.2020) 

• Pressemitteilung 02/2020 „Krankenhäuser sind seit 01.01.2020 nicht mehr für die Dolmet-
scherkosten zuständig, sondern die Krankenkassen“ (25.02.2020) 

• Pressemitteilung 03/2020 „Das Verwenden von Mund-Nase-Masken ohne und mit Sichtfenster 
erschwert die Kommunikation zwischen Hörenden und Gehörlosen. Die Möglichkeiten der 
Kommunikation müssen vielfältiger sein!“ (22.04.2020) 

• Pressemitteilung 04/2020 „Die Dokumentation zur Fachtagung „Cochlea Implantat – Realitä-
ten ohne Zwang“ ist erschienen!“ (04.06.2020) 

 
DGB-Stellungnahmen: 

• Stellungnahme 01/2020 „zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Justizver-
gütungs- und -entschädigungsgesetzes (JVEG-Änderungsgesetz 2020)“ (28.02.2020) 

• Stellungnahme 03/2020 „Fehlender Zugang zu gesundheitlichen Informationen über das 
Coronavirus in Gebärdensprache und mit Untertiteln“ (06.03.2020) 

• Stellungnahme 04/2020 „Bereitstellung von gesundheitsrelevanten Informationen zur Corona-
Krise in Gebärdensprache und mit Untertiteln: zum aktuellen Stand“ (02.04.2020) 

 
DGB-Bericht 

• Bericht 01/2020 „Monatsbericht des Deutschen Gehörlosen-Bundes für Januar 2020“ 
(18.02.2020) 

 
DGB-Filme: 

• DGB-Film in Gebärdensprache „Wir brauchen mehr staatliche Sicherheit und staatlichen Schutz 
in Notfall- bzw. Gefahrensituationen!“ (11.02.2020) 

• DGB-Film in Gebärdensprache „Statement des Präsidenten des Deutschen Gehörlosen-Bundes, 
Helmut Vogel, anlässlich des Internationalen Tages der Muttersprache am 21.02.2020“ 
(21.02.2020) 

• DGB-Film 01/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln zur DGB-Pressemitteilung 02/2020 
„Krankenhäuser sind seit 01.01.2020 nicht mehr für die Dolmetscherkosten zuständig, sondern 
die Krankenkassen" (25.02.2020) 
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• DGB-Film in Gebärdensprache „DGB-Stellungnahme „Fehlender Zugang zu gesundheitlichen 
Informationen über das Coronavirus in Gebärdensprache und mit Untertiteln“ (10.03.2020) 

• DGB-Film in Gebärdensprache „Weitere Informationen zum aktuellen Stand in Bezug auf die 
DGB-Stellungname "Fehlender Zugang zu gesundheitlichen Informationen über das Coronavi-
rus in Gebärdensprache und mit Untertiteln“ (12.03.2020) 

• DGB-Film 03-01/2020 in Gebärdensprache zum DGB-Aufklärungspapier Corona-Virus – Vor-
wort (17.03.2020) 

• DGB-Film 03-02/2020 in Gebärdensprache zum DGB-Aufklärungspapier Corona-Virus – Allge-
meine Einleitung zum Corona-Virus (17.03.2020) 

• DGB-Film 03-03/2020 in Gebärdensprache zum DGB-Aufklärungspapier Corona-Virus – Anste-
ckung mit dem Corona-Virus 2019-nCoV (17.03.2020) 

• DGB-Film 03-04/2020 in Gebärdensprache zum DGB-Aufklärungspapier Corona-Virus – Was 
kann ich tun, worauf muss ich achten, damit ich möglichst nicht angesteckt werde? 
(17.03.2020) 

• DGB-Film 03-05/2020 in Gebärdensprache zum DGB-Aufklärungspapier Corona-Virus – Wann 
muss man an die Gefahr einer Ansteckung mit dem Virus denken? Oder: wann kann der Ver-
dacht auf eine Ansteckung bestehen? (17.03.2020) 

• DGB-Film 03-06/2020 in Gebärdensprache zum DGB-Aufklärungspapier Corona-Virus – Was 
passiert, wenn ich am Corona-V. erkrankt bin? (17.03.2020) 

• DGB-Film 04/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln: „Statement von DGB-Präsident 
Helmut Vogel zur Coronavirus-Krise“ (23.03.2020) 

• DGB-Film 05/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln: „Statement von Daniel Büter, Re-
ferent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit, zur aktuellen Situation in der Corona-
Krise“ (26.03.2020) 

• DGB-Film 06/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln: „Statement von Bernd Siebert, Be-
auftragter für Senioren des Deutschen Gehörlosen-Bundes, zum Umgang mit dem Coronavi-
rus“ (29.03.2020) 

• DGB-Film 07-01/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln: „Bericht von Elisabeth Kauf-
mann, 1. Vizepräsidentin des Deutschen Gehörlosen-Bundes, über den Weltverband der Ge-
hörlosen zur Corona-Krise (1. Teil)“ (31.03.2020) 

• DGB-Film 07-02/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln: „Bericht von Elisabeth Kauf-
mann, 1. Vizepräsidentin des Deutschen Gehörlosen-Bundes (2. Teil)“ (03.04.2020) 

• DGB-Film 08/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln: „Stellungnahme 04/2020: „Bereit-
stellung von gesundheitsrelevanten Informationen zur Corona-Krise in Gebärdensprache und 
mit Untertiteln: zum aktuellen Stand“ (07.04.2020) 

• DGB-Film 09/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln: „Online-Beratung oder Online-
Therapie in Gebärdensprache und Schriftsprache während der Corona-Krisenzeit“ 
(08.04.2020) 

• DGB-Film 10/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln zur Stellungnahme 01/2020 „zum 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Justizvergütungs- und -entschädigungs-
gesetzes (JVEG-Änderungsgesetz 2020)“ (14.04.2020) 

• DGB-Film 11/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln: „Statement von DGB-Präsident 
Helmut Vogel über barrierefreie Medien und Zugang zu Informationen zur Corona-Krise“ 
(23.04.2020) 

• DGB-Film 12/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln zur Pressemitteilung 03/2020 „Das 
Verwenden von Mund-Nase-Masken ohne und mit Sichtfenster erschwert die Kommunikation 
zwischen Hörenden und Gehörlosen. Die Möglichkeiten der Kommunikation müssen vielfältiger 
sein!“ (24.04.2020) 

• DGB-Film 13/2020 in Gebärdensprache: „Ein Appell an die Solidarität der Gehörlosen-/Gebär-
densprachgemeinschaft zur Corona-Krise“ (27.04.2020) 

• DGB-Film 14/2020 in Gebärdensprache und mit Untertiteln: „Stellenausschreibung: Referent/-
in für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit“ (06.06.2020) 
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Vorschau: 
21. – 23.08.2020 DGB-Präsidiumssitzung in Braunschweig 
 
11. – 12.09.2020 DGB-Arbeitstagung in Frankfurt am Main 
 
23.09.2020  Internationaler Tag der Gebärdensprachen 
 
21. – 27.09.2020 Internationale Woche der Gehörlosen 
 
30.10. – 02.11.2020 Ordentliche Bundesversammlung des DGB in Berlin 
 
30.11./01.12.2020 Inklusionstage 2020 
 
03.12.2020 DBR-Welttagsveranstaltung 
 
 
 
 
 
Über den Bundesverband 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. versteht sich als sozial- und gesundheitspolitische, kulturelle und berufliche Interessenvertretung der 
Gebärdensprachgemeinschaft, also der Gehörlosen und anderer Menschen mit Hörbehinderung, die sich in derzeit 26 Mitgliedsverbänden 
mit ca. 28.000 Mitgliedern, darunter 16 Landesverbänden und 10 bundesweiten Fachverbänden, zusammengeschlossen haben. Insgesamt 
zählen dazu mehr als 600 Vereine. 
Unser Ziel ist die kontinuierliche Verbesserung der Lebenssituation von Gehörlosen durch den Abbau von kommunikativen Barrieren und die 
Wahrung von Rechten, um eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen. 
 
Pressekontakt 
Daniel Büter 
Referent für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit 
E-Mail: d.bueter@gehoerlosen-bund.de 
Hörende Anrufer/-innen erreichen mich über den Telefonvermittlungsdienst mit Dolmetschern für Gebärdensprache und Deutsch 
Telefon: 069 – 900 160 333 
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DR. ULRIKE GOTTHARDT  
Lengerich

IM INTERVIEW (TEIL 1)

>>> Die bereichsleitende Oberärztin der 
LWL-Klinik für Psychiatrie, Psycho therapie 
und Neurologie Lengerich ist neben ihrer 
berufl ichen Tätigkeit Beisitzerin des Prä-
sidiums im Deutschen Gehörlosen-Bund 
e. V. und Beauf tragte für psychische und 
körperliche Gesundheit bei Gehörlosen 

MW: In der Nähe von Osnabrück?
UG: Ja, zwischen Münster und Osna-
brück, aber näher an Osnabrück.

MW: Was war der Grund, dass 
Du Ärztin werden wolltest?
UG: Da hole ich mal ein bisschen aus. 
Und zwar, ich habe zwei Geschwister. 
Die beiden sind stark schwerhörig. Sind 
aber auch gebärdensprachlich aufge-
wachsen. Die beiden sind 20 beziehungs-

D r. Ulrike Gotthardt studierte 
zu einer Zeit, als hörgeschä-
digte Studenten während ihres 

Studiums noch nicht von Gebärden-
sprach- oder Schriftsprachdolmetscher 
unterstützt wurden. Lesen Sie das In-
terview, das Chefredakteur Marc Weigt 
mit Dr. Ulrike Gotthardt führte, und 
erfahren Sie, wie Dr. Gotthardt es trotz 
ihrer Resthörigkeit schaffte, ihr Studium 
erfolgreich abzuschließen, und warum 
sie als drittes Kind tauber Eltern erst ein 
Maschinenbaustudium begann. 

Marc Weigt: Hallo Ulrike, ich 
freue mich auf unser Interview. 
Zuerst solltest Du Dich vorstel-
len. Bist Du verheiratet und 
hast Du Kinder? 
Dr. Ulrike Gotthardt: Ja, ich bin seit 
27 Jahren verheiratet und habe eine 
27-jährige Tochter. 
   
MW: Was macht Deine Tochter 
berufl ich?
UG: Sie hat ihr Psychologie-Studium 
abgeschlossen. Und weil sie auch Philo-
sophie studiert hat, macht sie jetzt darin 
ihre Doktorarbeit. Sie hat für drei Jahre 
eine Promotionsstelle in Hannover an 
der Universität bekommen.  

MW: Ist Deine Tochter taub?
UG: Nein, sie ist hörend. 

MW: Bist Du selber taub 
oder schwerhörig?
UG: Ich bin resthörig. Also das bedeu-
tet, der Hörverlust liegt bei 100 Dezibel. 
Ich muss von den Lippen ablesen.

MW: Wie kam es zu Deiner 
Hörschädigung?
UG: Bei uns liegt es in der Familie. 
Ich muss als Kind etwas besser gehört 
haben als heute, denn ich habe erst 
mit sechs Jahren, als ich in die Schule 
kam, Hörgeräte bekommen. Früher im 
Kindergarten hatte ich bereits Probleme 
beim Verstehen. Ich war im Kindergar-
ten für hörende Kinder, weil es bei uns 
in der Nähe keinen Kindergarten für 
Schwerhörige oder Gehörlose gab. 

MW: Sind Deine Eltern hör-
geschädigt?
UG: Meine Mutter ist stocktaub, mein 
Vater hatte Hörreste, wobei er nie Hör-
ge räte getragen hat. Also haben alle 
gebärdet. 

MW: Was waren Deine Eltern 
von Beruf?
UG: Damals, mein Vater wurde 1912 
und meine Mutter 1916 geboren, gab es 
für Gehörlose keine speziellen höheren 
Berufe. Beide waren Schneider, mein 
Vater war Schneidermeister. Er hatte 
später einen eigenen Betrieb und bildete 
auch Lehrlinge aus. Meine Mutter war 
später Hausfrau.

MW: Wie war Deine Kindheit? 
Hast Du mehr mit hörenden 
Kindern Kontakt gehabt oder mit 
hörgeschädigten? 
UG: In der Familie war es klar. Da 
waren alle hörgeschädigt außer der Oma, 
die mit uns zusammengelebt hat. Sie war 
die einzige Hörende. Sie war Außensei-
terin in unserer Familie, weil sie nichts 
hörte, wenn wir gebärdet haben. Dann 

hat sie gesagt: „Sprich doch mal, ich ver-
stehe nichts.“ Meine Eltern hatten auch 
viele gehörlose Freunde und nahmen 
mich oft mit in den Frankfurter Gehör-
losen Verein. Mein Vater war dort aktiv 
im Vorstand. Dadurch hatte ich Kontakt 
mit vielen bekannten Gehörlosen, wie 
den Präsidenten des Deutschen Gehörlo-
sen-Verbandes: Fritz Ellmers oder Max 
Härdtner. Sie kamen aus dem Frankfur-
ter Raum. Oder Wolfgang Czempin. Der-
artige Kontakte waren für mich normal. 
Ich hatte durch die Schule auch hörende 
Freunde, aber nicht so viele. Es waren 
Einzelne. Es war für mich weniger das 
Problem, ich hatte die gehörlose Familie 
und andere Freunde, die Kontakte waren 
da. In der Rückschau bin ich normal 
aufgewachsen. Von der Kommunikation 
her war alles da. Ich kann nicht sagen, 
wie es wäre, wenn meine Eltern hörend 
gewesen wären. Ich glaube, dann hätte 
ich nicht so viele Kontakte gehabt. Auch 
wenn in der Hörendenschule wenig Kon-
takte mit anderen Schülern waren, das 
hat mir nichts ausgemacht. Auf anderer 
Ebene war der Ausgleich da. 

MW: Welche Berufsausbildung 
hast Du genau?
UG: Ich bin Ärztin für Psychiatrie und 
Neurologie. Ich habe eine psychothera-
peutische Weiterbildung gemacht. Des-
halb arbeite ich jetzt schwerpunktmäßig 
ambulant in der Psychiatrie, mache auch 
psychotherapeutisch orientierte Bera-
tung in der LWL-Klinik in Lengerich. 
Da gibt es einen speziellen Bereich für 
hörgeschädigte Menschen mit seelischen 
Erkrankungen – ambulant und stationär. 

ter Raum. Oder Wolfgang Czempin. Der-

Eine glückliche Kindheit

Ulrike mit ihren Eltern

Ulrike mit ihrer Oma, der einzigen 
Hörenden in der Familie

Ulrike mit ihrer Tochter
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mir zwischendurch das erklären sollte, 
was ich nicht verstanden habe. Das 
ist eine gute Freundin geworden. Und 
ich konnte dann auch auf der Schule 
bleiben. Hat alles gut geklappt und von 
der Leistung her war es kein Problem. 
Natürlich, wenn beispielsweise Diktate 
geschrieben wurden, bekam ich eine 
andere Aufgabe und musste Aufsätze 
schreiben. Es klappte dann mit dem 
Übergang an die weiterführende Schule. 
Das war damals bei uns eine der ersten 
Integrierten Gesamtschulen in Hessen. 
Es klappte weiterhin mit der Schule, 
doch war es nicht immer einfach mit 
dem Verstehen. Ich musste allen Lehrern 
wiederholt erklären, dass ich schlecht 
höre, dass ich von den Lippen ablesen 
muss. In der Pubertätszeit war es auch 
sehr schwierig. Mit vielen Mitschülern 
war der Kontakt nicht so toll. Es war 
ein Kommunikationsproblem. Von den 
Lern inhalten hat es mir viel Spaß ge-
macht, es hat für mich gut gepasst.  

MW: Und wie war es an der Uni?
UG: An der Uni war es vergleichbar. Im 
Maschinenbaustudium waren wir drei 
Frauen bei 300 männlichen Studenten. Da 
haben wir drei zusammengehalten und 
haben uns unterstützt. Sie haben mir viel 
geholfen, es war total nett. Bei meinem 
Medizinstudium war es dann anders. Da 
war die Konkurrenz anders. Ich habe 
auch ein paar gute Kommilitonen gehabt, 
die mich unterstützt haben, mir Papiere 
von Vorlesungen und Notizen gegeben 
haben. Aber es war eben nicht so toll, 
weil ich keinen Dolmetscher hatte. Von 
den Vorlesungen habe ich nicht viel pro-
fi tiert. Die Professoren liefen auf und ab, 
ich konnte nicht ablesen und wir waren 
teilweise 300 Studenten im Hörsaal. Dann 
bin ich auch nicht mehr hingegangen. Ich 
habe gedacht, ich kann in der Zeit lieber 
aus einem Lehrbuch lernen. Lieber bin 
ich auch in Seminare gegangen oder habe 
versucht, mehr Praktika zu machen, um 
das ein bisschen auszugleichen und vor 

hörgeschädigte Menschen auch noch 
die Stationen zur Behandlung psychisch 
kranker hörgeschädigter Menschen. 

Lesen Sie im zweiten Teil des In-
terviews, wie es deutschlandweit 
mit der psychotherapeutischen 
und psychiatrischen Versorgung 
hörgeschädigter Menschen aus-
sieht. Erfahren Sie Hintergründe 
und welche Projekte derzeit auf 
diesem Gebiet in Planung sind. 

Interview: Marc Weigt
Fotos: Ulrike Gotthardt privat, Marc Weigt
  

weise 23 Jahre älter als ich und beide 
hatten damals schon Medizin studiert. 
Sie waren für mich ein Vorbild. Medi-
zin studieren wollte ich allerdings erst 
nicht. Drei Mediziner in der Familie, das 
erschien mir zu viel. Deshalb habe ich 
erstmal Maschinenbau studiert. Ich habe 
nur ein Semester durchgehalten. Es war 
ein bisschen mein Fehler, weil man im 
ersten Semester nicht alles schafft, was 
vorgegeben ist. Die meisten Studenten 
brauchen auch länger. Ich hatte damals 
die Vorstellung, ich muss alles, was ange-
boten wird, in einem Semester schaffen. 
Dann habe ich das hingeschmissen und 
bin ganz schnell zur Medizin gewechselt. 
Meine Schwester hat auch Neurologie ge-
macht und ich fand das auch immer recht 
interessant. Daran habe ich mich orien-
tiert. Ich wollte auch Neurologie machen. 
Als ich mit dem Studium fertig war, war 
es schwierig für mich, eine Stelle zu 
fi nden. Es gab indirekte Vorbehalte, weil 
ich hörgeschädigt bin. 

MW: Hat Dich das persönlich 
getroffen?
UG: Nein, ich habe mich beim Träger, 
wo ich jetzt bin, beim LWL (= Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe), bewor-
ben. Ich wusste, dass sie auch speziell 
die Aufgabe haben, Schwerbehinderte 
zu fördern. Ich habe mir gedacht, ich 
bewerbe mich mal da, weil der LWL 
auch Träger von psychiatrischen Klini-

allen Dingen dort zu arbeiten, wo ich 
auch besser verstehen konnte. 

MW: Hast Du überhaupt einen 
Gebärdensprachdolmetscher 
bekommen?
UG: Ja, im Jahr 1991 oder 1992 habe ich 
das erste Mal einen Gebärdensprachdol-
metscher für die Arbeit bekommen. Es 
waren früher nicht so viele Dolmetscher 
da. Später habe ich dann in der Woche 
drei mal zwei Stunden Dolmetscher für 
Telefonate usw. bekommen, für spezielle 
Konferenzen kamen dann noch Stunden 
dazu. Davor habe ich mit dem Ende mei-
ner Studentenzeit im November 1984 
bis zum Ende meiner Weiterbildung ein, 
zwei Mal Gebärdensprachdolmetscher 
für eine Fortbildung gehabt, aber nicht 
kontinuierlich. Erst ungefähr ab 1992 
dann regelmäßiger.

MW: Wie lange bist Du in 
Deinem Beruf tätig?
UG: Im Grunde seit 1985. 1985 war 
ich Assistenzärztin, d.h. in der Wei-
terbildung. Ich habe somit neben der 
berufl ichen Arbeit auch gelernt und 
mich fachlich weiter qualifi ziert mittels 
der Weiterbildung, 
bis ich 1992 dann 
die Facharztprüfung 
gemacht habe. Seit-
dem bin ich in dem 
Bereich Psychiatrie als 
Fachärztin tätig. 

MW: War die 
Weiterbildung im 
Bereich von Hörge-
schädigten?
UG: Meine Weiter-
bildung habe ich bei 
Hörgeschädigten und 
Hörenden gemacht. 
Man muss in der Wei-
terbildung verschiedene 
Abteilungen durchlau-
fen und Erfahrungen 
sammeln. Und daher 
betraf die Arbeit mit 
Hörgeschädigten nur 
einen Teil davon. Seit 
der Prüfung bin ich nun 
durchgehend nur für 
Hörgeschädigte tätig. 

ken ist. In der Klinik für suchtkranke 
Menschen in Haldem, in der Nähe von 
Osnabrück, suchten sie eine Ärztin, weil 
sie dort eine Station für hörgeschädigte 
Suchtkranke aufgebaut hatten. Dort habe 
ich am 1. April 1985 angefangen und 
ein halbes Jahr gearbeitet. Für meine 
Facharztweiterbildung haben sie nur eine 
Anerkennung für ein halbes Jahr gehabt. 
Deswegen bin ich an meine jetzige Kli-
nik gewechselt, weil dort 1985 erstmals 
Gehörlose aufgenommen wurden. Nach 
und nach haben wir das Angebot für 
psychisch kranke gehörlose und schwer-
hörige Menschen aufgebaut. 

MW: Wie alt warst Du, als Du 
Deine Ausbildung abgeschlossen 
hattest?
UG: Da war ich 26 Jahre.  

MW: Wie hast Du Dein Studium 
durchgezogen. Hattest Du einen 
Gebärdensprachdolmetscher?
UG: Damals gab es noch keine Dolmet-
scher. Ich war ja auch auf der Schule für 
Hörende. Zuerst war ich ein halbes Jahr 
auf der Schwerhörigenschule. Aber das 
war zu langweilig, weil dort sehr viel 
sprechen geübt wurde. Ich hatte ja meine 
Oma, die Mutter von meiner Mutter, 
die mit uns wohnte. Sie war hörend, 
hatte eine Ausbildung zur Sängerin 
abgeschlossen und daher sehr viel Wert 
darauf gelegt, dass wir alle gut sprechen 
gelernt haben. Von klein auf wurde dis-
zipliniert sprechen geübt und daher war 
es in der Schwerhörigenschule für mich 
sehr langweilig. Meine Oma hat dann 
damals mit dem Stadtschulamt in Frank-
furt verhandelt, dass ich auf die Grund-
schule für Hörende kam. Die Schule war 
nur 100 Meter von unserer Wohnung ent-
fernt. Das war natürlich sehr praktisch. 
Zur anderen Schule bin ich eine Stunde 
mit der Straßenbahn durch Frankfurt 
gefahren. Es gab ein Hin und Her, bis 
das Ok kam und ich für ein halbes Jahr 
zur Probe dort hingehen durfte.

MW: War das eine große 
Umstellung für Dich?
UG: Die Klassenlehrerin hatte viel Ver-
ständnis, hat vorne gestanden, dass ich 
ablesen konnte. Und sie hat ein Nach-
barsmädchen neben mich gesetzt, das 

MW: Welche 
Tätigkeit fällt 
heute in Deinen 
Bereich?
UG: Heute bin ich 
bereichsleitende 
Oberärztin der 
ambulanten Versor-
gung hörgeschä-
digter Menschen 
in unserer Klinik. Ein Kollege und ich 
sind in der Hörgeschädigtenambulanz in 
Vollzeit tätig und arbeiten ausschließlich 
mit Hörgeschädigten. Unsere Arbeit ist 
sehr unterschiedlich. Es kommen Pati-
enten neu zu uns, wobei wir uns für den 
Erstkontakt mehr Zeit für den Patienten 
nehmen müssen als wenn es Wieder-
vorstellungen sind, also Nachsorge. Wir 
haben im Durchschnitt am Tag zwischen 
sechs bis fünfzehn, auch mal zwanzig 
Patienten. 

MW: Fünfzehn bis zwanzig 
Patienten, das ist viel. 
UG: Mit zwei vollen Stellen können wir 
das schaffen. Und dann gibt es natürlich 
bei uns im Krankenhaus im Bereich für 

mich fachlich weiter qualifi ziert mittels 

terbildung verschiedene 

der Prüfung bin ich nun 

Beim Studium

Dr. Gotthardt mit ihrer Tochter bei der Arbeit (1995)

Mit Dr. Ulrich Hase am Tag 
der Facharztprüfung

Dr. Ulrike Gotthardt mit Ehemann 
Dr. med. Albrecht Pfeiff und Tochter
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mir zwischendurch das erklären sollte, 
was ich nicht verstanden habe. Das 
ist eine gute Freundin geworden. Und 
ich konnte dann auch auf der Schule 
bleiben. Hat alles gut geklappt und von 
der Leistung her war es kein Problem. 
Natürlich, wenn beispielsweise Diktate 
geschrieben wurden, bekam ich eine 
andere Aufgabe und musste Aufsätze 
schreiben. Es klappte dann mit dem 
Übergang an die weiterführende Schule. 
Das war damals bei uns eine der ersten 
Integrierten Gesamtschulen in Hessen. 
Es klappte weiterhin mit der Schule, 
doch war es nicht immer einfach mit 
dem Verstehen. Ich musste allen Lehrern 
wiederholt erklären, dass ich schlecht 
höre, dass ich von den Lippen ablesen 
muss. In der Pubertätszeit war es auch 
sehr schwierig. Mit vielen Mitschülern 
war der Kontakt nicht so toll. Es war 
ein Kommunikationsproblem. Von den 
Lern inhalten hat es mir viel Spaß ge-
macht, es hat für mich gut gepasst.  

MW: Und wie war es an der Uni?
UG: An der Uni war es vergleichbar. Im 
Maschinenbaustudium waren wir drei 
Frauen bei 300 männlichen Studenten. Da 
haben wir drei zusammengehalten und 
haben uns unterstützt. Sie haben mir viel 
geholfen, es war total nett. Bei meinem 
Medizinstudium war es dann anders. Da 
war die Konkurrenz anders. Ich habe 
auch ein paar gute Kommilitonen gehabt, 
die mich unterstützt haben, mir Papiere 
von Vorlesungen und Notizen gegeben 
haben. Aber es war eben nicht so toll, 
weil ich keinen Dolmetscher hatte. Von 
den Vorlesungen habe ich nicht viel pro-
fi tiert. Die Professoren liefen auf und ab, 
ich konnte nicht ablesen und wir waren 
teilweise 300 Studenten im Hörsaal. Dann 
bin ich auch nicht mehr hingegangen. Ich 
habe gedacht, ich kann in der Zeit lieber 
aus einem Lehrbuch lernen. Lieber bin 
ich auch in Seminare gegangen oder habe 
versucht, mehr Praktika zu machen, um 
das ein bisschen auszugleichen und vor 

hörgeschädigte Menschen auch noch 
die Stationen zur Behandlung psychisch 
kranker hörgeschädigter Menschen. 

Lesen Sie im zweiten Teil des In-
terviews, wie es deutschlandweit 
mit der psychotherapeutischen 
und psychiatrischen Versorgung 
hörgeschädigter Menschen aus-
sieht. Erfahren Sie Hintergründe 
und welche Projekte derzeit auf 
diesem Gebiet in Planung sind. 

Interview: Marc Weigt
Fotos: Ulrike Gotthardt privat, Marc Weigt
  

weise 23 Jahre älter als ich und beide 
hatten damals schon Medizin studiert. 
Sie waren für mich ein Vorbild. Medi-
zin studieren wollte ich allerdings erst 
nicht. Drei Mediziner in der Familie, das 
erschien mir zu viel. Deshalb habe ich 
erstmal Maschinenbau studiert. Ich habe 
nur ein Semester durchgehalten. Es war 
ein bisschen mein Fehler, weil man im 
ersten Semester nicht alles schafft, was 
vorgegeben ist. Die meisten Studenten 
brauchen auch länger. Ich hatte damals 
die Vorstellung, ich muss alles, was ange-
boten wird, in einem Semester schaffen. 
Dann habe ich das hingeschmissen und 
bin ganz schnell zur Medizin gewechselt. 
Meine Schwester hat auch Neurologie ge-
macht und ich fand das auch immer recht 
interessant. Daran habe ich mich orien-
tiert. Ich wollte auch Neurologie machen. 
Als ich mit dem Studium fertig war, war 
es schwierig für mich, eine Stelle zu 
fi nden. Es gab indirekte Vorbehalte, weil 
ich hörgeschädigt bin. 

MW: Hat Dich das persönlich 
getroffen?
UG: Nein, ich habe mich beim Träger, 
wo ich jetzt bin, beim LWL (= Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe), bewor-
ben. Ich wusste, dass sie auch speziell 
die Aufgabe haben, Schwerbehinderte 
zu fördern. Ich habe mir gedacht, ich 
bewerbe mich mal da, weil der LWL 
auch Träger von psychiatrischen Klini-

allen Dingen dort zu arbeiten, wo ich 
auch besser verstehen konnte. 

MW: Hast Du überhaupt einen 
Gebärdensprachdolmetscher 
bekommen?
UG: Ja, im Jahr 1991 oder 1992 habe ich 
das erste Mal einen Gebärdensprachdol-
metscher für die Arbeit bekommen. Es 
waren früher nicht so viele Dolmetscher 
da. Später habe ich dann in der Woche 
drei mal zwei Stunden Dolmetscher für 
Telefonate usw. bekommen, für spezielle 
Konferenzen kamen dann noch Stunden 
dazu. Davor habe ich mit dem Ende mei-
ner Studentenzeit im November 1984 
bis zum Ende meiner Weiterbildung ein, 
zwei Mal Gebärdensprachdolmetscher 
für eine Fortbildung gehabt, aber nicht 
kontinuierlich. Erst ungefähr ab 1992 
dann regelmäßiger.

MW: Wie lange bist Du in 
Deinem Beruf tätig?
UG: Im Grunde seit 1985. 1985 war 
ich Assistenzärztin, d.h. in der Wei-
terbildung. Ich habe somit neben der 
berufl ichen Arbeit auch gelernt und 
mich fachlich weiter qualifi ziert mittels 
der Weiterbildung, 
bis ich 1992 dann 
die Facharztprüfung 
gemacht habe. Seit-
dem bin ich in dem 
Bereich Psychiatrie als 
Fachärztin tätig. 

MW: War die 
Weiterbildung im 
Bereich von Hörge-
schädigten?
UG: Meine Weiter-
bildung habe ich bei 
Hörgeschädigten und 
Hörenden gemacht. 
Man muss in der Wei-
terbildung verschiedene 
Abteilungen durchlau-
fen und Erfahrungen 
sammeln. Und daher 
betraf die Arbeit mit 
Hörgeschädigten nur 
einen Teil davon. Seit 
der Prüfung bin ich nun 
durchgehend nur für 
Hörgeschädigte tätig. 

ken ist. In der Klinik für suchtkranke 
Menschen in Haldem, in der Nähe von 
Osnabrück, suchten sie eine Ärztin, weil 
sie dort eine Station für hörgeschädigte 
Suchtkranke aufgebaut hatten. Dort habe 
ich am 1. April 1985 angefangen und 
ein halbes Jahr gearbeitet. Für meine 
Facharztweiterbildung haben sie nur eine 
Anerkennung für ein halbes Jahr gehabt. 
Deswegen bin ich an meine jetzige Kli-
nik gewechselt, weil dort 1985 erstmals 
Gehörlose aufgenommen wurden. Nach 
und nach haben wir das Angebot für 
psychisch kranke gehörlose und schwer-
hörige Menschen aufgebaut. 

MW: Wie alt warst Du, als Du 
Deine Ausbildung abgeschlossen 
hattest?
UG: Da war ich 26 Jahre.  

MW: Wie hast Du Dein Studium 
durchgezogen. Hattest Du einen 
Gebärdensprachdolmetscher?
UG: Damals gab es noch keine Dolmet-
scher. Ich war ja auch auf der Schule für 
Hörende. Zuerst war ich ein halbes Jahr 
auf der Schwerhörigenschule. Aber das 
war zu langweilig, weil dort sehr viel 
sprechen geübt wurde. Ich hatte ja meine 
Oma, die Mutter von meiner Mutter, 
die mit uns wohnte. Sie war hörend, 
hatte eine Ausbildung zur Sängerin 
abgeschlossen und daher sehr viel Wert 
darauf gelegt, dass wir alle gut sprechen 
gelernt haben. Von klein auf wurde dis-
zipliniert sprechen geübt und daher war 
es in der Schwerhörigenschule für mich 
sehr langweilig. Meine Oma hat dann 
damals mit dem Stadtschulamt in Frank-
furt verhandelt, dass ich auf die Grund-
schule für Hörende kam. Die Schule war 
nur 100 Meter von unserer Wohnung ent-
fernt. Das war natürlich sehr praktisch. 
Zur anderen Schule bin ich eine Stunde 
mit der Straßenbahn durch Frankfurt 
gefahren. Es gab ein Hin und Her, bis 
das Ok kam und ich für ein halbes Jahr 
zur Probe dort hingehen durfte.

MW: War das eine große 
Umstellung für Dich?
UG: Die Klassenlehrerin hatte viel Ver-
ständnis, hat vorne gestanden, dass ich 
ablesen konnte. Und sie hat ein Nach-
barsmädchen neben mich gesetzt, das 

MW: Welche 
Tätigkeit fällt 
heute in Deinen 
Bereich?
UG: Heute bin ich 
bereichsleitende 
Oberärztin der 
ambulanten Versor-
gung hörgeschä-
digter Menschen 
in unserer Klinik. Ein Kollege und ich 
sind in der Hörgeschädigtenambulanz in 
Vollzeit tätig und arbeiten ausschließlich 
mit Hörgeschädigten. Unsere Arbeit ist 
sehr unterschiedlich. Es kommen Pati-
enten neu zu uns, wobei wir uns für den 
Erstkontakt mehr Zeit für den Patienten 
nehmen müssen als wenn es Wieder-
vorstellungen sind, also Nachsorge. Wir 
haben im Durchschnitt am Tag zwischen 
sechs bis fünfzehn, auch mal zwanzig 
Patienten. 

MW: Fünfzehn bis zwanzig 
Patienten, das ist viel. 
UG: Mit zwei vollen Stellen können wir 
das schaffen. Und dann gibt es natürlich 
bei uns im Krankenhaus im Bereich für 

mich fachlich weiter qualifi ziert mittels 

terbildung verschiedene 

der Prüfung bin ich nun 

Beim Studium

Dr. Gotthardt mit ihrer Tochter bei der Arbeit (1995)

Mit Dr. Ulrich Hase am Tag 
der Facharztprüfung

Dr. Ulrike Gotthardt mit Ehemann 
Dr. med. Albrecht Pfeiff und Tochter
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Dr. Ulrike Gotthardt 
in ihrem Büro in der 
LWL-Klinik Lengerich

DR. ULRIKE GOTTHARDT  
Lengerich

IM INTERVIEW (TEIL 2)

Marc Weigt: Wie sieht im 
Moment der Bedarf an Psycholo-
gen für hörgeschädigte 
Menschen aus?
Dr. Ulrike Gotthardt: Man muss das 
unterscheiden. Es gibt stationäre und 
ambulante Hilfen für hörgeschädigte 
Menschen. Diese können einen psy-
chotherapeutischen und/oder psychia-
trischen Schwerpunkt haben. Eine 
psychiatrische Behandlung hat eine 

medizinische Ausrichtung, umfasst da-
her auch medikamentöse Behandlung, 
sie sollte aber immer auch psychothe-
rapeutische Behandlungsmaßnahmen 
einbeziehen. Das bedeutet z. B. für 
eine stationäre Behandlung, dass man-
che Patienten nur eine psychothera-
peutische Behandlung bekommen und 
andere eine kombinierte medizinische 
und psychotherapeutische Behand-
lung je nach dem bestehenden Bedarf. 

Grundsätzlich muss man sagen, sowohl 
für die psychiatrische als auch für die 
psychotherapeutische Behandlung fehlt 
es vor allem im ambulanten Versor-
gungsbereich an psychiatrischen und 
psychotherapeutischen Beratungs- und 
Behandlungsmöglichkeiten. Im statio-
nären Bereich gibt es mit den Stationen 
in Erlangen und bei uns in Lengerich 
zwei Standorte in Deutschland für die 
psychiatrische und psychotherapeu-

>>> Die bereichsleitende Oberärztin der LWL-Klinik für Psychiatrie, Psycho-
therapie und Neurologie Lengerich und Beisitzerin des Präsidiums im Deut-
schen Gehörlosen-Bund e. V. berichtet im zweiten Teil des Interviews mit 
Chefredakteur Marc Weigt, wie es deutschlandweit mit der psychotherapeu-
tischen und psychiatrischen Versorgung hörgeschädigter Menschen aus-
sieht. Dr. Ulrike Gotthardt erklärt Hintergründe und welche Projekte derzeit 
auf diesem Gebiet in Planung sind 
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tische Behandlung hörgeschädigter 
Menschen. Im Moment reicht es im 
stationären Bereich aus.  
   
MW: Ich dachte, es gäbe zu 
wenig Einrichtungen.
UG: Spezialisierte stationäre Behand-
lungsangebote benötigen durchschnitt-
liche, stabile Belegungszahlen. Diese 
schwanken allerdings manchmal stark. 
Ein Spezialangebot für schwerhörige 
und gehörlose Menschen braucht eine 
Mindestzahl an Patienten, damit es 
fi nanziert werden kann. Da mal mehr 
und mal weniger Betten belegt sind, 
halten sich im Moment Angebot und 
Nachfrage die Waage, so dass nicht 
gesagt werden kann, dass im stationären 
Bereich für Gehörlose und Schwerhö-
rige im Deutschland zur Zeit zu wenig 
Betten da sind. Es werden auch niemals 
alle Gehörlosen und Schwerhörigen von 
einem spezialisierten Angebot Gebrauch 
machen, z. B. wollen manche Schwer-
hörigen und auch Gehörlose lieber mit 
Hörenden zusammen behandelt werden.  

MW: Da bin ich überrascht.
UG: Ja, manche Gehörlose haben zum 
Beispiel Angst, auf andere Gehörlose 
zu treffen. Oder sie haben das Gefühl, 
sie sprechen gut und können auch mit 
Hörenden zusammen behandelt werden. 
Aber vor allem ist die Versorgungssitua-
tion im ambulanten Bereich wichtig. Da 
fehlt es noch sehr an Versorgungsmög-
lichkeiten. Und Psychiater, d. h. Ärzte, 

die auch gebärdensprachkompetent sind,  
gibt es kaum. Dagegen gibt es mehr psy-
chologische Therapeuten mit Gebärden-
sprachkompetenz. Das heißt z. B., dass 
es im Umkreis von 100 bis 150 Kilometer 
von uns eine Reihe von psychologischen 
Psychotherapeuten mit eigener Praxis 
gibt, die gebärden-
sprachkompetent 
sind. Aber sie haben 
auch etliche Patien-
ten, die parallel dazu 
psychiatrische Be-
handlung brauchen, 
da sie Medikamente 
benötigen, die vom Arzt, Psychiater, kon-
trolliert und verordnet werden müssen. 
Daher empfehlen dann diese psychologi-
schen Psychotherapeuten uns diesen Pa-
tienten, weil sie sonst in der Nähe keinen 
Psychiater fi nden, der mit den Patienten 
direkt kommunizieren kann. Dieses zeigt 
im ambulanten Bereich die bestehende 
Versorgungslücke, weswegen es aus 
meiner Sicht gerade hier wichtig ist, dass 
noch mehr Angebote da sind.  

MW: Das bedeutet, dass es 
für Hörgeschädigte wenig Anlauf-
stellen gibt oder erst in weiter 
Entfernung. 
UG: Also auf jeden Fall psychotherapeu-
tisch und psychiatrisch, aber auch andere 
Anlaufstellen fehlen. Zum Beispiel denke 
man an Gewaltopfer, für die es zu wenig 
Beratungs- und Unterstützungsangebote 
gibt. Auch wenn man auf die Situation 

von alten gehörlosen Menschen schaut. 
Da hat das GIA-Projekt der Uni Köln 
schon viele Weiterentwicklungen ge-
bracht, u. a. die bislang deutschlandweit 
nur zwei Kompetenzzentren für Gehör-
lose Menschen im Alter in Dresden und 
in Essen. Diese sind zentrale Beratungs- 

und Vermittlungs-
stellen, die auch 
an anderen Stellen 
in Deutschland 
aufgebaut werden 
müssten. So gibt es 
eigentlich zu wenig 
Kompetenzzentren 

für alte Menschen, für Missbrauchs- oder 
für Gewaltopfer oder traumatisierte Pati-
enten und andere.

MW: Wie kam es zu deiner 
Hörschädigung?
UG: Bei uns liegt es in der Familie. 
Ich muss als Kind etwas besser gehört 
haben als heute, denn ich habe erst 
mit sechs Jahren, als ich in die Schule 
kam, Hörgeräte bekommen. Früher im 
Kindergarten hatte ich bereits Probleme 
beim Verstehen. Ich war im Kindergar-
ten für hörende Kinder, weil es bei uns 
in der Nähe keinen Kindergarten für 
Schwerhörige oder Gehörlose gab. 

MW: Was kann man tun, dass 
eine bessere Versorgung auf-
gebaut wird?
UG: Das ist ein komplexes Thema. Erst 
mal ist zu klären: wie soll die Versor-

 Ú
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Bei einer Schulung 
von Mitarbeitern 
des Weißen Rings

gung aussehen? Man kann z. B. ein 
Versorgungsangebot aufbauen, in dem 
entsprechend weitergebildete Hörende 
aktiv werden. So mache ich demnächst 
eine Schulung für ehrenamtliche Mit-
arbeiter des Weißen Rings, d. h. der 
Opferhilfe. Das sind alles Hörende und 
sie werden geschult, wie sie mit gehör-
losen Opfern umgehen, kommunizieren 
und ihnen helfen können. Dies ist ein 
wichtiger Schritt, wobei nach meiner 
Erfahrung für viele Gehörlose aber auch 
die Schwelle zu hoch ist, zu Hörenden 
zu gehen und sich von ihnen Hilfe zu 
holen. Solche Angebote sind zwar ein 
erster und sehr wichtiger Schritt, doch 
ich denke, langfristig sollte es das Ziel 
sein, dass mehr Gehörlose und Schwer-
hörige selbst hauptberufl iche oder eh-
renamtliche Berater in unterschiedlichen 
Bereichen speziell für Hörgeschädigte 
werden. Das kann aber auch lange dau-
ern, da damit verbunden auch manche 
Strukturen geändert werden müssen. 
Manche ursprünglich für Hörende 
aufgebaute Angebote sind föderalistisch 
organisiert, d. h. nach Bundesländern. 
Da es für spezielle Angebote für Hör-
geschädigte nicht in jedem Bundesland 
genügend Nachfrage gibt, müssten diese 
Angebote zentralisiert werden, um stark 
zu sein. Dann kann es möglich werden, 
dass Hilfesuchende aus mehreren Bun-
desländern dort Hilfe bekommen und 
nicht abgelehnt werden, weil es dieses 
spezielle Angebot in ihrem Bundesland 
nicht gibt. Es muss sich lohnen, die Be-
rater hierfür auszubilden. Dafür ist auch 
eine ausreichende Nachfrage notwendig. 

MW: Ja, aber ich denke, die 
Nachfrage ist so hoch?
UG: Stell dir vor, jedes Bundesland 
bildet einen Berater, z. B. für Gehörlose 
mit Essstörungen aus, das sind 16 spezi-
ell ausgebildete Personen. Dann müssen 
betroffene Gehörlose ja auch erst mal 
bereit sein, dorthin zu gehen. Wie oft 
kommt tatsächlich ein Betroffener dort-
hin? Und auch der speziell ausgebildete 
Berater muss Erfahrungen sammeln und 
sich weiter qualifi zieren, er braucht also 
auch genügend Personen, die er beraten 
kann. Ich meine, man sollte bei speziel-
len Angeboten für Gehörlose erst klein 
anfangen und schauen wie die Nachfra-

ge aussieht. Dann könnte es sich eher 
lohnen, so fünf/sechs Anlaufstellen in 
Deutschland zu haben, die gut ausge-
bildete Berater mit spezieller Erfahrung 
haben und wo auch die Schwelle der 
Kommunikation für die Betroffenen 
nicht so hoch ist, dass sie dahin gehen 
können. Aber das ist jetzt erst mal ein 
guter Anfang, zum Beispiel beim Wei-
ßen Ring, Hörende für die Unterstüt-
zung Gehörloser weiterzubilden.   

MW: Lernen die Leute auch 
die Gebärdensprache? 
UG: Nein, nicht wie in Gebärdenkur-
sen. Sofi a Wegner und ich haben vom 
Gehörlosen Bund e. V. mit dem Weißen 
Ring e. V. ein Konzept zur Schulung 
bereits tätiger, ehrenamtlicher und 
hörender Mitarbeiter des Weißen Rings 
ausgearbeitet. Dieses umfasste zwei 
Wochenendschulungen im Februar und 
März 2017. Die Teilnehmer bekamen in 
der Zeit erst mal die Grundlagen über 
Gehörlose vermittelt: wie kann man mit 
Hörgeschädigten kommunizieren, wie 
berät man Hörgeschädigte, welche Hil-
fen für Gehörlose gibt es, wie kann man 
mit gehörlosen Gewaltopfern umgehen 
und sie unterstützen usw. Daher wurde 
mit den Teilnehmern auch mittels Rol-
lenspielen geübt. 

MW: Das ist ja eine interessante 
Neuigkeit. 
UG: Ja, das bedeutet auch Änderungen 
und Verbesserungen der Hilfsangebote 
für Gehörlose. Beim Weißen Ring war 
es bis vor kurzem schwierig, über die 
Homepage per E-Mail-Kontakt dorthin 

aufzunehmen. Durch die Zusam-
menarbeit kommt es zu einer 
bewussteren Wahrnehmung beste-
hender Hürden, die damit nach und 
nach abgebaut werden können. Das 
sind natürlich erste Schritte, um 
eine Verbesserung der Angebote 
für Hörgeschädigte zu erreichen, 
dass sie mehr Beratung und Unter-
stützung bekommen können. 

MW: Ich denke auch, dass 
viele die Adresse nicht 
kennen, wo es eine Bera-
tungsstelle gibt. Das muss 
auch nach außen bekannt 

gemacht werden. 
UG: Das Problem des erschwerten 
Zugangs Gehörloser zur Opferhilfe und 
Gewaltprävention hat der Deutsche 
Gehörlosen-Bund erkannt und hat nun 
eine Beauftragte für Gewaltschutz. Das 
ist Sofi a Wegner, sie ist selbst Psycholo-
gin und es gibt schon vereinzelt Anfra-
gen an sie von Betroffenen. Mit diesen 
zunehmenden Angeboten können wir 
Erfahrungen sammeln und die Konzepte 
später ausbauen. Zumindest gibt es da-
mit erstmal mehr Anlaufstellen und dann 
schauen wir, wie sich das entwickelt. 

MW: Du kennst die Welt Hörge-
schädigter. Welcher Bereich ist 
bei hörgeschädigten Menschen 
besonders gefährdet, oder wo ha-
ben sie ihre Schwachstellen? Wo 
brauchen sie wirklich Hilfe?
UG: Ich denke, es gibt hier viele Op-
timierungsmöglichkeiten. Auf jeden 
Fall im Frühförderbereich, im schuli-
schen Bereich. Dass hier vor allem auch 
Gebärdensprache mehr eingesetzt wird. 
Deswegen war ja auch das Projekt: „Spra-
chen machen mich gesund!“ vom Gehör-
losenbund, welches eine Übersicht zu den 
Frühförderkonzepten und –angeboten 
bietet, so wichtig. Es ist auch dessen 
Ziel, dass Kinder mehr und mehr mit 
Gebärdensprache aufwachsen können. 
Besonders im Rahmen der CI-Versorgung 
gehörloser Kinder, z. B. Eltern davon 
zu überzeugen, die Gebärdensprache zu 
verwenden oder auch Gebärdensprache in 
der Schule in einem inklusiven Konzept 
einzusetzen. Für CI-Kinder kann dies 
später im Beruf vorteilhaft sein, Gebär-
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densprachdolmetscher nutzen zu können, 
weil sie trotzdem schwerhörig oder gehör-
los bleiben und trotzdem kommunikative 
Schwierigkeiten haben. Ein anderer ist 
für mich der Bereich von Gewalt, z. B. 
bei der Frage des Umgangs damit, der 
Aufklärung und Prävention sowie u. a. 
 der psychischen und gesundheitlichen 
Folgen. Es gibt zu wenig Informationen 
für Gehörlose, beispielsweise zu den 
Fragen, wie kann man sich selbst schüt-
zen, welche Unterstützung bekommt man, 
wie kann man mit bestimmten Problemen 
oder Folgen umgehen. Das sind für mich 
persönlich die Bereiche, die ich besonders 
im Auge habe, die für mich auch beson-
dere Wichtigkeit haben. Daneben gibt 
es natürlich noch viele andere Bereiche 
notwendiger Verbesserungen von Hilfsan-
geboten, z. B. im Bereich von Arbeit, 
Studium und anderen.   

MW: Wie sieht es mit Gewalt 
aus? Welche Art von Gewalt 
kommt häufi g vor? Oder gibt es 
etwas, was die Gehörlosen 
nicht merken?
UG: Es gab 2011 ein Forschungsprojekt 
über Gewalt bei behinderten Frauen 
durch die Universität in Bielefeld. Sie 
haben herausgefunden, dass behinderte 
Frauen deutlich mehr als nicht behinder-
te Frauen unter verschiedenen Formen 
von Gewalt leiden. Und dann wurde eine 
Ergänzungsstudie mit gehörlosen Frauen 
durchgeführt und festgestellt, dass 
gehörlose Frauen noch mehr von Gewalt 
betroffen sind als andere behinderte 
Frauen. Dies betrifft psychische, sexuel-
le und körperliche Gewalt in verschiede-
nen Bereichen, u. a. Familie, Internat.

MW: Woran liegt das?
UG: Es gibt verschiedene Hinweise, 
die auf den Erfahrungen Betroffener 
basieren. Sabine Fries hat in der Er-
gänzungsstudie zehn gehörlose Frauen 
befragt. In diesem Zusammenhang hat 
der Gehörlosen-Bund mit Sabine Fries 
vor drei Jahren noch zwei Workshops 
durchgeführt zusammen mit gehörlo-
sen Frauen, die aus der Verbandsarbeit 
kamen. Insgesamt ergaben sich ver-
schiedene Gründe für Gewalt: Einmal 
ist die Kommunikation in der hörenden 
Familie sehr gering, auch der Informa-

tionsstand der hörenden Eltern bzgl. 
Gehörlosigkeit oder ihr Umgang mit 
den Kindern ist nicht angemessen. Zum 
anderen kommt es vor, dass Hörende die 
tatsächliche oder vermeintliche Schwä-
che der Gehörlosen, die unzureichende 
Kommunikation mit 
der hörenden Welt, 
ausnutzen. Dann 
fehlt es Gehörlosen 
häufi g an den Be-
griffen, z. B. was ist 
sexuelle Anmache, 
ist Anfassen bereits sexuelle Gewalt 
oder an die Brust fassen? Viele mitt-
lerweile erwachsene gehörlose Frauen 
berichteten im Nachhinein, es sei für sie 
normal, an Brust oder Po angefasst zu 
werden, was eigentlich nicht normal und 
nicht akzeptabel ist. Als Kinder hatten 
sie nicht gelernt, wo ihre Grenze ist oder 
zu sagen, „Nein, das darf man nicht“ 
oder „Ich will das nicht“. Und das ist ein 
Komplex mit so vielen problematischen 
Aspekten, wo noch viel getan werden 
muss. Wichtig sind und waren dabei die 
Erfahrungsberichte von den betroffenen 
Frauen selbst aus den Interviews und 
denjenigen, die an den Workshops zu 
Gewalt an Frauen teilgenommen haben. 
Sowohl, um künftig mehr Prävention in 
Bezug auf Gewaltsituationen bei Gehör-
losen leisten zu können, als auch andere 
Problembereiche erkennen und diese 
verbessern zu können, sind noch viele 
weitere Projekte erforderlich. Allerdings 
habe ich dabei auch festgestellt, wenn 
man Finanzierungen für Projekte haben 
möchte, erwarten Politiker u. a. Geldge-
ber, Nachvollziehbarkeit und handfeste 

Zahlen, wobei es sehr schwierig ist, 
ihnen die besondere Situation Gehör-
loser zu vermitteln. Das bedeutet also, 
wenn man wissenschaftliche Untersu-
chungen machen möchte, muss man 
viel, viel mehr handfeste Nachweise und 

wissenschaftliche 
Ergebnisse haben, 
um gegenüber der 
Politik sagen zu 
können, das und das 
brauchen wir.  

MW: Ist das so schwierig 
nachzuweisen?
UG: Wir haben beim Deutschen Ge-
hörlosen-Bund versucht, verschiedene 
Projekte auf den Weg zu bringen. Dann 
wird immer wieder gesagt: „Gehörlose 
sind eine zu kleine Gruppe“ oder „Ande-
re Behindertengruppen haben dieselben 
Fragen schon beantwortet, das kann man 
doch ausnutzen, nutzen Sie das!“ Und so 
wird immer wieder verhindert, Geld zu 
geben. Ich weiß von Universitäten, die 
versuchen, für Projekte für Gehörlose 
Geld zu bekommen. Sie haben ebenfalls 
mit den gleichen Problemen zu kämpfen, 
dass es für Hörende unheimlich schwie-
rig ist zu begreifen oder nachzuvollzie-
hen, warum Gehörlose etwas Spezielles 
brauchen oder dass es eine spezielle 
Kultur ist, eine spezielle Situation mit 
ganz anderen Voraussetzungen als das, 
was schon für Hörende da ist. Ich meine, 
daher kann nicht die Situation von Roll-
stuhlfahrern oder Blinden, die zwar auch 
eine besondere Situation haben, für die 
Lebenswelt Gehörloser passen.

In einer psychotherapeutischen Einzelsitzung

Als Kinder hatten sie nicht ge-
lernt, wo ihre Grenze ist oder zu 

sagen: „Ich will das nicht“
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MW: Wie siehst du den 
Fortschritt der Inklusion?
UG: Das Wort Inklusion ist für mich 
mittlerweile ein verhasster Begriff. 
Mich stört, dass Inklusion oft einfach 
nur gesehen wird als Einbeziehung der 
Betroffenen in die nichtbehinderte Welt. 
Zum Beispiel Gebärdensprachdolmet-
scher im schulischen Bereich, wobei 
ich die Beschulung gehörloser Schüler 
in den Schulen Hörender im Prinzip 
gut fi nde, weil die Förderung dann oft 
besser ist. Ich weiß ja von mir selbst, 
dass es gut ist, wenn man mit Hörenden 
lernt, weil einfach ein besseres Niveau 
erreicht werden kann. Allerdings bezieht 
sich dann der Dolmetschereinsatz nur 
auf den Unterricht. Darüber hinaus, es 
gibt heute im schulischen Bereich Nach-
mittagsbetreuung oder Neigungskurse, 
also kein offi zieller Unterricht, dafür 
gibt es dann keinen Gebärdensprach-
dolmetscher. Ebenso fehlt dieser für die 
Kontakte zwischen den Klassenkame-
raden in der Pause. Auch ergibt sich in 
diesen Situationen die Frage nach den 
gehörlosen Vorbildern für die Kinder. 
Das wird nicht unbedingt vermittelt 
und oft fehlt der Kontakt zu gehörlosen 
Erwachsenen als Vorbilder. Ein anderer 
Bereich, in dem auf gehörlosenspezifi -
sche Bedürfnisse und Notwendigkeiten 
mehr geachtet werden muss, ist für 
mich der Gesundheitsbereich. Vor allem 
psychiatrische und psychotherapeuti-

sche Behandlungen benötigen einen auf 
Gehörlose zugeschnittenen Rahmen z. 
B. der therapeutischen Angebote, wie 
Gruppensitzungen, Sport oder Ergothe-
rapie, wo eine lockere bzw. entspannte 
Kommunikation möglich sein muss. 
Dagegen klappt die Einbeziehung in die 
Gruppe nicht, wenn Gehörlose alleine 
mit einem Dolmetscher an Gruppen- 
oder Freizeitangeboten für Hörende oder 
im Freizeitbereich in der Gruppe ohne 
Dolmetscher mit Hörenden zusammen 
sind. Die Gehörlosen bleiben in dieser 
Situation weiterhin isoliert. Deswegen 
reicht es aus meiner Sicht nicht, zur 
Inklusion einfach gehörlose Menschen 
zu den Hörenden zu stecken und fertig. 
Für mich bedeutet eine zufriedenstel-
lende Inklusion: Ja zum Einbeziehen in 
die hörende Welt, aber nur unter Be-
rücksichtigung und der Förderung der 
Gehörlosengemeinschaft mit kulturellen, 
sozialen u. a. Bedürfnissen und Eigen-
heiten als eigene Gruppe.   

MW: Ulrike, du hast einen 
zeitintensiven Job. Hast du 
Zeit für ein Hobby?
UG: Ja, tanzen und so vielerlei ver-
schiedene Sachen: z. B. Fotos ordnen, 
wir haben so viele Dias, die will ich 
gerne digitalisieren und zu Fotobüchern 
zusammenstellen. Reisen und Fahrrad-
touren sind auch ein Hobby von mir.  

MW: Was machst du als erstes, 
wenn du morgens aufstehst?
UG: Dann laufe ich zur Kaffeemaschine 
(lacht). Der erste Schritt ist zur Kaffee-
maschine!

MW: Vielen Dank, Ulrike, 
für den umfassenden Einblick in 
deine Arbeit in und die laufenden 
und geplanten Projekte und 
weiterhin viel Erfolg, persönlich 
und berufl ich! 

Interview: Marc Weigt
Fotos: Ulrike Gotthardt privat, Marc Weigt

So schlimm war der Sturz 
vom Fahrrad nahe Meran 
doch nicht... 

Bei einer Wanderung 
auf Madeira
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Für die Sportler mit geistiger 
Behinderung stand vor allen 
Dingen die großartige sportliche 

Erfahrung im Mittelpunkt, wobei mit 
großem Kampfgeist um die begehrten 
Medaillen gerungen wurde. Kinder und 
Erwachsene mit geistigen Behinderun-
gen erhielten zusätzlich die Möglich-
keit, sich kostenfrei im Rahmen des 
Healthy Athletes Programms umfas-
send untersuchen und beraten zu lassen. 
 
Kostenfreie Untersuchung

Das Healthy Hearing Programm er-
möglichte den Athleten eine umfassende 
freiwillige Untersuchung ihres Gehörs – 

>>> Mit rund 2700 Sportlern fanden vom 14. bis 25. März 
2017 die Special Olympics World Winter Games 2017 in 
Schladming, Graz und Ramsau (Österreich) statt. MED-EL, der 
Anbieter von Hörimplantat-Systemen, unterstützte die Athleten 
mit seinem Co-Sponsoring des Healthy Hearing Programms      

vollkommen kostenfrei. „Wenn wir Hör-
probleme entdeckten, konnten wir gleich 
sagen, welche weiteren Schritte notwen-
dig sind und die Betreuer oder Beglei-
ter der Sportler darüber informieren“, 
erzählt Patrick DH̀aese von MED-EL. 
Wie wichtig diese Untersuchungen sind, 
belegen die Zahlen: Fast die Hälfte der 
untersuchten Athleten hat eine Gehör-
gangsverstopfung. Viele andere haben 
Probleme im Mittelohr wie Trommel-
fellperforationen und Infektionen oder 
leiden unter Hörverlust. Eine Erste-Hil-
fe-Behandlung gab es Vorort. So wurde 
eine Verstopfung des Gehörgangs durch 
Ohrenschmalz durch das medizinische 

Personal umgehend entfernt. Vielen 
Athleten war ihre Hörminderung gar 
nicht bewusst. 

Großer Erfolg des 
Programmes

Insgesamt 1024 Wettkämpfer lie-
ßen ihr Gehör durch das medizinische 
Personal vor Ort untersuchen. Durch das 
Co-Sponsoring von MED-EL konnte 
dieses Jahr der Kauf von audiometri-
schen Instrumenten für das Healthy 
Hearing Programm fi nanziert werden.

Bericht: MED-EL, Text: Redaktion
Foto: Special Olympics

Healthy Hearing Programs 
erfolgreich bei den Special Olympics

Österreich
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Forderungen
Die Forderung der Veranstalter war 

die gleichberechtige gesellschaftliche 
Teilhabe hörbehinderter Menschen. 
Dazu gehört: 

>   kommunikative Barrierefreiheit für 
Menschen mit Hörbehinderung in 
allen Lebensbereichen

>   die Übernahme von Dolmetscher-
kosten im Ehrenamt und im pri-
vaten Bereich für Volkshochschul-
kurse, kulturelle Angebote oder 
für die Beratung bei Banken und 

Rechtsanwälten
>   die klare Regelung der Kostenüber-

nahme für Dolmetscher bei Behand-
lungen im Krankenhaus 

>   ein barrierefreier Notruf über eine 
Notruf-App mit einer bundesweit 
einheitlichen Nummer

>   vollständige Untertitelung und fünf 
Prozent Gebärdenspracheinblen-
dung im Fernsehen 

A nlässlich des Europäischen 
Protesttags zur Gleichstellung 
von Menschen mit Behinde-

rung riefen der Gehörlosenverein Karls-
ruhe 1900 e.V., der Gehörlosensportver-
ein Karlsruhe 1948 e.V., der Stadt- und 
Kreisverband der Hörgeschädigten 
Karlsruhe e.V., der Landesverband der 
Gehörlosen Baden-Württemberg e.V. 
und der Deutsche Gehörlosen-Bund e.V. 
zur Demonstration auf. Hadi Rahmani, 
der Zweite Vorstand des Gehörlosen-
sportvereins Karlsruhe 1948, organisier-
te den Protest.

>>> Am 5. Mai 2017 fand in Karlsruhe die Demo für mehr Chancen-
gleichheit und Anerkennung der Gehörlosen gemeinschaft statt

Demo in Karlsruhe

Karlsruhe

>>> Am 5. Mai 2017 fand in Karlsruhe die Demo für mehr Chancen-
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Baden-Württemberg schätzen, dass 
gehörlose Menschen für gesellschaft-
liche Teilnahme die Kostenübernahme 
von 15 Dolmetscherstunden im Monat 
benötigen. 

Bundesverfassungsgericht
Begleitet von lautstarkem Pfeifkonzert 

und unterstützt von Rasseln, kam der 
Demonstrationszug am Bundesverfas-
sungsgericht an. Die folgenden Reden 
wurden öfter von lautstarker Zustim-
mung der Demonstranten unterbrochen. 
Hadi Rahmani bedankte sich bei den 
zirka 3000 Demonstranten. „Heute“, 
meinte er, „haben hier Hörende Bar-

>   die gesetzliche Verankerung des 
Rechts hörbehinderter Eltern mit 
hörenden Kindern auf Elternge-
spräche, Elternabende und Ver-
anstaltungen in der Schule und 
im vorschulischen Bereich mit 
fi nanziertem Gebärdensprachdol-
metscher 

Für diese Forderung wurden Unterschrif-
ten vom Landesverband der Gehörlosen 
Baden-Württemberg gesammelt und 
Sozialminister Lucha übergeben.

 
Schätzung

Der Deutsche Gehörlosen-Bund und 
der Landesverband der Gehörlosen 

Demo in Karlsruhe

Begleitet von lautstarkem Pfeifkonzert 

Ú

Demo-Zwischenstopp vor 
dem Landratsamt Karlsruhe

Lautstarker Protest

Helmut Vogel hält 
eine Ansprache 
vor dem Bundesge-
richtshof
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an. „Ist das Budget beispielsweise im 
November verbraucht, heißt es: Die 
Kosten waren zu hoch“, so Vogel. Er 
forderte Gebärdendolmetscher durchge-
hend, zwölf Monate im Jahr – und nicht 
durch ein Budget begrenzt. 

Amerika
In den USA wurden sowohl die öffent-

lich/staatlichen Bereiche wie die Privat-
wirtschaft zur Barrierefreiheit verpfl ich-
tet. Eine Firmenpleite gab es dadurch 
in Amerika nicht, wie es Politiker für 
Deutschland be-
fürchten. Vielmehr 
ist Barrierefrei-
heit den meisten 
Amerikanern be-
kannt und für sie 
selbstverständlich. 
In Deutschland 
erhält Barriere-
freiheit bis heute 
nicht den richti-
gen Stellenwert.  

2018: Protesttag in Berlin
Helmut Vogel plant im nächsten 

Jahr in Berlin einen Protesttag mit 
dem Ziel, den deutschen Politikern 
drastisch vor Augen zu führen, was 
Gehörlosen in Deutschland fehlt. Ziel 
ist es, die bekannten Forderungen für 
die Privatwirtschaft im Koalitionsver-
trag zu verankern.

Bericht, Fotos: Marc Weigt

rieren. Sie haben keinen Dolmetscher 
und verstehen unsere Sprache nicht. So 
erhalten heute Hörende das Gefühl, wie 
es Gehörlosen tagtäglich ergeht. Wir 
haben das gleiche Recht wie Hörende.  
Es gibt viel zu tun und nur gemeinsam 
können wir etwas bewegen.“ 

Privatwirtschaft in 
der Pfl icht

Der Präsident des Deutschen Gehör-
losenbundes, Helmut Vogel, legte in 
seinen Ausführungen das Gewicht auf 
die Privatwirtschaft. Hier gilt es, die 
Privatwirtschaft wie die Bahn, Banken 
oder die Polizei zu verpfl ichten, für 
Gebärdensprachler Barrierefreiheit zu 
schaffen. Die Verpfl ichtung muss im 
Gesetz verankert werden. Die CDU 
sperrt sich mit der Begründung, dass die 
privaten Firmen durch die entstehenden 
Kosten in fi nanzielle Engpässe geraten 
könnten. Vogel prangerte das geplante 
Budget im Bundesteilhabegesetz von 
100.000 Euro für Gebärdendolmetscher 

Hadi Rahmani: 
Ansprache vor 
dem Bundes-
gerichtshof

Diskussionsrunde

Straßenbahn-Blockade
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Ab 2018 Notruf in Gebärden-
sprache rund um die Uhr 

Bundeswirtschaftsministerin Bri-
gitte Zypries hat ihr Versprechen zum 
barrierefreien Notruf gehalten. Auf 
der Pressekonferenz vom 18. Juli 2017 
im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie hat sie den Telefonvermitt-
lungsdienst persönlich mit Wolfgang 
Bachmann, Zweiter Vizepräsident des 
Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V., 
ausprobiert und ein Telefongespräch 
in Deutscher Gebärdensprache und 
Deutscher Lautsprache geführt. Sie 
überzeugte sich selbst, dass das Tele-
fongespräch einwandfrei funktioniert. 
Bisher ist nur der Telefonvermittlungs-
dienst Tess-Sign & Script - Relay-Diens-
te für hörgeschädigte Menschen GmbH 
auf dem Markt bekannt, welche die 
Voraussetzungen zum barrierefreien 
Notruf in Gebärdensprache und Schrift-
sprache erfüllt. Der Dolmetschdienst 
ist über das Internet mit einer kostenlo-
sen MMX-Software zu erreichen. Die 
Telefonvermittlungsdienste funktionie-
ren mit allen Betriebssystemen für PC, 
Laptop, Tablet und Smartphone. Dafür 
muss nur aus dem Google Playstore oder 
Apple Store die kostenlose Tess-APP 

heruntergeladen werden. Im 
Moment ist dieser Dienst 
jeden Tag von 8:00 bis 23:00 
Uhr erreichbar. Bisher hat 
der Telefonvermittlungs-
dienst Tess die Kosten 
für einen Notrufdienst 
freiwillig übernommen. 
In Zukunft sollen diese 
Kosten vom Deutschen 
Staat getragen werden. Die 
geänderte Rechtslage muss 
nun von der Bundesnetz-
agentur zügig umgesetzt 
werden, so dass im Laufe 

des Jahres 2018 der Dienst 24 Stunden 
am Tag und sieben Tage die Woche 
verfügbar sein wird. 

Einladung zur Wahlkampfver-
anstaltung mit Podiumsdis-
kussion zur Bundestagswahl 

Der Deutsche Gehörlosen-Bund 
e.V. veranstaltet am Samstag, dem 2. 
September 2017, im Gehörlosenzentrum 
Berlin, Friedrichstraße 12 eine Podiums-
diskussion zur Bundestagswahl 2017. 
An der Podiumsdiskussion nehmen teil: 

•  Steffen Helbing (CDU), gehörlos und 
Kandidat für die Bundestagswahl der 
CDU-Landesliste, Listenplatz 12 und 
Erster Vorsitzender des Landesverban-
des der Gehörlosen Brandenburg e.V. 

•  Mechthild Rawert (SPD), Bundestags-
abgeordnete seit 2005 für Berlin-Tem-
pelhof-Schöneberg; kandidiert auf Lis-
tenplatz 5 der SPD-Landesliste Berlin

 
•  Margit Glasow (DIE LINKE), Inklusi-

onsbeauftragte der Partei DIE LINKE 
und Mitglied im SprecherInnenrat der 
BAG Selbstbestimmte Behinderten-
politik und freie Journalistin mit dem 
Schwerpunkt Inklusion 

•  Corinna Rüffer (Bündnis 90/Die 
Grünen), Bundestagsabgeordnete und 
Sprecherin für Behindertenpolitik der 
Bundestagfraktion seit 2013, kandidiert 
auf Platz 3 der Landesliste Rhein-
land-Pfalz 

•  Helmut Vogel, Präsident des Deutschen 
Gehörlosen-Bund e.V., Fachbeiratsleiter 
„Soziales“ und Bundesreferent für das 
Bundesteilhabegesetz 

•  Dr. Ulrike Gotthard, Präsidiumsmit-
glied des Deutschen Gehörlosen Bun-
des, Fachbeiratsleiterin „Gesundheit“ 
und Bundesbeauftragte für psychische 
und körperliche Gesundheit bei Gehör-
losen

Die Moderation übernimmt Daniel Büter, 
Referent für politische Bildung und Öf-
fentlichkeitsarbeit im Bundeskompetenz-
zentrum des Deutschen Gehörlosen-Bund 
e.V.. Hauptthema der Podiumsdiskussion 
ist die Behinderten- und Sozialpolitik in 
Bezug auf unsere Wahlprüfsteine. Die 
Wahlprüfsteine orientieren sich an den 
13 Handlungsfeldern des Nationalen 
Aktionsplan 2.0 der Bundesregierung 
(NAP 2.0) zur UN-Behindertenrechts-
konvention (UN-BRK) und an den über 
60 Empfehlungen des UN-Vertragsaus-
schusses für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen. Die Wahlkampf-
veranstaltung mit Podiumsdiskussion 
wird in Deutscher Gebärdensprache und 
in Deutscher Lautsprache gedolmetscht. 
Der Eintritt ist frei. Um Anmeldung wird 
bis Donnerstag, 24. August 2017 gebeten 

Neuigkeiten vom Deutschen 
Gehörlosen-Bund e.V.

jeden Tag von 8:00 bis 23:00 

Wolfgang Bachmann, Zweiter Vizepräsident 

des Deutschen Gehörlosen-Bundes e.V.
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unter: info@gehoerlo-
sen-bund.de 

Der DGB freut sich auf 
zahlreiches Kommen und 
eine spannende Diskus-
sion! 

Neue Leitung für 
die 6. Deutschen 
Kulturtage 
der Gehörlosen

Die 6. Deutschen 
Kulturtage der Gehör-
losen unter dem Motto 
„Unsere Kultur mit Gebärdensprache: 
inklusiv und gleichwertig“ werden vom 
17.05.2018 bis 19.05.2018 in der Metro-
polis Halle des Filmparks Potsdam-Ba-
belsberg in der Nähe von Berlin stattfi n-
den. Eine Besonderheit der kommenden 
Veranstaltung wird das 25-jährige 
Jubiläum der Deutschen Kulturtage der 
Gehörlosen sein, das gebührend gefeiert 
werden soll. Organisiert werden die „6. 
Deutschen Kulturtage, der Gehörlosen“ 
neben der Ersten Vizepräsidentin Ma-

rietta Schumacher als Verantwortliche 
und Ansprechpartnerin der Kulturtage 
durch die Projektleitung. Diese steht seit 
dem 01.07.2017 unter der Leitung von 
Ludwig Herb und Vera Koplin. Unter-
stützt wird das Leitungsteam durch das 
Organisationsteam, bestehend aus 25 
Mitgliedern, das sich in zwölf Gruppen 
den unterschiedlichen Veranstaltungsbe-
reichen widmet. Alle weiteren Informa-
tionen zur Veranstaltung, den Tickets 
und dem Veranstaltungsprogramm 

fi nden Sie unter: 
www.gehoerlosen-kulturtage.de
Redaktion

Weitere Infos

Kontaktdaten von Vera Koplin, 
Ludwig Herb und Lisa Leonhardt:

herb@gehoerlosen-kulturtage.de
koplin@gehoerlosen-kulturtage.de
sponsoring@gehoerlosen-kultur-
tage.de

www.gehoerlosen-kulturtage.dee

„Unsere Kultur mit Gebärdensprache: rietta Schumacher als Verantwortliche fi nden Sie unter: 

Kulturtage 2012 in Erfurt
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       90 Jahre DEUTSCHE R GEHÖRLOSENBUND

BUNDESVERSAMMLUNG

B evor am Samstagabend die Jubi-
läumsfeier stieg, konzentrierten 
sich die Verbände am Vortag 

auf die wichtige Bundesversammlung im 
Gehörlosenzentrum Bremen. Die Dele-
gierten folgten der Tagesordnung zügig. 
Laut Helmut Vogel verlief die Bundesver-
sammlung effi zient.  

Eilantrag
Der DGB hat drei Tage vor der 

Bundesversammlung einen Eilantrag 

Bremen

>>> Im Rahmen des jährlichen Bundestreffens 
(20. bis 22. Oktober 2017) mit den Landes- 
und Fachverbänden feierte der deutsche 
Ge hör losenbund seinen 90. Geburtstag in 
Bremen. Die Abend veranstaltung wurde 
für die Basis auf Facebook via Live stream 
übertragen
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       90 Jahre DEUTSCHE R GEHÖRLOSENBUND

BUNDESVERSAMMLUNG

eingereicht, in dem er bat, die neube-
arbeiteten Jahresabschlüsse 2009 bis 
2013, die bereits per Mail an ihre Mit-
glieder versendet wurden, vorzulegen 
und zu besprechen. Grundlage hierfür 
war das Treffen des geschäftsführen-
den Vorstandes mit dem alten Vorstand 
im September 2016. Bernd Schneider 
vom Landesverband der Gehörlosen 
Bayern übernahm die Moderation. 
Ausschlaggebend war, dass in den 
alten Jahresabschlüssen Rechnungen 

enthalten waren, die nicht im gleichen 
Geschäftsjahr überwiesen wurden. Die 
neu überarbeiteten Jahresabschlüsse 
mit Rechnungen, die in das Geschäfts-
jahr gehörten, in dem die Leistung 
getätigt worden war, sollen helfen, die 
Schuldenursachen zu finden. Der ge-
schäftsführende Vorstand um Helmut 
Vogel fühlte sich dazu gegenüber sei-
nen Mitgliedern und der Öffentlichkeit 
insbesondere der großen solidarisierten 
Spendengemeinschaft, die erheblich 

zur Rettung des Verbandes beigetragen 
hat, verantwortlich. 

Aussprache, auch mit Sailer
Das Kommen Rudolf Sailers, des 

Präsidenten bis 2014, wurde mit Überra-
schung zur Kenntnis genommen. Einige 
Besucher fanden es mutig. In der zwei 
Stunden dauernden Aussprache mit ihm 
wurde festgestellt, dass der Überschuss 
von 2008 bereits in 2009 sehr schnell 
nach dem Präsidentenwechsel zu Rudolf 

 DEUTSCHE R GEHÖRLOSENBUND

DGB-Präsident Helmut Vogel, Rudi Sailer, 
Alexander von Mayenn, Gerlinde Gerkens 
und Prof. Dr. Ulrich Hase (v. l.)
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Sailer aufgebraucht wurde. Ein Grund 
war die Finanzierung des neuen Perso-
nals. Rudolf Sailer meldete sich zu Wort 
und erklärte, dass die Gegenfi nanzierung 
durch Spenden, Mittelabrufe usw. folgen 
sollte und so die entsprechenden Ent-
scheidungen für die Ausgaben getroffen 
wurden. Über das große Minus zeigte er 
sich erschrocken. Das Ausmaß hatte er 
so nicht erwartet, sonst hätte er anders 
gehandelt.

Überprüfung durch 
Rechtsanwalt

Der geschäftsführende Vorstand 
wollte nicht mehr endlose Diskussionen 
über die Schulden und ihre Ursachen 
mit dem alten Vorstand führen und hatte 
Rechtsanwalt Ulrich Horrion beauftragt, 
die Situation rechtlich und fi nanziell auf 
der Grundlage der Jahresabschlüsse von 
2008 bis 2014 zu prüfen. Die schriftliche 
Einschätzung von Horrion ergab, dass 

sich zum Thema Strafrecht weiterhin 
keine konkreten Anhaltspunkte ergeben. 
Bilanzfälschungen sind für sich genom-
men im Gegensatz zu Kaufl euten nach 
HGB im Vereinsrecht nicht strafbar. Im 
Vereinsrecht ist eine Bilanzfälschung 
nur in Verbindung mit Steuerhinter-
ziehung strafbar. Untreue nach § 266 
StGB ist nicht gegeben. Untreue ist ein 
Vorsatzdelikt, wobei beim Täter Wissen 
und Wollen 
der Tatbe-
standsver-
wirklichung 
vorliegen. 
Bestraft wird bei 
Untreue, die Ver-
letzung der Pfl icht 
zur Wahrnehmung 
fremder Vermö-
gensinteressen, was 
aber bei nicht jeder 
schlechten Amtsfüh-
rung Tatbestand und 
strafbar ist. Es muss ein 
messbarer Vermögens-
nachteil entstehen, und 
diese Erfordernis ist nach den 
Unterlagen nicht greifbar. Nur wenn 
es Finanzbeschränkungen durch 
die Mitgliederversammlung in einer 
neuen Geschäftsordnung gäbe, könne 
man einen Missbrauchstatbestand 
des § 266 StGB gelten mache, wenn 
der Vorstand seine Befugnisse aus 
dem Innenverhältnis überschreitet. 
Zum anderen sind die Verjährungs-
vorschriften bei gegebener Untreue 
nach § 77 Abs. 3 Nr. 4 StGB mit 
fünf Jahren zu beachten und somit 
sind alle Taten vor dem 17.10.2012 
verjährt.

Krisen ursachen
Rechtsanwalt Horrion führte im 

mehrseitigen Schreiben vom 18. Ok-
tober 2017 die Krisenursachen auf. 
Einmal beruhen sie im Wesentlichen 
auf Fehlverhalten des tätig gewesenen 
alten Präsidenten bis 2014. Darunter 

Bianca Demmig, 
Vorsitzende der 
Deutschen GL-Jugend

Tatjana Binggeli und 
Helmut Vogel arbeiten 
länderüber greifend 
zusammen

Die Delegierten der 
Bundesversammlung

12 I Sport I Life InSight® 92

LIS_92_1.indd   12 04.11.17   19:56

A
nz
ei
ge

die hohen Personalkosten, die in 2008 
noch 28,4 Prozent der Umsatzerlöse 
betrugen, wobei sie jährlich zunahmen, 
bis auf einen Rückgang 2012 und dann 
einem Anstieg ab 2013 und zuletzt 2014 
bei 149,15 Prozent lag. Zum anderen 
war die Buchführung unzureichend und 
widersprüchlich, so dass es dazu führte, 
dass es den jederzeitigen Überblick 
erschwerte und die Gefahr bestand, 
die Gemeinnützigkeit zu verlieren. 
Die fehlerhafte Buchführung bei den 

Kulturtagen 2012, die zu einer Versa-
gung der Umsatzsteuererstattung führte, 
trug dazu bei, dass die Schuldensumme 
sich erhöhte. Des Weiteren fehlte die 
Beschränkung der Handlungsvollmacht 
des Präsidiums durch die Mitglieder-
versammlung. Bei der Umsetzung des 
Bundeskompetenzzentrums hat der alte 
Präsident eine alleinige Entscheidung 
getroffen und damit verbunden über die 
Überziehungsvereinbarung von über 
50.000 Euro entschieden. 

Nicht umfassend informiert
Die Bundesversammlung war in den 

Jahren 2009 bis 2014 durch andere 
Jahresabschlüsse nicht ausreichend 
und vollständig informiert worden, um 
entsprechend eingreifen zu können. 
Die Revisoren hatten bereits gewarnt, 
dennoch passierte es. Verständlich war, 
dass beim weiteren Verlauf der Ver-
sammlung berechtigte Fragen bzgl. der 
Kulturtage-Finanzierung kamen. Der 
geschäftsführende Vorstand arbeitet 

Helmut Vogel und Michael 
Wohlfahrt geben die Haushalts-
führung bekannt
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transparent, um das Beteiligungsrecht 
der Mitgliederversammlung nach der 
Krise wieder zu stärken und auch um 
das Vertrauen wiederzugewinnen.

 
Lösungsvorschläge

Rechtsanwalt Horrion schlug vor, einen 
starken Finanzausschuss einzurichten, 
um zukünftige Fehlentwicklungen der 
genannten Art zu vermeiden. Das heißt, 
in der Satzung soll der Finanzausschuss 
als das dritte Satzungsorgan neben Vor-
stand und Bundesversammlung einge-
richtet werden. Die Mitgliederversamm-
lung soll dann den Finanzausschuss 
wählen, der auch die Revisoren-Tätigkeit 
durchführen soll. Der Finanzausschuss 
soll ein eigenständiges Recht erhalten, 
die Einberufung von außerordentlichen 
Bundesversammlungen zu verlangen. 
Weiter wurde empfohlen, die Geschäfts-
ordnung zu überarbeiten. Bei Einzelaus-
gaben, auch bei Personaleinstellungen, ist 
die Zustimmung des Finanzausschusses 
einzuholen, bei höheren Summen die 
Zustimmung der Bundesversammlung. 
Hinzu kommt jederzeitiges Einsichts-
recht, Erstellung einer Zwischenbilanz 
und Haushaltsplanung. 

Wie geht es weiter?
Für die kommende Zeit will das Prä-

sidium den Fokus auf das Finanzthema 
legen und an den Verbesserungen ge-
meinsam mit der Mitgliederversammlung 
arbeiten. Ein Finanzausschuss besteht 
bereits. Mit der langen Aussprache zum 
Thema ist die Strafverfolgung abgehakt, 

da sie nach rechtlicher Begutachtung 
nicht gegeben ist. Das Ziel für die nächs-
te Versammlung ist, die neuen Jahresab-
schlüsse, die die Vizepräsidentin Mari-
etta Schumacher mit dem Schatzmeister 
Michael Wohlfahrt erstellt hat, von der 
Bundesversammlung genehmigen zu las-
sen, um das Thema endgültig abzuschlie-
ßen. Das jetzige Präsidium will zudem 
die Verbände in der Mitgliederversamm-
lung in einer neuen fl acheren Hierarchie 
mehr in die Tätigkeiten einbeziehen.

Im Gespräch = Meinungsbild
In Einzelgesprächen mit einigen Teil-

nehmern war erkennbar, dass das Thema 
mit der Schuldenkrise noch schwer im 
Magen liegt. Zuversicht ist mit dem 
neuen Präsidium da. Angst vor neuen 
Fehlern besteht, dennoch soll mit dem 
leidigen Thema abgeschlossen werden. 
Für das Kommen von Rudi Sailer, um 
sich den Fragen stellen, gab es auch 
Zustimmung. Für ihn war es sicherlich 
nicht einfach, da er durch die „fi nanzielle 
Katastrophe“ bereits tief im Ansehen 
gesunken ist, und die Wertschätzung und 
Anerkennung für seine Leistungen damit 
vernichtet wurde. Das wiegt in so einer 
kleinen Gehörlosengemeinschaft sicher-
lich noch schwer und braucht vielleicht 
Zeit. Dennoch sollte man nicht vergessen, 
was er trotz der Fehltritte geleistet hat.

Gewinn
Der Jahresabschluss von 2016 weist 

einen Gewinn von 30.000 Euro auf und 
der Vorstand wurde von der Mitglieder-

versammlung als oberstem Organ des 
Verbandes entlastet. Mittlerweile hat der 
DGB einen Kontostand von ca. 150.000 
Euro zu verzeichnen. Selbstverständlich 
gehören die Mittelabrufzahlungen für 
die laufenden Projekte mit dazu, die den 
Betrag in Form von Ausgaben mindern 
werden. Dennoch zeigten alle vorge-
legten Zahlen, dass der DGB nach der 
Schuldenkrise weiterhin einen fi nanziell 
gesunden Kurs fährt. 

Kritischer Punkt – 
Mitgliedsbeiträge

Einen kritischen Punkt sieht der 
Schatzmeister bei den Entwicklungen der 
Mitgliedsbeiträge. Die Einnahmen der 
Mitgliedsbeiträge müssen stabil bleiben, 
da bei Projektfi nanzierungen auf Eigen-
mittel zurückgegriffen werden muss. Die 
Einnahmen über Mitgliedsbeiträge soll-
ten sich erhöhen, da der DGB langfristig 
plant, auf einer guten soliden fi nanziellen 
Basis mehr Personal einzustellen, um 
politische Ziele zu verfolgen. Das Präsi-
dium ist fachlich im fi nanziellen Bereich 
gut aufgestellt, da der Schatzmeister 
Michael Wohlfahrt Betriebswirt ist und 
die Vizepräsidentin Marietta Schumacher 
lange als Buchhalterin gearbeitet hat. 
Nach der Bekanntgabe der positiven Zah-
len meinte Helmut Vogel, dass er sich bei 
den Neuwahlen im nächsten Jahr gerne 
wieder für das Amt des Präsidenten zur 
Verfügung stellt. Michael Wohlfahrt ist 
bereit, an seiner Seite die Finanzgeschäf-
te des DGBs zu verwalten.

Politische Bildung und 
Öffentlichkeitsarbeit

Vom Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) wird die Stelle 
des Daniel Büters zu 90 Prozent für 
drei Jahre fi nanziert. Seine Aufgaben 
beim DGB bestehen darin, die politi-
sche Arbeit voranzubringen und die 
Gehörlosengemeinschaft zu informieren 
und stärken. Die Arbeit am Bundesteil-
habegesetz haben Helmut Vogel und 
sein Team sehr viel Kraft gekostet. Die 
intensive, gute und unermüdliche Arbeit 
des DGB bestätigte Hubert Hüppe, 
ehemaliger Behindertenbeauftragter der 
Bundesregierung und ehemaliges Mit-
glied des Bundestages, lobend in seinem 
Grußwort auf der Jubiläumsfeier.

Wie wird der 4. Bildungs-
kongress 2019 in Deutsch-
land ausgerichtet werden?

Tatjana Binggeli über die 
Organisation des Bildungs-
kongresses in der Schweiz
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der Gehörlosen Baden-Württemberg 
wurden mit 80 Stimmen einstimmig 
gewählt. Für Sozialhilfeempfänger 
und Flüchtlinge, die zur Veranstaltung 
kommen wollen, gab die KUGG-Vorsit-

zende Doro-
thy Buhr die 
Empfehlung, 
Teilhabepakete 
beim örtlichen 
Sozialamt zu 
beantragen, 

um einen fi nanziellen Zuschuss für die 
Eintrittskarte zu erhalten. 

Überlegungen für den 
Bildungskongress 2019

2010 wurde der erste Bildungs- und 
Fachkongress für den deutschsprachi-
gen Raum unter der Präsidentschaft 
von Rudolf Sailer durchgeführt. Sein 
Ziel war, das Bewusstsein für Bildung 

durch Gebärdensprache zu schaffen, auf 
dieser Veranstaltung durchgängig zu 
erleben und die Einbeziehung von tauben 
Menschen als Fachleute voranzubringen. 
Der zweite Kongress fand 2013 in Wien 
statt, 2016 in Österreich. Beide Verbände 
wurden eingeladen. Die Österreicherin 
Helene Jarmer konnte nicht kommen, 
schickte eine Videobotschaft, um von 
diesen Erfahrungen zu berichten. Die 
Präsidentin des schweizerischen Gehör-
losenverbandes SGB-FSS, Dr. Tatjana 
Binggeli, berichtete vom letzten Jahr und 
gab die Auswertungsergebnisse gleich 
mit. Zusammen wurde die Ausgestaltung 
des vierten Kongresses in Deutschland 
überlegt und diskutiert. Die Fragestellung 
ist, wie effektiv und ressourcenorientiert 
so eine Veranstaltung organisiert werden 
muss, um eine breite Zielgruppe zu errei-
chen und die Nachhaltigkeit der Veran-
staltung sicherstellen zu können.

Kulturtage 2018 in Potsdam 
Das Projektteam wurde von Ludwig 

Herb vorgestellt. Die Anmeldungen 
laufen ein, die Finanzierung durch 
„Aktion Mensch“ wurde nach An-
tragstellung im 
März endlich 
Ende September 
bewilligt. Mit 
der kommenden 
Veranstaltung 
feiert der DGB 
auch 25 Jahre Kulturtage. Die Veran-
staltung sollte über eine gGmbH orga-
nisiert werden, was auf Empfehlung 
des Deutschen Paritätischen Wohl-
fahrtsverbands fallen gelassen wurde. 
Um die Finanzen gut zu verwalten, 
wurde ein Finanzausschuss für die Kul-
turtage gegründet. Thomas Worseck 
vom Gehörlosenverband Hamburg und 
Wolfgang Reiner vom Landesverband 

In Potsdam 
werden 2018 auch 25 Jahre 

Kulturtage gefeiert

Die Teilnehmer
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Jubiläumsfeier
Nach dem Ortswechsel ins „Borgfelder 

Landhaus“ kamen immer mehr Gäste zu 
den Delegierten hinzu. Der große Saal 
füllte sich, überall waren sprechende 
Hände zu sehen. Die alten Präsidenten 
waren auch gekommen: Professor Ulrich 
Hase, Gerlinde Gerkens, Alexander von 
Meyenn und Rudolf Sailer. Die Basis 
feierte von überall her mit – via Livestre-
am auf Facebook. Nach dem Abendessen 
führte die Moderatorin Conny Khadivi 
durch das Abendprogramm. Die Auftritte 
von Gebärdensprachkünstler Giuseppe 
Giuranna sorgten für eine – laut Conny 
Kadivis Worten: „Augenmassage“. Die 
Grußworte hatten eine persönliche Note. 
Der Ostdeutsche Karl-Heinz Kunze über-
gab zum 90. des DGBs ein besonders 
wertvolles Buch, das die Geschichte der 
DDR beschreibt. Die Schweizerin Tatja-
na Binggelli begrüßte die gute Zusam-
menarbeit mit dem DGB und überreichte 
einen Scheck in Höhe von 700 Euro für 
den runden Geburtstag. Weitere Gruß-
worte machten den Geschenketisch voller 
und voller. 

Exkurs: Gehörlosen-
geschichte zu DGB

Die organisierte Hörbehindertenbewe-
gung in Deutschland gibt es bereits 170 
Jahre. In Berlin wurde 1848 der erste 
„Taubstummenverein“ gegründet. Seit 
1892 gab es deutschlandweit Organisa-
tionen für „Taubstumme“, in denen sich 
gebärdensprachlich/bilingual orientierte 
Gehörlose und Schwerhörige zusam-
menfanden. Erst am 15./16. Januar 1927 
wurde der „Reichsverband der Gehör-
losen Deutschlands“ (Regede) als eine 
eigenständige Organisation in Weimar 
gegründet. Darin organisierten sich die 
Landes- und Stadtverbände der Gehörlo-

sen. Die Gleichschaltung, Entmachtung 
und Aufl ösung erfolgte 1944 während 
der nationalsozialistischen Diktatur. 
Nach dem Krieg gründete sich die Or-
ganisation am 14/15. Januar 1950 unter 
dem Namen „Deutscher Gehörlosen 
Bund“ wieder. Seitdem vertritt der DGB 
mit seinen 16 Landesverbänden und 
zehn bundesweiten Fachverbänden in der 
90-jährigen Tradition der Verbandsarbeit 
die Interessen der deutschen Gebärden-
sprachgemeinschaft. Aktuell zählt der 
Deutsche Gehörlosenbund 28.000 Mit-
glieder/innen in über 530 Vereinen.

 
Verleihung: Karl-Wacker-
Ehrenplakette

Die erste Laudatio hielt Professor 
Ulrich Hase für einen besonderen Mann: 
Siegmund Prillwitz, dem für sein beson-
ders Engagement die Karl-Wacker-Pla-
kette verliehen wurde. Er erkannte als 
Linguist und Wissenschaftler, dass die 
deutsche Gebärdensprache keine An-
häufung von Einzelzeichen, sondern wie 
die Lautsprache ein Zeichensystem mit 
einer eigenen Grammatik ist. Für ihn war 
es bereits früh klar, dass ein gehörloses 
Kind von hörenden Eltern die Gebärden-
sprache von Anfang an benötigt. Dies 
gab er 1985 auf dem Internationalen 
Gebärdenkongress im Congress-Cen-
trum Hamburg bekannt. Dies war zur 
damaligen Zeit sehr umstritten. Sieg-
mund Prillwitz setzte sich weiterhin für 
die Gebärdensprache und Gehörlosen 
ein. Mit dem Aufbau des Instituts für 
deutsche Gebärdensprache an der Uni-
versität Hamburg wurde der Weg zur 
Gebärdensprachforschung bereitet. Auch 
war er der Antreiber, der zu Professor 
Ulrich Hase immer wieder sagte, sich 
beim DGB als Präsidenten zu engagie-
ren. So kam es auch. Professor Ulrich 

Hase wurde 1989 Präsident 
des DGB, was den großen 
Vorteil mit sich brachte, 
dass sich die Wissenschaft 
und der Gehörlosenbund ab 
dem Zeitpunkt einig waren, 
was die Gebärdensprache 
anging. Leider konnte Sieg-
mund Prillwitz aus gesund-
heitlichen Gründen nicht 
dabei sein. Er zeigte sich 
in einem Schreiben höchst 

erfreut über die besondere Anerkennung 
und betonte, dass die Gehörlosen selbst 
die Wegbereiter waren. Professor Ulrich 
Hase wird die Plakette persönlich über-
bringen.

Ehrungen für zwei taube 
Persönlichkeiten

Martin Domke hielt die nächste 
Laudatio für Erhard Müller, einen 
gehörlosen Sozialpädagogen und in 
der ostdeutschen Landesebene aktiven 
Vorsitzenden, der sich nach dem Fall 
der Mauer für die Verbesserung der 
Beratungssituation Gehörloser einsetzte 
sowie zwischen Ost und West vermittelte 
und das Zusammenwachsen mit dem 
DGB förderte. Die weitere Laudatio für 
Hans-Wolfram Kleefeld hielt Rudolf 
Gast aus Bayern über eine Videobot-
schaft, da er aus gesundheitlichen 
Gründen nicht kommen konnte. Klee-
feld war von 1972 bis 2004 als Erzieher 
im Berufsbildungswerk für Hör- und 
Sprachgeschädigte Nürnberg tätig und 
hat sein Ehrenamt von kleinen in größere 
Ämtern bis zur langjährigen Führung 
als Vorsitzenden des Bezirksverbandes 
der Gehörlosen Mittelfranken ausgebaut. 
Er war in vielen anderen Bereichen z. B. 
in Gebärdensprachkursen, damals noch 
LBG und in der Prüfungskommission 
bezüglich der Gebärdensprachlehre 
aktiv. Müller und Kleefeld sind zwei 
Größen, die bereits die Bundesverdienst-
kreuze als Auszeichnung erhielten. Hin-
zu kommt die Auszeichnung vom DGB: 
die Karl Wacker Plakette. Beide fühlten 
sich geehrt und waren gerührt über diese 
Geste des DGBs.

Sekt für alle
Zum Abschluss der Feier stiegen die 

fünf Präsidenten – Professor Ulrich 
Hase, Gerlinde Gerkens, Alexander von 
Meyenn, Rudolf Sailer und Helmut Vogel 
– auf die Bühne. Professor Ulrich Hase 
sagte: Mit fünf Präsidenten wurde es ge-
schafft, den Kampf und die Anerkennung 
der Gebärdensprache zu erreichen. Auf 
weitere zehn Jahre bis zum 100. Geburts-
tag stießen alle Gäste mit Sekt an. Ein 
gelungener Abend, was vor drei Jahren 
undenkbar gewesen wäre!

Bericht und Fotos: Sandra Gogol 

Hase wurde 1989 Präsident 
Gut gelaunte Gäste
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Die Karl-Wacker-Ehrenpla-
kette für Erhard Müller

Prof. Dr. Ulrich Hase 
hält die Ansprache

Der SGB-FSS überreichte 
das Jubiläumsgeschenk: 
700 Euro für den DGB

Ein Hoch auf 
die 90!
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Leitungsteam der 6. Kulturtage des DGBs in Potsdam 2018 (v. l.): Benjamin Busch 

(Projektkoordinator der Kulturtage), Marietta Schumacher (Finanzreferentin für die 

Kulturtage und  Erste Vizepräsidentin des DGBs), Helmut Vogel (Leiter der 

Programm kommission für die Kulturtage und Präsident des DGBs), Petra Alaei 

(Projektleiterin der Kulturtage)

Marc Weigt: Hallo Helmut, 
wie geht es dir?  
Helmut Vogel: Mir geht es gut!. 

MW: Was gibt es Neues vom 
DGB oder von den Kulturtagen?
HV: Ich fange mit dem DGB an. Der 
DGB hat seit 1. Februar 2018 eine 
neue Mitarbeiterin für die Verwaltung 
eingestellt. Es war eine Ausschreibung 
und die Stelle konnte besetzt werden. 
Die neue Mitarbeiterin arbeitet mit 
dem Bundeskompetenzzentrum zusam-
men und übernimmt Verwaltungsauf-
gaben. Und die Vorbereitungen für 
die Deutschen Gehörlosen Kulturtage 
laufen auf Hochtouren. In drei Mona-
ten ist bereits der Countdown für die 
Kulturtage. Das Organisationsteam hat 
alle Hände voll zu tun.   

MW: Gibt es etwas, was du 
den Lesern von Life InSight
mitteilen willst? 
HV: Die Kulturtage sind eine große 
Veranstaltung für Gehörlose, man kann 
sogar sagen, die größte Veranstaltung 
in Deutschland. Wir werden so viel 
wie möglich an diesen Tagen anbieten. 
Geplant ist ein Rahmenprogramm für 
Erwachsene und Kinder. Es gilt, alles 
zusammen zu verknüpfen: Künstlerpro-
gramm, Referentenprogramm, Kinder-
programm. Um einen guten Ablauf zu 
gewährleisten. Die Organisation läuft seit 
einem Jahr. Wir haben vieles geschaff t. 
Die Herausforderung ist sehr hoch. Wir 
haben eine einfache, leere Halle gemie-
tet. Das Programm wird größtenteils 
in dieser Halle stattfi nden. Diese muss 
ausgestattet werden. Es müssen mobile 
Wände errichtet werden, Licht muss 
verlegt werden, die Bewirtung braucht 
in der Halle einen Platz. Außerhalb der 
Halle sind zusätzliche Toiletten. Zudem 
werden draußen Wagen stehen, die Essen 
und Getränke ausgeben. Bei so einer gro-
ßen Veranstaltung sind viele Vorschriften 
zu beachten. 

MW: Welche Gründe sprechen 
für den Veranstaltungsort Pots-
dam-Babelsberg?
HV: Bei den Kulturtagen 2012 in Erfurt 
hat das frühere Präsidium beschlos-
sen, die Kulturtage 2018 in Berlin 

>>> Die Kulturtage waren der Schwer-
punkt des Gesprächs, das Chefredakteur 
Marc Weigt mit dem Präsidenten des 
Deutschen Gehörlosen-Bundes (DGB) am 
26. Februar 2018 führte. Doch nicht 
nur das, Helmut Vogel gab einen Einblick 
in die Planungen für die Zukunft 
des DGBs

sind 1.300 Karten verkauft.  Von 20 bis 
etwa 22.30 Uhr wird es ein Kulturpro-
gramm geben, danach startet die Deaf 
Party mit toller Musik. 

MW: Das Organisationsteam 
wurde ausgewechselt. 
Was war los?
HV: Das Organisationsteam besteht 
aus ungefähr 20 Personen. Ungefähr 
ein Drittel der Personen wurde aus-
gewechselt, weil die Leute nicht mehr 
weitermachen wollten und konnten. In 
diesem Team haben wir zwei Stellen 
für hauptamtliche Mitarbeiter für die 
Kulturtage, also angestellt beim DGB. 
Davon läuft die Stelle für die Projektlei-
tung über 18 Monate und die Stelle für 
die Projektkoordination über 12 Monate. 
Seit Januar 2018 arbeiten Petra Alaei als 
Projektleiterin und Benjamin Busch als 
Projektkoordinator. Die Arbeit wurde 
durch die Neubesetzung von Mitarbeitern 
verzögert, aber nicht unterbrochen. 

MW: Es wird viele Aussteller 
auf den Kulturtagen geben.  
HV: Ja, etwa 45 Aussteller, Firmen, Ver-
eine und Institutionen aus Deutschland 
werden einen kostenpfl ichtigen Stand 
haben. Künstler bekommen einen freien 
Stand. Auch drei Fotografen, die sich 
bis Ende März auf unseren Wettbewerb 
bewerben, bekommen einen freien Foto-
stand. Die Fotografen erhalten als Prämie 
500 Euro und die Filmemacher 1000 
Euro. Die Filme werden bei Talkshows 
am 17. und 18. Mai abends gezeigt. Diese 
Filme und Fotos werden danach auf der 

Homepage der Kulturtage des DGB zu 
sehen sein.  

MW: Gibt es spezielle Pläne oder 
etwas Neues für die Zukunft?
HV: Einmal muss die gGmbH notariell 
gegründet werden. Dafür ist ein Ge-
schäftsführer nötig. Der Geschäftsführer 
darf nicht vom Vorstand des DGBs sein. 
So hat es die Bundesversammlung be-
schlossen. Es muss eine Person sein, die 
die Kompetenz mitbringt. 

MW: Was muss der Geschäfts-
führer leisten?
HV: Der Geschäftsführer muss planen 
und kalkulieren können, ähnlich wie 
jetzt speziell für die Kulturtage. Die 
nächsten Kulturtage 2022, das ist dann 
die Aufgabe der gGmbH. Der nächste 
Fachkongress 2019 sollte auch von der 
gGmbH durchgeführt werden. Der letzte 
Fachkongress war 2016 in der Schweiz 
in Bern. Für den nächsten Fachkongress 
sind wir vom DGB zuständig. Eine gGm-
bH ist gemeinnützig. Der Geschäftsfüh-
rer muss sich mit einer gGmbH ausken-
nen, Anträge stellen, Personalverwaltung 
beherrschen usw. Der Vorstand des 

stattfi nden zu lassen. Der Deutsche 
Gehörlosen-Bund hat eine Umfrage 
unter den Mitgliedsverbänden, welcher 
Verband Interesse an der Ausrichtung 
hat, gemacht. Wir vom Präsidium haben 
versucht, einen passenden Raum in 
Berlin zu bekommen. Eine Location war 
zu teuer und aufgrund der Flüchtlings-
krise waren auch einige Hallen besetzt. 
In Potsdam-Babelsberg gibt es die älteste 
Filmgesellschaft der Welt. Babelsberg ist 
eine Medienstadt, und da haben wir die 
Metropolis-Halle von der Größe passend 
für die Kulturtage gefunden.    

MW: Kann man die Eintrittskarte 
schon kaufen?
HV: Ja, die Karten sind teilweise 
ausverkauft. Es gibt zwei verschiedene 
Eintrittskarten. Einmal die Eintrittskarte 
für die Kulturtage von Donnerstagmit-
tag bis Samstagmittag mit Zutritt zum 
Programm mit den Referenten, mit der 
Eröff nungsfeier und auch für Talkshows 
an beiden Abenden. Diese Karten (2.200 
Tickets) sind bereits ausverkauft. Es gibt 
eine Warteliste, falls jemand absagt oder 
sich noch Plätze ergeben. Das müssen 
wir abwarten. Drei Monate vor Beginn 
der Kulturtage sind die Karten bereits 
ausverkauft. Das heißt, die Leute haben 
großes Interesse. Wir haben im Januar 
2018 bereits 400 Tickets verkauft. In den 
verkauften Tickets sind die 320 Karten 
enthalten, die die Unterstützer als Ge-
genleistung erhielten, die zu gründende 
Tochtergesellschaft des DGB, die gGm-
bH, zu unterstützen. 

MW: Und das zweite Ticket?
HV: Das zweite Ticket 
ist der Eintritt zum 
Galaabend, also zum 
Höhepunkt der Kultur-
tage. Die Gäste erwar-
tet ein sehr exklusives 
Kulturprogramm. Es 
werden die Kulturprei-
se verliehen.
Wahrscheinlich gibt 
es vier Ehrungen von 
herausragenden Persön-
lichkeiten in der Gebär-
densprachgemeinschaft. 
Für den Galaabend sind 
noch Ticket frei. Bisher 

HELMUT VOGEL  

IM INTERVIEW

Berlin
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Das Organisationsteam der Kulturtage

v. l.: Bitte Namen

Das Organistions-Team in Aktion

Petra Alaei

Helmut Vogel

bekommen, beispielsweise mit einem 
Vorteil etwas bestellen können. Wir 
haben ungefähr 28 000 Mitglieder, für 
die wir einen Ausweis über die Gehör-
losenvereine, Gehörlosensportvereine 
usw. ausstellen können. In der modernen 
Zeit braucht man eine Gegenleistung. 
Dass die Mitglieder sehen, ich habe viele 
Vorteile davon, im DGB Mitglied zu 
sein. Der Ausweis wird von Gehörlosen-
verein beantragt und kostet für 10 Jahre 
2,50 Euro. Wenn man aus dem Verein 
austritt, muss man den Mitgliedsausweis 
zurückgeben. Für junge Leute ist es dann 
auch attraktiver in einen Verein zu gehen 
und den Beitrag zu zahlen, wenn es auf 
der anderen Seite einen Vorteil gibt. Der 
DGB hat viele Netzwerke, die genutzt 
werden können. Der Deutsche Blinden- 
und Sehbehindertenverband hat für seine 
Mitglieder einen Ausweis mit vielen 
Vorteilen. Der Landesverband der Gehör-
losen Bayern hat verschiedene Koopera-
tionen mit guten Erfahrungen gemacht. 
Es sollte in Deutschland einheitliche 
Mitgliedsausweise geben.  

MW: Das sind schon zwei Neuig-
keiten und die dritte?
HV: Ich hoff e, dass wir bei den Kulturta-
gen wenig Verlust machen werden. Also, 
wir werden einen minimalen Verlust 
haben, mehr Ausgaben als Einnahmen. 
So zeigen es die Vorausberechnungen. 
Derzeit sind vier Mitarbeiter angestellt, 
inklusive der angestellten Mitarbeiter 
für die Kulturtage. Eine Mitarbeiterin 
kommt im März dazu, dann haben wir 
fünf Mitarbeiter. Wenn mit den Kultur-
tagen alles gut geht, kommt im Sommer 

weite Fachverbände treff en sich einmal 
im Jahr zur Bundesversammlung. 

MW: Was bist du von Beruf?
HV: Erziehungswissenschaftler und 
Historiker. Dazu bin ich Dozent, haupt-
sächlich für Kultur, Geschichte und 
Politik der Gehörlosen, und gebe Un-
terricht an verschiedenen Institutionen, 
beispielsweise für Gebärdensprachdozen-
ten und Dolmetscher für DGS/Deutsch. 
Ich habe vor meinem Amt als Präsident 
auch Forschungsprojekte gemacht. Ich 
war Film- und Buchautor. Durch das 
Präsidentenamt arbeite ich nur noch als 
Dozent. 2008 habe ich mit einem eigenen 
Büro als Freiberufl er angefangen, mit 
Forschungsarbeiten für die Projekte und 
als Dozent.  

MW: Wie sieht die Zukunft aus?
HV: Bei der letzten Bundesversammlung 
in Bremen habe ich bekannt gegeben, 
dass ich mich zur Wahl bei der nächsten 
Bundesversammlung in Magdeburg im 
Oktober 2018 als Präsident zur Ver-
fügung stelle. In Vorbereitung für die 
nächsten vier Jahre ist, welches Ar-

noch eine Person hinzu. Der Grund ist, 
dass im Moment die politische Arbeit 
sehr intensiv ist und mit viel Arbeit ver-
bunden. Daniel Büter, Referent für poli-
tische Bildung und Öff entlichkeitsarbeit, 
ist seit Juli 2017 durch die Finanzierung 
der Bundesregierung für drei Jahre ange-
stellt. Es wird 90 Prozent der Vergütung 
bezahlt, den Rest muss der DGB tragen. 
Es ist so viel Arbeit, dass wir eine zweite 
Person benötigen. Hoff en wir, dass es 
im Sommer oder spätestens im Herbst 
mit einer zweiten Person klappt, um die 
Arbeit bewältigen zu können. Jetzt im 
Februar ist eine Verwaltungskraft dazu 
gekommen. Im März bekommen wir 
noch eine Assistentin in Teilzeit, eine 
weitere Unterstützung für das Präsidium. 
Im Sommer/Herbst die vierte Person 
beim DGB. Die zwei Personen für die 
Kulturtage sind bis zum August bzw. 
Dezember dieses Jahres angestellt. Dazu 
sollte der Geschäftsführer für die gGm-
bH im Laufe des Jahres gefunden und 
angestellt werden.  

MW: Wie sind die Verwaltung 
und die Arbeiten des Präsidiums 
organisiert?
HV: Das Präsidium hatte alle zwei 
Wochen eine Sitzung am Abend mit 
Webcam über Skype. Wenn etwas 
Wichtiges anstand, hatten wir jede Wo-
che eine Sitzung. Wir sind fünf Leute, 
Marietta Schumacher, Wolfgang Bach-
mann, Michael Wohlfahrt, Dr. Ulrike 
Gotthardt und ich. Bianca Demmig ist 
für die Deutsche Gehörlosen-Jugend im 
Präsidium dabei. Daniel Büter ist nicht 
mehr im Präsidium, da er angestellt ist. 

beitsprogramm wir anbieten wollen. Es 
müssen alle laufenden Projekte beendet 
werden. Im Oktober werden die Weichen 
in Magdeburg gestellt.

MW: Was willst du anbieten?
HV: Ich kann noch nichts sagen, da das 
Arbeitsprogramm zum Herbst hin aus-
gearbeitet wird und werde sehen, ob es 
andere Kandidaten gibt.  

MW: Wir sind in einem spannen-
den und ereignisreichen Jahr, das 
mit sehr viel Arbeit und persön-
lichem Einsatz aller Beteiligten 
erfolgreich beendet werden will. 
Ich wünsche mir, dass alle Gehör-
losen das zu schätzen wissen und 
dementsprechend handeln. 

Helmut, ich wünsche dir per-
sönlich alles Gute, viel Erfolg bei 
deiner Arbeit und danke für das 
Interview. Dann bis zum Wie-
dersehen spätestens im Mai in 
Babelsberg. 

Interview: Marc Weigt 
Fotos: Helmut Vogel und Marietta Schumacher

DGBs hat die Aufsicht. Die operativen 
Arbeiten gehen vom Geschäftsführer der 
gGmbH aus. Es ist eine einhundertpro-
zentige Tochtergesellschaft des DGB, 
also noch mal für den DGB eine Absi-
cherung. 

MW: Welche wichtigen Vorteile 
hat die gGmbH?
HV: Die gGmbH hat den Vorteil, dass 
sie sich nur um große Veranstaltungen 
kümmert. In unserem Fall sind es die 
Kulturtage im Mai und der Fachkongress 
2019. Durch die gGmbH wird der DGB 
fi nanziell nicht belastet, falls die gGm-
bH durch die Kulturtage einen Verlust 
macht. Es geht bei den Kulturtagen um 
einen fi nanziellen Umlauf von einer 
halben Million. Zum Vergleich, die Kul-
turtage dauern drei Tage und kosten eine 
halbe Million. Der DGB macht ansons-
ten kleine Veranstaltungen mit einem 
kleinen fi nanziellen Umlauf. Das ist ein 
neuer Weg für den DGB. Falls etwas 
schiefl äuft, betriff t es die gGmbH, der 
DGB bleibt davon unberührt. Dennoch, 
der DGB-Vorstand hat eine Aufsichts-
funktion, muss Berichte anfordern. Der 
DGB kann sich nicht fahrlässig auf die 
gGmbH verlassen, sondern steht auch in 
der Pfl icht, dass alles gut läuft.  

MW: Gibt es noch weitere 
Neuerungen?
HV: Der zweite Punkt ist, wir müssen 
weitere Mitgliederausweise ausgeben und 
mit diversen Firmen eine Kooperation 
eingehen, wodurch die DGB-Mitglieder 
mit ihrem Ausweis Vorteile bekommen. 
So dass Gehörlose eine Gegenleistung 

Daniel Büter arbeitet 35 Stunden in der 
Woche im Bundeskompetenzzentrum 
und besucht in dieser Zeit politische 
Veranstaltungen, auch Abgeordnete 
und organisiert Fachtagungen. Wir vom 
Präsidium sind ehrenamtlich tätig. Der 
DGB vertritt die Interessen für Gehörlo-
se und die Gebärdensprachgemeinschaft 
auf der Bundesebene in Deutschland. 
Das Präsidium ist der gesetzliche Ver-
treter nach außen. 26 Mitgliedsverbän-
de, 16 Landesverbände und 10 bundes-
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>>> Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. (DGB) ist mit der 
Antwort der Bundesregierung zur Kleinen Anfrage der Frakti-
on DIE LINKE über „Probleme bei der Gewährung des Rechts-
anspruchs auf Arbeitsassistenzleistungen“ nicht zufrieden

D er DGB strebt weiter an, die 
Teilhabe für Menschen mit Hör-
minderung am Arbeitsleben zu 

verbessern und die Kommunikation für 
Arbeitnehmer sicherzustellen. Siebzehn 
Fragen umfasste die Kleine Anfrage. Die 
Antwort der Bundesregierung enthielt 
Statistiken, teilweise wurden Fragen nicht 
beantwortet. Die Antwort zu den ersten 
drei Fragen zeigte, dass die Fallzahlen zur 
Bewilligung von Anträgen zur Kosten-
übernahme einer notwendigen Arbeitsas-
sistenz in den letzten zehn Jahren stetig 
gestiegen sind und sich in diesem Zeit-
raum fast verdoppelt haben. Entsprechend 
dem stetigen Wachsen der Fallzahlen sind 
auch die für die Arbeitsassistenz aufge-
wandten Mittel in den letzten zehn Jahren 
stetig gestiegen. Die Fragen vier bis 
sieben konnten nicht beantwortet werden. 
Dass die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Integrationsämter und Hauptfürsorgestel-
len (BIH) eine Empfehlung zur Arbeit-
sassistenz erarbeitet hat, ist aus Sicht der 
Bundesregierung nicht zu kritisieren, war 
die Antwort zur Frage acht.

Zwei Fragen
Die Fragen 9, 10 und 14 wurden 

gemeinsam beantwortet: Sieht die 
Bundesregierung Handlungsbedarf, 
falls Integrationsämter pauschal den 
Arbeitsassistenzbedarf kürzen und 
nicht bedarfsgerecht gewähren? Sieht 
die Bundesregierung Handlungsbedarf, 
falls Menschen mit Behinderungen, die 
Arbeitsassistenzleistungen erhalten, von 
den Integrationsämtern in die Arbeit-

geberrolle gedrängt würden, obwohl 
zuvor die Arbeitsassistenz problemlos 
über einen Dienstleister oder über den 
Arbeitgeber des Leistungsberechtigten 
organisiert wurde?

Antwort der Bundesregierung 
Die Fragen betreff en die konkrete 

Umsetzung der Regelungen des SGB IX 
durch die Integrationsämter der Länder 
und werden wegen dieses sachlichen Zu-
sammenhangs gemeinsam beantwortet. 
Die Arbeitsassistenz war jüngst Gegen-
stand mehrerer Gerichtsentscheidungen. 
So hat das Bundesverwaltungsgericht 
entschieden, dass die Ausübung einer 
Teilzeitbeschäf-
tigung dem An-
spruch auf Über-
nahme der Kosten 
einer notwendigen 
Arbeitsassistenz 
für eine daneben 
ausgeübte weitere Erwerbstätigkeit nicht 
entgegenstehe (Urteil vom 23. Januar 
2018, BVerwG 5 C 9.16). Bei einer selb-
ständigen Tätigkeit steht der Bewilligung 
einer notwendigen Arbeitsassistenz nicht 
entgegen, dass nur geringe Einkünfte 
erzielt werden (Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg, Urteil vom 6. Ok-
tober 2017, OVG 6 B 86.15). Das Ver-
waltungsgericht Dresden hat entschie-
den, dass das gesetzliche Wunsch- und 
Wahlrecht grundsätzlich dahingehend 
ausgeübt werden darf, das Dienstleis-
tungsmodell zu wählen (Beschluss vom 
17. Februar 2017, 1 L 179/17). Die Bun-

Arbeitsassistenz

desregierung geht davon aus, dass die 
zuständigen Landesbehörden die für ihr 
Verwaltungshandeln maßgebliche Recht-
sprechung beachten und sieht insoweit 
keinen Handlungsbedarf.

Frage 11
Warum nach Kenntnis der Bundesre-

gierung die Integrationsämter die Hono-
rarsätze der Gebärdensprachdolmetsche-
rinnen und Gebärdensprachdolmetscher 
gemäß dem JVEG (Justizvergütungs-/
Entschädigungsgesetz) nicht anpassen, 
antwortete die Bundesregierung wie 
folgt: Die Kostenerstattung der Tätigkeit 
von Gebärdensprachdolmetscherinnen 

und Gebär-
densprachdol-
metschern ist, 
abhängig vom 
Anlass ihrer 
Inanspruch-
nahme, unter-

schiedlich geregelt. Das JVEG kommt als 
Anspruchsgrundlage für die Erstattung 
der Honorarkosten nicht in jedem Fall zur 
Anwendung. Nach aktueller Rechtspre-
chung ist Bezugspunkt für die Verwei-
sungen auf das JVEG die Ausführung 
von Sozialleistungen und nicht die Sozi-
alleistung selbst (Urteil des Oberverwal-
tungsgerichts Rheinland-Pfalz vom 30. 
Mai 2016 – 7 A 10583/15.OVG). Daraus 
folgt, dass das JVEG nur zur Anwendung 
kommt, wenn die Gebärdensprachdol-
metscherleistung bei der Ausführung von 
Sozialleistungen erbracht wird. In diesem 
Fall werden Gehörlose und hörbehin-
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nicht entgegen, dass nur geringe 
Einkünfte erzielt werden“
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Helmut Vogel

derte Menschen genauso gestellt wie im 
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren. 
Dies ist zum Beispiel in der Kommuni-
kation mit Sozialleistungsträgern bei der 
Beantragung von Leistungen der Fall. 
Stellt hingegen die Gebärdensprachdol-
metscherleistung selbst die bewilligte 
Sozialleistung dar, wie z. B. im Fall der 
Erstattung der Kosten für eine notwendi-
ge Arbeitsassistenz, richtet sich die Ver-
gütung nicht nach dem JVEG. In diesen 
Fällen wird von jedem Integrationsamt 
eigenständig geregelt, welche Honorar-
sätze bezahlt werden.

Frage 12
In welcher Weise stehen nach Auff as-

sung der Bundesregierung die Empfeh-
lungen der BIH und die Praktiken der 
Integrationsämter im Einklang mit der 
UN-Behindertenrechtskonvention und 
mit den abschließenden Bemerkungen 
über den ersten Staatenbericht Deutsch-
lands des UN-Ausschusses für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen?

Antwort
In seinen abschließenden Bemerkun-

gen zur ersten Staatenprüfung Deutsch-
lands zur UN-Behindertenrechtskonven-
tion (UN-BRK) hat der UN-Ausschuss 
für die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen Deutschland u. a. empfohlen, 
durch entsprechende Vorschriften wirk-
sam einen inklusiven, mit dem Überein-
kommen in Einklang stehenden Ar-
beitsmarkt zu schaff en. Damit knüpft er 
an Artikel 27 UN-BRK an, wonach die 
Vertragsstaaten das Recht behinderter 
Menschen auf Arbeit und Beschäftigung 
anerkennen. Insbesondere beinhaltet es 
das Recht der Betroff enen, ihren Lebens-
unterhalt in einem off enen, inklusiven 

sowie zugänglichen Arbeitsmarkt und 
-umfeld durch Arbeit zu verdienen. Die 
Vertragsstaaten sichern und fördern die-
ses Recht durch geeignete Schritte. Der 
Artikel konkretisiert in einem umfang-
reichen Katalog in Artikel 27 Absatz 1 
Satz 2 Buchstaben a) bis k) UN-BRK 
arbeitsspezifi sche Maßnahmen. Auch 
wenn die Ar-
beitsassistenz 
in dem Katalog 
nicht ausdrück-
lich aufgeführt 
ist, wird auch 
sie grundsätzlich vom Recht auf einen 
inklusiven Arbeitsmarkt miterfasst. So 
sollen die Vertragsstaaten sicherstellen, 
dass angemessene Vorkehrungen am 
Arbeitsplatz für Menschen mit Behin-
derungen getroff en werden (Artikel 27 
Absatz 1 i). Angemessene Vorkehrungen 
(reasonable accommodation) sind nach 
Artikel 2 Absatz 4 UN-BRK notwendige 
und geeignete Anpassungen, die keine 
unverhältnismäßigen oder unbilligen 
Belastungen darstellen und die bei Erfor-
dernis vorgenommen werden, um zu ge-
währleisten, dass Menschen mit Behin-
derungen gleichberechtigt mit anderen 
alle Menschenrechte und Grundfreihei-
ten genießen oder ausüben können. Ein 
Vorenthalten angemessener Vorkehrun-
gen stellt gemäß Artikel 5 Absatz 3 i. 
V. m. Absatz 2 UN-BRK eine Diskri-
minierung dar. Allerdings wird dieser 
Rechtsanspruch auf Arbeitsassistenz 
und damit das Recht auf angemessene 
Vorkehrungen i. S. d. UN-BRK auch 
nach den Schilderungen der Fragestel-
ler durch das Verhalten der genannten 
Behörden der Länder nicht grundsätzlich 
in Frage gestellt. Vielmehr geht es nicht 
um das „Ob“, sondern das „Wie“ der 

Leistungserbringung. Insoweit ist dann 
zu berücksichtigen, dass das Recht auf 
Arbeit und Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderungen aus Artikel 27 UN-
BRK zum Kreis der wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen (WSK-)Rechte 
zählt. Das Recht auf Arbeit und Beschäf-
tigung unterliegt als WSK-Recht daher 

dem Progressi-
onsvorbehalt des 
Artikels 4 Ab-
satz 2 UN-BRK, 
wonach die 
Vertragsstaaten 

der UN-BRK diese Rechte nach und 
nach im Rahmen der verfügbaren Mittel 
umzusetzen haben. Damit unterliegt die 
Umsetzung von Artikel 27 UN-BRK 
grundsätzlich dem (sozial-)rechtlichen 
Gestaltungsspielraum.

Frage 13
In welcher Weise sich die Bundesregie-

rung mit den Ländern in dieser Angele-
genheit ausgetauscht hat, kam die Ant-
wort: Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales ist regelmäßiger Gast im 
Arbeitsausschuss Schwerbehindertenrecht 
der BIH. Bei der letzten Sitzung dieses 
Ausschusses am 22./23. März 2018 wurde 
auch die Entwicklung der Rechtsprechung 
zur Arbeitsassistenz diskutiert. Die BIH 
hat eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die vor 
dem Hintergrund der aktuellen Diskus-
sion und Rechtsprechung die BIH-Emp-
fehlung Arbeitsassistenz einer kritischen 
Überprüfung unterzieht.

Frage 15
Ob die Bundesregierung eine steuerfi -

nanzierte Arbeitsassistenz in Erwägung 
zieht wurde geantwortet: Für eine Ände-
rung der Finanzierungsgrundlage besteht 

Die 1.923 bewilligten Anträge zur 
Kostenübernahme einer notwendigen 
Arbeitsassistenz aus dem Jahr 2008 sind 
im Jahr 2017 mit 3.690 Anträgen fast um 
das Doppelte gestiegen. Uns fehlt jedoch 
ein Gesamtüberblick der gestellten, abge-
lehnten oder zurückgezogenen Anträge. 
Außerdem sind wir dennoch überrascht 
über diese Anzahl, da wir annahmen, 
dass es mehr Menschen mit Behinderun-
gen gibt, die Arbeitsassistenzleistungen 
erhalten. In Deutschland leben laut Be-
richt zur Statistik der schwerbehinderten 
Menschen des statistischen Bundesamtes 
2014 insgesamt 315.799 Menschen mit 
Sprach- und Hörbeeinträchtigungen. Der 
Gesamtbetrag der Integrationsämter für 
Arbeitsassistenzleistungen ist von 12,31 
Mio. Euro im Jahr 2008 auf 32,35 Mio. 
Euro im Jahr 2017 fast um das Dreifache 
gestiegen. Uns fehlt die Aufteilung der 
Arbeitsassistenzformen (Gebärdensprach-
dolmetscher, Schriftdolmetscher, 
Kommunikationsassistenz, 
Mobilitätsassistenz, etc.), die 
Klärung der Honorar- bzw. 
Stundensätze für Formen 
der Arbeitsassistenz und 

die Aufteilung der Behinderungsarten der 
LeistungsempfängerInnen.

Die Integrationsämter der Länder rich-
ten sich im Hinblick auf die Vergütung 
der GebärdensprachdolmetscherInnen 
nicht immer nach dem Justizvergütungs-/
Entschädigungsgesetz (JVEG), weil 

aus Sicht der Bundesregierung keine 
Veranlassung. Mit einer Finanzierung der 
Arbeitsassistenz aus Steuermitteln wären 
keine Vorteile für die Leistungsberechtig-
ten verbunden.

Frage 16 
Ob der Bundesregierung Schnittstel-

lenprobleme bei gleichzeitigem Bezug 
von Leistungen für ein persönliches 
Budget und Arbeitsassistenzleistungen 
bekannt sind, die Menschen mit Behinde-
rungen diskriminieren und ihre Selbstbe-
stimmungsrechte einzuschränken, wurde 
geantwortet: Schnittstellenprobleme, die 
geeignet sind, Menschen mit Behinde-
rungen zu diskriminieren und ihre Selbst-
bestimmungsrechte einzuschränken, 
sind der Bundesregierung nicht bekannt. 
Grundsätzlich sind persönliche Budgets 

Der DGB nahm wie folgt auf die Antwort 
der Bundesregierung Stellung:

„Damit unterliegt die Umsetzung 
von Artikel 27 UN-BRK grund-

sätzlich dem (sozial-)rechtlichen 
Gestaltungsspielraum“

auf der Grundlage der nach Kapitel 4 
des ersten Teils des SGB IX getroff enen 
Feststellungen so zu bemessen, dass der 
individuell festgestellte Bedarf gedeckt 
wird und die erforderliche Beratung und 
Unterstützung erfolgen kann. In Kapi-
tel 4 wird für alle Rehabilitationsträger 
verbindlich das neue Teilhabeplanverfah-
ren in § 19 SGB IX vorgegeben, sofern 
Leistungen verschiedener Leistungsgrup-
pen oder mehrerer Rehabilitationsträger 
erforderlich sind. Der leistende Rehabi-
litationsträger ist dafür verantwortlich, 
dass die nach dem individuellen Bedarf 
voraussichtlich erforderlichen Leistun-
gen hinsichtlich Ziel, Art und Umfang 
funktionsbezogen und schriftlich so zu-
sammengestellt werden, dass sie nahtlos 
ineinandergreifen. Auch die Integrati-
onsämter sind an der Durchführung zu 

beteiligen bzw. können ein Teilhabeplan-
verfahren anstelle des leistenden Rehabi-
litationsträgers durchführen.

Frage 17
Interessant war die Antwort auf die Fra-

ge, ob die Bundesregierung eine Notwen-
digkeit, auch für betriebliche, schulische 
und überbetriebliche Ausbildung eine 
Assistenz zu garantieren erkennt? Wenn 
nein, warum? Wenn ja, was wird sie hier 
unternehmen? Hier war die Antwort: 
Assistenzleistungen bei Ausbildung fallen 
nach der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung unter § 49 SGB IX (BVerwG 5C 
24/11 vom 10. Januar 2013 zu Kommu-
nikationshilfen und BSG B 11 AL 8/12 
R vom 04. Juni 2013 zu Gebärdensprach-
dolmetschern). Vor diesem Hintergrund 
wird kein Handlungsbedarf gesehen.

Gebärdensprachdolmetscher nur bei 
der Ausführung von Sozialleistungen 
nach dem JVEG bezahlt werden, wenn 
sie selbst die Sozialleistung nicht sind 
(Urteil des Oberverwaltungsgerichts 
Rheinland-Pfalz vom 30.05.2016 - 7 A 
10583/15). Das ist absurd, da Dolmet-
scherleistungen für uns immer noch So-
zialleistungen sind. Die Begründung der 
Bundesregierung ist nicht nachvollziehbar 
und unzutreff end.

Die Formulierung „aufgrund gesetzli-
cher Vorgaben in §19 Abs. 1 und Abs. 2 
Satz 4 SGB X i.V. mit dem JVEG“ aus 
der alten BIH-Empfehlung seit 2008 wur-
den aus der aktuellen BIH-Empfehlung 
(14.09.2014) entfernt. Im Jahr 2013 wur-
de das JVEG durch das 2. KostRModG 
reformiert, worin der Stundensatz von 
55 Euro auf 75 Euro erhöht wurde. Wir 
befürchten, dass die Gebärdensprachdol-

metscherInnen vermehrt Angebote 
mit Vergütungen nach dem 

JVEG in anderen Bereich 
annehmen. Die 

Konsequenz 
wäre, dass es 

derte Menschen genauso gestellt wie im 
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren. 

sowie zugänglichen Arbeitsmarkt und 
-umfeld durch Arbeit zu verdienen. Die 

Die Aufgabe des BIH ist die Sicherung der 
Integration schwerbehinderter Menschen 
im Arbeitsleben

Life InSight® 98 Life InSight® 98 325324



für die Gehörlose und Menschen mit 
Hörbehinderungen sehr schwierig ist, 
eine/n Gebärdensprachdolmetscher/in im 
Bereich Arbeit 
zu bekommen. 
Im schlimmsten 
Fall könnten 
viele Betroff ene 
arbeitslos werden, da die kommunika-
tiven Barrieren nicht beseitigt werden 
können. Wir fordern eine gerechte, ein-
heitlich vorgegebene und angemessene 
Vergütung der Gebärdensprachdolmet-
scherInnen in allen Bereichen.

Man stelle sich vor, ein Gehörloser 
erhält die Zusage für eine neue Arbeit 
und beantragt die Leistung „Arbeitsas-
sistenz“. Sein Chef bzw. Arbeitgeber 
beobachtet ihn während der Probezeit. 
Ohne Arbeitsassistenz wird die Arbeit 
dieses Gehörlosen nicht annährend so 
verrichtet werden können, wie die eines 
hörenden Bewerbers. Wenn die Bewilli-
gung erst eintritt, nachdem aufgrund der 
Kommunikationsprobleme der Arbeits-
platz bereits verloren ist, nutzt selbst ein 
positiver Bescheid vom Integrationsamt 
dem wieder arbeitslosen Hörbehinder-
ten nichts. Er hatte somit keine Chance, 
seine ganze Arbeitsleistung zu erbringen 
und seine Fähigkeiten unter Beweis zu 
stellen.

 Oft bringen lange Bearbeitungszeiten, 
wiederholte Rückfragen und unberech-
tigte Ablehnungen für ArbeitnehmerIn-
nen mit Hörbehinderungen erhebliche 
Schwierigkeiten mit sich, die weit über 
den Arbeitsplatz hinauswirken.

Wir halten es für notwendig, die 
Dauer der Bearbeitung von Anträgen 
auf Arbeitsassistenz zu beschleunigen 

und einen Pau-
schalbetrag ab der 
Antragstellung bis 
zur Bewilligung 
zur Verfügung zu 

stellen. Damit würde die erste Kommu-
nikationshürde genommen werden, bevor 
nach Wochen oder auch Monaten ein 
Bewilligungsbescheid vorliegt. Je schnel-
ler der Antrag bearbeitet wird, umso 
weniger muss die Pauschale in Anspruch 
genommen werden. Die Kappungsgrenze 
von 50 Prozent des gezahlten Arbeitge-
berbruttos und von 50 Prozent der Ar-
beitszeit sollten abgeschaff t werden. Der 
Bewilligungszeitraum sollte außerdem 
zwei Jahre betragen.

Im Koalitionsvertrag der 19. Legisla-
turperiode des Deutschen Bundestages 
zwischen der CDU, der CSU und der 
SPD steht: Ge-
meinsam mit der 
Bundesagentur 
für Arbeit werden 
wir die Ursachen 
der überdurch-
schnittlich hohen 
Arbeitslosigkeit von Menschen mit 
Behinderungen genau analysieren und 
passgenaue Unterstützungsangebote 
entwickeln.

Im Hinblick auf die Verbesserung 
der Teilhabechancen von hörbehinder-
ten Menschen, darauf die Inklusion im 
Arbeitsleben zu verwirklichen und damit 

eine Forderung der UN-BRK (Artikel 
27) zu erfüllen, messen wir der Leistung 
Arbeitsassistenz eine besonders hohe Be-
deutung bei. Erst durch eine Arbeitsas-
sistenz kann auch eine höhere Beschäfti-
gungsquote der gehörlosen Menschen auf 
dem ersten Arbeitsmarkt erreicht werden.

In diesem Zusammenhang sollte auch 
darauf hingewiesen werden, dass in 
bestehenden Arbeitsverhältnissen und 
damit verbundenen bzw. dafür not-
wendigen Fortbildungsmaßnahmen die 
Nichtakzeptanz von begleitenden Arbeit-
sassistenzleistungen durch Arbeitgeber 
oder Veranstalter (z.B. die Ablehnung 
von Dolmetscheranwesenheit bei pri-
vaten Unternehmen) verstärkt geahndet 
wird. Die IA/IFDs erhalten hierbei mehr 
Handlungsspielraum, um davon betroff e-
ne behinderte Menschen zu unterstützen 
oder eine Ahndung in die Wege zu leiten. 
Betroff ene bleiben in solchen Situationen 
nicht selten hilf- und unterstützungslos 

zurück. Wir 
werden unsere 
Anregungen und 
Vorschläge an 
die Arbeitsgrup-
pe, welche im 
November 2018 

eine neue BIH-Empfehlung zur Arbeit-
sassistenz abgeben wird, weiterreichen 
und außerdem die 16 Landesverbände 
der Gehörlosen dazu anregen, die mit 
den zuständigen Integrationsämtern der 
Länder Kontakt aufnehmen werden, 
zufriedenstellende Antworten auf unsere 
Fragen abzugeben.
Redaktion (Pressemitteilung)

„Erst durch eine Arbeitsassistenz 
kann auch eine höhere Beschäfti-
gungsquote der gehörlosen Men-

schen auf dem ersten Arbeits-
markt erreicht werden“

„Es ist absurd, da Dolmetscher-
leistungen für uns immer noch 

Sozialleistungen sind“

Teilhabechancen von hörbehinderten 
Menschen am Arbeitsmarkt durch 
Arbeitsassistenz
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2. Staatenprüfung 
Deutschland im 

September

D ie Staatenprüfung Deutsch-
lands geht auf das Jahr 2015 
zurück, als der UN-Fachaus-

schuss für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen den ersten deutschen 
Staatsbericht zur UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK) prüfte. 
Die Bemerkungen des Fachausschusses 
(Concluding Observations) über den 
ersten Staatsbericht Deutschlands wur-
den am 13. Mai 2015 veröff entlicht. Die 
Empfehlungen für die Umsetzung der 
UN-BRK wurden durch Bund, Länder 
und Kommunen angenommen und seit-
her wurde daran gearbeitet. 

Aufforderung
Der UN-Fachausschuss fordert den 

Vertragsstaat nun dazu auf, bis spätes-
tens 24. März 2019 seinen zweiten und 
dritten Bericht vorzulegen und darin die 
Informationen der vorliegenden abschlie-
ßenden Bemerkungen zur Umsetzung 
aufzunehmen.

>>> In der Pressemitteilung vom 3. Juli 2018 berichtet der Deutsche Gehör-
losen Bund e. V. (DGB) über den aktuellen Stand zum Umsetzungsprozess der 
UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland. Die zweite Staatenprüfung 
steht in Kürze an

Frageliste des DGB
Der Deutsche Gehörlosen Bund e.V. hat 

im April und Mai 2018, zusammen mit 
seinen 26 Mitgliedsverbänden (Lan-
des- und Fachverbänden) und beteiligten 
Experten, eine Fragenliste im Zusam-
menhang mit dem zweiten Zyklus der 
Staatenprüfung Deutschlands formuliert. 
Am 15. Mai 2018 wurde die Fragenliste 
an das Kernteam, bestehend aus dem 
Deutschen Behindertenrat, der BAG der 
Freien Wohlfahrtspfl ege, den Fachverbän-
den für Menschen mit Behinderung und 
der LIGA Selbstvertretung, versendet.

Gesamtfrageliste
Am 20. Juni 2018 hat dieses Kernteam 

eine Gesamtfragenliste, die inzwischen 
von über 50 Verbänden mitgetragen wird, 
und ein Update an die UN-Berichterstat-
ter nach Genf übersandt. Das gemein-
same Ziel war es, die zivilgesellschaft-
lichen Kräfte zur 2. Staatenprüfung 
Deutschlands erneut zu bündeln. Von 

unserer Seite wurden diverse Vorschläge 
und Begründungen in diese Gesamtfra-
genliste aufgenommen.

Mit Spannung erwartet
Die zweite Staatenprüfung Deutschlands 
soll nach dem sogenannten vereinfach-
ten Verfahren am 21. September 2018 
in Genf stattfi nden. Deutschland wird 
diesbezüglich nur Stellung zur Fragen-
liste nehmen. Diese Stellungnahme 
muss binnen sechs Monaten erfolgen. 
Anschließend erfolgt dann die Prüfung 
vor dem UN-Ausschuss in Genf, die im 
Frühjahr 2019 zu erwarten ist.

Folgekatalog
Im Sommer 2018 wird der Forderungs-

katalog des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
e.V. neu überarbeitet und aktualisiert. Er 
wird für die Diskussion bei der DGB-Bun-
desversammlung vom 26. bis 28. Oktober 
2018 in Magdeburg vorbereitet.
Pressemitteilung DGB, Redaktion
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>>> Aus Sicht des Deutschen Gehö rlosen-Bundes e. V. (DGB) enthält der 
verabschiedete Regierungsentwurf vom 28. Juni 2018 nur kleinere Änderungen 
gegenüber dem Referentenentwurf 

D ie Bundesregierung hat sich 
bereits aus der „Aff äre“ gezo-
gen. Jetzt muss das Parlament 

handeln und weitreichende Änderungen 
beschließen, wenn es einen Ruck im 
Sozialsystem für eine wirksame Teilhabe 
geben soll.   

Nichtanrechnung des Partnereinkommen 
und Vermögen ein Schritt in die richtige 
Richtung, so der DGB. Ein Ausstieg aus 
der Einkommens- und Vermögensan-
rechnung ist für eine gleichberechtigte 
Teilhabe allerdings unabdingbar.

Kommunikation
Die kleine Verbesserung bezüglich der 

Kommunikation in § 78 Abs. 1 regelt nur 
den Bereich des Alltags. Nicht geklärt ist, 
ob die Kosten für Dolmetscher für einen 
ehrenamtlich tätigen Gehörlosen jetzt 
nach § 78 Abs. 5 übernommen werden. 
Der § 82 wurde bis auf die sprachliche 
Anpassung des Gebärdensprachdolmet-
schers inhaltlich vom bisherigen § 57 
übernommen. Nach wie vor gibt es eine 
Förderung zur Verständigung nur aus 
besonderem Anlass. Die Praxis wird es 
erst zeigen, wie § 78 zu § 82 angewendet 
werden. Befürchtet werde wieder viele 
Einzelfallentscheidungen, da klare Rege-
lungen fehlen. Der DGB forderte bereits 
schon beim Referentenentwurf, die 
Klarstellung der Worte „aus besonderem 
Anlass“. Danach bleibt die Befürchtung, 
dass gehörloser Menschen weiterhin im 
Bereich der sozialen Teilhabe ausge-

grenzt und somit von der Gesellschaft 
ausgeschlossen werden. 

§99
Problematisch sieht der DGB, dass der 

Zugang zur Eingliederungshilfe nach § 
99 nur gewährt wird, wenn 5 von 9 Le-
bensbereichen betroff en sind. Menschen, 
die in weniger als 5 Lebensbereichen 
betroff en sind, tragen ein Risiko, da sie 
auf die Ermessens-Ausübung des zustän-
digen Sachbearbeiters hoff en müssen.

Hoffnung bleibt allemal
„So haben wir uns eine Förderung 

der Gebärdensprache jedenfalls nicht 
vorgestellt“, heißt es vonseiten des DGB. 
„Wir hoff en nun auf deutlichere Verän-
derungen im parlamentarischen Verfah-
ren. Dafür wird der DGB sich weiterhin 
einsetzen. Gehörlose und Menschen mit 
Hörbehinderungen müssen am Ende 
durch dieses Gesetz echte Verbesserun-
gen erhalten“. Es stellt sich die Frage, 
warum die UN-Behindertenkonvention 
für eine gleichberechtigte Teilhabe gar 
nicht oder so schwer von den Regierun-
gen umgesetzt wird. 

Kritik
Der Deutsche Gehörlosen-Bund (DGB) 

kritisierte, dass das Bundesteilhabegesetz 
kein klares Bekenntnis zur Förderung 
der Deutschen Gebärdensprache enthält. 
Off ensichtlich haben die Gespräche des 
DGB mit dem Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales keine Früchte getragen, 
denn das klare Bekenntnis zur Verständi-
gung mit der Umwelt in Deutscher Gebär-
densprache zur sozialen Teilhabe fehlt im 
Regierungsentwurf. Zumindestens ist die Redaktion

Der Regierungs-
entwurf 

zur Teilhabe
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>>> Gemeinsam mit dem deutschen Gehörlosenbund (DGB) e.V. 
organisierte der Gehörlosenverband Niedersachsen e.V. am 20. 
September 2018 ein Fachtreffen in Hannover, speziell für die 
Bildungsbeauftragten der Mitgliedsverbände des DGBs, aber auch 
für andere Gremium-Mitarbeiter/innen und Interessierte

Z iel dieser Veranstaltung war 
ein Informationsaustausch zum 
Themenkomplex zur Deutschen 

Gebärdensprache (DGS) als Unter-
richtsfach in den Schulen aus fachwis-
senschaftlicher, schulstruktureller und 
pragmatischer Sicht zu ermöglichen, so 
dass bundesweit politische Handlungsan-
weisungen zur Etablierung der DGS als 
Unterrichtsfach entwickelt werden kann.

Grußworte und Vorträge
Grußworte erteilte der Schulvertreter 

des Veranstaltungsortes Hartwig-Clau-
ßen-Schule, Jürgen Rode, der nieder-
sächsische Kultusminister Grant Hendrik 
Tonne, der Präsident des Deutschen 
Gehörlosenbund Helmut Vogel und die 
Zweite Vorsitzende des Gehörlosenver-
bands Niedersachsen Ludmila Schmidt. 
Die Moderation übernahm Bengt Förster, 
Beauftragter für Politik und Bildung des 
Gehörlosenverbandes Niedersachsen 

Fachtreffen
„Gebärdensprache als 

Unterrichtsfach“

Dr. Barbara Hänel-Faulhaber (Universität 
Hamburg), Sieglinde Lemcke (Ernst-
Adolf-Eschke-Schule, Berlin) und Magda-
lena Stenzel (Petition „Gebärdensprache 
umsetzen!“) rundeten neben den Vorträ-
gen aus den Landesbildungszenten für 
Hörgeschädigte Hildesheim, Hannover 
und Osnabrück sowie den Förderschulen 
aus Niedersachsen die Tagung ab. 

Bisherige Entwicklung
Noch ist der Einsatz des Unterrichtsfa-

ches DGS keine Selbstverständlichkeit in 
Deutschland. Vereinzelte Bundesländer 
wie Hamburg, das in den 1990er Jahren 
mit dem bilingualen Schulversuch starte-
te, oder Berlin – sind in der bilingualen 
Bildung in Bezug auf Unterrichtsfach 
DGS Vorreiter. Nur in fünf Bundes-
ländern (Bayern, Berlin, Brandenburg, 
Hamburg und Sachsen-Anhalt) gibt es 
Lehrpläne bzw. Curricula für DGS. Es ist 
nichts Neues, dass sich der Einsatz von 

Gebärdensprache positiv auf die gesamte 
Entwicklung hörgeschädigter Kinder 
auswirkt. Weiter soll hörenden Kindern 
ermöglicht werden, Gebärdensprache in 
einem Unterrichtsfach zu erlernen. Den-
noch hapert es an vielen Stellen. 

Gehörlose Kinder haben ein 
Recht auf Gebärdensprache!

Die UN-Behindertenrechtskonvention 
(BRK) verweist in ihren Ausführungen 
ausdrücklich auf das Recht einer ge-
bärdensprachlichen Bildung für hör-
geschädigte Kinder und damit auf die 
Verpfl ichtung, diese auch strukturell zu 
ermöglichen. (vgl. § 24 UN-BRK). Die 
UN-BRK wurde im Dezember 2006 

die Initiative Druck auf die Politik macht. 
Mittlerweile ist die Unterstützter-Statis-
tik bei über 14.000 Unterschriften.

KMK ist zu langsam
In Deutschland ist Bildung Ländersa-

che. Im Prinzip gibt es bei 16 Bundes-
ländern unterschiedliche Länderverein-
barungen. Damit es einheitlicher wird 
oder zumindest vergleichbare Standards 
im Kultusbereich geschaff en werden, 
setzten sich die Kultusminister der 
Länder zur Kultusministerkonferenz 
(KMK) zusammen und geben Empfeh-
lungen raus. Danach orientieren sich die 
Länder. Die Kultusministerkonferenz hat 
zum Beispiel 1996 eine Empfehlung zum 
Förderschwerpunkt Hören herausgege-
ben. Diese besagt, dass Gebärdensprache 
das Bildungsziel nur für Schüler/innen ist, 
die nicht über Lautsprache als primäres 
Kommunikationsmittel verfügen. Dies ist 
allerdings nicht mehr zeitgemäß und ein 
neuer Beschluss ist dringend erforderlich. 
Denn die Umsetzung in den jeweiligen 
Bundesländern ist nach wie vor schwierig. 

Versuch in 2015
Der Antrag von Berlin bei der KMK 

2015 DGS als zweite Fremdsprache 
anzuerkennen wurde leider abgelehnt. 
Bundesländer dürfen aber „Einzel-
falllösungen“ umsetzen, dennoch bleibt 
das weitere politische Ziel, dass das 
Fach DGS auf die Liste der gegenseitig 
anerkannten länderspezifi schen Fächer 
in die Abiturprüfung gesetzt wird. In 
Österreich und Frankreich ist dies im 
Vergleich ohne Einzelfalllösungen mög-

lich und wird auch bereits praktiziert. 
Dazu sollten in Deutschland die entwor-
fenen Bildungsstandards für DGS als 
fortgeführte Fremdsprache von der KMK 
genehmigt werden.

Niedersachsen führte viele 
Gespräche

Der Gehörlosenverband Niedersachsen 
ist mit seinem Bildungs- und Politikbe-
auftragten Bengt Förster sehr bemüht, die 
DGS in den Schulen Niedersachsens ein-
zuführen. Konkret erfordert es die Ver-
ankerung der DGS in den Stundenplan, 
Curriculum Deutsche Gebärdensprache 

Hannover

Fachtreffen
„Gebärdensprache als 

Unterrichtsfach“

„Gebärdensprache als 
Unterrichtsfach“

„Gebärdensprache als 

- Perspektiven und 

Strategien

September 2018 ein Fachtreffen in Hannover, speziell für die 
Bildungsbeauftragten der Mitgliedsverbände des DGBs, aber auch 
für andere Gremium-Mitarbeiter/innen und Interessierte

ein Informationsaustausch zum 
Themenkomplex zur Deutschen 

richtsfach in den Schulen aus fachwis-
senschaftlicher, schulstruktureller und 
pragmatischer Sicht zu ermöglichen, so 
dass bundesweit politische Handlungsan-
weisungen zur Etablierung der DGS als 
Unterrichtsfach entwickelt werden kann.

Grußworte erteilte der Schulvertreter 
des Veranstaltungsortes Hartwig-Clau-

sächsische Kultusminister Grant Hendrik 

Gehörlosenbund Helmut Vogel und die 
Zweite Vorsitzende des Gehörlosenver-
bands Niedersachsen Ludmila Schmidt. 
Die Moderation übernahm Bengt Förster, 
Beauftragter für Politik und Bildung des 

e.V.. Verschiedene Vorträge von Prof. Dr. 
Claudia Becker (Humboldt Universität 
zu Berlin), Prof. Dr. Christian Rathmann 
(Humboldt Universität zu Berlin), Prof. 

verabschiedet. Deutschland hat sie erst 
Februar 2009 ratifi ziert. Die bundesweite 
Umsetzung fehlt immer noch. Die On-
line-Petition um Magdalena Stenzel zu 
„Gebärdensprache umsetzen!“ machte im 
Vortrag klar, wie wichtig die Umsetzung 
des Artikels 24 der UN-BRK ist und wie 

Helmut Vogel, Präsident des 
Deutschen Gehörlosenbunds e.V. 

Ludmila Schmidt, Zweite 
Vorsitzende des Gehörlosen-
verband Niedersachsen e.V.

Prof. Dr. Claudia Becker 
(Humboldt Universität zu 

Berlin)

Der niedersächsische 
Kultusminister Grant 
Hendrik Tonne

Die Teilnehmer/innen verfolgen den Bei-
trag von Prof. Dr. Christian Rathmann 
(Humboldt Universität zu Berlin)
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(DGS) und Einsatz von tauben/schwer-
hörigen DGS-Lehrkräften. Auch hier ist 
der Bildungsbeauftragte Bengt Förster im 
Kontakt mit dem Kultusministerium und 
weiteren Gremium, um endlich die Um-
setzung einzufordern. Der Kultusminister 
von Niedersachsen, Grant Hendrik Tonne, 
erwähnte in seinen Grußwort von den 
Bemühungen hierzu aber noch den veral-
teten Beschluss von 1996 und nimmt es 
mit seiner Verantwortung nicht so  ernst. 
Das enttäuschte die Tagungsgäste, da 
bereits hierzu in Richtung KMK und der 
Landesregierung viel Input zum Thema 
DGS erfolgte und mit mehr Engagement 
seinerseits eine Umsetzung sicherlich 
leichter möglich sei. Leider blieb er zu-
dem nur kurz, um mehr Bewusstsein für 
das Thema zu entwickeln.

Fachausschuss als Arbeits-
gruppe

Die jeweiligen Kultusminister der Bun-
desländer orientieren sich gerne an einen 
aktualisierten Beschluss der Kultusmi-
nisterkonferenz (KMK). Daher enga-
giert sich die Deutsche Gesellschaft der 
Hörgeschädigten zum Thema Deutsche 
Gebärdensprache als Unterrichtsfach 
mit dem Fachausschuss „Bildung“, in 
dem die Fachvertreter Prof. Dr. Clau-
dia Becker, Prof. Dr. Ulrich Hase, Prof. 
Dr. Christian Rathmann und Dietmar 
Schleicher sich für das notwendige Input 
in Richtung KMK für einen bundeswei-
ten Beschluss engagieren. Dazu waren 
sie auch bei der Arbeitsgruppe der KMK 
eingeladen und haben diverse Gespräche 
geführt, unter anderem wie der Unter-
richtsfach DGS eingebunden werden 
kann. Noch gibt es, wie Prof. Dr. Christi-

an Rathmann in seinen Vortrag berichte-
te, kein endgültiges Ergebnis hierzu.

Wofür das Fach DGS?
Prof. Dr. Claudia Beckers Vortrag 

zeigte deutlich, dass das Fach einen 
Beitrag zur Bildung wie jedes andere 
(Fremd-)Sprachenfach leisten kann. Es 
geht auch um die Wahrung der Rechte 
von Menschen mit Behinderung, der 
Wertschätzung von Vielfalt in einer 
inklusiven Gesellschaft sowie einen 
Nachteilsausgleich bei einer Hörschädi-
gung beim Fremdsprachenlernen. Es soll 
kein Zwang sein, aber eine Wahlmög-
lichkeit für alle. Durch Standards kann 
auch die Qualität gesichert werden.  Es 
geht weiter, z.B. um die Anerkennung als 
zweite Fremdsprache, die bei Zulassung 
zum Abitur notwendig ist.

Bedarf an DGS-Lehrenden 
steigt

Mit der Umsetzung des Unterrichtsfa-
ches DGS steigt auch der Bedarf an quali-
fi ziertes Personal, die DGS lehren sollen. 
Die Schulen berichten von zu wenig 
ausgebildete DGS-Lehrkräfte. In der Leh-
rerbildung muss mehr getan werden, so 
dass der Bedarf gedeckt werden kann. Die 
DGS-Kompetenzvermittlung an Lernende 
soll orientierend an GER (Gemeinsames 
europäisches Referenzrahmen) erfolgen. 
Fürs Assessment bzw. die Einschätzung 
der DGS-Kompetenz müssen weiter Stan-
dards berücksichtigt werden.  

Ergebnisse der Neurowissen-
schaften

Prof. Dr. Barbara Hänel-Faulhaber 
stellte die wesentlichen positiven Er-

Bericht: Sandra Gogol
Fotos: Gehörlosenverband Niedersachsen e.V.

kenntnisse zu Sprachverarbeitung und 
Spracherwerb der DGS vor. Darunter 
auch, dass durch die DGS die für Sprache 
relevanten Hirnareale auf allen Sprach-
ebenen aktiviert werden, andere Merk- 
und Lernmöglichkeiten über die DGS 
erfolgen sowie der soziale Aspekt des 
Sprachlernens wichtig ist. Durch Gebär-
densprache lernen erfolgt Zugang zur 
Sprache und damit die Sicherstellung von 
Beziehungen. Im zweiten Teil wurde der 
Rahmenlehrplan „Deutsche Gebärden-
sprache“ an Grundschule, Stadtteilschule 
und Gymnasium des Bundeslandes Ham-
burg vorgestellt, welches auch aus dem 
Internet runtergeladen werden kann.

Aus der Unterrichtspraxis
Sieglinde Lemcke, taube Lehrerin der 

Ernst-Adolf-Eschke-Schule aus Berlin, 
stellte einige Beispiele aus dem Rahmen-
lehrplan Deutsche Gebärdensprache DGS 
Berlin und Brandenburg und Unterrichts-

einheiten aus dem schulinternen Curricu-
lum vor. Im Lehrplan ist die funktionale 
kommunikative Kompetenz, Sprach-
wissen, Sprachmittlung, Sprachlernen, 
Gemeinschaft und Geschichte sowie 
Kommunikation und Alltagsbewältigung 
enthalten. Die Unterrichtsbeispiele waren 
recht interessant, da so bildlicher wurde, 
wie die Umsetzung in die Praxis erfolgen 
kann. Zum Beispiel werden Medien aus 
dem Gehörlosenbereich, wie Sehen statt 
Hören oder die Life Insight im Unterricht 
verwendet, so dass Schüler/innen sich 
mit gewissen Themen nach Curriculum 
beschäftigen und darüber die Inhalte in 
DGS ausarbeiten.

Aus der Schule zur Umset-
zung – Beispiel LBZH Osna-
brück

Der Schulleiter des Landesbildungs-
zentrums (LBZH) für Hörgeschädigte 
Osnabrück, Christoph Plickert, berichtete 
von dem Wandel der Schulphilosophie 
„so viel Gebärden wie nötig – so wenig 
Gebärden wie möglich“ gegen Ende der 
80er Jahre zu einer vollständigen Um-
setzung des Anspruchs auf umfassende 
kommunikative Teilhabe der Schüle-
rinnen und Schüler in seiner Schulein-
richtung, wo große Bereitschaft seines 
Kollegiums zur Umsetzung da ist. Als 
eigenverantwortliche Schule kann das 
LBZH in eigener Verantwortung Perso-
nal einstellen. Die Lehrerstellen können 
umgewidmet werden, z.B. Schulsozi-
alarbeit oder Psychologe zur Beratung. 
Gebärdenkompetenz wird als Einstel-
lungsvoraussetzung festgeschrieben bzw. 
Bereitschaft zum Erlernen wird voraus-
gesetzt. Der taube Gehörlosenpädagoge 

Bengt Förster ist dort als Lehrer ange-
stellt. Es gibt viel Unterstützung seitens 
der Elternvertreter, auch wenn die Um-
setzung über die Landesregierung zum 
Implementieren des Faches DGS noch 
andauert. Es werden regelmäßige Gesprä-
che mit den politischen Verantwortlichen 
geführt. Dennoch werden bereits etliche 
Grundschulklassen in DGS unterrichtet, 
und es gibt eine besetzte Funktionsstelle 
zum Thema DGS.

Praxis aus weiteren Schulen 
Niedersachsens

Der Schulleiter des LBZHs Hildes-
heim, Joachim Budke, berichtete vom 
bilingual-bimodalen Ansatz an seiner 
Einrichtung. Die taube Gebärden-
sprachdozentin Dana Apel ist dort tätig. 
Weiter wurde über einen Unterricht im 
inklusiven Setting mit Gebärdensprach-
dolmetschern in Deutscher Gebärden-
sprache am Gymnasium Andreanum 
in Hildesheim berichtet, darunter auch 
eine Videobotschaft von einem tauben 
Schüler mit seinen Erfahrungen hierzu. 
Besonders wichtig, die Anerkennung 
der DGS als zweite Fremdsprache. Die 
Hartwig-Claußen-Schule in Hannover 
war einst eine reine Schwerhörigenschu-
le, die sich für die Gebärden öff nete und 
bewusst macht, dass es notwendig ist, 
die Gebärden im Zeichen der Inklusion 
einzusetzen. Dort ist die taube Ge-
bärdensprachdozentin Sybille Deister 
angestellt sowie der taube Dozent Jörg 
Apel, der die Lehrer/innen im Hau-
se unterrichtet. Diese Schulen zeigen 
mehr als deutlich, dass sie schon an der 
Umsetzung sind, die offi  zielle politische 
Umsetzung jedoch noch fehlt.

Elternperspektive
Der Bundeselternverband gehörlose 

Kinder e.V., vertreten durch die Präsi-
dentin Kathrin Pfl ugfelder, rundete die 
Tagung mit der politischen Forderung 
des Verbandes, das Unterrichtsfach DGS 
als Pfl ichtfach an Schulen für Hören und 
Kommunikation umzusetzen. Da sind 
alle Tagungsbeiträge übereinstimmend.  
Persönlichen Erfahrungen aus der Eltern-
perspektive in Bezug auf Beschulung in 
einer Förderschule und Regelschule mit 
Gebärdensprachdolmetschern rundeten 
die Tagung ab. 

Fazit
Die Fachtagungsbesucher/innen konn-

ten sich rege austauschen und Strategien 
überlegen, jedoch nahmen bedauerlicher-
weise nicht viele Bildungsbeauftragte 
von den Landesverbänden des Deutschen 
Gehörlosenbundes teil. Lag das an dem 
Wochentag Donnerstag? Bilinguale 
Förderung von Anfang an ermöglicht 
eine optimale Entwicklung hörgeschädig-
ter Kinder und an der Umsetzung muss 
in den Bundesländern selbst und an der 
politischen Arbeit in Richtung Kultusmi-
nister bzw. Kultusministerien Konferenz 
(KMK) mehr gearbeitet bzw. Druck 
ausgeübt werden. Denn wir schreiben das 
Jahr 2018 und nächstes Jahr jährt sich 
die UN-BRK zum zehnten Mal und der 
Bildungsbereich ist immer noch nicht 
eindeutig verbessert worden.

Die Schulen wollen oftmals – brauchen 
aber auch die gesetzliche Verankerung!

Die taube Lehrerin Sieglinde 
Lemcke (Ernst-Adolf-Eschke-
Schule, Berlin)

Bengt Förster, Kathrin Pfl ugfelder, Magdalena Stenzel, Prof. Dr. Barbara Hänel-Faulhaber (Uni Hamburg), Jürgen Rode (Hart-wig-Claußen-Schule Hannover), Chrsistoph Plickert (LBZH Osna-brück), Joachim Budke (LBZH Hildesheim), Prof. Dr. Christian Rathmann (HU zu Berlin) (v. l. n. r.)

Beim Mittagstisch im 
Austausch
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N ach der Begrüßung durch den 
Präsidenten Helmut Vogel, der 
Feststellung der ordnungsge-

mäßen Einberufung und der Beschluss-
fähigkeit der Versammlung, der Wahl der 
Versammlungsleitung und der Protokoll-
führung wurde als erster Punkt das Proto-
koll der Bundesversammlung vom 20. bis 
22. Oktober 2017 in Bremen genehmigt. 

Schlichtungsstelle
In der unabhängigen Schlichtungsstelle 

bei dem Beauftragen der Bundesregie-
rung für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen können jetzt Gehörlose 
mit dem SQAT-Verfahren (Abkürzung 
für Signing Question and Answer Tool) 

ihren Antrag in Deutscher Gebärden-
sprache stellen und einreichen. Zuerst 
wird ein zweiminütiges Video in Gebär-
densprache aufgenommen und an die 
Services abgeschickt. Die Services über-
setzen die Gebärdensprache in Schrift-
sprache und senden den Inhalt per Mail 
an die Schlichtungsstelle. Die Antwort 
der Schlichtungsstelle übersetzten die 
Services wieder in Gebärdensprache und 
senden es an den Gehörlosen zurück. Das 
ist der vorgesehene Ablauf.

Präsidiumswahl
Helmut Vogel wurde erneut mit 

überwältigender Stimmenmehrheit mit 
70 Ja-Stimmen, bei drei Enthaltungen 

>>> Große Spannung herrschte bis zur Wahl des neuen Präsidenten. An zwei-
ter Stelle rangierte die Wahl der Stadt, in der die nächsten Kulturtage der Ge-
hörlosen stattfi nden. Das NH-Hotel Barleben war Tagungsort für die insgesamt 
28 Tagesordnungspunkte. Bengt Förster leitete die Versammlung

Abstimmung, ein Strategieplan, damit 
das Wichtigste in den nächsten vier 
Jahren umgesetzt werden kann. Mehr 
Transparenz für die Öff entlichkeit. Es 
geht auch darum, aktuelle Themen sofort 
anzugehen und eine Lösung zu schaff en.

Inklusion, wie sieht es 
damit aus? 

„Inklusion und Bildung ist sowieso ein 
heißes Thema“, meinte Vogel. Es sprach 
das Umfeld eines gehörlosen Kindes und 
der Lehrer sowie der anderen Schüler 

im Klassenraum an. Inklusion bedeutet 
auch hier, den Gesamtrahmen zu sehen. 
Inklusion kann man nicht einfach so mit 
einem Dolmetscher und „bitteschön“ 
bedienen. Das geht nicht, das ist Integra-
tion und keine Inklusion. „Wir brauchen 
eine klare Defi nition und es ist gut, 
wenn wir andere Gehörlose oder auch 
Lehrer mit einbeziehen, die Erfahrung 
haben“, so Helmut Vogel weiter. Es ist 
das Profi l zu defi nieren, was man unter 
Inklusion versteht. Darüber ist noch 
nicht genug aufgeklärt worden. „Inklu-

Barleben/
Magdeburg

im Klassenraum an. Inklusion bedeutet 
auch hier, den Gesamtrahmen zu sehen. 
Inklusion kann man nicht einfach so mit 

bedienen. Das geht nicht, das ist Integra-
tion und keine Inklusion. „Wir brauchen 

Lehrer mit einbeziehen, die Erfahrung 
haben“, so Helmut Vogel weiter. Es ist 
das Profi l zu defi nieren, was man unter 

nicht genug aufgeklärt worden. „Inklu-

Versammlungsleiter 
Bengt Förster

Helmut Vogel wird mit 
großer Mehrheit in 
seinem Amt bestätigt

vom 26. bis 28. Oktober 2018 in Magdeburg

Ordentliche 
Bundesversammlung 
des Deutschen Gehörlosen-Bundes

und drei Nein-Stimmen in geheimer 
Wahl für die nächste Amtszeit von 2018 
bis 2022 als Präsident bestätigt. Weiter 
wurden gewählt: Elisabeth Kaufmann als 
Erste Vizepräsidentin, Steff en Helbig als 
Zweiter Vizepräsident, Michael Wohl-
fahrt ist weiterhin Schatzmeister, Dr. 
Ulrike Gotthardt ist weiterhin Beisitzerin 
und Hans-Jürgen Kleefeldt ebenfalls 
Beisitzer. Kassenrevisoren sind Wolfgang 
Reiner und Jutta Löhnert. 

Wahlprogramm von 
Helmut Vogel

Vor der Präsidiumswahl stellte Helmut 
Vogel sein Wahlprogramm der nächsten 
vier Jahre vor. Vogel Vorschlag ist, eine 

Kompetenz
                       für gutes Hören   
Hörgeräte Seifert steht für Hörsystemversorgung in höchster Qualität. Bei großer Markenvielfalt, 
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Besprechung über 
weitere Anträge

Dr. U. Gotthardt 
(Beisitzerin)

H.-J. Kleefeldt 
(Beisitzer)

M. Wohlfahrt 
(Schatzmeister)

H. Vogel 
(Präsident)

S. Helbig 
(2. Vizepräsident)

E. Kaufmann 
(1. Vizepräsidentin)
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Daniel Büter über 
Öffentlichkeitsarbeit

sion ist da, wenn meine Sprache gleich-
wertig ist und meiner Kultur Respekt 
erwiesen wird“, so Vogel. Auch Schutz 
für eine Minderheit, Wertgleichheit ist 
Inklusion. Eine Peer-Gruppe ist wün-
schenswert. Wenn man beispielsweise 
ein Kind mit einem Gebärdensprach-
dolmetscher in die Schule schickt, ist 
es isoliert. Auch ein Kind braucht die 
Gesellschaft. Hier ist immer noch Hand-
lungsbedarf. Helmut Vogel sprach den 
Bedarf an Gebärdensprachdolmetschern 
sowie Musikgebärdensprachdolmet-
schern an. 

Personal
Die Mitarbeiter wurden von vier auf 

zwei fast volle Stellen reduziert, von 
70.000 Euro auf 9.000 Euro. „In Zukunft 
muss das mehr werden“, so Vogel. Er 
hatte gehoff t, durch Rücklagen mehr 
Personal einstellen zu können. Doch er 
musste das Geld in die Technik für die 
Gehörlosen Kulturtage investieren. Es 
war geplant, das Geld für einen Juristen 
auszugeben, der die Durchführung der 
Kulturtage 2022 unterstützt. Es wird ein 
Medienbegleiter benötigt, auch für die 
negativen Veröff entlichungen im Inter-
net. „Es ist unmöglich, alles selbst zu 
machen“, meinte Helmut Vogel. 

Nachwuchs und Ausweis
Junge Leute sind die Zukunft. Helmut 

Vogel sieht die Notwendigkeit eines 
anerkannten Jugendvereins, um so mit 
den jungen Leuten zusammenzuarbeiten 
und sie zu unterstützen. Dieses wichti-
ge Thema sollte weiterverfolgt werden. 
Langfristig soll ein Mitgliederausweis 
mit Mehrwert eingeführt werden. 28.000 
Mitglieder sollen einen Vorteil durch die 
Mitgliedschaft bekommen. Der DGB ist 
die drittgrößte Organisation. An erster 
Stelle stehen die Blinden 45.000 Mitglie-
dern, die Rollstuhlfahrer haben eine Mit-
gliederzahl von ungefähr 30.000. Blinde 
Mitglieder habe schon einen Ausweis 
mit Vorteilen. Ein Verein ist attraktiver, 
wenn die Mitglieder zusätzliche Leis-
tungen bekommen. Auch der DGB sollte 
Leistungen bieten, die die Mitgliedschaft 
attraktiv machen. Ganz wichtig sieht Hel-
mut Vogel die Aufgabe von Daniel Büter 
als EUD-Vorstandsmitglied.

7. Kulturtage
Drei Bewerberstädte standen zur 

Wahl. Der Gehörlosen-Landesverband 
Baden-Württemberg setzte sich gegen 
die Bewerber Bremen und Mainz durch. 
Die 7. Kulturtage der Gehörlosen werden 
nach jetzigem Vorschlag vom 8. bis 11. 

Juni 2022 in Friedrichshafen stattfi nden. 
Das endgültige Datum gibt der DGB 
noch bekannt. Die nächste Bundes-
versammlung des DGBs wird 2019 in 
Augsburg stattfi nden. 

Bericht des Präsidiums und 
des Beirats

In seinem Bericht ging das Präsidium 
nochmal auf die nicht übliche Situation 
für ein Präsidium ein und bezog sich 
dabei auf die zu bewältigenden Altlas-
ten, auf die Doppelbelastung, die durch 
die alten Schulden, die Sanierung des 
DGBs und durch die erschwerte Öff ent-
lichkeitsarbeit verursacht wurden. Im 
Zwischenbericht des DGBs wurden viele 
Punkte angeführt, viele aktuelle Punkte 
blieben off en.

Unterstützung
Drei gehörlose Lehrer aus Hamburg 

benötigen Unterstützung durch die Lan-
desverbände. Sie wollen ein Positions-
papier anfertigen und erreichen, dass in 
allen Schulen in Deutschland die Deut-
scher Gebärdensprache als Fremdsprache 
angeboten und unterrichtet wird. Ihr 
Positionspapier sollte von den Landesver-
bänden in den zuständigen Ämtern ihres 
Bundeslandes eingereicht werden. 

Punkte aus dem Bericht der 
Bundesgeschäftsstelle

Daniel Büter, Referent für politische 
Bildung und Öff entlichkeitsarbeit, über-
nahm diesen TOP.  Die lange Liste des 
DGBs zeigt den hohen Arbeitseinsatz. Es 
folgen einige Punkte: Formulierung zent-
raler Fragen des DGBs in neun Wahlprüf-
steinen, Befragung von sieben Parteien, 
Dokumentation und Veröff entlichung des 
Fragenkatalogs und der Antworten der 
Parteien. Analyse der Wahlprogramme 
der Parteien und Prüfung auf Barriere-
freiheit, Verfassung einer Stellungnahme, 
Veröff entlichung eines Films in Gebär-
densprache. Optimierung der Zusammen-
arbeit der Bundesreferenten, Beauftragten 

und Vertreter der Landesverbände durch 
Änderungen der Beiratsordnung (Arbeits-
programm). Der Entwurf des Arbeits-
programms zur Umstrukturierung des 
DGBs wurde von Daniel Büter bei der 
Bundesversammlung des DGBs 2017 in 
Bremen vorgestellt und diskutiert, Do-
kumentation seiner Rede. Teilnahme 
an der 3. Internationalen Konferenz 
des Weltverbands der Gehörlosen vom 
8.-10.11.2017 in Budapest, Ungarn, durch 
Marietta Schumacher, Helmut Vogel 
und Daniel Büter. Forderungskataloge, 
Stellungnahmen und Pressemitteilungen 
vom DGB zur UN-BRK. Erstellung und 
stete Aktualisierung einer Kontaktliste, 
um Netzwerkarbeit zu betreiben.

Demokratische Abstimmung: die 
Ansichten sind vielfältig

Live-Übertragung bei der Städtewahl 
für die Kulturtage 2022

Friedrichshafen gewinnt die 
Abstimmung und ist Austragungsort 
der 7. Kulturtage
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EIN GANZES JAHR LANG LESEFREUDE 
FÜR NUR 46,00 EURO!   

Sommer-Angebot

Plus eine Überraschungs-DVD/Blu-ray!

...ein Jahresabo von Life InSight! 
Mit innovativem Lese-Spaß. 
Bestellen Sie gleich oder bis zum 31. Juli 2017

Wir versenden Ihr Geschenk-Abo, fein aufgemacht, 
gleich an den von Ihnen gewünschten Empfänger. 
Die Rechnung erhalten Sie. 

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

H aben Sie es auch festgestellt? Wir bekamen eine Menge Rückmeldungen zu 
unserem ersten Rezept der Welt mit Schraubzwingen! Es hat mir einerseits 
ein Lächeln bereitet, anderseits ist der Fehler peinlich. Bitte nehmen Sie meine 

Entschuldigung an. 

Wenn Sie die Seite 56 aufschlagen, finden Sie das Rezept nochmals fehlerfrei. Ein neu-
es Rezept hat Starkoch Tom ebenfalls kreiert. Ein Snack, leicht, bekömmlich und super-
lecker für den Sommer.  

Wie gefällt Ihnen der neue Trend auf Facebook, sich mit der Live-Webcam im Privat-
bereich öffentlich zu posten. Beispielsweise live im Bett oder auf der Couch, wartend 
bis jemand sich meldet? Morgens, mittags, abends und sogar nachts! Die jeweilige Per-
son fragt den/die Freund/in: Wie geht es dir oder was machst du? In dem live Filmaus-
schnitt wird zurückgebärdet: Mir geht es gut, ich kann nicht schlafen oder ich schaue 
TV. Was steckt hinter dem neuen Trend? Einsamkeit zu Hause oder ein visuelles Mittei-
lungsbedürfnis? Schreiben Sie mir Ihre Meinung an: info@life-insight.de

Eine gehörlose Teen-Schauspielerin verzaubert Cannes – sie wird die Anwältin der 
Gehörlosen genannt! Karin Kestner hat für ihre Verdienste das Bundesverdienstkreuz 
am Bande erhalten. Wir haben einen neuen Sportpräsidenten. Die Erfolgsstory eines 
jungen Studenten, der wegen der fehlenden Kommunikation mit seiner gehörlosen 
Schwester eine Firma gründete, um mit vielerlei Hilfsmitteln den Alltag für Gehörlose 
zu erleichtern. Deaf Mentoring, eine tolle Unterstützung für Berufsanfänger. Und das 
BBW München stellt sich vor. Enorm, was die Ausbildungsstätten in Deutschland leis-
ten. Das ist eine kleine Auswahl von den vielen Themen, die wir Ihnen gut recherchiert 
und mit vielen Fotos präsentieren. 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen und einen tollen Start in den Sommer!   

Ihr

Marc Weigt

Life InSight®  
GRÖSSTES DEAF-LIFESTYLE-MAGAZIN  Fakten, News und Hintergründe

Marc WeigtEDITORIAL

Berufliche Rehabilitation für Hörgeschädigte

www.salo-ag.de
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Deutsche Bahn
Daniel Büter setzt sich dafür ein, dass 

Gehörlose künftig kostenlos schnelles In-
ternet im ICE haben. Die „App Deutsche 
Bahn Barrierefrei“, die digitale Unter-
stützung für barrierefreies Reisen mit der 
Bahn, gibt es bereits jetzt. Mit der App 
können Anzeigen und Durchsagen zu 
Reisen akustisch und visuell abgerufen, 
die Funktionsfähigkeit von Aufzügen 
und Rolltreppen geprüft und eine Merk-
liste angelegt werden. Der Fahrtverlauf 
von Zügen ist in Echtzeit zu verfolgen. 
Über Push-Nachrichten wird über wichti-
ge Änderungen informiert.

Finanzbericht Kulturtage 
2018

Der DGB hatte über 500.000 Euro Ein-
nahmen. Ein großer fi nanzieller Schlag 
war die Technik, die mit einem Kalkula-
tionsfehler von ca. 60.000 Euro zu Buche 
schlug. Allgemein war die Kommunika-
tion sehr hart, es gab Missverständnisse. 
Die Halle in Potsdam war „nackt“, jede 
Schraube wurde extra berechnet. Die 
große Leinwand verursachte Mehrkosten, 
was erst im Nahhinein zur Berechnung 
kam. Zudem wurde das Organisations-
team ausgetauscht, was die Vorbereitung 
auf ein halbes Jahr für das neue Team ver-
kürzte. Thomas Worsek konnte nicht an-
wesend sein. Er betonte in seinem Video, 
dass das Verhalten der Firma Metropolis 
Veranstaltungstechnik nicht korrekt war. 

Satzungsänderung und Über-
arbeitung Finanzordnung

Das Hauptthema war, einen starken Fi-
nanzausschuss einzurichten, um zukünf-
tige Fehlentwicklungen zu vermeiden. 
Der Vorschlag war, mit einer Satzungsän-
derung einen Finanzausschuss bestehend 
aus drei Organen einzurichten. Alexan-
der von Meyen schlug als Alternative vor, 
der Finanzrevision mehr Macht zu geben. 
Ralph Raule meinte, der Finanzausschuss 
sollte nicht aufgeblasen werden, sondern 
schlank und fl exibel sein. Es wird ein 
Finanzausschuss benötigt, der Fehler ver-
hindert. Helmut Vogel will die Finanz-
verantwortung aufteilen, damit die Last 
nicht alleine auf dem Präsidenten liegt. 
Die Meinungen waren sehr unterschied-
lich. Die neu zu gründende gGmbH, die 
die Finanzierung der Gehörlosen Kultur-
tage als separate Geschäftseinheit, weg 
vom Verein, übernehmen sollte, wurde 
mit großer Mehrheit abgelehnt. Helmut 
Vogel war sichtlich geschockt.

Beschlussfassung weiterer 
Anträge 

Bernd Schneiders Wunsch war, die 
Bildung einer Arbeitsgruppe „Struktur 
des DGB“ und die Überarbeitung des 
„Ehrungsformulars“. In der Vergangen-
heit gab es viele Beschwerden. Es fehlt 
die klare Defi nition, wann geehrt werden 
soll. Das Präsidium musste schwere 
öff entliche Kritik aushalten. Geplant ist 

nun eine Arbeitsgruppe. Kritiker Jan 
Eichler soll eingeladen werden, um mit 
ihm über die Kritikpunkte zu sprechen. 
Hamburg stellte einen Antrag, das 
Stimmrecht besser aufzuteilen. Bayern 
hat beispielsweise zwölf Stimmen, Ba-
den-Württemberg hat zehn Stimmen, das 
sind zusammen schon 22 Stimmen. An-
dere Bundesländer haben nur zwei Stim-
men. Die Verteilung sollte sich an die 
Verteilung im Bundesrat anlehnen. Der 
Vorschlag: bis 500 Mitglieder = 1 Stim-
me, bis 1000 Mitglieder = 2 Stimmen, 
über 1000: maximal 3 Stimmen. Der 
DGB begrüßte den Antrag, da in letzter 
Zeit mehrere Vorsitzende den Wunsch 
geäußert hatten. Eine Arbeitsgruppe wird 
den Antrag übernehmen. Daniel Büter 
wünschte sich, dass der Förderkatalog 

eins bis zwölf bald überarbeitet wird, mit 
einer konstruktiven Diskussion und in 
einem Jahr die Abstimmung.

Fazit
Das Fazit der Bundesversammlung: Es 

bleibt weiterhin viel Arbeit zu tun. Zum 
Beispiel: Transparenz. Eine Anregung 
war, die nächste Bundesversammlung 
live auszustrahlen. Die Lebensqualität 
Gehörloser muss weiter verbessert wer-
den, wozu ein Netzwerk zum Bundesrat, 
Bundesländer und Landratsamt aufge-
baut werden muss. Gehörlose haben oft 
Schwierigkeiten bei der Beantragung 
einer Blitzanlage. Das Gehörlosengeld 
ist gegenüber dem Blindengeld sehr 
gering. Zur Sprache kamen auch die 
Angriff e auf verschiedene Personen in 

öff entlichen Medien sowie der Daten-
schutz. Der Fokus sollte weiterhin darauf 
gerichtet sein, die Kultur der Gehörlosen 
zu fördern. Das persönliche Budget, 
der Dolmetscher für Arzt- und Privat-
besuche, das Gehörlosengeld, die Deaf 
Anonymität beispielsweise bei Facebook 
sind Themen, die nach wie vor auf der 
To-Do-Liste stehen. In seinem Schluss-
wort sagte Helmut Vogel, er sei seit 
zwölf Jahren bei der Bundesversamm-
lung anwesend und das gerne. Es hat sich 
wieder gezeigt, dass die Mitglieder eine 
Kraftquelle sind, was ihn sehr motiviert. 
„Leider wird dieses von außen nicht 
gesehen“, waren seine abschließenden 
Worte. Helmut Vogel bedankte sich bei 
den Mitgliedern.
Bericht, Fotos: Marc Weigt

Teilnahme an 
Veranstaltungen

SPD-Diskussionsveranstaltung „Nur 
eine inklusive Gesellscha�  ist eine 
gerechte -Gesellscha� “ am 30.08.2017 
in Berlin

Sitzung der Programmbegleitenden Ar-
beitsgruppe zur Barrierefreiheit (Deut-
sche Bahn) am 06. und 09.09.2017 in 
Münster

Ma� nee zum 50-jährigen Bestehen der 
BAG Selbsthilfe am 22.09.2017 in Berlin

REHACARE von 04.-06.10.2017 in 
Düsseldorf

BBK-Veranstaltung „Selbsthilfe im
Wandel“ am 05.10.2017 in Düsseldorf

Treff en der LIGA Selbstvertretung am 
09.10.2017 in Berlin

WFD-Konferenz von 08.-10.11.2017 in 
Budapest

Fachtagung „Selbsthilfeförderung“ am 
13.11.2017 in Berlin

MDR-Sitzung am 15.11.2017 in Leipzig

Fachtagung „Interna� onaler Tag der 
Menschen mit Behinderung“ am 
30.11.2017 in Berlin

DBR-Versammlung am 30.11.2017 in 
Berlin

Eröff nungsfeier der Fachstelle Teilha-
beberatung (EUTB) am 01.12.2017 in 
Berlin

Bernd Schneider vom Landesver-
band der Gehörlosen Bayern

Alexander von Meyenn mit 
seinem Diskussionsbeitrag Die Teilnehmer der erfolgreichen Sitzung

Aufmerksam verfolgen die 
Teilnehmer die VorträgeMarietta Schuhmacher (r.) legt ihr Amt nieder
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COCHLEA IMPLANTAT
REALITÄTEN OHNE ZWANG

D ie Veranstaltung wurde in 
Deutscher Gebärdensprache 
und in gesprochener und ge-

schriebener Sprache abgehalten, dement-
sprechend übersetzten sechs Dolmetsche-
rinnen. Seit November 2017 entwickelt 
sich in Deutschland der erste juristische 
Präzedenzfall, der „Fall Goslar“ genannt, 
wonach einem gehörlosen Kleinkind ge-
gen den Willen seiner gehörlosen Eltern 
ein Cochlea-Implantat (CI) eingesetzt 
werden soll. Das CI-Thema allgemein 
verfolgt der DGB bereits seit vielen 
Jahren mit großer Sorge. Auf dieser 
Grundlage bildeten die Themen „Zwang 
zu einer CI-Operation als äußerst 
bedenkliche Entscheidungsgrundlage“ 
und „Förderung der bimodal-bilingualen 
Erziehung mit Gebärdensprache für Kin-
der mit Hörbehinderungen“ die Schwer-
punkte der Fachtagung. Jürgen Dusel, 
Beauftragter der Bundesregierung für die 
Belange von Menschen mit Behinderun-
gen, übernahm die Schirmherrschaft für 
die Fachtagung.

Zur Eröffnung sprach 
Vanessa Ahuja 

Vanessa Ahujas Thema war, ob Ärzte 
gegen den Willen gehörloser Eltern 

>>> Der Deutsche Gehörlosen-Bund e. V. (DGB) lud in Kooperation mit dem Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales am 28. November 2018 zur Fachtagung 
ins Kleisthaus in der Mauerstraße nach Berlin ein.

einem gehörlosen Kind ein Cochlea 
Implantat einsetzen können. In Bezug auf 
den Fall in Goslar, in dem das Familien-
gericht nun entscheiden muss/soll, was 
„dem Wohle des Kindes dient“, führte 
Vanessa Ahuja aus, dass dieses Thema zu 
den heißdiskutiertesten und umstrittens-
ten unter gehörlosen Menschen und ihren 
Angehörigen gehört. Zudem stellen sich 
mit medizinisch-technischen Fortschrit-
ten ähnliche Fragen auch für Menschen 
mit anderen Behinderungen. Manche 
behinderten Menschen sagen, ihr per-
sönliches Recht auf Selbstbestimmung 
sei in Frage gestellt. Für gehörlose Eltern 
ist ihr gehörloses Kind weder behindert 
noch krank und eine Zwangsimplantati-
on greift in das Elternrecht ein. Zudem 
ist eine Operation immer mit Gefahren 
verbunden, führte Vanessa Ahuja aus. 
Weiter meinte sie, dass ein Kind mit 
einem CI nie wie ein „normal“ Hörender 
hören wird. Seitens der Mediziner wird 
die Ansicht vertreten, dass Kinder mit 
einem CI größere Möglichkeiten der Teil-
nahme erhalten würden. Vanessa Ahuja 
stellte die Fragen: Geht es einem gehörlo-
sen Kind schlechter als einem hörenden? 
Was ist Vielfalt?

Behindertenbeauftragter 
Jürgen Dusel

Der Leiter der Abteilung V im Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales, 
Jürgen Dusel, drückte seine Freude 
darüber aus, die Schirmherrschaft der 
Fachtagung innezuhaben. Das Kleist-
Haus, so Jürgen Dusel weiter, ist ein 
Haus des Dialogs. „Ich glaube an das 
sokratische Prinzip, dass man nur im 
Dialog voneinander lernen kann und das 
Richtige fi ndet, wenn es überhaupt das 
Richtige gibt. Ich bin jemand, der es sehr 
schätzt, dass der DGB diese Fachtagung 
hier macht, um genau diesen Dialog von 
Expertinnen und Experten zu ermögli-
chen, die teilweise mit Cochlea Implantat 
leben, und teilweise nicht. Mir ist wich-
tig, dass wir gemeinsam kommunizieren 

und wegkommen von dogmatischen, 
ideologischen Diskussionen und uns 
mehr dem Thema nähern: um was geht 
es denn eigentlich. Selbstverständlich ist 
der Beauftragte jemand der sich grund-
sätzlich gegen Zwang, egal in welchem 
Bereich, und für Selbstbestimmung 
ausspricht. Ich bin selbst Jurist und habe 
erfahren, dass man mache Fragen auch 
nicht juristisch lösen kann, so wie Fra-
gen, die man nicht nur medizinisch lösen 
kann. Einem Kind, das nicht hören kann, 
mit einer Operation eine Art von Hören 
zu ermöglichen. Das ist ein sehr medizi-
nischer Blick auf das Thema. Wir haben 
aber mit dem Blick auf die Behinderten-
rechtskommission und mit in Kraft treten 
der Behindertengleichstellungsgesetze in 
der jetzigen Form, den Behindertenbe-
griff  weiter gefasst. Wir reden vom sozi-
alen Begriff  der Behinderung. Also von 
der Eigenschaft von Menschen, die in der 
Wechselwirkung, in der sie umgebenden 
Welt letztlich zu Behinderten werden. 
Ein Beispiel ist der Mensch im Rollstuhl, 
er wird erst behindert, wenn er auf eine 
Treppe triff t und keinen Aufzug oder kei-
ne Rampe vorfi ndet. Und gerade in der 
Frage um das Cochlea Implantat werden 
die verschiedenen Behindertenbegriff e 
so deutlich. Wir sollten dem sozialen 
Begriff  von Behinderung folgen. Wir 
haben einen Vergleich, den Artikel 25 der 
UN BRK, der dieses Recht für Menschen 
mit Behinderung auf ein Höchstmaß 
an Versorgung beschreibt und auch das 
Recht von Menschen mit Behinderung 
gesundheitliche Dienstleitungen auf-
grund ihrer Behinderung in Anspruch 
zu nehmen. Wir haben auf der anderen 
Seite das Selbstbestimmungsrecht von 
Menschen mit Behinderung aus Artikel 
19, das eben die selbstbestimmte Lebens-
führung beschreibt. Und wir haben auf 
der anderen Seite das Grundgesetz, das 
genau dieses Spannungsverhältnis abbil-
det, nämlich den Artikel 6 einerseits, die 
elterliche Sorge und auf der anderen Seite 
den Artikel 2, die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit. Und auch da gibt es keine 
einfachen Lösungen. Ich bin tief davon 
überzeugt, dass es ein großer Fehler 
wäre, gehörlosen Eltern abzusprechen, 
dass sie das Beste für ihr Kind wollen. 
Ich bin selbst Vater von zwei Kindern 
und kann die Schwierigkeit, beispiels-

weise die Situation von gehörlosen Eltern 
in der konkreten Situation, sehr gut 
nachvollziehen. Entscheiden sie sich für 
eine Implantation wird ihnen vielleicht 
der Vorwurf gemacht, dass sie ihr Kind 
nicht so angenommen haben, wie es auf 
die Welt kam und vielleicht dem Opti-
mierungsdruck der Gesellschaft nachge-
geben haben. Entscheiden sie sich gegen 
die Implantation des CIs kann es sein, 
dass das Kind ihnen vielleicht später den 
Vorwurf macht, dass es die Chance nicht 
hatte zweisprachig – in Gebärdensprache 
und Schriftsprache/Lautsprache – groß 
werden zu können. Was man sicher sagen 
muss ist, dass es eine Extremsituation 
ist und dass sicherlich Eltern es sich auf 
keinen Fall leicht machen mit dieser 
Entscheidung. Und ich will es deutlich 
sagen: Mein Herz schlägt in diesem Falle 
für die Eltern! Ich glaube, dass es nicht 
richtig ist, und dass es auch verfassungs-
rechtlich höchst fragwürdig ist, gegen 
den erklärten Willen der Eltern eine Im-
plantation vorzunehmen. Ich glaube, dass 
ist nicht richtig. Ich weiß aber, dass der 
Diskurs darüber notwendig ist. Und wir 
müssen vielleicht das CI als das nehmen, 
was es ist, nämlich als eine Hörprothese. 
Und wir müssen aufhören, diese dog-
matischen Diskussionen zu führen. Wir 
müssen es zurückführen auf das Wohl 
des Kindes und das Recht der Eltern in 
ihrer Erziehung das Wohl des Kindes zu 
berücksichtigen. Es ist in der Tat kein 
leichtes Thema.“ 

Professor Dr. Ulrich Haase
Als Vorsitzender der Deutschen Ge-

sellschaft der Hörbehinderten – Selbst-
hilfe und Fachverbände e.V. stieg Prof. 
Haase mit den Worten in sein Grußwort 
ein, dass das Thema Cochlea Implantat 
ihn persönlich und berufl ich seit 30 bis 
40 Jahre beschäftigt und es ihm deshalb 

sehr wichtig war, an der Fachtagung 
teilzunehmen. „Das Thema zur heutigen 
Veranstaltung ‚Realitäten ohne Zwang 
zum Cochlea Implantat‘“, so Professor 
Haase, „hat seinen Ursprung in dem 
Verfahren in Goslar, von dem heute 
schon gesprochen wurde. Wir hatten 
diese Verfahren bereits vor zehn Jahren 
und auch damals haben wir uns posi-
tioniert und interveniert und das The-
ma verfolgt. Das Thema berührt viele 
unterschiedliche Fragen. Es geht um 
Normen, es geht um Anpassung an be-
stimmte Normen. Wobei keiner von uns 
genau weiß, welche Normen das sind. 
Es geht um die Frage, ob das Machbare 
immer das Richtige für alle Menschen 
ist. Gibt es überhaupt eine Pfl icht zum 
Hören? Es geht natürlich auch darum: 
Kann das alles über Zwangsmaßnahmen 
durchgesetzt werden? Ist das richtig? Das 
Problem ist, die Behindertenrechtskon-
vention gibt auf diese Thematik keine 
eindeutige Antwort. Wir haben das Recht 
der Selbstbestimmung, wir haben das 
Recht der Gebärdensprache. All das ist 
in der UN-Konvention klar geregelt, aber 
es ist nicht in der UN-Behindertenrechts-
konvention geregelt, wie der Behinderte 
grundsätzlich entscheiden kann. Und 
es ist auch nicht in der UN-Behinder-
tenkonvention geregelt, wie weit Eltern 
für ihre Kinder entscheiden können. 
Es gibt in der UN-Konventionen auch 
keinen Schutz des Ungeborenen. Auf der 
anderen Seite ist aber die UN-Behin-
dertenrechtskonvention insgesamt so zu 
deuten, in der Frage von Selbstbestim-
mung, in der Frage von Anerkennung 
der Gebärdensprache, in der Frage von 
Defi nition von Behinderung, weg von 
der medizinischen Orientierung. Wir in 
der deutschen Gesellschaft mit unseren 
28 Bundesverbänden, zu denen auch die 
Deutsche Cochlea Gesellschaft gehört. 
Wir haben alle deutlich gesagt, wir alle 
sind gegen jeden Zwang in jeder Weise 
zum Cochlea Implantat. Aber es gibt 
noch eine zweite Dimension. Da ist es 
tatsächlich so, dass wir noch kein ein-
heitliches Meinungsbild haben. Wie weit 
stehen eigentlich Gebärdensprache und 
Cochlea Implantat nebeneinander? Wann 
ist der richtige Zeitpunkt für was? Zuerst 
steht das Hören und wenn das nicht 
funktioniert, dann darf Gebärdensprache 

Jürgen Dusel

Professor Dr. 
Ulrich Haase
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nachgesetzt werden. Das darf aus meiner 
Sicht nicht sein. Kein Mensch kann über 
den anderen sagen, wo er in Zukunft 
seinen Schwerpunkt haben wird. 

DGB-Präsident Helmut Vogel
Helmut Vogel, Präsident des Deutschen 

Gehörlosen-Bund e. V., stellte in seinen 
Grußworten die Tagesordnung für den 
weiteren Verlauf vor. Er freute sich sehr 
über die angereisten Teilnehmer aus ganz 
Deutschland, die er herzlich begrüßte. 
Die Gebärdensprache und die Deutsche 
Schriftsprache sind für den Deutschen 
Gehörlosen-Bund schon immer ein wich-
tiges Thema gewesen. Der DGB verfolgt 
seit vielen Jahren die Diskussionen um 
das Cochlea Implantat. Die Angelegen-
heit um die Zwangsimplantation beim 
Familiengericht in Goslar war Anlass für 
die heutige Fachtagung, so Vogel weiter. 
„Es muss uns allen klar sein, dass der El-
ternwille ein sehr hohes Gut ist und die-
ses Gut sollte unangetastet bleiben. Wenn 
sich Eltern, ob sie hörend oder taub, 
gegen ein Cochlea Implantat entscheiden, 
dann sollte dies akzeptiert werden. Aus 
unserer Sicht ist es unerlässlich, dass hier 
kein Zwang ausgeübt wird.“ 

Betroffene kommen zu 
Wort

Dr. Ulrike Gotthardt, Präsidi-
umsmitglied des Deutschen 
Gehörlosen-Bundes, 
übernahm die Mo-
deration der Podi-
umsdiskussion. Tanja 
Wolters berichtete 
von ihrer 14-jährige 
Tochter Isea. Die Ärzte 
vermittelten ihr, dass 
es keinen anderen 
Weg für ihre Tochter 
als das CI-Implantat 
gäbe. Sie sollte in 
die hörende Ge-
sellschaft integriert 
werden, sie sollte in eine 
„normale“ Schule gehen. 
Sie ließ ihre Tochter als 
Kleinkind mit einem CI 
versorgen. Danach hatten 
sie ziemliche Schwierig-
keiten. Isea wurde aggres-
siv, sie hat sich das CI im-

mer wieder vom Kopf gerissen und hatte 
Abwehrreaktionen. Infolgedessen wurde 
sie immer wieder krank, jede Reha und 
Anpassung gestaltete sich schwierig. 
Zwei Mal ging der Prozessor kaputt und 
Isea krampfte während der Anpassung. 
Es kam fast zu einer Sepsis. Die Ärzte 
der Klink haben sich dann entschieden, 
das Implantat zu entfernen. Während 
der OP stellte sich heraus, dass das CI 
eventuell nicht ganz richtig saß und sie 
wollten gleich neu implantieren. „Ich 
konnte nicht mehr und wir haben uns da-
gegen entschieden. Also uns wurde das 
CI als Lösung schlechthin vorgestellt. 
Die Ärzte haben uns auch abgeraten mit 
Isea zu gebärden. Ich habe dann heim-
lich mit ihr gebärdet. Isea blühte auf, als 
ich ihr die Gebärden angeboten habe, 
wir hatten fortan eine gute Kommunika-
tion und das war unser Weg.“ 

Jette von Deetzen
Nadine von Deetzen und ihrer Tochter 

Jette haben eine andere Lebensgeschich-
te. Jette hat bis zum sechsten Lebensjahr 
die Lautsprache schon gut gelernt. „Bis 
zu diesem Zeitpunkt hatten wir keine 
Kenntnisse über das Leben von Gehör-
losen, keiner hatte uns etwas über die 

Gebärdensprache gesagt“, so Nadine 
von Deetzen. Sie führten Gespräche 
über ein CI. Nadine von Deetzen 

hatte zufällig von einer Fami-
lie gelesen, in der die Kinder 

Cochlea implantiert 
sind und zusätzlich 
die Gebärdenspra-

che lernen. Ich habe das 
so mitgenommen und daran 

gedacht, wenn es doch nicht 
mit dem CI klappt. Die Ärzte 
haben gesagt, dass Jette nach 
der Implantierung wieder ganz 
normal am gesellschaftlichen 
Leben teilnehmen kann. Jette 
wollte das CI, sie war frustriert 
und wollte einfach wieder gut 

hören. Sie hat mitentschieden. 
Die Gebärdensprache ging Na-
dine von Deetzen nicht aus dem 
Kopf. Sie hat gemeint, was machen 
wir, wenn die Technik nicht am 
Ohr ist. „Ich habe einen Haus-

gebärdensprachkurs beantragt. 
Jette hat das Cochlea Implantat 

bekommen, und wir haben zeitgleich mit 
dem Gebärdensprachkurs angefangen. 
Ich merkte, dass Jette aufblühte. Sie hat 
die Gebärden aufgenommen wie ein 
Schwamm. Und ich dachte: Toll, alles 
hat gut funktioniert und wir haben noch 
eine weitere Kommunikation, wenn die 
Technik nicht funktioniert. Ohne Gebär-
densprache wäre Jette nicht so entspannt, 
wie sie jetzt ist.“ Jette meinte in einem 
perfekten Deutsch, dass sie ohne die Ge-
bärdensprache gar nicht leben will. 

Ich will kein CI mehr
Tina Ehmann ist taub geboren. „Gebär-

densprache ist meine Muttersprache. Mit 
sechs Jahren haben mich meine Eltern 
gefragt, ob ich ein CI will. Mir sollte die 
Welt der Geräusche nahgebracht werden. 
Nach der Implantation und in den Thera-
pien war es mir sehr lästig, sprechen zu 
lernen. Es wurden Erwartungen gehegt, 
ich wurde gelobt, wenn ich gesprochen 
habe, aber dennoch ist die Gebärden-
sprache meine Muttersprache, in der ich 
Alltagsverstehen habe und in der ich 
verstanden werde. Ich habe einfach nie 
einhundert Prozent hören und sprechen 
durch das CI gelernt.“ 

Julia Probst entfernte das CI
„Mit dem CI zu hören, war für mich 

ein mühsamer Prozess. Abgesehen davon, 
dass alle gesagt haben, ich spreche so 
toll, war doch die Gebärdensprache 
die Sprache, mit der ich mich gut ver-
ständigen konnte. Aber ich wurde nie 
belohnt. Niemand sagte, du kannst aber 
gut gebärden oder dich ausdrücken. Als 
ich mit 17 oder 18 Jahren kein CI mehr 
wollte, wurde mir gesagt, dann wird es 
mit dem berufl ichen Werdegang nichts. 
Es gab einen hohen Erwartungsdruck von 
Seiten der Lehrer und Ärzte. Mit zwölf 
Jahren habe ich mein CI bekommen und 
bin „normal“ aufgewachsen. Das war 
mein Wunsch, ich kannte vorher keine 
Gebärdensprache. Ich kannte auch keine 
Gehörlosenkultur. Ich fragte mich, bin ich 
jetzt voll hörend, werde ich jetzt auch so 
akzeptiert? Es war sehr anstrengend und 
wenn ich vom Internat nach Hause kam, 
habe ich das CI ausgemacht. Die Erzieher 
im Internat haben mein CI überwacht, ob 
es gut eingestellt ist, ob ich damit telefo-
nieren kann. Und ich konnte telefonieren. 

Alle haben sich gefreut, doch es war alles 
reduziert auf das Ohr, auf die Kompe-
tenz oder Nichtkompetenz. Das hat mit 
Kommunikation nichts zu tun. Mein Weg 
war so ähnlich wie der von Tina Ehmann. 
Ich habe das CI irgendwann nicht mehr 
benutzt, mit 16, 17, 18, nur wenn ich ins 
Kino gegangen bin oder mich mit hören-
den Freunden getroff en habe. Und dann 
habe ich gesagt, ich möchte nicht mehr 
und das war auch gut, das war eine gute 
Entscheidung. Wenn ich zum Arzt gehe, 
egal welche Fachrichtung, jeder fragt 
mich, ob ich schon mal überlegt habe, ein 
Cochlea Implantat einsetzen zu lassen. 
Das ist sehr seltsam und befremdlich.   

Umfrage
Dr. Ulrike Gotthardt betonte in ihrem 

anschließenden Vortrag, dass es bisher 
kaum Erhebungen zu den körperlichen, 
psychosozialen Langzeitentwicklungen 
bei erwachsenen CI-Trägern gibt. Sie 
zeigte, unter welchem großen Erwar-
tungsdruck CI-Implantierte stehen und 
welche Negativsituation jemand erlebt, 
der mit dem CI nicht zurechtkommt. 
Eine vom DGB durchgeführte Umfra-
ge lief bis Oktober 2018. Ziel war, die 
Lebenssituation von CI-Trägern aus Sicht 
der Betroff enen zu untersuchen. 622 
Beteiligte konnten in der Auswertung 
berücksichtigt werden. Vierzig Prozent 
waren männlich, sechzig Prozent waren 
weiblich. Die mittlere Altersgruppe war 
am stärksten vertreten. 39,9 Prozent der 
Personen waren gehörlos, 34,3 Prozent 
ertaubt, 22,3 Prozent schwerhörig, 13 
Prozent andere. Fast ein Drittel der 
Personen kam erst später mit der Gebär-
densprache in Kontakt. 72 Prozent hatten 
sich selbst für ein CI entschieden, in den 
anderen Fällen waren es die Eltern oder 
andere. 45 Personen entschieden, das CI 
wieder entfernen zu lassen. Das Hören 
mit einem CI ist wesentlich anstrengen-

der als die Kommunikation in Gebär-
densprache. Achtzig Prozent gaben an, 
das CI regelmäßig zu tragen, 20 Prozent 
tragen ihr CI selten oder nie. Etwa 50 
Prozent der CI-Träger sind sehr zufrie-
den mit dem Verstehen von Lautsprache, 
50 Prozent von ihnen haben Mühe oder 
zum Teil große Schwierigkeiten, die 
Lautsprache gut zu verstehen. 33 Prozent 
der CI-Träger können teilweise bis gut 
Radio hören. 39 Prozent der Befragten 
können telefonieren. 74 der Befragten 
sind zufrieden mit dem CI, teilweise 
zufrieden sind 12, nicht zufrieden waren 
15 Prozent. 25 Prozent gaben erhebliche 
Identitätsprobleme an. Im Umkehrschluss 
wird festgestellt, dass es viele Erfolge, 
jedoch auch viele Enttäuschungen gibt. 
Vor 20 Jahren hat der 
DGB eine Stellung-
nahme verfasst, die 
heute noch Gültigkeit 
hat. Eine der interes-
santesten Punkte ist, dass es 
bisher keine wissenschaftlichen 
Studien gibt, die das Thema neu-
tral behandeln. Bei Arzneimitteln 
werden die umfassenden Studien 
geprüft und auf Nebenwirkungen 

untersucht, bevor sie an Menschen ver-
kauft werden dürfen. Solche ähnlichen 
Studien fehlen für das CI – und das ist 
ein brandheißes Thema.

Professor Dr. Christian 
Rathmann

Sein Vortrag lautete „Kognitive, 
psychosoziale und sprachliche Risiken 
im Fall eines Sprachentzugs bei Kin-
dern mit Hörbehinderung (Language 
Deprivation)“. „In der Kommunika-
tionswissenschaft gibt es sehr große 
Diskussionen, wie die Situation ist, wenn 
man ein Kind, das einen Hörschaden 
hat, mit einem CI versorgt oder auch 
nicht und was man dann tun muss. Das 
Neugeborenen-Hörscreening hat das Ziel, 
so früh wie möglich zu erkennen, wie 
sprachlicher Input aussehen kann. Das ist 
grundsätzlich gut, so früh wie möglich 
festzustellen, wie der Hörstatus ist. Wenn 
der Input nicht stattfi ndet, gibt es keine 
Sprachentwicklung, wie sie eigentlich 
stattfi nden soll, wenn es um die auditi-
ve Wahrnehmung geht. Es geht um die 

Sprache im Allgemeinen. Wenn 
man ein Kind hat, dass über 
den auditiven Kanal nicht 
wahrnehmen kann, dann hat 
man den visuellen Kontakt. 

Insofern hat man dann 
die Möglichkeit, Sprache 
anzubieten. Das hat mit 
einem Sprachentzug 
nichts zu tun. So gibt 
es zwischen hörenden 
Eltern mit hörenden Kin-
dern und tauben Eltern 
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haben gesagt, dass Jette nach 
der Implantierung wieder ganz 
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und wollte einfach wieder gut 
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Die Gebärdensprache ging Na-
dine von Deetzen nicht aus dem 
Kopf. Sie hat gemeint, was machen 
wir, wenn die Technik nicht am 
Ohr ist. „Ich habe einen Haus-
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egal welche Fachrichtung, jeder fragt 
mich, ob ich schon mal überlegt habe, ein 
Cochlea Implantat einsetzen zu lassen. 
Das ist sehr seltsam und befremdlich.   
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anschließenden Vortrag, dass es bisher 
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psychosozialen Langzeitentwicklungen 
bei erwachsenen CI-Trägern gibt. Sie 
zeigte, unter welchem großen Erwar-
tungsdruck CI-Implantierte stehen und 
welche Negativsituation jemand erlebt, 
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Lebenssituation von CI-Trägern aus Sicht 

sind zufrieden mit dem CI, teilweise 
zufrieden sind 12, nicht zufrieden waren 
15 Prozent. 25 Prozent gaben erhebliche 
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wird festgestellt, dass es viele Erfolge, 
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Professor Dr. 
Christian Rathmann
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mit tauben Kindern kaum Unterschiede. 
Unser Fokus sollte darauf liegen, dass 
es keinen sprachlichen Entzug gibt, es 
sollte auf jeden Fall Sprache stattfi nden, 
ob auf audiologischem oder auf visuellem 
Gebiet. Mit fünf oder sechs Jahren sagt 
man, ist bei Kindern der Reifungsprozess 
des Gehirns abgeschlossen. Insofern 
darf man in dieser Phase bei einem Kind 
keine Zeit verpassen. Der Gebärdenspra-
cherwerb spielt in dieser Zeit eine große 
Rolle, weil es die Situation nicht gibt, 
in der man voraussagen kann, wer von 
was, beispielsweise vom CI, profi tiert. 
Und man weiß von vorne herein nicht, in 
welche Kategorie das Kind fällt, insofern 
kann man die Entscheidung nicht treff en: 
Gebärdensprache oder Lautsprache, son-
dern es muss beides stattfi nden. Und das 
Ziel ist, wenn hörende Eltern gehörlose 
Kinder haben, Gebärdensprache anzubie-
ten. Ein CI ist sicherlich eine gute Wahl, 
aber es gibt eine sehr große Variabilität. 
Gebärden und sprechen ist eine gute Idee. 
Aber die Sprache wegzulassen, fi nde 
ich keine gute Idee aus verschiedenen 
Gründen. Es gibt eine Forschung, in der 
176 taube Kinder untersucht wurden. 
Es ist klar, wenn ein Kind taube Eltern 
hat, wird es theoretisch mit Gebärden-
sprache aufwachsen. Ein sprachlicher 
Entzug kann negative Folgen für andere 
kognitive Bereiche und Fähigkeiten 
haben, zum Beispiel für die Lösung von 
mathematischen Aufgaben. Und es gibt 
ein weiteres Risiko für Kinder, die sehr 
spät Gebärdensprache lernen. In dem Fall 
ist das Gehirn anders organisiert. Bei 
270 Kindern wurde die Lese-Kompetenz 
betrachtet, die sehr variierte. Kinder von 
gehörlosen Eltern habe eine sehr gute 
Lese-Kompetenz im Unterschied zu Kin-
dern mit hörenden Eltern. Wenn Sprache 
reduziert wird, ist der Zugang zum voll-
ständigen Spracherwerb nicht gegeben. 
Wenn das auf dem auditiven Kanal nicht 
geschehen kann, ist der visuelle Kanal 
der, der sehr sicher ist. Es ist nicht gut, 
wenn man sagt, man macht zuerst das 
eine und dann das andere. Gebärdenspra-
che fördert den lautsprachlichen Erwerb. 
Das ist das, was ich rausstellen möchte.“ 

Professor Dr. Claudia Becker
Ihr Thema war: „Chancen und Formen 

der bilingualen Sprachbildung mit Laut- 

und Gebärdensprache bei Kindern mit 
einer Hörbehinderung“. „Seit Jahrhun-
derten hat man sich darüber gestritten, 
wie man gehörlose Kinder sprachlich 
fördern kann. Soll Gebärdensprache 
verwendet werden oder soll man Sprache 
mit einbeziehen. Deutschland stand sehr 
lange dafür ein, dass Sprache verwendet 
wurde. In den 1980er Jahren hat sich 
das gewandelt, so dass Lautsprache und 
Gebärden eingesetzt wurden. Mit großem 
Erfolg. Gleichzeitig ist das CI entwickelt 
worden und hat zu einem erbitterten 
Kampf in der Pädagogik geführt. Heute, 
30 Jahre später, können wir sagen, es 
ist ein großes Glück, dass viele Studien 
zeigen, dass unsere Schülerschaft zu 
heterogen ist, als dass nur eine einzige 
Methode die Richtige sein kann. Was be-
deutet bimodale-bilinguale Bildung. Wel-
che Gründe sprechen für das Angebot, 
auch für Kinder mit CI. Zu den Begriff en: 
„bilingual“ bedeutet, dass es Menschen 
sind, die mindestens zwei Sprachen in 
ihrem Leben verwenden. Sie können die 
Sprachen auf unterschiedlichen Niveaus 
verwenden, in unterschiedlichen Lebens-
bereichen und zu verschiedenen Zwe-
cken. „Bimodal“ bedeutet, dass es sich 

um zwei Sprachen handelt, um Laut- und 
Gebärdensprache. Lautsprachen haben 
unterschiedliche Sprachregister auf 
unterschiedlichen Niveaus. Lautsprachbe-
gleitende Gebärden sind reines Deutsch, 
weil man hier in der Grammatik des 
Deutschen bleibt. Lautsprache kann als 
Schriftsprache verwendet werden. Wir 
haben verschiedene Register, wir können 
uns übers Wetter unterhalten, über einen 
Zeitungsartikel oder über einen wissen-
schaftlichen Austausch. Bei der Gebär-
densprache ist es genauso. Auch hier 
haben wir verschiedene Register, die Zeit 
brauchen, um sie zu lernen. Es ist für alle 

Kinder ein Gewinn, mit mehreren Spra-
chen aufzuwachsen. Und das gilt für alle 
Kinder. Das Zweite ist ein Recht, das in 
der UN-Behindertenrechtskonvention für 
Kinder festgeschrieben ist, dass Kinder 
mit einer Hörschädigung Gebärdenspra-
che verwenden dürfen und Eltern die 
Chance haben, Gebärdensprache zu ler-
nen. Die bimodale-bilinguale Versorgung 
ist ein Sicherheitsnetz, auch im Hinblick 
auf die CI-Versorgung. Wir bieten zwei 
Sprachen, so kann sich das Kind in einer 
Sprache auf dem Erstsprachniveau entwi-
ckeln. Es ist egal, welche Sprache das ist, 
aber es muss eine davon sein. Deswegen 
werden explizite Förderangebote in bei-
den Sprachen gebraucht. Wenn man zwei 
Sprachen beherrscht, kann man fl exibel 
entscheiden, wie man sie einsetzt. Erfreu-
licher Weise gibt es jedes Jahr hörgeschä-
digte Studierende in unserem Fachbereich 
und wir haben eine große Gruppe von 
Studierenden, die CIs tragen, die in Laut-
sprache kommunizieren, aber in über-
füllten Hörsälen auf Gebärdensprachdol-
metscher zurückgreifen. Es ist das Ziel, 
eine hohe Sprachkompetenz aufzubauen. 
Der bimodale-bilinguale Aufbau von 
Sprachen ermöglicht, im Alltag bewusst 
mit zwei Sprachen umzugehen und mehr 
Sprachen zu lernen, beispielsweise die 
englische Sprache. Mit dem Erwerb der 
Sprache ist verbunden, die Kultur der 
Sprache kennenzulernen. Gehörlose und 
schwerhörige Kinder sollten einen Ein-
blick in die hörende Welt bekommen, in 
die Lautsprache und gleichzeitig mit der 
Gebärdensprache die Kultur der Gebär-
densprachgemeinschaft kennenlernen. 
Was man heute als interkulturelle oder 
transkulturelle Kompetenz bezeichnet. 
Es ist ganz wichtig, dass Kinder nach der 
Schule verschiedene soziale Optionen ha-
ben, auf die sie zurückgreifen können. Es 
hängt von vielen verschiedenen Faktoren 
ab, wie sich Kinder heutzutage entwi-
ckeln. Es geht nicht darum zu bewerten, 
wie ein Kind später mit der bimodale-bi-
linguale Methode umgeht. Was wird für 
die Praxis benötigt, um den Erstspracher-
werb zu ermöglichen. Müssen wir mit der 
bimodal-bilingualen Förderung so früh 
wie möglich ansetzen. Und müssen wir 
sie für die gesamte Schulzeit ermögli-
chen. Lautsprache und Gebärdensprache 
haben verschiedene Register. Ganz wich-

tig ist in der Schule das Unterrichtsfach 
Deutsch und DGS, das bis zum Ende der 
Schulzeit angeboten werden muss. Fach-
übergreifend müssen Worte in Deutsch 
und in DGS gelehrt werden, sonst macht 
es später keinen Sinn, wenn man ein Ma-
thematik-Studium beginnt. Der Einsatz 
von jetzt schon über 100 gehörlosen und 
hörgeschädigten Lehrern ist sehr wichtig. 
Sie sind einerseits wichtige sprachliche 
Vorbilder, andererseits wichtige Identi-
fi kationsfi guren. Wichtig ist es, dass die 
Kinder dann beide Sprachen verwen-
den können, deshalb machen inklusive 
Schulen einen Sinn, in denen die Kinder 
beide Sprachen verwenden können. Auch 
der Einsatz von Dolmetschern gehört 
dazu. Aber der Einsatz von Dolmetschern 
ist alleine genommen keine bilinguale 
Bildung. Er ist eine Möglichkeit, an der 
Unterrichtskommunikation teilzuhaben. 
In Deutschland ist es immer noch abhän-
gig vom Wohnort, ob ein Kind an einem 
bilingualen Unterricht teilnehmen kann. 
Die Umsetzung ist meist auf Förderschu-
len beschränkt. 50 Prozent der Kinder mit 
Hörschädigungen besuchen mittlerweile 
Regelschulen. Wichtige Bausteine für 
eine bimodale-bilinguale Bildung sind u. 
a. DGS in der Schule, die entsprechenden 
rechtlichen Rahmenbedingungen ebenso 
wie umfassende Qualifi zierungsangebo-
te für die hörbehinderten und hörenden 
PädagogInnen, um eine hochwertige 
bimodal-bilinguale Förderung von der 
Frühförderung bis zur Berufsschule 
anbieten zu können.“

Ethische Aspekte der 
CI-Versorgung

War das Thema von Dr. Katrin Bente-
le. „Es gibt nicht DIE Moral, wir leben 
in einer Gesellschaft, in der sehr, sehr 
viele Moralen nebeneinander existieren. 
Es gibt nicht die Ethik, sondern es gibt 
sehr, sehr viele unterschiedliche Kon-

zepte. Wir befi nden uns in einer sehr 
großen Vielfalt. Wir haben verschie-
dene Bereiche, in denen wir ethnisch 
urteilen. Die Beziehung zwischen 
einzelnen Menschen, es gibt die Sozi-
alethik. Wir wollen gerne, dass überall 
die gleichen Rechte herrschen und die 
gleichen Pfl ichten. Dazu muss man sich 
in der Gesellschaft auf bestimmt Dinge 
einigen. Auf das CI bezogen befi nde 
ich mich auf der privaten Ebene, auch 
wenn Eltern für ihre Kinder entschei-
den. Wichtig ist, dass eine Aufklärung 
stattfi ndet, die alle Aspekte berück-
sichtigt und das Ziel hat, größtmögliche 
Autonomie für den Patienten in den 
Mittelpunkt zu stellen. Ein weiteres 

Prinzip ist die Schadensvermeidung 
und die Vermeidung unnötiger Risiken. 
Wichtig ist, dass der Arzt die persönli-
che Lebenssituation berücksichtigt. Die 
Fürsorge ist die Verpfl ichtung und die 
Sorge um das Wohl des Patienten. Aber 
wer hat die Macht zu defi nieren, was das 
Wohl des Patienten ist? Gerade um die 
Diskussion des Kindeswohls oder die 
Selbstdeutung von Gehörlosen als nicht 
krank, das stößt auf sehr viel Kontra, 
wenn es um die CI-Diskussion geht. 
Die Geschichte muss man mit im Blick 
haben, weil die verhärteten Fronten 
auch aufgebrochen werden können. Das 
Recht auf Bildung und Information ist 
im Hinblick auf die bimodale-bilinguale 
Bildung eine Geldfrage. Aufklärung ist 
wichtig. Die Entscheidung muss in den 
Zusammenhang gestellt werden und darf 
nicht verallgemeinert werden. Es ist lei-
der nicht im Voraus zu sehen, wer davon 
profi tiert. Wichtig ist eine Studie, die 
besagt, dass der Erfolg gut ist, wenn vor 
dem dritten Lebensjahr implantiert wird. 
Wenn eine Muttersprache vorhanden ist, 
wenn regelmäßiges Sprachtraining statt-
fi ndet, wenn regelmäßige und bilinguale 
Nutzung vorliegt, dass mit Erfolgen zu 
rechnen sei. In der Individualethik geht 
es um die Entscheidung Einzelner für 
oder gegen ein CI aus guten Gründen. Es 
geht um umfassende Information auch 
für hörende Eltern, die noch nie etwas 
von Gebärdensprache gehört haben. Es 
geht um Selbstbestimmung und um das 
Kindeswohl. Wir haben neben der hö-
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renden auch eine Kultur der Gehörlosen. 
Eine kulturelle Vielfalt, eine Vielfalt der 
Sprachen, eine Vielfalt der Lebensent-
würfe und wir sind eine Gesellschaft, 
die solche Vielfalt fördert und die die 
Gehörlosenkultur mit Positivem verbin-
den kann. Es ist eine sehr große Kultur. 
Viele denken, die Gebärdensprache sei 
ein Hilfsmittel. Stimmt nicht, das ist 
eine natürlich entstandene Sprache. Es 
gibt noch viel zu tun, um die Teilhabe 
und Kommunikationsmöglichkeiten 
sowie die berufl ichen Möglichkeiten von 
Menschen mit einer Hörschädigung zu 
verbessern. Praktische Wahrnehmung 
von Verantwortung heißt qualifi zierte 
Ausbildung und Beratung derjenigen 
Berufsgruppen, die auf den verschie-
denen Gebieten tätig sind. Ausreichen-
de und gut erreichbare Hilfsangebote 
für hörgeschädigte Menschen in den 
unterschiedlichsten Lebensumständen. 
Inklusion soll nicht als ein politisches 
Schlagwort verstanden sein, sondern als 
eine kritische Refl ektion transparenter 
Gesellschaft.“ 

Fragen aus der Zuhörerschaft
Nach den Vorträgen hatten einige Zu-

hörer Gelegenheit, ihre Frage zu stellen. 

Die erste Frage war, ob die Umfrage eine 
objektive Untersuchung gewesen ist. Ob 
alle Menschen erreicht worden seien? 
„Ob es wissenschaftlich haltbar ist, sei 
dahingestellt“, meinte Dr. Ulrike Gott-
hardt. Und weiter sagte sie: „Wir wollen 
niemand ausschließen, und wir bieten 
an, dass es nochmal wissenschaftlich 
untersucht wird.“

FRAGE: Ein zweiter Fragensteller 
stellte sich als ehemaliger Leiter des 
Cochlea-Implant-Centrums in Hannover 
vor. Er meinte, dass die Beratung zum CI 
zu allgemein und zu negativ dargestellt 
werde. „Ich glaube schon, dass die Eltern 
korrekt beraten werden. Während meiner 
Zeit gab es nicht nur die medizinische 
Beratung, es gab ein Vorgespräch mit den 
Eltern, ich hatte Kontakt zu den Lehrern. 
Die Eltern hatten das Angebot, vorher 
zu hospitieren oder sich mit Eltern zu 
unterhalten, die bereits ein CI-versorgtes 
Kind hatten. Also ganz frei unter vier 
Augen. Und wenn etwas nicht ganz klar 

war, hatten die Eltern die Möglichkeit 
zu einem zweiten oder dritten Gespräch. 
Und ich habe im Zweifelsfall eindeutig 
gesagt, hier würde ich eine CI-Versor-
gung nicht empfehlen. Wenn sich Eltern 
nicht entscheiden können, was nachvoll-
ziehbar ist, insbesondere wenn das 
Kind sehr jung ist. Die körperliche 
Integrität wird durch die körper-
liche Operation verletzt, das ist 
klar und das ist eine schwe-
re Entscheidung. Und in 
Hannover wurde das auch 
akzeptiert“, so der Gast.

ANTWORT: Es gibt viele 
Stellen, die beraten gut und 
es gibt viele Stellen, die 
beraten schlecht, und wir 
haben tatsächlich fl ächen-
deckend in Deutschland nicht 
ein neutrales Angebot für 
alle Möglichkeiten. Es hängt 
auch mit der Region zusam-
men und es ist oft dem Zufall 
überlassen, an welche Berater 
die Eltern geraten. Es bleibt ein 
Zufall, ob der Berater das CI 
gutfi ndet oder nicht. Wir müssen 
schauen, dass wir ein System 
aufbauen, so dass die Eltern 
eine interdisziplinäre Anlauf-
stelle haben, wo sie die verschiedenen 
Möglichkeiten kennenlernen können. 
Wir haben gehört, dass es eine Frage 
der Kosten und Kostenträger ist. Die 
Kostenträger müssen wissen, welche 
verschiedenen Angebote es gibt und 
diese den Eltern zur Verfügung stellen. 
Die Eltern sind in einer sehr schwierigen 
Situation. Sie müssen eventuell Hausge-
bärdensprachkurse durchkämpfen, sie 
müssen sich dafür engagieren. Es gibt 
Materialien, aber man kommt an die 
Materialien nicht heran. Deswegen sollte 
man schauen, welche Voraussetzungen 
es gibt, um einen guten Bildungsweg zu 
ermöglichen.

FRAGE: Die Eltern haben ein CI und 
das erwachsene Kind hat ein CI. Jetzt 
kommt die nächste Generation und mir 
ist aufgefallen, dass die Eltern, die ein 
CI haben, ihren Kindern kein CI mehr 
implantieren lassen, sondern sich für eine 
bimodale Förderung entscheiden. Für 

mich ist das sehr verwunderlich. Ich habe 
gefragt, warum das so ist. Die Frage ist 
die Selbstbestimmung des Kindes. Wann 
kann das Kind sagen, ich bestimme jetzt 
selber und ich möchte das nicht? 

ANTWORT: Wenn ein Kind 
früh diagnostiziert wurde und es 
soll hören lernen, dann können 

wir mit einer CI-Versorgung 
nicht abwarten, bis das 
Kind selbst refl ektie-
ren kann, ob es ein CI 
bekommt. Es bleibt eine 
Entscheidung, die die El-
tern für das Kind treff en 
müssen. Wenn Kinder 

gehörlos auf die Welt 
kommen, ist es im Alter 

von 14, 15 Jahren kaum noch 
möglich, das Hören zu lernen. 

FRAGE: Dr. Roland Zeh 
unterstützte das Recht auf Ge-

bärdensprache als Präsident der 
Deutschen Cochlea Gesellschaft. 
„Aber es gibt auch ein Recht auf 
Förderung. Eine echte Bilingualität 
kann nur funktionieren, wenn sich 
der Hörkanal entwickelt. Sprechen 
ohne hören ist sehr, sehr schwierig 
und klappt nur in wenigen Ausnah-

mefällen. Das heißt, wenn die Kinder 
wirklich bilingual sein sollen, müssen 
sie sprechen und hören. Ich leite aus der 
Forderung ab, dass die Kinder beides 
bekommen sollen. Da muss sich der DGB 
die Frage gefallen lassen, sollen gehör-
lose Kinder ein CI bekommen, damit sie 
auch bilingual gefördert werden können“, 
meinte Dr. Zeh.

ANTWORT: Wir sagen nicht entweder 
oder. Man muss mit den Eltern sprechen, 
man muss alle Möglichkeiten und eine 
umfassende Beratung (inklusive der zur 
Gebärdensprache) durchlaufen. Dann 
können die Eltern entscheiden, was das 
Beste für ihr Kind ist und für ihre Situ-
ation ist. Bei dem Recht auf Hören muss 
auch das Recht auf Nicht-Hören und auf 
Gebärdensprache bestehen. Das Problem 
ist, dass das Recht auf Nicht-Hören, nicht 
ohne die Eltern durchgesetzt werden 
kann. Und das ist eben das, was wir ge-
nau in der Gerichtsverhandlung haben. 

nicht entscheiden können, was nachvoll-
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Kind sehr jung ist. Die körperliche 
Integrität wird durch die körper-
liche Operation verletzt, das ist 
klar und das ist eine schwe-
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Vier Vorträge nach der 
Mittagspause 

Professor Dr. Gisela Szagun begann 
ihren Vortrag über „Zweisprachigkeit – 
der sicherste Weg zur Sprache: empiri-
sche Evidenz von Kindern mit CI“ mit 
einer Präsentation. Gezeigt wurde bild-
lich, wie unterschiedlich lange Kinder 

mit CI Sprache lernen, wobei es darauf 
ankommt, wann die Kinder das CI er-
halten haben. „Als Wissenschaftler und 
als Mediziner weiß man nicht alles und 
kann auch die großen Unterschiede beim 
Erfolg oder Nichterfolg bei Kindern mit 
einem CI nicht erklären. Es darf nicht 
sein, dass ein Kind ohne Sprache lebt. 
Die Zweisprachigkeit mit gesprochener 
Sprache und mit Gebärdensprache ist 
der sicherste Weg und aus meiner Sicht 
eine weise Strategie für Kinder mit CI“, 
so Dr. Szagun. Ohne Sprache gibt es 
Entwicklungsverzögerungen. Die Ge-
bärdensprache und die Lautsprache kann 

man nacheinander lernen oder gleich-
zeitig, beides funktioniert. In Kanada 
wird Eltern vor der CI-Implantation ihrer 
Kinder die Gebärdensprache angeboten. 
Ebenso seitens Kliniken in den USA. 
Kinder, die mit Gebärdensprache und 
mit Lautsprache aufwachsen, haben 
keine Rückstände in der Lautsprache. Sie 
sind sogar besser als Kinder, die nur un-
terstützende Gebärden erhalten. Wichtig 
sind Verlaufskontrollen bei Kindern mit 
CI, ob ein Spracherwerb möglich ist. 

Karin Kestner
Karin Kestner referierte über das The-

ma „Diagnose gehörlos – was Ärzte El-
tern raten“. Wie sieht die Realität aus, be-
sonders für hörende Eltern, die das erste 
Mal durch die Diagnose – mein Kind 
ist taub – mit dem Thema in Berührung 
kommen. Der Vortrag war mit Zitaten 
von Eltern gespickt. Beim Baby-Hör-
screening müssen Eltern unterschreiben, 
dass sie die Untersuchung NICHT wol-
len, bei allen anderen Untersuchungen 
unterschreiben Eltern für die Behand-
lung ihres Kindes. Schon das macht ein 
schlechtes Gewissen, denn die Eltern 
müssen etwas aktiv ablehnen. Eine Mut-
ter hat mit ihrem Kind die Klinik verlas-
sen, weil angedroht wurde, gegen ihren 
Willen die Untersuchung durchzuführen. 
Ergibt die Untersuchung eine Hörschä-
digung, sind die Eltern verunsichert. 
Zitat einer Mutter: „Ich habe nur noch 

geweint. Ich wusste gar nicht mehr, wie 
ich mit meiner Tochter umgehen sollte. 
Ich fi el wie in ein dunkles Loch.“ Wird 
eine hochgradige Hörschädigung fest-
gestellt, wird in den HNO-Praxen und 
HNO-Kliniken nicht mehr auf Hörgeräte 
hingewiesen, sondern nur noch auf eine 
CI-Versorgung. Wird das CI abgelehnt, 

werden von Ärzten folgende Aussagen 
gemacht, wie (Zitat:) „Ohne CI wird ihr 
Kind niemals Mama sagen, ihr Kind 
wird nie rechnen lernen und nie fünf und 
fünf zusammenzählen können, weil es 
nicht weiß, was fünf und fünf bedeutet.“ 
Auch wird oft vermittelt, dass Eltern 
sich später vor ihrem Kind rechtfertigen 
müssen. Im „Fall Goslar“ macht ein Arzt 
es wahr, was viele Ärzte nur androhen, 
nämlich das Kind beim Jugendamt 
zu melden. Das Jugendamt war völlig 
überfordert, das Gericht auch, obwohl 
umfangreiche Unterlagen eingereicht 
wurden. Dieser Prozess dauert schon ein 

Jahr. Zusammenfassend kann man sagen, 
dass von Ärzten das CI empfohlen wird, 
andere Hörhilfen werden nicht erwähnt 
oder schlecht gemacht. In Slowenien 
besteht für Eltern ein Programm mit 
zwei Phasen, wenn für ihr Kind eine 
CI-Operation ansteht. Sie erhalten Infor-
mationen über die Geschichte und Kultur 
von Gehörlosen und Grundlegendes über 
Kommunikations-Instrumente. Dazu 
einen Gebärdensprachkurs von 60 Stun-
den. Der Anschluss an die Gehörlosen-
gemeinschaft wird gemanagt. In der 
zweiten Phase wird alles vertieft 
und von der CI-Versorgung bis 
zum Schuleintritt des Kindes 
werden 320 Stunden Gebär-
densprachkurs angeboten unter 
Einbeziehung der gesamten 
Familie. „In anderen Ländern geht es, 
das muss doch auch in Deutschland 
möglich sein“, so Karin Kestner. Es 
geht nicht darum, die CI-Technik zu 
verdammen. Es geht darum, Einsei-
tigkeit zu vermeiden, Möglichkeiten 
aufzuzeigen und unnötiges Leiden 

zu verhindern. Und es geht darum, 
eine Gemeinschaft und eine Kultur zu 
erhalten, die sich in ihrer Eigenart nicht 
als defi zitär, sondern als Bereicherung 
wahrnimmt. 

Simone Bräunlich
Simone Bräunlich ist prädestiniert für 

das Thema „Beratungsqualität 
und deren Informationsmög-
lichkeiten für Eltern von hör-
behinderten Kindern – aus 

erfahrungsbasierter Per-
spektive der betroff e-

nen Eltern. „Trotz 
Hörscreening wird 
die Hörschädigung 
oftmals gar nicht 
oder viel zu spät 

festgestellt“, meinte 
Simone Bräunlich. 
„Vermuten die Eltern 
eine Hörstörung, 
werden sie von 
Ärzten nicht ernst 
genommen. Be-

kommen die Eltern die Diagnose, fi ndet 
keine Beratung statt, es wird das CI 
vorgeschlagen. Bei Ablehnung des CIs, 
wird gegen die Eltern ein vehementer 
Druck aufgebaut. Selbst wenn die Eltern 
sagen, das Kind ist mit Gebärdensprache 
glücklich, wird das nicht akzeptiert. Das 
Vertrauen in taube Eltern fehlt, dass sie 
eine passende Entscheidung für ihr Kind 
treff en können. Die Forderungen sind: El-
tern müssen ein Recht auf umfangreiche 
Information haben, das muss auch das 
Recht auf Gebärdensprache beinhalten. 
Flyer mit Informationen müssen öff ent-
lich ausgelegt werden. Ärzte müssen eine 
Informationspfl icht haben oder an Bera-
tungsstellen verweisen. Eltern sollten ein 
Recht auf eine psychologische, unterstüt-
zende Begleitung haben. Wenn Eltern ein 
CI für ihr Kind ablehnen, dürfen Ärzte 
keinen Druck ausüben. Der Zeitdruck 
muss weg. Die Frühförderung sollte über 
das dritte Lebensjahr hinausgehen. Ein 
CI sollte die Förderung in Gebärden-
sprache beinhalten. Die Ärzte müssen 
aufgeklärt werden, ebenso braucht das 
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Jugend- und Sozialamt Hintergrundwis-
sen. Für die Eltern muss ab der Diagnose 
ein großes Netzwerk bestehen. Das CI 
stellt eine Option dar, aber es ist keine 
lebensnotwendige Operation.“ 

Dr. Karen Jahn, 
Diplompsychologin 

Als Hörgeschädigte sprach die Dip-
lompsychologin Dr. Karen Jahn über 
das Thema „CI-Versorgung bei Kindern 
und Jugendlichen aus psychologischer 

Sicht – im Spannungsfeld von Individu-
um, Familie und Gesellschaft“. Eltern, 
die erfahren, dass ihr Kind taub ist, 
haben einen Diagnoseschock. Die Eltern 
und das Familienleben müssen in dieser 
Situation begleitet werden, damit die 
Eltern-Kind-Bindung nicht negativ von 
der Hörschädigung beeinfl usst wird. „Die 
Begleitung ist in unserem System nicht 
installiert und Ärzte und Psychologen 
sind oft nicht ausreichend informiert“, so 
Dr. Jahn. Um Erfolg im Leben zu haben, 

kann Technik hilfreich sein. Doch ist es 
ein Unterschied, ob die Technik wirklich 
in dem Maße verstehen hilft, was sich 
darunter vorgestellt wird. Ein CI bedeutet 
lange noch nicht, alles gut zu verstehen, 
ob in der Schule oder auf der Arbeit. Es 
gibt Situationen, in denen die Technik 
und die Zusatztechnik nicht mehr reichen. 
Jeder Mensch braucht soziale Kontakte. 
Das heißt: Eltern brauchen Begleitung. 
„Die Eltern kommen am ehesten in das 
Medizinsystem. Sie haben den Diagnose-
schock, sie haben ihr Kind im Arm und 
sprechen nicht mehr mit dem Kind, weil 
sie nicht wissen, was sie tun sollen“, so 
Dr. Jahn weiter. Das macht hochempfäng-
lich für eine Eltern-Kind-Störung. Eltern 
brauchen Zuspruch von Fachleuten, die 
ihnen Mut machen, dass sie Gebärden-
sprache mit ihrem Kind gemeinsam 
lernen können. Beratung allumfassend ist 
wichtig, nicht tendenziös.

Diskussion mit dem Publikum
Viele interessante Fragen und Ant-

worten kamen, wie dass hörgeschädigte 
Kinder die Regelschule aufgrund der 
Tatsache verlassen, weil das soziale 
Umfeld fehlt, weil sie gemobbt werden. 
Es wurde angesprochen, dass Studenten 
im Medizinstudium nichts von Gebärden-
sprache erfahren. Der fundierte Wissens- 
transfer fehlt. Die Frage wurde gestellt, 
wer die Verantwortung dafür übernimmt, 
eine Homepage bereitzustellen, auf der 
sich Eltern bei der Entscheidung für 

oder gegen ein CI fundiert, umfassend 
und neutral informieren können. Der 
Vorschlag war, ob das nicht der DGB 
übernehmen kann. Ein anderer Vorschlag 
war, Krankenkassen zur Übernahme von 
Gebärdensprachkursen zu verpfl ichten 
und zwar für die gesamte Familie. Eine 
taube Teilnehmerin berichtete aus dem 
Klinikum Großhadern in München, in 
dem sie arbeitet, und dass dort die von ihr 
ausgelegten Flyer grundsätzlich wegge-
räumt werden. Karin Kestner brachte den 
Vorschlag, dass man auf einen Ärztekon-
gress gehen sollte, um dort zu fragen, wa-
rum die Ärzte nicht umfassend aufklären.

Podiumsdiskussion
Zu dem Thema „Der Weg zu einem 

risikominimierten, gesicherteren Lang-
zeiterfolg auf der Grundlage einer bimo-
dal-bilingualen Erziehung mit Gebärden-
sprache für hörgeschädigte Kinder mit 
und ohne CI“ nahmen die behinderten-
politischen Sprecher Angelika Glöckner 
(SPD-Bundestagsfraktion), Jens Beeck 
(FDP-Bundestagsfraktion), Corinna 
Rüff er (Bündnis 90/Die Grünen-Bundes-
tagsfraktion) und Sören Pellmann (DIE 
LINKE-Bundestagsfraktion) sowie Prof. 
Dr. Christian Rathmann teil. Der DGB 
stellte als erstes die Frage, ob es ver-
pfl ichtend festgeschrieben werden kann, 
dass ein Kind, das ein CI bekommt, 
parallel dazu Gebärdensprache lernt 
und wie eine Beratung durch gehörlose 
Betroff ene für die Eltern aussehen kann. 

In der Politik herrscht die Meinung, dass 
es nur in der Kommunikation mitein-
ander gehen kann, eine verpfl ichtende 
Festschreibung wurde angezweifelt. Eine 
Zwangsimplantation wird allerdings 
skeptisch gesehen. Festgestellt wurde, 
dass es an Gebärdendolmetschern fehlt. 
Eine Festschreibung der Gebärdendol-
metscher-Kosten durch Krankenkassen 
wurde nicht gutgeheißen. Angeprangert 
wurde, dass es im Bundestag ebenso 
uninformierte Abgeordnete gibt, wie 
uninformierte Menschen in Deutschland 
allgemein. Das heißt, es gibt keine Mehr-
heit für Gehörlose, da Abgeordnete kei-
nen blassen Schimmer von dem Thema 
haben. Abgeordnete gehen davon aus, 
wenn jemand ein CI eingesetzt bekommt, 
kann er hören und braucht keine Ge-
bärdensprache mehr. Entgegengehalten 
wurde, dass mit Blick auf die UN-BRK 
eine Regierung die Gebärdensprache 
verankern und in die Praxis umsetzen 
sollte. Taube Kinder kommen auf die 
Welt, es gibt keine Beratungsmöglich-
keiten, keine Hausgebärdenkurse, keine 
kompetenten Lehrer. In anderen Ländern 
gibt es klare Richtlinien, die funktionie-
ren. Die Forderungen sind kein Luxus-
artikel. Es gibt Forschungen, die liegen 
seit zehn Jahren auf dem Tisch. Der 
DGB hat Stellungnahmen eingereicht 
und es passiert nichts. So entstand die 
Meinung, dass eine gehörlose Person, 
die im Bundestag sitzt, schon etwas 
ändert. Die Politik tut sich schwer, da die 

Gruppe der Gehörlosen in Deutschland 
nicht präsent ist. Auch Behörden sind 
völlig ahnungslos, was zur Folge hat, 
dass gar nicht gemerkt wird, wie brutal 
die Behörden mit Gehörlosen umgehen. 
Man kann Gebärdensprache im Gesetz 
verankern, aber es gibt keine Mehrheit 
im Parlament dafür. Wissenschaftliche 
Studien über CI-Träger sind für Unis 
nicht interessant. Hier kommt wieder die 
kleine Gruppe ins Spiel. Fazit war: Es 
braucht einen Anfang! Und eine Ver-
pfl ichtung zum Angebot von Gebärden-
sprache ist ein Anfang. Die Wissenschaft 
ist für Untersuchungen bereit, wenn die 
Politik Geld für die Finanzierung in die 
Hand nimmt. Beim Verfahren in Goslar 
sollte der Ausgang abgewartet werden, 
danach sollte man schauen, ob die Politik 
eingreifen muss. Es gibt Bereiche in 
Deutschland, die beratungsverpfl ichtend 
sind, beispielsweise Schwangerschafts-
abbrüche oder Geschlechtsumwandlung. 
Das kann auf den Bereich CI angewandt 
werden, Eltern zu verpfl ichten, vor einer 
CI-Operation Beratungsstellen aufzusu-
chen. Trotz vieler Aktionen reagiert die 
Politik nicht.

Abschließende Worte
Mit dem abschließenden Dank des 

DGB-Präsidenten Helmut Vogel bei allen 
Referenten, Gästen, beim Publikum und 
nicht zuletzt beim gesamten Team endete 
die Fachtagung.
Bericht, Fotos: Marc Weigt

Dr. Karen Jahn

 Sören Pellmann, Jens Beeck, 
Corinna Rüffer (v. l.)

Glückliche Teilnehmer nach 
erfolgreicher Fachtagung
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>>> Bei seinem Aufenthalt in München traf Helmut Vogel, Präsident des Deut-
schen Gehörlosenbundes e. V. (DGB), Chefredakteur Marc Weigt. Dieser nahm 
die Begegnung zum Anlass für ein ausführliches Interview. Zum Dank für die 
Unterstützung als Medienpartner bei den Kulturtagen der Gehörlosen 2018 
überreichte ihm Helmut Vogel eine Tasse.

HELMUT VOGEL

IM INTERVIEW

Marc Weigt: Wie geht es dir, 
Helmut?
Helmut Vogel: Vorgestern habe ich 
meinen 50. Geburtstag gefeiert und bin 
in meiner Heimatstadt München. Hier 
genieße ich einen schönen Rückblick. 50 
Jahre und ich sehe, wie schnell die Zeit 
vergeht. Zusammen mit meiner Frau, 
meiner Familie und Freunden habe ich 
eine kleine Feier gemacht.

MW: Oh, ein runder Geburtstag. 
Alles Gute für dich, bleibe ge-
sund, das ist das Wichtigste. Ich 
habe viele Fragen an dich. Meine 
erste Frage ist, was kannst du 
vom DGB berichten?
HV: Wir haben im DGB Ende Oktober 
2018 ein neues Präsidium gewählt mit 
vier neuen Präsidiumsmitgliedern und 
drei Mitgliedern aus dem letzten Präsidi-
um. Die Zusammenarbeit klappt sehr gut. 
Es gibt viel Austausch, Abstimmung, 
Aufgaben für die Zukunft, der aktuelle 
Stand der politischen Arbeit. Auch die 
Fachtagung Ende November 2018 in 
Berlin war eine erfolgreiche Veranstal-
tung. Jetzt läuft die Arbeit ganz normal 
weiter, Öff entlichkeitsarbeit und politi-
sche Arbeit.

MW: Vor der Wahl herrschte 
eine große Spannung. Wie war es 
nach der Wahl?
HV: Vor der Wahl war eine heftige Dis-
kussion, es sind zum Teil Missverständ-
nisse entstanden. Das wurde versucht, 
so schnell wie möglich zu bereinigen. 
Vor der Wahl haben wir viel Unterstüt-
zung bekommen. Nach der Wahl haben 
wir viele Gratulationen bekommen. Für 
uns war es sehr erleichternd, dass alles 
letztendlich so gut gelaufen ist. Selbst 
harte Kritiker haben gratuliert. Teil-
weise haben Kritiker falsch informiert, 

beispielweise mit der Behauptung, der 
DGB sei schon wieder insolvent. 

MW: Welche Pläne hast du für 
die Zukunft? Was willst du um-
setzten?
HV: Im Moment wollen wir Aufgaben 
verteilen, vergeben, damit wir die Kraft 
haben, mit Geschlossenheit verschiede-
ne Bereiche, Bildung, Frühförderung, 
Arbeit, Notruf, Migranten, Medien, Fa-
milie, Senioren, Frauen, Gesundheit usw. 
zu bewältigen. Für die verschiedenen 
Bereiche brauchen wir jeweils Beauf-
tragte, die für einzelne Bereiche zustän-
dig sind. Wir haben bereits viele Leute 
mit Kompetenz, doch wir benötigen 
noch mehr. Wir brauchen eine größere 
Wahrnehmung in der Öff entlichkeit, das 
ist ein wichtiges Ziel. Das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales hat 
bereits eine gute Wahrnehmung für die 
Anliegen Gehörloser. Der nächste Schritt 
ist, bei verschiedenen Ministerien das 
Recht auf Gebärdensprache und Bilingu-
alität durchzusetzen. Politische Arbeit ist 
insgesamt nicht einfach. Es braucht viele 
Gespräche. Bis jetzt ist es gut gelaufen, 
doch es braucht noch mehr, damit es 
auch richtig ankommt.

MW: Arbeitest du ehrenamtlich?
HV: Meine Arbeit besteht seit vier 
Jahren Vollzeit aus einer ehrenamtlichen 
Tätigkeit. Ich bekomme lediglich eine 
Aufwandsentschädigung. Berufl ich bin 
ich als Dozent und Historiker tätig. Ich 
hatte meine berufl iche Tätigkeit redu-

ziert, werde jetzt wieder aufstocken. 
Ich werde wieder über die Kultur und 
Geschichte der Gehörlosen und auch 
über die Politik schreiben. Das mache ich 
schon zehn Jahre, allerdings vier Jahre 
sehr eingeschränkt.

Dr. med. Ulrike 
Gotthardt (Beisitzerin)

Hans-Jürgen 
Kleefeldt
(Beisitzer)

Michael Wohlfahrt
(Schatzmeister)

Helmut Vogel
(Präsident)

Steffen Helbing
(Zweiter Vizepräsident) 

Elisabeth 
Kaufmann
(Erste 
Vizepräsi-
dentin)
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MW: Du musst ja auch deine 
Miete bezahlen, wie machst du 
das fi nanziell?
HV: Ich lebe mit meiner Frau zusammen 
und ich habe Stammkunden und dadurch 
Stammaufträge. Ich mache zudem wei-
tere Projekte wie Bücher schreiben, und 
ich bin Filmautor. Ich unterrichte Dol-
metscher, Kommunikationsassistenten, 
Gebärdensprachdozenten, Studenten u. 
a. an der Fresenius-Universität in Idstein. 
Als Historiker arbeite ich ebenfalls. 

MW: Wird die Kommunikations-
hilfeverordnung (KHV) von sozi-
alen Leistungsträgern, Ämtern, 
Krankenkassen, Arbeitsagentur, 
Behörden und Integrationsämter 
angewandt und umgesetzt?
HV: Sie haben teilweise Kenntnis, wenn 
Gehörlose sich dort beraten lassen wol-
len, es ist aber sehr unterschiedlich. Die 
Bundesfachstelle für Barrierefreiheit ist 
in Berlin. Die Fachstelle ist zuständig für 

Behörden und klärt diese über die KHV 
und das Bundes-Behindertengleichstel-
lungsgesetz auf. Sie haben Mitarbeiter 
mit Gebärdensprachkompetenz. 

MW: Hessen hat es geschafft, 
das Gehörlosengeld im Koalitions-
vertrag festzuschreiben. 
HV: Ja, das Gehörlosengeld ist Länder-
sache. Das bedeutet mit Einkommen 
und Vermögen hat das nichts zu tun. Es 
ist einkommensunabhängig, ein Nach-
teilsausgleich. Jedes Bundesland regelt 
das selbst, was jeder Blinde oder jeder 
Gehörlose bekommt. Das erste Bundes-
land, das Gehörlosengeld bezahlt hat, 
war Berlin und dort schon in den 1980er 
Jahren. Nordrhein-Westfalen bezahlt 
ebenfalls Gehörlosengeld. Später kam 
die Hoff nung, dass durch das Teilhabe-
geld das Gehörlosengeld gezahlt wird. 
Doch es wurde weiterhin zur Ländersa-
che erklärt. Jetzt ist die Chance. Hessen 
hat bereits einen Schritt getan mit dem 
Koalitionsvertrag. Das muss in der Koa-
lition umgesetzt werden. In Bayern läuft 
eine Petition. Da es Ländersache ist, 
muss der jeweilige Landesverband tätig 

werden und sich mit dem Landesministe-
rium auseinandersetzen. 

MW: Was sind die nächsten Auf-
gaben des DGBs?
HV: In Moment hat die Priorität die 
Nacharbeit von der Fachtagung in 
Berlin. Umzusetzen gilt, dass ein Kind 
von frühester Kindheit an das Recht 
auf Gebärdensprache und Bilingualität 
hat. Das muss im Krankenkassenkata-
log eingetragen werden. Also wenn ein 
Kind ein CI bekommt, haben die Eltern 
auf Wunsch das Recht, die Gebärden-
sprache zu lernen. Dafür muss man ak-
tuell noch oft ein oder zwei Jahre kämp-
fen, bis das Sozialamt dies anerkennt 
und die Kosten trägt. Für Familien ist es 
eine große Belastung. Für ein Kind ist 
ein CI ohne Gebärdensprache ein hoher 
Druck. Wenn die Kinder sich nur an die 
Eltern anpassen müssen, gibt es keine 
richtige Inklusion. Deshalb ist der DGB 
sehr geschockt, dass immer mehr Kran-
kenhäuser meinen, ein Cochlea-Implan-
tat sei genug. Das CI ist bezahlt und das 
Kind braucht nicht mehr. Das Bild, das 
verbreitet wird, ist total falsch.

MW: Wie soll das geändert 
werden?
HV: Das Anrecht nach einem CI auf 
Gebärdensprache muss im Heilmittel-
katalog eingetragen sein. Das Bundes-
ministerium für Gesundheit muss mit 
einbezogen werden.

MW: Bist du oft in Berlin?
HV: Wir teilen das im Team auf. Jetzt 
bin ich zwei Mal im Monat in Berlin. Es 
gibt auch Zeiten, dann bin ich öfter dort. 
Ich bin in verschiedenen Gremien tätig. 
So bin ich Mitglied im Expertenkreis für 
Barrierefreiheit und im Inklusionsbei-
rat des Bundesbehindertenbeauftragten 
tätig. Es gibt auch ein Gremium vom 
Deutschen Behindertenrat, das ist ein 
Arbeitsausschuss von zehn Behinderten-
verbänden. Da ist Daniel Büter für den 
DGB im Einsatz. 

MW: Was wünscht du dir von 
den Gehörlosen? Mehr Unter-
stützung?
HV: In den Gehörlosenvereinen und in 
den Gehörlosenverbänden sind viele 
aktive Mitglieder, die Veranstaltungen 
organisieren. Die Mitgliederpfl ege ist 
wichtig sowie die Öff entlichkeitsarbeit. 
Andere, die nicht gebärdenkompetent 
sind, mit einzuladen. Politiker einladen, 
ob Kommune oder seitens Ländern, das 
ist egal, Hauptsache man lädt sie ein. 
Und die Bundestagsabgeordneten des 
Wahlkreises. Das bezieht sich nicht nur 
auf den Wahlkampf. Auch übers Jahr 
sollten diese Politiker zu Veranstaltun-
gen eingeladen werden, um sie für die 
Themen Gehörloser zu sensibilisieren. 
Gehörlosenvereine sollten den Mut 
haben, Politiker einzuladen. Die Kom-
munal-Politik ist sehr wichtig. Der DGB 
versendet jede Woche Newsletter, die je-
der Gehörlose abonnieren kann. Landes-
verbände haben eigene Newsletter und 
man kann sie abonnieren. Ergänzen will 
ich noch, dass die Medien eine wichtige 

Rolle spielen. Ich meine Life InSight, die 
Deutsche Gehörlosenzeitung und Sehen 
Statt Hören. Printmedien übernehmen 
eine wichtige Rolle. 

MW: Hast du ein Vorbild aus dem 
Ausland?
HV: Habe ich. Manche Länder haben es 
leichter, da das politische System zentra-
ler ist. Dadurch bekommt man schneller 
Kontakt. Deutschland ist kompliziert, 
weil es drei Ebenen gibt. Föderalistisch. 
Für die Behindertenpolitik ist das sehr 
schwer. In Finnland, Schweden, Holland 
ist es leichter, für bestimmte Leistun-
gen eine Anerkennung zu bekommen. 
Ich kenne zwei Länder, die vorbildlich 
für die kommunikative Barrierefreiheit 
sorgen, auch im öff entlichen und privaten 
Bereich Gebärdensprache und Bilingu-
alität anbieten: Finnland und Ungarn. 
Einen großen Einfl uss darauf hat sicher 
der gehörlose, ungarische Politiker Adam 
Kosa, der Gehörlose im Europäischen 
Parlament vertritt.

MW: Die neuen Medien haben 
für Gehörlose viele Barrieren 
umgestoßen.
HV: Ja, die Digitalisierung ist für uns 
Gehörlose ein ganz wichtiges Thema, die 

Barrierefreiheit zu bekommen. Der Notruf 
ist immer ein sehr wichtiges Thema ge-
wesen. Wir brauchen ein starkes Netz für 
die Kommunikation über iPad oder Handy 
für die Videotelefonie. Die Digitalisierung 
kann in schwierigen Situationen im Kran-
kenhaus helfen. Jeder hat ein Selbstbe-
stimmungsrecht, um dieses einzufordern 
besteht ein Anrecht auf einen Gebärden-
sprachdolmetscher. Da es leider sowieso 
zu wenig Gebärdensprachdolmetscher 
gibt, sollte man schauen, wie die techni-
schen Möglichkeiten einzusetzen sind.

a. an der Fresenius-Universität in Idstein. 
Als Historiker arbeite ich ebenfalls. 

MW: Wird die Kommunikations-
hilfeverordnung (KHV) von sozi-

und Vermögen hat das nichts zu tun. Es 
ist einkommensunabhängig, ein Nach-
teilsausgleich. Jedes Bundesland regelt 
das selbst, was jeder Blinde oder jeder 
Gehörlose bekommt. Das erste Bundes-
land, das Gehörlosengeld bezahlt hat, 
war Berlin und dort schon in den 1980er 
Jahren. Nordrhein-Westfalen bezahlt 
ebenfalls Gehörlosengeld. Später kam 

Viele Gehörlose besuchten die 
Wahlkampfveranstaltung der 
CDU am 18. September 2018 
in Bracht/Marburg

EU-Politiker Adam Kosa

Helmut Vogel überreicht Chefredakteur Marc Weigt zum 

Dank für die Medienunterstützung bei den Kulturtagen in 
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MW: Was wird dafür getan, 
damit es mehr Gebärdensprach-
dolmetscher gibt?
HV: Wünschenswert sind mehr Ausbil-
dungseinrichtungen für Gebärdensprach-
dolmetscher. Auch damit Gehörlose den 
Beruf als Gebärdensprachdozent erlernen 
können. In Brasilien gibt es beispielswei-
se 1.300 Gebärdensprachdozenten. Der 
Grund ist, Brasilien verpfl ichtet überall 
Universitäten, in den sozialen Studienfä-
chern Gebärdensprache zu unterrichten. 
Ob die Studenten später mit Gehörlosen 
zu tun haben, ist völlig egal, sie müssen 
die Gebärdensprache lernen. In Amerika 
ist die Gebärdensprache ebenfalls als Un-
terrichtsfach mit einbezogen. In Deutsch-
land müssen wir noch kämpfen, in der 
Kultusministerkonferenz gibt es Blocka-
den. Es wurde von der Deutschen Gesell-
schaft für Hörbehinderte alles vorgelegt 
und dennoch gilt es weiter zu kämpfen. 
Es geht auch um das Wahlfach Gebärden-
sprache an den Regelschulen. In Zukunft 
werden mehr Gebärdensprachdozenten 

benötigt. Der Staat sollte beispielsweise 
die zweijährige Ausbildung zum Gebär-
densprachdozenten anerkennen. Das ist 
auch interessant für gebärdensprach-
kompetente Schwerhörige. Die Frage 
ist zudem, welche Bildungseinrichtung 
übernimmt die Ausbildung. Es geht um 
Unterricht und Praktikum. Die Methodik 
spielt eine Rolle, die Grammatik der Ge-
bärdensprache unterscheidet sich von der 
Schriftsprache. Die Bildungseinrichtung 
fehlt bisher, die diesen Bereich abdeckt.

MW: Auf der Fachtagung in 
Berlin wurde gesagt, das Thema 
Gehörlose ist zu wenig in der 
Regierung bekannt.
HV: Ja, das stimmt absolut. Ich er-
lebe oft bei meinen Gesprächen mit 
Politikern, dass sie mir Unterstützung 
versichern, mir dann jedoch sagen, das 
Thema sei bei anderen Politikern nicht 
bekannt. Das ist eine enorme Behin-
derung im Vorwärtskommen. Dadurch 
fehlt oft der nötige Druck, das Thema an 

Wir sollten ebenfalls Mehrwert für die 
Gesellschaft anbieten. Das ist für mich 
ein Teil der Inklusion. Ein gegenseitiges 
Wahrnehmen. Der DGB und die 26 Mit-
gliedsverbände müssen daran arbeiten, 
dass es viele Botschafter aus der Gebär-
densprachgemeinschaft gibt. 

MW: Wir brauchen Gehörlose in 
der Regierung.
HV: Das stimmt! Politiker haben ihre 
Grenzen, wenn es darum geht, sich in 
jede Gruppe hineinzuversetzen. Deshalb 
ist es unerlässlich, dass Gehörlose als 
Politiker tätig sind. Ein Gehörloser ist als 
Politiker tätig: Sascha Nuhn. Steff en Helb-
ing, der Zweite Vizepräsident des DGBs, 
kandiert für die Europawahl am 23. Mai 
2019. Er ist in der CDU in Berlin. Am 
23. Mai hoff en wir, dass Steff en Helbing 
Erfolg hat. Politik ist ein hartes Geschäft.

MW: Lieber Helmut, vielen Dank 
für das Interview! Gute Heimfahrt 
nach Frankfurt. 

die Regierung weiterzugeben. Deshalb 
ist es auch wichtig, Politiker in Gehörlo-
senvereine einzuladen.

MW: Wie stellst du dir die Hilfe 
aus der gehörlosen Bevölkerung 
vor?
HV: Einmal ist es wichtig, Gehörlose mit 
besonderen Talenten als Botschafter in 
die Öff entlichkeit zu bringen. Sogenannte 
Inklusionsbotschafter sind Gebärden-
sprachler, die in der Gesellschaft sichtbar 
sind. Gehörlose Sportler, Wissenschaft-
ler, Schauspieler oder andere gehörlose 
Künstler müssen in der Gesellschaft 
sichtbar sein. Dass sie als Menschen 
bekannt sind, die wegen ihrer Leistung 
bewundert werden, wie es bei Hörenden 
der Fall ist. Diese Menschen sollten dann 
bei verschiedenen Veranstaltungen von 
Hörenden gesehen werden. Wir haben zu 
den letzten Kulturtagen in Potsdam soge-
nannte prominente Gehörlose eingeladen. 
Es ist wichtig, der Gesellschaft unsere 
Fähigkeiten und Kompetenzen zu zeigen. 

Geladene Politiker bei der Fachta-
gung am 28. November 2018 in 
Berlin: Sören Pellmann, Jens Beeck, 
Corinna Rüffer (v. l.)

Helmut Vogel und Marc Weigt im Gespräch
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>>> „Politiker aus Leidenschaft“, das ist das Markenzeichen von Steffen Helbing!
Trotz Taubheit und Rollstuhl lässt sich der Christdemokrat, Vizepräsident des 
Deutschen Gehörlosen-Bundes e. V., 2. Vorsitzender des Zentrums für Kultur und 
visuelle Kommunikation der Gehörlosen Berlin/Brandenburg e.V. und Vorsitzender 
des Brandenburgischen Landesverbands der Gehörlosen nicht aufhalten. 

STEFFEN HELBING

IM INTERVIEW

E r ist als Kandidat für die Europa-
wahlen aufgestellt und engagiert 
sich schon jetzt weltweit für die 

Belange behinderter Menschen, beson-
ders für die Belange von Menschen mit 
Hörschädigung. Erfahren Sie in diesem 
spannenden Interview, welche politischen 
Pläne Steff en Helbing als EU-Abgeordne-
ter umsetzen will.

Marc Weigt: Hallo lieber Steffen, 
wie geht es Dir? Stelle Dich bitte 
den Lesern, die Dich tatsächlich 
noch nicht kennen, kurz vor.
Steff en Helbing: Mir geht es gut. Ja, 
was willst Du wissen? Ich bin von 

Geburt an taub und bin in Löbau in 
Sachsen geboren. Gelernt habe ich 
damals den Beruft Bürokaufmann/
Buchhalter, seit einigen Jahren konzen-
triere ich mich parallel dazu auf meine 
politische Karriere. Ich bin 48 Jahre alt, 
verheiratet und wohne in Berlin.

MW: Seit wann sitzt Du im Roll-
stuhl und welcher Unfall war es?
SH: Seit Februar 2002 bin ich auf den 
Rollstuhl angewiesen, wie es dazu kam 
möchte ich hier nicht thematisieren.

MW: Seit ein paar Monaten bist 
Du Vizepräsident des Deutschen 

Gehörlosen-Bundes e.V.. Welche 
Aufgaben hast Du übernommen? 
Hast Du ein besonderes Ziel?
SH: Mein übergeordnetes Ziel ist die 
Barrierefreiheit, nicht nur für Menschen 
mit einer auditiven Einschränkung, 
sondern für alle Menschen mit beson-
deren Bedürfnissen. Dafür setze ich 
mich ein. Der Kampf für die Umsetzung 
von Barrierefreiheit und real gelebter 
Inklusion, also nicht nur auf dem Papier, 
teilt sich in viele einzelne Bereiche, 
Projekte und Unterziele, an denen ich 
mit Partnern und Kollegen ständig und 
zeitgleich arbeite. Wichtige Themen sind 
hier bspw. das Bundesteilhabegesetz, der 

barrierefreie Notruf, die Katastrophen-
vorsorge, der Kampf um Anerkennung 
der Gebärdensprache als Amtssprache 
in Deutschland, Gehörlosengeld usw. 
Es gibt noch viele Ziele zu erreichen 
und viele Punkte, die in Deutschland 
noch umgesetzt werden müssen. Hierbei 
unterstütze ich in meinem Amt auch die 
Landesverbände der Gehörlosen.

MW: Du bist unsere neue Hoff-
nung für Brüssel. Es läuft Deine 
Bewerbung fürs EU-Parlament. 
Welche Aufgabe willst Du gerne 
übernehmen und welche Pläne 
hast Du?
SH: Europa ist für mich ein ganz wichti-
ges Länderbündnis, das es unbedingt zu 
erhalten gilt! Ein vereintes und starkes 
Europa kann Menschen mit und ohne  
Behinderung ein barrierefreies und 
selbstbestimmtes Leben bieten und 
Inklusion real (er)lebbar machen! In 
Deutschland, in Europa, weltweit. Eben-
so steht Europa für mich für die Durch-
setzung von Frauen- und Menschenrech-
ten. Europa muss für seine Bürgerinnen 
und Bürger und deren Anliegen und 
Wünsche ein verlässlicher Partner sein. 
Menschen mit und ohne Behinderung 
sollen das Gefühl haben, mit ihren 
Bedürfnissen wahrgenommen zu werden 
und erleben, dass Themen nicht nur auf 
dem Papier stehen bleiben, sondern ange-
gangen und umgesetzt werden.

MW: Durch die vielen verschie-
denen Aufgaben bist Du sehr 
aktiv und viel unterwegs. Wie 
schaffst du den Ausgleich, um 
Deine Kräfte zu erhalten?
SH: Die Energie für die Umsetzung 
meiner Ziele kommt ganz allein aus dem 
Kampf dafür. Den Menschen zuzuhören 
und mich ihrer Probleme anzunehmen ist 
mein ganzer Antrieb. Menschen zu hel-
fen erfüllt mich voll und ganz. Es vergeht 
kaum ein Tag, an dem ich keine Schmer-
zen habe und die Belastung durch meine 
vielen Ämter und Aufgaben ist sicherlich 
enorm, aber ich denke immer positiv und 
lasse mich durch nichts unterkriegen. Der 
Austausch mit Menschen und das häufi g 
entgegengebrachte Vertrauen und die 
Unterstützung sind Benzin für meinen 
Motor und meine Motivation.

MW: Du hast die Initiative ergrif-
fen, die Sanierung der Gehörlosen-
schule in Tirana in Albanien zu 
unterstützen. Wie kam es dazu? 
SH: Ich lerne im Rahmen meiner Arbeit 
immer wieder faszinierende Menschen 
kennen und erfahre unglaubliche Ge-
schichten. So kam es, dass ich von der 
schwierigen Situation in Albanien erfuhr. 
Bei einem persönlichen Besuch dort und 
nach Gesprächen mit dem Albanischen 
Gehörlosenbund ANAD fasste ich den 
Entschluss: Hier muss ich helfen! Und 
dann kommt immer ein Schritt nach dem 
anderen. Ich hatte dann die Gelegen-
heit, bei einer Veranstaltung in Stuttgart 
von meinen Erfahrungen in Albanien 
zu berichten und konnte die schwierige 
Situation der gehörlosen Menschen dort 
schildern. Ich erzählte natürlich auch, 
dass ich fest plane, die Gehörlosen in 
Tirana zu unterstützen. Mein Vortrag 
kam beim Publikum gut an und dann 
hatte ich das große Glück, dass eine 
Baustoff -Firma das Projekt sofort mit 
einer Spende unterstützen wollte und den 
Umbau der Gehörlosenschule teilweise 
realisieren wird. Ich war so überrascht 
und bin unendlich dankbar! Es ist einfach 
wunderbar. Ich werde mich weiter auch 
für taube Menschen in Albanien engagie-
ren. Ich werde auch so bald wie möglich 
einen Termin mit dem Bundesministeri-
um für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung vereinbaren, um wei-
terhin Menschen mit und ohne Behinde-
rung in Europa, aber auch in Afrika und 
weltweit durch verschiedene Projekte mit 
Bildungsangeboten und Arbeitsplätzen zu 
helfen und zu versorgen.

MW: Planst Du weitere Projekte?
SH: Nach und nach werde ich ähnliche 
Projekte auch im Kosovo, in Panama, in 
Kuba, in Indien, Philippinen, in Nigeria, 
in Kambodscha, in der Türkei und in 
Rumänien umsetzen. An dieser Stelle 
noch einmal meinen herzlichsten Dank 
für die Spende! Es war wirklich eine tolle 
und sehr gut organisierte Veranstaltung 
und ich bin allen Spendern und Spon-
soren von Herzen dankbar! Kinder und 
Jugendliche sind unsere Zukunft! Es ist so 
wichtig für sie, eine Schule zu haben, in 
der sie sich wohlfühlen und in Ruhe ler-
nen können. Das Projekt „Sanierung der 

Gehörlosenschule in Tirana“ ist wirklich 
eines meiner Hauptprojekte im Moment 
und ich werde mich weiter mit voller 
Kraft für eine erfolgreiche und baldige 
Realisierung und Fertigstellung einsetzen!

MW: Wie siehst du die Sache mit 
dem Gehörlosengeld in Deutsch-
land. Steht dazu etwas auf 
Deiner Agenda?
SH: Ich könnte mir vorstellen das Ideen, 
Vorschläge und Konzepte aus allen Fach-
bereichen durch die Mitglieder aller Lan-
desverbände demokratisch befürwortet 
oder abgelehnt werden. Für die Vertrau-
ensbildung und Teilhabe der Mitglieder 
an der Arbeit des Präsidiums ist dies von 
hoher Wichtigkeit. Missverständnissen 
und langwierigen Diskussionen im Nach-
gang kann so entgegengewirkt werden. 
Es sollte immer ein gleichberechtigtes 
Miteinander für alle möglich sein.

MW: Wie war das Gespräch mit 
dem Beauftragten für die Belange 
behinderter Menschen der CDU/
CSU, Herrn Wilfried Oellers MdB?
SH: Am 12. März 2019 traf ich mich er-
neut mit Herrn Wilfried Oellers, Mitglied 
des Bundestages, zu einem Gespräch über 
verschiedene Themen, die mir am Herzen 
liegen. Herr Oellers ist sehr off en für die 

Thomas Silberhorn Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Steffen Helbing und Uwe 
Schommer (v. l.)
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Fotos: Steff en Helbing

Themen und Belange von Menschen mit 
Behinderung. Daher freue ich mich sehr 
über die Zusammenarbeit mit ihm.

MW: Das Thema „Gebärdenspra-
che liegt Dir auch sehr am Herzen.
SH: Ja, das Thema „Gebärdensprache als 
Amtssprache in Deutschland“ will ich 
weiter vorantreiben. Dass die Deutsche 
Gebärdensprache in Deutschland offi  ziell 
als Amtssprache anerkannt wird. Dies ist 
dringend nötig, um gehörlosen Menschen 
eine barrierefreie Teilhabe in allen Be-
reichen zu ermöglichen. Kommunikation 
ist ein Menschenrecht, verstehen können 
und verstanden werden - dafür werde ich 
weiterkämpfen! Barrierefreiheit für alle! 

MW: Barrierefreiheit wünscht Du 
Dir auch fürs Ehrenamt.
SH: Stimmt genau! Ich werde mich dafür 
einsetzen, dass taube Menschen, die sich 
ehrenamtlich engagieren, bei Reisen im 
Rahmen ihres Ehrenamtes automatisch 
eine Begleitperson (bspw. Dolmetscher/ 
Kommunikationsassistenz) kostenlos 

mitnehmen dürfen. 
Das bedeutet, 
dass alle gehör-
losen Menschen, 
die aktiv 

ehrenamtlich 
tätig sind, 
ein „B“ 
in ihrem 

Schwerbehindertenausweis bekommen. 
Ich fi nde es nicht fair, dass gehörlose 
Personen, die sich bereits ehrenamtlich 
betätigen, auch noch die Fahrkarten für 
die Person zahlen, die dabei sein muss, 
um eine barrierefreie Kommunikation 
abzusichern. Dies ist eine unnötige 
zusätzliche fi nanzielle Belastung, weil 
ja auch die Kosten für einen Gebärden-
sprachdolmetscher oder Kommunikati-
onsassistenz im Rahmen ehrenamtlicher 
Tätigkeit bisher von keinem Kostenträger 
übernommen werden. Auch dies ist ein 
unhaltbarer Zustand und ein Problem, für 
das ebenfalls dringend und zeitnah eine 
Lösung gefunden werden muss!

MW: Du willst auch erreichen, 
dass Menschen mit Behinderung 
sich selbst, inklusiv vertreten.
SH: Genau, ich habe in der Vergangen-
heit viele negative Erfahrungen gemacht 
und fi nde es keine gute Idee, wenn Men-
schen ohne Behinderung für Menschen 
mit Behinderung/ Einschränkungen oder 

besonderen Bedürfnissen, An-
träge auf Projektförderung 
stellen. Wenn überhaupt, 
sollten solche Projekte 
inklusiv beantragt und um-

gesetzt werden, um gera-
de den Betroff enen 

die Chance 
zu geben, 
sich für ihre 
Interessen 
einzuset-
zen und 
stark zu 

machen und ihre Erfahrungen mit einzu-
bringen. Zudem bieten solche Projekte die 
Möglichkeit, Arbeitsplätze zu schaff en 
und Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken.

MW: Hast du ein bestimmtes 
Vorbild?
SH: Es gibt Personen, die mich in meiner 
Arbeit inspirieren. Häufi g sind es Men-
schen aus ganz alltäglichen Situationen die 
ich für ihren Mut, ihr Engagement oder 
ihre Kraft bewundere. Ein Vorbild kann 
ich doch nennen: Eine große Frau, Mutter 
Teresa. Sie hat sich fast ihr ganzes Leben 
lang mit großer Hingabe für Menschen in 
Not, für Arme und Bedürftige eingesetzt. 

MW: Die neuen Medien haben für 
Gehörlose viele Barrieren umge-
stoßen. Werden diese von den 
Gehörlosen auch voll genutzt?
SH: Die neuen Medien sind eine große 
Chance für die Teilhabe Gehörloser und 
sicherlich werden diese auch vielfältig 
genutzt. Jedoch von der Umstoßung von 
Barrieren können wir erst sprechen, wenn 
alle Ämter, Parteien, Ministerien, Regie-
rungen und andere Institutionen diese 
auch nutzen und alle Veröff entlichungen 
auch barrierefrei erfolgen. Im Zentrum 
für Kultur und visuelle Kommunikation 
Berlin/Brandenburg e.V. verzeichnen 
wir dahingehend glücklicherweise einen 
hohen Zuwachs an Medienproduktionen. 
Beispielsweise durch die Übersetzung 
für den RBB, das ZDF, die Homepages 
von öff entlichen Anbietern oder Museen. 
Durch das Internet kann die Kommunika-
tion schneller und eff ektiver erfolgen. Mit 

dem HBBTV Fernsehen wird sich auch 
das Angebot im Bereich der Gebärden-
spracheinblendung verbessern. 

MW: Was wird dafür getan, 
damit es mehr Gebärdensprach-
dolmetscher gibt? 
SH: Der Bedarf an Gebärdensprachdol-
metschern ist sehr groß. Leider gibt es 
noch viele Landstriche wo kaum Gebär-
densprachdolmetscher vorhanden sind. 
Der Deutsche Gehörlosen Bund hat leider 
keinen Einfl uss auf die Absicherung von 
Einsätzen. Wir möchten aber verstärkt 
mit den Landesverbänden Lösungen 
fi nden und umsetzen, die eine zeitnahe 
Verbesserung ermöglichen. Zudem geht 
es uns nicht nur um Gebärdensprachdol-
metscher, sondern auch um alle geeigne-
ten Kommunikationshilfen. Zum Beispiel 
die Schriftdolmetscher, die Kommuni-
kationsassistenten u.a.. Weiterhin gibt 
es schon konkrete Überlegungen die 
Technik (PC und Smartphone) mehr in 
den Übersetzungsprozess einzubeziehen. 
Dadurch können schneller und eff ektiver 
Dolmetschereinsätze abgedeckt werden. 
Doch dazu gehört auch, dass sich die 
Gebühren weiter senken müssen.  

MW: Wie siehst Du die Sache 
mit den Untertiteln?
SH: Die öff entlich-rechtlichen Sender sind 
in Hinblick auf Untertitel auf dem rich-
tigen Weg. ARD liegt bei 97,6 Prozent, 
bei den 3. Programmen liegt der MDR 
bei 88,9 Prozent und der SR nur bei 64,2 
Prozent. Hier müssen mit allen Rund-
funkanstalten Gespräche geführt werden. 

Es kann nicht sein, dass es derartige Un-
terschiede gibt. Öff entliche Bereiche wie 
Kinos und die privaten Sender sind aber 
hier noch in der Pfl icht nachzubessern. 
Auch dafür kämpfe ich aktuell. 

MW: Zurzeit ist in den Sozialen 
Medien wie Facebook viel Unruhe. 
Welchen Rat kannst Du dazu den 
Postern geben?
SH: Facebook ist für Gehörlose wie auch 
für Hörende immer ein Medium in dem 
viele verschieden Meinungen aufeinan-
der treff en und Themen sicherlich nicht 
immer sachlich diskutiert werden. Einen 
Rat geben, der die Mechanismen des 
Internets verändert, kann ich da nicht. 
Jeder muss für sich entscheiden, wie er 
mit Themen, die auf Facebook diskutiert 
werden, umgeht. Ich würde mir wün-
schen, dass einige dieser Diskussionen 
in den Vereinen, von Gesicht zu Gesicht, 
erfolgen sollten. Das würde vielleicht 
auch das Vereinsleben wieder aufblühen 
lassen. Es ist kein Geheimnis, dass die 
Verbände und Vereine mit immer weni-
ger Mitgliederzahlen zu kämpfen haben. 

MW: Was war dein schönstes 
Erlebnis in deinem Leben?
SH: Zu viele, um sie hier aufzuzählen.

MW: Was machst Du morgens 
als erstes? 
SH: Aufstehen, einen Kakao trinken und 
mir einen Tagesplan machen. Ich über-
lege mir, welche Aufgaben in welcher 
Reihenfolge an diesem Tag zu erledigen 
sind. Dann geht es an die Arbeit.

MW: Deine größte Verführung? 
SH: Schokolade.

MW: Gibt es etwas, was Dich 
besonders aufregt und was geän-
dert werden muss?
SH: Ich bin nicht der Typ, der sich 
aufregt. Missstände, die mir auff allen, 
gehe ich immer sachlich an. Wut ist der 
falsche emotionale Antrieb.

MW: Hast Du ein Hobby?
SH: Marathon, Tennis, Lesen und die 
Welt sehen.

MW: Welche Eigenschaft schätzt 
Du an Freunden?
SH: Off enheit, Vertrauen und Hilfsbe-
reitschaft sind für mich wichtige Eigen-
schaften meiner Freunde, Wegbegleiter 
und Partner.

MW: Lieber Steffen, vielen Dank 
für das Interview! Ich wünsche 
Dir viel Erfolg, privat und in Dei-
ner politischen Arbeit.

einsetzen, dass taube Menschen, die sich 
ehrenamtlich engagieren, bei Reisen im 
Rahmen ihres Ehrenamtes automatisch 
eine Begleitperson (bspw. Dolmetscher/ 
Kommunikationsassistenz) kostenlos 

mitnehmen dürfen. 
Das bedeutet, 
dass alle gehör-
losen Menschen, 
die aktiv 

ehrenamtlich 
tätig sind, 
ein „B“ 
in ihrem 

heit viele negative Erfahrungen gemacht 
und fi nde es keine gute Idee, wenn Men-
schen ohne Behinderung für Menschen 
mit Behinderung/ Einschränkungen oder 

besonderen Bedürfnissen, An-
träge auf Projektförderung 
stellen. Wenn überhaupt, 
sollten solche Projekte 
inklusiv beantragt und um-

gesetzt werden, um gera-
de den Betroff enen 

die Chance 
zu geben, 
sich für ihre 
Interessen 
einzuset-
zen und 
stark zu 

UNISDR in Genf, 2018

Steffen Helbing in einer Gehörlose-
schule in Tirina, Albanien

Beim Halbmarathon (21 km) 
in Berlin, 2017

Vortrag in der UNISDR in 
Bangkok, Thailand 2017

Steffen Helbing in Abuja in Nigeria 
mit dem Präsidenten für Menschen-
rechte Rt. Hon. Abbas Tajudeen

Tennis im Urlaub in Dubai 

Besuch der Gehörlosen-
schule in Albanien 2019 
anlässlich der Renovie-
rungs- und Umbauarbeiten

dem HBBTV Fernsehen wird sich auch 

Doran Schulko und Florjan Rojba vom 
Albanischen Gehörlosenverband ehren 
Steffen Helbing für sein Engagement (v. l.) 

Themen und Belange von Menschen mit 

Steffen Helbing bei der Arbeit im 
Flugzeug nach Nigeria

zu geben, 
sich für ihre 
Interessen Steffen Helbing mit Wilfried 

Oellers MdB im Deutschen 
Bundestag in Berlin

Life InSight® 104 Life InSight® 104 361360



>>> Wiederholte Anfragen haben den Deutschen Gehörlosen-Bund dazu veran-
lasst, Stellung zu den Zahlen der Schwerbehindertenstatistik zu nehmen, wie 
viele Gehörlose in Deutschland leben. Folgend lesen Sie die Pressemeldung vom 
17. Juli 2019 mit der Stellungnahme. 

83.000

A uf diese Frage gibt es schein-
bar keine einfache Antwort, 
denn es werden immer wieder 

unterschiedliche Statistiken dazu veröf-
fentlicht. In Deutschland gibt es keine 
offi  zielle Statistik, die alle Personen, die 
eine Hörbehinderung haben bzw. gehör-
los sind, erfasst.

Wissenschaftliche Quellen
Seit vielen Jahren gibt der Deutsche 

Gehörlosen-Bund e. V. bekannt, dass ca. 
80.000 gehörlose Personen in Deutsch-
land leben. Gerechnet wird im Allgemei-
nen mit einem Gehörlosen-Anteil von 
0,1 Prozent in Bezug auf die Gesamt-
bevölkerung, sowohl auf nationaler als 
auch auf internationaler Ebene. Diese 
Annahme von einem Promille wird durch 
wissenschaftliche Quellen bestätigt. Laut 
dem Statistischen Bundesamt (Stand: 
31.12.2018) leben insgesamt 83.019.200 
Menschen in Deutschland. Demnach wäre 
von ca. 83.000 Gehörlosen auszugehen.

Statistiken
Nun gibt es aber auch andere Angaben, 

die dieser Zahl (auf den ersten Blick) 
widersprechen: Ende 2017 gab es laut 
Schwerbehindertenstatistik 28.228 Ge-
hörlose und zusätzlich 20.139 gemeldete 
Personen mit Taubheit in Kombination 
mit Störungen der Sprachentwicklung 
und entsprechenden Störungen der geis-
tigen Entwicklung, also 48.367 gehörlose 
Menschen in Deutschland.

Richtige Interpretation
Um aber diese Zahlen richtig zu inter-

pretieren, müssen die Gründe bekannt 
sein, warum die obige Statistik zu abwei-
chenden Zahlen kommt. Der erste Grund 
dafür ist, dass „Gehörlosigkeit“ (wie jede 
andere Behinderung) nicht meldepfl ichtig 
ist. Niemand muss eine „Behinderung“ 
bzw. „Schwerbehinderung“ melden, und 
so werden viele Menschen mit Hörbe-
hinderung gar nicht gezählt, d. h. es 

Verfasst von Daniel Büter
Deutscher Gehörlosen-Bund

gibt eine große Dunkelziff er. Der zweite 
Grund ist, dass es unterschiedliche De-
fi nitionen des Begriff s „Gehörlosigkeit“ 
bzw. „Schwerhörigkeit“ gibt, wodurch 
dann auch unterschiedliche statistische 
Angaben entstehen.

An Taubheit grenzend – 
gehörlos

Dieselbe Statistik gibt zum Beispiel an, 
dass es insgesamt 262.539 schwerhörige 
Menschen gibt. Davon sind 53.569 in ei-
nem Maße schwerhörig, dass es an Taub-
heit grenzt, und haben einen Grad der 
Behinderung von 90 oder mehr. Würden 
diese 53.569 und die genannten 48.367 
Gehörlosen zusammengefasst, ergäbe 
sich eine Zahl von 101.036. Dass mehr als 
0,1 Prozent der deutschen Gesamtbevöl-
kerung gehörlos sind, ist also auch mit 
der Schwerbehindertenstatistik beleg-
bar. Wir stellen fest, dass sehr viele an 
Taubheit grenzende Schwerhörige an den 
Aktivitäten der Gehörlosenvereine bzw. 
-verbände, die sich an unseren Dachver-
band angeschlossen haben, teilnehmen.

Deutsches Zentralregister
Eine andere Statistik kommt ebenfalls 

zu diesem Ergebnis: Laut den Anga-
ben des deutschen Zentralregisters für 
kindliche Hörstörungen (DZH) kann 
in Deutschland von einer Prävalenz (= 
Anteil einer Population, auf den einer 
bestimmter Zustand zutriff t) beidseitiger 
kindlicher Hörstörungen von 1,2 von 
1.000 Geburten ausgegangen werden 
(Gross et al. 2000, 879). Davon sind 

41 Prozent bei der Geburt hochgradig 
schwerhörig oder gehörlos mit mehr als 
70 dB Hörverlust auf dem besseren Ohr 
(Flinck-Krämer et al. 2000, 121; Rohlfs et 
al. 2010, 1347). Das ist eine Prävalenz von 
0,05. Wenn davon ausgegangen wird, dass 
es weit über 10 Prozent progredient ver-
laufende kindliche Hörschädigungen und 
eine erhebliche Anzahl von erworbene 
Hörschädigungen gibt (Gross et al. 2000, 
880 f.) und eine erhebliche Anzahl von 
erworbenen Hörschädigungen, erscheint 
die Annahme von Gehörlosigkeit bei 
mindestens 0,1 Prozent der Bevölkerung 
ab dem Schulalter ebenfalls plausibel.

Dunkelziffer
Es gibt zwei große Untersuchungen 

zur Prävalenz von Schwerhörigkeit in 
der Gesamtbevölkerung, HÖRSTAT und 
„Wie hört Deutschland?“, die sogar eine 
noch weitaus höhere Prävalenz nahele-
gen, als die offi  zielle Statistik nachweist 
(Gablenz et al. 2017): So wird dort von 
einem Anteil von 5,5 Prozent aller Men-
schen ausgegangen, die eine Hörstörung 
von 40 dB Hörverlust und mehr auf dem 
besseren Ohr haben, während es nach 
der offi  ziellen Statistik des Bundesamtes 
insgesamt nur 0,36 Prozent mit einer Hör-
störung von 40 dB Hörverlust sind. Zwar 
sind mittelgradig schwerhörige Menschen 
sicherlich überproportional häufi g Teil 
der Dunkelziff er, aber dennoch wird sich 
dies auch in der Kategorie der hochgradig 
schwerhörigen und gehörlosen Menschen 
auswirken. Insgesamt legen die beiden 
letztgenannten Studien einen Anteil von 

0,2 Prozent gehörloser Personen nahe, bei 
erheblichen methodischen Einschränkun-
gen in Bezug auf diese Teilgruppe auf-
grund der geringen Fallzahlen (Gablenz 
& Holube 2015, Gablenz et al. 2017). Auf 
der Grundlage dieser Daten ist ebenfalls 
davon aus- zugehen, dass die Annahme 
eines Gehörlosenanteils von 0,1 Prozent 
sinnvoll ist.

Unterschiedliche Defi nition
Abschließend muss noch einmal 

hervorgehoben werden, dass unter-
schiedliche Defi nitionen von Gehörlo-
sigkeit auch zu unterschiedlichen Zahlen 
führen: Das Statistische Bundesamt ver-
wendet eine medizinische Defi nition von 
Gehörlosigkeit unter Zuhilfenahme der 
von HNO- Ärzten gemeldeten Angaben 
der Versorgungsämter als Grundlage 
seiner Statistiken.

Sprachkulturelle Minderheit
Aus Sicht des Deutschen Gehörlo-

sen-Bundes wird Gehörlosigkeit jedoch 
nicht nur über einen angeborenen oder 
erworbenen Verlust des Hörvermö-
gens defi niert, sondern auch über das 
Merkmal bzw. den Status der sprach-
kulturellen Minderheit. Gehörlose bzw. 
hochgradig schwerhörige Personen 
kommunizieren vorwiegend in Gebär-
densprache und fühlen sich der Gebär-
densprachgemeinschaft und ihrer Kultur 
zugehörig. Das ist eine soziale und 
menschenrechtliche Defi nition!
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Ordentliche Bundesversammlung des 
Deutschen Gehörlosen-Bund e. V.

D GB-Präsident Helmut Vogel 
begrüßte alle Delegierten mit 
den Worten, dass Augsburg 

eine Friedensstadt ist, als gutes Omen 
für die Bundesversammlung. Die Be-
schlussfähigkeit der Versammlung war 
mit 72 Delegierten gegeben, Daniel 
Büter wurde zum Protokollführer ge-
wählt. Unter der Leitung von Katja 
Fischer wurde die Tagesordnung ange-
nommen. Im Verlauf der Tagung wurde 
das Protokoll der letzten Bundes-
versammlung 2018 genehmigt und 
anschließend das Präsidium 2018 nach 
dem Rechnungsbericht entlastet.

Tagesordnungspunkt
Allfälliges wie die BWA 2019, der 

Haushaltsplan 2020 und der geänderter 
Forderungskatalog waren Tagesord-
nungspunkte. Fünf Anträge vom Gehör-
losenverband Hamburg und jeweils ein 
Antrag vom Landesverband Bayern der 
Gehörlosen und vom Landesverband der 

>>> Vom 25. bis 27. Oktober 2019 in Augsburg. Rudolf Gast kam am Samstag 
als Ehrengast in die durchweg harmonisch verlaufende Versammlung.

Gehörlosen und Gebärdensprachgemein-
schaft Nordrhein Westfalen standen für 
den Vorstand und die Delegierten zur 
Debatte. Arbeitsgruppen präsentierten 
die Ergebnisse ihrer Workshops zu den 
Themen Umstrukturierung, Ehrungen, 
Qualitätssicherung für Gebärdensprach-
fi lme, Musikperformance, Kommuni-
kationsassistenz und Gebärdensprache 
als Minderheitensprache. Am Sonntag-
mittag, nach Ende der Versammlung, 
konnten interessierte Versammlungsteil-
nehmer bei schönstem Sonnenwetter eine 
Stadtführung in Augsburg mit gehörlosen 
Stadtführern unternehmen.

Workshop
Zu den Themen wie Namenstrukturen, 

Finanzausschuss, Umstrukturierung, 
Mitgliedervorteile, Führungskraftse-
minar, Personalausbau mit Fundraising 
(systematische Beschaff ung von Res-
sourcen, besonders Spendengeldern) und 
zum Länderrat, sollen Arbeitsgruppen 

Anregungen und umsetzfähige Ergeb-
nisse erarbeiten. Die Sorge bleibt, dass 
die Mitglieder immer weniger werden. 
Durch attraktive Angebote, mit mehr 
Kompetenz für die Gehörlosengemein-
schaft, soll dem Mitgliederschwund 
entgegengesteuert werden. 

Vorteile als Mitglied
Vorgeschlagen wurden exklusive Mit-

gliedervorteile, kostenfreie oder kosten-
vergünstigte Veranstaltungen, juristische 
Mitglieder-Beratung auch für Soziales, 
Fahrdienste zu Veranstaltungen, Grün-
dung eines Altenheims für Mitglieder.  
Katja Fischer verwies auf das letzte 
Jungendfestival, was nach ein paar Ta-
gen völlig ausverkauft war. Sie meinte, 
junge Leute haben andere Vorstellungen. 
Dieses sollte der DGB mit einbeziehen 
und sich zu Nutze machen zum Beispiel 
mit der Veranstaltung eines Diskussions-
Camps. Ziel ist es, die ältere und die 
jüngere Generation zu verbinden.

Länderrat-Treffen
Alexander von Meyenn meinte, dass 

das Länderrat-Treff en mindestens einmal 
im Jahr mit zwei Vertretern der einzelnen 
Bundesländer, zwei Vertretern der Deut-
schen Gehörlosenjugend, durch abwech-
selnde Organisation der Landesverbände, 
stattfi nden sollte. Schwache Landesver-
bände sollten unterstützt werden. Die 
politische Orientierung ist wichtig, damit 
Meinungsgleichheit besteht. 

Individuelles Recht
Christian Rathmann forderte mehr 

individuelles Recht in der Gesellschaft 
in Bezug auf Bildung, Gesundheit und 
Arbeitsleben. Er warf die Frage auf, 
wie sieht es mit der Kulturminderheit 
in zehn Jahren aus. Wir kann dann die 
Gebärdensprachkultur gezeigt werden? 
Als Amtssprache gibt es die deutsche 
Gebärdensprache schon, doch das ist 
nicht genug. Die Europäische Charta 
der Regional- oder Minderheitensprache 
wurde am 5. November 1992 vom 

Europarat gezeichnet. Ziel der Charta 
ist es, dass Regional- oder Minderhei-
tensprachen als ein einzigartiger Be-
standteil des kulturellen Erbes Europas 
anerkannt werden. Es bleibt eine Heraus-
forderung nicht nur für Deutschland und 
es ist wichtig, den gesetzlichen Rahmen 
zu erreichen.  

Musikdolmetschen
Elisabeth Kaufmann plädierte für ein 

Positionspaper, dass für gehörlose und 
hörende Dolmetscher erarbeitet werden 
soll. Sie meinte, dass „Deaf Performan-
ce“ ein klarer Begriff  ist, mit dem Hören-
de nichts zu tun haben. Das ist die Kunst 
von tauben Menschen. Der Protest von 
der Gruppe „Deaf Performance Now“ 
wurde begrüßt. Auch die Musikgruppe 
wurde lobend wegen ihrer Solidarität er-
wähnt, weil sie „Deaf Performance Now“ 
gestatteten, während ihres Konzerts auf 
die Bühne zu kommen und ihren Protest 
kundzutun. Es wird eine Arbeitsgruppe 
gebildet, die das Gespräch mit der Gruppe 

„Deaf Performance Now“ aufnimmt. Es 
sollen nur noch Deaf Performer einge-
setzt werden, auch im Theaterbereich. 
Laura Schwengber vermittelt mit ihren 
Auftritten Augen und Ohrenschmer-
zen, hieß es. Helmut Vogel meinte, es 
ist nicht gut, hörende Dolmetscher zu 
kritisieren. Besser ist es, wenn taube 
Dolmetscher auf der Bühne stehen 
und hörende Zuschauer sehen das und 
staunen: der ist aber gut! Es ist jetzt die 
Aufgabe von Elisabeth Kaufmann, taube 
Dolmetscher, gehörlose Künstler auf 
ihrem Weg zu fördern. 

Ausbildung Gebärden-
sprachdolmetscher

Ein weiteres Thema war die Ausbil-
dung von Gebärdensprachdolmetschern 
und Kommunikationsassistenten. Zu-
dem besteht der Unterschied von einem 
Zertifi kat nach der Ausbildung oder eine 
staatliche Anerkennung. Es fehlt die 
klare Defi nition was bedeutet Kommu-
nikationsassistent? Leider sind viele 

Augsburg

Christian Rathmann 
wirft kritische 
Fragen auf

Katja Fischer leitet die 
Versammlung

Rudolf Gast überreicht 
Helmut Vogel eine 
Urkunde mit 
historischem Wert 

Die Arbeitsgruppen im Workshop

Christine Kaufmann und Helmut Vogel auf der Bühne

Dr. Ulrike Gotthardt (auf den Tisch gelehnt) 
diskutiert leidenschaftlich im Workshop

A
nz
ei
ge

Life InSight® 108 365364



Kommunikationsassistenten als 
Gebärdensprachdolmetscher unterwegs. 
Das Thema, die klare Abtrennung, ist 
über 15 Jahre alt. Es sind schwarze 
Schafe unterwegs, die mit der Aus-
bildung Kommunikationsassistent als 
Gebärdensprachdolmetscher fungieren.  

Freizeitparks und Museen
Im September 2019 war ein Experten-

gespräch mit Vertretern der Deutschen 
Freizeitparks und Freizeitunternehmen. 
Gefordert wurde Barrierefreiheit für 
Gehörlose, damit sie ebenfalls alle Fahr-
geschäfte, auch Achterbahnen, benutzen 
können. Christine Kaufmann leitet das 
Projekt Museen. Die Museen in Hamburg 
und München sind barrierefrei.

Gesundheit 
Dafür ist Dr. Ulrike Gotthardt 

Spezialistin. Sie hat mit Kerstin Brake 
Verstärkung bekommen. Es gibt viele 
neue Gesetze, die sie mit dem Augen-
merk liest, ob das Gesetz für Gehörlose 
passt. Für den Schwerbehindertenaus-
weis soll es eine Änderung für Neuein-
stufungen geben.  Die neue Einstufung 
wird CI-Nutzern nicht gerecht, meint 
Dr. Gotthardt. Zu klären ist auch, ob 
ein Hausgebärdensprachkurs, derzeit 
durchgeführt von Sandra Gogol, generell 
bezahlt wird. 

Deutsche Bahn
Hans Jürgen Kleefeld zeigte, dass die 

Mobilität in Zügen der Deutsche Bahn 
für Rollstuhlfahrer bezüglich Toiletten-
besuch nicht gegeben ist. Gehörlose 
bekommen die Ansagen nicht mit. Neue 
ICEs haben eine digitale Anzeige, von 
der gehörlose Reisende wichtige Informa-
tionen ablesen können.

Gewalt 
Sylvia Gegenfurtner sprach sich als 

Frauenbeauftragte für eine Internetplatt-
form aus, auf der sich Frauen melden kön-
nen, die Gewalt erleben. Ebenso sollte es 
ein Amt geben, wo sich Frauen und Män-
ner hinwenden können, und in Notsituati-
onen Unterstützung fi nden. Sie plädierte 
für eine Frauenbeauftragte und für einen 
Männerbeauftragten. Viele Gründe spre-
chen für derartige Einrichtungen, Gewalt 
Autismus, Kommunikations-Probleme.

Anträge
Alle sieben Anträge von drei Landes-

verbänden wurden von den Delegierten 
der Bundesversammlung angenommen. 
Der Gehörlosenverband Hamburg 
vertreten durch Thomas Worsek stellte 
fünf Anträge. Der erste Antrag wurde 
zur Inklusion gestellt. Der DGB soll bis 
zum 29. Februar 2020 den Mitgliedern 
schriftlich erklärt, wie er zum Konzept 

der Inklusion steht. Die Diskussion und 
Pläne zur schulischen Inklusion behin-
derter Kinder und die Abschaff ung der 
Sonderschulen gefährden die Gehör-
losenschulen und die Gebärdensprach-
gemeinschaft. Beim zweiten Antrag 
ging es um TESS, dass der DGB etwas 
unternimmt, dass Gehörlosen keine 
zusätzlichen Kosten neben den üblichen 
Telefon-Gebühren berechnet werden und 
dass TESS seine Monopolstellung durch 
mehr Anbieter auf den Markt verliert. 
Und TESS sollte endlich ein Video-Chat 
für Appel entwickeln.

Weitere Anträge aus Hamburg
Der DGB soll bis zum 29. Februar 

2020 schriftlich erklären, wie das Thema 
Gebärdensprach-Dolmetscher*innen be-
züglich des Stundensatzes, der Qualitäts-
sicherung und Kostenerstattung der Dol-
metschkosten im privaten Bereich aktiv 
bearbeitet wird. Helmut Vogel sagte, 
dass dazu eine Arbeitsgruppe benötigt 
wird, da das Thema für jedes Bundesland 
unterschiedlich ist. Im nächsten Antrag 
ging es um die Nennung von fünf der 
wichtigsten Ziele des DGB. Der Grund 
des Antrags war, dass die politische 
Arbeit der Landesverbände koordiniert 
werden muss. Alle Landesverbände und 
der DGB müssen an einem Strang ziehen 
und brauchen dazu Informationen. Der 

Bericht, Fotos: Marc Weigt

nächste Antrag war, dass der Deutsche 
Gehörlosen-Bund keine fi nanziellen 
Verpfl ichtungen für die Kulturtage der 
Gehörlosen eingehen darf. Die Träger-
schaft und Durchführung der Kulturtage 
der Gehörlosen muss von einer anderen 
Organisation übernommen werden. Eli-
sabeth Kaufman berichtete, dass zeitnah 
eine gGmbH gegründet werden soll.

Bayern und NRW
Der Antrag des Landesverband Bayern 

der Gehörlosen e. V. vertreten durch 
Bernd Schneider, eine DGB-Urkunde 
und goldene DGB-Ehrennadel für 70 
Jahre Mitgliedschaft zu verleihen, fand 
komplette Zustimmung. Der Landes-
verband der Gehörlosen und Gebärden-
sprachgemeinschaft NRW e.V. brachte 
seinen Antrag zum CI-Zwang und zur 
„ethnischen Säuberung“ ein. Der DGB 
sollte sein Menschenbild von gehörlosen 
Menschen dringend überdenken und 
dazu, das seit 2017 angestrebte Projekt 
sobald als möglich beginnen. Das Pro-

jekt soll Sensibilisierungsarbeit im 
medizinischen Bereich und Aufklä-
rungsarbeit für Behörden z.B. Jugend-
amt, Sozialamt stärken. Karin Kestner 
hatte die Themen in der Vergangenheit 
übernommen. Es wird für die Zukunft 
sehr schwierig. Der Bundeselternver-
band gehörloser Kinder hat einen An-
trag für Fördergelder gestellt, um dieses 
Thema zu vertreten. 

Forderkatalog
Der Forderungskatalog ist ein wichti-

ges Medium, um politische Forderungen 
einzubringen, auch langfristige Projekte. 
Dahinter stehen 26 Mitgliedsverbände 
mit 28.000 Mitgliedern, 10 Landesver-
bände und 10 bundesweite Fachverbände 
mit insgesamt 600 Vereinen mit Gehör-
losen, Taubblinden und hörbehinderten 
Menschen, sowie Gebärdensprach-
nutzern. Der neue Forderungskatalog 
wurde einstimmig angenommen. Geplant 
ist am 7. Mai 2020 eine Demonstration 
in Berlin, im Anschluss am 8. und 9. Mai 

2020 die Länderratssitzung in Berlin. 
Alle, wirklich alle Gehörlosen, sollten 
zur Protestaktion kommen, um dadurch 
eine klare Forderungsaussage zu zeigen, 
so Steff en Helbing. Der 4. Bildungskon-
gress ist am 11. und 12. September 2020 
mit dem Motto „Bilinguale Bildung ver-
stehen und erleben“ in Landshut geplant.

Austritt DGS
Als letztes wurde bekannt, dass der 

Deutsche Gehörlosensportverband e. V. 
(DGS) aus dem DGB austreten will. 
Vermutet wird, dass Jan Eichler dieses 
angeregt hat. Über einen Austritt muss in 
einer Mitgliederversammlung des DGS 
abgestimmt werden. Als Grund wurde 
genannt, dass der DGS den Mitglieds-
beitrag an den DGB nicht bezahlt kann. 

Helmut Vogel bedankt sich und 
schloss die Versammlung mit 
den Worten: „Augsburg ist 
tatsächlich eine friedliche Stadt.“ 

Daniel Büter, Referent für politische 
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit des DGB

Volle Konzentration der Delegierten bei den 
Vorträgen (rechts Hans-Jürgen Kleefeld)

Die Delegierten stehen zusammen 
– nicht nur für das Gruppenbild

Bernd Schneider vom 
Landesverband Bayern

Thomas Worsek
vom Landesverband 
Hamburg

Der Schatzmeister Michael 
Wohlfahrt

A
nz
ei
ge

EIN GANZES JAHR LANG LESEFREUDE 
FÜR NUR 46,00 EURO!   

Sommer-Angebot

Plus eine Überraschungs-DVD/Blu-ray!

...ein Jahresabo von Life InSight! 
Mit innovativem Lese-Spaß. 
Bestellen Sie gleich oder bis zum 31. Juli 2017

Wir versenden Ihr Geschenk-Abo, fein aufgemacht, 
gleich an den von Ihnen gewünschten Empfänger. 
Die Rechnung erhalten Sie. 

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

H aben Sie es auch festgestellt? Wir bekamen eine Menge Rückmeldungen zu 
unserem ersten Rezept der Welt mit Schraubzwingen! Es hat mir einerseits 
ein Lächeln bereitet, anderseits ist der Fehler peinlich. Bitte nehmen Sie meine 

Entschuldigung an. 

Wenn Sie die Seite 56 aufschlagen, finden Sie das Rezept nochmals fehlerfrei. Ein neu-
es Rezept hat Starkoch Tom ebenfalls kreiert. Ein Snack, leicht, bekömmlich und super-
lecker für den Sommer.  

Wie gefällt Ihnen der neue Trend auf Facebook, sich mit der Live-Webcam im Privat-
bereich öffentlich zu posten. Beispielsweise live im Bett oder auf der Couch, wartend 
bis jemand sich meldet? Morgens, mittags, abends und sogar nachts! Die jeweilige Per-
son fragt den/die Freund/in: Wie geht es dir oder was machst du? In dem live Filmaus-
schnitt wird zurückgebärdet: Mir geht es gut, ich kann nicht schlafen oder ich schaue 
TV. Was steckt hinter dem neuen Trend? Einsamkeit zu Hause oder ein visuelles Mittei-
lungsbedürfnis? Schreiben Sie mir Ihre Meinung an: info@life-insight.de

Eine gehörlose Teen-Schauspielerin verzaubert Cannes – sie wird die Anwältin der 
Gehörlosen genannt! Karin Kestner hat für ihre Verdienste das Bundesverdienstkreuz 
am Bande erhalten. Wir haben einen neuen Sportpräsidenten. Die Erfolgsstory eines 
jungen Studenten, der wegen der fehlenden Kommunikation mit seiner gehörlosen 
Schwester eine Firma gründete, um mit vielerlei Hilfsmitteln den Alltag für Gehörlose 
zu erleichtern. Deaf Mentoring, eine tolle Unterstützung für Berufsanfänger. Und das 
BBW München stellt sich vor. Enorm, was die Ausbildungsstätten in Deutschland leis-
ten. Das ist eine kleine Auswahl von den vielen Themen, die wir Ihnen gut recherchiert 
und mit vielen Fotos präsentieren. 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen und einen tollen Start in den Sommer!   

Ihr

Marc Weigt
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Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen und einen tollen Start in den Sommer!   

Ihr

Marc Weigt
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>>> Was ist der aktuelle Stand und was steht beim Deutschen Gehörlosen-Bund 
e. V.  (DGB) für das Jahr 2020 in der Planung. Zur Beantwortung nicht nur 
dieser Fragen trafen sich, auch in Anbetracht der Corona-Krise, Helmut Vogel, 
Präsident des DGB, und Chefredakteur Marc Weigt zum Interview per Skype.   

Marc Weigt: Wie geht es dir in 
Coronaviruskrise, Helmut?
Helmut Vogel: Es geht mir soweit gut. 
Natürlich muss ich wie andere auch gut 
aufpassen und mich mit den Fahrten 
beschränken. Die Coronavirus-Thematik 
beschäftigt uns vom DGB schon sehr und 
wir müssen derzeit viel daran arbeiten.

MW: Was ist in der 
Planung des DGB?
HV: Die Planung für das Jahr 2020 war 
schon im letzten Jahr geklärt. Geplant 
waren drei Veranstaltungen. Am 8. Mai 
war eine Kundgebung mit Demonstration 
in Berlin geplant. Dann der Bildungs-
kongress im September. Ende Oktober 
ist die Bundesversammlung mit einem 
EUD-Seminar geplant, einem Seminar 
von dem Europäischen Gehörlosen Ver-
band. Die Planungen hierfür sind noch 
nicht abgeschlossen.

MW: Was ist der aktuelle Stand 
für das Jahr 2020 in Bezug auf 
den politischen Bereich?
HV: Im Moment ist das aktuelle Thema 
auch bei uns das Coronavirus. Politisch 
geht es besonders um die Barrierefreiheit, 
die die Bundesregierung und die Bundes-
behörden zur Verfügung stellen sollten. 
Die Information in Gebärdensprache 
muss umgesetzt werden. Dafür kämpfen 
wir derzeit besonders. Es stehen noch an-
dere Themen an, beispielsweise der Dol-
metscherbereich und der Kulturbereich.

MW: Was steht im Dolmetscher-
bereich an?
HV: Der Stundensatz der Gebärden-
sprachdolmetscher wird alle zehn Jahre 
angepasst. Das ist eine ganz normale 
Anpassung wie in vielen Bereichen der 
Wirtschaft. Es geht um das Justizver-
gütungs- und Entschädigungsgesetz 

HELMUT VOGEL

IM INTERVIEW

(JVEG) für Gebärdensprachdolmetscher, 
die beispielsweise bei einer Gerichts-
verhandlung eingesetzt werden. Das 
ist insoweit korrekt, für uns ist eine 
andere Sache wichtig, so dass es nicht 
zu einer Verknüpfung kommt, also auf 
eine Übertragung auf den Bereich der 
Sozialleistungen. Der DGB und die Lan-
desverbände klären gemeinsam ab, wie 
diese Preisgestaltung auf verschiedene 
Bereiche übertragen werden kann. Das 
braucht ungefähr ein Jahr Vorbereitung. 
Im nächsten Jahr soll die Änderung 
kommen.

MW: Welche Auswirkungen hat 
das für uns Gehörlose?
HV: Für uns Gehörlose gibt es in vielen 
Bereichen Sozialleistungen, zum Beispiel 
Begleitung zur Schule, zu Konferenzen, 
Besprechungen mit Politikern, Arztbe-
suchen und vielem mehr. Es geht darum, 

die automatische Verknüpfung von die-
sen Bereichen mit der JVEG zu vermei-
den, damit wir keine Verschlechterung 
bezüglich der Teilhabe bekommen.

MW: Gibt es noch andere Berei-
che, die im Fokus stehen?
HV: Ja, der andere Bereich betriff t die 
Bildung. In den Schulen ist das Bilingu-
ale Konzept nicht vollständig umgesetzt 
worden. Nur einige Schulen haben das 
Konzept umgesetzt. Ein Grund ist auch, 
dass einige Bundesländer kein Geld 
haben. Es geht um Weiterbildung von 
Lehrern, dass sie die Gebärdensprache 
lernen. Schulen sehen das Bilinguale 
Konzept nicht als Bedarf an. Die Univer-
sitäten setzen das Konzept zumeist um. 
Immer mehr Studenten für das Lehramt 
lernen die Gebärdensprache. So können 
immer mehr Lehrer die Gebärdenspra-
che, doch die Schulen ziehen nicht mit. 
Der DGB ist hierfür gemeinsam mit den 
Landesverbänden aktiv. Und auch viele 
Eltern betroff ener Kinder setzen sich für 
die bilinguale Erziehung ein, worüber 
wir uns sehr freuen.

MW: Beim Bundesteilhabegesetz 
tritt 2020 die dritte Stufe in 
Kraft. 
HV: Ja, die erste Stufe erlangte 2017 
Gesetzeskraft, die zweite Stufe 2018 und 
in diesem Jahr die dritte Stufe. Das ist 
wieder ein wichtiger Meilenstein für uns 
Gehörlose. Der Grund ist, die soziale 
Teihabe bedeutet mehr ehrenamtliches 
Engagement. In unserem persönlichen 
Lebensumfeld bestand bisher für die 
Kommunikation mit anderen Personen, 
auch hörenden Personen, keine Dol-
metscherverpfl ichtung. Und nun 2020 
kann man auch für das persönliche 
Lebensumfeld Dolmetscher beantra-
gen. Wir müssen jetzt schauen, wie die 
Umsetzung in der Praxis ist, in Städten, 
Bundesländern, Behörden wie Einglie-
derungshilfeträgern. Die verschiedenen 
Erfahrungen sind jetzt wichtig, wenn 
Gehörlose einen Antrag stellen, ob es 
dann klappt. Jetzt heißt es Erfahrun-
gen sammeln, denn das ist eine große 
Chance für uns Gehörlose, dass wir hier 
eine Lebensverbesserung bekommen. 
Das Gesetz ist da, doch wie sieht es mit 
der Umsetzung aus. Das muss geprüft 

werden und darüber müssen wir uns 
austauchen und zwar mit der Umsetzung 
im gesamten Bundesgebiet.

MW: Das ist interessant. Da 
können wir Gehörlose also im 
privaten Bereich beispielsweise 
für einen Museumsbesuch einen 
Gebärdensprachdolmetscher 
beantragen?
HV: Ja! Wichtig ist, dass die Begrün-
dung für den persönlichen Bedarf 
vorliegt und dass auf die Barriere 
hingewiesen wird. Dann kann man einen 
Gebärdendolmetscher beantragen. Der-
zeit hält Thomas Worsek vom Gehörlo-
senverband Hamburg bei verschiedenen 
Gehörlosenvereinen in Deutschland über 
dieses Thema Vorträge.

MW: Es gibt Gerüchte bezüglich 
der Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Gehörlosen Sportver-
band (DGSV)?
HV: Der Deutscher Gehörlosen Sport-
verband ist für mich und für den DGB 
selbstverständlich ein ganz wichtiger 
Partner. Darüber besteht keine Frage. 
Wir brauchen die Zusammenarbeit 
und den Austausch. Was in den letzten 
Jahren nicht gut gelaufen ist, können wir 
hoff entlich klären. Wir haben bald einen 
Termin mit den Vertretern des DGSV, 
um die Angelegenheit zu bereinigen. 
Der Sportverband ist ganz wichtig, auch 
im Bildungsbereich, weil der Nachwuchs 
im DGSV Sport macht und soziale 
Kontakte pfl egen soll. Für junge gehör-
lose Menschen ist es eine Chance sich zu 
erweitern, Erfahrungen im sportlichen 
Bereich zu sammeln und in Deutschland 
sowie international zu reisen. Über diese 
Chancen sollte gut informiert werden, 
auch an den Schulen. Das ist für uns 

sehr wichtig. Der Grund ist, dass wir 
dadurch Sportler gewinnen und diese 
Gehörlosen in die Gehörlosengemein-
schaft mit einbeziehen. Wichtig ist 
ebenfalls die Jugendarbeit. Das bedeutet, 
dass junge Leute Erfahrung sammeln 
für Vereine, die Leitung und Steuerung, 
dass sie stark werden und Erfahrung und 
Kompetenz haben, um die Vereine und 
Verbände später zu führen. Zum Beispiel 
die Deutsche Gehörlosen-Sportjugend 
oder die Deutsche Gehörlosen-Jugend, 
beide sind gleichermaßen wichtig für 
unsere Zukunft. Wir vom DGB setzen 
uns für Themen ein, die auch für den 
DGSV wichtig sind.

MW: Ein anderes Thema: Wie ist 
der Stand beim Notruf?
HV: Dieses Jahr ist das Thema Not-
ruf sehr, sehr aktuell und wichtig. Der 
Grund ist, dass das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie schon 
festgelegt hat, dass 2020 eine staatliche 
Notruf-App kommen wird. Normaler-
weise sollte dies bereits letztes Jahr 
geschehen, doch nun soll die App dieses 
Jahr fertig werden. Die Ausschreibung 
dazu organisiert das Landesministerium 
von Nordrhein-Westfalen. Es ist eine 
Absprache mit dem Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie. Wie 
die Ausschreibung aussieht, welche 
Bedingungen es gibt, diese Informati-
onen haben wir nicht. Wir sind dabei, 
Kontakte zu knüpfen, um zu erfahren, 
welche Bedingungen in der Ausschrei-
bung stehen. Dieses Jahr muss der Notruf 
bis September zur Verfügung stehen, 
ansonsten muss Deutschland eine Strafe 
an die EU zahlen. Vor zwei Jahren haben 
die EU-Richtlinien für Barrierefreiheit 
mit dem Notruf und mobilen Anwen-
dungen herausgegeben und die Frist bis 
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September gesetzt. Die Frist gilt nicht nur 
für Deutschland, in ganz Europa muss 
der barrierefreie Notruf dann vorhanden 
sein. Auch die anderen Länder müssen 
bei Nichteinhaltung eine Strafe zahlen. 
Es ist noch nicht klar, ob Deutschland es 
schaff t, die Frist einzuhalten.

MW: „HandHelp“ hat eine App, 
die für uns Gehörlose passen 
würde.
HV: „HandHelp“ ist eine Möglichkeit, 
es gibt auch andere Anbieter. Sie müssen 
sich bei der Ausschreibung von Nord-
rhein-Westfalen beworben haben. Alle 
werden ihre Systeme vorstellen können, 
und es wird eine Auswahl geben, die 
für uns gehörlose Menschen passt. Die 
Software muss passen.

MW: Welche Vorstellungen hat 
der DGB?
HV: Einen Notruf mit Video und Text, 
so dass man einen Text abschicken kann. 
Derzeit bedient Tess den Notruf mit 
Video. Gehörlose können kostenfrei bei 
Tess anrufen und einen Notruf absetzen. 
Tess kann schnell reagieren und die Leit-
stelle anrufen. In Deutschland gibt es 
etwa 500 Leitstellen wie das Rote Kreuz, 
die Feuerwehr, die Polizei. Staatlich ist 
der Notruf über Tess noch nicht aner-
kannt. Das ist eine freiwillige Leistung 
von Tess. Für diesen Bereich sind Steff en 

Helbing und Daniel 
Büter zuständig. Beide 
bearbeiten und koor-
dinieren das Thema 
Notruf.

MW: Gibt es 
etwas, Helmut, 
was du den Lesern 
noch mitteilen 
möchtest?
HV: Ja, wir von Ge-
hörlosen Bund ärgern 
uns sehr, dass die 
barrierefreie Nach-
richtenerstattung in 
der aktuellen Situation 
mit der Coronavirus-
krise nicht optimal 
läuft. Wir sind davon 
ausgegangen, dass die 
Bundesbehörden oder 

das Bundesministerium für Gesundheit 
Gebärdensprachdolmetscher organisieren 
würden, doch es wurde nicht gemacht.

MW: Wie ist das passiert, 
warum ist es so gelaufen?
HV: Die Bundesoberbehörde Robert 
Koch-Institut und die Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung haben 
auf ihren Homepages Informationen 
nicht mit Gebärdensprachdolmetscher 
gezeigt. Die Bundesregierung hat ihre 
Pressekonferenz ebenso ohne Dolmet-
scher durchgeführt. Diese wichtigen 
Nachrichten müssen auch für uns 
gehörlosen Menschen zugänglich sein. 
Behinderte Menschen müssen erfahren, 
wie die Situation aussieht und was in 
Live-Fernsehsendungen gezeigt wird. 
Vor allem die Bundespressekonferenz 
muss mit Gebärdensprachdolmetscher 
sein. Uns vom DGB ist aufgefallen, dass 
im Fernsehen und Internet schon einige 
Sender ihre Beiträge mit Gebärdenspra-
che ausgestrahlt haben, der MDR, NDR 
und ARD. Die Fernsehanstalten kennen 
das. Die Bundesregierung war damit 
nicht vertraut, obwohl im Gesetz steht, 
dass sie verpfl ichtet sind, barrierefreie 
Informationen zu vermitteln. Sie haben 
die Möglichkeit die Bundesfachstelle für 
Barrierefreiheit zu fragen. Normalerwei-
se müssten sie zusammenarbeiten und 
sich gegenseitig austauschen, doch das 

wurde nicht gemacht. Eins ist positiv: 
Bundeskanzlerin Angela Merkel ist auf 
der Homepage der Bundesregierung in 
einem Film mit Gebärdensprachdolmet-
scher zu sehen. Zwar nicht live, doch 
später wurde der Beitrag mit Dolmet-
scher ausgestrahlt. Das ist schon mal ein 
Schritt in die richtige Richtung, es muss 
nur mehr werden. Bei Pressekonferen-
zen, seitens der Bundesbehörden oder 
des Bundesministeriums für Gesund-
heit müssen Beiträge mit Gebärden 
ausgestrahlt werden. In anderen euro-
päischen Ländern gibt es Dolmetscher 
bei Live-Sendungen. Das muss doch 
in Deutschland auch möglich sein. Wir 
haben vor kurzem unsere Stellung-
nahmen abgesandt. Politiker wie der 
Bundesbehindertenbeauftragter Jürgen 
Dusel haben die Stellungnahmen gut 
angenommen und sofort ihre Unterstüt-
zung zugesagt. 

MW: Gibt es noch andere Mög-
lichkeiten, als sich an Politiker zu 
wenden und zu beschweren?
HV: Das ist jetzt neu, dass es eine Be-
schwerdestelle aufgrund der EU-Richt-
linie geben wird. Dieses Jahr muss die 
Bundesfachstelle für Barrierefreiheit 
die Beschwerdestelle noch aufbauen. 
Deutschland hat durch die Verordnung 
des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BGG) eine Schlichtungsstelle, wo man 
sich auch beschweren kann. Die Schlich-
tungsstelle ist mit dem Bundesbehinder-
tenbeauftragten verbunden. Der DGB 
kann sich dort ebenfalls beschweren. Die 
Schlichtungsstelle organisiert in so einem 
Fall ein Schlichtungsgespräch mit den 
Bundesministerien bzw. Bundesbehör-
den. Sie können soviel Einfl uss nehmen, 
dass das Problem beseitigt wird. Also 
wir alle, wir Gehörlose, müssen gemein-
sam lauter werden und uns beschweren. 
Im Privatbereich sollten wir uns über 
andere Informationen, die im Internet 
live ausgestrahlt werden, beschweren. 
Darüber sollten wir uns in Zukunft bei 
der Beschwerdestelle melden, wenn 
Barrierefreiheit fehlt. Die Adresse für die 
Beschwerdestelle gibt es noch nicht, doch 
werden wir diese gleich bekanntgeben, 
sobald wir sie haben. Nach der EU-Richt-
linie muss es die Beschwerdestelle bis 
zum September geben.

MW: Also die Beschwerdestelle 
kommt erst und die Schlichtungs-
stelle gibt es schon lange.
HV: Genau! Die Adresse der Schlich-
tungsstelle lautet: Schlichtungsstelle nach 
dem Behindertengleichstellungsgesetz 
bei dem Beauftragten der Bundesregie-
rung für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen, Mauerstraße 53, 10117 
Berlin. Auf folgender Seite kann jeder 
online, bei Verletzung der Barrierefrei-
heit, einen Schlichtungsantrag stellen: 
behindertenbeauftragter.de/DE/
SchlichtungsstelleBGG/
SchlichtungsstelleBGG_node.html

MW: Gibt es noch etwas 
Wichtiges?
HV: Ja, leider müssen wir die Kund-
gebung und Demonstration wegen der 
Coronaviruskrise im Mai absagen. Wie 
es weitergeht, ist off en. Wir müssen jetzt 
abwarten, wie das öff entliche Leben 
verläuft.

MW: Wie werden die ehrenamtli-
chen Aktivitäten aussehen?
HV: Momentan ist in der ehrenamtli-
chen Tätigkeit sehr viel Einsatz gebracht 
worden, weil die Aufgabenverteilung 
besser geworden ist. Das Präsidium unter 
meiner Leitung hat jeden Monat ein- bis 
zweimal Online-Sitzungen durchge-
führt, je nach Aktualität. Wir haben eine 
interne Struktur mit mehr ehrenamtlich 
Tätigen für diverse politische Bereiche 
gefunden und dadurch Fachteams und 
Arbeitsgruppen gebildet. Wir brauchen 
noch eine bessere Verknüpfung mit den 
Landesverbänden. Wir versuchen bei 
Themen, die Bund und Länder betreff en, 
eine klarere Zusammenarbeit zu errei-
chen. Was dieses Jahr auch noch wichtig 
ist, ist der Staatsbericht. Es geht um die 
UN-Behindertenrechtskonvention. Alle 
vier Jahre müssen die einzelnen Länder 
ihre Staatsberichte abgeben. Die Bundes-
regierung muss Report leisten, was bis 
jetzt für Menschen mit Behinderung um-
gesetzt wurde. Die Landesregierungen 
sind mit einbezogen. Das bedeutet die 
Bundesregierung und die 16 Landesre-
gierungen der Bundesrepublik Deutsch-
land müssen zusammen den Staatsbericht 
erstellen. Die Behindertenverbände 
erstellen ebenso einen Bericht, der heißt 

Parallel-Bericht, der aufzeigt, was fehlt, 
also was nicht gut oder überhaupt nicht 
umgesetzt wurde. Wir als DGB sind 
mit verschiedenen Fachthemen dabei 
und erstellen den Bericht mit anderen 
Verbänden gemeinsam. Beispielsweise 
mit dem Deutschen Schwerhörigen-Bund 
und mit der Deutschen Gesellschaft der 
Hörbehinderten. Der Bericht muss vor-
aussichtlich bis zum Herbst 2020 erstellt 
sein. Der deutsche Staatsbericht und der 
Parallel-Bericht werden dann gemein-
sam in Genf beim Fachausschuss für die 
UN-Behinder-
tenrechtkonven-
tion abgegeben. 
Dann wird etwas 
Zeit vergehen 
und in etwa zwei Jahren werden Vertre-
ter von der Bundesregierung und von den 
Behindertenverbänden gemeinsam ein-
geladen, um Stellung zu nehmen. Die in-
ternationalen Verbindungen laufen nach 
wie vor mit unseren Dachverbänden, 
der Europäischen Union der Gehörlosen 
(European Union of the Deaf - EUD) und 
dem Weltverband der Gehörlosen.

MW: Für den DGB ist die Öffent-
lichkeitsarbeit sehr wichtig.
HV: Auf jeden Fall. Wir können durch 
die Öff entlichkeitsarbeit über unsere Ar-
beit berichten. Wir zeigen nicht nur den 
Mitgliedern, in welchen Bereichen wir 
tätig waren und was geschaff t wurde. Wir 
veröff entlichen Stellungnahmen, Presse-
mitteilungen, Newsletter, Filmaufnah-
men in Gebärdensprache. So informieren 
wir die Gehörlosen und die Öff entlich-
keit. Die Geschäftsstelle in Berlin ist mit 
drei Personen besetzt. Alle sind sehr fl ei-
ßig und arbeiten sehr gut. Das ist für uns 
vom Präsidium sehr wichtig. Ein wich-
tiger Mann im Team ist Daniel Büter. Er 
ist Referent für politische Bildung und 
Öff entlichkeitsarbeit. Er ist in Vollzeit 35 
Stunden die Woche für uns tätig.

MW: Ist geplant noch mehr Per-
sonal einzustellen?
HV: Wir haben schon den Antrag ge-
stellt. Derzeit haben wir einen hauptamt-
lichen Referenten für politische Bildung 
und Öff entlichkeitsarbeit, eine Verwal-
tungsmitarbeiterin für 20 Stunden die 
Woche und eine Assistenzkraft für das 

Präsidium, also insbesondere für mich, 
20 Stunden die Woche. Eineinhalb 
Stellen werden über BAMS fi nanziert, 
über die Partizipationsförderung für die 
politische Arbeit. Eine halbe Stelle fi nan-
ziert der DGB selbst. Im Sommer hoff en 
wir, noch einen hauptamtlichen Mitar-
beiter zu bekommen, der über BAMS 
und die Partizipationsförderung bezahlt 
wird. Dann sollte es so sein, dass wir 
einen Mitarbeiter für die Öff entlichkeits-
arbeit haben und einen Mitarbeiter für 
die politische Arbeit. Das würde mehr 

Potential für unsere 
politischen Anlie-
gen bedeuten, und 
wir könnten uns 
Gehörlose politisch 

noch besser vertreten und eine bessere 
Zusammenarbeit auf der Bundesebene 
erreichen. Schade ist, dass es in den 
Bundesländern kaum Gesetze für Parti-
zipationsförderungen gibt. So ist es nicht 
möglich, dass ein Landesverband einen 
Antrag für eine Partizipationsförderung 
stellt. Das kann nur der Bund. Wenn die 
Länder das auch hätten, wäre alles viel 
leichter. Die politische Arbeit könnte so 
in den Bundesländern viel mehr vorange-
trieben werden.

MW: Helmut, was wünschst du dir 
von der Gehörlosengemeinschaft? 
HV: Ich hoff e, dass es in der schlim-
men Zeit mit dem Coronavirus vielen 
Gehörlosen und Gebärdensprachnutzern 
weiter gut gehen wird. Wir müssen 
gemeinsam darauf achten und brauchen 
dafür guten Zusammenhalt. Wie ich die 
Gehörlosengemeinschaft von früher und 
heute kenne, hält sie in kritischen Zeiten 
oft gut zusammen. Der DGB wird den 
Gehörlosen und den Gebärdensprachnut-
zern in dieser Zeit beistehen. Natürlich 
sind viele Gehörlose ehrenamtlich aktiv 
in Vereinen und Verbänden. Ich hoff e, 
dass noch andere Gehörlose sich ebenso 
ehrenamtlich engagieren, heute und spä-
ter, nach der bekannten Devise: Gemein-
sam macht stark!

MW: Lieber Helmut, vielen Dank 
für den Einblick in die politische 
Arbeit und für die Vorausschau. 
Alles Gute für dich und für die Ar-
beit des DGB und bleibe gesund!

Die Gehörlosengemein-
schaft hält in kritischen 
Zeiten gut zusammen.

Helmut Vogel
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>>> In der Gehörlosen-Szene ist er weithin bekannt: Daniel Büter, der Mann, der 
den Deutschen Gehörlosen-Bund e. V. (DGB) seit dem 1. Juli 2017 als Referent 
für politische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit nach außen vertritt. Im Interview 
erzählt Daniel Büter von seinem Privatleben und gibt einen tiefen Einblick in das 
große Arbeitsgebiet des DGBs mit seinen Aufgaben und Zielen.   

Marc Weigt: Hallo lieber Daniel, 
viele von unseren Lesern kennen 
dich bereits, doch stelle dich 
bitte kurz vor.
Daniel Büter: Hallo Marc, mein Name 
ist Daniel. Ich bin 42 Jahre alt und seit 
Geburt gehörfrei. Im Sommer 2010 
habe ich mich von meiner Frau getrennt 
und bin nach München gezogen. Sie ist 
mit unseren zwei Kindern nach London 
gezogen. Jetzt lebe ich mit meiner Le-
benspartnerin zusammen am Boden-
see, wir haben ein gemeinsames Kind. 
Insgesamt habe ich also drei Kinder, 
die 17, 15 und vier Jahre alt sind. Der 
Bodenseekreis ist mein Lebensmittel-
punkt. Ich lebe wahnsinnig gern hier. 
Es ist herrlich ruhig und die Landschaft 
mit dem See und den Bergen ist wun-
derschön. Das fasziniert mich.

MW: Daniel erzähle uns aus dei-
ner Kindheit, von deinen Eltern. 
Hast du Geschwister?
DB: Ich bin in Jena geboren, wo meine 
Eltern studiert haben. Aufgrund meiner 
Gehörlosigkeit, des Baus einer neuen 
Schule und eines Internats und wegen 
einer neuen Arbeitsstelle als Lehre-
rin für meine Mutter sind wir nach 
Halberstadt gezogen. Dort bin ich als 
Einzelkind aufgewachsen. Meine Kind-
heit habe ich schön und unbeschwert 
empfunden. Ich habe ein paar Jahre 
beim SV Langenstein Fußball gespielt, 
was sehr schön war. Langenstein ist ein 
Dorf, das zirka fünf Kilometer vor Hal-
berstadt liegt. Zweimal pro Woche bin 
ich mit dem Fahrrad von Halberstadt 
nach Langenstein gefahren, um dort 
am Fußballtraining mit der Jugend-

mannschaft teilzunehmen, und abends 
bin ich zurück nach Hause gefahren. 
Am Wochenende habe ich oft Fußball 
gespielt und als Mittelstürmer sehr 

viele Tore geschossen. Am schönsten 
war es, mit meiner Mannschaft den 
Pokal in Spanien gewonnen und nach 
Langenstein geholt zu haben. Weitere 
Erfolge waren Aufstiege von der Kreis-
klasse über die Kreisliga bis in die 
Landesklasse. Ich habe mit Maik Franz 
zusammengespielt, der später Profi  in 
der Fußball Bundesliga geworden ist. 
Wenn ich hörend wäre, wäre ich in 
Langenstein geblieben, um dort weiter 
zu wohnen und zu arbeiten. Langen-
stein war meine Heimat, die mir sehr 
ans Herz gewachsen ist.

MW: Welche Schul- und Berufs-
ausbildung hast du gemacht? 
Und wo?
DB: Nach dem Realschulabschluss 
besuchte ich die Kollegschule im 
Bildungsgang Wirtschaft in Essen 
und machte erfolgreich mein Abitur. 
Anschließend nahm ich einen Ausbil-
dungsplatz zum Versicherungskauf-
mann bei der Allianz-Versicherung 
in Berlin an. Leider wurde ich in der 
Probezeit gekündigt. Danach arbeitete 
ich freiberufl ich als Gebärdensprach-
dozent. Von 2003 an studierte ich 
Lehramt Sonderpädagogik an der Uni-
versität Köln, schloss das erste Staats-
examen erfolgreich ab und begann 
mein Referendariat. Im Jahr 2010 zog 
ich nach München und versuchte, mein 
Referendariat fortzusetzen. Nebenbei 
engagierte ich mich als Vorstands-
mitglied des Gehörlosenverbandes 
München und Umland und wirkte bei 
der Organisation des 1. Internationalen 
Fachkongresses 2010 in Saarbrücken 
und der 5. Deutschen Kulturtage der 
Gehörlosen 2012 in Erfurt mit. Bei der 
Abschlussfeier in Erfurt habe ich end-
gültig entschieden, das Referendariat in 
München aufzugeben bzw. nicht wei-
terzumachen und mich berufl ich neu zu 
orientieren. Im März 2013 bekam ich 
eine Arbeitsstelle als Geschäftsführer 
beim Landesverband der Gehörlosen 
Baden-Württemberg in Stuttgart. Im 
Juli 2017 wechselte ich dann zum Deut-
schen Gehörlosen-Bund nach Berlin, 
wo ich die Arbeitsstelle als Referent für 
politische Bildung und Öff entlichkeits-
arbeit antrat. Mein Weg war also eine 
Achterbahnfahrt.

MW: Wenn du auf deine jungen 
Jahre zurückblickst, welchen 
Unterschied stellst du zu den 
Möglichkeiten der heutigen Ju-
gend fest?
DB: Ich stelle fest, dass junge Leute in 
der heutigen Zeit viele gute Möglich-
keiten erhalten, die ich in meiner Kind-
heit und Jugend nicht hatte: Anerken-
nung der Gebärdensprache, bilingualer 
Unterricht mit Gebärdensprache, breite 
Auswahl in Bezug auf Beruf und Studi-
um, Medien (TV und Internet) mit DGS 
und Untertiteln, Technologie – aber 
manchmal vermisse ich das Leben der 
DDR. Dabei denke ich vor allem an das 
Schulsystem (Pioniere, FDJ, Jugend-
weihe), Sport und menschliche Wärme, 
nicht aber an die fehlende Reisefreiheit 
und die Wirtschaft.

MW: Du bist beim Deutschen 
Gehörlosen-Bund e. V. (DGB) 
Referent für die Öffentlichkeits-
arbeit. 
DB: Seit dem 01.07.2017 habe ich als 
Referent für politische Bildung und Öf-
fentlichkeitsarbeit mit 35 Wochenstun-
den im Rahmen des Projektes „Inten-
sivierung der Verbandsarbeit und mehr 
Partizipation an politischen Entschei-
dungsprozessen“ gearbeitet, das durch 
die Partizipationsförderung nach §19 
BGG gefördert wurde. Dieses Projekt 
endete am 30.06.2020. Es hat sich sehr 
positiv auf die politische Verbands-
arbeit ausgewirkt und diese gestärkt. 
Die ehrenamtliche Verbandsarbeit des 
Präsidiums und des Beirats ist dadurch 
erleichtert worden. Die Öff entlich-
keitsarbeit und die Kooperationen mit 
Bundesministerien, Abgeordneten, 
Behinderten- und Sozialverbänden 
haben sich verbessert. Wir haben viele 
Meilensteine des Projekts erreicht: die 
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Neufassung des Forderungskatalogs, 
das Verfassen von Pressemitteilungen 
und Stellungnahmen und die Erstellung 
von Monatsberichten wie auch von 
Filmbeiträgen in DGS und mit Unterti-
teln. Außerdem haben wir regelmäßig 
Newsletter versendet, die Dokumenta-
tion „Wahlprüfsteine zur Bundestags-
wahl 2017“ veröff entlicht, zahlreiche 
Gespräche geführt etc. Am 01.07.2020 
hat ein neues dreijähriges Projekt 
begonnen, um die politische Ver-
bandsarbeit und Öff entlichkeitsarbeit 
nachhaltig weiterzuentwickeln und zu 
vertiefen. Es gibt auch eine berufl iche 
Veränderung für mich: Ich bin weiter-
hin als Referent für politische Arbeit 
mit 39 Wochenstunden tätig und gebe 
die Aufgabe des Referenten für Pres-
se- und Öff entlichkeitsarbeit an meinen 
neuen Kollegen, Wille Felix Zante, ab. 
Das bedeutet eine deutliche Entlastung 
für das Präsidium des DGB und auch 
für mich, denn ich kann mich so stärker 
auf die politische Arbeit konzentrieren.

MW: Was zählt zu deinen 
Aufgaben?
DB: Zu meinen Aufgaben zählen unter 
anderem die Wahrnehmung von poli-
tischen Aufgaben für die Interessen-
vertretung der Gehörlosen-/Gebärden-
sprachgemeinschaft auf Bundesebene, 
die Begleitung von Gesetzgebungs-

verfahren des Bundes und politische 
Lobbyarbeit, die Mitverfolgung der 
Debatten im Bundestag und Bundesrat, 
das Lesen der relevanten Plenarproto-
kolle, die Beobachtung und Analyse 
aktueller Entwicklungen in der Behin-
derten-, Gesundheits- und Sozialpolitik 
sowie entsprechende Recherchen, das 
Verfassen von verbandspolitischen 
Stellungnahmen und Positionspapieren 
zu Gesetzen und Verordnungen, die in-
haltliche Begleitung der Weiterentwick-
lungs- und Umsetzungsprozesse des 
Nationalen Aktionsplans der Bundesre-
gierung zur Umsetzung der UN-BRK, 
die inhaltliche Begleitung des Umset-
zungsprozesses des Bundesteilhabege-
setzes, die Koordination der Arbeiten im 
Beirat, die Aktualisierung des Organi-
gramms des DGB, die Netzwerkarbeit 
und Kontaktpfl ege mit Institutionen, 
Politiker/-innen, Ministerien und Behin-
dertenverbänden und die Teilnahme an 
Gremiensitzungen, Kongressen, Fachta-
gungen, Workshops und Seminaren.

MW: Welche wichtigen Themen 
sind im Moment aktuell?
DB: Ich setze mich gerade mit den 
folgenden aktuellen politischen The-
men auseinander: 13 Themen aus dem 
Forderungskatalog des DGB (Arbeit, 
Bildung, Gesundheit, Kinder und 
Jugendliche, Frauen, Senioren, Mobi-
lität, gesellschaftliche und politische 
Teilhabe, Barrierefreie Medien, Barri-
erefreier Notruf, Förderung der Ge-
bärdensprache und Gehörlosenkultur, 
Behindertenpauschbeträge, Stiftung 
Anerkennung und Hilfe) Weiterent-
wicklungs- und Umsetzungsprozesse 
des Nationalen Aktionsplans 2.0 der 
Bundesregierung zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention, 
Weiterentwicklungs- und Umsetzungs-
prozesse des Bundesteilhabegesetzes, 
Weiterentwicklungs- und Umsetzungs-
prozesse des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes und des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes, Umset-
zung des Europäischen Rechtsakts zur 
Barrierefreiheit („European Accessibi-
lity Act“, kurz EAA) und der wesent-
lichen EU-Richtlinien, Umsetzung des 
Telekommunikationsgesetzes und des 
Medienstaatsvertrages.

MW: Wie bewertest du die Zu-
sammenarbeit mit den Ministeri-
en und Politikern?
DB: In der Bundesrepublik Deutsch-
land besteht die Bundesregierung 
derzeit aus der Bundeskanzlerin und 
den 14 Bundesministerien. Bis jetzt 
hat der Deutsche Gehörlosen-Bund 
bereits zahlreiche Gespräche mit sieben 
verschiedenen Bundesministerien über 
verschiedene Themen aus dem Forde-
rungskatalog geführt. Vor allem gab es 
viele Gespräche mit dem Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales und dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie. Ich halte diese Zusammenar-
beit für positiv. Im 19. Deutschen Bun-
destag sind insgesamt 709 Abgeordnete 
aus sieben politischen Parteien (CDU/
CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und 
Bündnis 90/Die Grünen) vertreten. Das 
ist eine Rekordzahl in der Geschichte. 
Mit schätzungsweise 70 Abgeord-
neten hat der DGB bereits Kontakt 
aufgenommen und sich ausgetauscht. 
Wichtige Ansprechpartner/-innen sind 
für uns die fünf Sprecher/-innen für 
Behindertenpolitik: Wilfried Oellers 
(CDU/CSU), Angelika Glöckner (SPD), 
Jens Beeck (FDP), Sören Pellmann (Die 
Linke) und Corinna Rüff er (Bündnis 
90/Die Grünen). Die Zusammenarbeit 
mit diesen fünf Personen bewerte ich 
ebenfalls als positiv.

MW: Sind „Die Grünen“ mit 
Corinna Rüfer für uns Gehörlose 
eine wichtige Partei?
DB: Laut Satzung ist der DGB partei-
politisch und konfessionell neutral. Wir 
arbeiten mit sechs politischen Parteien 
gerne zusammen – nur nicht mit der 
AfD, weil die Zusammenarbeit mit den 
Grundsätzen des DGB und der UN-Be-
hindertenrechtskonvention nicht ver-
einbar ist. Corinna Rüff er ist seit 2013 
und damit am längsten die Sprecherin 
für Behindertenpolitik –, sie ist für uns 
eine sehr wichtige Ansprechpartnerin. 
Mitte Dezember 2019 habe ich ein fast 
zweistündiges intensives Gespräch mit 
ihr in ihrem Abgeordnetenbüro geführt. 
Ich war überrascht und begeistert, dass 
sie den Forderungskatalog des DGB 
gründlich gelesen hatte. Über alle 13 
Themenbereiche aus dem Forderungs-

katalog haben wir lang diskutiert. Sie 
nimmt unsere Forderungen der Gehör-
losen-/Gebärdensprachgemeinschaft 
ernst und setzt ein paar Punkte um. 
Zum Beispiel hat sie den Wissenschaft-
lichen Dienst des Deutschen Bundesta-
ges damit beauftragt, eine Aufstellung 
darüber zu erstellen, wie die rechtliche 
Stellung der Gebärdensprachen in Eu-
ropa ist. Außerdem hat Corinna Rüff er 
an den wichtigen Veranstaltungen des 
DGB teilgenommen, zum Beispiel an 
der Fachtagung zum barrierefreien 
Notruf 2016, an der Wahlkampfveran-
staltung mit Podiumsdiskussion zur 
Bundestagswahl 2017, an den 6. Deut-
schen Kulturtagen der Gehörlosen 2018, 
an der CI-Fachtagung 2018 usw.

MW: Wie schätzt du das neue 
Bundesteilhabegesetz ein?
DB: Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) 
hat die rechtlichen Regelungen für 
Menschen mit Behinderungen im Sinne 
der UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK) reformiert und zu einem 
modernen Teilhaberecht weiterent-
wickelt. Das Sozialgesetzbuch IX ist 
durch das BTHG neu gefasst worden. 
Die Eingliederungshilfe für Behinderte 
ist aus dem bisherigen Fürsorgesystem 
der Sozialhilfe nach dem SGB XII 
herausgelöst und in das SGB IX mit 
eingebunden worden. Das BTHG tritt 
in vier Stufen zwischen dem 30.12.2016 
und dem 01.01.2023 in Kraft. Bis zum 
31.12.2019 wurden Dolmetscherkosten 
für gehörlose Menschen im privaten 
und ehrenamtlichen Bereich nicht über-
nommen. Ab dem 01.01.2020 wurden 
die Leistungen zur sozialen Teilhabe (§ 
76 – 84, SGB IX) und zu Assistenzleis-
tungen im Rahmen der dritten Reform-
stufe reformiert, um eine individuelle 
Lebensführung zu ermöglichen und die 
volle, wirksame und gleichberechtigte 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
zu fördern. Seitdem können gehörlose 
Menschen einen Antrag auf Kosten-
übernahme für Gebärdensprachdolmet-
scher/-innen im privaten und ehren-
amtlichen Bereich nach §82 SGB IX 
(Leistungen zur Förderung der Verstän-
digung) bei dem Träger der Eingliede-
rungshilfe stellen. Es ist sehr problema-
tisch, dass §82 SGB IX Gehörlosen nur 

dann ein Recht auf diese Leistungen 
zuspricht, wenn sie aus besonderem 
Anlass benötigt werden. Daneben wird 
Kommunikation in §78 als Anlass für 
Assistenzleistungen erwähnt. Diese 
Unterscheidung ist verwirrend! Daher 
müssen die Regelungen zu den Leis-
tungen zur Kommunikation vereinfacht 
werden, indem sie in einem Paragrafen 
zusammengefasst werden. Wir fordern, 
die Formulierung „aus besonderem An-
lass“ in §82 SGB IX „Leistungen zur 
Förderung der Verständigung“ zu strei-
chen. Wir sind der Meinung, dass diese 
Formulierung ein großes Hindernis für 
die gehörlosen Leistungsberechtigten 
darstellt. Zudem sollte auf §99 SGB IX 
zur Defi nition des leistungsberechtig-
ten Personenkreises verzichtet werden, 
und §78 SGB IX „Assistenzleistungen“ 
sollte um notwendige Unterstützung 
durch Dolmetscher/-innen für DGS 
und Deutsch und andere professionelle 
Kommunikationshilfen (Taubblin-
denassistenz) bei ehrenamtlichen und 
politischen Tätigkeiten ergänzt werden. 
Wir fordern die Abschaff ung der Ein-
kommens- und Vermögensabhängigkeit 
von Leistungen zur sozialen Teilhabe. 
Der Deutsche Gehörlosen-Bund hat am 
26.04.2016 eine Stellungnahme zum 
Thema BTHG veröff entlicht. Diese 
Stellungnahme ist immer noch aktuell, 
da die Anmerkungen bzw. Wünsche 
des DGB noch nicht angenommen und 
umgesetzt werden. Übrigens gibt es 
auch einen sehr guten Artikel von Prof. 

Dr. Ulrich Hase mit dem Titel „Das 
BTHG im Spektrum der Erwartungen 
von Menschen mit Hörbehinderun-
gen“, der in „Das Zeichen 106“ (Nr. 
106, Seite 204-212) erschienen ist. Den 
Forderungsbereich „gesellschaftliche 
und politische Teilhabe“ hat der DGB 
in seinem Forderungskatalog (Seite 
19-21) beschrieben. Der DGB plant, 
eine Pressemitteilung zu verfassen und 
zur Sammlung von Ablehnungsbeschei-
den und Widerspruchsschreiben von 
Gehörlosen und anderen Menschen mit 
Hörbehinderungen aufzurufen. Die Er-
gebnisse können für die Evaluation ver-
wendet und auch dazu genutzt werden, 
die Forderungen zu den Nachbesserun-
gen des BTHG neu zu formulieren.
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MW: Katja Fischer ist in den 
Behindertenbeirat in Berlin 
gewählt worden, Ralph Rau-
le zum Senatskoordinator für 
die Gleichstellung behinderter 
Menschen in Hamburg. Welche 
Vorteile siehst du darin für die 
Behindertenpolitik?
DB: Dass mit Katja Fischer vom Ge-
hörlosenverband Berlin, Gaston von 
Krshiwoblozki von der Gesellschaft 
zur Förderung der Gehörlosen in Berlin 
und Thomas Zander vom Elternverein 
Hörbehinderter Kinder Berlin-Bran-
denbur, drei gehörlose Personen in 
den Landesbeirat für Menschen mit 

Behinderung im Senat von Berlin 
für die 5. Amtsperiode von 2020 bis 
2025 gewählt worden sind, freut mich 
besonders. Der Senat Hamburg hat der 
Bürgerschaft Ralph Raule als Se-
natskoordinator für die Gleichstellung 
behinderter Menschen vorgeschlagen. 
In Deutschland wäre Ralph Raule 
nach Prof. Dr. Ulrich Hase erst der 
zweite hörbehinderte Mensch in dieser 
Funktion. Ich halte das für großartig. 
Zum Beispiel sind Dr. Ádám Kósa aus 
Ungarn und Helga Stevens aus Belgi-
en als Abgeordnete im Europäischen 
Parlament und Dr. Gergely Tapolczai 
ist Abgeordneter im ungarischen 
Parlament. Es wäre vorteilhaft für die 
Behindertenpolitik auf der Bundese-
bene, wenn ein paar Gehörlose oder 
andere Menschen mit Behinderung als 
Abgeordnete im Bundestag säßen.

MW: Es gibt immer noch viel zu 
wenig Gebärdensprachdolmet-
scher. Wie kann deiner Meinung 
nach der Notstand behoben 
werden?
DB: Seit Mitte der 1990er Jahre werden 
in Deutschland Dolmetscher*innen 
für DGS und Deutsch an Hochschulen 
ausgebildet. Akademische Abschlüsse 
zum/zur Dolmetscher*in für DGS und 
Deutsch können derzeit an sieben Bil-
dungseinrichtungen, an der Universität 
Hamburg, Fachhochschule Magdeburg, 
Westsächsische Hochschule Zwickau, 
Humboldt-Universität zu Berlin, 
Hochschule Landshut, Hochschule Fre-
senius, Universität zu Köln, erworben 
werden. Neben diesen Ausbildungen 
gibt es seit Ende der 1990er Jahre auch 
die Möglichkeit, bei zwei Institutionen 
– in Darmstadt und in Nürnberg – die 
Anerkennung als staatlich geprüfte/-r 
Dolmetscher/-in für DGS und Deutsch 
zu erlangen. Die Zahl von schätzungs-
weise 800 Dolmetscher/-innen für 
DGS und Deutsch, die in Deutschland 
arbeiten, ist noch immer viel zu niedrig 
– es besteht nach wie vor ein Mangel 
an Dolmetscher/-innen. Wir fordern 
mehr Dolmetscher/-innen für DGS 
und Deutsch in Deutschland und neue 
Studiengänge zum/zur Dolmetscher*in 
für DGS und Deutsch an Hochschulen, 
insbesondere in Südwestdeutschland.

MW: Die Paulinenpfl ege Winnen-
den bietet für die Ausbildung von 
Hörenden zu Gebärdensprachdol-
metschern das Berufskolleg Ge-
bärdensprache an. Sollte dafür 
nicht mehr „Werbung“ gemacht 
werden? Auch seitens des DGB, 
um mehr Gebärdensprachdol-
metscher zu bekommen?
DB: Dass die Paulinenpfl ege Winnenden 
eine zweijährige schulische Ausbildung 
mit den zusätzlichen Fächern Gebär-
densprache und Gehörlosenkultur für 
hörende Personen anbietet, ist großartig. 
Dort kann man die allgemeine Fach-
hochschulreife und Vorkenntnisse in 
Gebärdensprache und Gehörlosenkultur 
erwerben, um sich an der Hochschule 
zum/zur Dolmetscher*in für DGS und 
Deutsch ausbilden zu lassen. So werden 
gute Voraussetzungen für die Aufnahme 
der Ausbildung geschaff en. Der DGB 
begrüßt dies und unterstützt dieses in 
Deutschland einmalige Angebot.

MW: Sind im DGB Veränderun-
gen geplant, strategisch oder 
personell? 
DB: Nach dem starken Schuldenabbau 
und den Maßnahmen zur Sanierung, 
Restrukturierung und Stabilisierung 
wurden durch fi nanzielle Unterstüt-
zungen  wie durch Mitgliedsbeiträge, 
Spenden, Selbsthilfeförderungen, Par-
tizipationsförderung und Förderung der 
Aktion Mensch, fünf Personalstellen in 
der Geschäftsstelle des DGB geschaf-
fen: Ngoc Mai Nguyen ist als Verwal-
tungsmitarbeiterin hinzugekommen, 
Dr. Anja Gutjahr arbeitet als Assisten-
tin des Präsidiums, Wille Felix Zante 
als Referent für Presse- und Öff ent-
lichkeitsarbeit, Petra Alaei als Projekt-
leiterin für den 4. Bildungskongress, 
und ich bin als Referent für politische 
Arbeit tätig. Das Präsidium freut sich 
sehr über diesen wieder erreichten Per-
sonalstand zum Wohl der Gehörlosen- 
und Gebärdensprachgemeinschaft. Die 
dauerhafte und fi nanzielle Absicherung 
von mehr als den genannten fünf Per-
sonalstellen wäre im Sinne der zukünf-
tigen Nachhaltigkeit sinnvoll – dies ist 
allerdings noch off en und fraglich, weil 
weniger Mitgliedsbeiträge und Spenden 
eingenommen werden. Erstens sind die 

Mitgliederzahlen rückläufi g, zweitens 
fehlt es an Nachwuchs, drittens sind 
gehörlose Personen nicht mehr bereit, 
sich in der Vereins- bzw. Verbandsar-
beit ehrenamtlich zu engagieren.

MW: Gibt es eine Lösung?
DB: Vor zwei Jahren ist der Antrag 
des Landesverbandes der Gehörlosen 
Bayern bei der Bundesversammlung 
des DGB in Magdeburg angenommen 
worden, eine Arbeitsgruppe „Um-
strukturierung des DGB 2.0“ einzu-
richten, die zukünftig Lösungen für 
eine konkrete Umsetzung und Verbes-
serung der Zusammenarbeit mit den 
Landesverbänden erarbeiten soll. Im 
Frühjahr 2019 in Kassel hat die Ar-
beitsgruppe die Bestandsaufnahme der 
aktuellen Struktur, der Finanzierung, 
der Stimmenzahlen und der Mitglie-
derentwicklung vorgestellt und Pro-
bleme, Ideen und Lösungsvorschläge 
in den Bereichen Informationsfl uss, 
Namensstruktur sowie Transparenz 
und Strategieplanung präsentiert. Bei 

der Arbeitstagung im Sommer 2019 in 
Frankfurt wurde die Arbeit der Ar-
beitsgruppe „DGB 2.0“ fortgesetzt und 
es wurde in einem Workshop über die 
vier Themen „Umstrukturierung, In-
formationsfl uss, Strategieplanung und 
Jugendorganisation“ diskutiert. Die Er-
gebnisse des Workshops wurden bei der 
Bundesversammlung 2019 in Augsburg 

vorgestellt. Die Arbeitsgruppe „DGB 
2.0“ wird einen Maßnahmenkatalog 
zu neun Themen (Informationsfl uss, 
Strategieplanung, Jugendorganisation, 
Umstrukturierung, Namensstrukturen, 
Mitgliedervorteile, Führungsseminar, 
Personalausbau (Fundraising, Projekt-
leitung) und Länderrat) erstellen und 
bearbeiten.

Unterwegs auf der Vespa mit Blick auf 
Bodensee und Alpen im Sommer 2020

Porträt von 2014

6. Deutsche Kulturtage 
der Gehörlosen 2018: 
Daniel mit seiner 
Lebenspartnerin Natalia

Ein ganzes Jahr lang 
Lesefreude mit vielen 
Bildern für nur 49 Euro!

Aboformular Seite 65 
www.life-insight.de

...und jetzt 

noch ein
 

Abo von
 

Life InS
ight!

Life InSight® 114 377376



MW: Wie siehst du die Zusam-
menarbeit mit den Landesver-
bänden?
DB: Ich muss ehrlich zugeben, dass die 
Zusammenarbeit mit den 16 Landesver-
bänden der Gehörlosen nicht optimal 
läuft. Im Rahmen des neuen dreijähri-
gen Projektes streben wir an, vor dem 
Hintergrund des föderativen Systems 
der Bundesrepublik Deutschland einen 
Länderrat mit den 16 Landesverbänden 
der Gehörlosen einzurichten. Der Län-
derrat soll den Austausch über politische 
Themen fördern, die Kommunikation 
und Zusammenarbeit mit den Landes-
verbänden verbessern und die gemein-
same politische Verbandsarbeit stärken. 
Mindestens einmal pro Jahr soll eine 
Sitzung des Länderrates stattfi nden. Der 
Ort der Sitzung des Länderrates ist das 
Bundesland, welches die Präsidentschaft 
des Bundesrates übernimmt: 1.11.2020 
bis 31.10.2021 – Sachsen-Anhalt, 
1.11.2021 bis 31.10.2022 – Thüringen, 
1.11.2022 bis 31.10.2023 – Hamburg. 
Er ist der Ort, an dem unterschiedliche 
Auff assungen über den richtigen poli-
tischen Weg formuliert und diskutiert 
werden. Der Länderrat wirkt an der Ent-
wicklung, Überarbeitung und Aktuali-
sierung des Forderungskatalogs und der 
Ziele der politischen Arbeit mit.

MW: Wann ist die nächste Sit-
zung geplant?
DB: Wir organisieren eine Arbeitsta-
gung zum Thema des Länderrats am 
11./12.09.2020 in Frankfurt am Main, 
um ein Konzept der Arbeitsweise und 
eventuell eine Geschäftsordnung vorzu-
stellen und zu diskutieren. Bei der Bun-
desversammlung vom 30.10. bis zum 
01.11.2020 in Berlin soll die Satzungs-
änderung bezüglich der Einrichtung ei-

nes Länderrates vollzogen werden. Bei 
der Sitzung des Länderrates können der 
DGB und die 16 Landesverbände der 
Gehörlosen ab dem Jahr 2021 gemein-
sam die fünf wichtigsten politischen 
Ziele und konkrete politische Themen 
bestimmen, darüber diskutieren und 
eine Priorisierung hinsichtlich der 
politischen Themenschwerpunkte vor-
nehmen. Dann können wir uns darüber 
austauschen, wie wir diese Themen 
umsetzen bzw. wie unsere Ziele er-
reicht werden können.

MW: Wie können wir Gehörlose 
den DGB bei seiner Arbeit unter-
stützen?
DB: Der Deutsche Gehörlosen-Bund 
freut sich immer über fi nanzielle Un-
terstützung für die Verstärkung seiner 
politischen Arbeit durch eine Spende 
oder eine Fördermitgliedschaft.

MW: Jetzt werden meine Fra-
gen eher privat. Welche Eigen-
schaften schätzt du bei deinen 
Freunden?
DB: Am meisten an meinen Freunden 
schätze ich, dass sie immer für mich da 
sind, fragen, wie es mir geht oder ob 
ich ihre Unterstützung brauche, und an 
mich denken. Das gilt auch umgekehrt. 
Ehrlichkeit, Zuverlässigkeit, Vertrau-
en, Off enheit, Respekt und Humor 
sind für mich wichtige Eigenschaften 
von Freunden. Wir können frei erzäh-
len und uns miteinander wohlfühlen, 
lachen und weinen.

MW: Auf welche eigene Leis-
tung bist du besonders stolz?
DB: Ich freue mich immer, wenn ich es 
geschaff t habe, eine kleine oder große 
Aufgabe zu erledigen. Ich bin zufrie-

den mit meinem Leben, besonders mit 
der Arbeit beim Deutschen Gehörlo-
sen-Bund und mit meiner Familie, mei-
ner Lebenspartnerin, unserem gemein-
samen Sohn und ihren zwei Kindern. 
Nicht zufrieden bin ich dagegen mit 
meinem Körper bzw. Übergewicht. Ich 
muss mehr Sport treiben, z. B. spa-
zieren gehen, walken, wandern, laufen, 
mit dem Fahrrad fahren und schwim-
men, und ich muss mehr auf meine 
Gesundheit achten.

MW: Welche Ziele hast du in 
der Zukunft?
DB: Für die Zukunft habe ich mir ein 
paar Ziele im Privatleben gesetzt: wie-
der das Idealgewicht erreichen, mehr 
Sport machen, mehr Zeit mit der Fa-
milie und in der Natur verbringen, ein 
gemütliches Zuhause schaff en und den 
Führerschein für das Motorrad machen.

MW: Hast du ein Hobby?
DB: Für mich ist Vespa-Fahren weit 
mehr als nur ein Hobby – eine schöne 
Leidenschaft und ein pures Lebens-
gefühl. Ich wandere sehr gerne in den 
Alpen und atme frische Luft, und ich 
schwimme gerne im Bodensee.

MW: Was ist deine 
Lebensweisheit?
DB: Das bekannte Motto „Nichts über 
uns ohne uns“ erweitere ich zu: „Nichts 
über und für uns ohne uns“. Es ist mir 
wichtig, dass nicht einfach nur „über 
uns“ hinweg etwas getan wird. Das 
kann man sich schon für das eigene 
Leben als Weisheit vornehmen. Gebär-
densprache ist mein Reichtum, auf den 
ich nicht verzichten kann.

Fotos: Daniel Büter, David Hay

>>> Sieben Hörgeschädigte hatten sich zum zweiten Kurs in 
Corona-Zeiten am 18. Juli 2020 bei Med1Plus angemeldet.

K ursleiterin Stefanie Schmidt, 
die schon viele Erste-Hil-
fe-Kurse geleitet hat, bereitete 

alle Kursteilnehmer*innen angepasst an 
die Corona-Zeit vor Kursbeginn auf die 
einzuhaltenden Hygienemaßnahmen der 
Berufsgenossenschaft vor. Im Sitzkreis 
hatten die Stühle 1,5 Meter Abstand, 
jeder musste den gleichen Stuhl während 

des Kurses benut-
zen. Alle Teilnehmer 
trugen ein Gesichts-
visier, da nur so die 
Kommunikation für 
die hörgeschädigten 
Teilnehmer*innen 
barrierefrei war.

Übungspuppe mit 
LED-Leuchten

Aus Hygienegründe trug jeder 
Teilnehmer bei den vielen Übungen 
Handschuhe. Der Körperkontakt wurde 
coronabedingt vermieden. So wurde 
die stabile Seitenlage nicht wie üblich 
am lebenden Menschen geübt, son-
dern mit einer dem Menschen ähnlich 
schweren, mit Sand gefüllten Puppe. 
Für die Reanimierung verwendet Steffi   
Schmidt in ihrem Kurs für die hör-
geschädigten Teilnehmer*innen eine 
besondere Puppe, die mit LED-Leuch-

ten ausgestattet ist. So kann sich die 
übende Person selbst kontrollieren, ob 
der wiederholte Druck auf den Brust-
korb richtig ausgeführt wird.

Notruf-Apps für Gehörlose
Ein wichtiger Punkt im Kurs waren 

verschiedene Notruf-Apps, mit denen 
Gehörlose barrierefrei einen Notruf 
absetzen können. Im App-Store oder 
bei Google Play stehen beispielsweise 
„Hand Help“, die „Rote Kreuz Defi - 
und Notruf-App“ zur Auswahl. Zusätz- Redaktion   

Leverkusen

Anzeige

ERSTE-HILFE-KURS IN DEUTSCHER 
GEBÄRDENSPRACHE IN LEVERKUSEN

lich bietet die letzte App das Finden 
des nächsten Defi brillators.

Steffi   Schmidts Konzept geht auf. Nicht 
nur Kursteilnehmer Michael Eymann 
zeigte sich nach dem Kurs begeistert. 
Der hörgeschädigte Michael verstand 
in Steffi  s Kurs einhundert Prozent. In 
einem früheren Kurs mit Hörenden ver-
stand er allein durch die gebrauchten 
Abkürzungen vieles nicht.

Familie Büter im Sommer 2020 Familienfoto (Ostern 2020)
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ein verzerrtes, harmloseres Bild von der 
tatsächlichen Schuldenlage bekommen.

Das derzeitige Präsidium um Vogel ließ 
zudem die Unterlagen zwischen 2008 
und 2013 von einem Rechtsanwalt über-
prüfen. In seinem Bericht, der in Bremen 
den Delegierten ausgehändigt wurde, 
spricht der Jurist davon, dass der Jah-
resabschluss 2008 in Sailers Amtszeit 
eigenmächtig im Nachhinein verändert 
wurde. Außerdem habe es bereits 2009 
eine Überschuldung gegeben, 2012 so-
gar Zahlungsunfähigkeit. 

Von einer „unzureichenden“, „wider-
sprüchlichen“ Buchführung ist in dem 
Bericht zu lesen, dem Ex-Präsidenten 
Sailer bescheinigte der Rechtsanwalt ei-
nen Mangel an finanzwirtschaftlichem 
Verständnis. Am Ende empfahl er die 
Errichtung eines ständigen Finanzaus-
schusses mit Befugnissen, gewählt von 
der Bundesversammlung. Allerdings 
konnte er keinerlei strafrechtliche An-
haltspunkte – etwa zu Untreue oder Bi-
lanzfälschung – ausfindig machen, dies 
sehe die Gesetzlage nicht vor. Außer-
dem seien Taten bis Oktober 2012 be-
reits verjährt. Die immer wieder gestellte 
Haftungsfrage für den finanziellen Scha-

Von Thomas Mitterhuber

Ich stehe hier, ich verstecke mich nicht.“ 
Dies war der erste Satz von Rudolf Sai-
ler auf der jüngsten Bundesversamm-

lung des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
(DGB). Lange hatte sich der ehemalige 
DGB-Präsident dort nicht blicken lassen, 
zuletzt im November 2014 in Frankfurt 
am Main – an jenem Wochenende, bei 
dem die deutsche Gebärdensprachge-
meinschaft zusammenwuchs und den 
DGB solidarisch aus der unter Sailers 
Präsidentenschaft entstandenen Schul-
denkrise rettete.

Nun aber stand Rudolf Sailer am 20. Ok-
tober im Bremer Gehörlosenzentrum vor 
den Delegierten und legte seine Sicht der 
Vorgänge dar. Zuvor hatte Vizepräsiden-
tin Marietta Schuhmacher die umstritte-
nen Jahresabschlüsse für 2009 bis 2013 
komplett neu aufgesetzt. Bei dieser wo-
chenlangen „Mordsarbeit“ kam sie, wie 
schon Schatzmeister Michael Wohlfahrt, 
auf Ergebnisse, die zum Teil stark von 
den ursprünglichen Abschlüssen abwi-
chen. Präsident Vogel sprach von „Um-
schichtungen“ in falsche Zeiträume, von 
Verstößen in der Buchführung. Dadurch 
hatten die Mitgliedsverbände jahrelang 

den hatte sich somit in Luft aufgelöst. 
Übrig bleibt nunmehr die Frage nach der 
moralischen Verantwortung.

In Bremen hatte Rudolf Sailer trotzdem 
keinen leichten Stand. Aus der vorsichti-
gen Defensive heraus wunderte er sich 
über die abweichenden Zahlen, gab aber 
auch Fehler zu – etwa für das sechsstelli-
ge Minus bei den Kulturtagen 2012 in Er-
furt – und entschuldigte sich dafür, nicht 
sofort  einen Finanzausschuss errichtet 
zu haben. Außerdem machte er seinen 
ehemaligen Schatzmeister Edgar Brand-
hoff („Ich bin von ihm enttäuscht!“) be-
ziehungsweise das Vorgängerpräsidium 
für die Krise mitverantwortlich. Dennoch 
kündigte er an, nicht mehr über dieses 
Thema zu sprechen, wenn die Bundes-
versammlung es abschließen wolle. „Ich 
werde es euch gleich tun und die Ent-
scheidung akzeptieren.“

Viele wünschen sich nämlich längst einen 
Abschluss dieses leidigen Kapitels. Auch 
das DGB-Präsidium will endlich einen 
Schlussstrich ziehen – als lange verspro-
chenes Signal an die Gehörlosengemein-
schaft. Bis zuletzt hatte Präsident Vogel 
Bedenken, Sailer würde auch nach einem 
Abschluss weiterhin seine Version ver-
breiten und für Verunsicherung sorgen. 

Selbst die Hamburger gaben sich ver-
söhnlich und merkten an, Sailer habe in 
den letzten Jahren genug gelitten und es 
sei ihm zugutezuhalten, dass er nach Bre-
men gekommen ist. Nach einer Diskussi-
on entschieden die Delegierten, dass die 
neu vorgelegten Jahresabschlüsse bei 
der nächsten Bundesversammlung an-
genommen werden sollen – ohne aber 
das alte Präsidium zu entlasten.

Und am Abend des 21. Oktobers, als der 
DGB seinen 90. Geburtstag feierte, in 

Verjährt, nicht versöhnt
In Bremen feiert der Deutsche Gehörlosen-Bund seine 90-jährige Geschichte – und ist kurz 
davor, die jüngere Vergangenheit endlich abzuschließen

Abschluss ohne Entlastung: 
Viele Delegierte sehnen sich nach einem 
Schlussstrich bei der Schuldenfrage
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öffnen und die Gesellschaft durch mehr 
Öffentlichkeitsarbeit zu sensibilisieren.  
 
Trotz der gesunden Finanzen gebe es 
rückläufige Mitglieds- und Spendenein-
nahmen, sagte Schatzmeister Wohlfahrt 
besorgt. „Bislang haben wir diese Ein-
nahmen als Eigenmittel bei Projektanträ-
gen verwendet. Für die Zukunft müssen 
wir uns Lösungen überlegen.“ Wie viele 
Mitglieder der DGB aktuell hat, wurde in 
einer der Quizfragen bei der Jubiläums-
feier beantwortet: 28.000. Vor zwei Jah-
ren waren es noch über 30.000.

Zum Jahresabschluss 2016 gab es an-
sonsten keinerlei Beanstandungen, 
Wohlfahrts Haushaltsplan für 2018 
wurde mehrheitlich angenommen. Al-
lerdings gab es Verwirrung bei der 
Darstellung der neu gesetzten Jahres-
abschlüsse 2009 bis 2013. Wohlfahrt 
und Schuhmacher waren nur teilweise 
in der Lage, ein klares Bild zu vermitteln 
und Fragen zufriedenstellend zu beant-
worten. Versammlungsleiter Thomas 
Geißler, der mit straffer Hand die Tages-
ordnungspunkte durchging, musste die 
beiden zu mehr Klarheit ermahnen.

Das Präsidium berichtete ebenfalls von 
seiner Arbeit in den letzten zwölf Mo-
naten. Präsident Vogel erklärte, es sei 
unmöglich, die Arbeit des vergange-
nen Jahres auf ehrenamtlicher Basis 
fortzusetzen. 2016 stand im Fokus des 
Bundesteilhabegesetzes, das im letzten 
Dezember verabschiedet wurde. Nun 
müsse die schrittweise Umsetzung bis 
2020 aufmerksam verfolgt werden.

Dazu gehört auch die „Ergänzende un-
abhängige Teilhabeberatung“ (EUTB), 

einem stilvollen Rahmen mit geladenen 
Gästen, geschah etwas Ungewöhnliches: 
Zu später Stunde, nach dem offiziellen 
Programm, hatte jemand die Idee, dass 
die letzten fünf noch lebenden DGB-Prä-
sidenten sich gemeinsam auf die Bühne 
stellen sollten: Dr. Ulrich Hase, Gerlinde 
Gerkens, Alexander von Meyenn, Rudolf 
Sailer und Helmut Vogel. 

Es sollte eine Geburtstagsgeste sein, ein 
Zeichen des langjährigen Bestehens des 
DGB. Daraus wurde ein willkommenes 
Motiv für die zahlreich hervorgeholten 
Fotoapparate und Handykameras. Vogel 
nahm die Glückwünsche aller seiner Vor-
gänger entgegen. Und es schien fast, als 
wäre Rudolf Sailer rehabilitiert worden. 
Für einen Moment lang war er nicht der 
Mann, der den DGB fast in die Insolvenz 
getrieben hatte. Sondern einer der Alt-
präsidenten aus der Ahnengalerie.

Jedenfalls ist die Finanzkrise längst über-
wunden. Der DGB sei nun flüssig und 
„mehr als gesund“, sagte Präsident Vo-
gel zuvor auf der Bundesversammlung. 
Abzüglich von Verbindlichkeiten und 
Rückstellungen verfüge der Verband nun 
über 150.000 Euro auf dem Bankkonto. 
„Wir wollen wieder auf unser altes Ni-
veau zurück und das Personal schrittwei-
se auf etwa fünf Personen ausbauen.“ 

Aktuell hat der DGB mit Daniel Büter, der 
im vergangenen Juli vom Beisitzerposten 
in das Bundeskompetenzzentrum wech-
selte, wieder nur einen Angestellten. An 
diesem Wochenende gab der Mitarbei-
ter Ludwig Herb, seit 2014 angestellt, 
seine Kündigung als Referent für Sozi-
alpolitik zum 31. Oktober bekannt. Bis 
Ende 2018 wird Herb aber noch die Pro-
jektleitung für die Kulturtage in Potsdam 
innehaben. Der neue Mitarbeiter Büter 
stellte außerdem sein umfangreiches 
Arbeitsprogramm vor. Seine dreijährig 
befristete Stelle wird vom Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales be-
zuschusst. Eine seiner Hauptaufgaben 
ist es, dem DGB mehr Teilhabe an po-
litischen Entscheidungsprozessen zu er-

die ab dem 1. Januar 2018 starten wird. 
Laut Vogel haben bislang zehn Gehör-
losen-Landesverbände einen Antrag für 
die Fördermittel vom Bund gestellt, die 
Bewilligungen stehen noch aus. Mit der 
EUTB sollen die Landesverbände eige-
ne Beratungsstellen aufbauen, in denen 
sich Gehörlose zu Teilhabemöglichkei-
ten beraten und informieren lassen kön-
nen – und zwar von Selbstbetroffenen 
(Peer Counseling). Ziel sei eine möglichst 
„kompetente, unentgeltliche, neutrale 
und objektive“ Beratung.

Der DGB ist darum bemüht, sein politi-
sches Netzwerk in der Hauptstadt wei-
ter auszubauen. Präsident Vogel sitzt im 
Beirat für Partizipationsförderung sowie 
im Expertenkreis der Bundesfachstelle 
für Barrierefreiheit. Daneben nimmt er 
regelmäßig an den Sitzungen des Deut-
schen Behindertenrats teil und ist wei-
terhin einer der Vorsitzenden der LIGA 
Selbstvertretung. Vogel will den Ruf der 
DGB-Bundesgeschäftsstelle wieder eta-
blieren – als wichtigster Ansprechpart-
ner für Fragen rund um Gehörlose. 

2017 organisierte der DGB zwei Fach-
tagungen zu den Themen „Barrierefrei-
er Notruf“ und „Barrierefreie Medien“. 
Geladen waren Experten, Politiker und 
Verantwortliche. Das Ziel war, Kontakte 
zu knüpfen, Entscheidungsträger auf-
zuklären und die eigenen Forderungen 
zu bekräftigen. Die beiden Fachtagun-
gen verbuchte der DGB als Erfolg. Ins-
besondere die Notruf-Fachtagung habe 
für den nötigen Druck gesorgt, so Vo-
gel. Dadurch sei die Gesetzesänderung 
für den 24-Stunden-Service von Tess (ab 
Sommer 2018) zustande gekommen und 
auch die Entwicklung der Notruf-App 

Die Ahnengalerie der Altpräsidenten:  
Präsident Helmut Vogel (links) nahm Glück-

wünsche seiner Vorgänger entgegen  
(Rudolf Sailer, Alexander von Meyenn,  

Gerlinde Gerkens, Dr. Ulrich Hase)
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eine „emotionale Auseinandersetzung“ 
zu den Satzungsänderungen gegeben, 
so Vogel. Außerdem empfahl man dem 
Präsidium, nicht kurz vor dem Großevent 
die Trägerschaft zu wechseln, weil das 
eine langwierige Neuprüfung des Förder-
antrages von der Aktion Mensch bedeu-
ten würde. Die gGmbH-Gründung wurde 
daher auf Eis gelegt und soll erst nach 
Potsdam wieder angegangen werden. 
Vorsorglich setzte die Bundesversamm-
lung zwei Delegierte für die Kostenkon-
trolle der Kulturtage ein.

Kurz vor Ende kamen in Bremen die An-
träge an die Reihe. Der DGB-Mitglieds-
ausweis stößt vor allem in Hamburger 
Vereinen noch auf datenschutzrechtli-

erneut in Angriff genommen worden. 
Für das nächste Jahr sind wieder zwei 
Fachtagungen geplant, diesmal mit den 
Schwerpunkten Arbeit und Gesundheit.

Außerdem stellte Projektleiter Ludwig 
Herb das Programm der im Mai 2018 
stattfindenden 6. Kulturtage der Gehör-
losen vor. Schirmherr wird der Bundes-
präsident Frank-Walter Steinmeier. Den 
Besucher erwarten am Donnerstag und 
Freitag insgesamt 36 Foren – dies sind 
Vorträge und Workshops. Am Samstag-
vormittag soll es zwei große Abschluss-
diskussionen geben, am Nachmittag 
eine öffentliche Kulturveranstaltung 
am Alten Markt in der Stadtmitte Pots-
dams. Zudem sind Stadtführungen, 
Rundfahrten und eine Fahrradtour in 
Planung. Ende Oktober war bereits die 
Hälfte der maximal 2.000 Eintrittskar-
ten verkauft. 

Wie schon bekannt, werden auch die 6. 
Kulturtage nicht von der geplanten gGm-
bH organisiert, sondern vom DGB selbst. 
Die ursprüngliche Idee der gGmbH war, 
den Verband finanziell abzusichern, falls 
die Kulturtage erneut Schulden verur-
sachen sollten. Bereits 2015 wurde die 
Gründung beschlossen, doch erwies sich 
das Vorhaben als schwere Geburt. Bei 
der letzten Bundesversammlung hatte es 

che Vorbehalte. Man einigte sich daher 
darauf, dass der vergünstigte Kultur-
tage-Eintritt vorübergehend auch von 
Nicht-Ausweisinhabern in Anspruch ge-
nommen werden kann, bis die Daten-
schutzfragen geklärt sind.

Außerdem erhielt das Präsidium mehrere 
Arbeitsaufträge. Es soll sich unter ande-
rem für mehr Untertitelung im öffentli-
chen Raum einsetzen, etwa in U-Bahnen 
oder bei Public-Viewing-Veranstaltun-
gen. Vom DGB forderte der NRW-Lan-
desverband zudem mehr Lobbyarbeit. 
In ihrem Antrag verglichen die Westfa-
len die jüngste Resolution der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) mit dem 
Mailänder Beschluss 1880, sogar von 
einer „ethnischen Säuberung“ war die 
Rede. Die WHO hatte der Taubheit dem 
Kampf angesagt, ohne aber die Gebär-
densprache aufzugreifen. Dies hatte der 
Weltverband der Gehörlosen scharf kriti-
siert. Diese Thematik soll in einer Fachta-
gung ausgearbeitet werden, Ziel sei eine  
verstärkte Aufklärungs- und Sensibilisie-
rungsarbeit.

Am Nachmittag hielt Dr. Tatjana Binggeli, 
Präsidentin des Schweizerischen Gehör-
losenbundes (SGB-FSS), einen eindrucks-
voll professionellen Vortrag. Darin zog sie 
schonungslos Bilanz aus dem 3. Bildungs-
kongress 2016 in Bern. Hintergrund ist, 
dass der nächste Bildungskongress 2019 
in Deutschland stattfinden wird und der 
DGB aus den Schweizer Erfahrungen pro-
fitieren soll. Ein Kritikpunkt war, dass die 
bisherigen Kongresse nicht klar definiert 
und kommuniziert wurden: als Bildungs-
veranstaltung für alle oder als Fachkon-
gress für Experten? Damit griff Binggeli 
die Kritik der DGZ auf (07 | 2016), denn 
der SGB hatte etwa eine halbe Million 
Euro in den Kongress investiert und auch 
mit mehr Besuchern gerechnet, was zu 
einem Verlustgeschäft führte. Am Ende 
beschlossen die DGB-Delegierten, dass 
der nächste Bildungskongress sich auf 
Fachleute konzentrieren soll. 

Danach erhielt das Wochenende seinen 
feierlichen Rahmen durch die 90-Jahre-Ju-
biläumsfeier – mit insgesamt 180 Gästen. 
Der DGB sieht sich als Rechtsnachfolger 
des 1927 gegründeten Reichsverbandes 
der Gehörlosen Deutschlands. In seiner 
Begrüßungsrede hob Präsident Vogel drei 
Worte hervor: Zusammenhalt, Engage-
ment und Verantwortung. Diese hätten 

i

Die Ursachen der Finanzkrise

Auf der Bundesversammlung in Bre-
men wurden folgende Ausgaben 
und Gründe als Hauptursachen der 
DGB-Schuldenkrise genannt:
  
• Sechsstelliger Verlust durch die 
   Kulturtage 2012 in Erfurt
• Schlampige Buchführung, die zum
   Scheitern der Umsatzsteuer-Rück-
   erstattung für die Kulturtage 2012 
   führte
• Zu hohe Personalkosten
• Ungedeckte Ausgaben für die 
   Reise zum WFD-Kongress 2011 in 
   Südafrika
• Mangeleinnahmen beim 1. Bil-
   dungskongress 2010 in Saarbrücken

INFO

Gab teilweise Fehler zu, machte aber auch 
andere mitverantwortlich: Rudolf Sailer

Wollen 2018 erneut kandidieren: Präsident 
Vogel (rechts) und Schatzmeister Wohlfahrt

D
G

Z/
Th

om
as

 M
itt

er
hu

be
r

D
G

Z/
Th

om
as

 M
itt

er
hu

be
r

19DGZ 11 | 2017

 
POLITIK

den, den DGB zu retten und zu erhalten. 
Dafür wurde er gewählt und darin war 
er erfolgreich. Nun gilt es, an seinen an-
deren Zielen zu arbeiten. Ihm schwebt 
eine flachere Hierarchie im Verband vor. 
Er will die Mitgliedsverbände stärker ein-
beziehen, auch über das Beiratssystem, 
das die DGB-Referate miteinander bes-
ser vernetzen soll. Bislang will das Kon-
zept allerdings nicht richtig zünden, in 
Bremen beschloss man eine erneute Än-
derung der Beiratsordnung. Am Sonntag 

die lange Geschichte des DGB geprägt, 
so der Historiker. Es klang fast wie ein 
Wunsch für die weiteren zehn Jahre bis 
zum nächsten Jubiläum. 

Für ihre „überregionale Gehörlosenar-
beit“ zeichnete der DGB drei Personen 
mit der Karl-Wacker-Ehrenplakette aus: 
Prof. Dr. Siegmund Prillwitz, Erhard Mül-
ler und Hans-Wolfram Kleefeld (siehe 
unten). Die Jubiläumsfeier, moderiert 
von Conny Khadivi und untermalt mit 
fetzigen Einlagen des Gebärdenkünst-
lers Giuseppe Giuranna, wurde live auf 
Facebook übertragen. Auf der Bundes-
versammlung schon nannte Helmut 
Vogel diese Plattform ein wichtiges 
Kommunikationsmedium: „Bei meinem 
Amtsantritt waren es 2.500 Fans, nun 
folgen uns fast 6.000 Menschen.“ Die 
Landesverbände hatte er aufgefordert, 
Facebook stärker zu nutzen.

Als Helmut Vogel 2014 als Kandidat an-
trat, war mit ihm der Wunsch verbun-

hatten die Mitgliedsverbände immerhin 
die Gelegenheit zu einem gegenseitigen 
Austausch. 

Im Moment gilt der Fokus zwar den 
Kulturtagen, aber danach wird Vogel 
wohl auch genügend Zeit haben, den 
DGB nachhaltig umzugestalten: In Bre-
men kündigte der Präsident an, bei der 
Neuwahl im Sommer 2018 erneut kan-
didieren zu wollen – mit Schatzmeister 
Wohlfahrt an seiner Seite.   

Prof. Dr. 
Siegmund Prillwitz

Der Linguist Prillwitz gründete 1987 
das Institut für Deutsche Gebärden-
sprache in Hamburg und leitete es 
bis 2005. Sein Einsatz galt der wis-

senschaftlichen und politischen 
Anerkennung der Gebärdensprache. 

Die Ehrung konnte Prillwitz aller-
dings aus gesundheitlichen Gründen 
nicht persönlich entgegennehmen.

Erhard Müller 

Schon in der ehemaligen DDR  
begann sein Engagement, als 

Sekretär der Bezirksorganisation Erfurt. 
Außerdem war Müller über Jahr-

zehnte hinweg hauptamtlich in der 
Sozialberatung tätig. Viele Jahre lang 

setzte er sich zudem als Vorsitzen-
der des Thüringer Landesverbands 
sowie als DGB-Präsidiumsmitglied 

für die Belange Gehörloser ein.

Hans-Wolfram Kleefeld

Kleefeld war der erste gehörlose 
Erzieher in Deutschland, er arbei-
tete über 30 Jahre lang am BBW 
Nürnberg. Zudem ist er seit 1963 
bis heute noch in der Vereins- und 
Verbandsarbeit tätig – in verschie-

denen Positionen. Außerdem gab er 
zahlreiche Kurse über Verkehrssicher-

heit sowie LBG-Kurse für Hörende.

Überregional engagiert 
In Bremen ausgezeichnet: Die drei neuen Preisträger der Karl-Wacker-Ehrenplakette

„Mehr als gesund“: Die Bundesversammlung 
des erfolgreich sanierten DGB in Bremen
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deos. Auch sonst war das Team sehr 
mitteilungsfreudig. 

So veröffentlichte die Kulturtage-Mann-
schaft zum Jahresende ein Video, in dem 
alle Mitglieder den Gästen ein frohes 
Weihnachtsfest und ein gutes neues Jahr 
wünschten. Doch halt — alle Teammit-
glieder? Ludwig Herb, der Projektleiter 
der Kulturtage und ehemalige Mitar-
beiter des DGB-Bundeskompetenzzent-
rums, fehlte in dem Video. Sollte er kurz 
nach seiner Kündigung beim Kompe-
tenzzentrum auch hier aufgehört haben? 
Dazu hatte es bereits Ende Oktober Ge-
rüchte gegeben. Als Veranstaltungsleiter 
bzw. Finanzreferent der letzten beiden 
Jugendfestivals der Deutschen Gehörlo-
sen-Jugend hatte sich Herb einen Namen 
gemacht. Im vergangenen Jahr wurde er 
außerdem in den Vorstand der EUDY 
gewählt, in seinem Bewerbungsvideo 
kündigte er an, ein europäisches Jugend-
festival organisieren zu wollen.

Ein Blick auf www.gehoerlosen-kul-
turtage.de und in das „Organisations-

Von Wille Felix Zante

Die Kulturtage sind neben dem 
Berliner Gebärdensprachfestival, 
dem Münchner DEGETH und dem 

Jugendfestival eine der festen Institutio-
nen der gebärdensprachlichen Veranstal-
tungslandschaft. Für die 6. „Auflage“, 
die von 17. bis 19. Mai 2018 in Potsdam 
stattfinden wird, sollte der Kartenverkauf 
ursprünglich zum 31. Dezember des letz-
ten Jahres in die 2. Phase übergehen. 
Doch dann gab der DGB überraschend 
bekannt, dass die Karten noch bis zum 
31. Januar günstiger bleiben sollten. 
Gleichzeitig wurde die erste Version des 
Programms veröffentlicht: Die meiste 
Zeit wird es vier parallel laufende Vorträ-
ge geben, mit großzügigen Pausen und 
kulturellem Abendprogramm.

Seitdem das Team das erste Mal zu-
sammengekommen war, präsentierten 
sich die Kulturtage auf Twitter und Fa-
cebook betont transparent. Von den 
Besichtigungen der Halle in Babelsberg 
wurde berichtet, mit Bildern und Vi-

team“ sorgt für Verwirrung: Das Team 
wirkt plötzlich dünn besetzt. Herb fehlt 
tatsächlich, doch auch andere Mitar-
beiter aus dem Weihnachtsvideo sind 
nicht mehr zu finden. Sogar die zweite 
hauptamtliche Angestellte neben Herb 
– Projektkoordinatorin Vera Koplin – 
ist raus. Der DGZ gegenüber bestätigte 
Herb, dass er aus dem Team ausgestie-
gen ist. Grund seien die fehlenden klaren 
Rahmenbedingungen des DGB-Präsi-
diums gewesen. Intern gebe es zudem 
verschiedene Vorstellungen davon, wie 
die Kulturtage aussehen sollen. Und das 
Vertrauen habe gefehlt, zudem Kom-
petenz und Führungsqualitäten. Mehr 
wolle er dazu nicht sagen. Nach seinem 
Abgang ist ihm offenbar ein Großteil 
des Teams gefolgt. Außerdem wurde 
Marietta Schumacher, bislang als Pro-
jektverantwortliche im Präsidium für die 
Kulturtage zuständig, zur Finanzreferen-
tin umfunktioniert. Wer nun die Fäden in 
der Hand hat, ist zwar noch nicht offizi-
ell, aber es läuft auf DGB-Präsident Hel-
mut Vogel hinaus.

Eine Recherche im Web-Archiv ergab: 
Noch Mitte Dezember setzte sich das 
Team laut der Webseite aus 21 Mitglie-
dern zusammen, nun sind es nur noch 
13 – mehr als ein Drittel weniger. Kurz 
vor Redaktionsschluss gab der DGB 
schließlich in einer Pressemitteilung be-
kannt, dass der taube Benjamin Busch 
aus München, bekannt als Organisator 
des DEGETH-Festivals, seit Jahresanfang 
als Projektkoordinator für die Kulturtage 
angestellt ist und die Coda Petra Alaei 
aus Hamburg als Projektleiterin. Dane-
ben sind Katja Fischer und Barbara Niese 
neu im Team. Fischer ist als taube Dol-
metscherin bekannt, Niese arbeitet als 
Taubblindenassistentin im bayerischen 
Weilheim-Schongau. Sie sitzt in dem 
Landkreis im Behindertenbeirat. Fischer 
konnte Erfahrungen bei der Organisati-
on des Berliner Gebärdensprachfestivals 
sammeln, ist also in Sachen Großveran-
staltungen kein unbeschriebenes Blatt. 
Jedenfalls ist der DGB den Kartenkäu-
fern und allen, die noch vorhaben, sich 
Tickets zu sichern, eine ausführlichere 
Erklärung schuldig.   

Herber Schlag
Noch vier Monate bis zu den Kulturtagen: Das Programm ist 
nur grob thematisch bekannt, die Webseite wirft drängen-
de Fragen auf, der DGB antwortet nur zögerlich, doch gibt 
schließlich preis: Es gab einen Erdrutsch im Team 

In der Mehrzweckhalle sollen die Veran-
staltungen stattfinden, durch Trennwände 
aufgeteilt
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Vogel: Ein Geheimnis gibt es nicht. Daran 
sieht man einfach den großen Bedarf an 
den Kulturtagen, viele Gehörlose warten 
darauf. Schließlich gab es seit Erfurt 2012 
eine Durststrecke, eigentlich hätte es 
schon vor zwei Jahren eine Fortsetzung 
geben müssen. Die mussten wir aber 
wegen der Schuldenkrise verschieben. 
Zudem haben wir den Event bereits seit 
zwei Jahren angekündigt, man konnte 
sich darauf einstellen.

Gibt es eigentlich noch freie Tickets?
Vogel: Allein im Januar haben wir 444 
Karten verkauft. Die Kulturtage sind nun 
bald ausverkauft. Für den Galaabend am 
Samstag gibt es noch Tickets.

Helmut, warst du bei allen 
Kulturtagen dabei? Was bedeuten sie 
für dich persönlich?
Vogel: Außer Dresden 1997 habe ich 
bei keinen Kulturtagen gefehlt. Sie sind 
für mich jedes Mal ein Erlebnis gewesen, 

Von Thomas Mitterhuber

Drei Cappuccinos in einem Café 
hoch über den Dächern Mün-
chens. Damit beginnt das Ge-

spräch, zu dem DGB-Präsident Helmut 
Vogel extra aus Hessen angereist ist. 
Der Dritte in der Runde ist der Münch-
ner Benjamin Busch, einer der beiden 
neuen Angestellten im Kulturtage-Team 
nach dem personellen Erdrutsch (DGZ 
01 | 2018). Nun wollen sie über das na-
hende Großereignis sprechen. Über das, 
was passiert war, woran sie momentan 
arbeiten und worauf die Besucher sich 
freuen dürfen.

Die geplante gGmbH auf Eis gelegt, 
das halbe Organisationsteam weg, 
das endgültige Programm steht 
immer noch nicht fest. Und doch 
sind die 6. Kulturtage, die in drei 
Monaten stattfinden, fast aus- 
verkauft. Worin liegt das Geheimnis? 

ein Ort des Wiedersehens, Austauschens 
und Genießens. 

Benjamin, wie ist es bei dir?
Busch: In Dresden war ich zum ersten 
Mal dabei, es hat mich sehr beeindruckt. 
Eine Art Gehörlosendorf, mit tausenden 
Besuchern. Als Junge wusste ich nicht, 
dass es verschiedene Subkulturen unter 
uns gibt. Zum Beispiel taube Schwule – 
vorne dran Gunter Trube. Danach war 
ich bei allen Kulturtagen dabei.

Im Oktober 2017, ein halbes Jahr 
vor dem Event, ging der ehemalige 
Projektleiter Ludwig Herb – und mit 
ihm ein Großteil des Teams. Kurz 
darauf auch die zweite Angestellte 
Vera Koplin. Was war los?
Vogel: Es war ein notwendiger Schritt. 
Wir sahen keine Möglichkeit zu einer 
weiteren Zusammenarbeit mit Herb, 
die Trennung geschah schließlich im 
beiderseitigen Einvernehmen. Dass 
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„Der Druck ist natürlich da“ 
Nach den großen Teamveränderungen wenige Monate vor den 6. Kulturtagen in Potsdam: 
Ein Gespräch mit zwei Männern, die die Zügel nun in die Hand genommen haben. Helmut 
Vogel und Benjamin Busch im Doppelinterview
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Herb war ja zudem beim DGB 
angestellt, eigentlich ein Vorteil. 
Vogel: Das haben wir am Anfang auch 
gehofft. Es gab keine Checklisten von 
den früheren Organisationsteams, wir 
mussten quasi von null anfangen. Daher 
hatten wir Herb gebeten, sich anhand 
der Unterlagen in die Erfahrungen der 
bisherigen Kulturtage einzuarbeiten. 
Das lief leider nicht so wie erwartet. 
Busch: Viele der Leute, die gingen, 
sind übrigens privat eng miteinander 
befreundet. Ich sehe das problematisch. 
Das kann gut für die Zusammenarbeit 
sein – oder auch nicht. 

Erst Monate später, im Januar, sprachst 
du offiziell von „Umstrukturier- 
ungen“.
Vogel: Wir wollten Unruhen vermeiden 
und uns erst öffentlich melden, wenn wir 
eine Lösung für die Personalfrage parat 
haben. Im Nachhinein war es die richtige 
Entscheidung. Seitdem die Neuen dabei 
sind, läuft es für uns perfekt. Es gab 
kaum Aufregung in der Öffentlichkeit 
zu den Personalveränderungen und die 
Organisation der Kulturtage konnte 
weiter ungestört laufen. 

Dass Herb kurz zuvor seine Stelle beim 
DGB-Kompetenzzentrum kündigte, 
ist sicherlich kein Zufall. Bedauert 
der DGB seinen doppelten Abgang?
Vogel: Während seiner drei Jahre 
beim DGB konnte Ludwig Herb viel 
lernen. Die Kündigung seiner Stelle im 
Bundeskompetenzzentrum geschah, 

daraufhin mehrere Mitarbeiter ebenfalls 
gingen, damit hatten wir nicht ganz 
gerechnet. 

Herb verfügt über Erfahrung im 
Organisieren von Großevents, bei 
den beiden letzten Jugendfestivals 
war er im Leitungsteam dabei
Vogel: Das ist richtig und davor ziehe 
ich auch meinen Hut! Jedoch sind die 
Kulturtage eine andere Größenordnung. 
Überhaupt sind die Kulturtage jedes Mal 
immer eine Herausforderung gewesen. 
Es erfordert viel Einarbeitung und einen 
guten Überblick. Diesmal gab es am Ende 
immer mehr und mehr offene Fragen, 
sodass wir uns zu einem Eingreifen 
gezwungen sahen.

Also eine Kompetenzfrage?
Vogel: Wie man das interpretiert, 
überlasse ich anderen. Außerdem fühlte 
sich das Präsidium nicht ausreichend 
über diverse Sachfragen zum Stand der 
Organisation informiert.

Ursprünglich war Marietta Schu- 
macher als Projektverantwortliche 
eigentlich das Bindeglied zwischen 
dem Organisationsteam und dem 
Präsidium. Somit wäre sie für den 
Kommunikationsfluss zuständig 
gewesen. Inzwischen ist sie „nur“ 
Finanzreferentin und du hast in- 
offiziell die Verantwortung über- 
nommen.
Vogel: Marietta war eigentlich von 
Anfang an für die Finanzen zuständig, die 
neue Bezeichnung trifft es schon besser. 
Von einer ehrenamtlichen Tätigkeit kann 
man eigentlich nicht erwarten, dass man 
sämtliche Details eines Großevents im 
Blick hat. Dafür sind die hauptamtlichen 
Mitarbeiter zuständig. Im August 
bin ich in das Organisationsteam 
eingestiegen, zu ihrer Unterstützung. 
Busch: Zu einem Problem gehören 
immer zwei. Auch in Beziehungen ist 
das so. Manchmal ist eine Trennung 
besser als ein verkrampftes, vorbelastetes 
Zusammenbleiben.

Laut Herb gab es Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen dem 
KT-Team und dem Präsidium. Er 
beschwerte sich über einen Mangel 
an Vertrauen und über fehlende 
Rahmenbedingungen. Es stellt sich 
die Frage, warum man die Differenzen 
nicht hätte früher auflösen können. 

damit er sich auf seinen Kulturtage-Job 
konzentrieren konnte. Ich bin jedenfalls 
zuversichtlich, dass diese Erfahrungen 
ihn persönlich voranbringen werden.

Konnten die freigewordenen Posit- 
ionen im Kulturtage-Team in- 
zwischen alle besetzt werden?
Vogel: Ja, fast. Wir haben allerdings 
nicht jede frei gewordene Stellen neu 
besetzt, sondern dabei auch einige 
Aufgaben umverteilt, sodass einige 
Stellen überflüssig wurden. Die beiden 
hauptamtlichen Stellen haben wir ja mit 
Benjamin Busch als Projektkoordinator 
und Petra Alaei als Projektleiterin neu 
besetzt. Die anderen im Team arbeiten 
alle übrigens ehrenamtlich.

Unter anderem auch wegen hohen 
Ausgaben bei den 5. Kulturtagen in 
Erfurt stand der DGB am Abgrund. 
Unter deiner Leitung konnte der 
Verband saniert werden. Ist es der 
Druck, jetzt bloß nichts falsch machen 
zu dürfen, der dich veranlasst, selbst 
die Zügel in die Hand zu nehmen?
Vogel: Der Druck ist natürlich da, ich 
fühle mich aber verpflichtet. Und wir 
im Präsidium haben Pläne für den DGB 
in den nächsten Jahren, wir wollen ja 
unser Personal schrittweise ausbauen. 
Und wir möchten keineswegs, dass diese 
Pläne durch ein erneutes Minus bei den 
Kulturtagen ausgebremst werden. 

Auch in den bisherigen Kulturtagen 
hatte es Probleme gegeben, in der 
Leitung wie in den Finanzen. Hat der 
DGB Schwierigkeiten, die richtigen 
Leute zu finden – und zu halten? 
Vogel: Das kann man schon so sagen. Für 
die Kulturtage brauchen wir eigentlich 
geschulte Leute, die sich im Organisieren 
und Kalkulieren von Großveranstaltungen 
auskennen. Das hoffen wir mit der 
zu gründenden gGmbH zu schaffen. 
Auch ist es mein Wunsch, dass wir 
für die späteren Großveranstaltungen 
Checklisten ausarbeiten. Das hatte 
bislang leider gefehlt.

Benjamin, du bist seit gut einem 
Monat dabei. Wie ist dein Eindruck 
von dem Team? 
Busch: Zu Beginn war der personelle 
Abgang natürlich noch präsent. Bevor 
ich den Job annahm, sprach ich mit 
vielen Beteiligten über die Geschehnisse. 
Mit Ludwig stehe ich in einem guten 

Das neue Team legte schnell ein modernes 
Logo vor

» Wie man das 
interpretiert, überlasse 

ich anderen «
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wieder angekurbelt werden. Aber wie 
ich sehe, hat sich das mit den viral 
verbreiteten Videos auf Facebook 
schnell erledigt. Und zuletzt muss noch 
das endgültige Programm fertig gestellt 
werden, wir werden ihn Ende Februar 
mit genauem Zeitplan veröffentlichen. 

Im Januar habt ihr ein farbiges Video 
veröffentlicht, was stark an das  
7. DEGETH-Festival erinnerte, das 
du, Benjamin, ja organisiert hattest. 
Ist bunt dein Markenzeichen?
Busch: (lacht) Das ist vielleicht Zufall. 
Bunt ist eben ein Eyecatcher. Außerdem 
finden sich im (alten wie neuen, Anm. 
d. Red.) Kulturtage-Logo auch diese 
bunten Kreise, das soll Vielfältigkeit 
symbolisieren. Genau deshalb war es mir 
auch wichtig, dass im Video viele aus 
unserem Team vorkommen.

Für Potsdam wird mit einem Umlauf 
von gut 500.000 Euro kalkuliert. 
Wird diesmal alles gut laufen?
Vogel: Da bin ich ganz optimistisch. Die 
Kalkulation steht ja schon seit Monaten 
fest. Womöglich werden wir am Ende 
einen minimalen Verlust einfahren, 
aber ich mache mir überhaupt keine 
Sorgen. Der DGB ist heute finanziell gut 
aufgestellt. 

Was ist mit den 250 Leuten, die die 
geplante gGmbH mit jeweils 100 
Euro unterstützt haben?
Vogel: Eigentlich sind es 320 Leute. 
Diese erhalten wie vereinbart freien 
Eintritt zu den Kulturtagen. Dieses 
Geld ist aber als gGmbH-Startkapital 
reserviert, wir dürfen es nicht für die  
6. Kulturtage verwenden. Trotzdem 
wird es reichen.

Ursprünglich war eine Demo als 
„Rahmenprogramm“ geplant, wie 
1993 in Hamburg und 2008 in Köln. 
Wird es dabei bleiben? 
Vogel:  Eine Demo war in Planung, das 
stimmt. Wir haben uns aber entschieden, 
eine öffentliche Veranstaltung auf dem 
Luisenplatz in Potsdam zu machen. 
Sie wird sich verstärkt an das hörende 
Publikum richten, mit Kundgebungen 
und kleineren Auftritten.

Kontakt, wir haben uns auch ausgiebig 
ausgetauscht. Bei meinem ersten 
Teamtreffen Mitte Januar in Potsdam 
waren wir nach der Arbeit auch privat 
in einer Kneipe. Wir plauderten, rissen 
Witze und sprachen natürlich auch über 
die Kulturtage. Das verbindet. Und dass 
wir erfahrene Routiniers wie Tomato 
Pufhan und Uwe Schönfeld im Team 
haben, hilft sicher. Ich erlebe motivierte 
Mitarbeiter, die Atmosphäre ist super. 

Du bist in München, deine Kollegin 
Alaei in Hamburg – die beiden 
angestellten Mitarbeiter sind 
also nicht vor Ort. Wie soll das 
funktionieren?
Busch: Vieles läuft über das Internet, 
also per E-Mails. Und jede Woche 
haben wir eine Videokonferenz mit 
Helmut und Marietta. Das nächste 
Treffen mit dem kompletten Team 
findet wieder in Potsdam statt. Es 
wäre natürlich idealer, wenn einer von 
uns vor Ort ist. Aber es geht auch so. 
Vogel: Hätten wir uns auf den Raum 
Berlin-Potsdam beschränkt, hätten wir 
eine viel kleinere Auswahl an potenziellen 
Nachfolgern gehabt. Deswegen haben 
wir im ganzen Bundesgebiet gesucht.

Helmut, wie hast du die bisherige 
Zusammenarbeit mit Benjamin 
erlebt?
Vogel: Mich beeindruckt, dass Benjamin 
mit allen Beteiligten spricht und viele 
Fragen stellt. Er will die Zusammenhänge 
verstehen und hat ein offenes Ohr für 
jeden. 

Woran arbeitet ihr im Moment? 
Wie kommt die Organisation voran, 
trotz der Rückschläge in den letzten 
Monaten? 
Vogel: Einen wirklichen Rückschlag 
gab es nicht, wir wurden höchstens 
ausgebremst. Das lag auch daran, dass 
die Leute, die im Team blieben, unbeirrt 
weiter an ihren Aufgaben gearbeitet 
hatten. Und Marietta Schumacher und 
ich hatten in letzten zwei Monaten auch 
die wichtigsten Arbeiten übernommen, 
um die Übergabe an die neuen 
hauptamtlichen Mitarbeiter zu sichern. 
Busch: Im Moment gilt unser Fokus 
hauptsächlich drei Bereichen. Erstens die 
Raumplanung in der Multifunktionshalle 
Metropolis: Wie teilen wir den großen 
Raum auf, wie viele Stühle brauchen 
wir wo? Zweitens soll der Kartenverkauf 

Was wird die Potsdamer Kulturtage 
von den bisherigen unterscheiden?
Vogel: Unser Eindruck ist, dass es 
zuletzt zu sehr ein Bildungskongress 
geworden war, mit zu vielen Vorträgen. 
Wir wollen den Schwerpunkt wieder 
stärker darauf legen, Kultur zu erleben 
und den Künstlern eine Plattform zu 
bieten – zum Beispiel mit dem Film- und 
Fotowettbewerb. Außerdem wollen wir 
diesmal das Motto stärker einbeziehen. 
Bei den früheren Kulturtagen waren die 
Mottos ein wenig beliebig, im Programm 
wurden sie nicht so sehr einbezogen. 
Busch: Am Donnerstag und Freitag 
abends laden wir zu einer Talkshow 
ein, mit Andreas Costrau als Moderator. 
Dabei wird es ein Quizprogramm geben, 
Simon Kollien wird der Quizmaster sein. 
Das große Quiz-Finale findet dann 
beim Galaabend am Samstag statt. 
Wir werden auch das 25-jährige 
Jubiläum der Kulturtage feiern, unter 
anderem mit einem Stand, an dem man 
die Geschichte erfahren kann. 

Das Motto lautet „Unsere Kultur 
mit Gebärdensprache: inklusiv und 
gleichwertig“. Wie inklusiv werden 
die Kulturtage denn sein?
Vogel: Die großen Programmpunkte 
wie Eröffnungsfeier und Galaabend 
werden in die Lautsprache und auch 
in International Sign übersetzt, für 
ausgewählte Foren wird das auch 
angeboten. Der Dolmetschereinsatz 
wird sich im Vergleich zu bisher deutlich 
erhöhen. Damit wollen wir Hörende und 
Besucher aus dem Ausland ansprechen. 
Darüber hinaus wollen wir mit dem Motto 
zum Nachdenken anstoßen, was wir 
Gehörlose uns unter Inklusion vorstellen. 
Busch: Außerdem werden wir 
Assistenzen für taubblinde Menschen 
und Rollstuhlfahrer anbieten.   

Und der Galaabend wird wieder der 
Höhepunkt sein?
Vogel: Auf jeden Fall! Es wird ein bunter 
Abend mit vielen Showeinlagen und 
dem Quiz-Finale werden. Dort werden 
wir außerdem traditionell etwa drei, vier
Personen mit dem Kulturpreis ehren.
Dabei kann jeder Vorschläge einreichen, 
dazu wird es von uns noch Infos  
geben.  

Helmut und Benjamin, vielen Dank 
für das Gespräch!

» Bei den früheren 
Kulturtagen waren die 

Mottos ein wenig beliebig «
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THEMA DES MONATS

Von Wille Felix Zante

Sonntag im Morgengrauen, die 
letzten Gäste verlassen das Ge-
lände der Metropolis-Halle in Ba-

belsberg bei Potsdam. Vorbei sind drei 
Tage mit vollem Programm, vorbei sind 
die 6. Kulturtage der Gehörlosen. Als 
man in Erfurt im Jahr 2012 noch ankün-
digte, die nächsten Kulturtage würden 
in Berlin stattfinden, war die Begeis-
terung groß. Darauf folgte schnell Er-
nüchterung, als aus Platzgründen auf 
Potsdam ausgewichen werden musste. 
Doch alles in allem konnten die Kul-
turtage überzeugen – eigentlich. In 
Anbetracht der Tatsache, dass die Pla-
nungen von einigen Krisen gebeutelt 
wurden, eine gute Leistung. Erst führ-
te die Schuldenkrise dazu, dass man die 

Veranstaltung komplett um zwei Jahre 
nach dem eigentlichen Termin – 2016 
– verlegte. Dann scheiterte die Grün-
dung der gemeinnützigen GmbH zur 
Absicherung des Veranstalters, dem 
Deutschen Gehörlosen-Bund (DGB). 
Schließlich stieg erst wenige Monate 
vorher ein Drittel des Organisations-
teams aus, inklusive der Projektleitung. 
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damit sie die gebärdeten Vorträge hören 
und die in leise gestellte Mikrofone spre-
chenden Redner verstehen können. Eine 
offensichtlich hörende Besucherin zeigt 
sich später trotz vorhandener Gebärden-
sprachkompetenz sehr erleichtert: „Das 
ist so schön! Endlich kann ich entspannt 
zugucken!“ 

Schnell füllt sich der Eingangsbereich, 
genauso schnell macht sich bemerkbar, 
dass manches an diesen Kulturtagen et-
was improvisiert ist. Die lose beschrifte-
ten Zettel an den Plätzen in der Halle, 
die engen und schwer einzusehenden 
Kabinen für die Kunstausstellung inmit-
ten der normalen Aussteller – alles wirkt 
etwas unfertig. Aber die Leute sind da, 
das Wichtigste. 2.500 Zuschauer sollen 
kommen. In die Haupthalle passen nach 
Schätzungen der DGZ gut 2.000 Perso-
nen auf die Stühle — aber schließlich 
haben nicht alle Gäste für alle Tage Kar-
ten. Und ein Teil steht immer im Foyer 
oder draußen auf dem Kurt-Eisenblät-
ter-Platz – dem einzigen Ort der Kultur-
tage, an dem offiziell geraucht werden 
darf. Eine Idee, die viele Gäste, auch die 
Raucher, begrüßen. 

Aber auch wenn das Motto „Inklusiv 
und gleichwertig“ ist, wirken einige 
Dinge etwas exklusiv, sodass nur In-
sider verstehen, worum es geht: Die 
Räume sind zunächst nur mit den Bil-
dern von Jochen Muhs, Gunter Trube 
und anderen behängt, schriftliche In-
formationen sucht man vergebens. 
Ähnlich ist es bei der Eröffnungsfei-
er, bei welcher DGB-Präsident Vogel 
das Publikum bittet, eine Gedenkmi-

nute einzulegen und kommentarlos 
sechs Porträtfotos an die Wand werfen 
lässt. Eine kleine Erklärung, um wen es  
sich handelt, wäre nicht verkehrt ge-
wesen, auch wenn im Publikum viele 
sitzen, die aus dem Stegreif aufzäh-
len können, wer die sechs Verstorbe-
nen sind: David Ludwig Bloch, Albert 
Fischer, Gunter Trube, Jochen Muhs, 
Friedrich Waldow und Kurt Eisenblätter 
– allesamt zwar Kulturpreisträger, aber: 
„Inklusiv“ ist anders. Zumindest hätte 
der DGB kurz etwas zu ihnen erzäh-
len können, aber so wirkt es, wie vie-
les, schnell ausgedacht und abgehakt.  
Zumindest bei den Räumen und ihren 
Namenspaten und -patinnen merkt das 
Kulturtage-Team den Informations-
mangel, und so zieren zumindest die 
Fotos an den Räumen bald die Namen 
der Porträtierten. 

Die Moderation der Eröffnungsfei-
er, von Christina Schönfeld sehr leb-
haft, von Rita Mazza eher routiniert 
vorgetragen, weckt Erinnerungen an 
Erfurt. Auch da gab es einen starken 
DDR-Schwerpunkt, die Veranstaltung 
glich einer einzigen Werbeveranstal-
tung für das Zentrum für Kultur und 
visuelle Kommunikation (ZfK). Dieses 
hatte damals die „Flucht der Schön-
felds“ eifrig beworben, indem die Ehe-
leute Christina und Uwe detailreich 
von ihrem Ausbruch aus der DDR er-
zählten. Auch hier lassen sie es sich 
nicht nehmen, sich selbst zu loben: 
Ehrengast ist eine überlebensgroße 
Sandmännchen-Figur, die seine Hand 
zum ILY-Zeichen formt. Die Babelsberg 
Filmstudios, Geburtsstätte des Sand-
männchens, liegen hier schließlich um 
die Ecke.

Der Hintergrund: Die Nähe zwischen 
ZfK und Kulturtagen kommt nicht von 
ungefähr. Direkt gegenüber der Me- 
tropolis-Halle ist die Filmabteilung der 
Firma und im Landesverband Branden-
burg sitzen viele ZfK-Leute im Vorstand. 
Es wird die Organisation der Kulturta-
ge-Technik sicher um einiges einfacher 
gemacht haben, dass so schnell auf Aus-
stattung und Personal zurückgegriffen 
werden kann. Auch die politische Ver-
netzung des Landesverbands dürfte ge-
holfen haben. Doch die Werbung hält 
sich im Rahmen, vielmehr scheint das  
ZfK – zu erkennen vor allem an dem 
durch den Saal hechtenden Uwe Schön-
feld mit seinen Regieanweisungen – ins-
besondere dafür zu sorgen, dass die 
Technik rund läuft. 

Ralf Brauns & Conny Tiedemann, Rita Mazza & Christina Schönfeld:  
Die beiden Moderatorengespanne vom Galaabend und der Eröffnungsfeier (hier mit dem Sandmännchen)DGZ / Norbert Richter, Gerhard Niebisch
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DGB-Präsident Vogel bei der Eröffnungsfeier
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Rolf Schmachtenberg, der Staatssekre-
tär des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales, schlaksig und hager, kann 
sich das Grinsen nicht verkneifen, als er 
auf Vogels „hartnäckige“ Lobbyarbeit 
Bezug nimmt. Doch sie trägt Früchte. 
Später sieht man noch mehr Politiker, 
noch mehr hohe Tiere vom Rundfunk. 
Die Kultur kommt bei der Eröffnungs-
feier aber fast zu kurz. Das Deutsche 
Gehörlosen-Theater zeigt ein Bühnen-
experiment: Eyk Kauly spielt eine Diva, 
Athina Lange eine Regisseurin, die 
beide mit ihren Vorstellungen aufein-
anderprallen und ein bisweilen sehr un-
terhaltsames, aber noch ausbaufähiges 

Stück darbieten. Dodzi Dougban tanzt 
munter, Giuseppe und Jason Giuranna 
zeigen eine präzise, beeindruckende 
Vater-Sohn-Synchrondarbietung und 
Manfred Mertz gibt nach langer Pau-
se wieder seine Gebärdensprachpoesie 
zum Besten. 

Sehr gut und sehr schön umgesetzt 
ist die Taubblindenassistenz. Auch 
wenn es mittlerweile Standard ist, 
dass Sehbeeinträchtigte Sonderplät-
ze bekommen, war das umfangrei-
che Angebot von Assistenten, die 
zur Verfügung standen, lobenswert.  

Dann geht es los, die ersten inhaltlichen 
Diskussionen beginnen: Eine Mischung 
von hörenden und gehörlosen Politikern 
und Vereinsfunktionären tritt auf die 
große Bühne. Von Thomas Geißler und 
Sabine Fries moderiert werden ihnen auf 
dem „heißen Stuhl“ Fragen gestellt. Ein 

interessantes und lebendiges Konzept, 
das Schwung reinbringt in den von bis-
lang überwiegend etwas drögen Gruß-
worten dominierten Nachmittag. 

Die offene Diskussion zum Motto der 
Kulturtage, bei dem Besucher ihre 
Ideen einbringen können, ist ebenfalls 
spannend. Angeleitet von Patricia Her-
mann-Shores und Thomas Mitterhuber 
soll wohl versucht werden, den Kofo-Ef-
fekt der Publikumsbeteiligung etwas ab-
zumildern. Üblicherweise nutzen ja viele 
die Gelegenheit zum „Fragen stellen“ 
dazu, in unübersichtliche Ausschweifun-
gen zu verfallen. Vielleicht wollte die Or-
ganisation mit diesem Programmpunkt 
versuchen, das abzumildern? Die Wün-
sche für die Gehörlosengemeinschaft 
werden jedenfalls live in Stichpunkten 
zusammengefasst und nach Themen 
sortiert an die Wand geworfen. Eine 
sehr gute Idee, die für Übersicht sorgt, 

1 Die drei Professoren: Ulrich Hase und  
   Christian Rathmann auf dem „heißen   
   Stuhl“, befragt von Sabine Fries 
2 EUD-Präsident Markku Jokinen 
3 Förderverein-Gründer Karlheinz Kunze 
4 Inklusionsaktivist Raul Krauthausen 
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hatte damals die „Flucht der Schön-
felds“ eifrig beworben, indem die Ehe-
leute Christina und Uwe detailreich 
von ihrem Ausbruch aus der DDR er-
zählten. Auch hier lassen sie es sich 
nicht nehmen, sich selbst zu loben: 
Ehrengast ist eine überlebensgroße 
Sandmännchen-Figur, die seine Hand 
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Filmstudios, Geburtsstätte des Sand-
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darf. Eine Idee, die viele Gäste, auch die 
Raucher, begrüßen. 
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sider verstehen, worum es geht: Die 
Räume sind zunächst nur mit den Bil-
dern von Jochen Muhs, Gunter Trube 
und anderen behängt, schriftliche In-
formationen sucht man vergebens. 
Ähnlich ist es bei der Eröffnungsfei-
er, bei welcher DGB-Präsident Vogel 
das Publikum bittet, eine Gedenkmi-

nute einzulegen und kommentarlos 
sechs Porträtfotos an die Wand werfen 
lässt. Eine kleine Erklärung, um wen es  
sich handelt, wäre nicht verkehrt ge-
wesen, auch wenn im Publikum viele 
sitzen, die aus dem Stegreif aufzäh-
len können, wer die sechs Verstorbe-
nen sind: David Ludwig Bloch, Albert 
Fischer, Gunter Trube, Jochen Muhs, 
Friedrich Waldow und Kurt Eisenblätter 
– allesamt zwar Kulturpreisträger, aber: 
„Inklusiv“ ist anders. Zumindest hätte 
der DGB kurz etwas zu ihnen erzäh-
len können, aber so wirkt es, wie vie-
les, schnell ausgedacht und abgehakt.  
Zumindest bei den Räumen und ihren 
Namenspaten und -patinnen merkt das 
Kulturtage-Team den Informations-
mangel, und so zieren zumindest die 
Fotos an den Räumen bald die Namen 
der Porträtierten. 

Die Moderation der Eröffnungsfei-
er, von Christina Schönfeld sehr leb-
haft, von Rita Mazza eher routiniert 
vorgetragen, weckt Erinnerungen an 
Erfurt. Auch da gab es einen starken 
DDR-Schwerpunkt, die Veranstaltung 
glich einer einzigen Werbeveranstal-
tung für das Zentrum für Kultur und 
visuelle Kommunikation (ZfK). Dieses 
hatte damals die „Flucht der Schön-
felds“ eifrig beworben, indem die Ehe-
leute Christina und Uwe detailreich 
von ihrem Ausbruch aus der DDR er-
zählten. Auch hier lassen sie es sich 
nicht nehmen, sich selbst zu loben: 
Ehrengast ist eine überlebensgroße 
Sandmännchen-Figur, die seine Hand 
zum ILY-Zeichen formt. Die Babelsberg 
Filmstudios, Geburtsstätte des Sand-
männchens, liegen hier schließlich um 
die Ecke.

Der Hintergrund: Die Nähe zwischen 
ZfK und Kulturtagen kommt nicht von 
ungefähr. Direkt gegenüber der Me- 
tropolis-Halle ist die Filmabteilung der 
Firma und im Landesverband Branden-
burg sitzen viele ZfK-Leute im Vorstand. 
Es wird die Organisation der Kulturta-
ge-Technik sicher um einiges einfacher 
gemacht haben, dass so schnell auf Aus-
stattung und Personal zurückgegriffen 
werden kann. Auch die politische Ver-
netzung des Landesverbands dürfte ge-
holfen haben. Doch die Werbung hält 
sich im Rahmen, vielmehr scheint das  
ZfK – zu erkennen vor allem an dem 
durch den Saal hechtenden Uwe Schön-
feld mit seinen Regieanweisungen – ins-
besondere dafür zu sorgen, dass die 
Technik rund läuft. 

Ralf Brauns & Conny Tiedemann, Rita Mazza & Christina Schönfeld:  
Die beiden Moderatorengespanne vom Galaabend und der Eröffnungsfeier (hier mit dem Sandmännchen)DGZ / Norbert Richter, Gerhard Niebisch

1 2

DGB-Präsident Vogel bei der Eröffnungsfeier

DGZ / 
Norbe

rt Rich
ter

8 DGZ 06 | 2018

THEMA DES MONATS

Rolf Schmachtenberg, der Staatssekre-
tär des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales, schlaksig und hager, kann 
sich das Grinsen nicht verkneifen, als er 
auf Vogels „hartnäckige“ Lobbyarbeit 
Bezug nimmt. Doch sie trägt Früchte. 
Später sieht man noch mehr Politiker, 
noch mehr hohe Tiere vom Rundfunk. 
Die Kultur kommt bei der Eröffnungs-
feier aber fast zu kurz. Das Deutsche 
Gehörlosen-Theater zeigt ein Bühnen-
experiment: Eyk Kauly spielt eine Diva, 
Athina Lange eine Regisseurin, die 
beide mit ihren Vorstellungen aufein-
anderprallen und ein bisweilen sehr un-
terhaltsames, aber noch ausbaufähiges 

Stück darbieten. Dodzi Dougban tanzt 
munter, Giuseppe und Jason Giuranna 
zeigen eine präzise, beeindruckende 
Vater-Sohn-Synchrondarbietung und 
Manfred Mertz gibt nach langer Pau-
se wieder seine Gebärdensprachpoesie 
zum Besten. 

Sehr gut und sehr schön umgesetzt 
ist die Taubblindenassistenz. Auch 
wenn es mittlerweile Standard ist, 
dass Sehbeeinträchtigte Sonderplät-
ze bekommen, war das umfangrei-
che Angebot von Assistenten, die 
zur Verfügung standen, lobenswert.  

Dann geht es los, die ersten inhaltlichen 
Diskussionen beginnen: Eine Mischung 
von hörenden und gehörlosen Politikern 
und Vereinsfunktionären tritt auf die 
große Bühne. Von Thomas Geißler und 
Sabine Fries moderiert werden ihnen auf 
dem „heißen Stuhl“ Fragen gestellt. Ein 

interessantes und lebendiges Konzept, 
das Schwung reinbringt in den von bis-
lang überwiegend etwas drögen Gruß-
worten dominierten Nachmittag. 

Die offene Diskussion zum Motto der 
Kulturtage, bei dem Besucher ihre 
Ideen einbringen können, ist ebenfalls 
spannend. Angeleitet von Patricia Her-
mann-Shores und Thomas Mitterhuber 
soll wohl versucht werden, den Kofo-Ef-
fekt der Publikumsbeteiligung etwas ab-
zumildern. Üblicherweise nutzen ja viele 
die Gelegenheit zum „Fragen stellen“ 
dazu, in unübersichtliche Ausschweifun-
gen zu verfallen. Vielleicht wollte die Or-
ganisation mit diesem Programmpunkt 
versuchen, das abzumildern? Die Wün-
sche für die Gehörlosengemeinschaft 
werden jedenfalls live in Stichpunkten 
zusammengefasst und nach Themen 
sortiert an die Wand geworfen. Eine 
sehr gute Idee, die für Übersicht sorgt, 

1 Die drei Professoren: Ulrich Hase und  
   Christian Rathmann auf dem „heißen   
   Stuhl“, befragt von Sabine Fries 
2 EUD-Präsident Markku Jokinen 
3 Förderverein-Gründer Karlheinz Kunze 
4 Inklusionsaktivist Raul Krauthausen 
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bevor die Kulturtage erst am Freitag so 
richtig in Schwung kommen. 

24 Veranstaltungen an einem Tag, jede 
Stunde vier neue Themen parallel: Lo-
gisch, wenn man da die Übersicht 
verliert. Dass die Veranstaltungen im 
Programmheft nur chronologisch auf-
gelistet sind, ohne dass die Räume etwa 
grob nach Themen sortiert dargestellt 
werden, erschwert die Auswahl. Orien-
tierung, Gewichtung, Tipps sucht man 
vergeblich. Lediglich die Tatsache, dass 
die Haupthalle mit Vorhängen in zwei 
große und zwei kleinere Säle unterteilt 
wird, bietet etwas Aufschluss darüber, 
wie interessant etwas sein könnte. 
 
Aktuelle Themen beim Europäischen Ge-
hörlosenverband, barrierefreier Notruf, 
Behindertenrechtskonvention, selbst- 
bestimmt leben ohne Gewalt, das gehör-
lose Kind im Wandel der Zeit, Abbau von 

Barrieren im Arbeitsleben, Verbesserung 
der Versorgung im Alter, Cybermobbing, 
Kommunalpolitik, Migration und Flücht-
linge – vieles dreht sich um Politik. Am 
Rande geht es auch mal in einer Hand-
voll Veranstaltungen um Theater, Film 
und Fotografie. Politik und Probleme sind 
eben auch Kultur. Die eingeladenen hö-
renden Funktionäre aus dem Rundfunk 
wirken zwar etwas widerspenstig, wenn 
ihnen vorgehalten wird, dass Live-Unter-
titel nach wie vor schlecht sind und es im 
Ausland bessere Lösungen gibt. Aber zu-
mindest haben sie hier einmal gesehen, 
dass es tatsächlich eine Menge interessier-
ter Menschen gibt, also eine Zielgruppe 
für die Bemühungen um Barrierefreiheit.  
 
Abends sorgt Donnerstag und Freitag 
neben Andreas Costrau auch Simon 
Kollien für Unterhaltung. Angelehnt an 
die Quizshow der dritten Kulturtage be-
fragt er Bewerber aus dem Publikum zu  

allerlei Gehörlosenthemen, am Ende 
gibt es Preise. Costrau moderiert mit 
seiner „Talkshow“ die beiden Abend-
programme, kann aber trotz seines jun-
gen Co-Moderators nicht so wirklich in 
Fahrt kommen. Dabei ist vor allem der  
erste Abend etwas blutleer. Vielleicht 
hätte man das über zwei Abende aus-
gedehnte Programm besser für den 
inhaltlich etwas dünnen Galaabend ver-
wenden sollen?

Generell wird deutlich, dass Vogel und 
sein Präsidium ganze Arbeit leisten: Poli-
tiker sind da, Verantwortliche aus Film 
und Fernsehen, Entwickler der offiziel-
len Bundesnotruf-App – sie alle sehen 
eine lebendige Gehörlosengemein-

5   Entwicklungshelfer Robert Grund (rechts) 
6   Sozialpädagoge Thomas Wartenberg 
7   taube und hörende Dolmetscher  
8   der taubblinde Diakon Peter Hepp mit  
     Taubblindenassistentin

5 6

7 8
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schaft. Auch Raul Krauthausen wurde 
als Gast eingeladen, um mit Björn Blu-
meier und Viola Kunkel über Protest und 
Social Media zu diskutieren. Während 
der reichweitenstarke Inklusionsaktivist 
Krauthausen besonnen ermahnt, im 
Protest nie verletzend oder unfreund-
lich zu werden, schwärmt Blumeier von 
seiner klammheimlichen Freude über ei-
nen Protest für mehr Untertitel in Süd-
korea. Dort habe der Vorsitzende des 
Gehörlosenverbandes, „wenn ich mich 
richtig erinnere“, wie Blumeier vorsich-
tig ergänzt, einfach Fernseher auf die 
Straße und die Autos geschmissen, die 
dort standen. Was bleibt, ist Krauthau-
sens Tipp, nicht zu viele Hashtags zu ver-
wenden, da dies die Leute nur verwirre. 
Für einzelne konzentrierte Aktionen sei 
es okay, aber jede Woche einen neuen 
Hashtag für das Tagesthema zu brin-
gen, sei verschenkte Mühe. 

Apropos Twitter: Der DGB führt eine 
vorbildliche Öffentlichkeitsarbeit wäh-
rend der Kulturtage durch. Fast immer 
werden live von einer Kulturtage-Ver-
anstaltung kurze Nachrichten gepostet. 
So sind die Eindrücke auch unmittelbar 
online sichtbar. 

Die Bundesnotruf-App wird übrigens 
vorgestellt, zu rechnen sei ihre Einfüh-
rung Ende 2018 mit einer Testversion. 
Diese soll für Apple- und Android-Han-
dys verfügbar sein. Die Frage, ob das 
deutsche Mobilfunknetz dann auch ent-
sprechend ausgebaut ist, dass an Auto-
bahnen und im Wald ein Notruf über 
das mobile Internet abgesetzt werden 

kann, bleibt unbeantwortet. Ohne Zwei-
fel ist jedoch, dass die Arbeit vorangeht. 
Zeitgleich zu den Kulturtagen verkündet 
Tess per Pressemitteilung übrigens, dass 
der Telefonvermittlungsdienst nunmehr 
auch rund um die Uhr verfügbar ist. 

Uwe Schönfeld, der im Forum Zukunfts- 
trends gemeinsam mit Thomas Worseck 
eine Publikumsbefragung zum Thema 
„Zukunft der Gehörlosengemeinschaft“ 
moderiert, muss genervt betonen: „Er-
zählt hier bitte nicht eure Lebensge-
schichte, kommt auf den Punkt!“ Der 
taubblinde Diakon Peter Hepp schafft 
es, beides unter einen Hut zu bringen, 
als es um die Angst vor dem Verschwin-
den der Gebärdensprache geht. „Als ich 
blind wurde, hatte ich Angst, ich wür-
de die Gebärdensprache vergessen, 
wenn ich sie nicht mehr sehe. Doch ich 
kann euch sagen, die Gebärdensprache 

wird nie sterben!“ Er erntet tosenden  
Applaus, den ihm seine Assistentin auf 
den Rücken trommelt. Solche Gänse-
haut-Momente sind rar gesät, aber sie 
sind da. 

Der Samstag ist im Grunde ein halber 
Tag: mit zwölf nur halb so vielen Vor-
trägen als am Freitag, anschließender 
Kundgebung auf dem Luisenplatz im 
Potsdam mit Signmob und abends Ga-
laabend. Die Vorfreude wird schnell ge-
trübt, als die Moderatoren der ersten 
Veranstaltungen verkünden, dass jeder 
Besucher sich nachmittags selbst versor-
gen soll, denn es gebe kein Essen beim 
Galaabend. Unter einigen Gästen, die 

teilweise 55 Euro für den Abend bezahlt 
haben, sorgt dies für Unmut. 

Die Kundgebung auf dem Luisenplatz 
ist zunächst noch etwas isoliert, hören-
de Passanten gibt es hier nur wenige. 
So werden gegenüber vor gut 1.000 
Gehörlosen Reden geschwungen, türki-
se Luftballons in die Luft entlassen und 
dann folgt der eigentliche Anlass, für den 
die Leute eine halbe Stunde durch Pots-
dam gefahren sind: Entlang der Fußgän-
gerzone an der Luisenstraße stellen sich 
die Kulturtage-Besucher in einer Reihe 
auf und machen mit den Händen eine  
La-Ola-Welle. Von links nach rechts he-
ben sie nach und nach ihre Hände. 

Was dann folgt, hat etwas Magisches: 
Plötzlich sind Hörende in der Einkaufs-
straße in der Minderheit. In jedem 
Café, in jeder Kneipe sitzt ein gehörlo-

ses Grüppchen und plaudert, an jeder 
Straßenecke kann man stehen bleiben 
und quatschen. Dies ist einer der Punk-
te, bei dem es dem DGB gelungen ist, 
die Kulturtage nach draußen in die  
Öffentlichkeit zu tragen. Leider nur vo-
rübergehend und wenig nachhaltig, 
was die Aufklärung gegenüber den Hö-
renden angeht, aber für die Gehörlo-
sen sicher Balsam auf die diskriminierte 
Seele. 

Der letzte Abend. Wie es der neue Bun-
desbehindertenbeauftragte Jürgen Dusel 
schon am ersten Tag gesagt hat: Wer ar-
beitet, soll auch feiern! So gibt es zur Er-
öffnung des Galaabends für alle Sekt satt 

Helmut Vogel spricht auf dem Luisenplatz zu den Gehörlosen; mit Simon Kollien gab es ein Revival der Quizshow von den 3. Kulturtagen
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gibt es Preise. Costrau moderiert mit 
seiner „Talkshow“ die beiden Abend-
programme, kann aber trotz seines jun-
gen Co-Moderators nicht so wirklich in 
Fahrt kommen. Dabei ist vor allem der  
erste Abend etwas blutleer. Vielleicht 
hätte man das über zwei Abende aus-
gedehnte Programm besser für den 
inhaltlich etwas dünnen Galaabend ver-
wenden sollen?

Generell wird deutlich, dass Vogel und 
sein Präsidium ganze Arbeit leisten: Poli-
tiker sind da, Verantwortliche aus Film 
und Fernsehen, Entwickler der offiziel-
len Bundesnotruf-App – sie alle sehen 
eine lebendige Gehörlosengemein-

5   Entwicklungshelfer Robert Grund (rechts) 
6   Sozialpädagoge Thomas Wartenberg 
7   taube und hörende Dolmetscher  
8   der taubblinde Diakon Peter Hepp mit  
     Taubblindenassistentin

5 6

7 8
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schaft. Auch Raul Krauthausen wurde 
als Gast eingeladen, um mit Björn Blu-
meier und Viola Kunkel über Protest und 
Social Media zu diskutieren. Während 
der reichweitenstarke Inklusionsaktivist 
Krauthausen besonnen ermahnt, im 
Protest nie verletzend oder unfreund-
lich zu werden, schwärmt Blumeier von 
seiner klammheimlichen Freude über ei-
nen Protest für mehr Untertitel in Süd-
korea. Dort habe der Vorsitzende des 
Gehörlosenverbandes, „wenn ich mich 
richtig erinnere“, wie Blumeier vorsich-
tig ergänzt, einfach Fernseher auf die 
Straße und die Autos geschmissen, die 
dort standen. Was bleibt, ist Krauthau-
sens Tipp, nicht zu viele Hashtags zu ver-
wenden, da dies die Leute nur verwirre. 
Für einzelne konzentrierte Aktionen sei 
es okay, aber jede Woche einen neuen 
Hashtag für das Tagesthema zu brin-
gen, sei verschenkte Mühe. 

Apropos Twitter: Der DGB führt eine 
vorbildliche Öffentlichkeitsarbeit wäh-
rend der Kulturtage durch. Fast immer 
werden live von einer Kulturtage-Ver-
anstaltung kurze Nachrichten gepostet. 
So sind die Eindrücke auch unmittelbar 
online sichtbar. 

Die Bundesnotruf-App wird übrigens 
vorgestellt, zu rechnen sei ihre Einfüh-
rung Ende 2018 mit einer Testversion. 
Diese soll für Apple- und Android-Han-
dys verfügbar sein. Die Frage, ob das 
deutsche Mobilfunknetz dann auch ent-
sprechend ausgebaut ist, dass an Auto-
bahnen und im Wald ein Notruf über 
das mobile Internet abgesetzt werden 

kann, bleibt unbeantwortet. Ohne Zwei-
fel ist jedoch, dass die Arbeit vorangeht. 
Zeitgleich zu den Kulturtagen verkündet 
Tess per Pressemitteilung übrigens, dass 
der Telefonvermittlungsdienst nunmehr 
auch rund um die Uhr verfügbar ist. 

Uwe Schönfeld, der im Forum Zukunfts- 
trends gemeinsam mit Thomas Worseck 
eine Publikumsbefragung zum Thema 
„Zukunft der Gehörlosengemeinschaft“ 
moderiert, muss genervt betonen: „Er-
zählt hier bitte nicht eure Lebensge-
schichte, kommt auf den Punkt!“ Der 
taubblinde Diakon Peter Hepp schafft 
es, beides unter einen Hut zu bringen, 
als es um die Angst vor dem Verschwin-
den der Gebärdensprache geht. „Als ich 
blind wurde, hatte ich Angst, ich wür-
de die Gebärdensprache vergessen, 
wenn ich sie nicht mehr sehe. Doch ich 
kann euch sagen, die Gebärdensprache 

wird nie sterben!“ Er erntet tosenden  
Applaus, den ihm seine Assistentin auf 
den Rücken trommelt. Solche Gänse-
haut-Momente sind rar gesät, aber sie 
sind da. 

Der Samstag ist im Grunde ein halber 
Tag: mit zwölf nur halb so vielen Vor-
trägen als am Freitag, anschließender 
Kundgebung auf dem Luisenplatz im 
Potsdam mit Signmob und abends Ga-
laabend. Die Vorfreude wird schnell ge-
trübt, als die Moderatoren der ersten 
Veranstaltungen verkünden, dass jeder 
Besucher sich nachmittags selbst versor-
gen soll, denn es gebe kein Essen beim 
Galaabend. Unter einigen Gästen, die 

teilweise 55 Euro für den Abend bezahlt 
haben, sorgt dies für Unmut. 

Die Kundgebung auf dem Luisenplatz 
ist zunächst noch etwas isoliert, hören-
de Passanten gibt es hier nur wenige. 
So werden gegenüber vor gut 1.000 
Gehörlosen Reden geschwungen, türki-
se Luftballons in die Luft entlassen und 
dann folgt der eigentliche Anlass, für den 
die Leute eine halbe Stunde durch Pots-
dam gefahren sind: Entlang der Fußgän-
gerzone an der Luisenstraße stellen sich 
die Kulturtage-Besucher in einer Reihe 
auf und machen mit den Händen eine  
La-Ola-Welle. Von links nach rechts he-
ben sie nach und nach ihre Hände. 

Was dann folgt, hat etwas Magisches: 
Plötzlich sind Hörende in der Einkaufs-
straße in der Minderheit. In jedem 
Café, in jeder Kneipe sitzt ein gehörlo-

ses Grüppchen und plaudert, an jeder 
Straßenecke kann man stehen bleiben 
und quatschen. Dies ist einer der Punk-
te, bei dem es dem DGB gelungen ist, 
die Kulturtage nach draußen in die  
Öffentlichkeit zu tragen. Leider nur vo-
rübergehend und wenig nachhaltig, 
was die Aufklärung gegenüber den Hö-
renden angeht, aber für die Gehörlo-
sen sicher Balsam auf die diskriminierte 
Seele. 

Der letzte Abend. Wie es der neue Bun-
desbehindertenbeauftragte Jürgen Dusel 
schon am ersten Tag gesagt hat: Wer ar-
beitet, soll auch feiern! So gibt es zur Er-
öffnung des Galaabends für alle Sekt satt 

Helmut Vogel spricht auf dem Luisenplatz zu den Gehörlosen; mit Simon Kollien gab es ein Revival der Quizshow von den 3. Kulturtagen
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– zumindest bis die Flaschen leer sind. Die 
Ankündigung, dass es wenigstens kleine 
Häppchen geben wird, verpufft schnell 
als Gerücht: Das einzig Essbare sind Trau-
benzuckertabletten, die als Spende von 
der Drogeriekette dm kamen und eigent-
lich an die Kinderbetreuung gingen. Res-
teverköstigung? Wer will, kann sich ein 
allerletztes Mal ein Bratwürstchen an der 
Bude draußen kaufen. Dann geht’s auch 
schon schnell durch den Abend. 

Conny Tiedemann und Ralf Brauns mo-
derieren mit Schwung, während der 
DGB kurz und fast außer Atem immer 
mal wieder die Bühne betritt. Ein biss-
chen wirkt es, als wäre das Präsidium 
froh, die Veranstaltung bald hinter sich 
zu haben und sich wieder der Politik 
zuwenden zu können (siehe dazu den 
Kommentar von Thomas Mitterhuber 
auf Seite 13). Die mit 1.000 Euro do-

tierten Film- und Fotopreise werden 
nun verliehen. Bei den Filmen gewin-
nen verdient Pavel Rodinov und Rafa-
el-Evitan Grombelka den Preis für ihren 
flott bearbeiteten Film A=T über Aliens 
auf der Erde. Ein toller Film, der hof-
fentlich einer breiteren Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht wird. Aber auch 
die anderen beiden Filme, eine Liebes-
geschichte von Eyk Kauly und ein Kom-
mentar über soziale Netzwerke von 
Mila Hergert und Kevin Kiekbusch sind 
sehenswert. Filmjuror Manfred Mertz 
kündigt an, mit allen Gewinnern zu-
sammenarbeiten zu wollen, um neue 
Talente zu fördern. „Ihr braucht Diszi-
plin!“, mahnt der Künstler. 

Dann folgt der Eklat des Abends, der 
später noch durch die sozialen Medien 
gehen wird: Das DGB-Präsidium zeigt 
Karin Kestners Konterfei (= Bildnis) auf 
der Leinwand mit dem Wort „Danke“, 
druckst ein bisschen auf der Bühne he-
rum und entlässt dann das Publikum in 
die Pause. Zum jahrzehntelangen Enga-
gement der Dolmetscherin für die Rechte 
Gehörloser verliert Vogel nur sehr wenig 
Worte. Anschließend gibt es die Kultur-
preise – für andere Personen. Viele Zu-
schauer sind fassungslos, Björn Blumeier 
macht später auf Facebook seinem Är-
ger Luft: „Schämt euch!“, wirft er dem 
DGB vor. Wenn jemand den Kulturpreis 
verdient hätte, dann Karin Kestner, so 
der allgemeine Tenor (= Einstellung zu 
etwas). Es ist auch nicht so, dass es zu 
wenig Preise gebe. Allein für das Rettet-
den-DGB-Team werden drei Extra-Skulp-
turen zusätzlich zu den vier geplanten 

Preisen verliehen. Eigentlich richtig pein-
lich. Doch Kestner, vom DGB noch nicht 
einmal eingeladen, reagiert auf Nachfra-
ge der DGZ gelassen: „Das ist aber jetzt 
nicht mehr wichtig! Der DGB entschei-
det. Einen Preis kann man nicht erzwin-
gen, das sollte von Herzen kommen und 
nicht auf Druck.“ Wichtiger sei ihr der 
persönliche Kontakt zu Gehörlosen. 

Die Preisträger sind dann die Schau-
spielerin und Gebärdensprachsolistin 
Christina Schönfeld, der TV-Moderator 
Jürgen Stachlewitz, der Theatermacher 
Roland Kühnlein, die Wissenschaftlerin 
Sabine Fries und – in einem dreifachen 
Sonderpreis – die Gruppe „Rettet den 

DGB!“. Mehr über die neuen Kultur-
preisträger erfahrt ihr auf Seite 12.

Und schon ist der Abend vorbei und da-
mit die Kulturtage. Alle Beteiligten des 
Galaabends werden noch einmal auf 
die Bühne gerufen, die Helfer stellen 
sich am Rand auf und goldenes Lamet-
ta-Konfetti wird aus Röhren in die Hal-
le gepustet. Ein halbherziger Versuch, 
dem Abend noch einen letzten Glanz zu 
verleihen? Es erinnert an den kultigen 
Loriot-Sketch, in dem sich Opa Hoppen-
stedt zu Weihnachten beschwert: „Frü-
her war mehr Lametta!“

Im Nachhinein fällt dann auf, wie we-
nig sichtbar das hauptamtliche Kulturta-
ge-Team bei der Abschlussfeier war. Es 
gab kein Wort des Dankes an Benjamin 
Busch und Petra Alaei – sie waren doch 
diejenigen, die die abgesprungenen 

Mitarbeiter wenige Monate vor dem 
Großereignis ersetzten. So hatten sie 
keine Gelegenheit, sich ans Publikum zu 
wenden. Und so blieben die Kulturtage 
etwas anonym. Das 7. DEGETH-Festival 
im vergangenen Oktober war da ver-
gleichsweise noch recht peppig – und 
auch von Busch organisiert. 

Und der Austragungsort der nächsten 
Kulturtage? Im Oktober auf der nächs-
ten DGB-Mitgliederversammlung wird 
es soweit sein und – statt am Galaabend 
– die Stadt verkündet werden. Man darf 
gespannt sein, ob der DGB es dann auch 
ohne die gGmbH geschafft hat, seine  
Finanzen im Reinen zu halten.   

Moderator Andreas Costrau führte durch die beiden abendlichen Talkshows; Kassandra Wedel mit Tanzpartnerin beim Galaabend
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Häppchen geben wird, verpufft schnell 
als Gerücht: Das einzig Essbare sind Trau-
benzuckertabletten, die als Spende von 
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teverköstigung? Wer will, kann sich ein 
allerletztes Mal ein Bratwürstchen an der 
Bude draußen kaufen. Dann geht’s auch 
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flott bearbeiteten Film A=T über Aliens 
auf der Erde. Ein toller Film, der hof-
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zugänglich gemacht wird. Aber auch 
die anderen beiden Filme, eine Liebes-
geschichte von Eyk Kauly und ein Kom-
mentar über soziale Netzwerke von 
Mila Hergert und Kevin Kiekbusch sind 
sehenswert. Filmjuror Manfred Mertz 
kündigt an, mit allen Gewinnern zu-
sammenarbeiten zu wollen, um neue 
Talente zu fördern. „Ihr braucht Diszi-
plin!“, mahnt der Künstler. 

Dann folgt der Eklat des Abends, der 
später noch durch die sozialen Medien 
gehen wird: Das DGB-Präsidium zeigt 
Karin Kestners Konterfei (= Bildnis) auf 
der Leinwand mit dem Wort „Danke“, 
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rum und entlässt dann das Publikum in 
die Pause. Zum jahrzehntelangen Enga-
gement der Dolmetscherin für die Rechte 
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nicht auf Druck.“ Wichtiger sei ihr der 
persönliche Kontakt zu Gehörlosen. 
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spielerin und Gebärdensprachsolistin 
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Galaabends werden noch einmal auf 
die Bühne gerufen, die Helfer stellen 
sich am Rand auf und goldenes Lamet-
ta-Konfetti wird aus Röhren in die Hal-
le gepustet. Ein halbherziger Versuch, 
dem Abend noch einen letzten Glanz zu 
verleihen? Es erinnert an den kultigen 
Loriot-Sketch, in dem sich Opa Hoppen-
stedt zu Weihnachten beschwert: „Frü-
her war mehr Lametta!“

Im Nachhinein fällt dann auf, wie we-
nig sichtbar das hauptamtliche Kulturta-
ge-Team bei der Abschlussfeier war. Es 
gab kein Wort des Dankes an Benjamin 
Busch und Petra Alaei – sie waren doch 
diejenigen, die die abgesprungenen 

Mitarbeiter wenige Monate vor dem 
Großereignis ersetzten. So hatten sie 
keine Gelegenheit, sich ans Publikum zu 
wenden. Und so blieben die Kulturtage 
etwas anonym. Das 7. DEGETH-Festival 
im vergangenen Oktober war da ver-
gleichsweise noch recht peppig – und 
auch von Busch organisiert. 

Und der Austragungsort der nächsten 
Kulturtage? Im Oktober auf der nächs-
ten DGB-Mitgliederversammlung wird 
es soweit sein und – statt am Galaabend 
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Von Thomas Mitterhuber

Vom 26. bis 28. Oktober werden 
die Delegierten des Deutschen 
Gehörlosen-Bundes in Magde-

burg zur ordentlichen Bundesversamm-
lung zusammenkommen. Damit ist 
2018 erstmals das Jahr ohne eine au-
ßerordentliche Versammlung – nach der 
Schuldenkrise. Bislang hatten sich die 
Delegierten zweimal jährlich getroffen. 

Um Lehren aus der Schuldenkrise 2014 
zu ziehen, will der DGB-Vorstand einen 
ständigen, dreiköpfigen Finanzausschuss 
ohne Präsidiumsbeteiligung erricht-
en, als „drittes Organ des DGB“. Dieser 
Ausschuss soll den geschäftsführenden 
Vorstand überwachen und bei allen 
wirtschaftlichen und finanziellen Vorgän-
gen beraten. Und was sich seit Jahren 
hingezogen hatte, will hinter sich ge-
bracht werden: Die Bundesversammlung 
soll die korrigierten Jahresabschlüsse von 
2009 bis 2013 genehmigen.

Außerdem wird die Einführung ein-
er neuen DGB-Auszeichnung für 
besonderes Engagement beant-

ragt. Bislang hatte der Verband die 
Karl-Wacker-Plakette und den Kultur-
preis der Gehörlosen an verdiente Per-
sonen verliehen.

Mit Spannung wird die Präsentation 
der drei Kulturtage-Bewerber Bremen, 

Mainz und Friedrichshafen erwartet. 
Danach wird die Delegation entschei-
den, wer das Großereignis 2022 aus-
tragen darf. Interessant dürfte auch 
der Finanzbericht zu den 6. Kulturta-
gen werden, die im vergangenen Mai 
in Potsdam stattfanden. Das Präsidium 
rechnete bereits im Frühjahr mit ei-
nem „minimalen Verlust“ – wie groß 
das Minus ausfallen wird, ist hier die 
Frage.

Zudem stehen Anträge von mehreren 
Mitgliedsverbänden zur Abstimmung. 
Doch der Höhepunkt in Magdeburg 
wird die Neuwahl des Präsidiums 
bilden. Bereits 2017 in Bremen kün-
digte Helmut Vogel an, sich erneut zur 
Wahl aufstellen zu lassen. Gegenkan-
didaten wurden bislang nicht bekannt. 

Inzwischen steht der DGB allerdings 
bei mehreren Landesverbänden offen 
in der Kritik. Wird Vogel den DGB für 
weitere vier Jahre übernehmen? Wie 
viel Rückhalt hat er noch von den Dele-
gierten? Wer wird im neuen Präsidium 
sein? Das alles wird sich in Magdeburg 
zeigen.

Beim DGB wird neu gewählt
In Magdeburg trifft sich Ende Oktober die Bundesversammlung des Deutschen  
Gehörlosen-Bundes. Welche Themen kommen dran? Erhält Helmut Vogel seine zweite 
Amtszeit? Wir blicken auf die letzten vier Jahre zurück und ziehen Bilanz

Was gut war, was nicht
Die Bilanz des DGB von 2014 bis 2018

• Rettung des Verbands vor der Insolvenz
• Kostenloser, barrierefreier Notruf per Tess rund 
   um die Uhr 
• Einführung des DGB-Mitgliedsausweises
• Ausbau des politischen Netzwerks 
• Kulturtage 2018

• Relativ eingeschränkte politische Arbeit 
• Personal nach wie vor reduziert
• Jahresabschlüsse 2009–2013 weiterhin offen
• Gründung der gGmbH verzögert sich erneut
• Noch keine Vorschläge von der Strukturreform-
   Arbeitsgruppe

Präsident Helmut Vogel wird für eine zweite 
Amtszeit kandidieren
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Oktober 2013
Die Nachricht aus der Bundesver-
sammlung in München, der DGB stehe 
kurz vor der Insolvenz, verbreitet sich 
wie ein Lauffeuer. Eine neu gegründete 
Finanzkommission soll die Finanzlage 
aufarbeiten.

1. Mai 2014
Die vierköpfige Finanzkommission löst 
sich auf, da ihnen die „gewünschte 
Transparenz“ nicht gewährt wurde. 
Die Delegierten zwingen das vorherige 
Präsidium unter Rudolf Sailer zu vorge-
zogenen Neuwahlen.

5. Juli 2014
Helmut Vogel wird in Chemnitz auf ein-
er vorgezogenen Bundesversammlung 
zum DGB-Präsidenten gewählt.

September 2014
Das neue Präsidium verkündet, 
Schulden in Höhe von etwa 200.000 
Euro zu haben und kurz vor der Insol-
venz zu stehen. Sanierungsmaßnah-
men werden eingeleitet. Die Büros 
in Hamburg und München werden 
geschlossen, Mitarbeiter entlassen.

1. November 2014
Beim bundesweiten Fest der Vielfalt 
und Solidarität, das in 13 deutschen 
Städten ausgetragen wurde, kommen 
an einem einzigen Tag über 22.000 
Euro an Spenden zusammen.

Januar 2015
Präsident Vogel verkündet, die dro-
hende Insolvenz erfolgreich abgewen-
det zu haben.

Juni 2015
Nach einem monatelangen Streit um 
das geplante Bundesteilhabegesetz 

bricht der Arbeitskreis Sign Teilhabe 
mit dem DGB.

Oktober 2015
Bei der Bundesversammlung in Han-
nover legt der Untersuchungsauss-
chuss seinen Bericht zur Schuldenkrise 
vor. Das Präsidium kündigt einen eige-
nen Bericht an.

4. Mai 2016
Behindertenverbände rufen zu einer 
Demo gegen den Entwurf zum Bun-
desteilhabegesetz auf – auch der DGB. 
Den Löwenanteil der Demonstranten 
stellen die Gehörlosen.

Oktober 2016
Das Präsidium verkündet in Büren, dass 
der DGB nunmehr schuldenfrei ist.

29. November 2016
Der DGB veranstaltet eine Notruf-Ta-
gung in Berlin, zu der Experten und 
Entscheider eingeladen sind.

12. September 2017
In Mainz findet eine vom DGB organisi-
erte Fachtagung zum Thema „Barriere-
freie Medien“ statt.

Oktober 2017
In Bremen beschließt die Bundesver-

sammlung einen Schlussstrich bei der 
Schuldenkrise. Anschließend feiert der 
DGB sein 90-jähriges Bestehen.

Ende 2017
Nach Querelen mit dem Präsidium 
steigt ein Großteil der Mitarbeiter aus 
dem Kulturtage-Team aus.

Mai 2018
Die 6. Kulturtage der Gehörlosen in 
Potsdam werden ein Erfolg – mit über 
2.000 Besuchern.

Juli 2018
Der barrierefreie Notruf über Tess ist 
nun rund um die Uhr verfügbar.

Der DGB unter Helmut Vogel
Eine Chronik der wichtigsten Ereignisse seit der Schuldenkrise
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Von Thomas Mitterhuber

Die Bombe schlug bereits am 
Wochenende davor ein. Am 
20. Oktober, eine Woche vor 

der Bundesversammlung in Magde-
burg, erhielten die Mitgliedsverbän-
de des Deutschen Gehörlosen-Bundes 
(DGB) eine E-Mail. Im Anhang: ein 
dreiseitiges Schreiben mit brisanten 
Vorwürfen an das Präsidium. Der Ab-
sender: Wolfgang Bachmann, ehemals 
2. Vizepräsident. 

Die Vorwürfe hatten es in sich: ein Mi-
nus in sechsstelliger Höhe, Ungereimt-
heiten in Steuerfragen, unerlaubte 
Mailweiterleitungen, Honorarzahlun-
gen an Präsidiumsmitglieder. Auch von 
Meinungsverschiedenheiten und dem 
Fehlen einer strategischen Arbeit war 
die Rede. Ebenso wurde mangelnde 
Transparenz innerhalb des Präsidiums 
vorgeworfen. Bachmann habe trotz 
Nachfragen keinen vollständigen Ein-

blick in die Finanzen erhalten. „Die 
unter Präsident Rudolf Sailer bekann-
te Intransparenz ist zurückgekehrt“, 
schimpfte der Vizepräsident.

Außerdem sei Präsident Helmut Vogel 
„wie ein absoluter Herrscher gewor-
den“. Er wolle alles selbst machen, kön-
ne nicht delegieren und vertraue nur 
sehr wenigen Personen. „Dadurch war 
er oft überfordert und konnte nur sehr 
wenige Sachen erledigen“, so Bach-
mann. In den Folgetagen kamen noch 
zwei weitere Schreiben von ihm dazu.
Die volle Wucht folgte erst zwei Tage 
später, mit einem knapp 19-minütigen 
Video, das der DGB-Kritiker Jan Eich-
ler veröffentlichte. Darin berichtete er 
von den Bachmann-Vorwürfen. Zwei 

Landesverbände hätten ihn um eine 
Gebärdensprachübersetzung gebeten, 
sagte Eichler. In der aufgekommenen 
Empörungswelle wurden Rücktrittsfor-
derungen laut. Andere griffen eine alte 
Forderung wieder auf: Man solle den 
schon wieder verschuldeten DGB lie-
ber komplett auflösen und einen neuen 
Verband gründen.

Präsident Helmut Vogel wandte sich 
in einer kurzen Videobotschaft an die 
Gemeinschaft und erklärte die Zusam-
menarbeit mit Bachmann für beendet. 
Alles Weitere würde man in Magde-
burg auf der Bundesversammlung be-
sprechen, vom 26. bis 28. Oktober. Als 
die Delegierten am Freitag im NH Hotel 
Magdeburg eintrafen, fanden sie eine 
angespannte Atmosphäre vor. Ist der 
DGB tatsächlich wieder in einer Schul-
denkrise? Ist an den vielen Vorwürfen 
etwas dran? Wird es die geforderte 
Transparenz geben? Und: Wird Helmut 
Vogel sein Amt behalten?

Bundesversammlung in Magdeburg: Ein erneutes Mal bescheren die Kulturtage dem 
DGB ein großes Minus. Präsident Helmut Vogel muss sich außerdem zahlreicher Kritik 
stellen – und wird dennoch in seinem Amt bestätigt

» Es ist uns nicht  
gelungen, an einem  
Strang zu ziehen «

Ein Neuanfang ohne Altlasten
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Spannungen im Präsidium
Die brisanten Themen kamen erst am 
Samstag an die Reihe. Auch Wolfgang 
Bachmann, der Freitag nicht kommen 
konnte. Der Zwist zwischen Bachmann 
und dem restlichen Präsidium war nicht 
zu übersehen. Während die anderen 
geschlossen in einer Tischreihe waren, 
saß der 2. Vizepräsident ab Samstag 
etwas abseits, mit dem Rücken zur 
Wand. Im Verlauf der Versammlung lie-
ferten er und seine Präsidiumskollegen 
sich Wortgefechte. Es wurde deutlich, 
dass das Vertrauensverhältnis seit vie-
len Monaten zerrüttet war. 

Dabei zeigte sich das restliche Präsi-
dium geschlossen hinter Vogel, Bach-
mann wurde auch von mehreren 
Delegierten scharf kritisiert. DGB-Bei-
sitzerin Dr. Ulrike Gotthardt, ansons-
ten eine ruhige und besonnene Person, 
platzte der Kragen und sie berichtete 
von persönlichen Angriffen und Belei-
digungen aus seiner Richtung. Anstatt 
dass er das Gespräch mit den Präsidi-
umskollegen suche, habe Bachmann 
nur WhatsApp-Nachrichten verschickt. 
Dieser rechtfertigte seine Schreiben 
damit, dass es ihm um steuerrechtliche 
Fragen gehe. Als Inhaber eines Unter-
nehmens wolle er nicht für die Fehler 
des Präsidiums mithaften. Mit der Ver-
breitung des Eichler-Videos habe er 
aber nichts zu tun, außerdem würden 
einige Aussagen aus dem Video nicht 
stimmen. Auf die Aufforderung von 
Alexander von Meyenn, einem ehe-

maligen Weggefährten, entschuldigte 
Bachmann sich anschließend knapp für 
seine Vorwürfe.

Wieder rote Zahlen 
für die Kulturtage
Dass die 6. Kulturtage in Potsdam mit ei-
nem hohen Verlust abschlossen, muss-
te Vogel allerdings zugeben. Grund 
sei eine „Kostenexplosion bei der Ver-
anstaltungstechnik“ gewesen. Dafür 
hätte eine Kombination von internen 
Fehlern gesorgt, außerdem habe man 
die Kosten für diesen Posten im Antrag 
an die Aktion Mensch zu niedrig an-
gesetzt. Zuletzt bezeichnete Vogel die 
Metropolis-Halle als nicht seriösen Ver-
handlungspartner, es seien später noch 
Kosten hinzugekommen. Thomas Wor-
seck, Kontrolleur der Kulturtage-Finan-
zen, bestätigte diese Ansicht. 

Weil der Metropolis-Kostenvoranschlag 
erst Anfang März 2018 – zwei Mona-
te vor den Kulturtagen – kam, sah das 
Präsidium keine Alternative mehr. Nach 
Verhandlungen und Streichungen konn-
ten die Ausgaben reduziert werden, am 
Ende kam ein Verlust in Höhe von über 
142.000 Euro heraus. Der DGB konnte 
dieses Minus jedoch größtenteils abde-
cken, weil der Bund bereits vorgesorgt 
hatte: 2017 wurden Rücklagen in Höhe 
von 127.500 Euro gebildet.

Deutliche Kritik kam von den beiden Kul-
turtage-Kontrolleuren Thomas Worseck  
und Wolfgang Reiner. Von der Bundes-

versammlung waren sie dafür einge-
setzt, die Finanzen dieses Großevents 
zu überwachen, damit keine hohen 
Verluste mehr aufkommen – wie mehr-
fach schon in der Vergangenheit pas-
siert. 

Worseck und Reiner bescheinigten 
zwar eine saubere Buchführung, hat-
ten von den Technik-Mehrausgaben je-
doch erst im vergangenen September 
erfahren, also Monate nach den Kultur-
tagen. Damit sei es ihnen nicht möglich 
gewesen, ihrer Aufgabe als Kontrolleu-
re gerecht zu werden, rüffelten sie das 
Präsidium. Zum Schluss gaben sie die 
Empfehlung, dass der DGB keine Kul-
turtage mehr organisieren darf. Aus 
Gründen des finanziellen Risikos sollte 
man die Organisation einer externen 
Veranstaltungsfirma oder einer eige-
nen gGmbH übertragen, erklärte der 
nicht anwesende Worseck in einer Vi-
deobotschaft.

Auch von der geplanten Gründung ei-
nes ständigen Finanzausschusses riet 
er ab. Würden künftig die Kulturtage 
nicht mehr vom DGB organisiert, sei-
en die sonstigen DGB-Finanzen über-
schaubar und die Risiken nicht allzu 
groß, sagte der Geschäftsführer des 
Gehörlosenverbands Hamburg. Die Fi-
nanzkontrolle solle man nicht unnötig 
aufblähen.

Bezüglich der Honorare, die Helmut 
Vogel und Marietta Schumacher für 
ihre Arbeit für die Kulturtage erhielten, 
hatte Worseck dagegen keine Beden-
ken. Beide Präsidiumsmitglieder hatten 
Ende 2017, als die beiden hauptamt-
lichen Mitarbeiter und ein Großteil des 
Kulturtage-Teams absprangen, die Lei-
tung notgedrungen übernommen. 

Trotz dieser hohen Verluste sei der DGB 
weiterhin flüssig, es gebe keine offenen 
Verbindlichkeiten, sagte Schatzmeis-
ter Wohlfahrt. Auf dem DGB-Haupt-
konto würden sich gut 34.000 Euro 
befinden. Ein Großteil davon (32.400 
Euro) ist aber als Gründungskapital für 
die gGmbH reserviert, das Geld wurde 
2016 per Crowdfunding eingesammelt. 
In Magdeburg geriet diese jedoch wie-
der in eine Grundsatzdiskussion. Einige 
Delegierte äußerten Bedenken, ob eine 
gGmbH wirtschaftlich gesehen Sinn 
mache. Das Präsidium bekam den Auf-

Setzte die Jahresabschlüsse 2009 bis 2013 komplett neu auf: Vizepräsidentin  
Marietta Schumacher, die dem neugewählten Präsidium nicht mehr angehört
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trag, sich mit diesen Bedenken zu be-
fassen. 

E-Mails unerlaubt weitergeleitet
Auch zur Mailaffäre äußerte sich das 
Präsidium. Aufgrund technischer 
Probleme am Mailserver habe man 
sicherheitshalber E-Mails von vier Kul-
turtage-Mitarbeitern weitergeleitet, 
um einem möglichen Datenverlust vor-
zubeugen. „Dabei haben wir die ein-
zelnen Mails nicht gelesen“, versicherte 
Michael Wohlfahrt den Delegierten. 
Man habe jedoch vergessen, die Be-
troffenen zu informieren, entschuldig-
te er sich. Diese Affäre sei der Auslöser 
des Zwists im Kulturtage-Team gewe-
sen, vorher habe es allerdings bereits 
Spannungen mit dem Präsidium ge-
geben. „Es ist uns nicht gelungen, an 
einem Strang zu ziehen“, so Vogel.

Einer der hartnäckigsten Kritikpunkte 
an den DGB ist dessen schlechte Er-
reichbarkeit. Mails, heißt es, würden 
nicht beantwortet. Dazu erklärte Vo-
gel, die Arbeit an den Kulturtagen habe 
ihn enorm beansprucht, er sei quasi 
„vereinnahmt worden“, sodass er an-
dere Aufgaben liegen ließ. 

Dieses Problem soll eine weitere An-
gestellte in Teilzeit angehen: Dr. Anja 
Gutjahr kam in diesem Jahr als dritte 
Mitarbeiterin hinzu, finanziert aus der 
Partizipationsförderung. Ein Schwer-
punkt ihrer Tätigkeit werde die Beant-
wortung der Mailanfragen an den DGB 
bilden, erklärte Vogel. Damit ist Gut-
jahr die dritte DGB-Angestellte – nach 
Sandra Kühling im Februar 2018, zu-
ständig für Verwaltungsangelegenhei-
ten. Kühlings Halbtagesstelle finanziert 
der DGB komplett aus eigenen Mitteln. 
Trotz der heftigen Kritik in den sozia-
len Medien betonte Vogel die Wichtig-
keit von Facebook. Über diesen Kanal 
könne der DGB junge Leute erreichen, 
Facebook sei ein geeignetes Instru-
ment zum Verbreiten von Informatio-
nen, so der Präsident. Allerdings gebe 
es auch Schattenseiten: „Bei einem 
Ehrenamt ist es schwer, schnell und 
entsprechend auf einen Shitstorm zu 
reagieren.“ Anschließend griff er die 
Idee einer wöchentlichen Sprechstun-
de, wie sie die Deutsche Gesellschaft 
für Hörbehinderte ihren Mitgliedsver-
bänden jeden Sonntag zwei Stunden 
lang anbietet, auf. 

Aus der Bundesgeschäftsstelle
Daniel Büter aus der DGB-Bundesge-
schäftsstelle berichtete über seine Arbeit. 
Unter seiner Mitarbeit hat die Öffentlich-
keitsarbeit deutlich zugenommen, der 
DGB verschickt wöchentlich Newsletter 
und informiert über die sozialen Medien, 
teilweise auch in Gebärdensprachvideos. 
In Magdeburg twitterte Büter live über 
den Verlauf der Versammlung. Den DGB 
vertritt Büter zudem immer öfter auf po-
litischen Veranstaltungen, um das Präsi-
dium zu entlasten. 

Ein neuer Forderungskatalog ist derzeit 
in Arbeit. Darin werden DGB-Forderun-
gen zu verschiedenen Themenbereichen 
in einer Übersicht zusammengelegt. 
Büter nannte ihn als wichtiges Instru-
ment für die politische Arbeit und bat 
die Delegierten um Rückmeldungen 
und Ergänzungen. Sobald die Überar-
beitung abgeschlossen ist, soll der Ka-
talog veröffentlicht werden.

Ab 2020 können Gehörlose für private 
Einsätze Gebärdensprachdolmetscher 
beantragen. So sieht es das Bundes-
teilhabegesetz vor, das seine volle Wir-
kung erst am 1. Januar 2020 entfalten 
wird. Für 2019 plant der DGB einen 
Aufruf, so Büter. Gehörlose werden 
dann gebeten, über ihre Erfahrungen 
bei der Antragstellung zu berichten.

Endlich vom Tisch?  
Die Altlasten aus der Finanzkrise
Vizepräsidentin Marietta Schumacher 
präsentierte anschließend die Jahres-
abschlüsse für 2009 bis 2013. Wie be-
reits bekannt, zeichneten sich enorme  
Differenzen zu den Abschlüssen  
des Vorgängerpräsidiums ab. Daher hat-
te die Bundesversammlung im Oktober 
2017 beschlossen, diese komplett neu 
aufsetzen zu lassen. „Wir stellen uns der 
Verantwortung, die uns aufgetragen 
wurde“, sagte Vogel in Magdeburg und 
berichtete, dies sei ein „großer Klotz“ am 
Bein und belaste das Präsidium sehr zu-
sätzlich zu der laufenden Arbeit. Die De-
legierten zollten Respekt dafür. 

„Die Buchführung meines Vorgängers 
Rudolf Sailer war erschreckend. Es gab 

zahlreiche Verschiebungen“, erklärte 
Vogel. Die Bundesversammlung sei in 
den Jahren 2010 bis 2014 nicht voll-
ständig über die Finanzen aufgeklärt 
worden. Das Minus, das Schumacher 
nun beispielsweise für das Jahr 2011 
bilanzierte, betrug etwa 85.000 Euro 
– statt minus 22.000 Euro aus der Sai-
ler-Ära. Auch in anderen Jahren gab es 
Unterschiede in fünfstelliger Höhe. 

Bernd Schneider aus Bayern wünschte 
sich dazu einen Abschluss: „Ich bin es 
leid, dass die Fehler des Vorgänger-Prä-
sidiums immer wieder Thema sind. 
Ich erwarte von Rudolf Sailer, dass er 
Fehler zugibt und sich entschuldigt.“ 
Später wurde Vogel energisch: „Sailer 
stellt sich nicht der Wahrheit. Dass er 
weiterhin seine Version verbreitet, ist 
traurig. Ich weiß nicht, ob er sich die 
damaligen Jahresabschlüsse überhaupt 
angeschaut hat. Er sollte hierherkom-
men und sich all das ansehen. Dann 
würde er unsere Sicht verstehen. Statt-
dessen schiebt er die Fehler seinem 
Schatzmeister und dem Steuerberater 
zu.“ Der damalige Schatzmeister Edgar 
Brandhoff habe darunter gelitten und 
sei dadurch krank geworden, so Vogel. 
Der DGB plant, eine Videobotschaft zu 
veröffentlichen. Darin will man die Ge-
hörlosengemeinschaft über die Aufar-
beitung der Altlasten informieren. 

Für Diskussion sorgte auch das Hono-
rar für Schumachers Neuaufsetzung 
der Jahresabschlüsse. Die freiberufli-
che Bilanzbuchhalterin erhielt insge-
samt 9.520 Euro. Dies hatte Bachmann 
in seinem Schreiben kritisiert, er sah  
Interessenkonflikte aufgrund des  
Ehrenamts. 

Vogel erklärte, bezüglich der steuer-
rechtlichen Fragen habe sich der DGB 
von Dr. Christof-Ulrich Goldschmidt, 
einem Rechtsanwalt und dem Bruder 
des gehörlosen Stefan Goldschmidt, 
beraten lassen. Ergebnis: Das Honorar 
für Schumacher angesichts der 400 ge-
leisteten Stunden ist verhältnismäßig. 
Auch Revisor Wolfang Reiner befand, 
diese Arbeit sei ehrenamtlich nicht zu 
schaffen gewesen. Es handele sich um 
8.000 Buchungen, die Schumacher be-
arbeiten musste. 

Weil Goldschmidts Beratung aber 
unentgeltlich war, gebe es keine 

» Die Delegierten lehnten 
den Finanzausschuss- 

Antrag ab «
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Rechtssicherheit. Falls sich die Bundes-
versammlung eine rechtliche Absiche-
rung wünsche, werde das Präsidium 
sie einholen, so Vogel. Die Delegierten 
forderten dies anschließend mit großer 
Mehrheit ein. Auch die Jahresabschlüs-
se 2009 bis 2013 wurden angenom-
men, auf Empfehlung der Revisoren 
Wolfgang Reiner und Hans-Jürgen 
Kleefeldt. 

Kulturtage-Bewerber 
präsentieren sich
Für den Samstagabend war die Präsen-
tation der Kulturtage-Bewerber einge-
plant. Spontan wurde vorgeschlagen, 
einen Moderator einzusetzen. Die 
Wahl fiel auf Schauspieler und Komi-
ker Marcus Willam. Bereits im Vorfeld 
hatte der DGB angekündigt, die Bewer-
ber-Präsentation live zu übertragen. 
Mehrere hundert Menschen verfolg-
ten das 75-minütige Ereignis über das 
Internet. 

Den Anfang machte der Landesver-
band der Gehörlosen Bremen. Knut 
Weinmeister lieferte eine professionelle 
Präsentation mit einem beeindrucken-
den Werbefilm. Dann folgte Holger Na-
gel, für den baden-württembergischen 
Landesverband warb er enthusiastisch 
für den Standort Friedrichshafen am 
Bodensee. Die dritte Bewerbung kam 
von Norbert Herres vom Landesver-
band Rheinland-Pfalz, für Mainz.

Der Fairness halber erhielt jeder Mit-
gliedsverband eine Stimme. In der 
ersten Abstimmungsrunde fiel Mainz 
heraus. Wie viele Stimmen die beiden 
anderen Städte erhielten, wurde nicht 
bekannt gegeben, um Beeinflussungen 
zu vermeiden. Anschließend ließ Wil-
lam verkünden, dass Friedrichshafen 
die Stichwahl gewann. Die 7. Kultur-
tage der Gehörlosen finden 2022 somit 
am Bodensee statt. Für seine Modera-
tion erhielt Willam viel Zuspruch, aber 
auch Kritik auf Facebook. Seine kalau-
erhafte Darbietung hätte nicht zu dem 
seriösen Rahmen einer Bundesver-
sammlung gepasst. 

Neuwahl am späten Abend
Auf Wunsch der Delegierten fand dann 
noch spät die Neuwahl des Präsidiums 
statt. Noch am Nachmittag wurde das 
alte Präsidium fast einstimmig ent-
lastet. Unter Wahlleiter Carsten Koch 

(Bayern) stellte sich einzig Helmut Vogel 
für das Präsidentenamt zur Wahl. Er er-
hielt 70 der insgesamt 80 Stimmen. 

Vorher aber sorgte er für Überraschun-
gen, als er seine Wunschmannschaft 
vorstellte. Aus dem vorigen Präsidium 
waren zwar Schatzmeister Michael 
Wohlfahrt und Beisitzerin Dr. Ulrike 
Gotthardt dabei. Es gab aber zwei neue 
Köpfe: Elisabeth Kaufmann, Vorsitzen-
de des Deutschen Gehörlosen-Thea-
ters sowie des Gehörlosenverbands 
München und Umland (GMU) und der 
brandenburgische Landesvorsitzende 
Steffen Helbing wurden für die beiden 
Vizepräsidentenposten aufgestellt. 

Kaufmann sprach von mehr Wert-
schätzung für das Ehrenamt. Helbing 
beeindruckte mit einer kämpferischen 
Wahlkampfrede. Seine zahlreichen in-
ternationalen Kontakte wolle er in die 
politische Arbeit beim DGB einbringen. 
Den sechsten Posten (2. Beisitzer) ließ 
Vogel offen. Sein Wunschteam wurde 
mit überwiegender Mehrheit und ohne 
Gegenkandidaten gewählt. 

Für den offenen Beisitzerposten stellte 
sich Hans-Jürgen Kleefeldt aus Ham-
burg, zuvor DGB-Revisor, zur Wahl. 
Auch er erhielt das Vertrauen der Dele-
gierten. Revisor Wolfgang Reiner wur-
de im Amt bestätigt, als Kollegin bekam 
er Jutta Löhnert zur Seite gestellt. An-
ders als in Chemnitz 2014 konnte man 
das Präsidium direkt vollständig beset-

zen. Damals war der Posten des ersten 
Vizepräsidenten vakant geblieben und 
wurde ein Jahr später von Marietta 
Schumacher übernommen. Im Video-
interview mit der DGZ sprach Helmut 
Vogel von seiner „ersten Amtszeit ohne 
Altlasten“. Mehr über die einzelnen 
Mitglieder des neuen Präsidiums auf 
Seite 11.

Die einzelnen Anträge
Bachmanns Kritik an der präsidialen 
Alleinherrschaft war Gegenstand eines 
Hamburger Antrages. Laut Satzung 
darf nur der Präsident über die Aufga-
benverteilung innerhalb des Präsidiums 
entscheiden. Die Hamburger wünsch-
ten, die Satzung so zu ändern, dass die 
Macht des Präsidenten beschnitten und 
die der übrigen Präsidiumsmitglieder 
gestärkt wird. Vogel selbst hatte keine 
Bedenken dagegen und fügte hinzu, die 
Entscheidungen der letzten vier Jahre 
seien im Team erfolgt. Gut die Hälfte 
der Delegierten war für die Satzungs-
änderung, der Rest dagegen. Weil die 
nötige Zweidrittelmehrheit fehlte, wur-
de der Antrag abgelehnt.

Einen außergewöhnlichen Antrag gab 
es vom Deutschen Gehörlosen-Theater 
(DGT): Elisabeth Kaufmann bat um Zu-
rückzahlung eines Teildarlehens an den 
DGB. 2014 gingen 30.000 Euro an den 
DGB – als Finanzspritze für den überschul-
deten Bund, abgewickelt über den GMU 
als Vermittlerin. Später erließ das DGT 
8.000 Euro des Darlehens. Kaufmann 

Der Zuschlag ging an Friedrichshafen: Die Delegierten entschieden über den Veranstaltungs- 
ort der 7. Kulturtage der Gehörlosen 2022
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hatte die Verzichtserklärung selbst un-
terschrieben, berichtete aber von einer 
nicht korrekt verlaufenen Abwicklung. 

„Ich als Vorsitzende wäre damit niemals 
einverstanden gewesen, hätte man mich 
richtig darüber informiert. Der dama-
lige Präsident des Deutschen Gehörlo-
sen-Bundes Rudolf Sailer gab an, dass 
die Summe von privaten Personen stam-
me und hat mich in dieser Situation um 
meine Unterschrift gebeten“, erklärte 
Kaufmann. Die angeblich von anonymen 
Spendern kommenden 30.000 Euro ge-
hörten aber dem Deutschen Gehörlo-
sen-Theater. Zum damaligen Zeitpunkt 
war Sailer Geschäftsführer beim GMU, 
unter Kaufmann als Vorsitzende. 

Sailer wehrte sich in einem Brief ge-
gen die Behauptung, Kaufmann sei 
falsch informiert worden, befürworte-
te aber die Zurückzahlung der 5.000 
Euro (auf die restlichen 3.000 Euro 
hatte das DGT verzichtet). Eine fried-
liche, einvernehmliche Lösung sei aber 
trotz mehrerer Versuche gescheitert, 
erklärte Kaufmann. Das DGB-Präsi-
dium unterstützte Kaufmanns Antrag, 
die Bundesversammlung stimmte der 
Rücküberweisung zu.

Neuigkeiten bei den Ehrungen
Gleich mehrere Anträge befassten 
sich mit den DGB-Ehrungen. Bayern 
beantragte die Einführung einer gol-
denen Ehrennadel für 60-jährige Mit-

gliedschaft, außerdem will man das 
Ehrenformular überarbeiten. Zudem 
wünschte sich das Präsidium die Ein-
führung einer neuen Auszeichnung, 
die sich von den beiden anderen (Karl 
Wacker-Ehrenplakette, Kulturpreis) ab-
grenzt. Diesen Preis sollen Menschen 
erhalten, „die sich für einen bestimm-
ten Personenkreis engagieren und die 
Umsetzung der Ziele des DGB großar-
tig unterstützen“. Damit reagierte der 
DGB auf die Kritik an den Verleihungen 
während der Kulturtage in Potsdam. 
Alle drei Anträge fanden Zustimmung.
Auch der dritte bayerische Antrag wur-
de angenommen: Um die Struktur des 
DGB zu reformieren, soll eine neue Ar-
beitsgruppe Vorschläge und Konzepte 
erarbeiten. Dies geht auf einen Antrag 
von 2014 zurück, den der Gehörlo-
sen-Verband Schleswig-Holstein stellte 
– unter dem Schlagwort „NEW DGB“.  
Ziel war es, den Verband zu moderni-
sieren und nachhaltig zu gestalten. 

Dabei hatte man das Rad neu erfunden. 
Denn dieser schleswig-holsteinische 
Antrag wurde bereits im Oktober 2016 
umgesetzt: Die Bundesversammlung 
hatte in Büren eine Expertenkommis-
sion ins Leben gerufen. Vier Personen, 
darunter Thomas Sodomann, erklärten 
sich zur Mitarbeit bereit. Nach und nach 
stiegen Leute aus dieser Arbeitsgruppe 
aus, sie wurde mit neuen Personen be-
setzt. Zwei Jahre später, in Magdeburg, 
präsentierte Sodomann das Konzept 

eines ständigen dreiköpfigen Finanz-
ausschusses, der das DGB-Präsidium in 
Geldfragen begleiten und kontrollieren 
sollte. Weil dafür die Satzung geändert 
werden müsste, legte das Präsidium 
diesen Vorschlag in einem Antrag zur 
Abstimmung vor. 

Die Delegierten waren sich aber zuvor 
einig, dass der DGB künftig nicht mehr 
die Kulturtage organisieren sollte. So 
lehnten sie den Finanzausschuss-An-
trag ab – zur Enttäuschung für So-
domann. Andere Vorschläge wurden 
bislang nicht präsentiert. Schles-
wig-Holstein beklagte in Magdeburg 
die fehlende Umsetzung ihres vier Jah-
re zuvor eingereichten Antrages.

Strukturreform-Tagung in Kassel
Bernd Schneider, Leiter der neuen Ar-
beitsgruppe, will dies nun anpacken 
und verbandsexterne Kritiker einbe-
ziehen. Bereits auf der Heimreise von 
Magdeburg begann er mit der Organi-
sation und verschickte Anfragen. Nun 
steht ein Termin fest: Am 9. März 2019 
sollen Verbandsleute sowie Außenste-
hende im Gehörlosenzentrum Kassel 
zusammenkommen und Vorschläge 
für die Problemfelder ausarbeiten. Für 
die Moderation ist die taube Gebärden-
sprachdolmetscherin Katja Fischer ein-
geplant.

Auch die Stimmverteilung unter den 
Landesverbänden wird wohl ein Thema 
sein. Kleinere Verbände kritisierten im-
mer wieder ihren begrenzten Einfluss 
bei DGB-Abstimmungen: Sie würden 
regelmäßig von großen Landesver-
bänden übertrumpft – vor allem von 
Bayern und Baden-Württemberg, auf-
grund ihrer hohen Mitgliederzahlen. 
Daher soll das Stimmverhältnis ausge-
wogener werden.  

D
G

Z/
H

ol
ge

r 
N

ag
el Das neue DGB-Präsidium: 

Dr. Ulrike Gotthardt, Hans-Jürgen Kleefeldt, 
Michael Wohlfahrt, Helmut Vogel, Steffen 
Helbing, Elisabeth Kaufmann

11DGZ 11 | 2018

THEMA DES MONATS

Alt-neue Köpfe
Im Kurzporträt: Das Präsidium des DGB in der Amtszeit von 2018 bis 2022

Helmut Vogel
Präsident

2014 setzte er sich gegen zwei Gegenkandidaten durch, 
unter dem studierten Erziehungswissenschaftler konnte 

der am Rande einer Insolvenz stehende DGB saniert 
werden. Nun geht der 49-Jährige freiberufliche Dozent und 
Historiker in seine zweite Amtszeit als Präsident – diesmal 

konkurrenzlos.

Steffen Helbing
2. Vizepräsident

Als Vorsitzender des brandenburgischen Landesverbandes 
verfügt der CDU-Politiker und Rollstuhlfahrer Helbing über 

ein breites Netzwerk und laut eigener Aussage über 24 
Jahre Erfahrung im Ehrenamt. Der 48-jährige Berliner ist 

zudem 2. Vorsitzender des Zentrums für Kultur und visuelle 
Kommunikation der Gehörlosen.

Dr. Ulrike Gotthardt
Beisitzerin

Die Chefärztin in der LWL-Klinik Lengerich ist die dritte 
Person aus dem alten Präsidium. In dieser Zeit hielt 

Gotthardt sich vornehmlich im Hintergrund und hielt die 
Rücken ihrer Präsidiumskollegen frei, indem sie sie bei ihren 

Aufgaben unterstützte.

Elisabeth Kaufmann
1. Vizepräsidentin

Als Leiterin des Deutschen Gehörlosen-Theaters hat 
Kaufmann sich einen Namen als Kulturschaffende gemacht. 
Außerdem fanden mehrere DEGETH-Festivals in München 

unter ihrer Mitwirkung statt. Im DGB wird ihr Schwerpunkt 
auf politischer Arbeit liegen, dazu soll ihr die Erfahrung 
als Vorsitzende des Gehörlosenverbands München und 

Umland zugutekommen.

Michael Wohlfahrt
Schatzmeister

Wie Vogel hatte Wohlfahrt bereits vor einem Jahr in 
Bremen angekündigt, sich für eine weitere Amtszeit zur 
Verfügung zu stellen. Der Betriebswirt gilt als versiert in 

der Buchführung, an der Sanierung des Verbands hatte er 
maßgeblichen Anteil.

Hans-Jürgen Kleefeldt
Beisitzer

In der abgelaufenen Amtszeit war Kleefeldt zuständig 
für die Revision der DGB-Finanzen. Den offen gelassenen 

Posten in Vogels Wunschmannschaft belegte die 
Bundesversammlung mit dem 2. Vizevorsitzenden des 

Gehörlosenverbands Hamburg.
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Von Thomas Mitterhuber

Vereinfacht gesagt, hatte Präsident Helmut Vogel in sei-
ner ersten Amtszeit mit zwei riesigen Brocken zu kämp-
fen gehabt. Den ersten bekam er von seinem Vorgän-

ger vererbt, der drohenden Insolvenz musste er sich mit aller 
Kraft entgegenstemmen. Obwohl er die Schuldenkrise nicht 
verursacht hatte, musste er die Drecksarbeit erledigen und den 
DGB sanieren. Dies geschah in der ersten Hälfte der vier Jahre. 

Der zweite Brocken, das waren die 6. Kulturtage in Potsdam. 
Die Arbeit daran hatte das Präsidium derart in Anspruch ge-
nommen, sodass auch in der zweiten Hälfte der 
Amtszeit andere Aufgaben liegen gelassen 
werden mussten. Dabei unterlief Vogel 
ein eigentlich unverzeihlicher Fehler, 
das Kalkulationsmissgeschick, das 
die Kosten in die Höhe trieb. Mit 
der sechsstelligen Summe hätte 
man neue Mitarbeiter einstel-
len können, welche die politi-
sche Arbeit vorantreiben.

Das ist natürlich scharf zu 
kritisieren. Aber mangelnde 
Transparenz? Das kann man 
Vogel nicht wirklich vorwerfen 
– vor allem nicht eine Woche 
vor einer Bundesversammlung. 
In Magdeburg bezog er Stellung 
zu den Vorwürfen, legte die Finan-
zen offen und gab auch Fehler zu. 

Erschreckend war zu beobachten, wie Per-
sönlichkeiten, die in den sozialen Medien über 
eine große Reichweite verfügen, sich mittlerweile mit Scha-
denfreude auf jedes noch so kleine Negativdetail stürzen. Da-
bei wird nicht daran gedacht, erst mal nachzufragen und die 
andere Seite anzuhören. Sondern die eigene Enttäuschung 
ist einfach mal spontan in einem Facebook-Video loszuwer-
den. Da fließen eigene Interpretationen mit ein, es kommen 
mitunter abenteuerliche Vorwürfe auf – wie etwa Verschul-
dung, Korruption und Datenmissbrauch. Fakten und Beweise 
werden nicht geliefert, auf Nachfragen zu Belegen wird nicht 
geantwortet. Damit wird Hetze betrieben und Hass geschürt. 
Es werden Keile in die Gemeinschaft getrieben. 

Paradoxerweise sind es oft dieselben Personen, die quasi im 
gleichen Atemzug Solidarität mit allen einfordern. So gese-
hen haben sie moralisch versagt und sich als Führungsper-

sönlichkeiten disqualifiziert (= als nicht geeignet gezeigt). 
Auffallend ist dabei, dass die Kritiker sich vor Verantwor-
tung drücken: Aufforderungen, sich für ein Ehrenamt beim 
DGB oder eines seiner Mitgliedsverbände zur Verfügung zu 
stellen und den Verband von innen heraus zu reformieren, 
wurden stets abgewunken.

Und da sind die Träumer, die sich an der Illusion ergötzen, 
den DGB einfach mal aufzulösen und einen neuen Verband 
zu gründen – und schwupps, wären die Probleme gelöst! So 
easy läuft es nicht, da bin ich mir sicher. Definitiv muss sich 
der DGB neu ausrichten, um langfristig zu überleben und 

ein starker Interessenvertreter zu werden. Der 
Reformwille ist zwar da, die Bereitschaft 

zu Veränderungen. Aber in den letzten 
Jahren hat man diesen Prozess aus 

dem Blick verloren.

Dass eine Arbeitsgruppe Re-
formen erarbeiten soll, wurde 
nun übrigens zum zweiten 
Mal innerhalb von zwei Jah-
ren entschieden. Die Grün-
dung der gGmbH ist eben-
falls beschlossene Sache – 
seit 2015. Nur wo bleibt sie 
heute? Der DGB muss ernst-

haft und konsequent an der 
Umsetzung von genehmigten 

Anträgen arbeiten. Ansonsten 
läuft der Verband Gefahr, noch 

mehr Vertrauen zu verlieren – nicht 
nur an der Basis.

Es darf schon als kleines Wunder bezeichnet 
werden, dass Helmut Vogel das Präsidialamt erneut über-
nommen hat. Dies zeichnet sein Verantwortungsbewusst-
sein aus, das man haben muss, um den wichtigsten Verband 
der deutschen Gehörlosen zu leiten. In seiner Alleinherr-
schaftskritik hatte Wolfgang Bachmann aber offensichtlich 
nicht unrecht: Vogel muss mehr Aufgaben delegieren. Die 
Arbeiten, die er übernahm, wuchsen ihm über den Kopf. 

In Magdeburg hat Helmut Vogel sich jedenfalls den Rückhalt 
der Mitgliedsverbände gesichert. Nun liegt es an ihm und 
seinem Präsidium, das Vertrauen der Basis zurückzuholen. 
Ohne Altlasten dürfte ihm der Start in seine zweite Amtszeit 
leichter fallen.  

Packt die Reformen an!
Helmut Vogel ist alt-neuer Präsident des DGB. Was er tun muss, um nicht noch mehr 
Vertrauen zu verlieren. Ein Kommentar

NOTIZEN
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Von Wille Felix Zante

Bei der Berichterstattung um die 
drohenden Cochlea-Implan-
tat-Zwangsfälle von Goslar und 

Trier wurde immer wieder klar, dass 
Menschen außerhalb der Gebärden-
sprach-Community wenig über die 
Möglichkeiten wissen, welche die Ge-
bärdensprache bietet. Daher folgte der 
Deutsche Gehörlosen-Bund (DGB) dem 
eigenen Vorbild und organisierte im Stil 
der Notruf-Tagung 2017 einen CI-Fach-
tag im Kleisthaus in Berlin. Der Veran-
staltungstitel bezog deutlich Stellung 
und forderte „Realitäten ohne Zwang“. 
Eingeladen waren für Podium und Vor-
träge fast alle Menschen, die zum The-
ma CI etwas zu sagen hatten: neben 
Betroffenen wie Jette von Deetzen und 
Julia Probst auch Wissenschaftler wie 
Christian Rathmann, Gisela Szagun und 
Claudia Becker. Kurzfristig wurden statt 
90 doch 110 Teilnehmer zugelassen, um 
dem Andrang gerecht zu werden.

Klar war hierbei, dass der Fokus nicht auf 
Erfolgsgeschichten lag, sondern vielmehr 
auf dem Risiko, welches das Cochlea-Im-

plantat darstellt. Völlig verständlich, denn 
in den Mainstream-Medien herrscht – 
von löblichen Ausnahmen abgesehen 
– immer noch die Meinung vor, das CI 
sei ein Allheilmittel gegen die „Krank-
heit Nicht-Hören-Können“. Wie bei der 
Notruf-Tagung sollten also Verantwort-
liche informiert werden, damit man ent-
sprechende verbindliche Vereinbarungen 
treffen konnte, so der Eindruck.

Allerdings waren zunächst keine Politi-
ker anwesend, obwohl diese für die Po-
diumsdiskussion am Nachmittag einge-
laden waren. Immerhin kamen Vanessa 
Ahuja, Leiterin der Abteilung für die Be-
lange behinderter Menschen im BMAS, 

und der (blinde) Bundesbehinderten-
beauftragte Jürgen Dusel für ein Gruß-
wort vorbei. Dusel, selbst Jurist, zeigte 
Verständnis für die „schweren Fragen 
im Leben“ und sagte offen, dass man 
„manche Fragen auch juristisch nicht 
lösen kann“. 

Der ausgebuchte Fachtag als Ganzes 
war überzeugend strukturiert: Zunächst 
gab es Erfahrungsberichte von vier Be-
troffenen. Neben den Kindern Isea Wol-
ters und Jette von Deetzen (mit ihren 
Müttern) waren das die Erwachsenen 
Tina Ehmann und Julia Probst. Berüh-
rend dabei die emotionale Aussage von 
Jette: „Ohne Gebärdensprache würde 
ich heute nicht leben.“ Probst und Eh-
mann stellten anschließend unter Be-
weis, dass auch eine eigenständige Ent-
scheidung von Kindern für ein CI, ob mit 
zwölf oder mit sechs Jahren, kein Garant 
für Erfolg ist. Beiden brachte die Implan-
tation langfristig nichts. Tina Ehmann 
ließ sich das CI sogar wieder entfernen. 
 
Anschließend präsentierte Dr. Ulrike 
Gotthardt vom DGB-Präsidium die Er-
gebnisse der Online-Umfrage, die der 
Bund durchgeführt hatte – schriftlich 
und nicht repräsentativ (= für alle gel-
tend). Aber: Von den Teilnehmern ga-
ben immerhin gut 20 Prozent an, Kom-
plikationen als Folge der Implantation 
erlebt zu haben. Trotz der schwierigen 
Umsetzung sind die Ergebnisse eine 
gute Grundlage für weitere Forschun-
gen oder Befragungen. 

Wesentlich wissenschaftlicher ging es 
bei Christian Rathmann, Claudia Be-
cker, Katrin Bentele und Gisela Szagun 
zu: Sie erzählten jeweils von den Risi-
ken des Sprachentzugs, den Formen der 
bilingualen Sprachbildung, von Ethik 
und Zweisprachigkeit. Weil auch diese 
Veranstaltung komplett verschriftlicht 
werden soll, entsteht eine für die Öf-
fentlichkeitsarbeit brauchbare Zusam-
menfassung des aktuellen Stands der 
Forschung. 

In der Fragerunde vor der Mittagspause 
meldete sich aus dem Publikum plötzlich 
Bodo Bertram zu Wort. Als ehemaliger 
Leiter des CI-Versorgungszentrums Han-
nover sei er sehr betroffen darüber, dass 
der Fall in Goslar (der sogenannte CI-
Zwang von Braunschweig) solche hohen 

Realitäten ohne Politiker
Die Fachtagung des DGB zum Thema CI-Zwang war gut 
besucht. Vertreter der Regierungsparteien blieben dem 
Treffen jedoch fern, die Oppositionspolitiker kamen erst 
am Nachmittag zur Podiumsdiskussion
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Prof. Dr. Christian Rathmann, einer der eingeladenen Wissenschaftler auf der CI-Fachtagung

Auch der Bundesbehindertenbeauftragte  
Jürgen Dusel hielt eine Grußrede
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Wellen schlägt. Ihn schockiere das und 
er könne nur zusichern, dass seine Ein-
richtung zweifelnde Eltern immer noch 
einmal nach Hause geschickt hätte, um 
zu überlegen. Außerdem habe es auch 
immer Gelegenheit zum Erfahrungsaus-
tausch mit anderen Betroffenen gege-
ben. 

Später kam Karin Kestner, die über ihre 
Webseite und auch sonst schon lange 
Eltern gehörloser Kinder berät, auf die 
Bühne. Sie erzählte auf eindringliche 

Weise, was Eltern sich von Ärzten an-
hören lassen mussten, nachdem ihre 
Kinder als taub diagnostiziert wurden. 
Unter anderem drohte man ihnen, sie 
würden keine Eingliederungshilfe für 
ihr Kind bekommen, wenn sie es nicht 
implantieren ließen. Das alles zusätz-
lich zur fast schon klassischen Drohung, 
dass aus den Kindern „ohne CI ohnehin 
nichts wird“. 

Ein Tag randvoll mit Informationen – 
ideal, um sich als Politiker fortzubilden. 

Doch diese kamen erst nach der Kaffee-
pause zur Podiumsdiskussion. Es waren 
die behindertenpolitischen Sprecher der 
FDP, der Partei DIE LINKE und der Grü-
nen: Jens Beeck, Sören Pellmann und 
Corinna Rüffer. Von den vielen Informa-
tionen und der betroffenen Stimmung 
im Saal vorher hatten sie nichts mitbe-
kommen. Am Anfang scherzten sie so-
gar, dass sie sich „rausreden könnten“, 
weil sie nicht die Regierung seien, son-
dern die Opposition. Eine gelinde gesagt 
taktlose Formulierung, wenn man die 

ernste Stimmung vorher miterlebt hatte. 
Die Politiker waren verunsichert und 
uninformiert – bis auf Rüffer, die zwar 
bewies, dass sie sich mit dem Thema 
Gehörlosigkeit auskennt (Trier, wo der 
jüngste Fall herkam, ist ihr Wahlkreis). 
Doch dann forderte sie, es müssten sich 
mehr Gehörlose in die Politik einbringen 
und im Bundestag die Gesetze selbst 
ändern. Daraufhin kriegte sie die Konter  
(= Gegenschläge), dass bereits zwei Ge-
hörlose in ihrer Partei auf Kommunal-
ebene erhebliche Schwierigkeiten hät-

ten und dies ein grundsätzliches, ganz 
anderes Problem sei. Dolmetschen im 
Ehrenamt würde eben nicht bezahlt. 
Darauf wusste Rüffer auch nicht viel zu 
antworten. 

Nach dem Fachtag blieb ein unbefriedi-
gendes Gefühl. Ja, den Text der Tagung 
würden sie an alle Politiker schicken, 
sagte Büter der DGZ abschließend. Die 
CDU hätte sich zumindest entschuldigt, 
die SPD erst zugesagt, sei dann aber 
doch nicht gekommen – erst hinter-
her erfuhr der DGB, dass es zu Termin-
schwierigkeiten gekommen war. Auf der 
positiven Seite gab es dennoch etwas 
zu verbuchen: Alle Informationen und 
Kompetenzen waren einmal in einem 
Raum versammelt und es gab Gelegen-
heit zum Netzwerken. Der DGB strebt 
darüber hinaus nach der Fachtagung 
Gespräche mit der Deutschen Cochlea 
Implantat Gesellschaft an, ebenso mit 
Bundes- und Landesärztekammer sowie 
dem Gesundheitsministerium.

Karin Kestner ist sich sicher: „Bei Ärzten 
beißen wir allerdings auf Granit, da wird 
sich nichts ändern, wenn es nicht Ge-
setze gegen Lügen und verdrehte Tat-
sachen in der Patientenaufklärung gibt.“ 
Die schriftliche Version der Tagung wird 
es als Heft und PDF geben, aber erst im 

nächsten Jahr, sofern es mit der Finan-
zierung klappt. Ebenfalls gelungen war 
die Twitter-Begleitung, die eine Extra-
person übernahm, welche sich voll auf 
diese Aufgabe konzentrieren konnte. 
So wurde zumindest eine gewisse Sicht-
barkeit nach außen gewährleistet. Ins-
gesamt ist Büter aber zufrieden: „Wenn 
wir jedes Jahr eine Fachtagung zu ver-
schiedenen Themen organisieren, wer-
den wir die Politiker mit Sicherheit auf 
uns aufmerksam machen.“  
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Keine Eingliederungshilfe: Die Verlegerin und Gebärdensprachdolmetscherin Karin Kestner 
berichtete von Drohungen, die Eltern tauber Kinder über sich ergehen lassen mussten

„Würde ohne Gebärdensprache nicht leben“: 
Jette von Deetzen (rechts) mit ihrer Mutter

Zeigt sich mit dem Fachtag zufrieden: 
DGB-Mitarbeiter Daniel Büter

Kamen erst zur Podiumsdiskussion: Jens 
Beeck (FDP) und Corinna Rüffer (Grüne)

407406



14 DGZ 04 | 2019

POLITIK

Von Wille Felix Zante

In einem verregneten Kassel treffen 
sich am Samstagmorgen des 9. März 
die Vertreter der Landesverbände und 

anderer Organisationen mit dem Deut-
schen Gehörlosen-Bund (DGB), um zu-
sammen mit ihm und einigen externen 
Kritikern über die Strukturreform des 
Verbandes zu sprechen. Nach einem 
Grußwort des Allgemeinen Gehörlo-
senvereins Kassel, in dessen Räumen 
die Versammlung stattfindet, werden 
die Mitglieder der Arbeitsgruppe (AG) 
vorgestellt. Neben fünf Delegierten der 
Landesverbände Bayern, Niedersachsen, 
Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfa-
len sind vier Personen außerhalb der 
Verbände auch ausdrücklich Mitglieder 
der Arbeitsgruppe „Struktur des DGB – 
DGB 2.0“. Im Publikum sitzen gut 20 
Teilnehmer. Das Präsidium des DGB ist 
ebenfalls vertreten. Katja Fischer leitet 
als Moderatorin das Programm. 

Bernd Schneider informiert zu 
Beginn über den Hintergrund der 
Arbeitsgruppe. Tatsächlich gab es bereits 
2014 einen Antrag des schleswig-
holsteinischen Landesverbands, eine 
Arbeitsgruppe unter dem Namen 

„New DGB“ zu gründen, 2016 wurde 
eine Expertenkommission eingerichtet. 
Darauf folgte erst im Oktober 2018 
ein Antrag zur Gründung einer 
Finanzkommission, der allerdings von 
den Mitgliedern abgelehnt wurde. 
Der Grund dafür: Diese würde mit der 
Gründung einer separaten gGmbH für 
die Kulturtage sowieso überflüssig. 
Der darauf folgende Antrag für die 
Arbeitsgruppe „DGB 2.0“ wurde 
danach allerdings angenommen. Direkt 
im Anschluss übernahm Schneider dann 
im letzten Herbst die Organisation.

Daraufhin folgt in Kassel eine 
Bestandsaufnahme und eine 
Vorstellung der grundsätzlichen DGB- 

Struktur mit der Stimmen- und 
Mitgliederverteilung. Nicht über- 
raschend ist dabei die rückläufige 
Entwicklung, die bei fast allen Vereinen 
zu beobachten ist. So verlor der 
Landesverband Bayern der Gehörlosen 
fast 500 Mitglieder (rund 38 Prozent), 
der NRW-Landesverband fast 300 (24 
Prozent) – beide über einen Zeitraum 
von elf (Bayern) bzw. zehn Jahren 
(NRW). Die Ursache dafür sehen 
die Verbände vor allem darin, dass  
sie Schwierigkeiten haben, Nachwuchs 
für die Verbandsarbeit zu begeistern. 
Jan Eichler kann stolz verkünden, dass 
sein Kölner Verband VGKU Zuwuchs 
verzeichnen konnte. Er führt das darauf 
zurück, dass die Gebärdensprache 
und nicht der Hörstatus im 
Vordergrund steht. Das findet sich 
auch im Namen wieder: „Verband für 
Gebärdensprachkultur in Köln und 
Umland“. Die Entwicklungen bei den 
Verbänden stehen im Gegensatz zu 
den Schwerbehindertenstatistiken. 
In Bayern gab es, gemessen am 
Merkzeichen „GL“ im Behinderten- 
ausweis, von 2009 bis 2017 
einen Zuwachs von über 50 Prozent, 
aber keinen entsprechenden Mit- 
gliederanstieg in den Vereinen. 

Die Karten auf den Tisch
Unter Leitung von Bernd Schneider kamen Vertreter der DGB-Mitgliedsverbände und 
externe Kritiker zu einem Treffen in Kassel zusammen. Das Ziel: die Strukturreform des 
Deutschen Gehörlosen-Bundes anzugehen

Will sich in Berlin als Lobby etablieren:  
Das frischgewählte Präsidium des DGB
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Zum Vergleich wird der Sozialverband 
VdK Deutschland e. V. angeführt, der 
über die letzten Jahre einen konstanten 
Anstieg verzeichnen konnte. Der 
Großteil der Einnahmen stammt 
hier aus der Verbandszeitschrift, 
die über Werbung 58,9 Prozent der 
Bundeseinnahmen des VdK einspielt. 
Für Mitglieder ist die Zeitschrift 
kostenlos. Das führt zum nächsten 
Thema: „Probleme, Ideen und 
Lösungsmöglichkeiten“. Konkret 
wird der schwierige Informationsfluss 
zwischen dem DGB und den 
Landesverbänden kritisiert. So erhalten 
viele Mitglieder keine Informationen. 
Zwar sei es eine Möglichkeit, E-Mails zu 
verschicken, aber es gebe Mitglieder, 
die keine Mailadresse hätten. 
Außerdem ist die neue Datenschutz-
Verordnung (DSGVO), die seit letztem 
Jahr in Kraft ist, ein Hindernis. Hier 

wird die Idee in den Raum gestellt, 
eine DGB-Verbandszeitschrift aufzu- 
stellen, die in einen Bundesteil und 
Regionalteile untergliedert ist. Hier 
müsse noch Finanzierung und Personal 
geklärt werden. 

Als Vorbild wird nun von Bernd Schneider 
der Schweizerische Gehörlosenbund 
(SGB-FSS) genannt: Hier hätte man 8 
Millionen Euro Umsatz im Vergleich zu 
den 300.000 Euro beim bayerischen 
Landesverband. Die Zahlen sind 
vergleichbar, da es sich um eine ähnlich 
große Fläche und Mitgliederanzahl 
handelt. Helmut Vogel reflektiert dann 
noch einmal die Sailer-Ära. Man hätte 
damals zu große Schritte gemacht 
mit acht Mitarbeitern und sei damit 
„auf die Schnauze gefallen“, so der 
amtierende DGB-Präsident. Jetzt wäre 
man vorsichtiger. 

Am Nachmittag richtet Helmut Vogel 
eine Bitte an Jan Eichler. Dieser hatte 
vor der Mitgliederversammlung des 
DGB in Magdeburg im Oktober 2018 
eine DGS-Übersetzung der Bachmann-
Papiere auf Facebook gepostet  
(= veröffentlicht). Vogel bat ihn, diese 
offline zu nehmen (= zu entfernen), da 
sie Fehler in der Übersetzung enthielte 
und maßgeblich zum damaligen 
„Shitstorm“ beigetragen hätte. Eichler 

zeigt jedoch keine Einsicht, dieser Bitte 
nachzukommen. Gérhard-Leonhard 
Toeppich vom Gehörlosenverband 
Berlin merkt an, dass hauptberufliche 
Politiker genug „Schmerzensgeld“ 

bekommen. Das sei bei den meisten 
gehörlosen Verbandsvorsitzenden nicht 
der Fall. So würde eine harsche Kritik, 
wie sie etwa Eichlers Übersetzung 
auslöste, viele abschrecken und für 
Nachwuchsprobleme sorgen. 

Alexander von Meyenn, der auch im 
Gehörlosenverband Hamburg tätig, 
aber auf der Tagung als Vertreter des 
Dozentenverbands erschienen ist, 
mahnt noch, man dürfe die Migranten 
nicht vergessen. Diese stellen inzwischen 
eine immer größer werdende Gruppe 
unter den Gehörlosen dar, aber hätten 
wenig Interesse an den klassischen 
Vereinsangeboten. Diese Mitglieder 
müsse man auch repräsentieren. Als 
Beispiel fragt er in die Runde: „Wer hat 
hier einen Migrationshintergrund? Ich 
sehe niemanden.“ Dies dürfte zusammen 
mit dem hohen Altersdurchschnitt, 

den bereits Schneider am Vormittag 
anmerkte, eine weitere Baustelle sein. 
So sind über 70 Prozent der Mitglieder 
im DGB über 50 Jahre alt. 

Später kommen dann versöhnlichere 
Töne von Vogel: So bedankt er sich bei 
Schneider und Eichler dafür, dass sie  
ihre Kritik vorgetragen hätten. Damit 
und auch mit den Konzepten könne 
man gut arbeiten. Nach der Kaffeepause 
stellt Vogel das aktuelle Organigramm 
des DGB vor. So sind mittlerweile alle 
Posten belegt, lediglich das Fachteam 
„Taubblinde“ ist in Kassel noch nicht 
besetzt. Eichler bleibt hart: So fehlen 
ihm konkrete Signale, dass der DGB 
bereit ist, seine „Baustellen“ im Blick 
zu behalten. Vogel hält dagegen, 
der DGB würde sich gerade erst in 
Berlin als Lobbygruppe etablieren. 
Zum Schluss sind die beiden Vertreter 

der Arbeitsgruppe zuversichtlich. 
Eichler sagt, er sei erfreut über die 
„konstruktiven Diskussionen“ in 
Kassel und auch Schneider meint 
geradeheraus: „Ich bin zufrieden.“ 

Letzten Endes handelte es sich in Kassel 
um eine Sammlung von Problemfeldern 
und Lösungsansätzen. Konkrete 
Schritte sollen auf einer Arbeitstagung 
am 28. und 29. Juni in Frankfurt 
am Main angegangen werden. Als 
Gesamteindruck bleibt haften, dass der 
DGB nach Finanzkrise und Kulturtage-
Organisation endlich wieder Boden 
unter den Füßen gewinnt und gestärkt 
aus dem „Shitstorm“ von Magdeburg 
hervorgegangen ist. Gleichzeitig gibt es 
den Unkenrufen von Eichler zum Trotz 
glaubwürdige Bemühungen um eine 
kritische Auseinandersetzung mit den 
Baustellen des Verbands. 

Problemfelder und Lösungsansätze sammeln: Bernd Schneider, Jan Eichler und Helmut Vogel tauschten sich mit weiteren 20 Personen aus
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Zum Vergleich wird der Sozialverband 
VdK Deutschland e. V. angeführt, der 
über die letzten Jahre einen konstanten 
Anstieg verzeichnen konnte. Der 
Großteil der Einnahmen stammt 
hier aus der Verbandszeitschrift, 
die über Werbung 58,9 Prozent der 
Bundeseinnahmen des VdK einspielt. 
Für Mitglieder ist die Zeitschrift 
kostenlos. Das führt zum nächsten 
Thema: „Probleme, Ideen und 
Lösungsmöglichkeiten“. Konkret 
wird der schwierige Informationsfluss 
zwischen dem DGB und den 
Landesverbänden kritisiert. So erhalten 
viele Mitglieder keine Informationen. 
Zwar sei es eine Möglichkeit, E-Mails zu 
verschicken, aber es gebe Mitglieder, 
die keine Mailadresse hätten. 
Außerdem ist die neue Datenschutz-
Verordnung (DSGVO), die seit letztem 
Jahr in Kraft ist, ein Hindernis. Hier 

wird die Idee in den Raum gestellt, 
eine DGB-Verbandszeitschrift aufzu- 
stellen, die in einen Bundesteil und 
Regionalteile untergliedert ist. Hier 
müsse noch Finanzierung und Personal 
geklärt werden. 

Als Vorbild wird nun von Bernd Schneider 
der Schweizerische Gehörlosenbund 
(SGB-FSS) genannt: Hier hätte man 8 
Millionen Euro Umsatz im Vergleich zu 
den 300.000 Euro beim bayerischen 
Landesverband. Die Zahlen sind 
vergleichbar, da es sich um eine ähnlich 
große Fläche und Mitgliederanzahl 
handelt. Helmut Vogel reflektiert dann 
noch einmal die Sailer-Ära. Man hätte 
damals zu große Schritte gemacht 
mit acht Mitarbeitern und sei damit 
„auf die Schnauze gefallen“, so der 
amtierende DGB-Präsident. Jetzt wäre 
man vorsichtiger. 

Am Nachmittag richtet Helmut Vogel 
eine Bitte an Jan Eichler. Dieser hatte 
vor der Mitgliederversammlung des 
DGB in Magdeburg im Oktober 2018 
eine DGS-Übersetzung der Bachmann-
Papiere auf Facebook gepostet  
(= veröffentlicht). Vogel bat ihn, diese 
offline zu nehmen (= zu entfernen), da 
sie Fehler in der Übersetzung enthielte 
und maßgeblich zum damaligen 
„Shitstorm“ beigetragen hätte. Eichler 

zeigt jedoch keine Einsicht, dieser Bitte 
nachzukommen. Gérhard-Leonhard 
Toeppich vom Gehörlosenverband 
Berlin merkt an, dass hauptberufliche 
Politiker genug „Schmerzensgeld“ 

bekommen. Das sei bei den meisten 
gehörlosen Verbandsvorsitzenden nicht 
der Fall. So würde eine harsche Kritik, 
wie sie etwa Eichlers Übersetzung 
auslöste, viele abschrecken und für 
Nachwuchsprobleme sorgen. 

Alexander von Meyenn, der auch im 
Gehörlosenverband Hamburg tätig, 
aber auf der Tagung als Vertreter des 
Dozentenverbands erschienen ist, 
mahnt noch, man dürfe die Migranten 
nicht vergessen. Diese stellen inzwischen 
eine immer größer werdende Gruppe 
unter den Gehörlosen dar, aber hätten 
wenig Interesse an den klassischen 
Vereinsangeboten. Diese Mitglieder 
müsse man auch repräsentieren. Als 
Beispiel fragt er in die Runde: „Wer hat 
hier einen Migrationshintergrund? Ich 
sehe niemanden.“ Dies dürfte zusammen 
mit dem hohen Altersdurchschnitt, 

den bereits Schneider am Vormittag 
anmerkte, eine weitere Baustelle sein. 
So sind über 70 Prozent der Mitglieder 
im DGB über 50 Jahre alt. 

Später kommen dann versöhnlichere 
Töne von Vogel: So bedankt er sich bei 
Schneider und Eichler dafür, dass sie  
ihre Kritik vorgetragen hätten. Damit 
und auch mit den Konzepten könne 
man gut arbeiten. Nach der Kaffeepause 
stellt Vogel das aktuelle Organigramm 
des DGB vor. So sind mittlerweile alle 
Posten belegt, lediglich das Fachteam 
„Taubblinde“ ist in Kassel noch nicht 
besetzt. Eichler bleibt hart: So fehlen 
ihm konkrete Signale, dass der DGB 
bereit ist, seine „Baustellen“ im Blick 
zu behalten. Vogel hält dagegen, 
der DGB würde sich gerade erst in 
Berlin als Lobbygruppe etablieren. 
Zum Schluss sind die beiden Vertreter 

der Arbeitsgruppe zuversichtlich. 
Eichler sagt, er sei erfreut über die 
„konstruktiven Diskussionen“ in 
Kassel und auch Schneider meint 
geradeheraus: „Ich bin zufrieden.“ 

Letzten Endes handelte es sich in Kassel 
um eine Sammlung von Problemfeldern 
und Lösungsansätzen. Konkrete 
Schritte sollen auf einer Arbeitstagung 
am 28. und 29. Juni in Frankfurt 
am Main angegangen werden. Als 
Gesamteindruck bleibt haften, dass der 
DGB nach Finanzkrise und Kulturtage-
Organisation endlich wieder Boden 
unter den Füßen gewinnt und gestärkt 
aus dem „Shitstorm“ von Magdeburg 
hervorgegangen ist. Gleichzeitig gibt es 
den Unkenrufen von Eichler zum Trotz 
glaubwürdige Bemühungen um eine 
kritische Auseinandersetzung mit den 
Baustellen des Verbands. 

Problemfelder und Lösungsansätze sammeln: Bernd Schneider, Jan Eichler und Helmut Vogel tauschten sich mit weiteren 20 Personen aus
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Von Kerstin Reiner-Berthold

Der Deutsche Gehörlosen-Bund 
ist voller Tatendrang. Im ersten 
Amtsjahr beschäftigte sich das 

2018 neu gewählte Präsidium mit The-
men in einer bisher nie dagewesenen in-
haltlichen Breite. Fast wirkte es, als wollte 
der Verband die politischen Versäumnis-
se der vergangenen Amtszeit nachholen. 
Auf der jährlichen ordentlichen Bundes-
versammlung des DGB vom 25. bis 27. 
Oktober in Augsburg gaben sich viele 
der Delegierten von der Fülle der Arbeit 
beeindruckt. So mancher von ihnen hat-
te das Gefühl, ein atemloses Präsidium 
bremsen zu müssen.

Kurz vor der Bundesversammlung hatte 
der DGB einen 122 Seiten umfassenden 
Jahresbericht an die Mitgliedsverbände 
gemailt. In Augsburg präsentierte 
man auf der Leinwand Zahlen, die den 
Arbeitsumfang belegen sollten: 11 
Monatsberichte, 24 Pressemitteilungen, 
14 Stellungnahmen und 40 Videos. Die 
Zahlen beziehen sich allerdings auf den 

Zeitraum von Anfang 2018 bis heute – 
nicht erst ab der Neuwahl im Oktober 
2018. Würde man nur die Amtsperiode 
des aktuellen Präsidiums berücksichtigen, 
wären es 11 Pressemitteilungen und 8 
Stellungnahmen. Dass das Protokoll der 
letzten Bundesversammlung im Oktober 
2018 erst elf Monate später verschickt 
wurde, hatte man moniert (= angemahnt). 
Das Präsidium gelobte Besserung und 
versprach, das Protokoll zu Augsburg bis 
März 2020 fertigzustellen.
 
Präsident Vogel berichtete, er allein habe 
in den letzten zwölf Monaten 53 Termine 
wahrgenommen – was einen leichten 
Rückgang bedeutet (in seiner ersten 
Amtszeit kam er auf knapp 350 Termine 
in vier Jahren). Außerdem erklärte er, 
dass er seit der Wiederwahl 2018 wieder 
stärker in seinem eigentlichen Hauptberuf 
tätig sei. Dass Vogel sich wieder mehr der 
Erforschung der Gehörlosengeschichte 
widmen könne, bereite ihm Freude. 
Auch auf der Facebook-Seite des DGB 
lässt sich beobachten, dass im Vergleich 
zur vorigen Amtsperiode deutlich mehr 

Termine von anderen DGB-Leuten 
wahrgenommen werden – etwa von 
Steffen Helbing, Elisabeth Kaufmann 
oder Mitarbeiter Daniel Büter.

Die politische Arbeit wird also beim DGB 
inzwischen auf mehr Schultern verteilt. 
Dies wurde auch durch die Fachteams 
deutlich. Dieses Konzept habe er von 
seinem Vorgänger Dr. Ulrich Hase 
übernommen, erklärte Vogel. Jedes der 
aktuell 14 Fachteams hat eine Leitung und 
drei bis fünf Experten. Diese befassen sich 
jeweils mit einem bestimmten Thema und 
arbeiten eigene Ziele aus. In Augsburg 
stellte jeder Teamleiter per PowerPoint 
einen eigenen Tätigkeitsbericht zu den 
letzten zwölf Monaten vor, wodurch sich 
die Tagesordnungspunkte zäh bis in den 
Samstagnachmittag hineinzogen.

Der DGB verfügt über drei hauptamtliche 
Mitarbeiter – unverändert gegenüber 
2018. Im Dezember soll ein 
Projektkoordinator in Teilzeit zur 
Organisation des 4. Bildungskongresses 
2020 in Landshut hinzukommen. 

Verteilt auf viele Schultern 
Bessere Öffentlichkeitsarbeit, Fachteams zu aktuellen Problemen und ein Katalog mit 
hundert Forderungen: Auf der Bundesversammlung in Augsburg präsentierte sich  
ein emsiger DGB. In Anträgen zwingen Delegierte den Verband dazu, sich stärker zu 
positionieren. Zudem zeichnet sich am Horizont ein dunkler Vorbote ab
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Im Oktober wurde dazu eine 
Stellenausschreibung veröffentlicht. 
Eine weitere soll bald folgen, um 
einen Mitarbeiter auf Honorarbasis 
für die Öffentlichkeitsarbeit zum 
Bildungskongress zu finden. Im neuen 
Jahr werde es eine Neuverteilung 
der verschiedenen Aufgaben in der 
Geschäftsstelle geben, so Vogel 
gegenüber der DGZ. Am Freitag bei den 
Workshops war bereits die Rede von 
einem Personalmangel beim DGB, drei 
Mitarbeiter seien viel zu wenig, ideal 
wären mindestens acht.

Sauber und übersichtlich präsentierte 
Schatzmeister Michael Wohlfahrt die 
Finanzen. Der Kassenbericht 2018 
wies zum Dezember ein Plus von über 
18.000 Euro auf. Darin waren die 
sechsstelligen Verluste der Kulturtage 
2018 mit einbezogen. Auf Empfehlung 
der Revisoren Wolfgang Reiner und Jutta 
Löhnert wurde die Entlastung für den 
Kassenbericht erteilt. Der aktuelle DGB-
Kontostand beträgt inzwischen über 
60.000 Euro, wie Wohlfahrt auf Anfrage 
mitteilte.

Ein 25 Seiten starker Forderungskatalog
Der ganze Sonntagvormittag galt dem 
Forderungskatalog, den der DGB aktuell 
erarbeitet. Zu Beginn erzählte Helmut 
Vogel, dass diese Idee auf die Empfehlung 
eines befreundeten Politikers zurückgehe. 
DGB-Mitarbeiter Daniel Büter erläuterte, 
dass jedes der 16 Bundesländer einen 
eigenen Aktionsplan zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtkonvention habe. 
Bei seinen Recherchen stellte er fest, dass 
in diesen Aktionsplänen die Themen 
Gehörlosigkeit und Gebärdensprache 
sehr unterschiedlich häufig vorkommen. 
Spitzenreiter sei der Bremer Plan, in 
dem 28 Mal „gehörlos“ und 19 Mal 
„Gebärdensprache“ auftauchen (siehe 
auch Infokasten). 

Auf dieser Basis habe das Präsidium 
gemeinsam mit der Geschäftsstelle 
seinen Forderungskatalog erarbeitet. 
Entstanden ist ein 25-seitiges Papier mit 
knapp 100 Einzelforderungen, verteilt 
auf 13 Themenfelder. Mehrmals betonte 
Vogel, er sei stolz auf dieses Werk. In 
Augsburg wurde der Forderungskatalog 
leicht abgeändert, aber einstimmig von 

der Bundesversammlung angenommen. 
Er soll Mitte November auf der DGB-
Webseite veröffentlicht werden, sodass 
jeder (gemeint sind Mitgliedsverbände, 
Experten und Einzelpersonen) „eine gute 
und gemeinsame Orientierungs- und 
Argumentationshilfe“ nutzen und auf 
die DGB-Forderungen verweisen könne. 
Auch eine komplette Übersetzung in die 
DGS ist in Planung. 

Die Stimmung auf der Versammlung 
war harmonisch. „Endlich eine 
sachliche, konstruktive und friedliche 
Bundesversammlung. Keine persönlichen 
Angriffe, das ist gut!“, schrieb 
Alexander von Meyenn, Vorsitzender 
des Bundesverbands der Dozenten 
für Gebärdensprache, später. Das 
wurde auch bei den Anträgen deutlich. 

Außergewöhnlich war dabei, dass alle 
sieben gestellten Anträge angenommen 
wurden – davon waren gleich fünf vom 
Gehörlosenverband Hamburg (GLVHH). 
Bei drei der Anträge handelte es sich 
eher um Fragestellungen an den DGB, 
um Näheres über dessen Position zu 
bestimmten Themen zu erfahren. 

Vertreten durch Geschäftsführer 
Thomas Worseck wollte der GLVHH 
wissen, wie der Verband zum Konzept 
der Inklusion steht. Befürwortet der 
DGB die aktuellen Bestrebungen oder 
sind Stellungnahmen zur aktuellen 
Entwicklung geplant? „Wir brauchen ein 
klares Bild für Inklusion“, so Worseck. 
Weitere Fragestellungen bezogen sich 
auf den Telefonvermittlungsdienst Tess 
und die Gebärdensprachdolmetscher-
Versorgung. Was tut der DGB dagegen, 
dass Gehörlose für Telefonate immer 
noch mehr zahlen als hörende Menschen? 
Das sei laut Worseck nicht hinnehmbar. 
Außerdem wollte der GLVHH wissen, was 
der DGB  tut, um Qualität und Quantität 
im Dolmetschprozess sowohl hörender als 
auch tauber Gebärdensprachdolmetscher 
sicherzustellen. Vom Präsidium hieß 
es, dass eine Arbeitsgruppe zu diesem 
Thema gebildet werden müsse. 

Außerdem forderte Hamburg den 
DGB dazu auf, fünf Prioritäten in der 
politischen Arbeit zu setzen und einen 
Strategieplan zu erstellen. So könnten 
die Landesverbände und der DGB an 
einem Strang ziehen. Bis Ende Februar 
2020 hat der DGB Zeit, alle Fragen zu 
beantworten. Im letzten und fünften 
Antrag appellierte Worseck noch 

Bernd Schneider und André Döll beim  
Workshop der Arbeitsgruppe DGB 2.0

Führte die Versammlung: Katja Fischer

D
G

Z/
K

er
st

in
 R

ei
ne

r-
Be

rt
ho

ld
D

G
Z/

K
er

st
in

 R
ei

ne
r-

Be
rt

ho
ld

» Die Mitgliedsprognosen 
waren bei vielen Grund 

zur Besorgnis «

411410



8 DGZ 11 | 2019

THEMA DES MONATS

einmal daran, dass der DGB keine 
finanzielle Verpflichtung mehr für 
Großveranstaltungen – insbesondere 
die Kulturtage der Gehörlosen – 
eingehen dürfe. Vizepräsidentin 
Elisabeth Kaufmann versicherte, dass 
die seit Jahren geplante gGmbH 
demnächst gegründet werde. Nach 
wie vor liege der Beschluss aus einer 
früheren Bundesversammlung vor, 
ebenso sei der Gesellschaftsvertrag 
fertig vorbereitet und das nötige 
Startkapital vorhanden. „Dann können 
wir das Geschäftskonto eröffnen. Wir 
werden dann einen Geschäftsführer 
einstellen“, so Kaufmann. 

Der Landesverband der Gehörlosen 
und Gebärdensprachgemeinschaft 
Nordrhein-Westfalen e. V. pochte in 
seinem Antrag auf die Umsetzung 
eines Beschlusses aus 2017. Dieser 
sah vor, ein Projekt zu starten, das 
unter anderem Sensibilisierungsarbeit 
im medizinischen Bereich und 
Aufklärungsarbeit bei Behörden voran- 
treiben soll. Inzwischen seien neue, 
besorgniserregende Entwicklungen 
wie Kindswohlgefährdung hinzuge- 
kommen. Das Projekt solle so bald wie 
möglich beginnen, um die „ethnische 
Säuberung“ der Gehörlosen zu stoppen, 
so der Vorsitzende Martin Magiera. 
Wie andere Behindertenverbände 
müsste auch der DGB über ein klares, 
modernes Menschenbild verfügen. 
So könne man darstellen, wie wir 
uns selber sehen, betonte Magiera. 
Der DGB nahm den Antrag an und 
versicherte, ihn mit hoher Priorität zu 
bearbeiten, vor allem hinsichtlich des 
Menschenbilds. 

An letzter Stelle wurde ein Antrag vom 
bayerischen Landesverband bearbeitet. 
Da die Menschen immer länger leben, 
sollen die Ehrungen um 60- und 70-jährige 
Mitgliedschaften erweitert werden. Alle 
Anträge wurden mit großer Mehrheit 
angenommen. Ebenso debattierte 
die Bundesversammlung über neue 
Ideen, darunter die Einführung eines 
Engagementpreises – als Reaktion auf 
die Kritik zu der Kulturpreis-Verleihung 
bei den Kulturtagen 2018 in Potsdam.

Die Bundesversammlung mit den rund 70 
Delegierten aus ganz Deutschland fand 
strenggenommen nur am Samstag und 
Sonntag statt. Am Freitag davor stellten 
fünf Arbeitsgruppen ihre Ergebnisse 
zu fünf Themenbereichen vor. Mit der 
Berlinerin Katja Fischer würde erstmalig 

seit 2005 zumindest wieder eine Frau die 
Bundesversammlung leiten, freute sich 
DGB-Präsident Helmut Vogel.

Am Freitagnachmittag gab es Workshops 
zu den fünf Themenbereichen. Der 
zeitintensivste galt der Arbeitsgruppe 
DGB 2.0, geleitet von Bernd Schneider. 
Er berichtete über die bisherigen zwei 
Arbeitstreffen in Kassel und Frankfurt 
und von einer Umfrage, die an die 16 
Landesverbände verschickt wurde. Ziel 
war es, herauszufinden, wie sich die Zahl 
der Vereine und Mitglieder innerhalb 
der nächsten 20 Jahre entwickeln 
werden. Aktuell gibt es 195 an den DGB 
angeschlossene Vereine. Für 2039 wird 
es laut Prognose nur noch 87 Vereine 
geben. Eine ähnliche Entwicklung sehe 
man bei den Mitgliederzahlen: Diese 
werden voraussichtlich von derzeit 
9.650 auf 3.700 schrumpfen. Die Zahlen 
waren bei vielen Delegierten Grund zur 
Besorgnis. 

Nun wurde in den Workshops nach 
Lösungsideen gesucht. Man schlug 
eine Umstrukturierung des Verbands 
„von oben nach unten“ vor, auch das 
Vorantreiben der Digitalisierung. Man 
wolle die Mitgliedschaft beim DGB 
attraktiver gestalten, etwa mit einem 
Zugang zu Online-Liveübertragungen 
der Bundesversammlungen. Auch 
die Gründung eines Altenheims für 
DGB-Mitglieder und eine kostenlose 
Rechtsberatung wurden vorgeschlagen. 

Eine Idee, die sich in Augsburg 
herauskristallisierte, war der Länderrat. 

Mit dem Workshop Musikperformace greift 
der DGB ein aktuelles Problem auf

Muss sich zu bestimmten Fragen stärker positionieren: das DGB-Präsidium
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In der Vergangenheit wurde wiederholt 
die Kritik laut und der Informationsfluss 
zwischen dem DGB und den Ländern 
sei nicht optimal. Die derzeitigen 
Überlegungen sehen daher einen 
Länderrat vor, der sich mindestens 
einmal jährlich treffen soll. Darin sollen 
aus jedem Bundesland, vom DGB und 
von der Deutschen Gehörlosen-Jugend 
jeweils zwei Vertreter sitzen. Nach diesen 
Diskussionen folgte die Fortsetzung der 
Arbeit. Die Arbeitsgruppe DGB 2.0 wird 
künftig von Volker Siegling geleitet. 
Die Schwerpunkte sollen vor allem auf 
Informationsfluss, Umstrukturierung, 
Mitgliedervorteile, Personalausbau, 
Fundraising und den Länderrat gelegt 
werden.

Als Leiter der Arbeitsgruppe „Gebärden- 
sprache als Minderheitensprache“ 
berichtete Prof. Dr. Christian Rathmann, 
die DGS sei zwar seit 2002 in Deutschland 
anerkannt, aber in vielen Bereichen noch 
nicht umgesetzt. Ein entsprechender 
Antrag der Grünen-Partei sei im 
Jahr 2018 von der Bundesregierung 
abgelehnt worden. Die Begründung: 
Bei einer Minderheitensprache müssen 
eine regionale Verortung und die 
Bedrohung durch „Aussterben“ gegeben 
sein. Momentan sei auf europäischer 
Ebene schon einiges in Bewegung, so 
Rathmann. „Wir befassen uns damit 
und sammeln die Informationen, was es 
genau heißt, in die Europäische Charta der 
Minderheitensprachen aufgenommen 
und als regionale Minderheitensprache 
anerkannt zu werden. Wenn dann 
auf europäischer Ebene der Stein ins 
Rollen kommt, können wir auch in 
Deutschland aktiv werden.“ Dieser Weg 
sei, so der Tenor (= grundlegender Sinn), 
vielversprechender als eine Anerkennung 
als Amtssprache. 

Der DGB beschäftigte sich auch mit 
dem aktuellen und brisanten Thema 
Musikperformance. Elisabeth Kaufmann 
als Vertreterin der gleichnamigen 
Arbeitsgruppe sprach von einem 
geplanten Treffen im November mit 
Vertretern der Dolmetscherverbände und 
der Aktionsgruppe Deaf Performance 
Now, deren Engagement sie begrüßte. 
Sie berichtete von einem erfolgreichen 
Konzept in England und plant ein 
Positionspapier in Zusammenarbeit mit 
hörenden und tauben Dolmetschern. Der 
DGB wolle, so Kaufmann, taube Performer 

mit Ausbildungsangeboten fördern. 
Man müsse die Öffentlichkeitsarbeit 
vorantreiben und Musikagenturen darauf 
aufmerksam machen, dass auch taube 
Performer gebucht werden könnten.  

In der Arbeitsgruppe „Kommunikations- 
assistenz“, vertreten durch Andreas 
Costrau und Helmut Vogel, ging es 
darum, die Definition dieser Tätigkeit 
genauer auszuarbeiten und klarer 

von Gebärdensprachdolmetschern 
abzugrenzen. Einen Überraschungsgast 
gab es am Samstag. Rudolf Gast, 
Ehrenvorsitzender des Landesverbands 
Bayern der Gehörlosen, brachte ein 
historisches Geschenk für den DGB mit: 
die Beschlussfassung zur Gründung 
des DGB in Düsseldorf aus dem Jahr 
1950 mit den Originalunterschriften der 
Gründungsmitglieder.

Für Unruhe sorgte eine Nachricht 
aus Niedersachsen: Der Deutsche 
Gehörlosen-Sportverband – mit 

über 7.500 Mitgliedern größter 
Mitgliedsverband im DGB,  in Augsburg 
jedoch nicht anwesend – würde einen 
Austritt aus dem DGB anstreben. Als 
Initiator wurde der Vizepräsident für 
Öffentlichkeitsarbeit Jan Eichler genannt. 
Beim DGS-Verbandstag in Dresden 
am 22. und 23. November soll ein 
entsprechender Antrag gestellt werden. 
Eichler bestätigte auf Anfrage dieses 
Vorhaben und schrieb, das Präsidium 
werde dazu in Dresden Stellung beziehen. 
Dort wird außerdem das DGS-Präsidium 
neu gewählt.   

Was der DGB für 2020 plant

21. Februar 
Öffentliche Veranstaltung des DGB 
zum Tag der Muttersprache: 
„Gebärdensprache als Minderheits- 
sprache“ in Berlin

7. Mai 
Europäischer Protesttag mit eigener 
Demonstration des DGB in Berlin 
zum Motto „Gebärdensprachrechte 
für alle“

11./12. September 
4. Bildungskongress in Landshut 
zum Motto „Bimodal-bilinguale 
Bildung verstehen, erleben und 
voranbringen“

30. Oktober/1. November 
Ordentliche Bundesversammlung 
in Berlin

VORSCHAU

Zuständig für die Öffentlichkeitsarbeit: 
DGB-Mitarbeiter Daniel Büter

Zeigten sich beeindruckt von der Fülle der Arbeiten: Die gut 70 Delegierten in Augsburg
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Wie setzt sich der DGB bezüglich 
dieser Themen ein?
Wir haben am 16. März fünf Forderungen 
an sechs Bundesministerien und 
Bundesbehörden auf Grundlage des 
Benachteiligungsverbots (§ 7 BGG) 
gerichtet. Seitdem korrespondieren 
wir über unseren Anwalt mit der 
Bundesregierung. Seitdem konnte 
manche Forderung umgesetzt werden, 
siehe dazu unsere Stellungnahme 
vom 2. April.  Diese sind nicht neu 
formuliert und standen bereits im 
DGB-Forderungskatalog. Trotz sehr 
stressiger Ausnahmesituation konnten 
wir unsere Kräfte bündeln. Unsere 
drei hauptamtlichen Mitarbeiter 
konzentrieren sich im Homeoffice 
ausschließlich auf die Corona-Krise, aus 
dem Präsidium insbesondere Dr. Ulrike 
Gotthardt, Elisabeth Kaufmann und ich. 
In diesem aufgebauten sechsköpfigen 
Koordinierungsteam bearbeiten wir 
nun verschiedene Themen, haben 
verschiedene Kontakte zu diversen 

gehörlosen und hörenden Experten 
und den DGB-Fachteams. In der Krise 
gilt insbesondere die Devise (= Motto): 
Gemeinsam macht stark!

Was muss getan werden, dass die 
Errungenschaften künftig und auch 
nach der Krise beibehalten werden?
Wir haben die Leitlinien von den 
Weltverbänden WFD und WASLI für 
die Zugänglichkeit von Medien durch 
Gebärdensprache übersetzt und 
veröffentlicht. Für das Einhalten dieser 
wird sich das DGB-Fachteam Medien 
zusammen mit den Landesverbänden 
bei den Medienverantwortlichen nach 
wie vor beharrlich einsetzen.

Dolmetscher berichten, ihnen 
seien Aufträge für Wochen 
weggebrochen, und bieten vermehrt 
Ferndolmetschen an. Werden sich 
solche Lösungen etablieren?
Davon können wir ausgehen, ja. 
Die Krankenkassen haben Video- 

Von Thomas Mitterhuber

Mit der Corona-Krise ging es 
Schlag auf Schlag: Bei den 
Pressekonferenzen des Ro-

bert-Koch-Instituts (RKI) ist live eine 
Dolmetscherin dabei. Vom Bund bis 
hinunter in die Kommunen stellen Re-
gierungen DGS-Videos bereit. Mit dem 
Virus gehen aber auch große Unsicher-
heiten und Einschränkungen einher. Wie 
die jüngeren Entwicklungen zu bewer-
ten sind und was der Verband aktuell 
tut und plant, beantwortet der DGB-Prä-
sident im Interview. 

Warum braucht es erst ein Virus,  
damit derInformationszugang 
barrierefreier wird?
Helmut Vogel: Die Corona-Krise 
betrifft die ganze Bevölkerung, da es 
eine große Ansteckungsgefahr für alle 
gibt. Zu Beginn der Krise befasste sich 
der DGB gleich mit dieser Thematik 
und veröffentlichte Anfang März 
ein Aufklärungspapier zum Virus 
sowie eine Stellungnahme für die volle 
Zugänglichkeit zu gesundheitlichen 
Informationen. Zudem erfuhr der DGB 
sofort Unterstützung aus Politik und 
mehreren Verbänden. Ebenso führten 
wir viele Telefonate mit Politikern, der 
Schlichtungsstelle des Bundes und dem 
von uns beauftragten Rechtsanwalt (Dr. 
Oliver Tolmein, Anm. d. Red.). Weiterhin 
fand die von drei Aktivistinnen gestartete 
Petition viel Unterstützung, die wir 
im Vorfeld als Kooperationspartner 
unterstützten. Man kann sagen, dass 
Politik und Bevölkerung die Forderungen 
verstanden und unterstützt haben. 
Das Benachteiligungsverbot im Artikel 
7 des Bundesgleichstellungsgesetzes 
findet derzeit starke Entfaltung im 
Medienbereich, dies war und ist für uns 
der Schlüsselpunkt. 

Bist du zufrieden mit dieser 
Entwicklung?
Besonders positiv sind die Presse- 

konferenzen des RKI hervorzuheben. 
Ebenso veröffentlichten Bundes- 
behörden zu unserer Freude 
viele Gebärdensprachfilme im 
Internet. Allerdings müssen die 
Gebärdensprachdolmetscher im Bild 
aufgenommen werden und danach 
in Echtzeit auf allen Medienkanälen 
(Fernsehen und Internet) zu sehen sein. 
Der Informationsauftrag des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks muss besser 
erfüllt werden, so wie es bei Ansprachen
einiger Ministerpräsidenten der Fall 

war. Die Bereitstellung von GSD bei den 
Ansprachen muss im linearen Fernsehen 
(d. h. ARD, ZDF und dritte Programme) 
kontinuierlich umgesetzt werden, 
damit Ältere ohne Internetanschluss 
sowie Gehörlose auf dem Land erreicht 
werden können, wo das Internet nicht 
gut ausgebaut ist. 

Dafür gingen bei vereinzelten  
TV-Sendern die Untertitel zurück. 
Ist das akzeptabel?
Es hat ein Missverständnis gegeben. 
Der NDR hat nur auf die Untertitelung 
der zwei Sendungen DAS! und 
Talkshow verzichtet. Wir haben das 
bereits in einem Film in Facebook 
klargestellt.

„Wir müssen das gemeinsam aushalten“
Beim Deutschen Gehörlosen-Bund ist seit Anfang März eine sechsköpfige Corona- 
Taskforce im Einsatz. Präsident Helmut Vogel im Gespräch über die Fortschritte im  
Informationszugang, Dolmetschereinsätze aus der Ferne und den Plan, neue Mitarbeiter 
einzustellen
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sprechstunden empfohlen und 
das Ferndolmetschen anerkannt 
– eine positive Nachricht. Viele 
Landesdolmetscherverbände bieten 
Notfalllisten an, damit Dolmetscher 
mit technischen Geräten bestellt und 
angerufen werden können.

Auf Facebook berichtete der bgsd 
von einer Corona-Arbeitsgruppe 
mit dem DGB und dem tgsd. Woran 
arbeitet ihr konkret?
In der Corona-Krise ist es 
notwendig, dass der DGB und die 
zwei Dolmetscherverbände eng 
zusammenarbeiten und sich für 
Sicherheit und Wohl der Gehörlosen 
einsetzen. Wir besprachen intensiv 
unsere Forderungen an das 
Bundesministerium für Gesundheit 
und an die Krankenhäuser. Auf 
internationaler Ebene arbeiten die WFD 
und WASLI eng zusammen.

In der Bevölkerung gibt es eine hohe 
Solidarität und breite Akzeptanz der 
Eindämmungsmaßnahmen, aber 
teilweise auch Verunsicherung. Wie 
nimmt der DGB das bei gehörlosen 
Menschen wahr?
Sehr viele Gehörlose haben sich ebenso 
vernünftig verhalten und solidarisieren 
sich. Das unsichtbare und gefährliche 
Virus schafft aber auch Unsicherheit 
und Ängste. Die Pandemie macht uns 
vom DGB ebenso starke Sorgen. Das 
müssen wir alle gemeinsam aushalten, 
bis wir schrittweise unsere Freiheit 
zurückbekommen. 
Wir wollen zwei-, dreimal die Woche in 
Filmen über unsere Arbeiten berichten 
und so in diesen ernsten Zeiten das 
Zusammengehörigkeitsgefühl in der 
Gehörlosen-/Gebärdensprachgemein- 
schaft weiter stärken. Wir werden 
ihnen fest beistehen und als 
Interessensvertretung für sie kämpfen. 
Wir müssen auch an ältere Gehörlose 
denken, sie brauchen Unterstützung 
von uns allen. Wir kommunizierten 
bereits mit den Landesverbänden 
darüber. Auch streben wir an, sobald 
wie möglich neue hauptamtliche 
Mitarbeiter für unser geplantes 
Hilfsprojekt (von der Aktion Mensch 
finanzierte Corona-Soforthilfen, 
um Assistenz/Begleitung oder 
Lebensmittelbeschaffung zu ermög- 
lichen, Anm. d. Red.) einzustellen, 
zwecks Entlastung aller Mitarbeiter.   

Wir gegen Corona
Die Corona-Krise betrifft die Menschen auf unter-
schiedlichste Art und Weise. Was macht der Virus mit ihrem  
Leben? Wie gehen sie mit den Einschränkungen um?  
Acht Menschen erzählen aus ihrem veränderten Alltag
Von Melissa Wessel

Damals bin ich zu vielen Treffen 
im Taubblindenverein und zum 
Stammtisch gegangen. Zurzeit ist das 
nicht mehr möglich. Mir haben auch 
Taubblindenassistenten (TBA) abgesagt 
und ich stehe dadurch vor mehr 
Barrieren. Dolmetscher im Fernsehen 
oder Internet kann ich nicht sehen. Ich 
brauche einen TBA oder Freunde, die 
es mir per taktile Gebärden übersetzen 
oder eine Zusammenfassung erzählen. 
Allerdings informiere ich mich jetzt über 
eine Teletext-App auf meinem Tablet, 
das extra groß eingestellt ist. So kann ich 
die wichtigsten News wenigstens etwas 
verfolgen. Ich habe Glück, dass ich für 
meine Besorgungen direkt gegenüber 
einen Netto habe und somit in Begleitung 
von Freunden oder Angehörigen das 
Nötigste einkaufen kann. Derzeit habe 
ich weniger soziale Kontakte, ich kann 
mich nicht mit anderen Taubblinden 
oder Freunden treffen oder meine  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Angehörigen besuchen. Glücklicherweise 
kann ich mich mit bestimmten Freunden 
per Videochat unterhalten. Es ist für mich 
einfacher, mich mit engen Freunden zu 
unterhalten, deren Gebärden ich sehr 
gut kenne. So muss ich nicht oft nach 
Wiederholungen fragen. 

Jacqueline Laier (59) 
ist taubblind und 

bekommt Absagen 
von Taubblindenassistenten

Da wir in häusliche Quarantäne 
mussten, hatte ich in meinem privaten 
Account darüber berichtet. Zu der 
Zeit war das Coronavirus noch nicht 
so präsent in Deutschland. Es kamen 
viele Anfragen, ob meine Berichte 

weitergeleitet werden dürfen. Daher 
habe ich einen neuen Account erstellt. 
Zu dieser Zeit gab es so gut wie keine 
DGS-Infos zum Virus. Ziel des Accounts 
war es, Verunsicherungen und Panik 
durch persönliche Erfahrungsberichte 
zu vermeiden. Dann meldeten sich 
viele, die ihre Erfahrungen und Wissen 
auch mit anderen teilen wollten. Wir 
versuchen auch, eingehende Fragen zu 
beantworten. Ich habe nicht erwartet, 
dass wir innerhalb kürzester Zeit so 
viele Abonnenten haben würden. Dies 
spiegelt den hohen Austauschbedarf 
wider. Derzeit besteht unser Team aus 
fünf Personen. Jeder ist willkommen, 
etwas dazu beizutragen. Ich finde es 
schön, dass die Personen in unserem 
Team so verschieden sind und aus 
unterschiedlichen Altersgruppen 
bestehen. Wir arbeiten ehrenamtlich 
daran, dass niemand sich in der Corona-
Krise alleine fühlt und dass Panik und 
Verunsicherung vermieden wird. 

Sarah Beilborn (30) 
gründete Mitte März den 

Instagram-Account 
coronavirus_in_dgs

1,
2 

 p
riv

at

1

2

415414



Bundesministerium
für Arbeit und Soziales

Richtlinie
für die Förderung der Partizipation von Menschen mit Behinderungen
und ihrer Verbände an der Gestaltung öffentlicher Angelegenheiten

Vom 26. Oktober 2016

1. Zuwendungszweck

Artikel 4 des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK)
enthält die allgemeine Verpflichtung der Vertragsstaaten bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschrif-
ten und politischen Konzepten zur Durchführung des Übereinkommens und bei anderen Entscheidungsprozessen in
Fragen, die Menschen mit Behinderungen – einschließlich Kinder mit Behinderungen – betreffen, mit diesen über die
sie vertretenden Organisationen enge Konsultationen zu führen und sie aktiv einzubeziehen.

Nach Artikel 29 UN-BRK verpflichten sich die Vertragsstaaten, sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen
gleichberechtigt mit anderen wirksam und umfassend am politischen und öffentlichen Leben teilhaben können.

Der Bundesgesetzgeber hat mit § 19 des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG) die Grundlage für die Stärkung
der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der Gestaltung öffentlicher Angelegenheiten auf Bundesebene
gelegt.

Ziel der Förderung ist es, Verbänden von Menschen mit Behinderungen, insbesondere Selbstvertretungsorgani-
sationen, eine aktive und umfassende Teilhabe an der Gestaltung öffentlicher Angelegenheiten und die Partizipation
von Menschen mit Behinderungen an politischen Entscheidungsprozessen zu ermöglichen bzw. dies zu erleichtern.
Diese Organisationen haben oftmals behinderungsbedingten Mehraufwand und verfügen nur über geringe finanzielle
und personelle Ressourcen. In der Folge verzichten einige Verbände bzw. Organisationen auf eine aktive Verhand-
lung, Mitwirkung oder Mitgestaltung in Politik und Gesellschaft. Um ihre Partizipation zu stärken und ihnen eine
Möglichkeit einzuräumen, Politik und Gesellschaft auf Augenhöhe und gleichberechtigt mit anderen Interessen-
gruppen mitzugestalten, sollen Verbände von Menschen mit Behinderungen, insbesondere Selbstvertretungs-
organisationen, finanziell gefördert werden.

2. Rechtsgrundlage

Der Bund gewährt nach § 19 BGG und nach Maßgabe dieser Richtlinie, der §§ 23 und 44 der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO) mit den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV), der Allgemeinen Nebenbestimmung für Zu-
wendungen zur Projektförderung (ANBest-P) und dem Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) Zuwendungen.

Diese Förderrichtlinie begründet keinen Rechtsanspruch auf Förderung. Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales (BMAS) entscheidet aufgrund seines pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel.

3. Gegenstand der Förderung

Gefördert werden Maßnahmen, die die Fähigkeiten und Möglichkeiten der Organisationen von Menschen mit
Behinderungen (nachfolgend: Organisationen) zur Teilhabe an der Gestaltung öffentlicher Angelegenheiten auf
Bundesebene verbessern.

a) Förderung von Kompetenzaufbau: Empowerment und Capacity-Building

Gefördert werden Maßnahmen, mittels derer ehren- und hauptamtlichen Kräften von Organisationen Kompeten-
zen und praktische Erfahrungen für die Interessenvertretung auf Bundesebene vermittelt werden.

b) Nachwuchsförderung

Gefördert werden die Jugendarbeit und Maßnahmen zur Potenzialentwicklung von Nachwuchskräften für die
künftige Wahrnehmung von Leitungsfunktionen in Organisationen (z. B. Workshops, Seminare, Coaching).

c) Struktur- und Starthilfe, Organisationsentwicklung, Fortbildung

Gefördert werden Maßnahmen, die der Weiterentwicklung und Strukturverbesserung der Organisationen dienen
(z. B. Aufbau und Pflege von Netzwerken, Fortbildungen) einschließlich der Verbesserungen der technischen
Infrastruktur.

d) Behinderungsspezifische Hilfsmittel und Nachteilsausgleiche

Gefördert wird der Ausgleich behinderungsspezifischen Mehrbedarfs, wie z. B. durch Übertragung von Texten in
Leichte Sprache, durch den Einsatz von Gebärdensprachdolmetschern oder durch technische Hilfsmittel, die im
Rahmen der Wahrnehmung von Aufgaben für die Organisation erforderlich sind, sofern ein Anspruch nicht bereits
auf anderer Grundlage besteht.
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e) Leistungen für Assistenz

Organisationen im Sinne von Nummer 4 dieser Richtlinie können einen Zuschuss bis zur Höhe von 6 000 Euro pro
Jahr zu den Ausgaben für Assistenzkräfte für Mitglieder erhalten, die für ihre ehrenamtliche Tätigkeit in der Or-
ganisation wegen ihrer Behinderung Assistenz benötigen, sofern ein Anspruch nicht bereits auf anderer Grund-
lage besteht.

f) Sonstige Maßnahmen

Gefördert werden auch sonstige Maßnahmen, die die Fähigkeiten und Möglichkeiten der Organisationen zur
Teilhabe an der Gestaltung öffentlicher Angelegenheiten auf Bundesebene ermöglichen und verbessern.

4. Zuwendungsempfänger

Antragsberechtigt sind juristische Personen des privaten und des öffentlichen Rechts,

– deren Mitglieder überwiegend Menschen mit Behinderungen sind und die überwiegend von Menschen mit
Behinderungen geleitet werden („Selbstvertretungsorganisationen“),

– bei denen es sich um Organisationen handelt, deren Hauptziel die Stärkung der Selbstvertretung von Menschen
mit Behinderungen ist oder

– bei denen es sich um Organisationen der Angehörigen von Menschen mit Behinderungen handelt, wie zum
Beispiel von Kindern mit Behinderungen, von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen, von taubblinden
Menschen oder von psychisch erkrankten Menschen,

und die die Voraussetzungen für eine Anerkennung gemäß § 15 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 5 BGG erfüllen.

5. Zuwendungsvoraussetzungen

Eine rückwirkende Förderung ist ausgeschlossen.

Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt in Abhängigkeit und nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel.

Liegen mehr förderungswürdige Anträge vor als Haushaltsmittel zu Verfügung stehen, sollen insbesondere Maßnah-
men gefördert werden, die

– auf die Nachhaltigkeit der behindertenpolitischen Arbeit der betreffenden Organisation wie z. B. auf den Aufbau
hauptamtlicher Strukturen oder

– auf die Nachwuchsförderung der betreffenden Organisation oder

– auf die offenkundig notwendigen Nachteilsausgleiche (wie z. B. Assistenzleistungen)

abzielen.

Die Förderung soll die Vielfalt von Behinderungen widerspiegeln.

6. Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

Die Zuwendungen werden im Rahmen einer Projektförderung grundsätzlich in Form eines nicht rückzahlbaren Zu-
schusses auf Ausgabenbasis als Anteilfinanzierung gewährt. Grundlage für die Bemessung des Zuschusses sind die
zuwendungsfähigen Ausgaben der in Nummer 6 Buchstabe a genannten Ausgabenpositionen des Finanzierungs-
plans.

Die maximale Zuschusshöhe für eine Förderung aus Mitteln des Bundes nach Maßgabe dieser Richtlinie beträgt
höchstens 95 %. Mindestens 5 % der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben sollen von den Antragstellenden als
Eigenanteil aufgebracht werden.

Die Gesamtfinanzierung des Projekts muss sichergestellt sein und im Finanzierungsplan schlüssig dargelegt werden.

a) Zuwendungsfähige Ausgaben

Im Rahmen der Förderung von Maßnahmen nach Nummer 3 dieser Richtlinie sind nur Ausgaben zuwendungs-
fähig, die folgenden Ausgabenpositionen zugerechnet werden können:

– Ausgaben für im Projekt beschäftigtes zusätzliches Personal (einschließlich Personal für projektbezogene Ver-
waltungstätigkeiten). Zuwendungsfähig ist eine Vollzeit/Teilzeitstelle bis maximal TVöD EG 13/Stufe 3 (je nach
Nachweis der entsprechenden Qualifikation des eingesetzten Personals). Höhere Entgelte als nach dem TVöD
sowie sonstige über- und außertarifliche Leistungen sind nicht zuwendungsfähig.

– Ausgaben für die im Projekt eingesetzten Honorarkräfte,

– Ausgaben für Assistenzkräfte. Zuwendungsfähig ist eine Vollzeit/Teilzeitstelle bis maximal TVöD EG 4/Stufe 3
bis zu einem Betrag von 6 000 Euro im Jahr (Höchstbetrag). Höhere Entgelte als nach dem TVöD sowie sons-
tige über- und außertarifliche Leistungen sind nicht zuwendungsfähig.

– Ausgaben für Räume, die für das Projekt angemietet werden,

– Ausgaben in Zusammenhang mit der Qualifizierung ehren- und hauptamtlicher Kräfte (z. B. Maßnahmekosten,
Lernmittel, Fahrtkosten),

– Ausgaben für Auftragsvergaben für Maßnahmen, die die geförderte Organisation nicht selbst durchführen
kann,

– Ausgaben für technische Infrastruktur und technische Arbeitshilfen sowie Einweisung in deren Gebrauch,
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– Reisekosten einschließlich der Reisekosten für Assistenzkräfte,

– Tagungsgebühren,

– Ausgaben für Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit,

– sonstige Ausgaben, die zur Finanzierung der in Nummer 3 der Förderrichtlinie dargestellten Maßnahmen
erforderlich sind.

b) Finanzierungsplan

Der Finanzierungsplan besteht nach VV Nummer 3.2.1 zu § 44 BHO aus einer aufgegliederten Berechnung der mit
dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben und einer Übersicht über die beabsichtigte Finanzie-
rung.

c) Dauer der Förderung

Die Projektlaufzeit kann bis zu 36 Monate betragen.

7. Verfahren

a) Antrag

Der Antrag auf Erhalt einer Zuwendung ist in Schriftform zu stellen beim

Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

Dem Antrag ist eine Projektplanung für den Bewilligungszeitraum vorzulegen. Die Projektplanung muss aus einer
oder mehreren Maßnahmen bestehen, die die Fähigkeiten und Möglichkeiten der Organisationen zur Teilhabe an
der Gestaltung öffentlicher Angelegenheiten auf Bundesebene ermöglichen und verbessern (Nummer 3
Buchstabe a bis f). Im Antrag ist zudem darzulegen, dass die in Nummer 4 genannten Voraussetzungen vorliegen.
Ein detaillierter Finanzierungsplan sowie die Vereinssatzung und der Freistellungsbescheid zur Körperschafts-
steuer sind beizufügen. Der Finanzierungsplan beinhaltet eine plausible Darstellung der beantragten Förderung,
die notwendig und angemessenen ist, um das Ziel der Maßnahme(n) zu erreichen sowie die Darstellung der
Gesamtfinanzierung der Fördermaßnahme, die sichergestellt sein muss.

Die vom BMAS mit der Administration der Förderung beauftragte Einrichtung (Bewilligungsbehörde) prüft die
Zuwendungsanträge auf Förderfähigkeit der vorgesehenen Maßnahme nach dieser Richtlinie, holt im zuständigen
Fachreferat des BMAS eine Stellungnahme ein und leitet dem Beirat die als förderfähig beurteilten Anträge zu.

b) Beirat

Das BMAS beruft für die Dauer von vier Jahren in einen Beirat bis zu 15 Personen, die die Organisationen von
Menschen mit Behinderungen vertreten.

Im Beirat sollen überwiegend Organisationen gemäß Nummer 4 dieser Förderrichtlinie vertreten sein.

Die/der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen nimmt an den
Sitzungen des Beirats ohne Stimmrecht teil. Der Beirat tagt unter Leitung des für die Förderung zuständigen
BMAS-Fachreferats, das ebenfalls über kein Stimmrecht verfügt.

Dem Beirat obliegt die Aufgabe, zu den eingegangenen Anträgen Förderempfehlungen abzugeben. Er gibt
Anregungen für die Auswahl der durch die Richtlinie zu fördernden Projekte.

c) Bewilligung

Das BMAS entscheidet unter Einbeziehung des Votums des Beirats und nach Vorliegen der zuwendungsrecht-
lichen Voraussetzungen über die Gewährung der Zuwendung im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens und der
verfügbaren Haushaltsmittel.

Der Beirat ist über die getroffene Entscheidung zu unterrichten.

8. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

a) Prüfung

Nach den Allgemeinen Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid sind das BMAS und die vom BMAS
beauftragte Bewilligungsbehörde in dem dort niedergelegten Umfang berechtigt, die Verwendung der Zuwen-
dung zu prüfen. Der Bundesrechnungshof ist gemäß den §§ 91 und 100 BHO ebenfalls zur Prüfung berechtigt.

b) Mitwirkung/Datenspeicherung

Die Zuwendungsempfänger sind verpflichtet, im Rahmen der Finanzkontrolle mitzuwirken und die erforderlichen
Auskünfte zu erteilen. Die im Zusammenhang mit den beantragten Zuwendungen stehenden Daten werden auf
Datenträgern gespeichert.

c) Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheids und die Rückforderung
der gewährten Zuwendung gelten die §§ 48 bis 49a VwVfG, die §§ 23, 44 BHO und die hierzu erlassenen All-
gemeinen Verwaltungsvorschriften soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen von den Allgemeinen
Verwaltungsvorschriften zugelassen sind.
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9. Inkrafttreten

Diese Förderrichtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft.

Berlin, den 26. Oktober 2016

Bundesministerium
für Arbeit und Soziales

Im Auftrag
Dr. C. Brückner

www.bundesanzeiger.de

Bekanntmachung
Veröffentlicht am Montag, 14. November 2016
BAnz AT 14.11.2016 B2
Seite 4 von 4

419418




